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Gesetz 

zu dem Europa-Abkommen vom 12. Juni 1995 
zur Gründung einer Assoziation 
zwischen den Europäischen Gemeinschaften 
und ihren Mitgliedstaaten einerseits 
und der Republik Estland andererseits 


Vom 12. September 1996 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen; 


Artikel 1 

Dem in Luxemburg am 12. Juni 1995 von der Bundesrepublik Deutschland 
Unterzeichneten Europa-Abkommen zur Gründung einer Assoziation zwischen 
den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits urxf der 
Republik Estland andererseits, den der Schlußakte vom selben Tag beigefügten 
Erklärungen und Briefwechseln wird zugestimmt. Das Abkommen, die Schluß¬ 
akte und die ihr beigefügten Erklärungen und Briefwechsel werden nachstehend 
veröffentlicht. 


Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Europa-Abkommen nach seinem Artikel 130 Abs. 2 für 
die Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekannt¬ 
zugeben. 


Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und wird im Bundesgesetz¬ 
blatt verkündet. 


Berlin, den 12. September 1996 

Für den Bundespräsidenten 
Der Präsident des Bundesrates 
Dr. Edmund Stoiber 

Der Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 

Der Bundesminister für Wirtschaft 
Rexrodt 

Der Bundesminister des Auswärtigen 
Kinkel 
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Europa-Abkommen 
zur Gründung einer Assoziation 
zwischen den Europäischen Gemeinschaften 
und ihren Mitgliedstaaten einerseits 
und der Republik Estland andererseits 


Das Königreich Belgien, 
das Königreich Dänemark, 
die Bundesrepublik Deutschland, 
die Griechische Republik, 
das Königreich Spanien, 
die Französische Ftepublik, 

Irland, 

die Italienische Republik, 
das Großherzogtum Luxemburg, 
das Königreich der Niederlande, 
die Republik Österreich, 
die Portugiesische Republik, 
die Republik Finnland, 
das Königreich Schweden, 

das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland, 

Vertragsparteien des Vertrags über die Europäische Union, des 
Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, des Ver¬ 
trags über die Gründurtg der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl und des Vertrags zur Gründung der Europäi¬ 
schen Atomgemeinschaft, 

nachstehend „Mitgliedstaaten“ genannt, und 

die Europäische Gemeinschaft, die Europiäische Atomgemein¬ 
schaft und die Eurojsäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl, 

nachstehend „Gemeinschaft“ genannt, 

die im Rahmen der Europäischen Union handeln, 

einerseits und 

die Repjublik Estland, 

nachstehend „Estland“ genannt, 

andererseits - 

eingedenk der historischen Bindungen zwischen den Vertrags¬ 
parteien und der ihnen gemeinsamen Werte, 

in der Erkenntnis, daß die Gemeinschaft und Estland diese 
Bindungen stärken und auf der Grundlage der Gegenseitigkeit 
enge und dauerhafte Beziehungen herstellen wollen, die es Est¬ 
land ermöglichen, sich am Prozeß der europäischen Integration 
sowie an der Stärkung und Weiterentwicklung der Beziehungen 
zu beteiligen, die zuvor, insbesondere durch das Abkommen über 
den Handel und die handelspMlitische und wirtschaftliche Zusam¬ 
menarbeit und das Abkommen über Freihandel und Handels¬ 
fragen hergestellt wurden. 


in der Erwägung, daß die Vertrags(>arteien für die Stärkung der 
px^litischen und der wirtschaftlichen Freiheiten eintreten, die die 
Grundlage dieses Abkommens bilden, und für die Weiterentwick¬ 
lung des neuen Wirtschafts- und Regierungssystems Estlands, 
das - im Einklang unter anderem mit den im Rahmen der Konfe¬ 
renz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europra (KSZE) und 
der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
(OSZE) eingegangenen VerpfliclUungen - die Rechtsstaatlichkeit 
und die Achtung der Mensctrenrechte einschließlich der Minder¬ 
heitenrechte sowie ein Mehrparteiensystem mit freien und demo¬ 
kratischen Wahlen und eine Liberalisierung mit dem Ziel der 
Marktwirtschaft umfaßt, 

in der Erwägung, daß die Vertragsprarteien die Auffassung 
teilen, daß Estland beträchtliche und erfolgreiche Reformanstren¬ 
gungen auf pxjlitischem und auf wirtschaftlichem Gebiet unter¬ 
nommen hat und daß diese Anstrengungen fortgesetzt werden, 

in der Erwägung, daß die Vertragsparteien zur Erfüllung der im 
Rahmen der KSZE eingegangenen Verpflichturtgen verpflichtet 
sind, insbesondere derjenigen, die sich aus der Schlußakte von 
Helsinki, den abschließertden Dokumenten der Folgetreffen in 
Madrid, Wien utxf Kop>enhagen, der Pariser Charta für ein neues 
Europja, den Schlußfolgerungen der KSZE-Konferenz in Bonn, 
dem Dokument der KSZE-Konferenz in Helsinki von 1992, der 
Europjäischen Menschenrechtskonvention, des Vertrags über die 
Gesamteurop>äische Energiecharta sowie der Ministererklärung 
der Konferenz in Luzern vom 30. April 1993 ergeben, 

in dem Bestreben, die Kontakte zwischen ihren Bürgern sowie 
den freien Austausch von Informationen und Gedanken zu för¬ 
dern, wie es von den Vertragsparteien im Rahmen der KSZE und 
der OSZE vereinbart wurde, 

im Bewußtsein der Bedeutung dieses Abkommens für die 
Schaffung und Förderung eines Systems der Stabilität in Europra 
auf der GrurKflage der Zusammenarbeit, in dem die Europräische 
Union einen der Eckpfeiler bildet, 

in der Erkenntnis, daß die Staats- und Wirtschaftsreform in 
Estland mit Hilfe der Gemeinschaft fortgesetzt werden muß, 

unter Berücksichtigung des Wunsches der Gemeinschaft, zur 
Durchführung der Reformen beizutragen und Estland zu helfen, 
die wirtschaftlichen und sozialen Folgen der Strukturanpassung 
zu bewältigen, 

in der Erkenntnis, daß die volle Durchführung des Abkommens 
an die Durchführung eines konsistenten Programms für die Wirt¬ 
schafts- und Staatsreform durch Estland gebunden ist, 

in Anerkennung der Notwendigkeit, die regionale Zusammen¬ 
arbeit zwischen den baltischen Staaten fortzusetzen, und unter 
Berücksichtigung der Tatsache, daß ein engerer Zusammen¬ 
schluß zum einen der Europjäischen Union und der baltischen 
Staaten urxf zum anderen der baltischen Staaten untereinarKler 
Hand in Hand gehen sollen, 

in der Erwägung, daß die Vertragspjarteien für die auf den 
Grundsätzen des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens 
(GATT) und der Welthandelsorganisation (WTO) beruhende Libe¬ 
ralisierung des Handels eintreten. 
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in der Erwartung, daß dieses Abkommen ein neues Klima für 
ihre Wirtschaftsbeziehungen und vor allem für die Entwicklung 
von Handel und Investitionen schaffen wird, die für die Umstruk¬ 
turierung der Wirtschaft und die Modernisierung der Technologie 
unerläßlich sind, 

in dem Bewußtsein, daß mit der gemeinsamen Erklärurtg vom 
Mai 1992 ein politischer Dialog Ober Themen von beiderseitigem 
Interesse in Gang gesetzt wurde, 

in dem Wunsch, innerhalb des multilateralen Rahmens, der 
vom Europäischen Rat in Kopenhagen im Juni 1993 geschaffen 
und durch den Beschluß des Rates der Europäischen Union vom 
7. März 1994 sowie durch die Schlußfolgerungen des Europäi¬ 
schen Rates von Essen im Dezember 1994 gestärkt wurde, einen 
regelmäßigen politischen Dialog zu entwickeln und zu vertiefen, 

eirtgedenk dessen, daß Estland seit Mai 1994 assoziiertes Mit¬ 
glied der Westeuropäischen Union (WEU) ist und daß es an dem 
Programm «Partnerschaft für den Frieden“ der Nordatlantik¬ 
vertragsorganisation (NATO) teilnimmt, 

in Arterkennurtg des Beitrags, den der Pakt über Stabilität in 
Europa zur Förderung der Stabilität und der gutnachteirschaft- 
lichen Beziehungen im Ostseeraum leisten kann, urxl in Bestäti¬ 
gung ihrer Entschlossenheit, gemeinsam auf den Erfolg dieser 
Initiative hinzuarbeiten, 

unter Berücksichtigung der Entschlossenheit der Gemein¬ 
schaft, Instrumente der Zusammenarbeit einzusetzen sowie 
wirtschaftliche, technische und finanzielle Hilfe auf globaler und 
mehrjähriger Grundlage zu leisten, 

im Bewußtsein der wirtschaftlichen und sozialen Unterschiede 
zwischen der Genteirtschaft und Estland und folglich fri der 
Erkenntnis, daß die Ziele dieser Assoziation durch angemessene 
Bestimmungen des Abkommens erreicht werden sollen, 

in dem Wunsch, auf kulturellem Gebiet zusammenzuarbeiten 
und Infonnationen auszutauschen, 

in dem Bestreben, einen Rahmen für eine Zusammenarbeit zur 
Verhütung ungesetzlicher Handlungen zu schaffen, 

in Anerkennung der Tatsache, daß Estland letztlich die Mit¬ 
gliedschaft in der Europäischen Union anstrebt urrd daß die durch 
dieses Abkommen verwirklichte Assoziation nach Ansicht der 
Vertragsparteien Estland bei der Verwirklichung dieses Ziels hilft, 

unter Berücksichtigung der auf dem Europäischen Rat von 
Essen im Dezember 1994 beschlosserten Strategie zur Vorberei¬ 
tung auf den Beitritt, die politisch durch die Schaffung strukturier¬ 
ter Beziehungen zwischen d^ assoziierten Staaten und den 
Orgarten der Europäischen Union umgesetzt wird, die das gegen¬ 
seitige Vertrauen fördern urtd einen Flahmen für die Behandlung 
von Themen bieten, die im gemeinsamen Interesse liegen - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

(1) Zwischen der Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten 
einerseits und Estland andererseits wird eine Assoziation ge¬ 
gründet. 

(2) Ziel dieser Assoziation ist es, 

- einen geeigneten Rahmen für den politischen Dialog zwi¬ 
schen den Vertragsparteien zu schaffen, der die Entwicklung 
enger politischer Beziehungen ermöglicht, 

- weiter auf die Errichturtg einer Freihandelszone zwischen der 
Gemeinschaft und Estland hinzuarbeiten, die im wesentlichen 
den gesamten beiderseitigen Handel umfaßt, 

- die Ausweitung des Handels und ausgewogene Wirtschafts¬ 
beziehungen zwischen den Vertragsparteien zu fördern urtd 
so die dynamische wirtschaftliche Entwicklung und den Wohl¬ 
stand in der Gemeinschaft und in Estland zu begünstigen. 


- eine Grundlage zu schaffen für die wirtschaftliche, finanzielle, 
kulturelle und soziale Zusammenarbeit, für die Zusammen¬ 
arbeit bei der Verhütung ungesetzlicher Handlungen und für 
die Hilfe, die die Gemeinschaft Estland gewährt, 

- die Bestrebungen Estlands zur Entwicklung seiner Wirtschaft 
zu unterstützen, 

- einen geeigrfeten Rahmen für die schrittweise Integration 
Estlands in die Europäische Union zu bieten. Estland wird auf 
die Erfüllung der hierzu notwendigen Voraussetzungen hin¬ 
arbeiten, 

- geeignete Organe für das reibungslose Funktionieren der 
Assoziation einzusetzen. 


Titel I 

Allgemeine Grundsätze 


Artikel 2 

(1) Die Achtung der Grundsätze der Demokratie und der Merr- 
schenrechte, wie sie in der Schlußakte vpn Helsinki und in der 
Charta von Paris für ein neues Europa verankert sind, sowie cke 
Grurtdsätze der Marktwirtschaft sind die Gnjndtage der Innen- 
und Außenpolitik der Vertragsparteien und ein wesentlicher 
Bestandteil dieses Abkommens. 

Die Vertragsparteien sind der Ansicht, daß es für den künfti¬ 
gen Wohlstand und die Sterilität der Region von wesentlicher 
Bedeutung ist, daß die baltischen Staaten die Zusammenarbeit 
untereinander fortsetzen und ausbauen und werden alle Anstren¬ 
gungen unternehmen, um diesen Prozeß zu fördern. 

Artikel 3 

Der Assoziationsrat nach Artikel 109 - in dem Bewußtsein, daß 
die Grundsätze der Marktwirtschaft für diese Assoziation wesent¬ 
lich sind - prüft auf der Grundlage der in der Präambel festgeleg¬ 
ten Grundsätze regelmäßig die Umsetzung dieses Abkommens 
und die Fortschritte Estlands bei der Durchführung von Wirt¬ 
schaftsreformen. 


Titel II 

Politischer Dialog 


Artikel 4 

Der politische Dialog zwischen der Europäischen Union und 
Estland wird ausgebaut und verstärkt. Er begleitet und festigt die 
Annäherung zwischen der Europiäischen Union und Esttarxl, 
unterstützt den sich gerade vollziehenden oder bereits abge¬ 
schlossenen politischen urKf wirtschaftlichen Wandel in EstlarKi 
und trägt zur Herstellung enger Solidaritätsbeziehungen und zur 
Schaffung neuer Formen der Zusammerrarbeit zwischen den Ver¬ 
tragsparteien bei. Der politische Dialog soll insbesondere folgen¬ 
des fördern: 

- Estlands schrittweise Annäherung an die Eurofsäische Union; 

- eine stärkere Konvergenz der Standpunkte der Vertrags¬ 
parteien in internationalen Fragen, insbesondere in Arrgele- 

■ genheiten, die erhebliche Folgen für die eine oder die andere 
Vertragspartei haben können; 

- eine bessere Zusammenarbeit in Bereichen, die in dre 
Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik der Europäischen 
Union fallen; 

- Sicherheit und Stabilität in Europa. 

Artikel 5 

Der politische Dialog wird in dem multilateralen Flahmen und 
im Einklang mit den Verfahren, die mit den assoziierten Ländern 
Mitteleuropas vereinbart wurden, geführt. 
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Artikel 6 

(1) Innerhalb des Assoziationsrates wird ein bilateraler politi¬ 
scher Dialog auf Ministerebene geführt. Der Assoziationsrat ist 
allgemein für alle Angelegenheiten zuständig, die ihm die Ver¬ 
tragsparteien vorlegen. 

(2) Im Einvernehmen mit den Vertragsparteien werden wertere 
Verfahren für den politischen Dialog eingefOhrt, und zwar ins¬ 
besondere folgende: 

- eventuell erforderliche Treffen hoher Beamter (auf der Ebene 
politischer Direktoren), an denen sowohl Vertreter Estlands 
als auch Vertreter des Vorsitzes des Rates der Europäischen 
Union und der Kommission teilnehmen; 

- die volle Nutzung aller diplomatischen Kanäle zwischen den 
Vertragsparteien, einschließlich geeigneter Kontakte in Dritt- 
ländem und bin^halb der Vereinten Nationen, der OSZE und 
arrderen internationalen Gremien; 

-* die Einbeziehung Estlands in die Gruppe der Länder, die 
regeimäßig Ober die Aktivitäten im Rahmen der Gemeinsamen 
Außen- und Sicherheitspolitik informiert werden, sowie ein 
Informationsaustausch, der der Verwirklichung der in Artikel 4 
genannten Ziele dient; 

- jede sonstige Maßnahme, die einen nützlichen Beitrag zur 
Festigung, zum Ausbau und zur Verstärkurtg dieses Dialoges 
leisten könnte. 

Artikel 7 

Oer politische Dialog auf parlamentarischer Ebene wird im 
Rahmen des Parlamentarischen Ausschusses der Assoziation 
zwischen den Europäischen Gemeinschaften urtd Ihren Mitglied¬ 
staaten und der Republik Estiartd (nachsteherxi .Pariamentari- 
scher Ausschuß* genannt) geführt. 


Titel m 

Freier Warenverkehr 


Artikel ß 

(1) Nach Inkrafttreten des Abkommens über Freihandel und 
Handelsfragen am 1. Januar 1995 errichten die Gemeinschaft 
und Estland im Einklang mit den Bestimmungen dieses Abkom¬ 
mens urtd den Bestimmungen des GATT und der WTO eine Frei¬ 
handelszone. 

(2) Im Handel zwischen den beiden Vertragsparteien gilt für die 
Einreihung der Waren die Kombinierte Nomenklatur. 

(3) FOr jede Ware, auf die dieses Abkommen Anwendung fin¬ 
det, gilt als Ausgangszollsatz der am 1. Januar 1994 tatsächlich 
erga omnes angewandte Zollsatz. 

Die in diesem Abkommen vorgesehenen schrittweisen Zoll¬ 
senkungen werden von diesen Ausgangszollsätzen aus vor¬ 
genommen. 

(4) Werden nach dem 1. Januar 1995 Zollsenkungen erga 
omnes vorgenommen, insbesondere Zollsenkungen aufgrurfo 
der ZollUirifübereinkunft, die sich aus der Uniguay-Runde im 
Rahmen des GATT ergibt, so treten die derart gesenkten Zoll¬ 
sätze ab Inkrafttreten dieser Senkungen an die Stelle der in 
Absatz 3 genannten Ausgangszollsätze. 

(5) Die Gemeinschaft und Estland teilen einander ihre jeweiligen 
Ausgangszollsätze mit. 


Kapitell 

Gewerbliche Waren 


Artikel 9 

(1) Die Bestimmungen dieses Kapitels gelten für Ursprungs¬ 
waren der Gemeinschaft und Estlands, die unter die Kapitel 25 
bis 97 der Kombinierten Nonrrenklatur fallen, mit Ausnahme der in. 
Anhang I aufgeführten Waren. 


(2) Der Handel zwischen den Vertragsparteien mit den Waren, 
die unter den Vertrag zur Gründung der Europäischen Atom¬ 
gemeinschaft fallen, unterliegt den Bestimmungen dieses Ver¬ 
trags. 

Artikel 10 

Die Zölle und mengenmäßigen Beschränkurtgen für Einfuhren 
in die Gemeinschaft urtd die Maßnahmen gleicher Wirkung wer¬ 
den am 1. Januar 1995 für Ursprungswaren Estlands beseitigt 


Artikel 11 

Die Einfuhrzölle und mengenmäßigen Einfuhrbeschränkungen 
Estlands und die Maßn^men gleicher Wirkung werden am 
1. Januar 1995 für Ursprungswaren der Gemeinschaft beseitigt. 


Artikel 12 

Die Bestimmungen über den Abbau der Einfuhrzölle gelten 
auch für die FmanzzöUe. 


Artikel 13 

Alle Abgaben mit gleicher Wirkung wie Einfuhrzöile werden 
am 1. Januar 1995 kn Handel zwischen der Gemeinschaft und 
Estland abgeschafft. 

Artikel 14 

(1) Alle Ausfuhrzölle und Abgaben gleicher Wirkung werden 
zwischen der Gemeinschaft und Estlarxl am 1. Januar 1995 
abgeschafft. 

(2) Mengenmäßige Ausfuhrbeschränkungen und Maßnahmen 
gleicher Wirkung werden zwischen der Gemeinschaft und Est¬ 
land am 1. Januar 1995 beseitigt. 


Artikel 15 

Protokoll Nr. 1 enthält besondere Bestimmungen für den 
Handel mit Textilwaren und Bekleidung mrt Ursprung in Estland. 


Artikel 16 

Die Bestimmungen dieses Kapitels schließen nicht aus, daß bei 
den Abgaben auf die in Anf»ng II aufgeführten Erzeugnisse eine 
landwirtschaftliche Komponente beibehalten wird. 


Kapitel 11 
Landwirtschaft 


Artikel 17 

(1) Die Bestimmungen dieses Kapitels gelten für landwirt¬ 
schaftliche Erzeugnisse mit Ursprung in der Gemeinschaft und in 
Estland. 

(2) Unter Jandwirtschaftlichen Erzeugnissen* sind die Waren 
zu verstehen, die unter die Kapitel 1 bis 24 der Kombinierten 
Nomenklatur fallen, und die Waren, die in Anhang I aufgeführt 
sind, nicht aber Fischereierzeugnisse im Sinne der Verordmjrrg 
(EWG) Nr. 3759/92. 

Artikel 18 

Protokoll Nr. 2 enthält die Handelsbestimmungen für die dort 
aufgeführten landwirtschaftlichen Verarbeitungserzeugnisse. 


Artikel 19 

(1) Ab 1. Januar 1995 gelten weder für die Einfuhren landwirt¬ 
schaftlicher Erzeugnisse mit Ursprung in Estland in die Gemein¬ 
schaft noch für die Bnfuhren landwirtschaftlicher Erzeugnisse mit 
Ursprung in der Gemeinschaft nach Estland mengenmäßige 
Beschränkungen. 
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(2) Die nach diesem Abkommen gewährten Zugeständnisse 
sind in den Anhängen III, IV und V aufgeführt. 

(3) Oie in Absatz 2 genannten Zugeständnisse können im Ein¬ 
vernehmen zwischen den Vertragsparteien bis 31. Dezember 
1997 nach den Grundsätzen und Verfahren des Absatzes 4 über¬ 
prüft werden. 

(4) Unter Berücksichtigung des Umfangs ihres Handels mit 
larrdwirtschaftiichen Erzeugnissen, deren besortderer Empfirtd- 
lichkeit, der Bestimmungen über die gemeirtsame Agrarpolitik der 
Gemeinschaft, der Bestimmungen Ober die Agrarpolitik Estlands 
und der Bedeutung der LarKfwirtschaft für die estnische Wirt¬ 
schaft prüfen die Gemeirtschaft und Estlartd im Assoziatiortsrat 
für jedes Erzeugnis auf der Grundlage der OrdnungsmäBigkeit 
und der Gegenseitigkeit die Möglichkeiten für die Gewährurtg 
weiterer Zugeständnisse. 

Artikel 20 

Sollten die Einfuhren von Waren mit Ursprung in der einen Ver¬ 
tragspartei, für die die Zugeständnisse nach Artikel 19 gelten, 
wegen der besonderen Empfindlichkeit der Agrarmärkte errtste 
Störungen auf den Märkten der anderen Vertragspartei hervor- 
rufen, so nehmen beide Vertragsparteien'unbeschadet der son¬ 
stigen Bestimmungen dieses Abkommens, insbesondere des 
Artikels 29, unverzüglich Konsultationen auf, um eine geeignete 
Lösung zu finden. Bis zu einer solchen Lösung kann die betrof¬ 
fene Vertragspartei die Maßnahmen treffen, die sie für notwendig 
erachtet. 


Kapitel III 
Fischerei 


Artikel 21 

(1) Die Bestimmungen dieses Kapitels gelten für Fischerei¬ 
erzeugnisse mit Ursprung in der Gemeinschaft urtd in EstlarKi, die 
in den Geltungsbereich der Verordnung (EWG) Nr. 3759/92 fallen. 

Artikel 22 

(1) Die nach diesem Abkommen gewährten Zugeständnisse 
sind in Anhang VI aufgeführt 

(ß) Artikel 19 Absatz 4, Artikel 20 und Artikel 24 Absätze 2 und 3 
finden auf Fischereierzeugnisse entsprechende Anwendung. 


Kapitel IV 

Gemeinsame Bestimmungen 
Artikel 23 

Die Bestimmungen dieses Titels gelten für den Handel zwi¬ 
schen den Vertragsparteien mit allen Waren, sofern in diesem 
Abkommen oder in den Protokollen Nm. 1 und 2 nichts anderes 
bestimmt ist. 

Artikel 24 

(1) Im Handel zwischen der Gemeinschaft und Estland werden 
ab 1. Januar 1995 

- weder neue Einfuhr- oder Ausfuhrzölle oder Abgaben gleicher 
Wirkung eingeführt noch die bereits geltenden erhöht, 

- weder neue mengenmäßige Einfuhr- oder Ausfuhrbeschrän¬ 
kungen oder Maßnahmen gleicher Wirkung eingeführt noch 
die bestehenden restriktiver gehandhabL 

(2) Unbeschadet der Zugeständnisse gemäß Artikel 19 beinhal¬ 
tet Absatz 1 keine Einschränkung der Agrarpolitik Estlarxis oder 
der Gemeinschaft und steht der Einführung von Maßnahmen im 
Rahmen dieser Politik nicht entgegen. 

(3) In Anbetracht der Staiktur des estnischen Zolltarifs zum 
1. Januar 1995, der keine Zölle für landwirtschaftliche Erzeug¬ 
nisse vorsieht, kann Estland im Falle der Einführung einer zolltarif¬ 


lichen Regelung der Einfuhr landwirtschaftlicher Erzeugnisse in 
Abweichung von Absatz 1 und in Anwendung seirter die inländi¬ 
sche Erzeugung betreffenden Agrarpolitik auf eine begrenzte 
/Vtzahl landwirtschaftlicher Erzeugnisse mit Ursprung in der 
Genrteinschaft Zölle erheben. Diese Zölle können nur bis zum 
31. Dezember 1996 und nach Konsultationen im Assoziationsrat 
eirtgeführt werden. In all diesen Fällen muß Estland sicherstellen, 
daß eine erhebliche Präfetenzspanne für Erzeugnisse mit 
Ursprung in der Gemeirrschaft erhalten bleibL Diese Frist kann 
durch Beschluß des Assoziationsrates gegeberrenfalls um ein 
Jahr verlängert werden. 

Artikel 25 

(1) Die Vertragsparteien wenden keine Maßnahmen oder Prak¬ 
tiken interner steuerlicher Art an, die unmittelbar oder mittelbar 
die Waren der einen Vertragspartei gegenüber gleichattigen 
Ursprungswaren der anderen Vertragspartei benachteiligen. 

(2) Für Waren, die in das Gebiet einer Vertragspartei ausgeführt 
werden, darf keine Erstattung für inländische mittelbar erhobene 
Abgaben gewährt werden, die höher ist als die auf diese Waren 
unmittelbar oder mittelbar erhobenen Abgaben. 

Artikel 26 

(1) Dieses Abkommen steht der Beibehaltung oder Errichtung 
von Zollunionen, Freihandelszonen oder Grenzverkehrsregelun¬ 
gen nicht entgegen, sofern diese keine ÄrKferurrg der in diesem 
Abkommen vorgesehenen Regelung des Warenverkehrs be¬ 
wirken. 

(2) Im Assoziatkxisrat finden Konsultationen zwischen den 
Vertragsparteien statt über Abkommen zur Errichtung derartiger 
Zollunionen oder Freiharrdelszonen und auf Antrag über alle 
anderen wichtigen Fragen im Zusammenhang mit ihrer jeweiligen 
Harxlelspolitik gegenüber Drittländem. Derartige Konsultationen 
finden insbesondere im Fall des Beitritts eines Drittlands zur 
Gemeinschaft statt, um sicherzustellen, daß den in diesem 
Abkommen verankerten beiderseitigen Interessen der Gemein¬ 
schaft und Estlands Rechnung getragen wird. 

Artikel 27 

Befristete Ausnahmeregelungen zu Artikel 11 und zu Artikel 24 
Absatz 1 erster Gedankenstrich können von Estland in Frxm 
höherer Zollsätze eingeführt werden. 

Diese Regelungen dürfen nur junge Industrien oder bestimmte 
Wirtschaftszweige betreffen, die sich in der Umstrukturierung 
befinden oder ernsten Schwierigkeiten gegenüberstehen, die ins- 
besorrdere bedeutende soziale Probleme hervorrufen. 

Die durch diese Regelungen eingeführten Einfuhrzölle Estiarxls 
auf Uisprungswaren der Gemeinschaft dürfen 25 v. H. des Wertes 
nicht übersteigen und müssen den Ursprungswaren der Gemein¬ 
schaft weiterhin eine Präferenz sichern. 

Der Gesamtwert der Einfuhren der Waren, für die diese Maßnah¬ 
men gelten, darf 15 v.H. der Gesamteirrfuhren der in Kapitel I 
genannten gewerblichen Wcuen aus der Gemeinschaft während 
des letzten Jahres, für das Statistiken vorliegen, nicht über¬ 
steigen. 

Diese Maßnahmen gelten höchstens zwei Jahre, sofern vom 
Assoziationsrat keine Verlängerung genehmigt wird. Sie treten 
spätestens am 31. Dezember 1997 außer Kraft. 

Derartige Maßnahmen können nicht für eine Ware eingeführt 
werden, wenn seit der Aufhebung sämtlicher Zölle und mengen¬ 
mäßigen Beschränkungen oder Abgaben beziehungsweise Maß¬ 
nahmen gleicher Wirkung für diese Ware mehr als drei Jahre 
vergangen sind. 

Estland unterrichtet den Assoziationsrat über etwaige Ausrtah- 
meregelungen, die es einzuführen beabsichtigt; auf Antrag der 
Gemeinschaft finden vor Anwendung derartiger Regelungen 
Konsultationen im Assoziationsrat Ober die Maßnahmen und d« 
betroffenen Wrtschaftszweige statt. Bei Einführung derartiger 
Regelungen übermittelt Estland dem Assoziationsrat einen Zeit¬ 
plan für die Abschaffung der gemäß diesem Artikel eingefühiten 
Zölle. Der Assoziationsrat kann einen anderen Zeitplan be¬ 
schließen. 
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Artikel 28 

Stellt eine Vertragspartei im Handel mit der anderen Vertrags¬ 
partei Dumpingpraktiken im Sinne von Artikel VI des GATT fest, 
so kann sie im Einklang mit den Bestimmungen des Oberein¬ 
kommens zur Durchführung von Artikel VI des GATT und mit den 
entsprechenden internen Rechtsvorschriften unter den Voraus¬ 
setzungen und gemäß dem Verfahren des Artikels 32 geeignete 
Maßnahmen gegen diese Praktiken treffen. 

Artikel 29 

Wird eirte Ware in derart erhöhten Mertgen urtd unter solchen 
Bedingungen eingeführt, daß 

- den inländischen Herstellern gleichartiger oder unmittelbar 
konkurriererKler Waren im Gebiet einer der Vertragsparteien 
ein erheblicher Schaden zugefügt wird oder droht oder 

- in einem Wirtschaftszweig schwerwiegertde Störungen oder 
Schwierigkeiten verursacht werden oder drohen, die eine 
schwerwiegerKfe Verschlechterung der Wirtschaftslage einer 
Region bewirken könnten, 

so kann die Gemeinschaft oder Estland, je nachdem, welche Ver¬ 
tragspartei betroffen ist, unter den Voraussetzungen und gemäß 
dem Verfahren des Artikels 32 geeignete Maßnahmen treffen. 

Artikel 30 

Führt die Einhaltung der Artikel 14 und 24 

i) zu einer Wiederausfuhr in ein Drittland, dem gegenüber die 
ausführende Vertragspartei für die betreffende Ware mengen¬ 
mäßige Ausfuhrbeschränkungen, Ausfuhrzölle oder Maßnah¬ 
men gleicher Wirkung aufrechterhält, oder 

ii) zu einer schwerwiegenden Verknappung oder der Gefahr 
einer schwerwiegenden Verknappung bei einer für die aus¬ 
führende Vertragspartei wesentlichen Ware 

und ergeben sich daraus tatsächlich oder voraussichtlich für die 
ausführende Vertragspartei erhebliche Schwierigkeiten, so kann 
diese Vertragspartei unter den Voraussetzungen und gemäß dem 
Verfahren des Artikels 32 geeignete Maßnahmen treffen. CNese 
Maßnahmen dürfen nicht diskriminierend sein und müssen besei¬ 
tigt werden, wenn die Umstände ihre Aufrechterhaltung nicht län¬ 
ger rechtfertigen. 

Artikel 31 

Die Mitgliedstaaten der Europäischen Union und Estland for¬ 
men alle staatlichen Harrdelsmorrapole schrittweise so um, daß 
bis Ende 1999 jede Diskriminierung in den Versorgurtgs- und 
Absatzbedingungen zwischen den Staatsangehörigen der Mit¬ 
gliedstaaten und Estlands ausgeschlossen ist. Der Assoziations¬ 
rat wird über die Maßnahmen zur Erreichung dieses Zieis unter¬ 
richtet 

Artikel 32 

(1) Legt die Gemeinschaft oder Estland für die Einfuhren von 
Waren, die die in Artikel 29 genannten Schwierigkeiten hervor- 
rufen könnten, ein Verwattungsverfahren fest, um schnell Infor¬ 
mationen über die Entwicklung der Handeisströme zu erhalten, 
so teilen sie dies der anderen Vertragspartei mit 

(2) Die Gemeinschaft beziehurtgsweise Estland stellt dem 
Assoziationsrat in den Fällen der Artikel 28, 29 und 30 vor Ein¬ 
führung der darin vorgesehenen Maßnahmen oder in den Fällen 
des Absatzes 3 Buchstabe d so schnell wie möglich alle zweck¬ 
dienlichen Angaben zur Verfügung, um eine für beide Vertrags¬ 
parteien annehmbare Lösung zu ermöglichen. 

Mit Vorrang sind die Maßnahmen zu treffen, die das Funktionieren 
dieses Abkommens am wenigsten beeinträchtigen. 

Die Schutzmaßnahmen werden dem Assoziationsrat unverzüg¬ 
lich mitgeteilt und sind dort insbesondere im Hinblick auf die Auf¬ 
stellung eines Zeitplans für ihre möglichst baldige Aufhebung 
Gegenstand regelmäßiger Konsultationen. 

(3) Für die Durchführung des Absatzes 2 gilt folgendes; 

a) Bezüglich des Artikels 29 wird der Assoziationsrat mit der 
Prüfung der Schwierigkeiten befaßt, die sich aus der dort 
beschriebenen Lage ergeben; er kann alle zweckdienlichen 
Beschlüsse zur Behebung dieser Schwierigkeiten fassen. 


Hat der Assoziationsrat oder die ausführende Vertragspartei 
binnen 30 Tagen nach Befassung des Assoziationsrates kei¬ 
nen Beschluß zur Behebung der Schwierigkeiten gefaßt oder 
ist keine andere zufriedenstellende Lösung erreicht worden, 
so kann die einführende Vertragspartei geeignete Maßnah¬ 
men zur Lösung des Problems treffen. Diese Maßnahme.'i 
müssen sich auf das zur Behebung der aufgetretenen 
Schwierigkeiten notwendige Maß beschränken. 

' b) Bezüglich des Artikels 28 wird der Assoziationsrat über den 
Dumpingfall unterrichteL sobald die Behörden der einführen¬ 
den Vertragspartei eine Untersuchung eirtgeleHet haben. Ist 
biniten 30 Tagen nach Befassung des Assoziationsrates das 
Dumping nicht abgestellt oder keine andere zufriedenstel¬ 
lende Lösung erreicht worden, so kann die einführende Ver¬ 
tragspartei geeignete Maßnahmen treffen. 

c) Bezüglich des Artikels 30 wird der Assoziationsrat mit der 
Prüfung der Schwierigkeiten befaßt, die sich aus der dort 
beschriebenen Lage ergeben. 

Der Assoziationsrat kann alle zweckdienlichen Beschlüsse 
zur Behebung dieser Schwierigkeiten fassen. Hat er birmen 
30 Tagen nach seiner Befassung keinen Besr^luB gefaßt, so 
kann die ausführende Vertragspartei geeignete Maßnahmen 
bei der Ausfuhr der betreffenden Ware treffen. 

d) Schließen außergewöhnliche Umstände, die ein sofortiges 
Eingreifen erforderlich machen, eine vorherige Unterrichtung 
oder Prüfung aus, so kann die Gemeinschaft oder Estland, je 
rtachdem, welche Vertragspartei betroffen isL in den Fällen 
der Artik^ 28, 29 und 30 unverzüglich die zur Abhilfe unbe¬ 
dingt erforderlichen Sichenjngsmaßnahmen treffen. 

Artikel 33 

Protokoll Nr. 3 enthält die Ursprungsregeln für die Gewährung 
der in diesem Abkommen vorgesehenen Zollpräferenzen und die 
Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen auf diesem 
Gebiet. 

Artikel 34 

Dieses Abkommen steht Einfuhr-, Ausfuhr- und Durchfuhrver¬ 
boten oder -beschränkungen nicht entgegen, die aus Gründen 
der öffentlichen Sittlichkeit, Ordnung und Sicherheit und zum 
Schutz der Gesundheit und des Lebens von Menschen, Tteren 
oder Pflanzen, des nationalen Kulturguts von künstlerischem, 
geschichtlichem oder archäologischem Wert oder des geistigen, 
gewerblichen oder kommerziellen Eigentums gerechtfertigt sind; 
ebensowenig steht es Regelungen betreffend Gold und Silber 
entgegen. Diese Verbote oder Beschränkungen dürfen jedoch 
weder ein Mittel der willkürlichen Diskriminierung rKich eine ver¬ 
schleierte Beschränkung des Handels zwischen den Vertrags¬ 
parteien darstellen. 

Artikel 35 

Protokoll Nr. 4 enthält die Sonderbestimmungen für den 
Haitdel zwischen Estland einerseits und Spanien und Portugal 
andererseits und gilt bis zum 31. Dezember 1995. 


TrtellV 

Freizügigkeit der Arbeitnehmer, 
Niedertassungsrecht, Dienstleistungsverkehr 

Kapitel I 

Freizügigkeit der Arbeitnehmer 
Artikel 36 

(1) Vorbehaltlich der in den einzelnen Mitgliedstaaten gelten¬ 
den Bedingungen und Modalitäten 

- wird den Arbeitnehmern estnischer Staatsangehörigkeit, die 
im Gebiet eines Mitgliedstaats rechtmäßig beschäftigt sirvl, 
eine Behandlung gewährt, die hinsichtlich der Arbeitsbedin¬ 
gungen, der Entlohnung oder der Entlassung keine auf der 
Staatsangehörigkeit beruhende Benachteiligung gegenüber 
den eigenen Staatsangehörigen bewirkt; 
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- haben die rechtmäßig im Gebiet eines Mitgliedstaats wohn¬ 
haften Ehegatten und Kinder der dort rechtmäßig beschäftig¬ 
ten Arbeitnehmer während der Geltungsdauer der Arbeits- 
edaubnis dieser Arbertrtehmer Zugang zum Arbeitsmarkt 
dieses Mitgliedstaats; eine Ausnahme bilden Saisortarbeit- 
nehmer und Arbeitnehmer, die unter bilaterale Abkommen im 
Sinne von Artikel 40 fallen, sofern diese Abkommen nichts 
anderes bestimmen. 

(2) Estland gewährt vorbehaltlich der dort geltenden Bedirrgun- 
gen und Modalitäten Arbeitrtehmem, die Staatsangehörige eirtes 
Mitgliedstaats sirtd und in seinem Gebiet rechtmäßig beschäftigt 
sind, sowie deren Ehegatten und Kindern, die in diesem Gebiet 
rechtmäßig wohnhaft sind, die gleiche Behandlung wie in Ab¬ 
satz 1 vorgesehen. 

Artikel 37 

(1) Im Hinblick auf die Koordinierurtg der Systente der sozialen 
Sicherheit für Arbeitnehmer estnischer Staatsangehörigkeit, die 
im Gebiet eines Mitgliedstaats rechtmäßig beschäftigt sind, imd 
für deren Eamilierrangehörige, die dort rechtmäßig wohnhaft sirrd, 
und vorbehaltlich der in jedem Mitgliedstaat geltenden Bedirrgun- 
gen und Modalitäten 

- werden für diese Arbeitnehmer die in den einzelnen Mitglied- 
Staaten zurückgeiegten Versicherungs-. Beschäftigungs- 
bzw. Aufenthaltszeiten bei den Alters-, Invaüditäts- und 
Hinterbliebertenrenten sowie der KrankheitsfOrsorge für sie 
urKi ihre Familienangehörigen zusammengerechnet; 

- können alle Alters- utkI Hinterbliebenenrenten urxl Renten bei 
Arbeitsunfall. Berufskrankheit oder Erwerbsunfähigkeit, wenn 
diese durch einen Arbeitsunfall oder eine Berufskrankheit ver¬ 
ursacht wurde - mit Ausnahme der nicht beitragsbedingten 
Leistungen zu den gemäß den Rechtsvorschriften des 
Schuldnermitgliedstaats bzw. der Schuldnermitgnedstaaten 
geltenden Sätzen frei transferiert werden; 

- erhalten die betreffenden Arbeitnehmer Familienzulagen für 
ihre vorgenannten Familienangehörigen. 

(2) Estland gewährt den Arbeitnehmern, die Staatsangehörige 
eines Mitgliedstaats und in seinem Gebiet rechtmäßig beschäftigt 
sind, urtd deren dort rechtmäßig wohnhaften Familienangehöri¬ 
gen eine Behandlung, die der in Absatz 1 unter dem zweiten urtd 
dritten Gedankenstrich vorgesehenen Behandlung entspricht. 


Artikel 38 

(1) Der Assoziationsrat legt durch Beschluß geeignete Bestim¬ 
mungen zur Erreichurtg des in Artikel 37 niedergelegten Ziels fest. 

(2) Der Assoziationsrat legt die Eirtzelheiten für eine Zusam¬ 
menarbeit der Verwaltungen fest, die die erforderlichen Verwal- 
tungs- und Kontrollgarantien für die Durchführung der in Absatz 1 
genannten Bestimmungen bietet. 

Artikel 39 

Die vom Assoziationsrat gemäß Artikel 38 erlassenen Bestim¬ 
mungen lassen die Rechte und Pflichten, die sich aus den bilate¬ 
ralen Abkommen zwischen Estland und den Mitgliedstaaten 
ergeben, unberührt, soweit diese eine günstigere Behartdiung der 
estnischen Staatsangehörigen oder der Staatsangehörigen der 
Mitgliedstaaten vorsehen. 


Artikel 40 

(1) Unter Berücksichtigung der Arbeitsmarktlage in dem betref¬ 
fenden Mitgliedstaat und vorbehaltlich seiner Rechtsvorschriften 
und der Einhaltung seirter Bestimmungen über die Mobilität der 
Arbeitnehmer 

- sollten die bestehenden Erleichterungen für den Zugang zur 
Beschäftigung für estnische Arbeitnehmer, die die Mitgiied- 
staaten im Rahmen bilateraler Abkommen gewähren, beibe¬ 
halten und nach Möglichkeit verbessert werden; 

- werden die anderen Mitgliedstaaten den möglichen Abschluß 
ähnlicher Abkommen wohlwollend prüfen. 


(2) Der Assoziationsrat prüft die Gewährung weiterer Verbesse¬ 
rungen, einschließlich Erl^hterungen für den Zugang zur Berufs¬ 
ausbildung, im Einklang mit den gelterKlen Rechtsvorschriften 
und Verfahren der Mitgliedstaaten und unter Berücksichtigung 
der Arbeitsmarktlage in den Mitgliedstaaten und in der Ger^n- 
schaft. 

Artikel 41 

Ab Ertde 1999 oder früher, falls die wirtschaftliche und soziale 
Lage in Estland bis dahin weitgehend mit der in den Mitgliedstaa¬ 
ten übereinstimmt und felis die Beschäftigungssituation in der 
Gemeinschaft dies zuläßt, zieht der Assoziationsrat weitere Mittel 
und Wege zur Verbesserung der Freizügigkeit der Arbeitnehmer 
in Betracht. Der Assoziationsrat spricht dazu Empfehlungen aus. 


Artikel 42 

Zur Erleichterung einer Neustrukturierurrg des Arbeitskräfte- 
poterrtiaJs im Zuge der Umgestaltung der Wirtschaft in Estland 
leistet die Gemeinschaft technische Hilfe beim Aufbau eines 
angemessenen Systems der sozialen Sicherheit in Estland, wie in 
Artikel 92 vorgesehen. 


Kapitel II 

Niederlassungsrecht 


Artikel 43 

(1) Außer in den in Anhang VII aufgeführten Bereichen 

gewähren die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten 

i) ab Inkrafttreten dieses Abkommens für die Niederlassung von 
Gesellschaften Estlands eirte Behandlimg, die nicht weniger 
günstig ist als die Behartdiung, die die Mitgliedstaaten ihren 
eigenen Gesellschaften oder den Gesellschaften eines Dritt¬ 
staates gewähren, sofern letztere die günstigere Behartdiung 
ist; 

iO ab Inkrafttreten dieses Abkommerts für die Geschäftstätigkeit 
der in ihrem Gebiet niedergelasserten Tochtergesellschaften 
und Zweigniedertassurtgen von Gesellschaften Estlands eine 
Behandlung, die nicht weniger günstig ist als die Behandlung, 
die die Mrtgliedstaaten ihren eigenen Gesellschaften urtd 
Zweigniederlassungen oder den in ihrem Gebiet niedergelas¬ 
senen Tochtergesellschaften und Zweigniederlassungen von 
Gesellschaften eines Drittstaates gewähren, sofern letztere 
die günstigere Behandlung ist; 

iii) ab dem 31. Dezember 1999 für die Niederlassung und die 
artschließende Geschäftstätigkeit von Staatsangehörigen 
Estlands eine Behartdiung, die nicht weniger günstig ist die 
Behattdiurtg der Staatsartgehörigen der Gemeinschaft oder 
der Staatsangehörigen eirtes Drittstaates, sofern letztere die 
günstigere Behandlung ist. 

(2) Estland gewährt ab Inkrafttreten dieses Abkommens 

0 für die Niederlassung von Gesellschaften der Gemeinschaft 
eirte Behandlung, die nicht weniger gürtstig ist als die Behartd¬ 
iung der Gesellschaften Estlarxfs oder der Gesellschaften 
eines Drittstaates, sofern letztere die günstigere Behandlung 
ist; 

iO für die Geschäftstätigkeit der in seinem Gebiet niedergelasse¬ 
nen Tochtergesellschaften und Zweigniederlassungen von 
Gesellschaften der Gemeinschaft eine Behartdiung, die nicht 
weniger günstig ist als die Belwidlung der Gesellschaften 
und Zweigniederlassungen Estiartds oder der in seinem 
Gebiet niedergelassenen Tochtergesellschaften urtd Zweig¬ 
niederlassungen von Gesellschaften eines Drittstaates, sofern 
letztere die günstigere Behartdiung ist; 

iiO für die Niederlassung urtd die anschließertde Geschäftstätig¬ 
keit von Staatsangehörigen der Gemeinschaft eine Behand¬ 
lung, die nicht weniger gürtstig ist als die Behandlung der 
Staatsangehörigen Estiartds oder der Staatsartgehörigen eines 
Drittstaates, sofern letztere die günstigere Behandlung ist. 
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Artikel 44 

(1) Artikel 43 gilt nicht für den Luft- und den Binnenschiffs¬ 
verkehr sowie den Seekabotageverkehr. 

(2) Der Assoziationsrat kann Empfehiungen für die Förderung 

der Niederlassung und der Geschäftstätigkeit in den in Absatz 1 

genannten Bereichen aussprechen. 

Artikel 45 

Im Sinne dieses Abkommens 

a) ist eine .Gesellschaft der Gemeinschaft“ beziehungsweise 
.Gesellschaft Estlands“ eine Gesellschaft, die nach den 
Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats beziehungsweise 
Estlands gegründet wurde und ihren satzungsmfiBigen Sitz, 
ihre Hauptverwaltung oder ihre Hauptniederlassung in der 
Gemeinschaft beziehungsweise im Gebiet Estiartds hat. 

Hat eine nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats 
beziehungsweise Estiartds gegründete Gesellschaft nur ihren 
satzungsmäßigen Sitz in der Gemeinschaft beziehungsweise 
im Gebiet Estlands, so gilt diese Gesellschaft als Gesellschaft 
der Gemeinschaft beziehungsweise Estiartds, sofern ihre 
Geschäftstätigkeiten eirte echte und kontinuierliche Ver¬ 
bindung mit der Wirtschaft eirtes der Mitgliedstaaten be¬ 
ziehungsweise Estlands aufweisen; 

b) ist eine .Tochtergesellschaft“ einer Gesellschaft eine Gesell¬ 
schaft, die von der ersten Gesellschaft tatsächlich kontrolliert 
wird; 

c) ist eirte .Zweigniederlassung“ einer Gesellschaft eine ge¬ 
schäftliche Niededassurtg ohrte eigerte Rechtspersönlichkeit, 
die den Artschein der Dauerhaftigkeit, z.B. als Erweiterurtg 
einer Muttergesellschaft, und eirte Geschäftsführung hat urtd 
materiell dafür ausgestattet ist, Geschäfte mit Dritten zu täti¬ 
gen, so daß diese Dritten - wissend, daß nötigenfalls eine 
rechtliche Verbindung zur Muttergesellschaft, deren Haupt¬ 
verwaltung sich im Ausland befirtdet, besteht - nicht unmrttel- 
bar mit der Muttergesellschaft zu verhandeln brauchen, son¬ 
dern Geschäfte mit der geschäftlichen Niederlassung tätigen 
könrten. die deren Erweiterung darstellt; 

d) ist .Niederlassung“ 

0 im Falle der Staatsangehörigen das Recht auf Aufnahme 
selbständiger Erwerbstätigkeiten sowie auf Gründung von 
Unternehmen, insbesondere von Gesellschaften, die sie 
tatsächlich kontrollieren. Die Ausübung einer selbständi¬ 
gen Tätigkeit und einer Geschäftstätigkeit umfaßt nicht die 
Suche oder Annahme einer Beschäftigung auf dem 
Arbeitsmarkt der anderen Vertragspartei und verleiht nicht 
das Recht auf Zugang zum Arbeitsmarkt der anderen Ver¬ 
tragspartei. Die Bestimmungen dieses Artikels gelten 
nicht für diejenigen, die nicht ausschließlich eine selbstän¬ 
dige Tätigkeit ausüben; 

ii) im Falle der Gesellschaften der Gemeinschaft oder der 
Gesellschaften Estlands das Recht auf Aufnahme von 
Erwerbstätigkeiten durch die Errichtung von Tochter¬ 
gesellschaften und Zweigniederlassungen in Estland be¬ 
ziehungsweise in der Gemeinschaft; 

e) ist .Geschäftstätigkeit“ die Ausübung von Erwerbstätigkeiten; 

Q umfassen .Erwerbstätigkerten“ gruTKlsätzlich gewerbliche, 

kaufmännische, freiberufliche und handwerkliche Tätigkeiten; 

g) ist „Staatsangehöriger der Gemeinschaft“ beziehungsweise 
„Steiatsangehöriger Estlands“ eine natürliche Person, die die 
Staatsangehörigkeit eines der Mitgliedstaaten beziehungs¬ 
weise Estlands besitzt. 

h) Hinsichtlich des internationalen Seeverkehrs, einschließlich 
intermodaler Transporte, bei denen ein Teil der Strecke 
auf See zurückgelegt wird, gelten die Kapitel 11 und III auch 
für Staatsangehörige der Mitgliedstaaten beziehungsweise 
Estlands, die außerhalb der Gemeinschaft beziehungsweise 
Estlands niedergelassen sir>d, und für Schiffahrtsgesellschaf¬ 
ten, die außerhalb der Gemeinschaft beziehungsweise Est¬ 
lands niedergelassen sind und von Staatsangehörigen eines 
Mitgliedstaats beziehungsweise Estlands kontrolliert werden, 
sofern ihre Schiffe in diesem Mitgliedstaat beziehungsweise 
in Estland gemäß den dort geltenden Rechtsvorschriften regi¬ 
striert sind. 


Artikel 46 

(1) Vorbehaltlich des Artikels 43 und mit Ausnahme der in 
Anhang VIII aufgeführten Finanzdienstleistungen kann jede Ver¬ 
tragspartei die Niederlassung und die Geschäftstätigkeit von 
Gesellschaften und Staatsartgehörigen in ihrem Gebiet reglemer- 
tieren, soweit diese Regelungen die Geselischaften und Staats¬ 
angehörigen der anderen Vertragspartei gegenüber ihren eigenen 
Gesellschaften und Staatsartgehörigen rticht bertachteHigen. 

(2) Hinsichtlich der Rnanzdienstleistungen wird eine Vertrags¬ 
partei ungeachtet etwaiger sonstiger Bestimmurtgen dieses 
Abkommens nicht daran gehirtdert, aus Gründen der Aufsichts¬ 
pflicht Maßnahmen einschließlich Maßnahmen zum Schutz von 
Investoren, Einlegem, Versicherurtgsitehmem oder Persorten, 
denen gegenüber ein Erbringer von Firtanzdienstleistungen 
treuhänderische Verpflichtungen hat, oder zur Sicherung der 
Integrität und Stabilität seirtes Firtanzsystems zu treffen. Solche 
Maßnahmen dürfen nicht als Mittel zur Umgehung der Verpflich- 
turtgen der Vertragspartei aufgrurtd dieses Abkommens benutzt 
werden. 

(3) Dieses Abkommen ist nicht so auszulegen, als verpflichte es 
eirte Vertragspartei zur Offenlegurtg von Artgaben Ober die 
Geschäftstätigkeit und von Kortten einzelner Kurtden oder sonsti¬ 
ger vertraulicher oder schutzbedürftiger Informationen, die sich 
im Besitz öffentlicher Stellen befinden. 

Artikel 47 

(1) Die Artikel 43 und 46 schließen nicht aus, daß eine Vertrags¬ 
partei für die Niederlassung urtd Geschäftstätigkeit von Zweig- 
niederlassurtgen von Gesellschaften der artderan Vertragspartei, 
die im Gebiet der ersten Vertragspartei nicht registriert sind, eine 
Sonderregelurtg anwendet, die wegen rechtlicher oder techni¬ 
scher Unterschiede zwischen derartigen Zweigniederiassurtgen 
und den Zweigniederlassungen der in ihrem Gebiet registrierten 
Gesellschaften oder, im Falle der Finartzdiertstleistungen, aus 
aufsichtsrechtlichen Gründen gerechtfertigl ist. 

(2) Diese unterschiedliche Behandlung geht nicht über das 
unbedirrgt notwendige Maß hinaus, wie es sich aus derartigen 
rechtlichen oder technischen Unterschieden oder, im Falle der 
Finanzdienstleistungen, aus aufsichtsrechtlichen Gründen ergibt. 

Artikel 48 

(1) Eine im Gebiet Estlands niedergelassene .Gesellschaft der 
Gemeinschaft“ beziehungsweise eine im Gebiet der Genrrein- 
schaft niedergeleissene .Gesellschaft Estlands“ ist berechtigt, im 
Einklang mit den geltenden Rechtsvorschriften des Aufnahme¬ 
landes im Gebiet Estlarrds beziehungsweise der Gemeinschaft 
Persortal zu beschäftigen oder von ihren Tochtergesellschaften 
oder Zweigniederlassungen beschäftigen zu lassen, das die 
Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaats der Gemeinschaft 
beziehungsweise Estlarxfs besitzt, sofern es sich dabei um in 
Schlüsselpositionen beschäftigtes Personal im Sinne des Absat¬ 
zes 2 handelt und es ausschließlich von Gesellschaften, Tochter¬ 
gesellschaften oder Zweigniederlassungen beschäftigt wird. 

Die Aufenthalts- urtd Aibeitsertaubnisse für dieses Personal 
gelten nur für den jeweiligen Beschäftigungszeitraum. 

(2) In Schlüsselpositiorten beschäftigtes Personal der obenge¬ 
nannten Gesellschaften fim folgenden .Organisatiorten“ genannt) 
ist „gesellschaftsintem versetztes Personal“ im Sinne des Buch¬ 
staben c), das zu nachstehenden Kategorien gehört, sofern die 
Organisation eine juristische Person ist und die betreffenden 
Personen mindestens in dem der Versetzung vorausgehenden 
Jahr von ihr beschäftigt worden sind oder an ihr beteiligt gewesen 
sind (ohne die Mehrheitsbeteiligung zu besitzen): 

a) Führungskräfte einer Organisation, die in erster Linie die Nie¬ 
derlassung leiten und allgemeine Weisurtgen hauptsächlich 
vom Vorstand oder den Aktionären beziehungsweise gleich¬ 
gestellten Personen erhalten; zu ihren Kompetenzen gehören: 

- die Leitung der Niederlassung oder einer Abteilung oder 
Unterabteilung der Niederlassung; 

- die Überwachung und Kontrolle der Arbeit des anderen 
aufsichtsführenden Personals und der anderen Fach- und 
Verwaltungskräfte; 
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- die persönliche Befugnis zur Einstellung und Entlassung 
oder zur Empfehlung der Einstellung und Entlassung oder 
sonstiger Personalentscheidungen: 

b) Personal eirter OrganisaUon mit ungewöhnlichen Kenntnis¬ 
sen, die für Betrieb, Forschurrgsausrüstung, Verfahren oder 
Verwalturtg der Niederlassurtg notwendig sirtd. Bei der 
Bewertung dieser Kenntnisse kann neben besonderen Kertnt- 
nissen bezüglich der Niederlassung eine hohe Qualifikation 
fürbestimmteArbeitenoderAu^aben, die spezifische tech¬ 
nische Kenntnisse erfordern, sowie die Zugehörigkeit zu 
einem zulassungspflichtigen Beruf berücksichtigt werden; 

c) das .gesetlschaftsintem versetzte Personal“ umfaßt die 
natürlichen Personen, die von einer Organisation im Gebiet 
der einen Vertragspartei beschäftigt utvl zur Ausübung von 
Erwerbstätigkeiten vorübergehetKl in das Gebiet der anderen 
Vertragspartei versetzt werden; die betreffende Organisaticm 
muß ihre Hauptnlederlassurtg im Gebiet der einen Vertrags¬ 
partei haben, und die Versetzung muß kl eirte Niederlassurtg 
(Zweigniederlassung, Tochtergesellschaft) dieser Organisa¬ 
tion erfolgen, die He Gebiet der anderen Vertragspartei 
tatsächlich gleichartige Erwerbstätigkeiten ausübt 

(3) Die Einreise von Staatsangehörigen Estlartds beziehurtgs- 
weise der Gemeinschaft jn das Gebiet der Gemeinschaft be¬ 
ziehungsweise Estlands und deren vorübergehender Aufenthalt 
in diesem Gebiet wird gestattet, sofern es sich um Vertreter 
von Gesellschaften hartdelt, die Führungskräfte im Sinne von 
Absatz 2 Buchstabe a sir>d und für die Errichtung einer Tochter¬ 
gesellschaft oder Zweigniederlassung eirter Gesellschaft Est¬ 
lands beziehungsweise die Errichtung eirrer Tochtergesellschaft 
oder Zweigrriederlassung eirter Gesellschaft der Gemeinschaft 
in einem Mitgliedstaat der Gemeirtschaft beziehurrgsweise in 
Estland zuständig sHkI, und sofern: 

- diese FOhrurrgskräfte nicht im Oirektverkauf beschäftigt sind 
oder Oienstleisturrgen erbringen und 

- die Gesellschaft ihre Hauptniederlassung außerhsüb der 
Gemeinschaft beziehungsweise Estlands hat und in dem 
betreffenden Mitgliedstaat der Gemekischaft beziehungs¬ 
weise in Estland kekie weiteren Vertreter, Büros, Zweig¬ 
niederlassungen oder Tochtergesellschaften hat. 

Artikel 49 

Um Staatsangehörigen der Gemeinschaft und Staatsange¬ 
hörigen Estlands die Aufnahme und Ausübung reglementierter 
Berufstätigkeiten in Estlartd beziehungsweise der Gemeirrschaft 
zu erleichtem, prüft der Assoziationsrat, welche Schritte zur 
gegenseitigen Anerkennung der Befähigungsnachweise erforder¬ 
lich sind. Er kann zu diesem Zweck alle zweckdienlichen Maß¬ 
nahmen ergreifen. 

Artikel 50 

Bis Ende 1999 kann Estland Maßnahmen einführen, die von 
den Bestimmungen dieses Kapitels Ober die Niederfassurtg von 
Gesellschaften und Staatsangehörigen der Gemeinschaft ab¬ 
weichen, wenn bestimmte Industrien 

- eirte Umstrukturierung durchführen oder 

- ernsten Schwierigkeiten gegenüberstehen, die insbesondere 
schwerwiegende soziale Probleme in Estland hervorrufen, 
oder 

- einen Verlust oder einen drastischen Rückgang des gesamten 
Marktanteils der Gesellschaften oder Staatsartgehörigen 
Estlands in einem bestimmten Wirtschafts- oder Industrie¬ 
zweig in Estland erfahren oder 

- sich in Estland erst im Aufbau befinden. 

Derartige Maßnahmen 

- treten spätestens am 31. Dezember 1999 außer Kraft und 

- müssen vertretbar und notwendig sein, um Abhilfe zu schaf¬ 
fen, und 

- dürfen nur die Niederlassungen betreffen, die in Estland nach 
dem Inkrafttreten derartiger Maßnahmen gegründet werden 
sollen, und dürfen keine Benachteiligung der Geschäftstätig¬ 
keit der Gesellschaften oder Staatsangehörigen der Gemein¬ 
schaft, die bei der Einführung einer bestimmten Maßnahme 


bereits in Estland niedergelassen waren, gegenüber den 
Gesellschaften oder Staatsangehörigen Estlands bewirken. 

Bei der Verfügung und Durchführung derartiger Maßrtahmen 
gewährt Estland, soweit möglich, den Gesellschaften und Staats¬ 
angehörigen der Gerrteinschaft eine PräferenzbeharKlIung, in 
keinem Fall aber eine weniger günstige Behandlung als den 
Gesellschaften oder Staatsangehörigen eines Drittstaates. 

Vor der Einführung solcher Maßnahmen konsultiert Estland den 
Assoziationsrat; es setzt sie frühesterts einen Monat nach der Mit¬ 
teilung der von Estland geplanten konkreten Maßrtahmen an den 
Assoziationsrat in Kraft, es sei denn, daß ein nicht wiedergutzu- 
macherrder Schaden droht, der Sofortmaßrtahmen erforderlich 
macht In diesem Fall konsultiert Estland den Assoziationsrat 
unverzüglich nach deren Einführung. 


Kapitel III 

Dienstleistungsverkehr 

Artikel 51 

(1) Oie Vertragsparteien verpflichten sich, im-Einklang mit den 
rtachstehenden Bestimmungen die erforderlichen Maßnahmen zu 
treffen, um schrittweise die Erbringurrg von Dienstleisturtgen 
durch Gesellschaften oder Staatsartgehörige der Gemeirtschaft 
oder Estlands zu erlauben, die in einer artderen Vertragspartei als 
derjenigen des Leistungsempfängers niedergelassen sind. 

(2) Im Einklang mit der in Absatz 1 genannten Liberalisierung 
und vorbehaltlich des Artikels 55 gestatten die Vertragsparteien 
die vorübergehende Einreise der natürlichen Persorten, die die 
Oienstleisturtg erbringen oder von dem Leisturtgserbringer als 
Personal in Schlüsseipositiorten im Sinne des Artikels 4S Absatz 2 
beschäftigt vrerden; dazu gehören auch rtatürliche Personen, 
die Vertreter von Gesellschaften oder Staatsangehörigen der 
Gemeinschaft oder Estlands sind und um vorübergehende Ein¬ 
reise zwecks Aushandlung oder Abschluß von Oienstleisturtgs- 
aufträgen für diesen Leisturtgserbringer ersuchen, sofern diese 
Vertreter nicht im Oirektverkauf beschäftigt sirtd oder selbst 
Dienstleistungen erbringen. 

(3) Spätesterts acht Jahre rtach Inkrafttreten dieses Abkom- 
merts ergreift der Assoziationsrat die für die schrittweise Umset¬ 
zung von Absatz 1 erforderlichen Maßnahmen. Die Fortschritte 
der Vertragsparteien bei der Angleichurtg ihrer Rechtsvorschrif¬ 
ten werden berücksichtigt. 

Artikel 52 

(1) Die Vertragsparteien ergreifen keine Maßnahmen, die die 
Bedingungen für die Erbringung von Oienstieisturrgen durch 
Gesellschaften oder Staatsangehörige der Gemeinschaft oder 
Estlands, die in einer arxteren Vertragspartei als derjenigen des 
Leistungsempfängers niedergelassen sind, kn Verglek^h zum 
Tage vor Inkrafttreten dieses Abkommens erheblich einschrän¬ 
kendergestalten. 

(2) Ist eine Vertragspartei der Ansicht, daß die von der anderen 
Vertragspartei seit Unterzeichnung dieses Abkommens eirtge- 
führten Maßnahmen eine Situation zur Folge haben, die hinsicht¬ 
lich der Erbringung von Dienstleistungen erheblich einschränken¬ 
der ist. als sie bei Unterzeichnung des Abkommens war, so kann 
diese erste Vertragspartei die andere Vertragspartei um Auf¬ 
nahme von Konsultationen ersuchen. 

Artikel 53 

(1) Hinsichtlich des internationalen Seeverkehrs verpflichfen 
sich die Vertragsparteien, den Grundsatz des ungehinderten 
Zugangs zum Markt urtd zum Verkehr auf kaufntännischer Basis 
wirksam anzuwerxfen. 

a) Die vorstehende Bestimmurtg berührt nicht die Flechte und 
Pflichten aus dem Verhaltenskodex der Vereinten Nationen 
für Linienkonferenzen, wie er für die eirre oder die andere Ver¬ 
tragspartei dieses Abkommens anwendbar ist. Nichtkonfe- 
renz-Reedereien dürfen mit eirrer Konferertz-Reederei im 
Wettbewerb stehen, sofern sie den Grundsatz des lauteren 
Wettbewerbs auf kaufmännischer Basis beachten. 
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b) Die Vertragsparteien bekräftigen ihr Eintreten für den freien 
Wettbewerb als einen wesentlichen Faktor des Verkehrs mit 
trockenen und flüssigen Massengütern. 

(2) Gemäß den Grundsätzen des Absatzes 1 

a) wenden die Vertragsparteien ab Inkrafttreten dieses Abkom¬ 
mens Ladungsanteilvereinbarungen in bilateralen Abkommen 
zwischen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft und der ehemali¬ 
gen Sowjetunion nicht mehr an; 

b) dürfen die Vertragsparteien in künftige bilaterale Abkommen 
mit Drittländern keine Ladungsanteilvereinbarungen aufneh¬ 
men, wenn nicht der außergewöhnliche Umstand gegeben ist, 
daß Linienreedereien der einen oder der arxferen Vertrags¬ 
partei dieses Abkommens sonst keinen tatsächlichen Zugang 
zum Verkehr von urxl nach dem betreffenden DrittlarKf hätten; 

c) untersagen die Vertragsparteien Ladungsanteilvereinbarun¬ 
gen in künftigen bilateralen Abkommen betreffend den Ver¬ 
kehr mit trockenen und flüssigen Massengütern; 

d) heben die Vertragsparteien bei Inkrafttreten dieses Abkom¬ 
mens alle einseitigen Maßnahmen sowie alle administrativen, 
technischen und sonstigen Hemmnisse auf, die Beschrän¬ 
kungen oder Diskriminierungen hinsichtlich der Oiertst- 
leistungsfreiheit im internationalen Seeverkehr bewirken 
könnten. 

Jede Vertragspartei gewährt den von Staatsangehörigen 
oder Gesellschaften der anderen Vertragspartei betriebenen 
Schiffen unter anderem hinsichtlich des Zugartgs zu den für den 
internationalen Handel geöffneten Häfen, der Benutzung der 
Infrastruktur dieser Häfen urtd der Inanspruchnahme der dort 
angebotenen Hitfsdienstleistungen sowie der diesbezüglichen 
Gebühren utkI sonstigen Abgaben, der Zollerleichteruftgen, der 
Zuweisung von Liegeplätzen sowie von Lade- und Löscheinrich¬ 
tungen eine Behartdiung, die nicht weniger günstig ist als die den 
eigenen Schiffen gewährte Behandlung. 

(3) Die Staatsangehörigen urkf Gesellschaften der Gemein¬ 
schaft einerseits und die Staatsangehörigen und Gesellschaften 
Estlands andererseits, die internationale Seeverkehrsdienst¬ 
leistungen erbringen, dürfen internationale Fluß-See-Verkehrs- 
dienstleistungen auf den Binnenwasserstraßen Estlands bezie¬ 
hungsweise der Gemeinschaft erbringen. 

(4) Um die freie Durchfuhr von Waren durch das Gebiet der Ver¬ 
tragsparteien zu gewährleisten, verpflichten sich diese, so bald 
wie möglich und spätestens bis Ende 1999 ein Transitabkommen 
für den intermodalen Verkehr durch das Gebiet der jeweils ande¬ 
ren Vertragspartei zu schließen. 

(5) Zur Sicherstellung einer koordinierten Entwicklung und 
schrittweisen Liberalisierung des Verkehrs zwischen den Ver¬ 
tragsparteien, die ihren wirtschaftlichen Bedürfnissen entspricht, 
werden die Bedingungen für den gegenseitigen Marktzugang und 
die Erbringung von Dienstleistungen im Straßen-, Schienen- und 
Binnenschiffsverkehr und gegebenenfalls im Luftverkehr, soweit 
angebracht, in Sonderabkomnren behandelt, die von den Ver¬ 
tragsparteien nach Inkrafttreten dieses Abkommens ausge¬ 
handelt werden. 

(6) Vor Abschluß der Abkommen gemäß Absatz 5 ergreifen die 
Vertragsparteien keine Maßnahmen, die im Vergleich zum Tage 
vor Inkrafttreten dieses Abkommens einschränkender oder dis¬ 
kriminierender sind. 

(7) Bis Ende 1998 gleicht Estland schrittweise seine Rechts¬ 
vorschriften einschließlich der administrativen, technischen utKl 
sonstigen Bestimmungen an die jeweils geltenden Rechtsvor¬ 
schriften der Gemeinschaft im Straßen-, Schienen-, Binnen¬ 
schiffs- und Luftverkehr insoweit an, als dies der Liberalisierung 
und dem gegenseitigen Marktzugang der Vertragsparteien 
dienlich ist und den Personen- und Güterverkehr erleichtert. Die 
Fortschritte in diesem Bereich werden von den Vertragsparteien 
mindestens alle zwei Jahre im Rahmen des Assoziationsrates 
gemeinsam bewertet. 


(8) Parallel zu den gemeinsamen Fortschritten bei der Verwirk¬ 
lichung der Ziele dieses Kapitels prüft der Assoziationsrat, wie die 
notwendigen Voraussetzungen für die Verbesserung der Dienst¬ 
leistungsfreiheit im Straßen-, Schienen-, Binnenschiffs- und Luft¬ 
verkehr geschaffen werden können. 


Kapitel IV 

Allgemeine Bestimmungen 


Artikel 54 

(1) Dieser Titel gilt vorbehaltlich der Beschränkungen, die aus 
Gründen der öffentlichen Ordnung, Sicherheit oder Gesundheit 
gerechtfertigt sind. 

(2) Dieser Titel gilt nicht für Tätigkeiten, die im Gebiet einer Ver¬ 
tragspartei dauernd oder zeitweise mit der Ausübung hoheitlicher 
Befugnisse verbunden sind. 

Artikel 55 

Für die Zwecke dieses Titels werden die Vertragspeuteien 
durch keine Bestimmung dieses Abkommens daran gehindert 
ihre Rechts- und Verwalturtgsvorschriften über Einreise und 
Aufenthalt. Beschäftigung, Beschäftigungsbed'ingungen. Nieder¬ 
lassung von natürlichen Personen und Erbringung von Dienst¬ 
leistungen anzuwertden, sofern sie dies nicht in einer Weise tun, 
durch die die Vorteile, die einer Vertragspartei aus eirrer Bestim¬ 
mung dieses Abkommens erwachsen, zunichte gemacht oder 
verringert werden. 

Artikel 56 

Die Kapitel II, III und IV dieses Titels gelten auch für Gesell¬ 
schatten, die sich im ausschließlichen Miteigentum von Gesell¬ 
schaften oder Staatsangehörigen Estlarxls und Gesellschaften 
oder Staatsangehörigen der Gemeinschaft befinden und von 
ihnen gemeinsam kontrolliert werden. 

Artikel 57 

(1) Die gemäß diesem Titel gewährte Meistbegünstigung gilt 
nk^t Wr die Steuervorteile, die die Vertragsparteien aufgrund von 
Doppelbesteuerungsabkommen oder sonstigen steuerrechtlichen 
Regelungen gewähren oder gewähren werden. 

(2) Dieser Titel ist nicht so auszulegen, als hindere er die Ver¬ 
tragsparteien daran, gemäß den steuerrechtlichen Bestimmun¬ 
gen der Doppelbesteuerungsabkommen utkI sonstiger steuer¬ 
rechtlicher Regelurrgen oder des internen Steuerrechts Maß¬ 
nahmen zu ergreifen oder durchzusetzen, durch die die Steuer¬ 
umgehung oder -hinterziehung verhindert werden soll. 

(3) Dieser Titel ist nicht so auszulegen, als hindere er die Mit¬ 
gliedstaaten oder Estland daran, bei der Anwendung ihrer Steuer¬ 
vorschriften die Steuerpflichtigen unterschiedlich zu behandeln, 
die sich insbesondere hinsichtlich ihres Wohnsitzes nicht in einer 
gleichartigen Situation befinden. 

Artikel 58 

Die Bestimmungen dieses Titels werden von den Vertragspar¬ 
teien schrittweise angepaßt. Bei diesbezüglichen Empfehlungen 
berücksichtigt der Assoziationsrat die Verpflichtungen der Ver¬ 
tragsparteien im Rahmen des Allgemeinen Abkommens über den 
Handel mit Dienstleistungen (GATS), insbesondere des Artikels V. 

Artikel 59 

Dieses Abkommen schließt nicht aus, daß jede Vertragspartei 
alle notwendigen Maßnahmen ergreift, um zu verhindern, daß ihre 
Maßnahmen betreffend den Zugang von Drittländern zu ihrem 
Markt mit Hilfe dieses Abkommens umgangen werden. 



1676 


Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil II Nr. 41, ausgegeben zu Bonn am 26. September 1996 


Titel V 

Zahlungen, Kapitalverkehr, Wettbewerb 
und sonstige wirtschaftliche Bestimmungen, 
Angleichung der Rechtsvorschriften 

Kapitel I 

Laufende Zahlung und Kapitalverkehr 

Artikel 60 

Oie Vertragsparteien verpflichten sich, gemäS Artikel VIII 
des Übereinkommens Ober den Internationalen Währungsfortds 
alle Leistungsbilaruzahlungen und -transfers zwischen Gebiets¬ 
ansässigen der Gemeinschaft und Estlands in frei konvertierbarer 
Währung zu genehmigen, 

Artikel 61 

(1) Hinsichtlich der Kapitalbiianztransaktionen gewährleisten 
die Mitgliedstaaten beziehungsweise Estland vom Inkrafttreten 
dieses Abkommens an den freien Kapitalverkehr im Zusammen¬ 
hang mit Direktinvestitionen in Gesellschaften, die gemäS den 
Rechtsvorschriften des Aufhahmelartdes gegrOrxlet wurden, 
urKf Investitionen, die gemäß den Bestimmurtgen des Trtels IV 
Kapftel II getätigt werden, sowie die Liquidation oder Repatri¬ 
ierung dieser Investitionen und etwaiger Gewinne. 

Unbeschadet von Artikel 43 Absatz 1 Ziffer iii wird vom Inkrafttre¬ 
ten dieses Abkommens an der voliständig freie Kapitalverkehr im 
Zusammenhang mit der Niederlassung und der Geschäftstätig¬ 
keit von Persotten, die eine selbständige Tätigkeit ausOben, 
einschließlich der Liquidation und Repatriierung der entsprechen¬ 
den Investitionen, gewährleistet. 

(2) Hinsichtlich der Kapitalbilanztransaktionen gewährleisten 
die Mftgliedstaaten beziehungsweise Estland vom Inkrafttreten 
dieses Abkommens an den freien Kapitalverkehr im Zusammert- 
hang mit Portfolio-Investitionen, Dies gilt auch für den freien 
Kapitalverkehr im Zusammenhang mit Krediten för Geschäfts¬ 
transaktionen oder die Erbringung von Dienstleistungen, an 
denen ein Gebietsansässiger eir>er der Vertragsparteien beteiligt 
ist, sowie für Finanzkredite. 

(3) Unbeschadet des Absatzes 1 führen die Mitgliedstaaten 
und Estlarxj keine neuen Beschränkungen des Kapitatverkehrs 
und der damit zusammenhängenden laufertden Zahlungen 
zwischen Gebietsansässigen der Gemeinschaft und Estlands ein 
und gestatten die bestehenden Regelungen nicht einschränken¬ 
der. 

(4) Die Vertragsparteien nehmen Konsultationen auf, um zur 
Erreichung der Ziele dieses Abkommens den Kapitalverkehr 
zwischen der Gemeinschaft urxj Estland zu erleichtem. 

Artikel 62 

(1) Die Vertragsparteien treffen Maßnahmen, um die erforder¬ 
lichen Voraussetzungen für die weitere schrittweise Übernahme 
der Rechtsvorschriften der Gemeinschaft über den freien Kapital¬ 
verkehr zu schaffen. 

(2) Der Assoziationsrat pHüft Mittel und Wege für die volle 
Übernahme der Rechtsvorschriften der Gemeinschaft über den 
Kapitalverkehr. 


Kapitel II 
Wettbewerb und 

sonstige wirtschaftliche Bestimmungen 
Artikel 63 

(1) Soweit sie geeignet sind, den Handel zwischen der Gemein¬ 
schaft und Estland zu beeinträchtigen, sind mit dem ordnungs¬ 
gemäßen Funktionieren dieses Abkommens unvereinbar. 

i) alle Vereinbarungen zwischen Unternehmen, Beschlüsse von 
Untemehmensvereinigungen und aufeinander abgestimmte 


Verhaltensweisen, die eine Verhinderung, Einschrär-Kung 
oder Verfälschung des Wettbewerbs bezwecken oder be¬ 
wirken; 

ii) die mißbräuchliche Ausnutzung einer beherrschenden Stel¬ 
lung im Gebiet der Gemeinschaft oder Estlands ode- auf 
einem wesentlichen Teil desselben durch ein oder mefirere 
Unternehmen; 

«0 staatliche Beihilfen gleich welcher Art, die durch die BegCnsti- 
gur^ bestimmter Unternehmen oder Produktionszweige den 
Wettbewerb verfälschen oder zu verfälschen drohen. 

(2) Alle Verhaltensweisen, die im Gegensatz zu diesem A.'tikel 
stehen, werden nach den Kriterien beurteilt, die sich aus den Arti¬ 
keln 65,86 ur>d 92 des Vertrags zur Gründurtg der Europäischen 
Gemeinschaft beziehungsweise im Falle der EGKS-Erzeugrüsse 
aus den entsprechenden Bestimmungen des EGKS-V^trags 
eirtschließlich des SekurKfärrechts ergeben. 

(3) Der Assoziationsrat erläßt bis zum 31. Dezember 1997 
durch Beschluß die erforderlichen Durchfühnmgsbestimnxrrgen 
zu den Absätzen 1 und 2. 

Bis zum Erlaß dieser Bestimmungen finden die Bestimnxrtgen 
des Übereinkommens zur Auslegung und AnwetKlung der Arti¬ 
kel VI, XVI und XXIII des GATT als DurchführungsbestimRuigen 
zu Absatz 1 Ziffer Ki urtd zu den sich daiauf beziehetKlen Teilen 
von Absatz 2 Anwendung. 

(4) a) Für die Zwecke des Absatzes 1 Ziffer ii erkennen die 

Vertragsparteien an, daß bis zum 31. Dezember 1999 
alle vcm Estland gewährten staatlichen Beihilfen unter 
Berücksichtigung der Tatsache beurteilt werderv daß 
Estland den Gebieten der Gemeinschaft rach Anäcel 92 
Absatz 3 Buchstabe a des Vertrags zur Gründcng der 
Europäischen Gemeinschaft glekhgesteltt wird Der 
Assoziationsrat beschließt unter Berücksichtigung der 
wirtschaftlichen Lage Estlands, ob dieser Zertrajm um 
weitere Dreijahreszeiträume zu verlängern ist. 

b) Die Vertragsparteien sorgen für die Transparercr der 
staatlichen Beihilfen, indem sie unter anderem der 
anderen Vertragspartei jährlich Bericht erstatten Ober 
den Gesamtbetrag und die Verteilung der BeihiiSen und 
auf Antrag Auskunft Ober die Beihilfensysteme ersiien. 
Auf Antrag einer Vertragspartei erteat die andere Ver¬ 
tragspartei Auskunft Ober bestimmte Einzelfälle s:aatli- 
cher Beihilfen. 

(5) Hinsichtlich der in Trtel III Kapitel II und III genannter W'aren 

- findet Absatz 1 Ziffer iii keine Anwendung; 

- werden alle Verhaltensweisen, die im Gegensatz zu Ao &a tz 1 
Ziffer i stehen, nach den Kriterien beurteilL die die Gemein¬ 
schaft auf der Grundlage der Artikel 42 und 43 des Vertrags 
zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft aufgessrtt hat, 
insbesondere nach den Krtferien der Verordr»jng Nr. 2ST962 
des Rates. 

(6) Wenn die Gemeinschaft cxler Estlarxl der Auffass.ng ist, 
daß eine bestimmte Verhaltensweise mit Absatz 1 unvereroar ist 
und 

- in den in Absatz 3 genannten Durchführungsbestimt-Tjngen 
nicht in angemessener Weise geregelt ist ihd 

- wenn bei Fehlen derartiger Regeln diese Verraltensw»sg den 
Interessen der anderen Vertragspartei oder eirterr: rüändi- 
schen Wirtschaftszweig einschli^lich des Dienstiessc-ings- 
gewerbes eine bedeutende Schädigung verursacht ooer zu 
veoirsachen droht, 

kann die Gemeinschaft oder Estland nach Konsuttacca-en im 
Assoziationsrat oder dreißig Arbeitstage nach ciem Ersucnen um 
derartige Konsultationen geeignete Maßnahrrrer. treffen. 

Sind diese Verhalterrswetsen mit Ab sa tz 1 Ziffer • unvenarcar, so 
kfinnen derartige geeignete Maßnahmen, soweit sie uriar das 
GATT fallen, nur im Einklang mit den Verfahren und urosr den 
Bedingungen des GATT oder aller arxleren eirschlägiger Instru¬ 
mente eingeführt werden, die im Rehmen des GATT ausgehan- 
delt wurden und zwischen den Vertragspangten Anvwi^xJung 
finden. 
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(7) Unbeschadet aller anderslautenden Bestimmungen, die 
gemäß Absatz 3 erlassen werden, tauschen die Vertragsparteien 
Informationen unter Berücksichtigung der erforderlichen Be¬ 
schränkungen zur Wahaing des Berufs- und Geschäftsgeheim¬ 
nisses aus. 

Artikel 64 

(1) Die Vertragsparteien bemühen sich, keine restriktiven Maß¬ 
nahmen für Zahlungsbilanzzwecke einschließlich Maßnahmen 
betreffend die Einfuhren einzufOhren. Sollte eine Vertragspartei 
dennoch derartige Maßnahnten einführen, so legt sie der anderen 
Vertragspartei so bald wie möglich einen Zeitplan für ihre Aufhe¬ 
bung vor. 

(2) Bei bereits eingetretenen oder bei ernstlich droherKten Zah- 
lungsbilanzschwierigkeiten eines oder mehrerer Mitgliedstaaten 
oder Estlands kann die Gemeinschaft beziehungsweise EsUarKf 
unter den Voraussetzungen des GATT restnldive Maßnahmen 
einschließlich Maßnahmen betreffend die Einfuhren treffen, die 
von begrenzter Dauer sind und nicht über das zur Behebung der 
Zahlungsbilanzschwierigkeiten unbedingt notwendige Maß hin¬ 
ausgehen dürfen. Die Gemeinschaft beziehungsweise Estland 
unterrichtet die arrdere Vertragspartei unverzüglich davon. 

(3) Etwaige restriktive Maßnahmen gelten nicht für Transfers in 
Verbindung mit Investitionen urKf insbesortdere der Repatriierung 
der investierten oder reinvestierten Beträge und aller sonstigen 
sich daraus ergebenden Einncihmen. 

Artikel 65 

Hinsichtlich der öffentlichen Unternehmen und der Unterneh¬ 
men, denen besorKlere oder ausschließliche Rechte übertragen 
wurden, sorgt der Assoziationsrat dafür, daß ab dem 1. JarHjar 
1998 die Grundsätze des Vertrags zur Gründung der Europäi¬ 
schen Gemeinschaft, insbesondere des Artikels 90, und die 
Grundsätze des SchluBdokuments des Bonner Treffens im 
Rahmen der KSZE-Konferenz in Europa vom Aprik1990, insbe¬ 
sondere die Entscheidungsfreiheit der Unternehmer, beachtet 
werden. 

Artikel 66 

(1) Gemäß diesem Artikel und Anhang IX bekräftigen die Ver¬ 
tragsparteien die Bedeutung, die sie dem angemessenen uttd 
wirksamen Schutz und der angemessenen und wirksamen 
Durchsetzung der Rechte an geistigem, gewerblichem und kom¬ 
merziellem Eigentum beimessen. 

(2) Estland wird den Schutz der Rechte an geistigem, gewerbli¬ 
chem und kommerziellem Eigentum weiter verbessern, um am 
31. Dezember 1999 ein vergleichbares Schutzniveau zu bieten, 
wie es in der Gemeinschaft besteht; dazu gehören auch wirksame 
Mittel zur Durchsetzung dieser Rechte. 

(3) Bis zum 31. Dezember 1999 tritt Estland den in Anhartg IX 
Absatz 1 aufgeführten multilateralen Übereinkünften Ober die 
Rechte an geistigem, gewerblichem und kommerziellem Eigen¬ 
tum bei, denen die Mitgliedstaaten angehören oder die von jhrten 
im Einklang mit den einschlägigen Bestimmungen dieser Über¬ 
einkommen de facto angewandt werden. 

(4) Treten im Bereich des geistigen, gewerblichen und kommer¬ 
ziellen Eigentums Probleme auf, die die Handelsbedingungen 
beeinflussen, so finden auf Antrag einer Vertragspartei unverzüg¬ 
lich Konsultationen statt, um für beide Seiten befriedigende 
Lösungen zu finden. 

Artikel 67 

(1) Die Vertragsparteien betrachten die Öffnung des öffent¬ 
lichen Auftragswesens auf der Grundlage von Nichtdiskriminie¬ 
rung und Gegenseitigkeit insbesondere im Kontext des GATT und 
der WTO als ein erstrebenswertes Ziel. 

(2) Gesellschaften Estlands im Sinne von Artikel 45 wird vom 
Inkrafttreten dieses Abkommens an Zugang zu den Vergabe- 
verfahren in der Gemeinschaft gemäß den Vergabevorschrrften 
der Gemeinschaft unter Bedingungen gewährt, die nicht weniger 
günstig sind als die Bedingungen, die Gesellschaften der 
Gemeinschaft gewährt werden. 


Gesellschaften der Gemeinschaft und Zweigniederlassungen von 
Gesellschaften der Gemeinschaft im Sinne von Artikel 45 und 
Tochtergesellschaften von Gesellschaften der Gemeinschaft im 
Sinne von Artikel 45 und in Formen gemäß Artikel 56 wird vom 
Inkrafttreten dieses Abkommens an Zugattg zu den Vergabever¬ 
fahren in Estland unter Bedingungen gewährt, die nicht weniger 
günstig sind als die Bedingungen, die Gesellschaften Estlands 
gewährt werden. 

Sobald Estlarrd geeignete Rechtsvorschriften erlassen hat gilt 
dieser Absatz auch für öffentliche Aufträge, die unter die Richt¬ 
linie 93/3ß/EWG vom 14. Juli 1993 fallen. 

(3) Für Niederlassung, Geschäftstätigkeit, Erbringung von 
Dienstleistungen zwischen der Gemeinschaft und Estlartd sowie 
für die Beschäftigung und Freizügigkeit im Zusammenhang mit 
der Erfüllung öffentlicher Aufträge gelten die Artikel 36 bis 59. 


Kapitel III 

Angleichung der Rechtsvorschriften 
Artikel 68 

Die Vertragsparteien erkennen an, daß die Artgleichung der 
bestehenden und künftigen Rechtsvorschriften Estlands an das 
Gemeinschaftsrecht eine wesenßiche Voraussetzung für die wirt¬ 
schaftliche Integration Estlands in die .Gemeinschaft darstellt 
Estland wird sich darum bemühen, daß seirte Rechtsvorschriften 
schrittweise mit dem Gemeinschaftsrecht vereinbar werden. 

Artikel 69 

Die Angleichung der Rechtsvorschriften betrifft insbesondere 
folgende Bereiche: Zollrecht, Gesellschaftsrecht, Bankenrecht 
Rechnungslegung der Unternehmen und Steuern, geistiges 
Eigentum, Finanzdienstleistungen, Wettbewerbsregeln, Schutz 
der Gesundheit und des Lebens von Menschen, Tieren und Pflan¬ 
zen, Schutz der Arbeitnehmer einschließlich Gesundheit und 
Sicherheit am Arbeitsplatz, Verbraucherschutz, indirekte Steuern, 
technische Vorschriften und Normen, Rechts- und Verwaltungs- 
Vorschriften für den Nuklearbereich, Verkehr, Telekommunika¬ 
tion, Umweit, öffentiiches Auftragswesen, Statistik und F*roduki- 
haftung. 

Dabei sollten insbesondere in den Bereichen Binnenmarkt, Wett¬ 
bewerb, Arbeitnehmer-, Umwelt- und Verbraucherschutz, Finanz¬ 
dienstleistungen, technische Vorschriften und Normen rasche 
Fortschritte bei der Rechtsangleichung erzielt werden. 

Artikel 70 

Die Gemeinschaft leistet Estland technische Hilfe bei der 
Durchführung dieser Maßnahmen; dazu können unter anderem 
gehören; 

- Austausch von Sachverständigen; 

- rechtzeitige Unterrichtung, vor allem über die einschlägigen 
Rechtsvorschriften; 

- Veranstaltung von Seminaren; 

- Ausbildungsmaßnahmen; 

- Hilfe bei der Übersetzung des einschlägigen Gemeinschafts¬ 
rechts. 


Titel VI 

Wirtschaftliche Zusammenarbeit 


Artikel 71 

(1) Die Gemeinschaft und Estland bauen ihre wirtschaftliche 
Zusammenarbeit mit dem Ziel aus, zu der Entwicklung Estlands 
und dessen Wachstumspotential beizutragen. Diese Zusammerv 
arbeit soll die bestehenden Wirtschaftsbeziehungen auf eine' 
möglichst breiten Grundlage zum Vorteil beider Vertragsparteien 
stärken. 
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(2) Politische und sonstige Maßnahmen werden zur Förderung 
der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung Estlands vorberei¬ 
tet und auf dem Grundsatz der langfristig tragbaren Entwicklung 
aufgebaut. Sie sollten ferner sicherstellen, daß die Umweltbe¬ 
lange von Anfang an vollauf berücksichtigt werden und den Erfor¬ 
dernissen einer harmonischen Sozialentwicklung Rechnung tragen. 

(3) Zu diesem Zweck sollte sich die Zusammenarbeit vor allem 
auf Politiken und Maßnahmen in den Bereichen gewerbliche Wirt¬ 
schaft, Investitionen, Landwirtschaft und Agroindustrie, Energie, 
Verkehr, Regionalentwicklung und Fremdenverkehr kortzentrie- 
ren. 

(4) Besondere Aufmerksamkeit ist Maßnahmen zu widmen, die 
die Zusammenarbeit zwischen den drei baltischen Staaten und 
mit den anderen Ländern Mittel- und Osteuropas sowie mit den 
anderen Ostseeanrainerstaaten im Hinblick auf eine integrierte 
Entwicklung der Region stärken können. 

Artikel 72 

Industrielle Zusammenarbeit 

(1) Mit der Zusammenarbeit soll insbesondere folgendes ge¬ 
fördert werden; 

- die industrielie Zusammenarbeit zwischen den Wirtschaftsbe¬ 
teiligten der beiden Vertragspiarteien, vor allem zur Stärkung 
des Privatsektors in Estland; 

- die Beteiligung der Gemeinschaft an den Anstrengungen 
Estlands sowohl im öffentlichen als auch im privaten Sektor 
zur Modernisierung und Umstrukturierung seiner Industrie, 
die die Weiterentwicklung der Marktwirtschaft unter Bedin¬ 
gungen bewirken, die den Schutz der Umwelt gewährleisten; 

- die Umstrukturierung einzelner Wirtschaftszweige; 

- die Gründung neuer Unternehmen in potentiellen Wachs¬ 
tumsbereichen, insbesondere Spitzentechnologie, saubere 
Technologien, Verbrauchsgüter und marktbezogene Dienst¬ 
leistungen, Zweige der Leichtindustrie und Holzindustrie. 

(2) Oie Initiativen der industriellen Zusammertarbeit berücksich¬ 
tigen die von Estland aufgestellten Prioritäten. Die Maßrtahmen 
sollten vor allem darauf abzielen, geeignete Fiahmenbedingungen 
für Unternehmen zu schaffen, die Managementfähigkeiten zu ver¬ 
bessern und die Transparenz der Märkte urtd Bedingungen für 
Unternehmen zu fördern. Soweit angebracht, leistet die Gemein¬ 
schaft Estlartd technische Hilfe. 

Artikel 73 

Investitionsförderung und Investitionsschutz 

(1) Die Zusammenarbeit zielt darauf ab, die Flechts- und Ver¬ 
waltungsvorschriften und ein günstiges Klima für die Förderung 
und den Schutz inländischer und ausländischer Privatinvestitio¬ 
nen, die für den Wiederaufbau und die Entwicklung von Wirt¬ 
schaft und Industrie in Estland wesentlich sind, beizubehalten 
und - falls notwendig - zu verbessern. Die Zusammenarbeit zielt 
ferner darauf ab, Auslandsinvestitionen und die Privatisierung in 
Estland zu begünstigen und zu fördern. 

(2) Die Schwerpunkte der Zusammenarbeit sind folgende: 

- Aufrechterhaltung und Ausbau des rechtlichen Rahmens zur 
Förderung und zum Schutz von Investitionen in Estland; 

- Abschluß von bilateralen Investitionsförderungs- und Investi¬ 
tionsschutzabkommen mit den Mitgliedstaaten, soweit ange¬ 
bracht; 

- weitere Deregulierung sowie Verbesserung der wirtschaft¬ 
lichen Infrastruktur; 

- Austausch von Informationen über Investitionsmöglichkeiten 
im Flahmen von Handelsmessen, Ausstellungen, Handels¬ 
wochen und anderen Veranstaltungen. 

Die Hilfe der Gemeinschaft könnte in der Anfangsphase Einrich¬ 
tungen gewährt werden, die inländische Investitionen fördern. 

(3) Estland beachtet die Bestimmungen über die handelsbezo¬ 
genen Aspekte von Investitionsmaßnahmen (TRlMs). 


Artikel 74 

Kleine und mittlere Unternehmen 

(1) Die Vertragsparteien arbeiten hin auf die Entwicklung und 
Stärkung der kleinen und mittleren Unternehmen <KMU) und 
der Zusammenarbeit zwischen KMU in der Gemeinschaft und 
Estland. 

(2) Sie fördern den Austausch von Informationen und Fach¬ 
wissen durch folgende Maßnahmen: 

- Verbesserung, soweit angemessen, der rechtlichen, admini¬ 
strativen, technischen, steuerlichen und finanziellen Voraus¬ 
setzungen für die Gründung und Erweiterung von KMU sowie 
für die grenzübergrerfende Zusammenarbeit; 

- Bereitstellung der von den KMU benötigten untemehmens- 
spezifischen Dienstleistungen (Ausbilduitg von Führungs¬ 
kräften, Rechnungslegung, Marketing, Qualitätskontrolle usw.) 
sowie Stärkung der Einrichtungen, die derartige Dienstlei¬ 
stungen erbringen; 

- Herstellung geeigneter Kontakte zu Entscheidungsträgem in 
der Gemeinschaft über Netze für die Kooperation zwischeri 
europäischen Unternehmen (BC-NET), um die Unterrichtung 
der KMU zu verbessern und die grenzübergreifende Zusam¬ 
menarbeit zu fördern. 

(3) Die Zusammenarbeit umfaßt technische Hilfe insbesondere 
für die Schaffung einer geeigneten institutioneilen Unterstützung 
für die KMU auf nationaler und regionaler Ebene in den Bereichen 
Finanzen, Ausbildung, Beratung, Technologie und Vermarktung. 

Artikel 75 

Agrar- und Industrienormen 
und Konformitätsprüfung 

(1) Die Vertragsparteien arbeiten insbesondere mit dem Ziel 
zusammen, die Unterschiede im Bereich der Normen, techni¬ 
schen Vorschriffen und KonformitätsprOfungsverfahren zu ver¬ 
ringern, gegebenenfalls mit technischer Hilfe der Gemeinschaft. 

(2) Zu diesem Zweck soll durch die Zusammenarbeit folgendes 
angestrebt werden: 

- Förderung der Übernahme der technischen Vorschriften der 
Gemeinschaft und der europäischen Normen und Konfor¬ 
mitätsprüfungsverfahren, wobei es Estland zur Erreichung 
seiner Ziele hinsichtlich der Umweltqualität freistehL gegebe¬ 
nenfalls besondere (strengere) Normen zu entwickeln und 
anzu wenden; 

- Abschluß von Abkommen über gegenseitige Anerkennung in 
diesen Bereichen, soweit angebracht; 

- Förderung der aktiven und regelmäßigen Teilnahme Estlands 
an den Arbeiten von Fachorganisationen (CEN, CENELEC, 
ETSI, EOTC, EUROMET); 

- soweit angebracht, technische Hilfe durch Ausbildungs¬ 
programme für estländische Exp>erten in den Bereichen 
Normung, Metrologie, Zertifizierung und Qualitätssicherungs¬ 
systeme in der Gemeinschaft; 

- Förderung des Austausches von Informationen über Technik 
und Methodik im Bereich der Qualitätskontrolle und des Ferti¬ 
gungsprozesses. 

(3) Soweit angebracht, leistet die Gemeinschaft Estland techni¬ 
sche Hilfe. 

Artikel 76 

Zusammenarbeit in Wissenschaft und Technik 

(1) Die Vertragsparteien fördern die Zusammenarbeit in der For¬ 
schung und technischen Entwicklung. Folgenden Maßnahmen 
wird besondere Aufmerksamkeit gewidmet; 

- Austausch von Informationen über die jeweilige Politik im 
Bereich von Wissenschaft und Technik; 

- Veranstaltung gemeinsamer wissenschaftlicher Treffen (Semi¬ 
nare und Workshops); 
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- gemeinsame FuE-TätIgkeiten zur Förderung des wissen¬ 
schaftlichen Fortschritts und des Transfers von Technologie 
und Know-how; 

- Ausbildungsmaßnahmen und Mobilitätsprogramme für For¬ 
scher und Fachleute beider Seiten; 

- Entwicklung eines die Forschung und die Anwendung neuer 
Techniken begünstigenden Umfelds und angemessener 
Schutz des geistigen Eigentums an Forschungsergebnissen; 

- Teilnahme Estlands an Forschungsprogrammen der Gemein¬ 
schaft im Einklang mit Absatz 3. 

Soweit angebracht, wird technische Hilfe geleistet. 

(2) Der Assoziationsrat legt die geeigneten Verfahren für die 
Entwicklung der Zusammenarbeit fest. 

(3) Oie Zusammenarbeit aufgrund des Rahmenprogramms der 
Gemeinschaft für Forschung und technische Eritwicktung wird 
durch besortdere Übereinkünfte geregelt, die nach den gesetz¬ 
lichen Verfahren jeder Vertragspartei ausgehandelt und geschlos¬ 
sen werden. 

Artikel 77 

Allgemeine und berufliche Bildung 

(1) Die Zusammenarbeit zielt ab auf die harmonische Entwick¬ 
lung der Humanressourcen und die Anhebung des Niveaus der 
allgemeinen Bildung und der beruflichen Qualifikation in Estland 
sowohl im öffentlichen als ciuch im privaten Sektor und unter 
Berücksichtigung der Prioritäten Estlands. Unter der Schirm¬ 
herrschaft der Europäischen Stiftung für Berufsbildung und im 
Flahmen von TEMPUS und Eurofakultät werden institutiorrelle 
Ftahmen und Pläne für die Zusammeneirbeit entwickelt. Die Betei¬ 
ligung Estlands an anderen Gemeinschaftsprogrammen wird in 
diesem Zusammenhang gleichfalls erwogen. 

(2) Oie Zusammenarbeit konzentriert sich insbesondere auf 
folgende Bereiche; 

- Reform der allgemeinen und beruflichen Bildung in Estland; 

- Erstausbildung, Ausbildung am Arbeitsplatz und Umschulung, 
einschließlich Ausbildung von Führungskräften im öffent¬ 
lichen und privaten Sektor sowie höherer Beamter, vor allem 
in noch zu bestimmenden prioritären Bereichen; 

- Ausbildung von Lehrern am Arbeitsplatz: 

- Zusammenarbeit zwischen Hochschulen, Zusammenarbeit 
zwischen Hochschulen und Unternehmen, Mobilität von Lehr¬ 
kräften, Studenten, Verwaltungspersonal und JugerKfllchen; 

- Förderung der Lehrtätigkeit im Bereich der europäischen 
Studien an geeigneten Lehranstalten; 

- gegenseitige Anerkennung von Studienzeiten und Diplomen; 

- Förderung des Sprachunterrichts in Estland, insbesondere für 
Minderheiten unter der in Estland leberKfen Bevölkerung; 

- Unterrichtur>g der Gemeinschaftssprachen, Ausbildung von 
Übersetzern und Dolmetschern und Förderung der Über- 
nahnte der Normen urxl der Terminologie der Gemeinschaft; 

- Entwicklung des Fernunterrichts und rteuer Ausbildungstech¬ 
niken; 

- Bereitstellung von Lehrmitteln und Ausrüstung; 

- Zusammenarbeit mit dem Europäischen Zentrum für die För¬ 
derung der Berufsbildung (CEDEFOP). 

Artikel 78 

Landwirtschaft und Agroindustrie 

(1) Die Zusammenarbeit in diesem Bereich zielt ab auf die 
Modernisierung, die Umstrukturierung und die Privatisierung der 
Landwirtschaft, der Binnenfischerei und der Agroindustrie sowie 
der Forstwirtschaft. Mit dieser Zusammenarbeit werden der 
Schutz und die nachhaltige Nutzung von Naturlandschaften und 
unbelasteten Böden gefördert. 


Zu diesem Zweck umfaßt die Zusammenarbeit insbesondere fol¬ 
gendes: 

- Entwicklung von privaten landwirtschaftlichen Betrieben und 
Vertriebsnetzen, Lagerungs- und Vermarktungstechniken 
usw.; 

- Modernisierung der Infrastaikturen im lärtdlichen Raum (Ver¬ 
kehr, Wasserversorgung, Telekommunikation); 

- Verbesserung der Raumordnung, einschließlich Bebauungs¬ 
und Stadtplanung; 

- Entwicklung von Kriterien für die extensive und intensive 
Nutzung landwirtschaftlicher Flächen, die Forstwirtschaft 
sowie die Binnenfischerei im Einklang mit den nationalen und 
regionalen Entwicklungsplänen und -Programmen; 

- Entwicklung und Förderung einer wirksamen Zusammen¬ 
arbeit im Bereich landvrirtschaftlicher Informationssysteme; 

- Steigerung der Produktivität und der Qualität durch geeignete 
Methoden und Produkte; Ausbildungs- und Überwachungs- 
maßitahmen bei dem Einsatz von Umweltschutztechniken im 
Zusammenhang mit Produktionsmitteln; 

- Förderung der Entwicklung von ökologischem Landbau sowie 
der Verarbeitung und Vermarktung der Erzeugnisse: 

- Förderung der Anwendung der Nahrungsmittelnormen der 
Gemeinschaft; 

- Umstrukturierung, Entwicklung, Modernisierung und Dezen¬ 
tralisierung der Nahrungsmittelverarbeitungsbetriebe und 
ihrer Vermarktungstechniken; 

- Förderung der Komplementarität in der Landwirtschaft; 

- Förderung der irtdustriellen Zusammenarbeit in der Landwirt¬ 
schaft und Austausch von Know-how, insbesondere zwi¬ 
schen den Privatsektoren der Gemeinschaft und Estlands; 

- Entwicklung der Zusammenarbeit im Bereich der Gesundheit 
von Tieren und F*flanzen mit dem Ziel einer schrittweisen 
Angleichung an die Gemeinschaftsitormen durch Unter¬ 
stützung von Ausbildungsmaßnahmen und der Durchführung 
von Kontrollen: 

- Förderung des Informationsaustausches über Agrarpolitik 
und Agrarrecht; 

- Förderung von Joint-ventures, insbesondere mit dem Ziel der 
Zusammenarbeit auf Drittlandsmäikten. 

(2) Zu diesem Zweck leistet die Gemeinschaft, soweit ange¬ 
bracht, technische Hilfe. 

Artikel 79 
Fischerei 

(1) Die VertragsfJarteien entwickeln ihre Zusammenarbeit im 
Bereich der Fischerei im Einklang mit dem Abkommen über die 
Fischereibeziehungen zwischen der Europäischen Wirtschafts¬ 
gemeinschaft und der Repnjblik Estland. 

(2) Die Zusammenarbeit betrifft insbesondere: 

- die Einführung einer langfristig tragbaren Befischung in den 
Weltmeeren und der Ostsee: 

- die traditionelle Zusammenarbeit im Fischereisektor; 

- die Notwendigkeit der Einfühaing von Fangkontrollsystemen, 
Fangstatistiken und Informationssystemen; 

- die Entwicklung des wissenschaftlichen Potentials für Unter¬ 
suchungen der Fischbestände in der Ostsee, Maßnahmen auf 
Gegenseitigkeitsbasis zur Erhaltung und Erneuerung der 
Fischbestände (insbesondere von Lachs und Kabeljau) sowie 
die Einführung moderner Technologien in diesem Bereich; 

- die schrittweise Modernisierung der estländischen Fischerei¬ 
flotte und Fischverarbeitungsindustrie durch Gründung von 
Joint-ventures; 

- die Gründung von Privatuntemehmen in diesem Bereich und 
die Notwendigkeit, die Erfahrungen der Gemeinschaft mit 
Vermarktungstechniken zu nutzen; 



1680 Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil II Nr. 41, ausgegeben zu Bonn am 26. September 1996 


- die Entwicklung einer industriellen Zusammenarbeit im 
Fischereisektor und den Austausch von Know-how; 

- die Einführung der EG-Qualitäts- und -Gesundheitsnormen 
für die estländische Fischzucht (einschließlich Futtermittel); 

- den Informationsaustausch über Fischereipolitik und -recht 
sowie über die Schaffung einer Marldordnung für Fischerei¬ 
erzeugnisse; 

- die Zusammenarbeit in internationalen Fischereiorganisatio¬ 
nen. 

Artikel 80 
Energie 

(1) Unter Beachtung der Grundsätze der Marktwirtschaft und 
der GrurKfsätze des Vertrages über die Europäische Ertergie- 
charta arbeiten die Vertragsparteien im Hinblick auf die schritt¬ 
weise Integration der Energiemärkte in Europa zusammen. 

(2) Die Zusammenarbeit konzentriert sich insbesondere auf 
folgende Bereiche: 

- Ausformulierung und Planung der Energiepolitik unter 
Berücksichtigung ihrer langfristigen Aspekte; 

- Verwaltung und Ausbildung im Energiebereich; 

- Förderung von Energieeinsparungen und wirksamer Energie¬ 
nutzung; 

- Entwicklung der Energieressourcen; 

- Verbesserung des Vertriebs wie auch Verbesserung und 
Diversifizierung der Versorgung; 

- Umwettauswirkungen der Ertergieerzeugung urtd des Energie¬ 
verbrauchs; 

- Kemenergiesektor, insbesondere nukleare Sicherheit; 

- stärkere Öffnung des Energiemarktes, einschließlich der 
Erleichterung des Transitverkehrs von Gas und Strom; 

- Strom- und Gasversorgung, auch unter Berücksichtigung der 
Möglichkeit des Verbunds europäischer Versorgungsnetze; 

- Modernisierung der Energieinfrastrukturen; 

- Ausarbeitung der Rahmenbedingungen für die Zusammenar¬ 
beit zwischen Unternehmen dieses Sektors; 

- Transfer von Technologie und Know-how; 

- Zusammenarbeit im Bereich der Preis- und Steuerpolitik im 
Energiesektor; 

- regionale Zusammenarbeit der Ostseeanrainerstaaten im 
Energiesektor, insbesondere als wichtiger Beitrag zur Ver¬ 
sorgungssicherheit in der Region. 

(3) Soweit angemessen, wird technische Hilfe geleistet. 


Artikel 81 

Nukleare Sicherheit 

(1) Ziel der Zusammenarbeit ist eine Erhöhung der Sicherheit 

beim Einsatz der Kernenergie. 

(2) Die Zusammenarbeit im Nuklearsektor erstreckt sich vor 

allem auf folgende Bereiche: 

- Forschung und Schutzmaßnahmen zur Erhöhung der Sicher¬ 
heit, insbesondere bei den Rückständen der Uranerzaufarbei¬ 
tungsanlage in Sillamäe und in dem ehemaligen sowjetischen 
Atom-U-Boot-Ausbildungszentrum in Paldiski; 

- Ausbildung des Personals; 

- Aktualisierung der estländischen Rechts- und Verwaltungs¬ 
vorschriften über die nukleare Sicherheit und Stärkung der 
Sicherheitsbehörden sowie Erhöhung ihrer Mittel; 

- nukleare Sicherheit, Katastrophenschutz und Unfallmanage¬ 
ment im Nuklearsektor; 

- Strahlenschutz, einschließlich Überwachung der Strahlen¬ 
belastung der Umwelt; 


- Probleme des Brennstoffzyklus, Sicherung und physischer 
Schutz von Kemmaterialien; 

- Entsorgung radioaktiver Abfälle; 

- Stillegung und Abriß von Kernkraftwerken; 

- Dekontaminierung; 

- Einführung einheitlicher Sicherheitsnormen zum Schutz der 
Gesundheit des Personals, der Öffentlichkeit und der Umwelt 
sowie Gewährleistung ihrer Anwendung. 

(3) Die Zusammenarbeit schließt auch einen Informations- und 
Erfahrungsaustausch sowie FuE-Tätigkeiten gemäß den Bestim¬ 
mungen über Wissenschaft und Technik ein. 

(4) Die Vertragsparteien halten es für erfordertich, sich im Ftah- 
men ihrer jeweiligen Befugnisse und Zuständigkeiten um eine 
Zusammenarbeit zur Bekämpfung des illegalen Handels mit 
Kemmaterial zu bemühen. Diese Zusammenarbeit sollte den Aus¬ 
tausch von Informationen, technische Hilfe bei der Analyse, Iden¬ 
tifizierung und Entsorgung des Materials sowie administrative 
und technische Hilfe bei der Einrichtung wirksamer Zollkontrollen 
umfassen. Gegebenenfalls können auch weitere Maßnahmen der 
Zusammenarbeit getroffen werden. 


Artikel 82 
Umwelt 

(1) Die Vertragsparteien entwickeln und verstärken ihre Zusam¬ 
menarbeit zum Schutz der Umwelt und der menschlichen 

Gesundheit. 

(2) Die Zusammenarbeit betrifft insbesondere: 

- die wirksame Überwachung der Verschmutzungsniveaus; 

- die Bekämpfung der lokalen, regionalen und grenzübergrei- 
fenden Lojft- und Wasserverschmutzung; 

- Energiegewinnung und -verbrauch auf rationelle, nachhaltige 
und saubere Weise; die Sicherheit von Industrieanlagen 
(einschließlich kemtechnischer Anlagen); 

- die Klassifizierung und den unbedenklichen Einsatz von 
Chemikalien; 

- die Wasserqualität, insbesondere der grenzüberschreitenden 
Wasserläufe (Schutz der Ostsee vor Verschmutzung durch 
Schiffe, künstliche Inseln, Plattformen und andere Quellen); 

- die Verringerung, das Recycling und die saubere Entsorgung 
von Abfällen sowie die Durchführung des Basler Überein¬ 
kommens; 

- die nachhaltige Nutzung nichtemeuerbarer natürlicher Res¬ 
sourcen; 

- die Auswirkungen der Landwirtschaft auf die Umwelt, die 
Bodenerosion und -Verschmutzung durch Einsatz von 
Chemikalien in der Landwirtschaft, die Eutrophierung von 
Gewässern; 

- den Schutz der Wälder sowie der Pflanzen- und Tierwelt; 

- die Erhaltung der Artenvielfalt; 

- Schutzgebiete; 

- die Raumordnung, einschließlich der Bebauungs- und Stadt¬ 
planung; 

- die Verbesserung des öfferitlichen Verkehrs, insbesondere in 
den Städten; 

- den Einsatz wirtschaftlicher und fiskalischer Instrumente; 

- die Bewirtschaftung der Küstenzonen und die Verhinderung 
der Meeresverschmutzung; 

- die globale Klimaveränderung; 

- die Sanierung verschmutzter Flächen; 

- den Schutz der menschlichen Gesundheit vor umweltbeding¬ 
ten Schäden. 
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(3) Die Zusammenarbeit erfolgt insbesondere in folgender 

Form: 

- Austausch von Informationen und Sachverständigen, insbe¬ 
sondere auf dem Gebiet des Transfers sauberer Technologien 
und der sicheren Nutzung umweltfreundlicher Biotechnolo¬ 
gien; 

- Verwaltungsaufbau und Ausbildungsprogramme: 

- Transfer von Technologie und Know-how; 

- Angleichung der Rechtsvorschriften (Gemeinschaftsnormen); 

- Zusammenarbeit auf regionaler Ebene (einschließlich der 
Zusammenarbeit zwischen den drei baltischen Staaten und 
im Rahmen der Europäischen Umweltagentur) sowie auf 
internationaler Ebene: 

- Entwicklung von Strategien, insbesondere zu globalen 
Umwett- und zu Klimafragen; 

- Umwelterziehung und Information über Umweltfragen;' 

- Umwettverträglichkeitsstudien. 


Artikel 83 
Verkehr 

(1) Die Vertragsparteien entwickeln und verstärken die Zusam¬ 
menarbeit im Verkehr, um Estland folgerkles zu ermöglichen: 

- Umstrukturierung und Modernisierung des Verkehrswesens; 

- Verbesserung des Personen- und Güterverkehrs sowie des 
Zugangs zu den Verkehrsmärkten durch Beseitigung admini¬ 
strativer, technischer und sonstiger Hemmnisse; 

- Erleichterung des Transitverkehrs der Gemeinschaft durch 
Estland auf Straße, Schiene, Binnenw 2 isserstra 8 en und im 
kombinierten Verkehr; 

- Erreichung von betrieblichen Standards, die denen in der 
Gemeinschaft vergleichbar sind; 

- Erhöhung der Verkehrssicherheit, Vem'ngerung der Umwelt¬ 
belastung. 

(2) Die Zusammenarbeit erstreckt sich insbesondere auf: 

- Programme für die Ausbildung in Wirtschaft, Recht und Tech¬ 
nik sowie Ausarbeitung des rechtlichen und institutioneilen 
Rahmens für die Entwicklung und Durchführung einer Politik, 
einschließlich der Privatisierung des Verkehrssektors: 

- technische Hilfe, Beratung und Informationsaustausch (Kon¬ 
ferenzen und Seminare); 

- Unterstützung beim Ausbau der Infrastruktur in Estland. 

(3) Vorrangige Bereiche der Zusammenarbeit sind; 

- Bau und Modernisierung von Straßen, Eisenbahnlinien, Bin- 
nenschiffahrtsstraßen, Häfen und Flughäfen auf anerkannten 
transeuropäischen Korridoren und wichtigen Strecken von 
gemeinsamem Interesse; 

- Verbesserung der Verkehrsbedingungen, Verkürzung der 
Wartezeiten und Erleichterung des Transitverkehrs an den 
Grenzübergängen auf dem estländischen Abschnitt des auf 
Kreta beschlossenen multimodalen Korridors Nr. 1 auf der 
Grundlage von Normen, die in internationalen Übereinkom¬ 
men der Europäischen Union festgesetzt sind, um die Inter¬ 
operabilität zu gewährleisten; 

- Verwaltung der Eisenbahn, der Häfen und der Flughäfen, 
einschließlich Zusammenarbeit zwischen den zuständigen 
nationalen Behörden; 

- Raumordnung, einschließlich Bebauungs- und Stadtplanung; 

- Erneuerung der technischen Ausrüstung im Einklang mit den 
Gemeinschaftsnormen, vor allem in den Bereichen kombinier¬ 
ter Verkehr Straße/Schiene, Containerisierung und Güter¬ 
umschlag; 

- Förderung der Entwicklung einer Verkehrspolitik, die mit der 
Verkehrspolitik in der Gemeinschaft vereinbar ist; 


- Förderung der Küstenschiffahrt als Alternative zum Land¬ 
verkehr und als für den Ostseeraum besonders geeignete 
Beförderungsart; 

- Förderung gemeinsamer Forschungs- und Entwicklungspro¬ 
gramme: 

- konkrete Projekte der tri- oder multilateralen {Ostseerat) 
regionalen Zusammenarbeit, wie z.B. Via Baltica; 

- gegenseitiger Austausch von Verkehrsdaten. 

Artikel 84 

Telekommunikation, 

Postwesen, Rundfunk und Fernsehen 

(1) Die Vertragsparteien bemühen sich um die Erweiterung und 
Verstärkung der Zusammenarbeit im Bereich der Telekommuni¬ 
kation. Dazu gehören: 

- Infonnationsaustausch über die Politik in den Bereichen Tele- 
kommunikation, Postwesen, Rundfunk und Fernsehen; 

- Schaffung eines stabilen und kohärenten rechtlichen Ftah- 
mens in den Bereichen Telekommunikation, Postwesen, 
Rundfunk und Fernsehen; 

- Austausch von technischen und sonstigen Informationen 
sowie Veranstaltung von Seminaren, Workshops und Konfe- 
rerrzen für Sachverständige beider Seiten; 

- Ausbildungs- und Beratungstätigkeiten; 

- Technologietransfer; 

- gemeinsame Ausführung von Projekten durch die zuständi¬ 
gen Einrichtungen beider Seiten; 

- Einführung europäischer Normen und Zertifizierungssysteme; 

- Förderung neuer Kommunikationsmittei, -dienste urrd -ein- 
richtungen, insbesondere für kommerzielle Anwendungen. 

(2) Diese Maßnahmen konzentrieren sich auf folgende vor¬ 
rangige Bereiche: 

- Entwicklung und Durchführung einer marktgerechten Politik 
im Bereich der Telekommunikation, des Postwesens, des 
Rundfunks und des Fernsehens in Estland sowie der Rechts¬ 
vorschriften und Verfahren; 

- Modernisierung des estländischen Telekommunikationsnet¬ 
zes und seine Einbeziehung in die europäischen und interna¬ 
tionalen Netze: 

- Zusammenarbeit mit den europäischen Normenorganisatio¬ 
nen; 

- Integration der transeuropäischen Systeme; 

- Rechtsvorschriften im Bereich der Telekommunikation; 

- Verwaltung des Telekommunikationssektors in dem neuen 
wirtschaftlichen Umfeld Europas: Organisationsstrukturen, 
Strategie und Planung, Beschaffungsgrundsätze, Preis¬ 
gestaltung im Sprachtelefondienst; 

- Raumordnung, Bebauungs- und Stadtplanung; 

- Verbesserung des Datennetzes und Entwicklung von daten¬ 
bankgestützten Informationsdiensten. 

Artikel 85 

Informationsinfrastuktur 

Die Vertragsparteien bemühen sich um die Erweiterung und 
Verstärkung der Zusammenarbeit zur Errichtung einer Globalen 
Informationsinfrstötruktur. Die Zusammenarbeit umfaßt folgende 
Maßnahmen: 

- Austausch von Informationen über die Politik und die Pro¬ 
gramme für den Aufbau der Informalionsinfrastruktur und der 
entsprechenden Dienste; 

- enge Zusammenarbeit zwischen Einrichtungen, die beste¬ 
hende Informationsnetze verwalten (wissenschaftliche und/ 
oder staatliche Einrichtungen); 
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- Austausch von Informationen über Technologien, Markterfor¬ 
dernisse und andere Bereiche, Veranstaltung von Seminaren, 
Workshops und Konferenzen für Fachleute und Unternehmer 
beider Seiten; 

- Ausbildungs- und Beratungsmaßnahmen; 

- gemeinsame Durchführung von Projekten; 

- Förderung und einvemehmliche Festlegung von Normen, 
Zertifizierungs- und Prüfverfahren; 

- Förderung der Schaffung eines geeigneten rechtlichen Rah¬ 
mens; 

- Maßnahmen zur Förderung des Ausbaus von Informations¬ 
diensten und -infrastrukturen. 

Artikel 86 

Banken, Versicherungen 
und andere Finanzdienstleistungen 

(1) Die Vertragsparteien arbeiten mit dem Ziel zusammen, einen 
geeigneten Rahmen für die Förderung des Bank- und Versiche¬ 
rungswesens und der Finanzdienstleistungen in Estland zu schaf¬ 
fen und zu entwickeln. 

(2) Die Zusammenarbeit konzentriert sich auf;. 

- die Verbesserung wirksamer Verfahren für Rechnungslegung 
und Rechnungsprüfung in Estland unter Anlehnung an inter¬ 
nationale Regeln und die Normen der europäischen Gemein¬ 
schaft; 

- die Stärkung und Umstrukturierung des Banken- und Hnanz- 
systems; 

- die Verbesserung ur>d Harmonisierung der Aufsichts- und 
Geschäftsregeln für Banken und Finanzdienstleistungen; 

- die Ausarbeitung von terminologischen Glossaren; 

- den Austausch von Informatiorten vor allem Ober bestehende 
oder in Vorbereitung befindliche Rechtsvorschriften; 

- die Ausarbeitung und Übersetzung der Rechtsvorschriften 
der Gemeinschaft und Estlands. 

(3) Zu diesem Zweck schließt die Zusammenarbeit auch techni¬ 
sche Hilfe und Ausbildungsmaßnahmen ein. 

Artikel 87 

Zusammenarbeit im Bereich 
der Rechnungsprüfung und der Finanzkontrolle 

(1) Die Vertragsparteien arbeiten mit dem Ziel zusammen, in der 
estländischen Verwaltung wirksame Systeme für die Finanzkon¬ 
trolle und die Rechnungsprüfung gemäß den üblichen Methoden 
und Verfahren der Gemeinschaft zu entwickeln. 

(2) Oie Zusammenarbeit konzentriert sich auf; 

- den Austausch einschlägiger Informationen über die Rech¬ 
nungsprüfungssysteme; 

- die Vereinheitlichung der Unterlagen für die Rechnungs¬ 
prüfung; 

- Ausbildungsmaßnahmen und Beratertätigkeit. 

(3) Zu diesem Zweck leistet die Gemeinschaft, soweit ange¬ 
bracht, technische Hilfe. 

Artikel 88 
Währungspolitik 

Auf Antrag der estländischen Behörden leistet die Gemein¬ 
schaft technische Hilfe, um die Maßnahmen Estlands zur schritt¬ 
weisen Angleichung seiner Politik an die Politik des Europäischen 
Währungssystems zu unterstützen. Dazu gehört ein informeller 
Informationsaustausch über die Grundsätze, die Politik und die 
Funktionsweise des Europäischen Währungssystems. 


Artikel 89 
Geld Wäsche 

(1) Die Vertragsparteien sind sich dann einig, daß energische 
Anstrengungen und eine Zusammenarbeit erforderlich sind, um 
zu verhindern, daß ihre Finanzsysteme zum Waschen von Erlösen 
aus Straftaten im allgemeinen und aus Drogendelikten im beson¬ 
deren mißbraucht werden. 

(2) Die Zusammertarbeit in diesem Bereich umfaßt Amtshitfe 
und technische Hilfe mit dem Ziel, geeignete Normen zur 
Bekämpfung der Geldwäsche festzulegen, die den von der 
Gemeinschaft und anderen einschlägigen internationalen 
Gremien, insbesondere der Financial Action Task Force (FATFj. 
festgelegten Normen gleichwertig sind. 

Artikel 90 

Regional ent Wicklung 

(1) Die Vertragsparteien verstärken ihre Zusammenarbeit im 
Bereich der Regionalentwicklung und der Raumordnung. 

(2) Zu diesem Zweck können folgende Maßnahmen getroffen 
werden; 

- Informationsaustausch zv/ischen nationalen, regionalen und 
lokalen Behörden über Fragen der Regional- und Raumord¬ 
nungspolitik und, soweit angebracht. Hilfe für Estland bei der 
Ausarbeitung dieser Politik; 

- gemeinsame Aktion regionaler und lokaler Behörden im 
Bereich der Wirtschaftsentwicklung; 

- Prüfung koordinierter Konzepte für die Entwicklurtg der inter¬ 
regionalen Zusammenarbeit mit den Ostseegebieten in der 
Gemeinschaft; 

- gegenseitige Besuche zur Sondierung der Möglichkeiten für 
Zusammenarbeit und Hilfe; 

- Austausch von Beamten und Sachverständigen; 

- technische Hilfe unter besonderer Berücksichtigung der Ent¬ 
wicklung benachteiligter Regionen; 

- Aufstellung von Programmen für den Informations- und Erfah¬ 
rungsaustausch durch verschiedene Methoden einschließlich 
Seminaren. 

Artikel 91 

Zusammenarbeit im sozialen Bereich 

(1) Im Bereich des Gesundheitsschutzes, der Sicherheit am 
Arbeitsplatz und des öffentlichen Gesundheitswesens entwickeln 
die Vertragsp)arteien eine Zusammenarbeit mit dem Ziel, den 
Gesundheitsschutz und die Sicherheit am Arbeitsplatz unte^ 
Zugrundelegung des Schutzniveaus in der Gemeinschaft zu ver¬ 
bessern. Diese Zusammenarbeit umfaßt insbesondere; 

- technische Hilfe; 

- Austausch von Sachverständigen; 

- Zusammenarbeit zwischen Unternehmen; 

- Information und Ausbildungsmaßnahmen; 

- Zusammenarbeit im öffentlichen Gesundheitswesen. 

(2) Im Bereich der Beschäftigung konzentriert sich die Zusam¬ 
menarbeit zwischen den Vertragsparteien insbesondere auf fol¬ 
gendes: 

- Organisation des Aibeitsmarktes; 

- Modernisierung von Arbertsvermittlungs- und Berufsberatungs- 
diensten; 

- Planung und Umsetzung von regionalen Umstrukturierungs¬ 
programmen; 

- Förderung der Entwicklung örtlicher Arbeitsmärkte. 

Die Zusammenarbeit in diesen Bereichen erfolgt durch Maßnah¬ 
men wie Durchführung von Studien, Hilfe durch Sachverständige 
sowie Informations- und Ausbildungsmaßnahmen. 
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(3) Im Bereich Ger sozialen Sicherheit zielt die Zusammenarbeit 
zwischen den Vertragsparteien darauf ab, das Sozialversiche¬ 
rungssystem in Estland an das neue wirtschaftliche und soziale 
Umfeld anzupassen, in erster Linie durch die Hilfe von Sach¬ 
verständigen sowie Informations- und Ausbildungsmaßnahmen. 

Artikel 92 
Fremdenverkehr 

Die Vertragsparteien verstärken und entwickeln ihre Zusam- 
menaitieit im Bereich des Fremdenverkehrs, die insbesondere 
auf folgendes abzielt: 

- Erleichterung des Fremdenverkehrs; 

- Intensivierung des Informationsflusses durch internationale 
Netze, Datenbanken usw.; 

- Transfer von Know-how durch Ausbildung, Austausch und 
Seminare; 

- Förderung von Projekten der regionalen Zusammenarbeit; 

- Prüfung der Möglichkeiten für gemeinsame Projekte (grenz- 
übergreifende Projekte, Städtepartnerschaften usw.); 

- Einführung EDV-gestützter (vorzugsweise in allen drei balti¬ 
schen Staaten gleicher) Platzbuchungs- und Informations¬ 
systeme sowie von Verbraucherschutznormen für Urlauber. 

Artikel 93 

Information und Kommunikation 

(1) In den Bereichen Information und Kommunikation treffen die 
Gemeinschaft und Estland geeigrtete Maßnahmen zur Förderung 
eines wirksamen Informationsaustausches. Vorrang erhalten Pro¬ 
gramme, die Basisinformationen über die Europäische Union für 
die breite Öffentlichkeit sowie spezifische Informationen für Fach¬ 
kreise in Estland vermitteln; dazu gehört nach Möglichkeit auch 
der Zugang zu den Datenbanken der Gemeinschaft. 

(2) Die Vertragsparteien werden ihre Politik in bezug auf die 
Reglementierung grenzübergreifender Rundfunk- und Fernseh¬ 
sendungen, die technischen Normen und die Förderung der 
europäischen audiovisuellen Technik koordinieren und, soweit 
angebracht, harmonisieren. 

(3) Die Zusammenarbeit kann bei Bedarf Austauschpro¬ 
gramme, Stipendien und Ausbildungsmaßnahmen für Journali¬ 
sten und Medienfachleute einschließen. 

Artikel 94 

Verbraucherschutz 

(1) Die Vertragsparteien arbeiten zusammen mit dem Ziel, die 
volle Vereinbarkeit des Verbraucherschutzsystems Estlands mit 
dem der Gemeinschaft zu erreichen. Es wird ein wirksamer Ver¬ 
braucherschutz benötigt, um das ordnungsgentäße Funktionie¬ 
ren der Marktwirtschaft zu gewährleisten. 

(2) Zu diesem Zweck fördern und gewährleisten die Vertrags- 
F»arteien im Hinblick auf ihre beiderseitigen Interessen; 

- eine aktive Verbraucherschutzpolitik im Einklang mit den 
Rechtsvorschriften der Gemeinschaft und, soweit relevant, 
mit den Verbraucherschutzrichtlinien der Vereinten Nationen; 

- die Harmonisierung der Rechtsvorschriften und die Anglei¬ 
chung des Verbraucherschutzes in Estland an die in' der 
Gemeinschaft geltenden Vorschriften; 

- einen wirksamen Rechtsschutz der Verbraucher, um die 
Qualität der Verbrauchsgüter zu verbessern und geeignete 
Sicherheitsnormen für diese Güter zu gewährleisten. 

(3) Die Zusammenarbeit umfaßt folgende Maßnahmen; 

- Informationsaustausch über gefährliche Produkte; 

- Ausbildung von Sachverständigen auf dem Gebiet des Ver¬ 
braucherschutzes sowohl für staatliche Stellen als auch für 
Nichtregierungsorganisationen; 

- Hilfe beim Aufbau unabhängiger Einrichtungen, die durch ihre 
Informationstätigkeit für eine verbesserte Unterrichtung der 
Verbraucher sorgen sollen; 


- Einrichtung von Informations- und Beratungszentren zur Bei¬ 
legung von Streitfällen und Erteilung rechtlicher und anderer 
Ratschläge an Verbraucher; Zusammenarbeit der estländi- 
schen Zentren mit denen in der Gemeinschaft; 

- Zugang zu den Datenbanken der Gemeinschaft; 

- Entwicklung des Meinungsaustausches zwischen den Ver¬ 
tretern der Verbraucherinteressen. 

(4) Die Gemeinschaft leistet, soweit angebracht, technische 
Hilfe. 

Artikel 95 
Zoll 

(1) Die Vertragsparteien verpflichten sich, im Zollbereich 
zusammenzuarbeiten, um die Einhaltung aller Vorschriften zu 
gewährleisten, die in Verbindung mit dem Handel angertommen 
werden sollen, und für die Angleichung der Zoltregelung Estlands 
an die der Gemeinschaft zu sorgen, um damit die in diesem 
Abkommen geplanten Liberalisierungsmaßnahmen zu erleich¬ 
tern. 

(2) Die Zusammenarbeit betrifft insbesondere folgendes: 

- Austausch von Informationen auch über Ermittlungsmetho¬ 
den; 

- Entwicklung einer grenzübergreifenden Infrastruktur; 

- Einführung des Einheitspapiers und Herstellung einer Verbin¬ 
dung zwischen den Versandverfahren der Gemeinschaft und 
Estlands; 

- Vereinfachung der Kontrollen und Förmlichkeiten im Güter¬ 
verkehr; 

- Veranstaltung von Seminaren und Praktika; 

- Unterstützung der Einführung moderner Zollinformations- 
systeme; 

- Angleichung der estländischen Warennomenklatur an die 
Kombinierte Nomenklatur der Gemeinschaft; 

- Angleichung der Struktur des estländischen Zolltarifsystems 
an diejenige in der Gemeinschaft. 

Soweit angebracht, wird technische Hilfe geleistet. 

(3) Unbeschadet sonstiger Maßnahmen der Zusammenarbeit 
gemäß diesem Abkommen und insbesondere gemäß Artikel 99 
und Titel VII wird die Amtshilfe im Zollbereich zwischen den Ver¬ 
waltungsbehörden der Vertragsparteien durch das Protokoll Nr. 5 
geregelt. 

Artikel 96 

Zusammenarbeit im Bereich der Statistik 

(1) Die Zusammenarbeit in diesem Bereich dient der Entwick¬ 
lung eines leistungsfähigen Statistiksystems, damit rasch und 
rechtzeitig zuverlässige Statistiken vortiegen, die zur Unterstüt¬ 
zung und Überwachung des wirtschaftlichen Reformprozesses 
und zur Entwicklung von Privatunternehmen in Estland benötigt 
werden. 

(2) Die VertragsF>arteien arbeiten vor allem in folgenden Be¬ 
reichen zusammen: 

- Ausbau des Statistiksystems Estlands; 

- Angleichung an die international (und insbesondere in der 
Gemeinschaft) angewendeten Methoden, Normen und Klas¬ 
sifikationen; 

- Bereitstellung der erforderlichen Daten für die Unterstützung 
und Überwachung der Wirtschaftsreform; 

- Bereitstellung geeigneter makro- und mikroökonomischer 
Daten für die Privatwirtschaft, die Presse und andere Kreise in 
Wirtschaft und Gesellschaft; 

- Gewährleistung des Datenschutzes; 

- Austausch statistischer Informationen. 

(3) Soweit angebracht, leistet die Gemeinschaft technische 
Hilfe. 
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Artikel 97 

Wirtschaftswissenschaften 

(1) Die Gemeinschaft und Estland erleichtern den wirtschaft¬ 
lichen Reform- und Integrationsprozeß durch eine Zusammen¬ 
arbeit zur Verbesserung der Kenntnis der wesentlichen Aspekte 
ihrer Volkswirtschaften sowie der Ausarbeitung und Durch¬ 
führung der Wirtschaftspolitik in einer Marktwirtschaft. 

(2) Zu diesem Zweck werden die Gemeinschaft und Estland 

- Angaben über die gesamtwirtschaftliche Leistung, die Wirt¬ 
schaftsaussichten und die Entwicklungsstrategien austau- 
schen; 

- gemeinsam Wirtschaftsfragen von beiderseitigem Interesse 
einschließlich der Gestaltung der Wirtschaftspolitik und der 
Instrumente für deren Durchführung analysieren; 

- insbesondere durch das Aktionsprogramm für die Zusam¬ 
menarbeit im Bereich der Wirtschaftswissenschaften (ACE- 
Programm) eine weitreichende Zusammenarbeit zwischen 
Wirtschaftswissenschaftlern und Führungskräften der Wirt¬ 
schaft in der Gemeinschaft und in Estland fördern, um den 
Transfer von Know-how für die Konzeption der Wirtschafts¬ 
politik zu beschleunigen und für eine weitere Verbreitung der 
für diese Politik relevanten Forschungsergebnisse zu sorgen. 

Artikel 98 

öffentliche Verwaltung 

Die Vertragsparteien fördern die Zusammenarbeit zwischen 
ihren Verwaltungsbehörden einschließlich der Einrichtung von 
Austauschprogrammen, um die gegenseitige Kenntnis der Struk¬ 
tur und Funktionsweise ihrer Systeme zu verbessern. 


Artikel 99 
Drogen 

(1) Die Vertragsparteien arbeiten im Fiahmen ihrer jeweiligen 
Befugnisse und Zuständigkeiten zusammen, um die Wirksamkeit 
und die Effizienz von Strategien und Maßnahmen zu erhöhen, mit 
denen verhindert werden soll, daß Betäubungsmittel und psy- 
chotrope Substanzen widerrechtlich hergesteitt, beschafft und 
gehandelt werden, einschließlich der Verhütung der mißbräuch¬ 
lichen Verwendung von Ausgangsstoffen, sowie um die Verhü¬ 
tung und Reduzierung der Nachfrage nach Drogen zu fördern. 

(2) Die Vertragsparteien einigen sich auf die erforderlichen 
Methoden der Zusammenarbeit zur Erreichung dieser Ziele 
einschließlich der Modalitäten der Durchführung gemeinsamer 
Aktionen. 

(3) Die Zusammenarbeit in diesem Bereich beruht auf gegen¬ 
seitigen Konsultationen und enger Koordinierung der Ziele und 
Maßnahmen in den in Absatz 1 genannten Bereichen und 
schließt, soweit verfügbar, technische Hilfe der Gemeinschaft ein. 

Die Zusammenarbeit zur Verhütung des widerrechtlichen Han¬ 
dels mit Betäubungsmitteln und psychotropen Substanzen 
schließt technische Hilfe und Amtshilfe ein, insbesondere in 
folgenden Bereichen: 

- Konzeption und Durchführung nationaler Rechtsvorschriften; 

- Schaffung oder Stärkung von Einrichtungen und Informa¬ 
tionszentren sowie von Sozial- und Gesundheitszentren; 

- Erhöhung der Leistungsfähigkeit der Einrichtungen zur 
Bekämpfung des widerrechtlichen Handels mit Drogen; 

- Personalausbildung und Forschung: 

- Verhütung der mißbräuchlichen Verwendung von Ausgangs¬ 
stoffen und anderen wichtigen chemischen Substanzen zur 
widerrechtlichen Herstellung von Betäubungsmitteln und 
psychotropen Substanzen durch Einführnng geeigneter Nor¬ 
men, die denjenigen gleichwertig sind, die von der Gemein¬ 
schaft und anderen zuständigen internationalen Gremien, ins¬ 
besondere der Chemical Action Task Force (CATF), verab¬ 
schiedet worden sind. 

Die Vertragsparteien können einvernehmlich weitere Bereiche 
einbeziehen. 


Titel VII 

Zusammenarbeit bei der Verhütung von Straftaten 
Artikel 100 

(1) Die Vertragsparteien arbeiten im Rahmen Ihrer Befugnisse 
und Zuständigkeiten mit dem Ziel zusammen, die folgenden 
Straftaten zu verhüten, insbesondere: 

- illegale Einwanderung urKl illegaler Aufenthalt von Staats¬ 
angehörigen der einen Vertragspartei im Gebiet der anderen, 
unter Berücksichtigung der Grundsätze und der Praxis der 
Wiederzulassung; 

- Korruption; 

- illegale Geschäfte mit Industriemüll und nachgeahmten 
Waren; 

- illegaler Handel mit Drogen und psychotropen Substanzen; 

- organisierte Kriminalität; 

- Menschenhandel und Straftaten im Zusammenhang mit orga¬ 
nisierter illegaler Einwanderung; 

- Diebstahl von radioaktiven Stoffen und Kemmaterial und ille¬ 
galer Handel damit; 

- illegale Überführung von Kraftfahrzeugen. 

(2) Die Zusammenarbeit in den in Absatz 1 genannten Be¬ 
reichen beruht auf gegenseitigen Konsultationen und auf enger 
Koordinierung zwischen den Vertragsparteien und umfaßt techni¬ 
sche und administrative Hilfe in folgenden Bereichen; 

- Ausarbeitung innerstaatlicher Rechtsvorschriften; 

- Einrichtung von Informationszentren und Datenbanken; 

- Steigerung der Effizienz der Einrichtungen, die mit der Ver¬ 
hütung von Straftaten beauftragt sind; 

- Ausbildung des Personals und Entwicklung von Fahndungs¬ 
strukturen; 

- Ausarbeitung von für beide Seiten annehmbaren Maßnahmen 
zur Verhütung von Straftaten. 

Die Vertragsparteien können einvemehmlich weitere Bereiche 
einbeziehen. 

Titel VIII 

Kulturelle Zusammenarbeit 
Artikel 101 

(1) Die Vertragsparteien fördern, begünstigen und erleichtem 
die kulturelle Zusammenarbeit. Soweit angebracht, werden die 
von der Gemeinschaft oder von einem oder mehreren Mitglied¬ 
staaten durchgeführten Maßnahmen der kulturellen Zusammen¬ 
arbeit auf Estland ausgedehnt und zusätzliche Aktivitäten von 
gemeinsamem Interesse entwickelt. 

Diese Zusammenarbeit betrifft insbesondere folgendes; 

- literarische Übersetzungen; 

- Austausch von nichtkommerziellen Kunstwerken und von 
Künstlern; 

- Erhaltung und Restaurierung von historischen und kultu'eiien 
Denkmälern und Stätten (architektonisches und kulturenes 
Erbe); 

- Ausbildungsmaßnahmen, insbesondere im Bereich des 
Kunstmanagements; 

- Kulturveranstaltungen (z.B. Musikfestivals); 

- Werbung für bedeutende Kulturveranstaltungen. 

(2) Die Vertragsparteien können bei der Förderung der audovi- 
suelien Industrie in Europa Zusammenarbeiten. Insbesondere 
könnte der audiovisuelle ^ktor in Estland die Teilnahme an den 
Aktionen beantragen, die von der Gemeinschaft im Rahmen, des 
MEDIA-Programms durchgeführt werden; dabei sind die Vedah- 
ren, die von den für die Verwaltung der verschiedenen Aktionen 
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zuständigen Gremien fesfgelegt werden, sowie die Entscheidung 
des Rates vom 21. Dezember 1990 zur Festlegung des Pro¬ 
gramms zu beachten. 

Die Vertragsparteien koordinieren und harmonisieren, soweit 
angebracht, ihre Politik in bezug auf die Reglementierung grenz- 
übergreifender Rundfunk- und Fernsehsertdungen unter beson¬ 
derer Berücksichtigung des Erwerbs der Rechte an geistigem 
Eigentum bei Programmen, die über Satellit oder Kabel gesendet 
werden, in bezug auf die technischen Normen im audiovisuellen 
Bereich und die Förderung der europäischen audiovisuellen 
Technik. 

Die Zusammenarbeit könnte unter anderem den Austausch von 
Programmen, Stipendien und Ausbildungsmaßnahmen für Jour¬ 
nalisten und andere Medienfachleute einschließen. 


Titel IX 

Finanzielle Zusammenarbeit 


Artikel 102 

Zur Erreichung der Ziele dieses Abkommens und im Einklang 
mit den Artikeln 103,104.105 und 106 und unbeschadet des Arti¬ 
kels 105 erhält Estland vorübergehend Finaruhilfe von der 
Gemeinschaft in Form von Zuschüssen und Darlehen einschließ¬ 
lich Darlehen der Europäischen Investitionsbank (EIB) gemäß 
Artikel 18 der Satzung der Bank, um die wirtschaftliche Umgestal¬ 
tung Estlands zu beschleunigen. 

Artikel 103 

Diese Finanzhilfe 

- wird entweder im Rahmen eines PHARE-Mehrjahresrichtpro- 
gramms gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 3906/89 des Flates 
in der geänderten Fassung oder eines neuen Mehrjahres¬ 
finanzrahmens bereitgestellt, der von der Gemeinschaft nach 
Konsultationen mit Estland und unter Berücksichtigung der 
Artikel 104 und 105 dieses Abkommens festgelegt wird; 

- umfaßt Darlehen der Europäischen Investitionsbank, wobei 
Höchstbetrag und Laufzeit nach Konsultationen mit Estland 
gemäß den einschlägigen Bestimmungen des Vertrags über 
die Europäische Union festzulegen sind. 

Artikel 104 

Die Ziele und die Bereiche der Finanzhilfe der Gemeinschaft 
werden in einem Richtprogramm festgelegt, das zwischen beiden 
Vertragsparteien vereinbart wird. Die Vertragsparteien unterrich¬ 
ten den Assoziationsrat. 

Artikel 105 

(1) Die Gemeinschaft wird im Bedarfsfall unter Berücksichti¬ 
gung aller verfügbaren Finanzinstrurrrente auf /Vitrag Estlands 
und in Koordinierung mit den internationalen Finanzorganisatio¬ 
nen im Rahmen der G-24 die Möglichkeit prüfen, vorübergehend 
Finanzhilfe zu gewähren, um 

- Maßnahmen zu unterstützen, die darauf abzielen, die Konver¬ 
tierbarkeit der estländischen Währung aufrechtzuerhalten; 

- die Bemühungen um mittelfristige Stabilisierung und wirt¬ 
schaftliche Umstrukturierung zu unterstützen, einschließlich 
Zahlungsbilanzhilfe. 

(2) Diese Finanzhilfe hängt davon ab, daß Estland der G-24, 
soweit angebracht, vom IWF genehmigte Programme für die 
Konvertierbarkeit und/oder die Umgestaltung seirter Wirtschaft 
vorlegt, daß diese die Zustimmung der Gemeinschaft finden, daß 
Estland an diesen Programmen festhält und daß letztlich eine 
rasche Umstellung auf Finanzmittel aus privaten Quellen erreicht 
wird. 

(3) Der Assoziationsrat wird über die Bedingungen dieser Hilfe 
und die Erfüllung der von Estland im Zusammenhang mit dieser 
Hilfe eingegangenen Verpflichtungen unterrichtet. 


Artikel 106 

Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird festgelegt entsprechend 
dem festgestellten Bedarf und dem Entwicklungsstand Estlands 
unter Berücksichtigung der Prioritäten und der /Vufnahmekapa- 
zität der estländischen Wirtschaft, der Rückzahlungskapazität 
sowie der Weiterentwicklung der Marktwirtschaft und der Um¬ 
strukturierung in Estland. 

Artikel 107 

Im Hinblick auf einen optimalen Einsatz der verfügbaren Mittel 
sorgen die Vertragsparteien dafür, daß die Beiträge der Gemein¬ 
schaft eng koordiniert werden mit den Beiträgen aus anderen 
Quellen, wie Mitgliedstaaten der Gemeinschaft, andere Länder 
einschließlich G-24 und internationale Finanzorganisationen, ins¬ 
besondere der Internationale Währungsfonds, die Internationale 
Bank für Wiederaufbau und Entwicklung und die Europäische 
Bank für Wiederaufbau und Entwicklung. 

Artikel 108 

Estland nimmt an Flahmen- und Sonderprogrammen, Projek¬ 
ten oder anderen Maßnahmen der Gemeinschaft in den in 
Anhang X genannten Bereichen teil. Unbeschadet der derzeitigen 
Teilnahme Estlands an den in Anhang X genannten Maßnahmen 
setzt der Assoziationsrat die Bedingungen für die Teilnahme Est¬ 
lands an diesen Maßnahmen fest. Der finanzielle Beitrag Estlands 
zu den in Anhang X genannten Maßnahmen richtet sich nach dem 
Grundsatz, daß Estland die durch seine Teilnahme entstehenden 
Kosten selbst trägt Bei Bedarf kann die Gemeinschaft von Fall 
zu Fall und gemäß den für den allgemeinen Haushaltsplan der 
Europäischen Gemeinschaften geltenden Bestimmungen be¬ 
schließen, einen Teil des estländischen Beitrags zu übernehmen. 


Titel X 

Bestimmungen über die Organe, 
allgemeine und Schlußbestimmungen 

Artikel 109 

Es wird ein Assoziationsrat eingesetzt, der die Durchführung 
dieses Abkommens überwacht Der /Vssoziafionsrat tagt einmal 
jährlich auf Ministerebene sowie jedesmal, wenn die Umstände 
dies erfordern. Er prüft alle wichtigen Fragen, die sich aus diesem 
Abkommen ergeben, sowie alle anderen bilateralen oder interna¬ 
tionalen Fragen von gemeinsamem Interesse. 

Artikel 110 

(1) Der Assoziationsrat besteht aus den Mifgliedem des Rates 
der Europäischen Union und Mitgliedern der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften einerseits und aus von der Regie¬ 
rung Estlands ernannten Mitgliedern andererseits. 

(2) Die Mitglieder des Assoziationsrates können sich nach 
M 2 tBgabe seiner Geschäftsordnung vertreten lassen. 

(3) Der Assoziationsrat gibt sich auf seiner ersten Tagung eine 
Geschäftsordnung. 

(4) Den Vorsitz im Assoziationsrat führt abwechselnd ein Mit¬ 
glied des Rates der Europäischen Union und ein Mitglied der 
Regierung Estlands nach Maßgabe der Geschäftsordnung. 

(5) Soweit angemessen, wird die EIB als Beobachter an den 
Arbeiten des Assoziationsrates teilnehmen. 

Artikel 111 

Zur Erreichung der Ziele dieses Abkommens und in den darin 
vorgesehenen Fällen ist der Assoziationsrat befugt, Beschlüsse 
zu fassen. Die Beschlüsse sind für die Vertragsparteien verbind¬ 
lich; diese treffen die erforderlichen Maßnahmen zu ihrer Durch¬ 
führung. Der Assoziafionsrat kann auch zweckdienliche Empfeh¬ 
lungen abgeben. 

Die Beschlüsse und Empfehlungen des /^soziationsrates werden 
von den beiden Vertragsparteien einvemehmlich ausgearbeitet. 
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Artikel 112 

(1) Jede der beiden Vertragsparteien kann den Assoziationsrat 
mit jeder Streitigkeit über die Anwendung oder Auslegung dieses 
Abkommens befassen. 

(2) Der Assoziationsrat kann die Streitigkeit durch Beschluß 
beilegen. 

(3) Jede Partei ist verpflichtet, die Maßnahmen zu treffen, die 
zur Durchführung des in Absatz 2 genannten Beschlusses erfor¬ 
derlich sind. 

(4) Kann die Streitigkeit nicht gemäß Absatz 2 beigelegt wer¬ 
den, so kann die eine Partei der anderen Partei mitteilen, daß sie 
einen Schiedsrichter bestellt hat; die andere Partei ist verpflichtet, 
binnen zwei Monaten einen zweiten Schiedsrichter zu bestellen. 
Für die Anwendung dieses Verfahrens gelten die Gemeinschaft 
und die Mitgliedstaaten zusammen als eine Streitpartei. 

Der Assoziationsrat bestellt einen dritten Schiedsrichter. 

Die Schiedssprüche ergehen mit Stimmenmehrheit. 

Jede Streitpartei ist verpflichtet, die zur Durchführung des 
Schiedsspruchs erforderlichen Maßnahmen zu treffen. 

Artikel 113 

(1) Der Assoziationsrat wird bei der Erfüllung seiner Aufgaben 
von einem Assoziationsausschuß unterstützt, dem Vertreter der 
Mitglieder des Rates der Europäischen Union und von Mitglie¬ 
dern der Kommission der Europäischen Gemeinschaften einer¬ 
seits und Vertreter der Regierung Estlands andererseits angehören, 
bei denen es sich normalerweise um hohe Beamte handelt. 

Der Assoziationsrat legt in seiner Geschäftsordnung Arbeitsweise 
und Aufgaben des Assoziationsausschusses fest, zu denen auch 
die Vorbereitung der Tagungen des Assoziationsrates gehört. 

(2) Der Assoziationsrat kann seine Befugnisse dem Assozia¬ 
tionsausschuß übertragen, ln diesem Fall faßt der Assoziations¬ 
ausschuß seine Beschlüsse nach Maßgabe des Artikels 111. 

Artikel 114 

Der Assoziationsrat kann Sonderausschüsse oder Arbeits¬ 
gruppen einsetzen, die ihn bei der Erfüllung seiner Aufgaben 
unterstützen. 

Der Assoziationsrat legt in seiner Geschäftsordnung die Zusam¬ 
mensetzung und die Aufgaben sowie die Arbeitsweise derartiger 
Ausschüsse oder Arbeitsgruppen fest. 

Artikel 115 

Es wird ein Parlamentarischer Ausschuß eingesetzt. In diesem 
Gremium treffen Abgeordnete des estnischen Parlamentes und 
des Europäischen Parlamentes zu einem Meinungsaustausch 
zusammen. Er tagt in regelmäßigen Zeitabständen, die er selbst 
festlegt. 

Artikel 116 

(1) Der Parlamentarische Ausschuß besteht aus Abgeordneten 
des Europäischen Parlamentes einerseits und Abgeordneten des 
estnischen Parlamentes andererseits. 

(2) Der Parlamentarische Ausschuß gibt sich eine Geschäfts¬ 
ordnung. 

(3) Den Vorsitz im Parlamentarischen Ausschuß führt abwech¬ 
selnd das Europäische Parlament und das estnische Parlament 
nach Maßgabe der Geschäftsordnung. 

Artikel 117 

Der Parlamentarische Ausschuß kann den Assoziationsrat um 
sachdienliche Informationen zu der Durchführung dieses Abkom¬ 
mens ersuchen; dieser erteilt dann dem Ausschuß die erbetenen 
Informationen. 

Der Parlamentarische Ausschuß wird über die Beschlüsse des 
Assoziationsrates unterrichtet. 

Der Parlamentarische Ausschuß kann Empfehlungen an den 
Assoziationsraf richten. 


Artikel 118 

Die Vertragsparteien verpflichten sich, im Anwendungsbereich 
dieses Abkommens dafür zu sorgen, daß natürliche und juristi¬ 
sche Personen der anderen Vertragspartei ohne Benachteiligung 
gegenüber den eigenen Staatsangehörigen die zuständigen 
Gerichte und Verwaltungsbehörden der Vertragsparteien anrufen 
können, um ihre persönlichen Rechte und ihre Eigentumsrechte 
einschließlich der Rechte an geistigem, gewerblichem und kom¬ 
merziellem Eigentum geltend zu machen. 

Artikel 119 

Keine Bestimmung dieses Abkommens hindert eine Vertrags¬ 
partei daran, alle Maßnahmen zu ergreifen, 

a) die sie für notwendig erachtet, um die Weitergabe von Infor¬ 
mationen zu verhindern, die ihren wesentlichen Sicherheits¬ 
interessen widerspricht; 

b) die die Herstellung von oder den Handel mit Waffen, Munition 
und Kriegsmaterial oder eine für Verteidigungszwecke unent¬ 
behrliche Forschung, Entwicklung oder Produktion betreffen; 
diese Maßnahmen dürfen die Wettbewerbsbedingungen hin¬ 
sichtlich der nicht eigens für militärische Zwecke bestimmten 
Waren nicht beeinträchtigen; 

c) die sie zur Wahrung ihrer eigenen Sicherheitsinteressen im 
Falle schwerwiegender innerstaatlicher Störungen der öffent¬ 
lichen Sicherheit und Ordnung, im Kriegsfall, bei einer ern¬ 
sten, eine Kriegsgefahr darstellenden internationalen Span¬ 
nung oder in Erfüllung der von ihr übernommenen Verpflich¬ 
tungen zur Aufrechterhaltung des Friedens und der internatio¬ 
nalen Sicherheit für notwendig erachtet; 

d) die sie für notwendig erachtet, um ihren internationalen Ver¬ 
pflichtungen und Zusagen zur Überwachung von gewerbli¬ 
chen Waren und Technologien mit doppeltem Verwendungs¬ 
zweck nachzukommen. 

Artikel 120 

(1) In den unter dieses Abkommen fallenden Bereichen und 
unbeschadet der darin enthaltenen besonderen Bestimmungen 

- bewirken die von Estland gegenüber der Gemeinschaft ange¬ 
wandten Regelungen keinerlei Diskriminierung zwischen den 
Mitgliedstaaten, deren Staatsangehörigen oder deren Gesell¬ 
schaften oder Zweigniederlassungen; 

- bewirken die von der Gemeinschaft gegenüber Estland ange¬ 
wandten Regelungen keinerlei Diskriminierung zwischen 
Staatsangehörigen Estlands oder deren Gesellschaften oder 
Zweigniederlassungen. 

(2) Absatz 1 berührt nicht das Recht der Vertragsparteien, ihre 
einschlägigen Steuervorschriften gegenüber Steuerpflichtigen 
anzuwenden, die sich hinsichtlich ihres Wohnsitzes nicht in einer 
gleichartigen Situation befinden. 

Artikel 121 

Für Ursprungswaren Estlands gilt bei der Einfuhr in die 
Gemeinschaft keine günstigere Behandlung, als sie die Mitglied¬ 
staaten einander gewähren. 

Die Behandlung, die Estland gemäß Titel IV und Titel V Kapitel I 
gewährt wird, darf nicht günstiger sein als diejenige, die die Mit¬ 
gliedstaaten einander gewähren. 

Artikel 122 

(1) Die Vertragsparteien treffen alle allgemeinen oder besonde¬ 
ren Maßnahmen, die zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen aus 
diesem Abkommen erforderlich sind. Sie sorgen dafür, daß de 
Ziele dieses Abkommens erreicht werden. 

(2) Ist eine Vertragspartei der Auffassung, daß die andere Ver¬ 
tragspartei einer Verpflichtung aus diesem Abkommen nicht 
nachgekommen ist, so kann sie geeignete Maßnahmen treffen. 
Abgesehen von besonders dringenden Fäiie" unterbreitet sie vo- 
Ergreifen dieser Maßnahmen dem Assoz.at-onsrat a'le zweck¬ 
dienlichen Informationen für eine gründliche Prüfung der Situa¬ 
tion, um eine für die Vertragsparteien annehmbare Lösung z.. 
f'.nden. 
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Es sind niit Votrang solche Maßnahmen zu wählen, die das Funk¬ 
tionieren dieses Abkommens am wenigsten stören. Diese Maß¬ 
nahmen werden dem Assoziationsrat unverzüglich mitgeteilt und 
sind auf Antrag der anderen Vertragspartei Gegenstand von Kon¬ 
sultationen im Assoziationsrat. 

Artikel 123 

Bis zur Verwirklichung der Gleichheit der Rechte von Einzelper¬ 
sonen und Wirtschaftsbeteiligten nach Meißgabe dieses Abkom¬ 
mens läßt dieses Abkommen die Rechte unberührt, die diesen 
aufgrund bestehender Abkommen zwischen eirtem oder mehre¬ 
ren Mitgliedstaaten einerseits und Estland andererseits gewährt 
werden, abgesehen von den Bereichen, die in die Zustärtdigkeit 
der Gemeinschaft fallen, und unbeschadet der Verpflichtungen 
der Mitgliedstaaten aus diesem Abkommen in den Bereichen 
ihrer Zuständigkeit. 

Artikel 124 

Im Sinne dieses Abkommens sind .Vertragspaileien“ die 
Gemeinschaft oder ihre Mitgliedstaaten oder die Gemeinschaft 
und ihre Mitgliedstaaten gemäß ihren Befugnissen einerseits urtd 
Estland andererseits. 

Artikel 125 

Die Protokolle Nm. 1 bis 5 und die Anhänge I bis X sind 
Bestandteil dieses Abkommens. 

Artikel 126 

Dieses Abkommen wird auf unbegrenzte Zeit geschlossen. 

Jede Vertragspartei kann dieses Abkommen durch Notifizierung 
an die andere Vertragspartei kündigen. Dieses Abkommen tritt 
sechs Monate nach dem Tag dieser Notifizierung außer Kraft. 

Artikel 127 

Das Generalsekretariat des Rates der Europäischen Union ist 
Verwahrer dieses Abkommens. 

Artikel 128 

Dieses Abkommen gilt für die Gebiete, in denen der Vertrag zur 
Gründung der Europäischen Gemeinschaft, der Vertrag zur Grün¬ 
dung der Europäischen Atomgemeinschaft und der Vertrag über 
die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 


Stahl angewendet werden, und nach Maßgabe jener Verträge 
einerseits sowie für das Gebiet der Republik Estland andererseits. 

Artikel 129 

Dieses Abkommen ist in zwei Urschriften in dänischer, deut¬ 
scher, englischer, finnischer, französischer, griechischer, italieni¬ 
scher, niederländischer, portugiesischer, schwedischer, spani¬ 
scher und estnischer Sprache abgefaßt, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 

Artikel 130 

Dieses Abkommen wird von den VertragsfMrteien nach ihren 
eigenen Verfahren genehmigt. 

Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des zweiten Monats in 
Kraft, der auf den Tag folgt, an dem die Vertragsparteien einander 
den Abschluß der in Absatz 1 genannten Verfahren notifiziert 
haben. 

Dieses Abkommen ersetzt mit seinem Inkrafttreten das am 
11. Mai 1992 in Brüssel Unterzeichnete Abkommen zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik Estland 
über den Handel und die handelspolitische und wirtschaftliche 
Zusammenarbeit. 

Dieses Abkommen beruht zum Teil auf dem am 18. Juli 1994 
Unterzeichneten Abkommen über Freihandel ur\d Handelsfragen 
zwischen der Europäischen Gemeinschaft, der Europäischen 
Atomgemeinschaft und der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle urxl Stahl einerseits und der Republik Estlartd andererseits, 
baut es weiter aus und enthält dessen wichtigste Bestimmungen. 
Das vorliegertde Abkommen ersetzt mit seinem Inkrafttreten das 
Abkommen über Freihandel und Handelsfragen. 

Die Beschlüsse des Gemischten Ausschusses, der durch das 
Abkommen über den Handel und die handelspolitische und wirt¬ 
schaftliche Zusammenarbeit eingesetzt wurde und der auch die 
ihm durch das Abkommen über Freihandel und Handelsfragen 
übertragenen Aufgaben wahmimmt, gelten bis zu ihrer Aufhe¬ 
bung durch Beschlüsse des Assoziationsrates weiterhin. 

Der Assoziationsrat nimmt auf seiner ersten Tagung alle erforder¬ 
lichen Änderungen zu dem vorliegenden Abkommen - insbeson¬ 
dere zu seinen Protokollen und Anhängen - an. um es an die 
Änderungen zu dem Abkommen über Freihandel und Handelsfra¬ 
gen artzupassen, die der Gemischte Ausschuß zwischen der 
Unterzeichnung und dem Inkrafttreten des vorliegenden Abkom¬ 
mens beschließt. 
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Schlußakte 


Die Bevollmächtigten 
des Königreichs Belgien, 
des Königreichs Dänemark, 
der Bundesrepublik Deutschland, 
der Griechischen Republik, 
des Königreichs Spanien, 
der Französischen Republik, 

Irlands, 

der Italienischen Republik, 
des Großherzogtums Luxemburg, 
des Königreichs der Niederlande, 
der Republik Österreich, 
der Portugiesischen Republik, 
der Republik Finnland, 
des Königreichs Schweden, 

des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland, 

Vertragsparteien des Vertrags über die Europäische Union, des 
Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, des Ver¬ 
trags Ober die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl und des Vertrags zur Gründung der Europäi¬ 
schen Atomgemeinschaft, 

nachstehend „Mitgliedstaaten“ genannt, und 

der Europäischen Gemeinschaft, der Europäischen Atomgemein¬ 
schaft und der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, 

nachstehend „Gemeinschaft" genannt, 
die im Rahmen der Europäischen Union handeln, 
einerseits und 

die Bevollmächtigten der Republik Estland, 
nachstehend „Estland“ genannt, 
andererseits, 

die am zwölften Juni neunzehnhundertfünfundneunzig in Luxem¬ 
burg zur Unterzeichnung des Abkommens zur Gründung einer 
Assoziation zwischen den Europäischen Gemeinschaften und 
ihren Mitgliedstaaten einerseits und Estland andererseits 
(„Europa-Abkommen“) zusammengetreten sind, haben folgende 
Texte angenommen: 

Das Europa-Abkommen und folgende Protokolle: 

Protokoll Nr. 1 über den Handel mit Textilwaren und Bekleidung 

Protokoll Nr. 2 über den Handel mit landwirtschaftlichen Ver¬ 
arbeitungserzeugnissen zwischen der Gemein¬ 
schaft und Estland 


Protokoll Nr. 3 über die Bestimmung des Begriffs „Erzeugnisse 
mit Ursprung in“ oder „Ursprungserzeugnisse“ 
und üb^ die Methoden der Zusammenarbeit der 
Verwaltungen 

Protokoll Nr. 4 über Sonderbestimmungen für den Handel zwi¬ 
schen Spanien und Portugal und Estland 

Protokoll Nr. 5 über Amtshilfe im Zollbereich. 

Die Bevollmächtigten der Mitgliedstaaten und der Gemein¬ 
schaft und die Bevollmächtigten Estlands haben die folgenden, 
dieser Schlußakte beigefügten gemeinsamen Erklärungen ange¬ 
nommen: 

Gemeinsame Erklärung zu Artikel 36 Absatz 1 des Abkommens 

Gemeinsame Erklärung zu Artikel 36 des Abkommens 

Gemeinsame Erklärung zu Artikel 37 des Abkommens 

Gemeinsame Erklärung zu Titel IV Kapitel II des Abkommens 

Gemeinsame Erklärung zu Artikel 45 Buchstabe d Ziffer i des 
Abkommens 

Gemeinsame Erklärung zu Artikel 65 des Abkommens 
Gemeinsame Erklärung zu Artikel 66 des Abkommens 
Gemeinsame Erklärung zu Artikel 114 des Abkommens. 

Die Bevollmächtigten der Mitgliedstaaten und der Gemein¬ 
schaft und die Bevollmächtigten Estlands haben ferner die fol¬ 
genden, dieser Schlußakte beigefügten Briefwechsel zur Kennt¬ 
nis genommen: 

Abkommen in Form eines Briefwechsels zwischen der Europäi¬ 
schen Gemeinschaft und der Republik Estland und über den See¬ 
verkehr 

Abkommen in Form eines Briefwechsels zwischen der Europäi¬ 
schen Gemeinschaft und Estland über die Anerkennung des 
regional begrenzten Auftretens der Afrikanischen Schweinepest 
im Königreich Spanien. 

Die Bevollmächtigten Estlands haben die folgende, dieser 
Schlußakte beigefügte einseitige Erklärung zur Kenntnis ge¬ 
nommen: 

Erklärung der französischen Regierung. 

Die Bevollmächtigten der Mitgliedstaaten und der Gemein¬ 
schaft haben die folgende, dieser Schlußakte beigefügte einsei¬ 
tige Erklärung zur Kenntnis genommen: 

Erklärung Estlands. 


Geschehen zu Luxemburg am zwölften Juni neunzehnhundertfünfundneunzig 
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Gemeinsame Erklärungen 


1. Artikel 36 Absatz 1 

Es wird vereinbart, daß „die in den einzelnen Mitgliedstaaten geltenden Bedingungen 
und Modalitäten“ die einschlägigen Gemeinschaftsvorschriften umfassen. 

2. Artikel 36 

Es wird vereinbart, daß der Begriff „Kinder“ im Einklang mit den Rechtsvorschriften des 
betreffenden Aufnahmelandes bestimmt wird. 

3. Artikels? 

Es wird vereinbart, daß der Begriff „deren Familienangehörige“ im Einklang mit den 
Rechtsvorschriften des betreffenden Aufnahmelandes bestimmt wird. 

4. Titel IV Kapitel II 

Unbeschadet Titel IV Kapitel 11 kommen die Vertragsparteien überein, daß die 
Behandlung von Staatsangehörigen oder Gesellschaften der einen Vertragspartei als 
weniger günstig als die Behandlung derjenigen der anderen Vertragspartei angesehen 
wird, wenn diese Behandlung entweder formell oder de facto weniger günstig ist als die 
Behandlung, die denjenigen der anderen Vertragspartei gewährt wird. 

5. Artikel 45 Buchstabe d Ziffer i 

Unbeschadet des Artikels 45 kommen die Vertragsparteien überein, daß die Bestim¬ 
mungen des Abkommens nicht so auszulegen sind, als verweigerten sie den Vertrags¬ 
parteien das Recht zur Kontrolle und Regulierung, um sicherzustellen, dciß die natür¬ 
lichen Personen, die in den Genuß des Niederlassungsrechtes kommen, effektiv eine 
selbständige Tätigkeit ausüben. 

6 . Artikel 65 

Der Konzessionsvertrag zwischen der Regierung der Republik Estland und der estni¬ 
schen Telefongesellschaft AktsiasettsEesti Telefon vom 16. Dezember 1992 gilt als mit 
Artikel 65 dieses Abkommens vereinbar unter der Bedingung, daß 

- ab dem in Artikel 65 vorgesehenen Zeitpunkt gemietete Leitungen auf Antrag und 
innerhalb angemessener Zeiträume für verbundene Netze und geschlossene Ver¬ 
wendergruppen für deren Eigenbedarf zur Verfügung gestellt werden, einschließlich 
Fernsprech- und Datenübermittlungsdienste: 

- die Regelungsfunktionen ab dem in Artikel 65 vorgesehenen Zeitpunkt einer von der 
Telekommunikationsverwaltung unabhängigen Einrichtung übertragen werden. 

7. Artikel 66 

Die Vertragsparteien kommen überein, daß für die Zwecke dieses Abkommens „geisti¬ 
ges, gewerbliches und kommerzielles Eigentum“ insbesondere den Schutz von 
Urheberrechten und verwandten Schutzrechten, Patenten, Gebrauchsmustern, 
Markenzeichen und Dienstleistungsmarken, Topographien integrierter Schaltkreise, 
Software, geographischer Bezeichnungen sowie den Schutz gegen unlauteren Wettbe¬ 
werb gemäß Artikel 10a der Pariser Verbandsübereinkunft zum Schutz des gewerb¬ 
lichen Eigentums und den Schutz geheimer Informationen über Know-how umfaßt. 

8 . Artikel 114 

Die Vertragsparteien kommen überein, daß der Assoziationsrat gemäß Artikel 114 die 
Einsetzung eines Konsultativgremiums prüft, das sich aus Mitgliedern des Wirtschafts¬ 
und Sozialausschusses der Gemeinschaft und entsprechenden estnischen Partnern 
zusammensetzt. 
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Abkommen 

in Form eines Briefwechsels 
zwischen der Europäischen Gemeinschaft 
und der Republik Estland 
über den Seeverkehr 


A. Schreiben der Gemeinschaft 


B. Schreiben der Republik Estland 


Herr..., 

wir wären Ihnen dankbar, wenn Sie uns die Zustimmung Ihrer 
Regierung zu folgendem bestätigen würden; 

Als das Freihandelsabkommen zwischen den Europäischen 
Gemeinschaften und Estland unterzeichnet wurde, haben sich 
die Vertragsparteien verpflichtet, sich auf geeignete Weise mit 
den Fragen der Schiffahrt zu befassen, insbesondere mit den Fäl¬ 
len, in denen die Entwicklung des Handels behindert werden 
könnte. Es wird nach für beide Seiten befriedigenden Lösungen 
für die Schiffahrt gesucht werden, bei denen der Grurrdsatz des 
freien und lauteren Wettbewerbs auf kaufmännischer Basis 
beachtet wird. 

Es ist außerdem vereinbart worden, daß diese Fragen auch im 
Assoziationsrat erörtert werden sollten. 

Genehmigen Sie, Herr .... den Ausdruck unserer ausgezeichnet¬ 
sten Hochachtung. 

Im Namen des Rates 
der Europäischen Union 


Herr.... 

ich beehre mich, den Empfang Ihres Schreibens und die Zustim¬ 
mung meiner Regierung zu folgendem zu bestätigen: 

.Als das Freihandelsabkommen zwischen den Europäischen 
Gemeinschaften und Estland unterzeichnet wurde, haben 
sich die Vertragsparteien verpflichtet, sich auf geeignete 
Weise mit den Fragen der Schiffahrt zu befassen, insbeson¬ 
dere mit den Fällen, in denen die Entwicklung des Handels 
behindert werden könnte. Es wird nach für beide Seiten 
befriedigenden Lösungen für die Schiffahrt gesucht werden, 
bei denen der Grundsatz des freien und lauteren Wettbe¬ 
werbs auf kaufmännischer Basis beachtet wird. 

Es ist außerdem vereinbart worden, daß diese Fragen auch im 
Assoziationsrat erörtert werden sollten.“ 

Genehmigen Sie, Herr .... den Ausdruck unserer ausgezeichnet¬ 
sten Hochachtung. 

Für die Regierung 
der Republik Estland 
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Abkommen 

in Form eines Briefwechsels 
zwischen der Europäischen Gemeinschaft 
und der Republik Estland 

über die Anerkennung des regional begrenzten Auftretens 
der Afrikanischen Schweinepest im Königreich Spanien 


A. Schreiben der Republik Estland 


B. Schreiben der Gemeinschaft 


Herr..., 


ich nehme Bezug auf die Diskussionen über Vereinbarungen für 
den Handel mit bestimmten landwirtschaftlichen Erzeugnissen, 
die zwischen der Gemeinschaft und Estland im Rahmen der Ver¬ 
handlungen über das Freihandelsabkommen stattgefunden 
haben. 

Ich bestätige Ihnen hiermit, daß Estland bereit ist, unter den in der 
Entscheidung 89/21/EWG des Ftates vom 14. Dezember 1988 
und den nachfolgenden Entscheidungen der Kommission vorge¬ 
sehenen Bedingungen anzuerkennen, daß das Gebiet des König¬ 
reichs Spaniens, mit Ausnahme der Provinzen Badajoz. Huelva. 
Sevilla und Cordoba, frei von Afrikanischer Schweinepest ist. 

Estland erkennt diese /Vjsnahmeregelung unbeschadet aller 
sonstigen Anforderungen des estnischen Veterinärrechts an. 

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir die Zustimmung der 
Gemeinschaft zu dem Inhalt dieses Schreibens bestätigen 
würden. 


Genehmigen Sie, Herr ..., den Ausdruck meiner ausgezeichnet¬ 
sten Hochachtung. 

Für die Regierung 
der Republik Estland 


Herr..., 

ich bestätige Ihnen den Erhalt Ihres heutigen Schreibens mit fol¬ 
gendem Wortlaut; 

„Ich nehme Bezug auf die Diskussionen über Vereinbarungen 
für den Handel mit bestimmten landwirtschaftlichen Erzeug¬ 
nissen, die zwischen der Gemeinschaft und Estland im Flah- 
men der Verhandlungen über das Freihandelsabkommen 
stattgefunden haben. 

Ich bestätige Ihnen hiermit, daß Estland bereit ist, unter den in 
der Entscheidung 89/21/EWG des Rates vom 14. Dezember 
1988 und den nachfolgenden Entscheidungen der Kommis¬ 
sion vorgesehenen Bedingungen anzuerkennen, daß das 
Gebiet des Königreichs Spaniens, mit Ausnahme der Provin¬ 
zen Badajoz, Huelva, Sevilla und Cordoba, frei von Afrikani¬ 
scher Schweinepest ist. 

Estland erkennt diese Ausnahmeregelung unbeschadet aller 
sonstigen Anforderungen des estnischen Veterinärrechts an. 

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir die Zustimmung der 
Gemeinschaft zu dem Inhalt dieses Schreibens bestätigen 
würden.“ 

Ich bestätige Ihnen die Zustimmung der Gemeinschaft zum Inhalt 
Ihres Schreibens. 

Genehmigen Sie, Herr ..., den Ausdruck meiner ausgezeichnet¬ 
sten Hochachtung. 

Im Namen des Rates 
der Europäischen Union 
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Einseitige Erklärungen 
Erklärung der Französischen Regierung 

Frankreich erklärt, daß das Europa-Abkommen mit der Republik Estland nicht für die mit der Europäischen 
Gemeinschaft gemäß dem Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft assoziierten übersee¬ 
ischen Länder und Gebiete gilt. 


Erklärung der Republik Estland 

Werden in Estland zwischen dem 1. Januar 1994 und dem Inkrafttreten des Abkommens Zölle auf landwirt¬ 
schaftliche Erzeugnisse eingeführt, so wendet Estland das Verfahren und die materiellen Vorschriften des 
Artikels 24 Absatz 3 dieses Abkommens entsprechend an. 
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Verzeichnis der Anhänge 


1 

Artikel 9 und 17 

Bestimmung der Begriffe „gewerbliche Waren“ und .„landwirtschaftliche 
Erzeugnisse“ 

II 

Artikel 16 

Landwirtschaftliche Verarbeitungserzeugnisse 

III 

Artikel 19 Absatz 2 

Zugeständnisse der Gemeinschaft für landwirtschaftliche Erzeugnisse 
- Zollzugestärrdnisse 

IV 

Artikel 19 Absatz 2 

Zugeständnisse der Gemeinschaft für landwirtschaftliche Erzeugnisse 
-Vereinbarungen für die Tier- und Fleischeinfuhren 

V 

Artikel 19 Absatz 2 

Zugeständnisse der Gemeinschaft für landwirtschaftliche Erzeugnisse 
- Zollkontingente 

VI 

Artikel 22 Absatz 1 

Zugeständisse der Gemeinschaft für Fischereierzeugnisse 

VII 

Artikel 43 Absatz 1 

Niederlassurtgsrecht: Ausnahmen der Gemeinschaft 

VIII 

Artikel 46 

Finanzdienstleistungen 

IX 

Artikel 66 

Schutz des geistigen, gewerblichen und kommerziellen Eigentums 

X 

Artikel 108 

Teilnahme Estlands an Gemeinschaftsprogrammen 



1694 


Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil II Nr. 41, ausgegeben zu Bonn am 26. September 1995 


Anhang I 

Liste der in den Artikeln 9 und 17 
des Abkommens genannten Waren bzw. Erzeugnisse 


KN-Code 

Warenbezeichnung 

ex 3502 

Albumine, Albuminate und andere Albuminderivate: 

ex 3502 10 

- Eieralbumin: 

— anderes: 

3502 10 91 

— getrocknet (in Blättern, Flocken, Kristallen, Pulver usw.) 

3502 10 99 

— anderes 

ex 3502 10 

- andere; 

-- Albumine, ausgenommen Eieralbumin: 

— Molkenproteine (Lactalbumin); 

3502 90 51 

— getrocknet (in Blättern, Flocken, Kristallen, Pulver usw.) 

3502 90 59 

— andere 

4501 

Naturkork, unbearbeitet oder nur zugerichtet; Korkabfälle; Kork¬ 
schrot und Korkmehl 

5291 

Baumwolle, weder gekrempelt noch gekämmt 

5301 

Flachs, roh oder bearbeitet, jedoch nicht versponnen; Werg und 
Abfälle von Flachs (einschließlich Garnabfälle und Reißspinnstoff) 

5302 

Hanf (Cannabis sativa L.), roh oder bearbeitet, jedoch nicht ver¬ 
sponnen; Werg und Abfälle von Hanf (einschließlich Garnabfälle 
oder Reißspinnstoff) 
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KN-Code 

Warenbezeichnung 

2905 43 

Mannitol 

2905 44 

D-Glucitol (Sorbit) 

ex 3505 10 

Dextrine und andere modifizierte Stärken, 
ausgenommen veretherte und veresterte Stärken der 

Unterposition 3505 10 50 

3505 20 

Leime auf der Grundlage von Stärken, Dextrinen oder anderen 
modifizierten Stärken 

3809 10 

Zubereitete Schlichtemittel und Appreturmittel auf der Grundlage 
von Stärke oder Stärkederivaten 

3823 60 

Sorbit, ausgenommen Erzeugnisse der Unterposition 2905 44 
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Anhang III 

Liste der in Artikel 19 Absatz 2 genannten Erzeugnisse 


Für die Einfuhren der folgenden Erzeugnisse 
mit Ursprung in Estland in die Gemeinschaft gelten die nachstehenden Zölle 


KN-Code 

Warenbezeichnung 

Zoll 

0409 

Natürlicher Honig 

17,3% 

0601 10 

Bulben, Zwiebeln, Knollen, Wurzelknollen und 
Wurzelstöcke, ruhend 

5,1% 

0602 10 90 

Andere lebende Pflanzen (einschließlich ihrer 
Wurzeln), Stecklinge und Pfropfreiser, 

Stecklinge, unbewurzelt, und Propfreiser, 
andere 

4% 

0602 20 90 

Bäume, Sträucher und Büsche von genießbaren 
Früchten, andere 

8,3% 

0602 99 91 

Blütenpflanzen mit Knospen 

12 % 

0602 99 30 

Erdbeerpflanzen 

8,3% 

ex 0707 00 25 
0707 00 33 

Gurken, frisch oder gekühlt (vom 16. Mai bis 

31. Oktober) 

16% 

0809 40 90 

Schlehen 

7% 

0810 30 10 

Schwarze Johannisbeeren, frisch 

8 % (2) 

0810 40 30 

Heidelbeeren der Art "Vaccinium myrtillus" 

frei <2) 

0810 40 50 

Früchte der Arten "Vaccinium macrocarpon" und 
"Vaccinium corymbosum" 

3% (2) 


1} Unbeschadet der Vorschntten für die Auslegung der Kombinierten Nomenklatur ist der Wortlaut der Warenbezeichnung nur nchtungsweiser-c wobei <u' aas ^raferenzs 
Rahmen dieses Anhangs die KN-Codes maßgebend Sind. Wenn Ex-KN-Codes angegeben werden, so ist das Praferenzsysiem m AnwenOung oes zusamme' ~i* 

entsprechenden Warenbezechnung festzulegen. 

2; Hierfür gilt die M naesteinfuhrpreis-Veretnba'’urig im Anhang 
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KN-Code 

Warenbezeichnung 

Zoll 

ex 0810 90 85*70 

Andere Beeren 

5% 

2005 30 00 

Gemüse, zubereitet: 

Sauerkraut 

15% 


Apfelsaft, mit einer Dichte von nicht mehr als 

1,33 g/cm^ bei 20° C; 


2009 70 30 

mit einem Wert von mehr als 18 ECU für 100 kg 
Eigengewicht, zugesetzten Zucker enthaltend 

12 % 

2009 70 99 

mit einem Wert von 18 ECU oder weniger für 

100 kg Eigengewicht, mit einem Gehalt an 
zugesetztem Zucker von 30 GHT oder weniger 

12 % 

2009 70 99 

keinen zugesetzten Zucker enthaltend 

12 % 


Anhang zu Anhang III 

Mindesteinfuhrpreis-Vereinbarung 
für bestimmte Beerenfrüchte zur Verarbeitung 

1. Die Mindesteinfuhrpreise werden für jedes Wirtschaftsjahr für folgende Erzeugnisse festgelegt; 

0810 30 10 Schwarze Johannisbeeren 

0810 40 30 Heidelbeeren 

0810 40 50 Früchte der Arten „Vaccinium macrocarpon“ und „Vaccinium corymbosum" 

Die Mindesteinfuhrpreise werden von der Gemeinschaft im Benehmen mit Estland unter Berücksichti¬ 
gung der Preisentwicklung, der Einfuhrmengen und der Entwicklung des Marktes in der Gemeinschaft 
festgelegt. 

2. Die Mindesteinfuhrpreise sind gemäß den folgenden Kriterien einzuhalten: 

- In jedem Quartal des Wirtschaftsjahres darf der durchschnittliche Einheitswert der einzelnen unter 
Nummer 1 genannten Erzeugnisse bei der Einfuhr in die Gemeinschaft nicht niedriger sein als der Min¬ 
desteinfuhrpreis für das jeweilige Erzeugnis. 

- In einem beliebigen zweiwöchigen Zeitraum darf der durchschnittliche Einheitswert der in Nummer 1 
genannten Erzeugnisse bei der Einfuhr in die Gemeinschaft nicht niedriger sein als 90 v. H, des Minde¬ 
steinfuhrpreises für das jeweilige Erzeugnis, sofern die während dieses Zeitraums eingeführten Men¬ 
gen nicht weniger als 4 v. H. der normalen jährlichen Einfuhren ausmachen. 

3. Bei Nichteinhaltung eines dieser Kriterien kann die Gemeinschaft Maßnahmen treffen, um sicherzu¬ 
stellen, daß der Mindesteinfuhrpreis für jede Sendung des betreffenden aus Estland eingeführten Erzeug¬ 
nisses eingehalten wird. 



1698 


Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil II Nr. 41, ausgegeben zu Bonn am 26. September 1996 


Anhang IV 

In Artikel 19 Absatz 2 genannte Erzeugnisse 

Vereinbarungen für die Einfuhren von lebenden Rindern. Rindfleisch, Schaf- und Ziegenfleisch in die 
Gemeinschaft, 

1. Unabhängig von den Bestimmungen der Verordnung (EWG) Nr. 805/68 betreffend die Versorgungsbilanz 
vrird für die Einfuhren aus Lettland, Litauen und Estland ein globales Zollkonlingent von 3 500 lebenden 
Rindern eröffnet, w/elche zur Mast oder zum Schlachten bestimmt sind, ein Lebendgewicht von nicht 
weniger als 160 kg und nicht mehr als 300 kg haben und unter den KN-Code 0102 fallen. 

Die ermäBigte Abschöpfung oder der ermäSigrte spezifische Zollsatz für Tiere, die unter dieses Kontingent 
fallen, wird auf 25 % der vollen Abschöpfung oder des vollen spezifischen Zollsatzes festgesetzt. 

2. Ist aufgrund von Vorausschätzungen damit zu rechnen, daß die Einfuhren in die Gemeinschaft in einem 
Jahr 425 000 Stück überschreiten, kann die Gemeinschaft im Einklang mit der Verordnung (EWG) 
Nr. 805/68 unbeschadet anderer Rechte kn Rahmen dieses Abkommens Schutzmaßnahmen ergreifen. 

3. Für die Einfuhren aus Lettland, Litauen und Estland wird ein globales Zollkontingent von 1 500 f frischem, 
gekühltem oder gefrorenem Rindfleisch der KN-Codes 0201 und 0202 eröffnet. 

Die im Flahmen dieses Kontingents ermäßigte Abschöpfung oder der ermäßigte spezifische Zollsatz wird 
auf 40 % des vollen Satzes festgesetzt. 

4. Im Ftahmen der autonomen Einfuhrregelungen gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 3643/85 ist Lettland, 
Litauen und Estland ein globales Kontingent von 100 t frischem, gekühltem oder gefrorenem Schaf- oder 
Ziegenfleisch des KN-Codes 0204 Vorbehalten. 
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Anhang V 

In Artikel 19 Absatz 2 genannte Erzeugnisse 


Für die Einfuhren der folgenden Erzeugnisse mit Ursprung in Estland in die Gemeinschaft werden im Rahmen 
der angegebenen Mengen (Zollkontingente) die variablen Abschöpfungen, die Wertzölle und/oder die 
spezifischen Zölle um 60 % gesenkt. 


KN-Code 

Warenbezeichnung 

(1) 

Jahr 1 

Jahr 2 

Darauf¬ 
folgende Jahre 



Tonnen 

Tonnen 

Tonnen 

ex 0203 

Fleisch von 
Hausschweinen, 
frisch oder 
gekühlt (2) 

800 

900 

1 000 

0207 10 15 
0207 21 10 
0207 10 19 
0207 21 90 
0207 39 21 
0207 41 41 
0207 39 23 
0207 41 51 

Ganze Hühner; 

Hühnerbrüste; 

Hühnerschenkel; 

400 

450 

500 

0402 10 19 

0402 21 19 

Magermilchpulver 

Vollmilchpulver 

1 000 

1 250 

1 500 

0405 00 11 
0405 00 1 9 

Butter 

700 

750 

800 

0406 90 

Käse 

800 

800 

800 

0701 

Kartoffeln, frisch 
oder gekühlt 

800 

900 

1 000 

0704 

Kohl 

150 

175 

200 

0712 10 00 

Kartoffeln, 

getrocknet 

60 

60 

60 

0808 

Äpfel, Birnen und 
Quitten, frisch 

150 

175 

200 

1601 00 

Würste und 
ähnliche 

Erzeugnisse 

400 

450 

500 


(1) Unbeschadet der Vorschnfren füf die Auslegung der Kombinieften Nomenklatur ist der Wortlaut der Warenbezetchnung nur richtungsweisend, wobei für das Präfefenzs>'s:em 
im Rahmen dieses Anhangs die KN-Codes maßgebend sirxl. Wenn Ex-KN-Codes angegeben werden, so ist das Pralerenzsystem in Anworidung des KN-Codes zusammen mit 
der entsprechenden Warenbezeichnung festzulegen. 

(2) Ausgenommen Fiiets, getrennt gestellt. 
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Anhang VI 

Liste der in Artikel 22 Absatz 1 genannten Erzeugnisse 


Erzeugnisse mit Ursprung in Estland, für die die Gemeinschaft Zollkontingente gewährt 


KN-CODES 

WARENBEZEICHNUNG 

ZOLLKONTINGENT 

0301 92 00 

0302 66 00 

0303 76 00 

Aale, (Anguilla-Arten), lebend, 
frisch/gekühlt, gefroren 

1 00 t zu 0% 

0302 50 

0302 69 35 

0303 60 

0303 79 41 

Kabeljau (Gadus morhua, Gadus 
ogac, Gadus macrocephalus) und 
Fische der Art Boreogadus saida, 
frisch, gekühlt oder gefroren 

2 500 t zu 6% 

0302 69 19 

0303 79 19 

Andere Süßwasserfische, 
frisch/gekühlt, gefroren 

1 000 t zu 4% 

ex 0304 10 19 
ex 0304 20 19 

Filets von anderen 
Süßwasserfischen, frisch, 
gefroren, ausgenommen Karpfen 

500 t zu 4,5% 

ex 1604 13 90 

Sprotten {Sprattus sprattus), 
zubereitet oder haltbar gemacht 

350 t zu 10% 

ex 1604 19 94 

Seehecht (Merluccius-Arten), 
zubereitet oder haltbar gemacht 

) 

)60 t zu 10% 

} 

) 

ex 1604 19 95 

Pazifischer Pollack (Theragra 
chalcogramma), zubereitet oder 
haltbar gemacht 


Anhang VII 

Betreffend Artikel 43 Absatz 1 

Rechtsakte betreffend Immobilien in Grenzgebieten im Einklang mit den geltenden Rechtsvorschriften 
bestimmter Mitgliedstaaten der Gemeinschaft. 

Diese Ausnahmeregelung darf nicht in einer Weise angewendet werden, die mit dem Grundsatz der Meist¬ 
begünstigung unvereinbar ist. 
























Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil II Nr. 41, ausgegeben zu Bonn am 26. September 1996 


1701 


Anhang Vlil 
Betreffend Artikel 46 

Finanzdienstleistungen 

Bestimmung des Begriffs „Finanzdienstleistung“ 

Eine Finanzdienstleistung ist jede Dienstleistung finanzieller Art, die von einem Finanzdienstleistungs¬ 
erbringer einer Vertragspartei angeboten wird. Finanzdienstleistungen schließen folgende Tätigkeiten ein: 

A. Alle Versicherungsdienstleistungen und versicherungsbezogenen Dienstleistungen 

1. Direktversicherung (einschließlich Mitversicherung) 

i) Lebensversicherung 

ii) Sachversicherung 

2. Rückversicherung und Retrozession 

3. Versicherungsvermittlung wie Leistungen von Versicherungsmaklern und -agenturen 

4. Versicherungsbezogene Hilfsdienstleistungen wie Beratung, Versicherungsmathematik, Fiisiko- 
bewertung und Schadensregulierung 

8. Bank- und sonstige Finartzdienstleistungen (ausgenommen Versicherungsdienstleistungen)' 

1. Annahme von Spar- und sonstigen rückzahlbaren Einlagen von Kunden 

2. Ausreichung von Krediten jeder Art einschließlich Verbraucherkredtt, HyjxjthekenkrediL Factoring 
und Finanzierung von Hartdelsgeschäften 

3. Finanzleasing 

4. sämtliche Zahlungs- und Überweisungsdienstleistungen einschließlich Kredit- und Scheckkarten, 
Reiseschecks urtd Bankwechsel 

5. Bürgschaften und Verpflichtungen 

6. Geschäfte für eigene und für Kundenrechnung an Börsen, im Schalterverkehr oder in sonstiger Form 
mit folgendem: 

a) Geldmarkttitel (einschließlich Schecks, Wechsel, Einlagenzertifikate) 

b) Devisen 

c) derivative Instrumente darunter Futures und Optionen 

d) Wechselkurs- und Zinstitel einschließlich Swaps, Kurssicherungsvereinbarungen 

e) begebbare Wertpapiere 

f) sonstige begebbare Titel und Finanzanlagen einschließlich ungeprägtes Gold 

7. Beteiligung an Emissionen von Wertpapieren jeder Art einschließlich Übernahme und Plazierung von 
Emissionen als (öffentlicher oder privater) Finanzmakler sowie Erbringung von Dienstleistungen im 
Zusammenhang mit derartigen Emissionen 

8. Geldmaklergeschäfte 

9. Vermögensverwaltung wie Kassenhattung und Bestandsverwaltung, alle Formen von kollektivem 
Anlagemanagement, Pensionsfondsverwattung, Depotverwahrung, Auftrags- und treuhänderische 
Verwaltung 

10. Saldenausgleichs- und Verrechnungsdienstleistungen im Zusammenhang mit Finanzanlagen 
einschließlich Wertpapieren, derivativen Instrumenten und sonstigen begebbaren Instrumenten 

11. Beratungs-, Vermittlungs- und sonstige Zusatzfinanzdienstleistungen in bezug auf sämtliche unter 
den Ziffern 1 bis 10 aufgeführte Tätigkeiten einschließlich Kreditauskunft und Bonitätsprüfung, 
Anlage- und Vermögensbestandsanalyse und -beratung, Beratung über Akquisition, Untemehmen- 
sumstrukturierung und -Strategien 

12. Bereitstellung und Übermittlung von Finanzinformationen, Verarbeitung von Finanzdaten und dazu¬ 
gehörender Datenträger von Erbringern anderer Finanzdienstleistungen 

Der Begriff „Finanzdienstleistungen“ umfaßt nicht folgende Tätigkeiten: 

a) Tätigkeiten von Zentralbanken oder sonstigen öffentlichen Organen in Ausübung von Geld- oder 
Währungspolitik; 

b) Tätigkeiten, die von Zentralbanken, staatlichen Stellen oder Behörden oder öffentlichen Organen 
für Rechnung oder aufgrund Gewährleistung der Regierung ausgeübt werden, außer in den Fäl¬ 
len, in denen diese Tätigkeiten von den Erbringern von Finanzdienstleistungen im Wettbewerb 
mit solchen öffentlichen Einrichtungen ausgeübt werden können; 

c) Tätigkeiten im Flahmen eines gesetzlichen Systems der sozialen Sicherheit oder einer staatlichen 
Atterssicherung, außer in den Fällen, in denen diese Tätigkeiten von den Erbringern von Finanz¬ 
dienstleistungen im Wettbewerb mit öffentlichen oder privaten Einrichtungen ausgeübt werden 
können. 
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Anhang IX 
Betreffend Artikel 66 

Schutz des geistigen, gewerblichen und kommerziellen Eigentums 

1. Artikel 66 Absatz 3 betrifft die folgenden multilateralen Übereinkünfte: 

- Internationales Abkommen über den Schutz der ausübenden Künstler, der Hersteller von Tonträgern 
und der Sendeunternehmen (Rom 1961); 

- Abkommen von Nizza über die internationale Klassifikation von Waren und Dienstleistungen für die 
Eintragung von Marken (Genf 1977, ergänzt 1979) 

- Protokoll zum Madrider Abkommen über die internationale Registrierung von Marken (Madrid 1989); 

- Budapester Vertrag über die internationale Anerkennung der Hinterlegung von Mikroorganismen für 
die Zwecke von Patentverfahren (1977, geändert 1980); 

- Internationales Übereinkommen zum Schutz von Pflanzenzüchtungen (UPOV) 

(Genfer Fassung von 1991), 

Der Assoziationsrat kann beschließen, daß Artikel 67 Absatz 3 auf weitere multilaterale Übereinkünfte 
anwendbar ist. In dieser Hinsicht wird Estland den Beitritt zum Madrider Abkommen über die internatio¬ 
nale Registrierung von Marken (Stockholmer Fassung von 1967, geändert 1979) wohlwollend in Betracht 
ziehen. 

2. Die Vertragsparteien bekräftigen, daß sie der Einhaltung der Verpflichtungen, die sich aus den folgenden 
multilateralen Übereinkünften ergeben, besondere Bedeutung einräumen: 

- Pariser Verbandsübereinkunft zum Schutz des gewerblichen Eigentums 
(Stockholmer Fassung von 1967, ergänzt 1979); 

- Vertrag über die internationale Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Patentwesens 
(Washington 1970, ergänzt 1979 und geändert 1984). 

- Berner Übereinkunft über den Schutz von Werken der Literatur und Kunst 
(Pariser Fassung von 1971); 

3. Ab dem Inkrafttreten dieses Abkommens gewährt Estland den Gesellschaften und Staatsangehörigen 
der Gemeinschaft hinsichtlich der Anerkennung und des Schutzes von geistigem, gewerblichem und 
kommerziellem Eigentum eine Behandlung, die nicht weniger günstig ist als die Behandlung, die es einem 
Drittland gemäß einem bilateralen Abkommen gewährt. 

4. Absatz 3 gilt nicht für die Vorteile, die Estland einem Drittland auf der Grundlage tatsächlicher Gegen¬ 
seitigkeit gewährt. 
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Anhang X 

Beteiligung Estlands an Gemeinschaftsprogrammen 

Estland kann an Rahmen- und Sonderprogrammen, Projekten oder anderen Maßnahmen der Gemeinschaft 
in folgenden Bereichen teilnehmen: 

- Forschung 

- Informationsdienste 

- Umwelt 

- Allgemeine und berufliche Bildung sowie Jugend 

- Sozial- und Gesundheitspolitik 

- Verbraucherschutz 

- Kleine und mittlere Unternehmen 

- Fremdenverkehr 

- Kultur 

- Audiovisueller Sektor 

- Katastrophenschutz 

- Erleichterung des Flandels 

- Energie 

- Verkehr und 

- Kampf gegen Drogen und Drogenabhängigkeit 

Der Assoziationsrat kann übereinkomrrten, den vorgertannten Bereichen weitere Bereiche hinzuzufügen, in 
denen die Gemeinschaft tätig ist, sofern die Auffassung vertreten wird, daß dies im beiderseitigen Interesse 
liegt oder zur Verwirklichung der Ziele des Europra-Abkommens beiträgt. 
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Verzeichnis der Protokolle 


1 Über den Handel mit Textilwaren und Bekleidung 

2 Über den Handel mit landwirtschaftlichen Verarbeitungserzeugnissen zwischen 
der Gemeinschaft und Estland 

3 Über die Bestimmung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in“ oder 
„Ursprungserzeugnisse“ und über die Methoden der Zusammenarbeit der Ver¬ 
waltungen 

4 Über Sonderbestimmungen für den Handel zwischen Spanien und Portugal und 
Estland 

5 Über Amtshilfe im Zollbereich 
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Protokoll Nr. 1 

über den Handel mit Textilwaren und Bekleidung 


Artikel 1 

Für die in Anhang I genannten Textilwaren mit Ursprurtg in Est¬ 
land gelten bei der Einfuhr in die Gemeinschaft während der Lauf¬ 
zeit dieses Protokolls keine mengenmäßigen Beschränkungen 
oder Maßnahmen gleicher Wirkung, sofern dieses Protokoll 
nichts anderes vorsieht. 

Artikel 2 

(1) Werden für die Ausfuhren von Textilwaren mit Ursprung in 
Estland nach der Gemeinschaft Höchstmertgen eingeführt, so 
werden diese Ausfuhren einem System der doppelten Kontrolle 
unterworfen, dessen Einzelheiten in Anlage A festgelegt sind. 

(2) Ab dem Inkrafttreten dieses Protokolls werden die estni¬ 
schen Ursprungswaren, die in Anhang II genannt werden und 
keinen Höchstmengen unterliegen, bei der Ausfuhr in die 
Gemeinschaft dem in Absatz 1 genannten System der doppelten 
Kontrolle unterworfen. 

(3) Die Ausfuhren der in Anhang I genannten Waren mit 
Ursprung in Estland in die Gemeinschaft, mit Ausnahme jedoch 
der unter Anhang II fallenden Waren, können im Anschluß an 
Konsultationen nach dem Verfahren des Artikels 15 von der 
Gemeinschaft dem in Absatz 1 genannten System der doppelten 
Kontrolle oder einem System der vorherigen Überwachung unter¬ 
worfen werden. 

Artikel 3 

(1) Für Einfuhren von unter dieses Protokoll fallenden Textilwa¬ 
ren in die Gemeinschaft gelten die gemäß diesem Protokoll fest¬ 
gesetzten Höchstmengen nicht, sofern bei der Anmeldung dieser 
Waren angegeben wird, daß sie im Rahmen der in der Gemein¬ 
schaft bestehenden Verwaltungskontrolle zur Wiederausfuhr aus 
der Gemeinschaft in unverändertem Zustand oder nach Verede¬ 
lung bestimmt sind. 

Die Abfertigung der unter den vorgenannten Bedingungen in die 
Gemeinschaft eingeführten Waren zum freien Verkehr ist jedoch 
von der Vorlage einer von den estnischen Behörden erteilten Aus¬ 
fuhrlizenz sowie einer Urspningsbescheinigung gemäß Anlage A 
abhängig. 

(2) Stellen die zuständigen Behörden der Gemeinschaft fest, 
daß eingeführte Textilwaren auf eine nach diesem Protokoll fest¬ 
gesetzte Höchstmenge angerechnet, dann aber aus der Gemein¬ 
schaft wiederausgeführt wurden, so teilen die betreffenden 
Behörden den estnischen Behörden innerhalb von vier Wochen 
die entsprechenden Mengen mit und genehmigen Einfuhren der 
gleichen Waren in gleicher Höhe ohne Anrechnung auf die nach 
diesem Protokoll festgesetzten Höchstmenge für das laufende 
oder das folgende Jahr. 

(3) Die Gemeinschaft und Estland erkennen den besonderen 
und eigenen Charakter der Wiedereinfuhr von Textilwaren in die 
Gemeinschaft nach Veredelung in Estland als besondere Form 
der industriellen und handelspolitischen Zusammenarbeit an. 

Werden Höchstmengen gemäß Artikel 5 festgesetzt, so gelten 
diese nicht für die Wiedereinfuhr, sofern letztere im Einklang mit 
den in der Gemeinschaft geltenden Bestimmungen über den wirt¬ 
schaftlichen passiven Veredelungsverkehr erfolgt und der beson¬ 
deren Regelung nach Anlage C unterliegt. 

Artikel 4 

Werden Höchstmengen gemäß Artikel 5 eingeführt, so gelten 
folgende Bestimmungen: 

1. In jedem Protokolljahr kann bei jeder Warenkategorie eine 
Teilmenge der für das folgende Protokolljahr festgesetzten 
Höchstmenge bis zu 5 % der für das laufende Protokolljahr 
geltenden Höchstmenge im Vorgriff ausgenutzt werden. 

Die im Vorgriff gelieferten Mengen werden von den für das 
folgende Protokolljahr festgesetzten Höchstmengen abge¬ 
zogen. 


2. Die Übertragung der im Laufe eines Protokolljahres nicht aus¬ 
genutzten Mengen auf die entsprechende Höchstmenge des 
folgenden Protokolljahres ist für jede Warenkategorie bis zu 
7 % der Höchstmenge des laufenden Protokolljahres zu¬ 
lässig. 

3. In der Gruppe I dürfen Übertragungen zwischen Kategorien 
nur wie folgt vorgenommen werden: 

- Übertragungen zwischen den Kategorien 2 und 3 sowie 
von Kategorie 1 auf die Kategorien 2 und 3 sind bis zu 4 % 
der Höchstmenge der Kategorie zulässig, auf die die 
Übertragung vorgenommen wird; 

- Übertragungen zwischen den Kategorien 4, 5, 6, 7 und 8 
sind bis zu 4 % der Höchstmenge der Kategorie zulässig, 
auf die die Übertragung vorgenommen wird. 

Übertragungen von einer oder mehreren Kategorien in den 
Gnjppen I, II, III, IV und V auf eine Kategorie in den Gruppen II, 
III, IV und V sind bis zu 5 % der Höchstmenge der Kategorie 
zulässig, auf die die Übertragung vorgenommen wird. 

4. Die für die vorgenannten Übertragungen anwendbare Äquiva- 
lenztabelie ist in Anhang I wiedergegeben. 

5. Die Erhöhung, die sich für eine bestimmte Warenkategorie 
aus der kumulativen Anwendung der Nummern 1, 2 und 3 in 
einem Protokolljahr ergibt, darf folgende Prozentsätze nicht 
überschreiten: 

- 13 % für die Warenkategorien in Gruppre I; 

- 13,5 % für die Warenkategorien in den Gruppen II, III, IV 
und V. 

6. Die estnischen Behörden notifizieren die Inanspruchnahme 
der Nummern 1,2 und 3 mindestens 15 Tage im voraus. 

Artikel 5 

(1) Für die Ausfuhren der Textilwaren in Anhang I dieses Proto¬ 
kolls können nach Maßgabe der folgenden Absätze Höchstmen¬ 
gen festgesetzt werden. 

(2) Werden unter dieses Protokoll fallende Textilwaren mit 
Ursprung in Estland in so großen Mengen oder zu Bedingungen 
eingeführt, daß den Herstellern gleichartiger oder unmittelbar 
konkurrierender Waren in der Gemeinschaft ein ernster Schaden 
entsteht oder zu entstehen droht, so kann die Gemeinschaft Kon¬ 
sultationen gemäß Artikel 15 dieses Protokolls beantragen, um 
Einvernehmen über die Festlegurtg einer angemessenen Höchst¬ 
menge für die betreffende Kategorie von Textilwaren zu erzielen. 

(3) Bis zu einer für beide Seiten zufriedenstellenden Lösung 
verpflichtet sich Estland, ab dem Zeitpunkt der Notifizierung des 
Konsultationsersuchens die Ausfuhren von Waren der betreffen¬ 
den Kategorie in die Gemeinschaft bzw. in das oder die von der 
Gemeinschaft angegebenen Gebiete des Gemeinschaftsmarktes 
auszusetzen oder auf die von der Gemeinschaft angegebene 
Menge zu beschränken. 

Die Gemeinschaft genehmigt die Einfuhr von Waren der betref¬ 
fenden Kategorie, die vor dem Zeitpunkt der Notifizierung des 
Konsultationsersuchens aus Estland versandt wurden. 

(4) Gelingt es den Vertragsparteien im Verlauf der Konsultatio¬ 
nen nicht, innerhalb der in Artikel 15 genannten Frist eine zu¬ 
friedenstellende Lösung zu finden, so hat die Gemeinschaft das 
Recht, eine endgültige Höchstmenge einzuführen, die auf Jahres¬ 
basis nicht niedriger ist als 106 % der Einfuhren des Kalender¬ 
jahres, das dem Kalenderjahr vorausgegangen ist, in dem die Ein¬ 
fuhren das Konsultationsersuchen ausgelöst haben. 

Wenn die Entwicklung der Gesamteinfuhren der betreffenden 
Ware in die Gemeinschaft es erfordert, wird diese jährliche 
Höchstmenge nach Konsultationen gemäß Artikel 15 heraufge¬ 
setzt. 

(5) Die jährliche Steigerungsrate für die gemäß diesem Artikel 
eingeführten Höchstmengen wird von den Vertragsparteien nach 
dem Konsultationsverfahren des Artikels 15 einvemehmlich fest¬ 
gesetzt. 
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(6) Im Fall der Anwendung der Absätze 2, 3 oder 4 verpflichtet 
sich Estland, für Waren, über die vor der Festsetzung der Höchst¬ 
menge Verträge abgeschlossen wurden, Ausfuhrlizenzen bis zur 
Höhe der festgesetzten Höchstmenge zu erteilen. 

(7) Bis zum Zeitpunkt der Mitteilung der in Artikel 12 Absatz 6 
genannten statistischen Angaben kommt Absatz 2 dieses Artikels 
aut der Grundlage der von der Gemeinschaft zuvor mitgeteilten 
Jahresstatistiken zur Anwendung. 

Artikel 6 

(1) Im Hinblick auf die Gewährleistung der ordnungsgemäßen 
Anwendur>g dieses Protokolls vereinbaren die Gemeinschaft und 
Estland, uneingeschränkt zusarrvnenzuarberten, um die Umge¬ 
hung dieses Protokolls durch Umladung, Umtertung, falsche 
Angabe des Ursprungslandes oder -Ortes, Fälschung von Papie¬ 
ren, falsche Angaben über Spinnstoffgehatt, Mengen, Warenbe¬ 
zeichnung oder Tarifierung oder auf sonstige Weise zu verhüten 
bzw. aufzudecken und die notwendigen rechtlichen und/oder 
administrativen Maßnahmen gegen solche Vorgänge zu treffen. 
Entsprechend vereinbaren die Gemeinschaft und Estlarxl, die 
notwendigen Rechtsvorschriften und Verwattur>gsverfahren fest¬ 
zulegen, um ein wirksames Vorgehen gegen solche Vorgänge zu 
ermöglichen; dazu gehört auch die Einführung von rechtsverbind- 
licheo Sanktionen gegen die betrefferrden Ausführer und/oder 
Einführer. 

(2) Gelangt die Gemeinschaft aufgrurtd von verfügbaren Anga¬ 
ben zu der Auffassung, daß dieses Protokoll umgangen wird, so 
führt sie Konsultationen mit Estland, um zu einer für beide Seiten 
zufriedenstellenden Lösung zu gelangen. Diese Konsuttatior>en 
finden so bald wie möglich statt, auf jeden Fall aber inrrerhalb von 
30 Tagen nach dem Konsuttationsersuchen. 

(3) Bis zum Abschluß der in Absatz 2 vorgesehenen Konsulta¬ 
tionen trifft Estland auf Antrag der Gemeinschaft vorsorglich die 
erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, daß die Anpas¬ 
sungen von gemäß Artikel 5 festgesetzten Höchstmengen, wel¬ 
che in Konsultationen nach Absatz 2 vereinbart werden könnten, 
in dem Jahr der Notifizierung des Konsultationsersuchens nach 
Absatz 2 oder, wenn die Höchstmenge für das laufende Jahr aus¬ 
geschöpft ist, im darauffolgenden Jahr vorgenommen werden 
können, sofern hinreichende Beweise für die Umgebung vor¬ 
liegen. 

(4) Gelingt es den Vertragsparteien im Verlauf der Konsultatio¬ 
nen nach Absatz 2 nicht, eine für beide Seiten zufriedenstellende 
Lösung zu finden, so hat die Gemeinschaft das Recht, 

a) sofern hinreichende Beweise dafür vorliegen, daß Waren mit 
Ursprung in Estland unter Umgehung dieses Protokolls ein¬ 
geführt wurden, die betreffenden Mengen auf die gemäß Arti¬ 
kel 5 festgesetzten Höchstmengen anzurechnen; 

b) sofern hinreichende Beweise dafür vortiegen, daß falsche 
Angaben über Spinnstoffgehatt, Mengen, Warenbezeichnung 
oder Tarifierung von Waren mft Ursprung in Estland gemacht 
worden sind, die betreffenden Einfuhren zurückzuweisen; 

c) sofern festgesteitt wird, daß im Gebiet Estlands eine Umla¬ 
dung oder Umleitung von Waren vorgenommen wurde, die 
nicht Ursprungswaren Estlands sind, Höchstmengen für die 
gleichen Waren mit Ursprung in Estland einzuführen, sofern 
solche Höchstmengen nicht bereits gelten, oder jede andere 
geeignete Maßnahme zu treffen. 

(5) Die Vertragsparteien kommen überein, ein System der 
administrativen Zusammenarbeit zu schaffen, um Probleme im 
Zusammenhang mit der Umgehung dieses Protokolls zu verhüten 
bzw. nach Maßgabe der Anlage A zu diesem Protokoll wirksam zu 
lösen. 

Artikel 7 

(1) Die gemäß diesem Protokoll festgesetzten Höchstmengen 
für Einfuhren von Texilwaren mit Ursprung in Estland in die 
Gemeinschaft werden nicht in gebietsweise geltende Teilmengen 
auf geteilt. 

(2) Die Vertragsparteien arbeiten zusammen, um zu verhindern, 
daß plötzlich auftretende, ungünstige Veränderungen in den 
traditionellen Handelsströmen zu einer Konzentration der Direkt¬ 
einfuhren auf einzelne Gebiete der Gemeinschaft führen. 


(3) Bei Waren, für die Höchstmengen oder eine Überwachungs¬ 
regelung gelten, überwacht Estland seine Ausfuhren in die 
Gemeinschaft. Kommt es zu plötzlich auftretenden, ungünstigen 
Veränderungen in den traditionellen Handelsströrrren, so kann die 
Gemeinschaft im Hinblick auf eine zufriedenstellende Lösung 
dieser Probleme Konsultationen beantragen. Die Konsultationen 
finden innerhalb von fünfzehn Arbeitstagen rrach dem Konsulta¬ 
tionsersuchen der Gemeinschaft s'tatt. 

(4) Estland bemüht sich sicherzustellen, daß bei Textilwaren, 
für die Höchstmengen gelten, die Ausfuhren in die Gemeinschaft 
möglichst gleichmäßig über das Jahr gestaffelt sind, wobei ins¬ 
besondere saisonbedingte Faktoren berücksichtigt werden. 

Artikel 8 

Bei Kündigung dieses Protokolls gemäß Artikel 18 Absatz 1 
werden die nach diesem Protokoll festgesetzten Höchstmengen 
pro rata temporis verringert, sofern die Vertragsparteien einver- 
rrehmlich nichts anderes beschließen. 

Artikel 9 

Für estnische Ausfuhren von Geweben, die in Handwerksbe¬ 
trieben auf Webstühlen mit Hand- oder Fußantrieb hergestellt 
werden, sowie von Bekleidungsartikeln oder anderen Waren, die 
aus diesen Geweben handgefertigt werden, uttd von handwerk¬ 
lichen Waren der traditionellen Volkskunst gelten keine Höchst¬ 
mengen, sofern diese Waren mit Ursprung in Estland die Voraus¬ 
setzungen nach Anlage B erfüllen. 

Artikel 10 

(1) Ist die Gemeinschaft der Auffassung, daß eine unter dieses 
Protokoll fallende Textilware aus Estland zu Preisen in die 
Gemeinschaft eingeführt wird, die ungewöhnlich weit unter dem 
fKirmalen Wettbewerbsniveau liegen, so daß den Herstellern 
gleichartiger oder unmitteibar konkurrierender Waren in der 
Gemeinschaft ein ernster Schaden entsteht oder zu entstehen 
droht, so kann sie Konsultationen gemäß Artikel 15 beantragen; in 
diesem Fall gelangen die nachstehenden besonderen Bestim¬ 
mungen zur Anwendung. 

(2) Wird im Verlauf dieser Konsultationen einvemehmlich fest¬ 
gestellt, daß die in Absatz 1 genannte Lage besteht, so trifft Est¬ 
land im Rahmen seiner Befugnisse die erforderlichen Maßnah¬ 
men zur Bereinigung dieser Lage, insbesondere im Hinblick auf 
den Verkaufspreis der betreffenden Ware. 

(3) Um festzustellen, ob der Preis einer Textjiware ungewöhn¬ 
lich weit unter dem normalen Wettbewerbsnrveau liegt, kann er 
mit folgenden Preisen verglichen werden: 

- den Preisen, zu denen gleichartige Waren im allgemeinen 
unter normalen Bedingungen von anderen Ausfuhriändem auf 
dem Markt des Einfuhrlandes verkauft werden; 

- den Preisen gleichartiger inländischer Waren auf einer ver¬ 
gleichbaren Vermarktungsstufe auf dem Markt des Einfuhr¬ 
landes; 

- den niedrigsten Preisen, zu denen die gleichen Waren im nor¬ 
malen Handelsverkehr in den drei Monaten vor dem Konsulta¬ 
tionsersuchen von einem Drittland verkauft wurden, ohne daß 
die Gemeinschaft deswegen Maßnahmen getroffen hat. 

(4) Gelingt es im Verlauf der Konsultationen nach Absatz 2 
nicht, innerhalb von 30 Tagen ab dem Tag des Konsuttations- 
ersuchens der Gemeinschaft eine Einigung zu erzielen, so kann 
die Gemeinschaft die Einfuhr der betrefferxJen Ware zu den in 
Absatz 1 genannten Preisen zeitweilig verweigem. bis im Verlauf 
der Konsultationen eine für beide Seiten zufriedenstellende 
Lösung gefunden wird. 

(5) Unter ganz besonderen und kritischen Umständen, wenn 
die Bnfuhr bestimmter Waren aus Estland in d»e Gemeinschaft zu 
Preisen erfolgt, die ungewöhnlich weit unter dem normalen Wett- 
bewerbsniveau liegen, und dadurch einen schwer wiedergutzu¬ 
machenden Schaden zu verursachen droht kann die Gemein¬ 
schaft die Einfuhr der betreffenden Waren zeitweilig aussetzen, 
bis im Verlauf der unverzüglich einzuleitenden Konsultationen 
Einigung über eine Lösung erzielt wird. Beide Vertragsparteien 
bemühen sich im Fiahmen des Möglichen, innerhafo von 10 Arbeits¬ 
tagen nach Eröffnung der Konsultationen zu einer für beide Seiten 
annehmbaren Lösung zu gelangen. 



Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil II Nr. 41, ausgegeben zu Bonn am 26. September 1996 


1707 


(6) Ergreift die Gemeinschaft die in den Absätzen 4 und 5 
genannten Maßnahmen, so kann Estland jederzeit die Aufnahme 
von Konsultationen beantragen, um die Möglichkeit der Auf¬ 
hebung oder Änderung dieser Maßnahmen zu erörtern, sofern die 
Gründe für die Einleitung dieser Maßnahmen nicht mehr be¬ 
stehen. 

Artikel 11 

(1) Die Tarifierung der unter dieses Protokoll fallenden Waren 
erfolgt anhand der Zolltarif liehen und statistischen Nomenklatur 
der Gemeinschaft (nachstehend „Kombinierte Nomenklatur“ oder 
abgekürzt „KN“ genannt) mit den dazu erlassenen Änderungen. 

Hat eine Tarifierungsentscheidung eine Änderung der Tarifie¬ 
rungspraxis oder einen Wechsel der Kategorie für eine unter die¬ 
ses Protokoll fallende Ware zur Folge, so gilt für die betreffende 
Ware die Praxis oder die Handelsregelung für die Kategorie, unter 
die sie nach diesen Änderungen fällt. 

Änderungen der Kombinierten Nomenklatur (KN), die nach den in 
der Gemeinschaft geltenden Verfahren vorgenommen werden 
und unter dieses Protokoll fallende Warenkategorien betreffen, 
sowie Entscheidungen über die Tarifierung von Waren dürfen 
keine Herabsetzung der gemäß diesem Protokoll festgesetzten 
Höchstmengen bewirken. 

(2) Der Ursprung der unter dieses Protokoll fallenden Waren 
wird nach Maßgabe der in der Gemeinschaft gellenden Vorschrif¬ 
ten bestimmt. 

Änderungen dieser Vorschriften werden Estland mitgeteilt und 
dürfen keine Herabsetzung der gemäß diesem Protokoll festge¬ 
setzten Höchstmengen bewirken. 

Die Verfahren für die Kontrolle des Ursprungs der vorgenannten 
Waren sind in Anlage A festgelegt. 

Artikel 12 

(1) Estland übermittelt der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften genaue, nach Mitgliedstaaten der Gemeinschaft 
aufgeschlüsselte statistische Mengen- und Wertangaben über 
alle erteilten Ausfuhrlizenzen für die Kategorien von Textilwaren, 
die den gemäß diesem Protokoll festgesetzten Höchstmengen 
oder einem System der doppelten Kontrolle unterliegen, sowie 
über alle von den zuständigen estnischen Behörden ausgestell¬ 
ten Bescheinigungen für die Waren, die in Artikel 9 genannt sind 
und unter Anlage B fallen. 

(2) Desgleichen übermittelt die Gemeinschaft den estnischen 
Behörden genaue statistische Angaben über die von den Behör¬ 
den der Gemeinschaft ausgestellten Einfuhrgenehmigungen 
sowie Einfuhrstatistiken über die Waren, die unter die Regelung 
nach Artikel 5 Absatz 2 fallen. 

(3) Die vorgenannten Angaben sind für alle Warenkategorien 
vor dem Ende des Monats zu übermitteln, der auf den Monat 
folgt, auf den sich die Statistiken beziehen. 

(4) Auf Antrag der Gemeinschaft übermittelt Estland Einfuhr¬ 
statistiken über alle Waren in Anhang I. 

(5) Zeigt sich bei der Analyse der ausgetauschten Angaben, 
daß zwischen den Ausfuhrdaten und den Einfuhrdaten bedeu¬ 
tende Abweichungen bestehen, so können nach dem Verfahren 
des Artikels 15 Konsultationen eingeleitet werden. 

(6) Für die Anwendung des Artikels 5 verpflichtet sich die 
Gemeinschaft, den estnischen Behörden vor dem 15. April jedes 
Jahres die Vorjahresstatistiken über die Einfuhren aller unter 
dieses Protokoll fallenden Textilwaren, nach Lieferländem und 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft aufgeschlüsselt, zu über¬ 
mitteln. 

Artikel 13 

Estland unterläßt jegliche Diskriminierung bei der Ausstellung 
der Ausfuhrlizenzen oder der in den Anlagen A und B genannten 
Dokumente. 


Artikel 14 

Die Vertragsparteien kommen überein, die Entwicklung des 
Handels mit Textilwaren und Bekleidung jedes Jahr im Rahmen 
der Konsultationen nach Artikel 15 anhand der in Artikel 12 ge¬ 
nannten Statistiken zu prüfen. 

Artikel 15 

(1) Sofern in diesem Protokoll nichts Gegenteiliges bestimmt 
ist, gelten für die in diesem Protokoll genannten Konsultations¬ 
verfahren folgende Bestimmungen: 

- Konsultationen finden soweit wie möglich regelmäßig statt. 
Darüber hinaus können spezielle zusätzliche Konsultationen 
stattfinden. 

- Ein Konsultationsersuchen wird der anderen Vertragspartei 
schriftlich notifiziert. 

- Dem Konsultationsersuchen ist innerhalb einer angemesse¬ 
nen Frist - in jedem Fall aber spätestens 15 Tage nach der 
Notifizierung - gegebenenfalls eine Darstellung der Umstände 
beizufügen, die nach Ansicht der antragstellenden Vertrags¬ 
partei dieses Konsultationsersuchen rechtfertigen. 

- Die Vertragsparteien nehmen spätestens einen Monat nach 
der Notifizierung des Ersuchens Konsultationen auf, um bin¬ 
nen höchstens einem weiteren Monat zu einer Einigung oder 
einem für beide Seiten annehmbaren Ergebnis zu gelangen. 

- Die vorgenannte Frist von einem Monat, innerhalb deren eine 
Einigung oder ein für beide Seiten annehmbares Ergebnis zu 
erzielen ist, kann einvemehmlich verlängert werden. 

(2) Die Gemeinschaft kann Konsultationen gemäß Absatz 1 
beantragen, wenn sie feststellt, daß in einem bestimmten Jahr der 
Anwendung des Protokolls Schwierigkeiten in der Gemeinschaft 
oder in einem ihrer Gebiete auftreten, weil im Vergleich zum Vor¬ 
jahr die Einfuhren einer bestimmten Warenkategorie der Gruppe I, 
für die gemäß diesem Protokoll Höchstmengen gellen, plötzlich 
und erheblich gestiegen sind. 

(3) Auf Antrag einer Vertragspartei finden Konsultationen über 
alle Probleme im Zusammenhang mit der Anwendung dieses Pro¬ 
tokolls statt. Konsultationen aufgrund dieses Artikels werden im 
Geiste der Zusammenarbeit und in dem Bestreben um Beilegung 
der Differenzen zwischen den Vertragsparteien geführt. 

Artikel 16 

Die Vertragsparteien verpflichten sich. Besuche von Einzelper¬ 
sonen, Gruppen und Delegationen aus Kreisen der Wirtschaft, 
des Handels und der Industrie zu fördern, Kontakte im industriel¬ 
len, kommerziellen und technischen Bereich im Zusammenhang 
mit dem Handel und der Zusammenarbeit im Textil- und Beklei¬ 
dungssektor zu erleichtern und die Veranstaltung von Messen 
und Ausstellungen von beiderseitigem Interesse zu unterstützen. 

Artikel 17 

Hinsichtlich des geistigen Eigentums finden auf Antrag einer 
Vertragspartei Konsultationen nach dem Verfahren des Arti¬ 
kels 15 statt, um für Probleme im Zusammenhang mit dem 
Schutz von Warenzeichen, Mustern oder Modellen von Beklei¬ 
dungsartikeln und Textilwaren eine gerechte Lösung zu finden. 

Artikel IS 

(1) Jede Vertragspartei kann jederzeit Änderungen zu diesem 
Protokoll Vorschlägen oder dieses Protokoll unter Einhaltung 
einer Frist von mindestens sechs Monaten kündigen, ln diesem 
Fall endet das Protokoll mit Ablauf der Kündigungsfrist. 

(2) Die Anhänge, Anlagen und vereinbarten Niederschriften 
sowie die beigefügten Schreiben sind ein Bestandteil dieses Pro¬ 
tokolls. 



1708 


Bundesgosetzblatt Jahrgang 1996 Teil II Nr. 41, auGgcgoben zu Bonn am 26. Soplombor 199G 


Anhang I 

Liste der Textilwaren nach Artikel 1 

1. Unbeschadet der Regeln für die Auslegung der Kombinierten Nomenklatur hat der Wortlaut der Warenbezeichnung nur hinweisen¬ 
den Charakter, die unter die jeweilige Kategorie fallenden Waren werden im Rahmen dieser Verordnung durch die Tragweite der 
KN-Codes bestimmt. Befindet sich ein „ex“ vor dem KN-Code. so werden die unter die jeweilige Kategorie fallenden Waren durch 
die Tragweite des KN-Codes und durch die entsprechende Beschreibung bestimmt. 

2. Waren, die nicht als Männer- oder Knabenkleidung oder als Frauen- oder Mädchenkleidung erkennbar sind, werden als Bekleidung 
für Frauen und Mädchen behandelt, 

3. Der Begriff „Bekleidung für Säugliitge“ umfaßt Bekleidung bis einschließlich Handelsgröße 86. 


Gruppe IA 


Kategorie 

Nummer 


KN-Code 

1994 


Warenbezeichnung 


Äquivalenzta beite 


Stückykg 


g/Stü- 

ck 


( 1 ) 


( 2 ) 


<3) 


(4) 


(5) 


6204 11 00 
5204 19 00 


5205 

6205 
5205 
5205 
5205 
5205 
5205 
5205 
5205 
5205 
5205 
5205 
5205 
5205 
5205 
5205 
5205 
5205 
5205 
5205 
5205 
5205 
5205 
5205 
5205 

5205 

5206 
5206 

6206 
5206 
5206 
5206 
5206 
5206 
5206 
5206 
5206 
5206 
5206 
5206 
5206 


11 00 
12 00 

13 00 

14 00 

15 10 
15 90 
21 00 
22 00 

23 00 

24 00 

25 10 
25 30 
25 90 

31 00 

32 00 

33 00 

34 00 

35 10 
35 90 

41 00 

42 00 

43 00 

44 00 

45 10 
45 30 
45 90 

11 00 
12 00 

13 00 

14 00 

15 10 
15 90 
21 00 
22 00 

23 00 

24 00 

25 10 
25 90 

31 00 

32 00 

33 00 


Baumwollgarne, nicht in Aufmachungen für den Einzetverkauf 
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Gewebe aus Baumwotte, aryjere als Drebergewebe, Schlirv 
ger>gewebe (Frottiergewebe}. Bänder, Samt. Plüsch, Schlirv 
gengewebe, Chenillegewebe, Tülle und geknüpfte f4etzstoffe 
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2 

(Forts.) 


(21 

5209 

49 

10 

5209 

49 

90 

5209 

51 

00 

5209 

52 

00 

5209 

59 

00 

5210 

11 

10 

5210 

11 

90 

5210 

12 

00 

5210 

19 

00 

5210 

21 

10 

5210 

21 

90 

5210 

22 

00 

5210 

29 

00 

5210 

31 

10 

5210 

31 

90 

5210 

32 

00 

5210 

39 

00 

5210 

41 

00 

5210 

42 

00 

5210 

49 

00 

5210 

51 

00 

5210 

52 

00 

5210 

59 

00 

5211 

11 

00 

5211 

12 

00 

5211 

19 

00 

5211 

21 

00 

5211 

22 

00 

5211 

29 

00 

5211 

31 

00 

5211 

32 

00 

5211 

39 

00 

5211 

41 

00 

5211 

42 

00 

5211 

43 

00 

5211 

49 

11 

6211 

49 

19 

5211 

49 

90 

5211 

51 

00 

5211 

52 

00 

5211 

59 

00 

5212 

11 

10 

5212 

11 

90 

5212 

12 

10 

5212 

12 

90 

5212 

13 

10 

5212 

13 

90 

5212 

14 

10 

5212 

14 

90 

5212 

15 

10 

5212 

15 

90 

5212 

21 

10 

5212 

21 

90 

5212 

22 

10 

5212 

22 

90 

5212 

23 

10 

5212 

23 

90 

5212 

24 

10 

5212 

24 

90 

5212 

25 

10 

5212 

25 

90 

ex 5811 

00 

00 

ex 6308 

00 

00 
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(1) 

1 (2) 

2 (a) 

5208 

31 

00 


5208 

32 

11 


5208 

32 

13 


5208 

32 

15 


5208 

32 

19 


5208 

32 

91 


5208 

32 

93 


5208 

32 

95 


5208 

32 

99 


5208 

33 

00 


5208 

39 

00 


5208 

41 

00 


5208 

42 

00 


5208 

43 

00 


5208 

49 

00 


5208 

51 

00 


5208 

52 

10 


5208 

52 

90 


5208 

53 

00 


5208 

59 

00 


5209 

31 

00 


5209 

32 

00 


5209 

39 

00 


5209 

41 

00 


5209 

42 

00 


5209 

43 

00 


5209 

49 

10 


5209 

49 

90 


5209 

51 

00 


5209 

52 

00 


5209 

59 

00 


5210 

31 

10 


5210 

31 

90 


5210 

32 

00 


5210 

39 

00 


5210 

41 

00 


5210 

42 

00 


5210 

49 

00 


5210 

51 

00 


5210 

52 

00 


5210 

59 

00 


5211 

31 

00 


5211 

32 

00 


5211 

39 

00 


5211 

41 

00 


5211 

42 

00 


5211 

43 

00 


5211 

49 

11 


5211 

49 

19 


5211 

49 

90 


5211 

51 

00 


5211 

52 

00 


5211 

59 

00 


5212 

13 

10 


5212 

13 

90 


5212 

14 

10 


5212 

14 

90 


5212 

15 

10 


5212 

15 

90 


5212 

23 

10 


5212 

23 

90 


5212 

24 

10 


5212 

24 

90 


5212 

25 

10 


5212 

25 

90 


ex 5811 

00 

00 


ex 6308 

00 

00 


a) davon; 

andere als roh oder gebleicht 
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(2) 

(3) 

6105 10 00 

6106 20 10 
6105 20 90 
6105 90 10 

Oberhemden, T-Shirts, Unterziehpullis (andere als aus Wolle oder 
feinen Tierhaaren), Unterhemden und ähnliche Waren, aus 

Gewirken 

6109 10 00 
6109 90 10 
6109 90 30 


6110 20 10 
6110 30 10 


6101 10 90 
6101 20 90 
6101 30 90 

Pullover, Slipover, Twinsets, Westen und Strickjacken (andere als 
zugeschnitten und genäht): Anoraks, Windjacken und ähnliche 
Waren, aus Gewirken 

6102 10 90 
6102 20 90 
6102 30 90 


6110 10 10 
6110 10 31 
6110 10 35 
6110 10 38 
6110 10 91 
6110 10 95 
6110 10 98 
6110 20 91 
6110 20 99 
6110 30 91 
6110 30 99 


6203 41 10 
6203 41 90 
6203 42 31 
6203 42 33 
6203 42 35 
6203 42 90 
6203 43 19 
6203 43 90 
6203 49 19 
6203 49 50 

Shorts urtd andere kurze Hosen (andere als Badehosen) und lange 
Hosen, aus Geweben, für Männer und Knaben; lange Hosen aus 
Geweben, für Frauen und Mädchen, aus Wolle, Baumwolle oder 
synthetischen oder künstlichen Spinnstoffen; Unterteile von 
Trainingsanzügen, gefüttert, andere als der Kategorien 16 oder 

29, aus Baumwolle oder synthetischen oder künstlichen Spiniv 
stoffen 

6204 61 10 
6204 62 31 
6204 62 33 
6204 62 39 
6204 63 18 
6204 69 18 


6211 32 42 
6211 33 42 
6211 42 42 
6211 43 42 


6106 10 00 
6106 20 00 
6106 90 10 

Blusen und Hemdblusen, aus Gewirken und andere als aus Gewir¬ 
ken, aus Wolle, Baumwolle oder synthetischen oder künstlichen 
Spinnstoffen, für Frauen und Mädchen 

6206 20 00 
6206 30 00 
6206 40 00 


6205 10 00 
6205 20 00 
6205 30 00 

Oberhemden, andere als aus Gewirken, für Männer und Knaben, 
aus Wolle, Baumwolle oder synthetischen oder künstlichen Spinn¬ 
stoffen 
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Gruppe II A 


(1) 

(2) 

(3) 

(4) 

' 

<5) 

9 

5802 11 

00 

Schlingengewebe (Frottiergewebe); Wäsche zur Körperpflege oder 




5802 19 00 

Haushaltswäsche, andere als aus Gewirken, aus Schlingengewebe 






(Frottiergewebe), aus Baumwolle 




ex 6302 60 00 




20 

6302 21 

00 

Bettwäsche, andere als aus Gewirken 




6302 22 90 





6302 29 90 





6302 31 

10 





6302 31 

90 





6302 32 90 





6302 39 90 




22 

5508 10 

11 

Garne aus synthetischen Spinnfasern, nicht in Aufmachungen für den 




5508 10 

19 

Einzelverkauf 




5509 11 

00 





5509 12 

00 





5509 21 

10 





5509 21 

90 





5509 22 

10 





5509 22 

90 





5509 31 

10 





5509 31 

90 





5509 32 

10 





5509 32 

90 





5509 41 

10 





5509 41 

90 





5509 42 

10 





5509 42 

90 





5509 51 

00 





5509 52 

10 





5509 52 

90 





5509 53 

00 





5509 59 

00 





5509 61 

10 





5509 61 

90 





5509 62 

00 





5509 69 

00 





5509 91 

10 





5509 91 

90 





5509 92 

00 





5509 99 

00 




22 (a) 

5508 10 

19 

a) davon: Polyacryl-Spinnfasern 




5509 31 

10 





5509 31 

90 





6509 32 

10 





5509 32 

90 





5509 61 

10 





5509 61 

90 





5509 62 

00 





5509 69 

00 




23 

5508 20 10 

Garne aus künstlichen Spinnfasern, nicht in Aufmachungen für den 






Einzelverkauf 




5510 11 

00 





5510 12 00 





5510 20 00 





5510 30 00 





5510 90 00 
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11) 

(2) 

t3) 

(4) 

(5) 

32 

5801 

10 00 

Samt, Plüsch, Schlingengewebe und Chenillegewebe (ausgenommen 




5801 

21 00 

Frottiergewebe aus Baumwofle und Bänder) und Nadetflorgewebe, 




5801 

22 00 

aus Wolle, Baumwolle oder synthetischen oder künstlichen Spirvn- 


1 


5801 

23 00 

stoffen 


1 


5801 

24 00 



1 


5801 

25 00 



1 


5801 

26 00 



1 


5801 

31 00 





5801 

32 00 





5801 

33 00 





5801 

34 00 





5801 

35 00 





5801 

36 00 





5802 

20 00 



. 


5802 

30 00 




32 (a) 

5801 

22 00 

a) davon: 






Rippertsamt 



39 

6302 51 10 

Tischwäsche, Wäsche zur Körperpflege und Haushattswäsche, artdere 


Hl; 


6302 51 90 
6302 53 90 

als aus Gewirken, andere als aus Frottiergewebe, aus Baumwolle 




ex 6302 59 00 





6302 91 10 
6302 91 90 
6302 93 90 





ex 6302 99 00 
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Gruppe M B 


(1) 

(2! 

(3) 

(4) 

(5) 

12 

6115 12 00 

Strümpfe, Strumpfhosen, Unterziehstrümpfe, Socken, Söckchen, 

24,3 

41 


6115 19 10 

Strumpfschoner und ähnliche Wirkwaren, andere als für Säuglinge, 

Paar 



6115 19 90 

einschließlich Krampfaderstrümpfe, ausgenommen Waren der Katego- 




6115 20 11 
6115 20 90 
6115 91 00 
6115 92 00 

rie 70 




6115 93 10 
6115 93 30 
6115 93 99 
6115 99 00 

' 



13 

6107 11 00 

Slips und andere Unterhosen, für Männer und Knaben; Slips und andere 

17 

59 


6107 12 00 

Unterhosen für Frauen und Mädchen, aus Gewirken, Wolle, Baumwolle 




6107 19 00 

oder synthetischen oder künstlichen Spinnstoffen 




6108 21 00 
6108 22 00 
6108 29 00 




14 

6201 11 00 

Mäntel ur>d Umhänge, für Männer ur>d Knaben, aus Gewebe, aus Wolle, 

0,72 

1 389 


ex 6201 12 10 

Baumwolle oder synthetischen oder künstlichen Spinnstoffen (ausge- 




ex 6201 12 90 
ex 6201 13 10 
ex 6201 13 90 

nommen Parkas der Kategorie 21) (einschließlich Kurzmäntel) 




6210 20 00 




15 

6202 11 00 

Mäntel (einschließlich Kurzmäntel) (einschließlich Umhänge) und Jacken 

0,84 

1 190 


ex 6202 12 10 

für Frauen und Mädchen, aus Gewebe, aus Wolle, Baumwolle oder 




ex 6202 12 90 

synthetischen oder künstlichen Spinnstoffen (ausgenommen Parkas der 




ex 6202 13 10 
ex 6202 1 3 90 

Kategorie 21) 




6204 31 00 
6204 32 90 
6204 33 90 
6204 39 19 





6210 30 00 




16 

6203 11 00 

Anzüge und Kombinationen, andere als aus Gewirken, für Männer und 

0.80 

1 250 


6203 1 2 00 

Knaben, aus Wolle, Baumwolle oder synthetischen oder künstlichen 




6203 19 10 

Spinnstoffen, ausgenommen Skiaruüge; Trainingsanzüge, gefüttert, mit 




6203 19 30 

Außenseite aus ein und demselben Flächenerzeugnis, für Männer und 




6203 21 00 

Knaben, aus Baumwolle oder synthetischen oder künstlichen Spinn- 




6203 22 80 
6203 23 80 
6203 29 18 

stoffen 




6211 32 31 
6211 33 31 




17 

6203 31 00 

Sakkos und Jacken, andere aus als Gewirken, für Männer und Knaben, 

1,43 

700 


6203 32 90 
6203 33 90 
6203 39 19 

aus Wolle, Baumwolle oder synthetischen oder künstlichen Spinnstoffen 



18 

6207 11 00 
6207 19 00 
6207 21 00 
6207 22 00 
6207 29 00 
6207 91 10 
6207 91 90 

Unterhemden, Slips und andere Unterhosen, Nachthemden, Schlaf¬ 
anzüge, Bademäntel ur>d -jacken, Hausmäntel und ähnliche Waren, für 
Männer und Knaben, andere als aus Gewirken 
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18 

(Forts.) 


6207 92 00 
6207 99 00 



6213 20 00 
6213 90 00 


ex 6201 12 10 
ex 6201 12 90 
ex 6201 13 10 
ex 6201 13 90 
6201 91 00 
6201 92 00 

6201 93 00 

ex 6202 12 10 
ex 6202 12 90 
ex 6202 13 10 
ex 6202 13 90 

6202 91 00 
6202 92 00 
6202 93 00 

6211 32 41 
.6211 33 41 
6211 42 41 
6211 43 41 


6107 21 00 
6107 22 00 
6107 29 00 
6107 91 10 
6107 91 90 
6107 92 00 
ex 6107 99 00 




Unterhemden, Unterkleider. Unterröcke, Slips und andere Unter¬ 
hosen, Nachthentden, Schlafartzü^, Negligös, Bademäntel und 
•jacken, Hausmäntel und ährtliche Waren, für Frauen und 
Mädchen, andere als aus Gewirken 



Taschentücher und Ziertascheniücher, andere als aus Gewirken 


Parkas, Anoraks, Wiirdjacken und dergleichen, andere als aus 
Gewirken, aus Wolle, Baumwolle oder synthetischen oder künst¬ 
lichen Spinnstoffen; Oberteile von Trainingsartzügen, gefüttert, 
artdere als der Kategorie 16 oder 29. aus Baumwolle oder 
synthetischen oder künstlichen Spinnstoffen 


2,3 435 



Nachthemden, Schlafanzüge. Bademäntel und -jacken. Haus¬ 
mäntel und ähnliche Waren für Männer und Knaben, aus Gewir¬ 
ken 


Nachthemden, Schlafanzüge, Negligäs, Bademäntel und -jacken, 
Hausmäntel und ähnliche Waren für Rauen und Mädchen, aus 
Gewirken 


3,9 257 



6104 41 00 
6104 42 00 
6104 43 00 
6104 44 00 

6204 41 00 
6204 42 00 
6204 43 00 
6204 44 00 


6104 51 00 
6104 52 00 
6104 53 00 
6104 59 00 


Kleider für Rauen und Mädchen, aus Wolle, Baumwolle oder 
synthetischen oder kürtstlichen Spinnstoffen 





Röcke, einschließlich Hosenröcke, für Rauen und Mädchen 


2,6 I 385 
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27 

(Forts.) 


6204 51 00 
6204 52 00 
6204 53 00 
6204 59 10 


610341 10 
6103 41 90 
6103 42 10 
6103 42 90 
6103 43 10 
6103 43 90 
6103 49 10 
6103 49 91 



Larvge Hosen (einschließlich Kniebundhosen und ähnliche 
Hosen), Latzhosen und kurze Hosen, andere als Badehosen, aus 
Gewirken, aus Wolle, Baumwolle oder synthetischen oder 
künstlichen Spinnstoffen 




Kostüme und Kombinationen, artdere als aus Gewirken, für 
Frauen und Mädchen, aus Wolle, Baumwolle oder synthe¬ 
tischen oder kürtstlichen Spinnstoffen, ausgertommen Ski¬ 
anzüge; Trainingsanzüge, gefüttert, mit Außenseite aus ein und 
demselben Flächenerzeugnis, für Frauen und Mädchen, aus 
Baumwolle oder synthetischen oder künstlichen Spinnstoffen 



6204 11 00 
6204 12 (XI 
6204 13 00 
6204 19 10 
6204 21 00 
6204 22 80 
6204 23 80 
6204 29 18 

6211 42 31 
6211 43 31 


6212 10 00 I Büstenhalter, aus Geweben oder aus Gewirken 







6111 10 90 
6111 20 90 
6111 30 90 
ex 6111 90 00 

ex 6209 10 00 
ex 6209 20 00 
ex 6209 30 00 
ex 6209 90 00 


6112 11 00 
6112 12 00 
6112 19 00 


6203 22 10 
6203 23 10 
6203 29 11 
6203 32 10 
6203 33 10 
6203 39 11 
6203 42 11 
6203 42 51 
6203 43 11 
6203 43 31 
6203 49 11 
6203 49 31 


Säuglingskleidung und Bekleidungszubehör für Säuglinge, 
ausgenommen Handschuhe für Säuglinge der Kategorien 10 
und 87, urxl Strümpfe, Socken und Söckchen für Säuglinge, 
andere als aus Gewirken, der Kategorie 88 



Trainingsanzüge aus Gewirken, aus Wolle, Baumwolle cder 
synthetischen oder künstlichen Spinnstoffen 


Arbeits- und Berufskleidung, für Männer und Knaben, andere 
als aus Gewirken; Schürzen, Kittel und andere Arbeits- und 
Berufskleidung, für Frauen und Mädchen, andere als aus Gewir¬ 
ken 
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76 

(Forts.) 


( 2 ) 

6204 

22 

10 

6204 

23 

10 

6204 

29 

11 

6204 

32 

10 

6204 

33 

10 

6204 

39 

11 

6204 

62 

11 

6204 

62 

51 

6204 

63 

11 

6204 

63 

31 

6204 

69 

11 

6204 

69 

31 

6211 

32 

10 

6211 

33 

10 

6211 

42 

10 

6211 

43 

10 



ex 621 1 20 00 I Kombirtatiorven und Skianzüge, andere als aus Gewirken 


6203 41 30 
6203 42 59 
6203 43 39 
6203 49 39 


6210 40 00 

6210 50 00 

6211 31 00 
6211 32 90 
6211 33 90 
6211 41 00 
6211 42 90 
6211 43 90 


6101 10 10 
6101 20 10 

6101 30 10 

6102 10 10 
6102 20 10 

6102 30 10 

6103 31 00 
6103 32 00 

6103 33 00 
ex 6103 39 00 

6104 31 00 
6104 32 00 
6104 33 00 

ex 6104 39 00 

ex 6112 20 00 

6113 00 90 

6114 10 00 
6114 20 00 
6114 30 00 


Bekleidung, artdere als aus Gewirken, ausgenommen Bekleidung der 
Kategorien 6, 7, 8, 14, 15, 16, 17, 18, 21, 26, 27, 29, 68, 72, 76 und 77 



Mäntel (einschließlich Kurzmäntel), Jacken und andere Bekleidung, ein¬ 
schließlich Skianzüge, aus Gewirken, ausgenommen Bekleidung der Kate¬ 
gorien 4, 5, 7, 13, 24, 26, 27, 28, 68, 69, 72, 73, 74 und 75 
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5407 20 11 


6305 31 91 
6305 31 99 


5407 20 19 


(4) (5) 


Gewebe aus Garnen aus synthetischen Filamenten aus Streifen oder der¬ 
gleichen, aus Polyäthylen oder Polypropylen, mit einer Breite von weniger als 
3 m; 

Säcke und Beutel zu Verpackungszwecken, andere als aus Gewirken, aus 
Streifen oder dergleichen 


Gewebe aus Garnen aus synthetischen Rlamenten aus Streifen oder der¬ 
gleichen, aus Polyäthylen oder Pol^opylen, mit eirrer Breite von 3 m oder 
mehr 


Gewebe aus synthetischen Spinnfäden, andere als für die Reifenherstellung der 
Kategorie 114 



ex 5811 00 00 


ex 5905 00 70 


a) davon: 

andere als roh oder gebleicht 
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(1) 

1 (2) 

35 (a) 


5407 

72 

00 

(Forts.) 


5407 

73 

10 



5407 

73 

91 



5407 

73 

99 

1 


5407 

74 

00 

j 


5407 

82 

00 

1 


5407 

83 

10 



5407 

83 

90 



5407 

84 

00 



5407 

92 

00 



5407 

93 

10 



5407 

93 

90 



5407 

94 

00 


ex 

5811 

00 

00 


ex 

5905 

00 

70 

36 


5408 

10 

00 



5408 

21 

00 



5408 

22 

10 



5408 

22 

90 



5408 

23 

10 



5408 

23 

90 



5408 

24 

00 



5408 

31 

00 



5408 

32 

00 



5408 

33 

00 



5408 

34 

00 


ex 

5811 

00 

00 


ex 

5905 

00 

70 

36 (a) 


5408 

10 

00 



5408 

22 

10 



5408 

22 

90 



5408 

23 

10 



5408 

23 

90 



5408 

24 

00 



5408 

32 

00 



5408 

33 

00 



5408 

34 

00 


ex 

5811 

00 

00 


ex 

5905 

00 

70 

37 


5516 

11 

00 



5516 

12 

00 



5516 

13 

00 



5516 

14 

00 



5516 

21 

00 



5516 

22 

00 



5516 

23 

10 



5516 

23 

90 



5516 

24 

00 



5516 

31 

00 



5516 

32 

00 



5516 

33 

00 



5516 

34 

00 



5516 

41 

00 



5516 

42 

00 



5516 

43 

00 



5516 

44 

00 



5516 

91 

00 




Gewebe aus künstlichen Spinnfäden, andere als für die Reifen¬ 
herstellung der Kategorie 114 


a) davon: 

andere als roh oder gebleicht 
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(11 

(21 

37 


5516 

92 

00 

(Forts.) 


5516 

93 

00 



5516 

94 

00 



5803 

90 

50 


ex 

5905 

00 

70 

37 (a) 


5516 

12 

00 



5516 

13 

00 



5516 

14 

00 



5516 

22 

00 



5516 

23 

10 



5516 

23 

90 



5516 

24 

00 



5516 

32 

00 



5516 

33 

00 



5516 

34 

00 



5516 

42 

00 



5516 

43 

00 



5516 

44 

00 



5516 

92 

00 



5516 

93 

00 



5516 

94 

00 


ex 

5803 

90 

50 


ex 

5905 

00 

70 

38 A 


6002 

43 

11 



6002 

93 

10 

38 B 

ex 

6303 

91 

00 


ex 

6303 

92 

90 


ex 

6303 

99 

90 

40 

ex 

6303 

91 

00 


ex 

6303 

92 

90 


ex 

6303 

99 

90 



6304 

19 

10 


ex 

6304 

19 

90 



6304 

92 

00 


ex 

6304 

93 

00 


ex 

6304 

99 

00 

41 


5401 

10 

11 



5401 

10 

19 



5402 

10 

10 



5402 

10 

90 



5402 

20 

00 



5402 

31 

10 



5402 

31 

30 



5402 

31 

90 



5402 

32 

00 



5402 

33 

10 



5402 

33 

90 



5402 

39 

10 



5402 

39 

90 



5402 

49 

10 



5402 

49 

91 



5402 

49 

99 



6402 

51 

10 



5402 

51 

30 


davon: 

arrdere als roh oder gebleicht 



Gewirke aus synthetischen Spinnfasern, für Vorhänge und Gardinen 


Gardinen, arrdere als aus Gewirken 


Gardinen, Vorgänge urtd Innenrollos; Schabracken und Bettvorhänge und 
andere Waren zur Innenausstattung, andere als aus Gewirken, aus Wolle, 
Baumwolle oder synthetischen oder künstlichen Spinnstoffen 




Game aus syrrthetischen RIamenten, nicht in Aufmachungen für den 
Einzetverkauf, andere als nicht texturierte Gartte, ungezwimt, ungedreht, 
oder Game mit nicht mehr als 50 Drehurtgen je Meter 
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ex 5604 20 00 
ex 5604 90 00 


5401 20 10 


5403 
5403 : 
5403 : 
ex 5403 : 
5403 : 
5403 : 
5403 . 
5403 ■ 
5403 . 



Garne aus synthetischen urnj künstlichen Spinnfäden, nicht in Aufma- 
chur>gen für den Eiruelverkauf 

Garrre aus künstlichen Spinnfäden; Garne aus künstlichen Rlamertten, nicht 
in Aufmachungen für den Eicuelverkauf. andere als Garne, ungezwirnt, 
ungedreht, aus Viskose oder mit nicht mehr als 250 Drehungen je Meter 
und nicht texturierte Garne, ungezwirnt, aus Zelluloseacetat 



Garne aus synthetischen oder künstlichen RIamenten, Garne aus künst¬ 
lichen Spinnfasern, Garne aus Baumwolle, nicht in Aufmachungen für den 
Einzelverkauf 



Wolle und feirre Tierhaare, gekrempelt oder gekämmt 





5106 10 10 
5106 10 90 
5106 20 11 
5106 20 19 
5106 20 91 
5106 20 99 

5108 10 10 
5108 10 90 


5107 10 10 
5107 10 90 
5107 20 10 
5107 20 30 


Garne aus Wolle oder feinen Tierhaaren, gekrempelt, nicht in Auf¬ 
machungen für den Eirtzelverkauf 



Garne aus Wolle oder feinen Tierhaaren, gekämmt, nicht in Aufmachungen 
für den Einzelverkauf 
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(11 

(2) 

48 

5107 20 51 

(Forts.) 

5107 20 59 
5107 20 91 

5107 20 99 

5108 20 10 
5108 20 90 

49 

5109 10 10 
5109 10 90 
5109 90 10 
5109 90 90 

50 

5111 11 00 
5111 19 10 

5111 19 90 
5111 20 00 
5111 30 10 
5111 30 30 
5111 30 90 
5111 90 10 
5111 90 91 
5111 90 93 

5111 90 99 

5112 11 00 
51121910 
6112 19 90 
5112 20 00 
5112 30 10 
5112 30 30 
5112 30 90 
5112 90 10 
5112 90 91 
5112 90 93 
5112 90 99 

51 

5203 00 00 

53 

5803 10 00 

54 

5507 00 00 

55 

1 

5506 10 00 
5506 20 00 
5506 30 00 
5506 90 10 
5506 90 91 
5506 90 99 

56 

5508 10 90 

5511 10 00 
5511 20 00 

58 

6701 10 10 
5701 10 91 
5701 10 93 
5701 10 99 
5701 90 10 
5701 90 90 



Künstliche Spinnfasern und Abfälle, gekrempelt, gekämmt oder 
anders für die Spinnerei vorbereitet 


Synthetische Spinnfasern und Abfälle, gekrempelt, gekämmt oder 
anders für die Spinnerei vorbereitet 


Garne aus synthetischen Spinnfasern (einschließlich Abfälle), in 
Aufmachungen für den Einzelverkauf 


Geknüpfte Teppiche, auch konfektioniert 
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5702 
5702 
5702 
5702 
5702 
5702 
5702 
5702 
5702 
5702 
5702 
5702 
5702 
5702 
ex 5702 
5702 
5702 
ex 5702 


10 00 
31 10 
31 30 

31 90 

32 10 
32 90 
39 10 
41 10 

41 90 

42 10 
42 90 
49 10 

51 00 

52 00 
69 00 

91 00 

92 00 
99 00 


Teppiche und andere Bodenbeläge aus Spinnstoffen, andere als Teppiche der 
Kategorie 58 


5704 10 00 

5704 90 00 

5705 00 10 
5705 00 31 
5705 00 39 

ex 5705 00 90 




5805 00 00 


ex 5806 10 00 
5806 20 00 
5806 31 10 
5806 31 90 
5806 32 10 
5806 32 90 
5806 39 00 
5806 40 00 


5606 00 91 
5606 00 99 


Tapisserien, handgewebt (Gobelins, Flandrische Gobelins, Aubusson, 
Beauvais und ähnliche) und Tapisserien als Nadelarbeit ( 2 .B. Petit Point, 
Kreuastich), auch konfektioniert 


Bänder und schußlose Bänder aus parallelgelegten und geklebten Garnen 
oder Fasern (bolducs), ausgenomnnen Etiketten urtd ähnliche Waren der 
Kategorie 62 

Gummielastische Gewebe (ausgenommen Gewirke) 



Chenillegarne, Gimpen (andere als umsponnene Garne aus RolUiaar) 


Tülle, Bobinetgardinertstoff und gekitüpfte Netzstoffe, Spitzen (maschirten- 
oder handgefertigt), als Meterware oder als Motiv 
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m_W__ 

72 61123110 Badeanzüge und Badehosen, aus Wolle, Baumwolle oder 

6112 31 90 synthetischen oder künstlichen Spinnstoffen 
6t 12 39 10 
6112 39 90 
6112 41 10 
6112 41 90 
6112 49 10 
6112 49 90 

6211 11 00 
6211 12 00 


74 6104 11 00 Kostüme und Kombinationen, aus Gewirken, für Frauen urtd 

6104 12 00 Mädchen, aus Wolle, Baumwolle oder synthetischen oder künstlichen 
6104 13 00 Spinnstoffen, ausgenommen Skianzüge 
ex 6104 19 00 
6104 21 00 
6104 22 00 
6104 23 00 
ex 6104 29 00 


75 6103 11 00 Anzüge und Kombinationen, aus Gewirken, für Männer und Knaben, 

6103 12 00 aus Wolle, Baumwolle oder synthetischen oder künstlichen Spinrv 
6103 19 00 stoffen, ausgenommen Skianzüge 
6103 21 00 
6103 22 00 
6103 23 00 
6103 29 00 


84 6214 20 00 Schals, Umschlagtücher, Halstücher, Kragenschoner, Kopftücher, 
6214 30 00 Schleier und ähnliche Waren, andere als aus Gewirken, aus Wolle, 
6214 40 00 Baumwolle oder synthetischen oder künstlichen Spinnstoffen 

6214 90 10 

85 6215 20 00 Krawatten, Querbinder und Krawattenschals, andere als aus Gewir- 

6215 90 00 ken, aus Wolle, Baumwolle oder synthetischen oder künstlichen 

Spinnstoffen 

86 6212 20 00 Büstenhalter, Hüftgürtel, Korsette, Hosenträger, Strumpfhalter, 
6212 30 00 Strumpfbänder und ähnliche Waren, sowie ihre Teile, auch aus 
6212 90 00 Gewirken 


87 ex 6209 10 00 Handschuhe, andere als aus Gewirken 
ex 6209 20 00 

ex 6209 30 00 
ex 6209 90 00 

_ 6216 00 00 _ 

88 ex 6209 10 00 Strümpfe, Socken und Söckchen, nicht gewirkt; anderes Bekleidungs¬ 
ex 6209 20 00 Zubehör, Teile von Bekleidung oder von Bekleidungszubehör, ausge- 
ex 6209 30 00 nommen für Säuglinge, nicht gewirkt 

ex 6209 90 00 



6217 10 00 
6217 90 00 
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(1) 

(2) 

(3) 

90 

5607 41 00 
5607 49 11 

5607 49 19 

Bindfäden, Seile und Taue, auch geflochten, aus synthetischen SpHnnstoffen 


5607 49 90 
5607 50 11 
5607 50 19 
5607 50 30 
5607 50 90 


91 

6306 21 00 
6306 22 00 
6306 29 00 

Zelte 

93 

ex 6305 20 00 

Säcke und Beutel ru Verpackungszwecken, andere als aus Streifen oder 


ex 6305 39 00 

dergleichen, aus Potyäthylen oder Polypropylen 

94 

5601 1010 

Watte ur>d Waren daraus, aus Spinnstoffen; Spinnfasern mit einer Breite 


5601 10 90 

von 5 mm oder weniger (Scherstaub), Krvjten und Noppen, aus Sprinn- 


5601 21 10 

5601 21 90 
5601 22 10 
5601 22 91 
5601 22 99 
5601 29 00 
5601 30 00 

stoffen 

t 

95 

5602 10 19 

Filze urxf Waren daraus, auch getränkt oder bestrichen, andere als Bodert- 


5602 10 31 
5602 10 39 
5602 10 90 
5602 21 00 
5602 29 90 

5602 90 00 

ex 5807 90 10 

beläge 


ex 5905 00 70 

6210 10 10 

6307 90 91 






5603 00 10 
5603 00 91 
5603 00 93 
5603 00 95 
5603 00 99 

ex 5807 90 10 

ex 5905 00 70 

6210 10 91 
6210 10 99 

ex 6301 40 90 
ex 6301 90 90 

6302 22 10 
6302 32 10 
6302 53 10 
6302 93 10 



6303 92 10 
6303 99 10 
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(1) 

(2) 

96 

(Forts.) 

ex 6304 19 90 
ex 6304 93 00 
ex 6304 99 00 


ex 6305 39 00 


6307 10 30 
ex 6307 90 99 

97 

5608 11 11 
5608 11 19 
5608 11 91 
5608 11 99 
5608 19 11 
5608 19 19 
5608 19 31 
5608 19 39 
5608 19 91 
5608 19 99 
5608 90 00 

98 

5609 00 00 
5905 00 10 

99 

5901 10 00 
5901 90 00 


5904 10 00 
5904 91 10 
5904 91 90 
5904 92 00 


5906 10 10 
5906 10 90 
5906 99 1 0 
5906 99 90 


5907 00 00 

100 

5903 10 10 
5903 10 90 
5903 20 10 
5903 20 90 
5903 90 10 
5903 90 91 
5903 90 99 

101 

ex 5607 90 00 

109 

6306 11 00 
6306 12 00 
6306 19 00 
6306 31 00 
6306 39 00 



Netze, in Stücken oder als Meterware, aus Bindfäden, Seilen oder Tauen; 
konfektionierte Fischemetze, aus Bindfäden, Seilen oder Tauen 



Waren aus Bindfäden, Seilen oder Tauen, ausgertommen Gewebe, Waren aus 
Geweben und Waren der Kategorie 97 


Gewebe, mit Leim oder stärkehaltigen Zurichtestoffen bestrichen, wie sie 
üblicherweise zum EirrbirKlen von Büchern, zum Herstellen von Futteralen und 
artderen Kartonagen oder zu ähnlichen Zwecken verwertdet werden. Pauslein- 
wartd; präparierte Malleinwarxi; Bougram utxj ähnliche Erzeugrtisse für die 
Hirtmacherei 

Lirtdeum, auch zugeschnitten; Bodenbeläge, bestehend aus einer Spinnstoff¬ 
untertage mit einer Deckschicht oder einem Überzug, auch zugeschnitten 


Kautschutierte Gewebe, andere als aus Gewirken, mit Ausnahme von Geweben 
für die Reifenherstellung 


Andere Gewebe, getränkt oder bestrichen; bemalte Gewebe für Theaterdekora¬ 
tionen, Atelierhintergrür>de und dergleichen, andere als Waren der Katego¬ 
rie 100 


Gewebe, mit Zellulosederivaten oder anderen Kunststoffen getränkt, bestrichen 
oder überzogen oder mit Lagen aus diesen Stoffen versehen 



Bindfäden, Seile urvd Taue, auch geflochten, andere als aus syrrthetischen 
Chemiefasern 
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(1) 

( 2 ) 

(3) 

(4) 

(5) 

110 

6306 41 00 
6306 49 00 

Luftmatrazen, aus Geweben 



111 

6306 91 00 
6306 99 00 

Zeltlagerausrüstungen, aus Geweben, andere als Luftmatrazen urvd Zelte 



112 

6307 20 00 
ex 6307 90 99 

Andere konfektionierte Waren, aus Geweben, andere als Waren der 
Kategorien 1 1 3 ur>d 114 



113 

6307 10 90 

Scheuertücher, Spültücher und Staubtücher, artdere als aus Gewirken 



114 

5902 10 10 
5902 10 90 
5902 20 10 
5902 20 90 
5902 90 10 

5902 90 90 

5908 00 00 

5909 00 10 

5909 00 90 

5910 00 00 

5911 10 00 
ex 5911 20 00 

5911 31 11 
5911 31 19 
5911 31 90 
5911 32 10 
591 1 32 90 
5911 40 00 
5911 90 10 
5911 90 90 

Gewebe und Waren für technische Zwecke 
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<2) 

(3) 

5306 10 11 

5306 10 19 

5306 10 31 

5306 10 39 

5306 10 50 

5306 10 90 

5306 20 11 

5306 20 1 9 

5306 20 90 

Leinengarne und Ramiegarne 

5308 90 11 

5308 90 13 

5308 90 19 


5309 11 11 

5309 11 19 

5309 11 90 

5309 19 10 

5309 19 90 

5309 21 10 

5309 21 90 

5309 29 10 

5309 29 90 

Gewebe aus Rachs oder Ramie 

5311 00 10 


5803 90 90 


5905 00 31 

5905 00 39 


6302 29 10 

6302 39 10 

6302 39 30 

6302 52 00 
ex 6302 59 00 

6302 92 00 
ex 6302 99 00 

Bettwäsche, Tischwäsche, Wäsche zur Körperpflege und andere Haus¬ 
haltswäsche, aus Leir>en oder Ramie, andere als aus Gewirken 

ex 6303 99 90 

6304 19 30 
ex 6304 99 00 

Gardir>en, Vorgänge und Innenrollos; Schabraken und Bettvorhänge und 
arxJere Waren zur Innenausstattung, andere als aus Gewirken, aus Rachs 
oder Ramie 

ex 5607 90 00 

Bindfäden, Seile und Taue, auch geflochten, aus Rachs oder Ramie 

ex 6305 90 00 

Säcke und Beutel zu Verpackungszwecken, aus Rachs, andere als aus 
Gevrirken 

5801 90 10 

Samt- urxJ Plüschgewebe, Schlingengewebe (Rottiergewebe), und Chenil¬ 
legewebe, aus Plachs oder Ramie, ausgenommen aus Bändern 

6214 90 90 

Schals, Umschlagtücher, Kragenschoner, Kopftücher, Schleier und ähn¬ 
liche Waren, aus Rachs oder Ramie, andere als aus Gewirken 


<4) (5) 
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(2) 

(3) 

5501 10 00 

5501 20 00 

5501 30 00 

6501 90 00 

Synthetische Spinnfasern 

5503 10 11 

5503 10 19 
5503 10 90 
5503 20 00 
6503 30 00 
5503 40 00 
5503 90 10 
6503 90 90 


5505 10 10 
6505 10 30 
5505 10 50 
5505 10 70 
5505 10 90 

' 

5402 41 10 
6402 41 30 
5402 41 90 
5402 42 00 
5402 43 10 
5402 43 90 

Garrte aus synthetischen filamenten, nicht in Aulmachungen für <fen 
Einzelverkauf, andere als Garne der Kategorie 41 

5404 10 10 
5404 10 90 
5404 90 11 
5404 90 19 
5404 90 90 

Monofile, Streifen (kürtstliches Stroh und dergleichen) urtd Katgut- 
nachahmungen, aus synthetischer oder künstlicher Spinnmasse 

ex 5604 20 00 
ex 5604 90 00 


5502 00 10 
5502 00 90 

Künstliche Spinnfasern 

5504 10 00 
5504 90 00 


5505 20 00 


5403 31 00 
ex 5403 32 00 
5403 33 10 

Garne aus künstlichen Filamenten, nicht in Aufmachungen für den 
Einzelverkauf, andere als Garne der Kategorie 42 

5405 00 00 
ex 5604 90 00 

Monofile, Streifen (kürtstliches Stroh und dergleichen) und Katgut- 
nachahmungen, aus künstlicher Spinnmasse 

6105 40 00 

Grobe Tierhaare, gekrempelt oder gekämmt 

5110 00 00 

Gartte aus groben Tierhaaren oder Roßhaar 

5004 00 10 
5004 00 90 

Seidengarne, andere als Schappreseidengarne oder Bourrette- 
seidengarne 

6006 00 10 
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5005 00 10 

5005 00 90 

5006 00 90 
ex 5604 90 00 


5308 90 90 


5308 30 00 


5308 20 10 
5308 20 90 


5605 00 00 


5113 00 00 


5007 1 0 00 
5007 20 11 
5007 20 19 
5007 20 21 
5007 20 31 
5007 20 39 
5007 20 41 
5007 20 51 
5007 20 59 
5007 20 61 
5007 20 69 
5007 20 71 
5007 90 10 
5007 90 30 
5007 90 50 
5007 90 90 

5803 90 10 

ex 5905 00 90 

ex 5911 20 00 


ex 5801 90 90 
ex 5806 10 00 


5311 00 90 
ex 5905 00 90 


5809 00 00 


ex 6001 10 00 
6001 29 90 

6001 99 90 

6002 20 90 
6002 49 00 
6002 99 00 


Seidengarne, andere als die der Kategorie 130 A; Messinahaar 


Garrte aus artderen pflanzlichen Spinnstoffen 


Papiergarne 



Metallgarne urtd metallisierte Garne 


Gewebe aus groben Tierhaaren oder aus Roßhaar 


Gewebe aus Seide, Schappeseide oder Bourretteseide 


Samt und Plüsch, gewebt, und Chenillegewebe sowie Bänder 
aus Seide, Schappeseide oder Bourretteseide 


Gewebe aus Papiergarnen und aus anderen Spinnstoffen, andere 
als aus Ramie 


Gewebe aus Metallfäden, Gewebe aus Metallgarnen oder aus 
metallisierten Garnen 


Gewirke uad Gestricke aus Spinnstoffen, andere als Wolle oder 
feinen Tierhaaren, Baumvvolle oder Chemiefasern 



Decken aus Spinnstoffen, andere als Wolle oder feinen Tier¬ 
haaren, Baumwolle oder Chemiefasern 
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(11 

(2) 

(3) 

(4) 

(5) 

142 

ex 5702 39 90 
ex 5702 49 90 
ex 5702 59 00 
ex 5702 99 90 

ex 5705 00 90 

Teppiche und arxlere Fußbodenbeläge, aus Spinnstoffen, aus Sisal, 
anderen Agavefasern oder Manilahanf 



144 

5602 10 35 
5602 29 10 

Filz aus groben Tierhaaren 



145 

5607 30 00 
ex 5607 90 00 

Birxffäden, Seile und Taue, auch geflochten; aus Abaca (Manilahanf) 
oder aus artderen harten Blattfasem 

■ 


146 A 

ex 5607 21 00 

Birxlegarrten und Pressengarne für landwirtschaftliche Maschinen, aus 
Sisal oder anderen Agavefasem 



146 B 

ex 5607 21 00 
5607 29 10 
5607 29 90 

BifKffäden, Seile urtd Taue aus Sisal oder arrderen Agavefasern, andere 
als die Waren der Kategorie 146 A 



146 C 

5607 10 00 

Birrdfäden, Seile und Taue, auch geflochten, aus Jute oder arrderen 
textilen Bastfasern der Position 5303 



147 

5003 90 00 

Abfälle von Seide (eirrschtießlich nicht abhaspelbare Kokons, Garrv 
abfälle und Reißspinnstoff), andere als weder gekrempelt noch 
gekämmt 



148 A 

5307 10 10 

5307 10 90 
5307 20 00 

Garrre aus Jute oder arrderen textilen Bastfasern der Position 5303 



148 B 

5308 10 00 

Kokosgarrre 



149 

5310 10 90 
ex 5310 90 00 

Gewebe aus Jute oder anderen textilen Bastfasern mit einer Breite von 
mehr als 150 cm 

■ 


150 

5310 10 10 
ex 5310 90 00 
6305 10 90 

Gewebe aus Jute oder anderen textilen Bastfasern mit einer Breite von 
150 cm oder weniger 

Säcke und Beutel zu Verpackungszwecken, aus Jute oder anderen 
textilen Bastfasern, andere als gebraucht 



151 A 

5702 20 00 

Fußbodenbeläge aus Kokosfasern 



151 B 

ex 5702 39 90 
ex 5702 49 90 
ex 5702 59 00 
ex 5702 99 00 

Teppiche und andere Fußbodenbeläge, aus Jute oder anderen textilen 
Bastfasern, andere als getuftet oder beflockt 



152 

5602 10 11 

Nadelfilze aus Jute oder anderen textilen Bastfasern, weder getränkt 
noch bestrichen, andere als Fußbodenbeläge 







1 


153 


6305 10 10 


Gebrauchte Säcke und Beutel zu Verpackungszwecken, aus Jute oder 
anderen textilen Bastfasern der Position 5303 
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(1) 

(2) 

(3) 

(4) 

(5) 

154 

5001 00 00 

Seide(vauf>enkokons. 2 um Abhaspeln geeignet 




5002 00 00 

Grfege, weder gedreht noch gezwirnt 




5003 10 00 

Abfälle von Seide (einschließlich nicht abhaspelbare Kokons, Garnabfälle und 
Reißspinnstoff), weder gekrempelt noch gekämmt 

■ 

■ 


5101 11 00 
5101 19 00 
5101 21 00 
5101 29 00 
5101 30 00 

Wolle, weder gekrempelt noch gekämmt 

1 

1 


5102 10 10 
6102 10 30 
5102 10 50 
5102 10 90 
5102 20 00 

Feine oder grobe Tierhaare, weder gekrempelt rwch gekämmt 

1 

1 


6103 10 10 
5103 10 90 
5103 20 10 
5103 20 91 

5103 20 99 
5103 30 00 

Abfälle von Wolle oder feinen oder groben Tierhaaren (einschließlich Gärn¬ 
abfälle), ausgenommen Reil^pinnstoff 

1 



6104 00 00 

Reißspinnstoff aus Wolle oder feinen oder groben Tierhaaren 




5301 10 00 

5301 21 00 

5301 29 00 

5301 30 10 

5301 30 90 

Flachs, roh oder bearbeitet, jedoch nicht versponnen; Werg und Abfälle von 
Flachs (einschlielUich Gamabfäile und Reißspinnstoff) 

1 

1 


5305 91 00 

5306 99 00 

Ramie urtd artdere pflanzliche Spinnstoffe, roh oder bearbeitet, jedoch nicht 
versponnen; Werg und Abfälle, andere als Kokos und Abaca der 

Position 5304 

■ 

■ 


5201 00 10 

5201 00 90 

Baumwolle, weder gekrempelt noch gekämmt 

■ 

■ 


5202 10 00 
5202 91 00 
5202 99 00 

Abfälle von Baumwolle (einschließlich Garnabfälle und Reißspinnstoff) 

■ 

■ 


5302 10 00 
5302 90 00 

Hanf (Cannabis sativa L), roh oder bearbeitet, jedoch nicht versponnen; Werg 
und Abfälle von Hanf (einschließlich Gamabfäile und Reil^pinrkstoff) 

■ 

■ 


5305 21 00 
6305 29 00 

Abaca (Manilahanf oder Musa textilis Nee), roh oder bearbeitet, jedoch nicht 
versponnen; Werg und Abfälle von Abaca (einschliel^ich Garnabfälle und 
Reilispinnstoff) 

■ 

■ 


5303 10 00 
5303 90 00 

Jute und andere textile Bastfasern (ausgenommen Rachs, Hanf und Ramie), 
roh oder beartreitet, jedoch nicht verspronrren; Werg und Abfälle von diesen 
Spinnstoffen (einschließlich Garnabfälle und Reißspinnstoff) 

■ 



5304 10 00 

5304 90 00 

5305 11 00 

5305 19 00 
5305 91 00 
5305 99 00 

Andere pflanzliche Spinnstoffe, roh oder bearbeitet, jedoch rricht versponnen; 
Werg und Abfälle von diesen Spinnstoffen (einschlie(ilich Garnabfälle und 
Reißspinnstoff) 

1 


156 

6106 90 30 

ex 6110 90 90 

Blusen urtd F*ullover, aus Gewirken oder Gestricken, aus Seide, Schappeseide 
oder Bourretteseide, für Frauen oder Mädchen 


1 
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(1) 

(2) 

(3) 

14) 

(5) 

157 

6101 

90 10 

Bekleidung aus Gewirken oder Gestricken, andere als die der Kategorien 1 bis 123 und der 

IjH 



6101 

90 90 

Kategorie 156 




6102 

90 10 





6102 

90 90 





«X 6103 

39 00 





6103 

49 99 





ex 6104 

19 00 





ex 6104 

29 00 





ex 6104 

39 00 





6104 

49 00 





6104 

69 99 





6105 

90 90 


■ 



6106 

90 50 





6106 

90 90 





ex 6107 

99 00 


■ 

B 


6108 

99 90 


■ 



6109 

90 90 


■ 



6110 

90 10 





ex 6110 

90 90 





ex 6111 

90 00 



B^ 


6114 

90 00 


nm 

bUii 

159 

6204 49 10 

Kleider, Blusen und Hemdblusen, andere als aus Gewirken oder Gestricken, aus Seide, 


B 


6206 

10 00 

Sch4pp«seida oder Bourretteseide 




6214 10 00 

Schals, (JmscNagtücher, Halstüchar, Kragenschoner. Kopftücher, Schleier und ihnliche 






Waren, arvdere als aus Gewirien oder Gestricken, aus Seide, Schappeseide oder Bourrerte- 






Seide 




6215 

10 00 

Krawatten. Schleifen (z.B. Querbinder) und Krawattenschals 

■ 

■ 

160 

6213 

10 00 

Taschentücher urrd Ziertaschentücher 



161 

6201 

19 00 

Bekleidung, andere als aus Gewirken oder Gestricken. ar>dere als d»e der Kategorien 1 




6201 

99 00 

bis 123 oder der Kategorie 159 




6202 

19 00 





6202 

99 00 





6203 

19 90 





6203 

29 90 





6203 

39 90 





6203 

49 90 





6204 

19 90 





6204 

29 90 





6204 

39 90 





6204 

49 90 





6204 

69 90 





6204 

69 90 





6205 

90 10 





6205 

90 90 





6206 

90 10 





6206 

90 90 





ex 6211 

20 00 





6211 

39 00 





6211 

49 00 


HH 
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Anhang II 


Waren, die keir>en Höchstmengen, aber dem System der doppselten Kontrolle nach Artikel 2 
Absatz 3 des Abkommens unterliegen. 

Pie vollständigen Bezeichnungen der Waren, die unter die in diesem Anhang genannten 
Kategorien fallen, sind in Anhang I angegeben.) 

Kategorie: 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 
9 

13 

20 

39 

117 

118 
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Anlage A 


Titel I 

Klassifizierung 
Artikel 1 

(1) Die zuständigen Behörden der Gemeinschaft verpflichten 
sich, Estland über alle Änderungen der Kombinierten Nomen¬ 
klatur (KN) zu unterrichten, bevor diese in der Gemeinschaft in 
Kraft treten. 

(2) Die zuständigen Behörden der Gemeinschaft verpflichten 
sich, den zuständigen Behörden Estlands alle Entscheidungen 
über die Einreihung von unter dieses Abkommen fallenden Waren 
spätestens einen Monat nach ihrer Annahme mitzufeilen. Diese 
Mitteilungen enthalten: 

a) eine Beschreibung der betreffenden Waren, 

b) die betreffende Kategorie und die entsprechenden KN- 
Codes, 

c) die Gründe für die getroffene Entscheidung. 

(3) Hat eine Tarifierungsentscheidung eine Änderung der Tari¬ 
fierungspraxis oder einen Wechsel der Kategorie für eine unter 
dieses Protokoll fallende Ware zur Folge, so setzen die zuständi¬ 
gen Behörden der Gemeinschaft eine Frist von 30 Tagen ab dem 
Zeitpunkt der Mitteilung der Gemeinschaft, bevor die Entschei¬ 
dung wirksam wird. Für Waren, die vor dem Zeitpunkt des Wirk¬ 
samwerdens der Entscheidung versandt werden, gilt weiter die 
frühere Tarifierungspraxis, sofern die betreffenden Waren inner¬ 
halb von 60 Tagen nach diesem Zeitpunkt zur Einfuhr in die 
Gemeinschaft gestellt werden. 

(4) Betrifft eine Tarifierungsentscheidung der Gemeinschaft, 
die eine Änderung der Tarifierungspraxis oder einen Wechsel der 
Kategorie für eine unter dieses Protokoll fallende Ware zur Folge 
hat, eine einer Höchstmenge unterliegende Kategorie, so verein¬ 
baren die Vertragsparteien, Konsultationen nach dem Verfahren 
des Ärtikels 15 des Protokolls einzuleiten, um der Verpflichtung 
gemäß Artikel 11 Absatz 1 Unterabsatz 2 des Protokolls nachzu¬ 
kommen, 

(5) Bestehen zwischen den zuständigen Behörden der Gemein¬ 
schaft und Estland am Ort des Verbringens in die Gemeinschaft 
Meinungsverschiedenheiten über die Tarffierung von unter dieses 
Protokoll fallenden Waren, so erfolgt die Tarifierung vorläufig 
anhand der von der Gemeinschaft gelieferten Angaben, bis Kon¬ 
sultationen nach Artikel 15 stattfinden, um zu einer Einigung über 
die endgültige Tarifierung der betreffenden Waren zu gelangen. 


Titel II 
Ursprung 

Artikel 2 

(1) Für Waren mit Ursprung in Estland, die nach Maßgabe der in 
diesem Protokoll festgelegten Regelung in die Gemeinschaft aus¬ 
geführt werden, ist ein Ursprungszeugnis Estlands vorzulegen, 
das dem dieser Anlage beigefügten Muster entspricht. 

(2) Das Ursprungszeugnis wird von den nach estnischem Recht 
dazu befugten estnischen Stellen ausgestellt, wenn die betreffen¬ 
den Waren im Sinne der einschlägigen Gemeinschaftsvorschrif¬ 
ten als Ursprungswaren dieses Landes gelten können. 

(3) Die Waren der Gruppen III, IV und V können jedoch nach 
Maßgabe der in diesem Protokoll festgelegten Regelung auf Vor¬ 
lage einer Erklärung des Ausführers auf der Rechnung oder einem 
anderen Handelspapier in die Gemeinschaft eingeführt werden, 
aus der hervorgeht, daß die betreffenden Waren im Sinne der ein¬ 
schlägigen Gemeinschaftsvorschriften Ursprungswaren Estlands 
sind. 

(4) Das Ursprungszeugnis nach Absatz 1 wird nicht verlangt bei 
der Einfuhr von Waren, für die eine nach den einschlägigen 
Gemeinschaftsvorschriften ausgefüllte Warenverkehrsbescheini¬ 
gung nach Formblatt EUR.1 oder EUR.2 vorgelegt wird. 


Artikel 3 

Das Ursprungszeugnis wird nur auf schriftlichen Antrag erteilt, 
der vom Ausführer oder unter der Verantwortung des Ausführers 
von dessen bevollmächtigtem Vertreter zu stellen ist. Die nach 
estnischem Recht dazu befugten estnischen Stellen sorgen 
dafür, daß das Ursprungszeugnis ordnungsgemäß ausgefüllt ist, 
und verlangen zu diesem Zweck die Vorlage aller notwendigen 
Belege oder nehmen alle Prüfungen vor, die sie für angebracht 
halten. 

Artikel 4 

Sind für Waren derselben Kategorie unterschiedliche Kriterien 
für die Bestimmung des Ursprungs festgelegt, so müssen die 
Ursprungszeugnisse oder Ursprungserklärungen eine hinrei¬ 
chend genaue Warenbeschreibung enthalten, damit ein Urteil 
über das Kriterium möglich ist, anhand dessen das Ursprungs¬ 
zeugnis ausgestellt oder die Ursprungserklarung abgegeben 
wurde. 

Artikel 5 

Die Feststellung geringfügiger Abweichungen zwischen den 
Angaben in dem Ursprungszeugnis und den Angaben in den der 
Zollstelle zur Erfüllung der Einfuhrförmlichkeiten vorgelegten 
Unterlagen begründet nicht schon allein Zweifel an der Richtigkeit 
der Angaben in dem Ursprungszeugnis. 


Titel III 

System der doppelten Kontrolle 

Abschnitt I 
Ausfuhr 

Artikel 6 

Die zuständigen estnischen Behörden erteilen für alle aus Est¬ 
land abgehenden Sendungen von Textilwaren, die vorläufigen 
oder endgültigen Höchstmengen gemäß Artikel 5 des Protokolls 
unterliegen, Ausfuhrlizenzen bis zur Erreichung der betreffenden 
Höchstmengen, die nach Maßgabe der Artikel 4, 6 und 8 des Pro¬ 
tokolls geändert werden können; sie erteilen ebenfalls Ausfuhrli¬ 
zenzen für alle Sendungen von Textilwaren, die einem System der 
doppelten Kontrolle ohne Höchstmengen gemäß Artikel 2 
Absätze 2 und 3 des Protokolls unterliegen, 

Artikel 7 

(1) Die Ausfuhrlizenzen für Waren, die gemäß diesem Protokoll 
Höchstmengen unterliegen, müssen dem dieser Anlage beige¬ 
fügten Muster 1 entsprechen und sind für Ausfuhren in das 
gesamte Zollgebiet güttig, in dem der Vertrag zur Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft Anwendung findet. Beruft sich die 
Gemeinschaft jedoch gemäß der Vereinbarten Niederschrift Nr. 1 
auf die Artikel 5 und 7 des Protokolls oder auf die Vereinbarte Nie¬ 
derschrift Nr. 2, so dürfen die unter die betreffenden Ausfuhrlizen¬ 
zen fallenden Waren nur in dem (den) in diesen Lizenzen angege¬ 
benen Gebiet(en) der Gemeinschaft in den freien Verkehr überge¬ 
führt werden. 

(2) Sofern gemäß diesem Protokoll Höchstmengen gelten, muß 
in den Ausfuhrlizenzen unter anderem bescheinigt werden, daß 
die betreffende Warenmenge auf die Höchstmenge für die ent¬ 
sprechende Warenkategorie angerechnet wurde; Ausfuhrlizen¬ 
zen dürfen jeweils nur für eine Warenkategorie erteilt werden, für 
die Höchstmengen gelten. Sie können für eine oder mehrere Sen¬ 
dungen der betreffenden Waren verwendet werden. 

(3) Die Ausfuhrlizenzen für Waren, für die ein System der dop¬ 
pelten Kontrolle ohne Höchstmengen gilt, müssen dem dieser 
Anlage beigefügten Muster 2 entsprechen. Die Ausfuhrlizenzen 
dürfen jeweils nur für eine Warenkategorie erteilt werden und kön¬ 
nen für eine oder mehrere Sendungen der betreffenden Waren 
verwendet werden. 
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Artikel 8 

Die zuständigen Behörden der Gemeinschaft sind umgehend 
von der Rücknahme oder Änderung einer bereits erteilten Aus¬ 
fuhrlizenz zu unterrichten. 

Artikel 9 

(1) Die Ausfuhren von Textilwaren, die gemäß diesem Protokoll 
Höchstmengen unterliegen, werden auf die Höchstmengen für 
das Jahr angerechnet, in dem die Wciren versandt werden, auch 
wenn die Ausfuhrlizenz erst nach dem Versartd erteilt wird. 

(2) Als Zeitpunkt des Versands der Werren im Sinne des Absat¬ 
zes 1 gilt der Zeitpunkt des Verladens in das Flugzeug, auf das 
Kraftfahrzeug oder auf das Schiff zur Ausfuhr. 

Artikel 10 

Die Vorlage einer Ausfuhrlizenz gemäß Artikel 12 muß späte¬ 
stens am 31. März des Jahres erfolgen, das auf das Jahr folgt, in 
dem die in der Lizenz aufgeführten Waren versandt wurden. 

Abschnitt II 
Einfuhr 

Artikel 11 

Oie Einfuhr in die Genrreinschaft ist für Textilwaren, die gemäß 
diesem Protokoll Höchstmengen oder einem System der dopp>el- 
ten Kontrolle unterliegen, von der Vorlage einer Einfuhrgenehmi¬ 
gung abhängig. 

Artikel 12 

(1) Die zuständigen Behörden der Gemeinschaft erteilen die in 
Artikel 11 genannten Einfuhrgenehmigungen innerhalb von fünf 
Arbeitstagen nach Vortage des Originals der entsprechenden 
Ausfuhrlizenz durch den Einführer. 

(2) Die Einfuhrgenehmigungen für Waren, die gemäß diesem 
Protokoll Höchstmengen unterliegen, sind für die Dauer von 
sechs Monaten ab dem Zeitpunkt ihrer Erteilung für Einfuhren in 
das gesamte Zollgebiet gültig, in dem der Vertrag zur Gründung 
der Europäischen Gemeinschaft Anwendung findet. Beruft sich 
die Gemeinschaft jedoch gemäß der Vereinbarten Niederschrift 
Nr. 1 auf die Artik^ 5 und 7 des Protokolls oder auf die Verein¬ 
barte Niederschrift Nr. 2, so dürfen die unter die betreffenden 
Genehmigungen fallenden Waren nur in dem (den) darin angege¬ 
benen Gebiet(en) der Gemeinschaft in den freien Verkehr überge¬ 
führt werden. 

(3) Die Einfuhrgenehmigungen für Waren, die einem System der 
doppelten Kontrolle ohne Höchstmengen unterliegen, sind für die 
Dauer von sechs Monaten ab dem Zeitpunkt ihrer Erteilung für 
Einfuhren in das gesamte Zollgebiet gültig, in dem der Vertrag zur 
Gründung der Europäischen Gemeinschaft Anwendung findet. 

(4) Die zuständigen Behörden der Gemeinschaft erklären 
bereits erteilte Einfuhrgenehmigungen für ungültig, wenn die ent¬ 
sprechenden Ausfuhrlizenzen zurückgenommen wurden. 

Werden jedoch die zuständigen Behörden der Gemeinschaft von 
der Rücknahme oder Annullierung einer Ausfuhrlizenz erst nach 
der Einfuhr der Waren in die Gemeinschaft unterrichtet, so wer¬ 
den die betreffenden Mengen auf die Höchstmengen für die 
betreffende Kategorie und das betreffende Jahr angerechnet. 

Artikel 13 

(1) Stellen die zuständigen Behörden der Gemeinschaft fest, 
daß bei einer Warenkategorie die Gesamtmenge, für die Estland 
Ausfuhrlizenzen erteilt hat, in einem Jahr die gemäß Artikel 5 des 
Protokolls festgesetzte Höchstmenge für diese Kategorie - gege¬ 
benenfalls geändert nach Maßgabe der Artikel 4,6 und 8 des Pro¬ 
tokolls - überschreitet, so können die genannten Behörden die 
Erteilung von Einfuhrgenehmigungen zeitweilig einstellen. In die¬ 
sem Fall unterrichten die zuständigen Behörden der Gemein¬ 
schaft umgehend die estnischen Behörden, und das besondere 
Konsuttationsverfahren nach Artikel 15 des Protokolls wird unver¬ 
züglich eingeleitet. 


(2) Für Waren mit Ursprung in Estland, tu' d:e Höchstmengen 
oder das System der doppelten Kontrolle gelten und für die keine 
nach Maßgabe dieser Anlage erteilten Ausfuhrlizenzen Estlands 
vorgelegt werden, können die zuständigen Behörden der 
Gemeinschaft die Erteilung von Einfuhrgenehmigungen ver¬ 
weigern. 

Lassen die zuständigen Behörden der Gemeinschaft jedoch die 
Einfuhr solcher Waren in die G^einschaft zu, so werden unbe¬ 
schadet des Artikels 6 des Protokolls die betreffenden Mengen 
nur mit ausdrücklicher Zustimmung der zuständigen estnischen 
Behörden auf die entsprechenden gemäß diesem F»rotokoll fest¬ 
gesetzten Höchstmengen angerechnet. 


TrtelIV 

Form und Ausstellur>g 
der Ausfuhrlizenzen 
und der Ursprungszeugnisse; 
Gemeinsame Bestimmungen 
über die Ausfuhren in die Gemeinschaft 


Artikel 14 

(1) Die Ausfuhrlizenzen und die Ursprungszeugnisse können 
mit ordnungsgemäß kenntlich gemachten zusätzlichen Durch¬ 
schriften ausgestellt werden. Sie siixl in englischer oder französi¬ 
scher Sprache abzufassen. Werden sie har>dschriftlich ausgefültt, 
so muß dies mit Tinte oder Kugelschreiber und in Druckschrift 
erfolgen. Die Dokumente haben das Format 210 x 297 mm. Es ist 
weißes geleimtes Schreibpapier ohne mechanischen Papier- 
halbstoff mit einem Quadratmetergewicht von mindestens 25 g 
zu verwenden. Werden die Dokumente mit mehreren Durch¬ 
schriften ausgestellt, so ist das Original mit einem guillochierten 
Oberdruck zu versehen. Dieses Exempilair ist deutlich als „Origi¬ 
nal“ zu kennzeichnen, während die übrigen Exemplare als 
„Durchschrift“ zu kennzeichnen sind. Nur das Original wird von 
den zuständigen Behörden der Gemeinschaft nach Maßgabe der 
in diesem Abkommen festgelegten Regelung anerkannt. 

(2) Jedes Dokument trägt zur Kennzeichnung eine standardi¬ 
sierte Seriennummer, die auch eingedruckt sein kann. 

Diese Nummer setzt sich wie folgt zusammen: 

- zwei Buchstaben zur Bezeichnung des Ausfuhrlandes nach 
folgendem Code: EE; 

- zwei Buchstaben zur Bezeichnung des vorgesehenen Ver¬ 
zollungsmitgliedstaats nach folgendem Gode: 

AT = Österreich, 

BL = Benelux, 

DE = Deutschland, 

DK = Dänemark, 

EL = Griechenland, 

ES = Spanien, 

Fl = Finnland 

FR = Frankreich, 

GB = Vereinigtes Königreich, 

IE = Irland, 

IT = Italien, 

PT = Portugal, 

SE = Schweden; 

- eine einstellige Zahl zur Bezeichnung des Kontingerrtsjahres 
entsprechend der letzten Ziffer des betreffenden Jahres (Bei¬ 
spiel: 4 für 1994): 

- eine zweistellige Zahl von 01 bis 99 zur Bezeichnung der aus¬ 
stellenden Behörde im Ausfuhrland; 

- eine fünfstellige Zahl, durchlaufend von OOOOi bis 99999, die 
dem vorgesehenen Verzollungsmitgliedstaat zugeteitt wird. 
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Artikel 15 

Ausfuhrlizenzen und Ursprungszeugnisse können nach dem 
Versand der Waren, auf die sie sich beziehen, ausgestellt werden. 
In diesem Fall tragen sie den Vermerk „dölivrö a posteriori“ oder 
„issued retrospectively“. 

Artikel 16 

(1) Bei Diebstahl, Verlust oder Vernichtung einer Ausfuhrlizenz 
oder eines Ursprungszeugnisses kann der Ausführer bei den 
zustärxfigen estnischen Behörden, die die Papiere ausgesfelft 
haben, eine Zweitausfertigung beantragen, die anhand der in 
seinem Besitz befindlichen Ausfuhrpapiere angefertigt wird. Die 
Z weitausfertigung einer Ausfuhriizenz oder eines Ursprungszeug¬ 
nisses muß den Vermerk „duplicata“ Oder „duplicate“ tragen. 

(2) Die Zweitausfertigung der Ausfuhrlizenz oder des Ursprungs¬ 
zeugnisses muß mit dem Datum des Originals ausgestellt wer¬ 
den. 

Titel V 

Administrative Zusammenarbeit 

Artikel 17 

Die Gemeinschaft und Estland arbeiten zum Zweck der Durch¬ 
führung dieser Anlage eng zusammen. Beide Vertragsparteien 
fördern im Hinblick darauf Kontakte urKf Meinungsaustausche, 
auch über technische Fragen. 

Artikel 18 

Um die ordnungsgemäße Anwendung dieser Anlage zu 
gewährleisten, unterstützen die Gemeinschaft und Estland ein¬ 
ander bei der Überprüfung der Echtheit und Richtigkeit der nach 
Maßgabe dieser Anlage ausgestellten Ausfuhrlizenzen und 
Ursprungszeugnisse beziehungsweise Ursprungserklärungen. 

Artikel 19 

Estland übermittelt der Kommission der Europäischen Ge¬ 
meinschaften die Namen und Anschriften der für die Erteilung und 
Überprüfung von Ausfuhrlizenzen und Ursprungszeugnissen 
zuständigen Behörden sowie die Abdrücke der von diesen 
Behörden verwendeten Stempel und Unterschriftsproben der für 
die Unterzeichnung der Ausfuhrlizenzen und der Ursprungszeug¬ 
nisse zuständigen Beamten. Ferner teilt Estland der Gemein¬ 
schaft jede diesbezügliche Änderung mit. 

Artikel 20 

(1) Eine nachträgliche Überprüfung von Ursprungszeugnissen 
oder Ausfuhrlizenzen wird stichprobenweise sowie immer dann 
vorgenommen, wenn die zuständigen Behörden in der Gemein¬ 
schaft begründete Zweifel an der Echtheit der Ursprungszeug¬ 
nisse oder der Ausfuhrlizenzen oder an der Richtigkeit der Anga¬ 
ben über den tatsächlichen Ursprung der betreffenden Waren 
haben. 

(2) In diesem Fall senden die zuständigen Behörden in der 
Gemeinschaft das Ursprungszeugnis bzw. die Ausfuhrlizenz oder 
eine Abschrift davon an die zuständigen estnischen Behörden 
zurück, wobei sie gegebenenfalls die formalen oder sachlichen 
Gmnde für eine Untersuchung angeben. Ist eine Rechnung vor¬ 
gelegt worden, sc wird sie oder eine Kopie davon dem 
Ürsprungszeugnis oder der Ausfuhrlizenz oder der Kopie davon 
beigefügt. Die Behörden teilen ferner alle bekannten Umstände 
mit, die auf die Unrichtigkeit der Angaben in den betreftenden 
Ursprungszeugnissen oder Ausfuhrlizenzen schließen lassen. 

(3) Absatz 1 gilt auch für nachträgliche Überprüfungen der in 
Artikel 2 dieser Anlage genannten Ursprungserklärungen. 


(4) Die Ergebnisse der gemäß den Absätzen 1 una 2 CuilI'u-.-- 
fuhrten nachträglichen Überprüfungen werden den zustanaige 
EJehörden in der Gemeinschaft innerhalb von drei Monaten mit- 
geteilt. Mitzuteilen ist, ob das stnttrge Ursprungszeugnis bzw. che 
strittige Ausfuhrlizenz oder Erklärung sich auf die tatsächlich aus¬ 
geführten Waren bezieht und ob die Waren nach Maßgabe der mr; 
diesem Protokoll festgelegten Regelung ausgeführt werden du'- 
fen. Auf Antrag der Gemeinschaft sind ferner Abschriften aller 
Unterlagen vorzulegen, die erforderlich sind, um den genauen 
Sachverhalt zu ermitteln urxf insbesondere den tatsächlichen 
Ursprung der Waren festzustellen. 

Werden bei diesen Nachprüfungen systematische Unregelmäßig¬ 
keiten bei der Verwendung der Ursprungserklärungen festge- 
steltt, so kann die Gemeinschaft für die Einfuhren der betreften¬ 
den Waren Artikel 2 Absatz 1 dieser Anlage in Anspruch nehmen 

(5) Für die nachträgliche Überpxüfung von Ursprungszeugnis¬ 
sen werden die Durchschriften der Ursprungszeugnisse sowie 
etwaige diesbezügliche Ausfuhrpapiere von den zuständigen est¬ 
nischen Behörden mindestens zwei Jahre lang aufbewahrt. 

(6) Die in diesem Artikel beschriebene stichprobenweise vorge¬ 
nommene Überprüfung dairf die Abfertigung der betreftenden 
Vi/aren zum freien Verkehr nicht behindern. 


Artikel 21 

(1) Geht aus dem NachprOfungsverfahren gemäß Artikel 20 
oder aus den den zustärxJigen Behörden der Gemeinschaft oder 
Estlarxls vorliegenden Angaben hervor, daß die Bestimmungen 
dieses Protokolls umgangen oder verletzt werden, so arbeiten die 
beiden Vertragsparteien mit der gebotenen Dringlichkert eng 
zusammen, um solche Umgehungen oder Verletzungen zu ver¬ 
hindern. 

(2) Zu diesem Zweck führen die zuständigen Behörden Est¬ 
lands von sich aus oder auf Ersuchen der Gemeinschaft ange¬ 
messene Untersuchungen über die erwiesenermaßen oder nach 
Ansicht der Gemeinschaft die Bestimmungen dieser Anlage 
umgehenden oder verletzenden Geschäfte durch beziehungs¬ 
weise veranlassen die Durchführung solcher Untersuchungen 
Estland teilt der Gemeinschaft die Ergebnisse dieser Untersu¬ 
chungen zusammen mit allen sachdienlichen Angaben mr,. 
anhand deren die Umstände der Umgehung oder Verletzung 
sowie der tatsächliche Ursprung der Waren festgestellt werden 
können. 

(3) Zwischen der Gemeinschaft und Estland kann vereinbar 
werden, daß von der Gemeinschiaft benannte Beamte- bei den r 
Absatz 2 beschriebenen Untersuchungen zugegen sirxl, 

(4) Im Rahmen der Zusammenarbeit nach Absatz 1 lauschen 
die zuständigen Behörden der Gemeinschaft und Estlands ahe 
Angaben aus, die die eine oder andere Vertragspartei zur Verhü¬ 
tung der Umgehung oder Verletzung von Eßestimmungen dieses 
Protokolls für zweckdienlich erachtet. Dazu können auch Anga¬ 
ben über die Textilproduktion in Estland sowie über'den Hände 
mit den unter dieses Protokoll fallenden Textilwaren zwische' 
Estland und Drittländern gehören, insbesondere wenn de 
Gemeinschaft begründeten Anlaß zu der Annahme hiat, daß die 
betreffenden Waren vor ihrer Einfuhr in die Gemeinschaft durch 
das Gebiet Estlands nur durchoeführf wurden. Auf Antrag der 
Gemeinschaft gehören dazu auch Durchschriften aller verfügba¬ 
ren einschlägigen Unterlagen. 

(5) Gibt es hinreichende Beweise dafür, daß die Bestimmunge' 
dieser Anlage umgangen oder verletzt wurden, so können de 
Gemeinschaft und die zuständigen Behörden Estlands vereinba¬ 
ren, die Maßnahmen nach Artikel 6 Absatz 4 des Protokolls urc 
alle anderen zur Verhütung einer Wiederholung solcher Umge¬ 
hungen oder Verletzungen erforOerlichen Maßnahmen zu treffen 
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Anl'tang zu Anlage A. Artikel 2 Absatz 1 


1 Exporter (namc. full address, councry) 

Exportatcur (nom. adresse complcte, pays) 

ORIGIN\L 

2 No 

3 Quoa year 

Ann^ concingentaire 

4 Category number 

Numero de caicgorie 

5 Coosignee (oame. hül address, counffy) 

Destinatairc (nom, adresse conzpl^. pays) 

CERTIFICA' 

(Textik 

fE OF ORIGIN 
prodads) 

CERTIFICA 

(Prodiii 

T D’ORIGINE 
ts textiles) 

6 Country of origis 

Pays d*origine 

7 Councry of desonanon 

Pays de desönabon 

8 PUce and date of shipn^m - Metns of transport 

Lieu et dace d'embarqucmcDC - Moyen de transpon 

9 SuppktDeotary detaüs 

Domkes suppkmeataires 


10 Marts and nuiäbers • Number and kmd of partsges > DESCRIPTION ^ GOODS 

Marques et iium£ros • Nombre et naoire des cotis * Dl^GNATION DES MARCHANDISES 


11 ^laaoiy 

( 1 ) 

Quanm^ (1) 


12 FOB vahie 

( 2 ) 

Vaieur fob (2) 


13 CERTIHCATON BY THE COMPETENT AUTHORnY - VISA DE L’AÜTORTTfe COMPtTENTE 

I, (he uodersigxied, certify (hat (he goods deschbed above origtnated in tbe councry sbown in bos No 6. in accordance with (he provtsioos in force in (he 
Eurc^Tcaa Economic Community. 

Je soussigoi certifie que tes marchaDdises d^stgo^ ci-des$us sont originaires du pays figurant dans la case 6. cooformexnem aux dispositiOQs es vigueur 
dass la Communaut^ ^ooznique europ6eQDe. 


14 Competem uitbority (nazne, füll address, councry) 
Autorit£ comp4tente (nom. adresse compliie. pays) 


Al-A 


. OD • le 


(Signatuie) 


(Stamp - Cachei) 


(1) Show net weigbt (kg) and also quaoäty io che unit prescrü)ed for category wbeie other (ban (he oet weigbt - Indiquer le poids net en küogramznes amsi 
que la quanät6 dans 1‘unit^ pr^vue pour la ca^gorie si ceoe uni(£ o'est pas le poids net. 

(2) ln thc currency of ehe salc concract - Dans La tnoonaie du conciat de vcnic. 
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Anhang zu Anlage A. Artikel 7 Absatz 1: Muste' 1 


1 Exporttr (namc. full address, country) 

Exportatcur (oom, adresse complctt, pays) 

ORIGINAL 

2 No 


3 (^ota ycar 
' Amke coonngeotairr 

4 Category number 

Nunkro de cakgonc 

5 CoQsigaeeCpame, fuD address, cottocry) 

Desonaiaire (nom, adresse compkie. pays) 

EXPORT UCENCE 
(Textfle Products) 

• 

UCENCE DXXPORTATION 
(Produits textdes) 

6 <2ouinry of origm 

Pays d'origine 

j 

7 Country of destination 

Pays de dcstinaöon 

8 Place and datt of shiptDent - Means of transpori 

Licu et date d'en^tarquement - Moyes de transpon 

9 Suppkmeoiaiy detaüs 

Domkes suppldtnenxazres 



10 Mftfks aad tumbert * Number and kiod cf packi^ * DESCRIPTION OF GOODS 11 QotiBsy 12 FOB viloe 

Mirques et cumiros - Notnbre et oaiurc coLü - D^SIGNATION DES MAJtCHANDlSES (!) (2) 

Quinm^ (1) Vilcur fob (2) 


13 CERXmCATlON BY THE COMPETENT AUTHORITY - VISA DE L'AUTORTTt COMPtoNTE 

I. ibe uadersi^Dcd. oertxfy dut the goods ibove have beeo chaiged igtxnst tbe quaeötative Ümit cstablisfacd for ibe year sbown in box No 3 m respect of 
tbe category sbown m box No 4 by tbe provisioas regulatmg trade m lextik products wüb <be European Economic Community. 

Je soussign6 cemfie que !e$ marchandises d^sigo6es endessus om imput^es sur la limite quanthative fix6e pour Taim^e indiqu^e dans la case 3 pour b 
cat£gone d^sign^ dans la case 4 dans le cadre des dispositioos regissant les bchanges de pfoduits tcxoles avec la dUxomtmaut^ ^conomique europ^enne. 


At - A .on • k 


(Signaüire) (Stamp - (Gacbet) 


(1) Sbow net weigbt (kg) and also quantity in tbe unit prescribed for category wbere otber than tbe net weigbt • Indiquer k poids net en kilogiammcs >in^ 
que la quantik dans l'unik pr6vue pour U cakgorie s cetxe unxte n’est pas k poids net 

(2) in ihc currency of the salc contract - Dans la monnaie du contm de ventc. 
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Aritia.ng zu Anlage A, Artikel 7 Absatz 3: Muster 2 


1 Exponer (namc, full address, country) 

Exponaieur (nom. adresse complctc, pays) 

ORIGINAJL 

2 No BD 

3 Quota ycar 

Anoee contmgentaire 

4 Category mimber 

Nunkro de caiigohe 

S Consignee (name, full address, country) 

Destinaiaire (nom, adresse compkte, pays) 

EXPORl 

(Textile 

UCENCE 

Products) 

UCESCE Dl 
(Prodid 

EXPORTATION 
ts textiks) 

6 Country of origin 

Pays d'originc 

7 Counay of destmation 

Pays de destinatioo 

8 Place and date of shiproent - Means of cransport 

Lieu et date d'embarquement • Moyen de cransport 

9 Supplementaiy dctails 

Oonnte suppl^meaaires 

NON-RESTRAINED TEXTILE CA 
CATtoORIE TEXTILE NON UM 

TEGORY 

ntE 


10 Maries and oumbers - NuxDber and of packages - DESCRIPTION OF GOODS 

Marques et mim^ros > Noenbre et oanire des colis - D^IGNATION DES MARCHANDISES 


11 Quannty 
( 1 ) 

Quanntd (1) 


12 FOB value 

a) 

Valeur fob (2) 


13 CERTIFICATION BY THE COMPETENT AUTHORITY - VISA DE fAUTORITE CX)MP6TENTE 

I, tbe undersigned, cernfy thai tbe goods described above originated in (be couotry sbown in box No 6. in accordance witb tbe pn>visk>ns in force in (be 
Agreement on trade in textile products betweeo the European Ecotwmic Communtty and tbe RepuMic of Latvia. 

Je soussigni certifie que les marchandtses d6sigo6es ci-dessus sont ohginaires du pays figurant la case 6. confonn^mexu aux dL^x>sitiODS en vigueur 
dan< l’AccoFd suT le commerce des produics textiles entre la Communaute ^conomique europ6enne et la Leoonie. 


14 Cooq^etent authority (name, biU address, country) 
Autoritf comp^tente (nom, adresse compl^, pays) 


At - A .on - k 


(Signiiure) 


(Stamp - Cacbet) 


(1) Show oct weight (kg) and also quanäty in tbe unil prescribed for category whcre otber than tbe net weight - lodiquer le poids net cn Idlogramrocs ainsi 
que la quann^ dan^ i’unit^ prevue pour la ca^gorie si cettt unik n'est pas le poids net. 

(2) In the currcDcy of the sale contract - Dans la monnaie du concral de vcntc. 
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Anlage B 
gemäß Artikel 9 

ln Handwerksbetrieben hergestellte Waren und Waren der Volkskunst 
mit Ursprung in Estland 

(1) Die Ausnahme, die in Artikel 9 für in Handwerksbetrieben hergesteltte Waren vor¬ 
gesehen ist, gilt nur für folgende Waren: 

a) Gewebe aus Spinnstoffen, die auf hand- oder fußbetriebenen Webstühlen gewebt und 
traditionell in estnischen Handwerksbetrieben hergesteitt werden; 

b) Bekleidung oder andere Textilwaren, die traditionell in estnischen Handwerksbetneben 
hergesteitt werden und aus den vorgenannten Geweben handgefertigt und ohne Ein¬ 
satz von Maschinen ausschließlich handgenäht sind; 

c) handgefertigte Waren der traditionellen Volkskunst Estlands, die in einer zwischen der 
Gemeinschaft und Estland zu vereinbarenden Liste aufgeführt sind. 

Die Ausnahme wird nur für Waren gewährt, für die eine von den zuständigen estnischen 
Behörden ausgestellte Bescheinigung vorgelegt wird, die dem dieser Anlage beigefügten 
Muster entspricht. Diese Bescheinigung enthält Angaben darüber, aus welchen Gründen 
die Ausnahme gewährt wird, und wird von den zuständigen Behörden der Gemeinschaft 
angenommen, nachdem sich diese davon überzeugt haben, daß die betreffenden Waren 
die in dieser Anlage genannten Voraussetzungen erfüllen. Bescheinigungen für unter 
Buchstabe c genannte Waren tragen deutlich sichtbar den Stempel .FOLKLORE“. Bei 
Meinungsverschiedenheiten zwischen den Vertragsparteien über die Art der betreffenden 
Waren werden innerhalb eines Monats Konsultationen zur Beilegung dieser Meinungs¬ 
verschiedenheiten durchgeführt. 

Erreichen die Einfuhren einer unter diese Anlage fallenden Ware Ausmaße, die in der 
Gemeinschaft Schwierigkeiten verursachen können, so werden mit Estland so bald wie 
möglich Konsultationen nach dem Verfahren des Artikels 15 dieses Protokolls eingeleitet, 
um das Problem notfalls durch Festlegung einer Höchstmenge zu lösen. 

(2) Die Titel IV und V der Anlage A gelten sinngemäß für die in Absatz 1 der vorliegenden 
Anlage genannten Waren. 
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1 Exporter (name. fuU address. countr> ) 
Exportaicur (nom, adrcsse compicte, pays) 


Anhang zu Anlage B 


CERTIFICATE in rcfard fo HANDLOOMS, TEXTILE HANDICRAFTS 
and TRADinONAL TEXTILE PRODUCTS, OF THE COTTAGE 
INDU5TRY, taatd in caafonaitj wüh and ander the cnoditioas re(ulatm{ 
trade in textile prodocts with the European Efooncdc Commmntj 


3 Conaignee (name, füll address, coumiy) 
Destinataire (ixjm, adrcsse complire. pays) 


CERTIFICAT relaltf anx TISSUS TISS£S SUR METIERS A MAINS, aox 
PRODUTTS TEXTILES FAITS A LA MAIN, et anx PRODUTTS 
TEXTILES RELEVANT DU FOLKLORE TRADTTIONNEL, DE 
FAfiRlCATION ARÜSANALE, därrr^ cn confonniK arec d sous les 
cmwHfiom les idutafes de ptodulU teztOes a^ec la CooimuiBat^ 

dceoanique eoropdeime 


4 Country of origin 
Pays d'origioe 


5 Cousiry of destiiutioD 
Pays de dcstinitioQ 


6 PUce and daie of thi pirw^ - Means of oransport 
lieu et date d’embarquetDeot • Moyen de tnnsport 


7 Suppkn>entuy deoils 
Dots>6es suppl^mentaires 


8 Mirks and mimbers • Number axtd kiad of packages • DESCRIPTION OF GOOE>S 

Mirques et oumdros * Nombre et nanire des colis • D^IONATION DES MARCHANDISES 


9 Quaodty 
Quaixtitd 


10 FOB value 

(!) 

Valeur fob (1) 


13 CERnnCATlON BY THE COMPETENT AUTHORITY - VISA DE L’AUTORrrt COMPfeTENTE 

I, Ibe undcisigoed, cerä^ lliai the cnnsignmeiu described above inctudes only tbc following textile products of the cotage industiy of tbe counoy sbown in 

box No 4: 

a) bbrics woven on looins operated solely by band or foot (handlootns) (2) 

b) gannents or otber textile atticles obtained mamially from tbe hbrics descnbed utxlcr a) and sewn solely by band «ritbouth tbe aid of any machine 
(bandicrafts) (2) 

c) traditional folklore haodicraft textile products inade by band, as deftned imfaelist agned b et wee n the European Economic Community and the country 
sbown in tbe box No 4. 

Je soussignt certific que renvoi disign^ ci-dessus contient exchisivenient les produits textiles suivants relevant de la fabncanon titisanale du pays figunni 

dans la case 4; 

a) tissus tiss^s sur des mttiers actioimts i la main ou tu pied (handlooms) (2) 

b) vetetoents ou autres aiticles textiles obletus manueUetDem i partir de tissus dicrits sous a) et cousus uniqucmcnt il la main sans l'aide d'une machine 
(bandicrafts) (2) 

c) produits textiles reievant du folkloie Daditionnel hdrriquts i la mairr , cominc tKfinis dans la liste convenue entre la Communautt tconomique 
europtenne et le pays indkjui dans la case 4. 


14 Competem authority (name, full address, country) 
Aulorrti comptttnle (nom, adrcsse compite, pays) 


At-A . ,on-le 


(Signa tu re) 


(Stamp - Cacbet) 


(1) In tbe currency of tbe sale contract - Dans la monnaie du cooiiai de vente. 

( 2 ) Delete as appropriate - Biffer la Oes) nKntion(s) inutilefs). 
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Anlage C 

Für die im Anhang zu dieser Anlage aufgeführten Waren gelten taei der Wiedereinfuhr in 
die Gemeinschaft im Sinne des Artikels 3 Absatz 3 dieses Protokolls die Bestimmungen 
dieses Protokolls, sofern nicht im folgenden besondere Bestimmungen festgelegt sind: 

1. Vorbehaltlich der Nummer 2 gelten nur die in die Gemeinschaft erfolgenden Wieder¬ 
einfuhren von Waren, die den im Anhang dieser Anlage genannten besonderen Höchst¬ 
mengen unterliegen, als Wiedereinfuhren im Sinne des Artikels 3 Absatz 3 des Proto¬ 
kolls. 

2. Für die Wiedereinfuhr von nicht unter den Anhang dieser Anlage fallenden Waren kön¬ 
nen nach Konsultationen gemäß Artikel 15 des Protokolls besondere Höchstmengen 
festgelegt werden, sofern die betreffenden Waren gemäß dem Protokoll Höchst¬ 
mengen, einem System der doppelten Kontrolle oder Überwachungsmaßnahmen 
unterliegen. 

3. Unter Berücksichtigung der Interessen beider Vertragsparteien kann die Gemeinschaft 
von sich aus oder aufgrund eiries Antrags gemäß Artikel 15 des Protokolls 

a) die Möglichkeit prüfen, Übertragungen zwischen Kategorien vorzunehmen oder 
Teilmengen der besonderen Höchstmengen von einem Jahr auf das andere im Vor¬ 
griff auszunutzen bzw. zu übertragen; 

b) erwägen, besondere Höchstmengen zu erhöhen. 

4. Jedoch kann die Gemeinschaft die Flexibilitätsbestimmungen nach Nummer 3 automa¬ 
tisch nur innerhalb folgender Grenzen in Anspnjch nehmen; 

a) Übertragungen zwischen Kategorien bis zu 20 % der Höchstmenge für die Katego¬ 
rie, auf die die Übertragung vorgenommen wird; 

b) Übertragungen einer besonderen Höchstmenge von einem Jahr auf das andere bis 
zu 10,5 % der Höchstmenge für das Jahr der tatsächlichen Ausnutzung; 

c) Ausnutzung der besonderen Höchstmengen im Vorgriff von einem Jahr aut das 
andere bis zu 7,5 % der Höchstmenge für das Jahr der tatsächlichen Ausnutzung. 

5. Die Gemeinschaft unterrichtet Estland über alle aufgrund der vorstehenden Nummern 
getroffenen Maßnahmen. 

6. Die Anrechnung auf eine besondere Höchstmenge nach Nummer 1 wird von den 
zuständigen Behörden der Gemeinschaft zum Zeitpunkt der Erteilung der vorherigen 
Bewilligung gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 636/82 des Rates über den wirtschaft¬ 
lichen passiven Veredelungsverkehr vorgenommen. Die Anrechnung auf eine beson¬ 
dere Höchstmenge erfolgt für das Jahr, in dem die vorherige Bewilligung erteilt vrird. 

7. Ein ürsprungszeugnis wird für alle unter diese Anlage fallenden Waren von den nach 
estnischem Recht dazu befugten Stellen nach Maßgabe des Anhangs A des Protokolls 
ausgestellt. Das Ursprungszeugnis trägt einen Hinweis auf die vorherige Bewilligung 
nach Nummer 6 als Nachweis dafür, daß der darin beschriebene Veredelungsvorgang 
in Estland durchgeführl wurde. 

8. Die Gemeinschaft übermittelt Estland die Namen und Anschriften der für die Erteilung 
der vorherigen Bewilligungen nach Nummer 6 zuständigen Behörden der Gemeinschaft 
sowie die Abdrücke der von diesen Behörden verwendeten Stempel. 

9. Unbeschadet der Nummern 1 bis 8 setzen die Gemeinschaft und Estland die Konsulta¬ 
tionen im Hinblick auf eine beiderseitig annehmbare Lösung fort, die es beiden Ver¬ 
tragsparteien gestattet, die Protokollbestimmungen über den passiven Veredelungs¬ 
verkehr zu nutzen, um so zu einer echten Entwicklung des Textilwarenhandels zwi¬ 
schen der Gemeinschaft und Estland beizutragen. 


Anhang zu Anlage C 


(Die Bezeichnungen der Waren, die unter die in diesem Anhang genannten Kategorien 
fallen, sind in Anhang I dieses Protokolls angegeben) 


PV-Höchstmengen 

Gemeinschaftshöchstmengen 


Kategorie 

(p.m.) 


Einheit 

(p.m.) 


Jahr(e) 

(p.m.) 
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Vereinbarte Niederschrift Nr. 1 


Im Zusammenhang mit dem Protokoll Nr. 1 über den Handel mit Textilwaren und Beklei¬ 
dung sind die Vertragsparteien übereingekommen, daß Artikel 5 des Protokolls nicht 
ausschließt, daß die Gemeinschaft in einem oder in mehreren ihrer Gebiete im Einklang mit 
den Grundsätzen des Binnenmarktes Schutzmaßnahmen anwendet, wenn die Voraus¬ 
setzungen hierfür erfüllt sirKl. 

In diesem Fall wird Estland im voraus davon unterrichtet, welche einschlägigen Bestim¬ 
mungen der Anlage A des Protokolls gegebenenfalls angewendet werden sollen. 


Vereinbarte Niederschrift Nr. 2 


Unbeschadet des Artikels 7 Absatz 1 des Protokolls Nr. 1 über den Handel mit Textilwaren 
und Bekleidung kann die Gemeinschaft aus zwingenden technischen oder administrativen 
Gründen oder zur Überwindung wirtschaftlicher Probleme infolge einer Konzentration von 
Einfuhren auf einzelne Gebiete oder um der Umgehung und Verletzung der Bestimmungen 
dieses Protokolls entgegenzuwirken, für einen begrenzten Zeitraum und im Einklang mit 
den Grundsätzen des Binnenmarktes ein besonderes Verwaltungssystem einrichten. 

Gelingt es jedoch den Vertragsparteien nicht, in den Konsultationen nach Artikel 7 Absatz 3 
eirte zufriedenstellende Lösung zu finden, so verpflichtet sich Estland, auf Antrag der 
Gemeinschaft für ein oder mehrere Gebiete der Gemeinschaft zeitweilig Ausfuhrhöchst¬ 
mengen einzuhatten. Dies schließt nicht aus, daß in das oder die betreffenden Gebiete 
Waren eingeführt werden, die in EstlarKf aufgrund von Ausfuhrlizenzen versandt wurden, 
die erteilt wurden, bevor die Gemeinschaft Estland von der Einführung der vorgenannten 
Höchstmertgen förmlich unterrichtete. 

Die Gemeinschaft unterrichtet Estland von den in der beigefügten Verbalnote genannten 
technischen und administrativen Maßnahmen, die zur Umsetzurtg der vorstehenden 
Absätze im Einklang mit den Grundsätzen des Binnenmarktes von beiden Vertragsp>arteien 
zu treffen sind. 


Vereinbarte Niederschrift Nr. 3 

Im Zusammenhang mit dem Protokoll Nr. 1 über den Handel mit Textilwaren und Be¬ 
kleidung sind die Vertragsparteien übereingekommen, daß Estland darauf achtet, daß 
bestimmten Gebieten der Gemeinschaft mit seit jeher verhältnismäßig kleinen Anteilen an 
Gemeinschaftshöchstmengen nicht die Möglichkeit zur Einfuhr von Waren genommen 
wird, die als Vorleistungen für ihre Verarbeitungsindustrie dienen. 

Die Gemeinschaft und Estland sind ferner übereingekommen, gegebenenfalls in Konsulta¬ 
tionen einzutreten, um etwaige diesbezügliche Probleme abzuwenden. 


Vereinbarte Niederschrift Nr. 4 


Im Zusammenhang mit dem Protokoll Nr, 1 über den Handel mit Textilwaren und Beklei¬ 
dung hat sich Estland bereit erklärt, ab dem Zeitpunkt eines Konsultationsersuchens und 
während der Konsultationen nach Artikel 7 Absatz 3 mit der Gemeinschaft zusammen¬ 
zuarbeiten und keine Ausfuhrlizenzen zu erteilen, die zur Verschärfung der Probleme bei¬ 
tragen würden, die infolge der Konzentration von Direkteinfuhren auf einzelne Gebiete der 
Gemeinschaft auftreten. 


Vereinbarte Niederschrift Nr. 5 

Im Zusammenhang mit dem Protokoll Nr. 1 über den Handel mit Textilwaren und Beklei¬ 
dung sind die Vertragsparteien übereingekommen, spätestens zu Beginn des dritten 
Jahres der Anwendung dieses Protokolls spezifische. Konsultationen mit dem Ziel einzu¬ 
leiten, die Anwendung des Systems der doppelten Kontrolle und insbesondere die Liste der 
Waren zu überprüfen, die diesem System der doppelten Kontrolle unterworfen werden. 
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Protokoll Nr. 2 

über den Handel mit landwirtschaftlichen Verarbeitungserzeugnissen 
zwischen der Gemeinschaft und Estland 


Artikel 1 

(1) Die Gemeinschaft gewährt für landwirtschaftliche Verarbei¬ 
tungserzeugnisse mit Ursprung in Estland die in Anhang I aufge¬ 
führten Zollzugeständnisse. Im Fall der in Anhang II aufgeführten 
Waren wird die Ermäßigung der landwirtschaftlichen Komponen¬ 
ten jedoch nur bis zu den darin festgelegten Mengen gewährt. 

(2) Der Assoziationsrat kann 

- das Verzeichnis der unter dieses Protokoll fallenden landwirt¬ 
schaftlichen Verarbeitungserzeugnisse erweitern; 

- die Mengen der landwirtschaftlichen Verarbeitungserzeug¬ 
nisse erhöhen, für die nach diesem Protokoll Zollzugeständ¬ 
nisse gewährt werden. 

(3) Der Assoziationsrat kann die Zollzugeständnisse durch Aus¬ 
gleichsbeträge ohne mengenmäßige Beschränkung ersetzen, die 
auf den Unterschieden der Preise basieren, welche auf den Märk¬ 
ten der Gemeinschaft und Estlands für die landwirtschaftlichen 
Erzeugnisse festgestellt werden, die zur Herstellung der unter 
dieses Protokoll fallenden landwirtschaftlichen Verarbertungs- 
erzeugnisse tatsächlich verwendet wurden. Der Assoziationsrat 
erstellt das Verzeichnis der Erzeugnisse, auf die die Ausgleichs¬ 
beträge zu erheben sind, und das Verzeichnis der Grunderzeug¬ 
nisse. Er erläßt dazu allgemeine Durchführungsvorschriften. 

Artikel 2 

Im Sinne dieses Protokolls 

- sind „Waren“ die unter dieses Protokoll fallenden landwirt¬ 
schaftlichen Verarbeitungserzeugnisse; 

- ist die „landwirtschaftliche Komponente“ der Teil der Abgabe, 
der der Differenz zwischen den Preisen der landwirtschaft¬ 
lichen Erzeugnisse, die als zur Herstellung der Waren verwen¬ 
det gelten, auf den Binnenmärkten der Vertragsparteien und 
den Preisen dieser landwirtschaftlichen Erzeugnisse, die in 
Einfuhren aus Drittländern enthalten sind, entspricht; 

- ist die „nichtlandwirtschaftliche Komponente“ der Teil der 
Abgabe, der der Differenz zwischen der landwirtschaftlichen 
Komponente und der Abgabe insgesamt entspricht; 

- sind „Grunderzeugnisse“ die landwirtschaftlichen Erzeug¬ 
nisse, die im Sinne der Verordnung (EG) Nr, 3448/93 als zur 
Herstellung der Waren verwendet gelten; 

- ist der „Ausgangsbetrag" der für ein Grunderzeugnis gemäß 
Artikel 3 der Verordnung (EG) Nr. 3448/93 berechnete Betrag, 


der bei der Bestimmung der landwirtschaftlichen Kompo¬ 
nente für eine bestimmte Ware gemäß jener Verordnung 
zugrunde gelegt wird. 

Artikel 3 

(1) Die Gemeinschaft gewährt Estland die folgenden Zuge¬ 
ständnisse; 

- Die nichtlandwirtschaftliche Komponente der Abgabe wird 
gemäß Anhang I ermäßigt. 

- Für die Waren, für die Anhang I eine ermäßigte landwirtschaft¬ 
liche Komponente (MOBR) vorsieht, wird diese so berechnet, 
daß die Ausgangsbeträge für die Grunderzeugnisse, für die 
eirie Ermäßigung der Abschöpfung gewährt wird, 1995 um 
20 V.H., 1996 um 40 v.H. und ab 1997 um 60 v.H, gesenkt 
werden. Die Ausgangsbeträge für die übrigen Grundeizeug¬ 
nisse werden um 10 v.H., 20 v.H. beziehungsweise 30 v.H. 
gesenkt. Diese Senkung wird nur bis zur Höhe der in Anhang II 
festgelegten Zollkontingente gewährt. Für die Mengen, d« 
diese Zollkontingente überschreiten, wird die gegenüber 
Drittländern geltende landwirtschaftliche Komponente ange¬ 
wandt. 

(2) Die landwirtschaftlichen Komponenten werden für de 
Waren, die nach dem Verfahren des Artikels 1 Absatz 2 in das Ver¬ 
zeichnis aufgenommen werden, durch ermäßigte landwirtschaft¬ 
liche Komponenten ersetzt. 

Artikel 4 

Estland erhebt auf die unter die Verordnung (EG) Nr. 3448'93 
fallenden landwirtschaftlichen Verarbeitungserzeugnisse mt 
Ursprung in der Gemeinschaft die am 1, Januar 1995 geltenden 
Einfuhrabgaben. Wünscht Estland jedoch, Abgaben nach Arti¬ 
kel 24 Absätze 2 und 3 dieses Abkommens zu erheben, so befaßt 
Estland den Assoziationsrat damit. Estland unterscheidet bs 
31. Dezember 1996 zwischen der landwirtschaftlichen Kompo¬ 
nente und der nichtlandwirtschaftlichen Komponente der Ab¬ 
gaben. Estland schafft die nichtlandwirtschaflliche Komponente 
der auf diese Weise unterschiedenen Abgaben binnen drei Jah¬ 
ren nach der Unterscheidung zwischen den Komponenten der 
Abgaben in drei gleich großen jährlichen Schritten ab. Die lana- 
wirtschaftliche Komponente der /Abgaben wird vom Assozia¬ 
tionsrat gemäß den in Artikel 3 Absatz 1 zweiter Gedankenstrich 
dieses Protokolls angegebenen Grundsätzen ermäßigt. 
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1521 10 90 


1521 90 99 


1704 10 11 


1704 10 1 9 


1704 90 71 


1704 90 75 


Warenbezeichnung 


Pflanzenwachse 


Bienenwachs 


Kaugummi in Streifen 


Kaugummi 
— andere 


Hartkaramellen 


Weichkaramellen 


Zollsatz Dritt¬ 
länder 



ab 1.1.1995 


8 + MOB 
MAX 23 


8 -I- MOB 
MAX 23 


13 + MOB 
MAX 27 -► AD 
S/2 


13 + MOB 
MAX 27 -h AD 
S/2 


1806 10 15 10 


1806 10 15 90 


1806 10 20 10 


1806 1 0 20 90 


1806 10 30* 10 


1806 10 30* 90 


1806 10 90* 10 


1806 10 90* 90 


1806 20 10 


1806 20 30 


1806 20 50 


12 + MOB 
MAX 27 +AD 
S/Z 


9 -(■ MOB 
MAX 27 + AD 
S/Z 


9 + MOB 
MAX 27 + AD 

S/Z 


0 + MOBR 


5 + MOBR 


0 + MOBR 


5 + MOBR 


0 + MOBR 


5 -I- MOBR 


4 -t- MOBR 
MAX 27 + AD 
S/Z 


4 + MOBR 
MAX 27 -I- AD 
S/Z 


4 -I- MOBR 
MAX 27 + AD 
S/Z 


ab 1.1.1996 


2 -f MOB 

0 4^ MOB 

0 4 MOB 

MAX 23 

M/0( 23 

MAX 23 

2 + MOB 

0 4 MOB 

0 4 MOB 

MAX 23 

MAX 23 

MAX 23 

6 -1- MOB 

3 4 MOB 

0 4 MOB 

MAX 27 + AD 

MAX 27 4 AD 

MAX 27 4 AD 

S/Z 

S/Z 

S/Z 

6 -1- MOB 

3 4 MOB 

0 4 MOB 

MAX 27 + AD 

MAX 27 4 AD 

MAX 27 4 AD 

S/2 

S/2 

S/Z 



0 + MOBR 


0 -I- MOBR 


0 -t- MOBR 


O -*■ MOBR 


0 -I- MOBR 


0 + MOBR 


0 + MOBR 
MAX 27 -t- AD 
S/Z 


0 -I- MOBR 
MAX 27 -I- AD 
S/Z 


0 + MOBR 
MAX 27 -I- AD 
S/2 
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Warenbezeichnung 



1 SOS 20 


1905 30 
ausgenommen 

1906 30 91 


1905 30 91 


1905 40 


1905 90 10 


1905 90 20 


1905 90 30 


1905 90 40 bis 
1905 90 90 
ausgenommen 
1905 90 60 


1905 90 60 


2102 10 39 


2105 


2202 10 00 


202 10 19 


ex 2203 00 01 
2203 00 09 


2208 90 31 


2208 90 65 


2208 90 69 


Hefen 


Spreiseeis 


Erfrischurrgsgetränke 


Mineralwasser 


Bier 


Zollsatz Drcrt- 
länder 


19 + MOB 


12 + MOB 
MAX 27 + AD 
S/Z 


12 + MOB 
MAX 27 + AD 
S/Z 


9 + MOB 
MAX 24 + AD 
F/M 


13 + MOB 


13 + MOB 
MAX 35 + AD 
S/Z 


13 +MOB 
MX 35 + AD 
F/M 


14 + MOB 


6 + MOB 
M/U 20 + AD 
F/M 


7 + MOB 


14 + MOB 


13 + MOB 
MAX 30 + AD 
F/M 


13 + MOB 
MAX 35 + AD 
S/Z 


15 + MOB 


12 + MOB 
MAX 27 + AD 
S/Z 



9 + MOB 
MAX 27 + AD 
S/Z 



0 + MOB 
MAX 24 + AD 
F/M 


0 + MOB 



0 + MOB 
MAX 20 + AD 
F/M 


0 + MOB 


4 + MOB 



4 + MOB 


6 + MOBR 
MAX 27 + AD 
S/Z 


ab 1.1.1995 

ab 1.1.1996 

10 + MOBR 

0 + MOBR 

4 + MOBR 

MAX 27 + AD 

S/Z 

0 + MOBR 

MAX 27 + AD 
S/Z 

6 + MOBR 

MAX 27 + AD 
S/Z 

0 -h MOBR 

MAX 27 + AD 
S/Z 

0 + MOBR 

MAX 24 + AD 
F/M 

0 + MOBR 

MAX 24 + AD 
F/M 

0 + MOBR 

0 + MOBR 

6 + MOBR 

MAX 35 + AD 

S/Z 

0 + MOBR 

MAX 35 + AD 
S/Z 

6 + MOBR 

MAX 30 + AD 
F/M 

0 + MOBR 

M/kX 30 + AD 
F/M 

7 + MOBR 

0 + MOBR 

0 + MOBR 
MAX 20 + AD 
F/M 

0 + MOBR 

MAX 20 + AD 
F/M 

0 + MOBR 

0 + MOBR 

0 + MOBR 

0+ MOBR 

6 + MOBR 

MAX 30 + AD 
F/M 

0 + MOBR 

MAX 30 + AD 
F/M 

6 + MOBR 
MAX 35 + AD 

S/Z 

0 + MOBR 

MAX 35 + AD 
S/Z 

0 + MOBR 

0 + MOBR 


0 + MOBR 
MAX 27 + AD 
S/Z 



Andere Spirituosen 
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Anhang II 

Bei der Einfuhr in die Gemeinschaft geltende Zollkontingente für Waren mit Ursprung in Estland, 
für die gemäß Artikel 3 eine Ermäßigung der landwirtschaftlichen Komponente gewährt wird 


KN-Code 

Warenbezeichnung 

1 Mengen (in Tonnen) 



1995 

1996 

1997 

1998 

1999 

2000 

1704 10 11 

Kaugummi in Blättern 







1704 10 19 

Kaugummi, andere 

120 

132 

144 

156 

168 

180 

1704 90 71 

Hartkaramellen 







1704 90 76 

Weichkaramellen 







1805 

Kakao putver 

25 

28 

31 

34 

37 

41 

ex 1806 

Schokolade 

60 

66 

72 

78 

84 

90 

1905 

Irtdustrielle Backwaren 

100 

110 

120 

130 

- 140 

150 

2102 10 39 

Hefen 

15 

17 

18 

20 

21 

23 

2105 

Speiseeis 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

2203 

Bier 

150 

165 

180 

195 

210 

225 

2208 90 31 

Wodka 

80 

88 

96 

104 

112 

120 

2208 90 65 

Likör 

15 

17 

18 

20 

21 

23 

2208 90 69 

Andere Spirituosen 

15 

17 

18 

20 

21 

23 
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Protokoll Nr. 3 

über die Bestimmung des Begriffs 
„Erzeugnisse mit Ursprung in“ oder „Ursprungserzeugnisse“ 
und über die Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen 


Titel I 

Allgemeines 
Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 
Für die Zwecke dieses Protokolls bedeuten 

a) der Begriff „Herstellen“ jede Be- oder Verarbeitung ein¬ 
schließlich Zusammenbau oder besondere Vorgänge; 

b) der Begriff „Vormaterial“ jegliche Zutaten, Rohstoffe, Kompo¬ 
nenten oder Teile usw., die beim Herstellen des Erzeugnisses 
verwendet werden; 

c) der Begriff „Erzeugnis“ die hergesteltte Ware, auch wenn sie 
zur späteren Verwendung in einem anderen Herstellungs¬ 
vorgang bestimmt ist; 

d) der Begriff „Waren“ sowohl Vormaterialien als auch Erzeug¬ 
nisse; 

e) der Begriff „Zollwert" den Wert, der gemäß dem am 12. April 
1979 in Genf Unterzeichneten Übereinkommen zur Durch¬ 
führung des Artikels VII des Allgemeinen Zoll- und Handelsab¬ 
kommens festgelegt wird; 

f) der Begriff „Ab-Werk-Preis“ den Preis der Ware ab Werk, der 
dem Hersteller, in dessen Unternehmen die letzte Be- oder 
Verarbeitung durchgeführf worden ist, gezahlt wird, sofern 
dieser Preis den Wert aller verwendeten Vormaterialien 
umfaßt, abzüglich aller internen Abgaben, die erstattet 
werden oder erstattet werden können, wenn das Erzeugnis 
ausgeführt wird; 

g) der Begriff „Wert der Vormaterialien “den Zoll wert der verwen - 
deten Vormaterialien ohne Ursprungseigenschaft zum Zeit¬ 
punkt der Einfuhr oder, wenn dieser nicht bekannt ist und 
nicht festgestellt werden kann, den ersten feststellbaren 
Preis, der in den betreffenden Gebieten für die Vormaterialien 
gezahlt wird; 

h) der Begriff „Wert der Vormaterialien mit Ursprungseigen¬ 
schaft" den Wert dieser Vormaterialien gemäß Buchstabe g. 
der sinngemäß anzuwenden ist; 

i) der Begriff „Wertzuwachs" den Ab-Werk-Preis der Erzeug¬ 
nisse abzüglich des Zollwerts aller verwendeten Vormate- 
rialien, die nicht Ursprungserzeugnisse des Landes sind, in 
dem diese Erzeugnisse hergestellt werden; 

j) die Begriffe „Kapitel“ und „Position“ die Kapitel und die Posi¬ 
tionen (vierstellige Codes) der Nomenklatur des Harmonisier¬ 
ten Systems zur Bezeichnung und Codierung der Waren 
(in diesem Protokoll als „Harmonisiertes System" oder „HS“ 
bezeichnet); 

k) der Begriff „Einreihen" die Einreihung von Erzeugnissen oder 
Vormaterialien in eine bestimmte Position; 

l) der Begriff „Sendung“ Erzeugnisse, die entweder gleichzeitig 
von einem Ausführer an einen Empfänger oder mit einem ein¬ 
zigen Frachtpapier oder - bei Fehlen eines solchen Papiers - 
mit einer einzigen Rechnung vom Ausführer an den Empfän¬ 
ger versandt werden. 


Titel II 

Bestimnnung des Begriffs 
„Erzeugnisse mit Ursprung in“ 
oder „Ursprungserzeugnisse" 

Artikel 2 

Ursprungskriterien 

Für die Zwecke dieses Abkommens gelten unbeschadet der 
Artikel 3 und 4 dieses Protokolls 

1. als Ursprungserzeugnisse der Gemeinschaft 

a) Erzeugnisse, die im Sinne des Artikels 5 dieses Protokolls 
vollständig in der Gemeinschaft gewonnen oder herge¬ 
stellt worden sind; 

b) Erzeugnisse, die in der Gemeinschaft unter Verwendung 
von Vormaterialien hergestellt worden sind, die dort nicht 
vollständig gewonnen oder hergestellt worden sind, vor¬ 
ausgesetzt, daß diese Vormaterialien in der Gemeinschaft 
im Sinne des Artikels 6 dieses Protokolls in ausreichen¬ 
dem Maße be- oder verarbeitet worden sind; 

2. als Ursprungserzeugnisse Estlands 

a) Erzeugnisse, die im Sinne des Artikels 5 dieses Protokolis 
vollständig in Estland gewonnen oder hergestellt vrorden 
sind; 

b) Erzeugnisse, die in Estland unter Verwendung von Vorma¬ 
terialien hergestellt worden sind, die dort nicht vollstärrdtg 
gewonnen oder hergestellt worden sind, vorausgesetzt, 
daß diese Vormaterialien in Estland im Sinne des Arti¬ 
kels 6 dieses Protokolls in ausreichendem Maße be- oder 
verarbeitet worden sind. 

Artikel 3 

Bilaterale Kumulierung 

(1) Unbeschadet des Artikels 2 Nummer 1 Buchstabe b gelten 
Vormaterialien, die im Sinne dieses Protokolls Ursprungserzeog- 
nisse Estlands sind, als Vormaterialien mit Ursprung in der 
Gemeinschaft, ohne daß sie dort in ausreichendem Maße be- 
oder verarbeitet worden sein müssen, sofern die durchgefuhrten 
Be- oder Verarbeitungen über die Behandlungen im Sinne des 
Artikels 7 dieses Protokolls hinausgehen. 

(2) Unbeschadet des Artikels 2 Nummer 2 Buchstabe b gelten 
Vormaterialien, die im Sinne dieses Protokolls Ursprungserzeug- 
nisse der Gemeinschaft sind, als Vormaterialien mit Ursprung in 
Estland, ohne daß sie dort in ausreichendem Maße be- oder ver¬ 
arbeitet worden sein müssen, sofern die durchgefuhrten Be- ode^ 
Verarbeitungen über die Behandlungen im Sinne des Artikels 7 
dieses Protokolls hinausgehen, 

Artikel 4 

Kumulierung mit Ursprungserzeugnissen 

Lettlands und Litauens 

(1) a) Unbeschadet des Artikels 2 Nummer 1 Buchstabe b 
sowie der Absätze 2 und 3 gelten Vormaterialien, de im 
Sinne der Protokolle Nr. 3 zu den Abkommen zwischen 
der Gemeinschaft und Lettland bzw. Litauen Ursprungs- 
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erzeugnisse Cieser Lander sind, als Vormaterialien mit 
Ursprung in der Gemeinschaft, ohne daß sie dort in aus¬ 
reichendem Maße be- oder verarbeitet worden sein müs¬ 
sen, sofern die durchgeführten Be- oder Verarbeitungen 
über die Behandlungen im Sinne des Artikels 7 dieses 
Protokolls hinausgehen. 

b) Unbeschadet des Artikels 2 Nummer 1 Buchstabe b 
sowie der Absätze 2 und 3 gelten VormateriaHen, die im 
Sinne der Protokolle Nr. 3 zu den Abkommen zwischen 
der Gemeinschaft und Lettlarvd bzw. Litauen Ursprungs¬ 
erzeugnisse dieser Länder sind, als Vonmaterialien mit 
Ursprung in Litauen, ohne daß sie dort in ausreichendem 
Maße be- oder verarbeitet worden sein müssen, sofern 
die durchgeführten Be- oder Verarbeitungen über die 
Behandlungen im Sinne des Artikels 7 dieses Protokolls 
hinausgehen. 

(2) Erzeugnisse, die die Ursprur>gseigenschaft nach Absatz 1 
erworben haben, bleiben Ursprrungserzeugnisse der Gemein¬ 
schaft oder Estlarrds nur dann, wenn der dort erzielte Wert¬ 
zuwachs den Wert der verwendeten Ursprungserzeugnisse 
Lettlands bzw. Litauens übersteigt. 

Anderenfalls gelten die betreffenden Erzeugnisse für die Zwecke 
dieses Abkommens oder der Abkommen zwischen der Gemein¬ 
schaft und Lettland bzw. Litauen als Ursprungserzeugnisse Lett¬ 
lands oder Litauens, Je rachdem, auf welches dieser Lärrder der 
höchste Wert der verwendeten Vonmaterialien entfällt. 

(3) Für die Zwecke dieses Artikels gelten den Ursprungsregeln 
dieses Protokolls entsprecherKje Ursprungsregeln für den 
Warenverkehr zwischen der Gemeinschaft und Lettlarxl bzw. 
Litauen, zwischen Estland und den beiden genannten Ländern 
sowie zwischen diesen beiden Ländern untereinander. 

Artikel 5 

Vollständig gewonnene 
oder hergestellte Erzeugnisse 

(1) Im Sinne des Artikels 2 Nummer 1 Buchstabe a und Num¬ 
mer 2 Buchstabe a gelten als in der Gemeinschaft oder in Estland 
„vollständig gewonnen oder hergesteitt“: 

a) dort aus dem Boden oder dem Meeresgrund gewonnene 
mineralische Erzeugnisse; 

b) dort geerntete pflanzliche Erzeugnisse; 

c) dort geborene oder ausgeschlüpfte und dort aufgezogene 
lebende Tiere; 

d) Erzeugnisse von dort gehaltenen lebenden Tieren; 

e) dort erzielte Jagdbeute und Fischfänge; 

f) Erzeugnisse der Seefischerei und andere von Schiffen der 
Gemeinschaft oder Estlands außerhalb der eigenen Küsten¬ 
meere aus dem Meer gewonnene Erzeugnisse; 

g) Erzeugnisse, die an Bord von Fabrikschiffen der Gemein¬ 
schaft oder Estlands ausschließlich aus den unter Buch¬ 
stabe f genannten Erzeugnissen hergestellt werden; 

h) dort gesammelte Attwaren, die nur zur Gewlnrujng von Roh¬ 
stoffen verwendet werden können, einschließlich gebrauchte 
Reifen, die nur zur Runderneuerung oder als Abfall verwendet 
werden können; 

0 bei einer dort ausgeübten Produktionstätigkeit anfallende 
Abfälle; 

j) aus dem Meeresboden oder Meeresuntergrund außerhalb der 
eigenen Küstenmeere gewonnene Erzeugnisse, sofern die 
Gemeinschaft oder Estland zum Zwecke der Nutzbarma¬ 
chung TUjsschließlichkeitsrechte über diesen Teil des Meeres¬ 
bodens oder Meeresuntergrunds ausübt: 

k) dort ausschließlich aus Erzeugnissen gemäß den Buchstaben 
a bis j hergesteltte Waren. 

(2) Die Begriffe „Schiffe der Gemeinschaft oder Estlands“ und 
„Fabrikschiffe der Gemeinschaft oder Estlands“ in Absatz 1 
Buchstaben f und g sind nur anwendbar auf Schiffe und Fabrik¬ 
schiffe, 

- die in einem EG-Mitgliedstaat oder in Estteind ins Schiffs¬ 
register eingetragen oder dort angemeldet sind; 


- Oie die Flagge eines EG-Mitgliedstaats oder Estlands führen, 

- die mindestens zur Hälfte Eigentum von Staatsangehörigen 
der EG-Mitgliedstaaten oder Estlands oder einer Gesellschaft 
sind, die ihren Hauptsitz in einem dieser Staaten hat, bei der 
der oder die Geschäftsführer, der Vorsitzende des Verwal¬ 
tungsrats oder des Aufsichtsrats und die Mehrheit der Mitglie¬ 
der dieser Gremien Staatsangehörige der EG-Mitgliedstaaten 
oder Estlands sind und - im FaHe von Personeogesellschaften 
oder Gesellschaften mit beschränkter Haftung - außerdem 
das Gesellschaftskapital mindestens zur Hälfte den betrefferv 
den Staaten oder Estland oder öffentlich-rechttichen Körper¬ 
schaften oder Staatsangehörigen dieser Staaten gehört; 

- deren Kapitän und Offiziere Staatsangehörige der EG-Mit¬ 
gliedstaaten oder Estlands sind; 

- deren Besatzung zu mindestens 75% aus Staatsangehörigen 
der EG-Mitgliedstaaten oder Estlands besteht 

(3) Die Begriffe „Estland“ und „Gemeinschaft“ umfassen auch 
die Küstenmeere Estlands und der Mitgliedstaaten der Gemein¬ 
schaft. 

Hochseegängige Schiffe einschließlich der Fabrikschiffe, auf 
denen die durch Fischfang gewonnenen Erzeugnisse be- oder 
verarbeitet werden, gelten cüs Teil des Gebiets der Gemeinschaft 
oder Esticinds, wenn sie die Voraussetzungen des Absatzes 2 
erfüllen. 

Artikel 6 

In ausreichendem Maße 
be- oder verarbeitete Erzeugnisse 

(1) Für die Zwecke des Artikels 2 gelten vorbehaltlich der 
Absätze 2 und 3 Vormaterialien ohne Ursprungseigenschaft als in 
ausreichendem Maße be- oder verarbeitet, wenn das hergestellte 
Erzeugnis in eine andere Position einzureihen Ist als die Position, 
in die jedes einzelne der bei der Herstellung verwendeten Vorma¬ 
terialien ohne Ursprungseigenschaft einzureihen ist. 

(2) Bei einem in den Spalten 1 und 2 der Liste des Anhangs II 
genannten Erzeugnis müssen anstelle der Voraussetzungen des 
Absatzes 1 die für dieses Erzeugnis in Spalte 3 festgelegten Vor¬ 
aussetzungen erfüllt sein. 

Wird in der Liste des Anhangs II zur Feststellung der Ursprungs¬ 
eigenschaft eines in der Gemeinschaft oder in Estland hergestell¬ 
ten Erzeugnisses eine Prozentregel angewandt, so muß der auf¬ 
grund der Be- oder Verarbeitungen hinzugefügte Wert dem Ab- 
Werk-Preis dieses Erzeugnisses abzüglich des Wertes der in die 
Gemeinschaft oder nach Estland eingeführten Dnttlandswaren 
entsprechen. 

(3) In diesen Voraussetzungen sind für alle unter das Abkom¬ 
men fallenden Erzeugnisse die Be- oder Verarbeitungen festge¬ 
legt, die an den bei der Herstellung der Erzeugnisse verwervdeten 
Vormaterialien ohne Ursprungseigenschaft vorgerxxnmen wer¬ 
den müssen; sie gelten nur für diese Vormaterialien. Ein Erzeug¬ 
nis, das entsprechend den Voraussetzungen der Liste die 
Ursprungseigenschaft erworben hat und zur Flerstellung eines 
anderen Erzeugnisses verwendet wird, hat die für das ar>dere 
Erzeugnis geltenden Voraussetzungen nicht zu erfüllen; die ge- 
gebenfalls zur Herstellung des ersten Erzeugnisses verwendeten 
Vormaterialien ohne Ursfxungseigenschaft bleiben demnach 
unberücksichtigt. 

Artikel 7 

Nicht ausreichende Be- oder Verarbeitungen 

Für die Zwecke des Artikels 6 gelten ohne Rücksicht darauf, ob 
ein Wechsel der Position stattgefunden hat, folgende Be- oder 
Verarbeitungen als nicht ausreichend, um die Ursprungseigen¬ 
schaft zu verleihen: 

a) Behandlungen, die dazu bestimmt sind, die Erzeugnisse 
während des Transports oder der Lagerung in ihrem Zustand 
zu erhalten (Lüften, Ausbreiten, Trocknen, Kühlen. Einlegen in 
Salz oder in Wasser mit Zusatz von Schwefeldioxid oder von 
anderen Stoffen, Entfernen verdorbener Teile und ähnliche 
Behandlungen): 

b) einfaches Entstauben. Sieben. Aussondem, Einordnen, Sor¬ 
tieren (einschließlich des Zusammensteilens von Sortimenten), 
Waschen, Anstreichen, Zerschneiden; 
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c) i) Auswechseln von Umschließungen, Teilen oder Zusam¬ 

menstellen von Packstücken; 

ii) einfaches Abfüllen in Flaschen, Fläschchen, Säcke, Etuis, 
Schachteln, Befestigen auf Brettchen usw. sowie alle 
anderen einfachen Verpackungsvorgänge; 

d) Anbringen von Marken, Etiketten oder anderen gleichartigen 
Unterscheidungszeichen auf den Erzeugnissen selbst oder 
auf ihren Umschließungen; 

e) einfaches Mischen von Erzeugnissen auch verschiedener 
Arten, wenn ein oder mehrere Bestandteile der Mischung 
nicht den in diesem Protokoll festgelegten Voraussetzungen 
entsprechen, um als Ursprungserzeugnisse der Gemein¬ 
schaft oder Estlands zu gelten; 

f) einfaches Zusammenfügen von Teilen zu einem vollständigen 
Erzeugnis; 

g) Zusammentreffen von zwei oder mehr der unter den Buch¬ 
staben a bis f genannten Behandlungen; 

h) Schlachten von Tieren. 

Artikel 8 

Maßgebende Einheit 

(1) Maßgebende Einheit für die Anwendung dieses Protokolls 
ist die für die Einreihung in die Position des Harmonisierten 
Systems maßgebliche Einheit. 

Daraus ergibt sich, daß 

a) Gruppe oder Zusammenstellung von Erzeugnissen, die 
nach dem Harmonisierten System in eine einzige Position ein¬ 
gereiht wird, als Ganzes die maßgebende Einheit darstellt; 

b) bei einer Sendung mit gleichen Erzeugnissen, die in dieselbe 
Position des Harmonisierten Systems eingereiht werden, 
jedes Erzeugnis für sich betrachtet werden muß. 

(2) Werden Umschließungen gemäß der Allgemeinen Vorschrift 5 
zum Harmonisierten System wie das darin enthaltene Erzeugnis 
eingereiht, so werden sie auch für die Bestimmung des 
Ursprungs wie das Erzeugnis behandelt, 

Artikel 9 

Zubehör, Ersatzteile und Werkzeuge 

Zubehör, Ersatzteile und Werkzeuge, die mit Geräten, Maschi¬ 
nen, Apparaten oder Fahrzeugen geliefert werden, werden mit 
diesen zusammen als Einheit angesehen, wenn sie als Bestand¬ 
teil der Normalausrüstung in deren Preis enthalten sind oder nicht 
gesondert in Rechnung gestellt werden. 

Artikel 10 

Warenzusammenstellungen 

Warenzusammenstellungen im Sinne der Allgemeinen Vor¬ 
schrift 3 zum Harmonisierten System gelten als Ursprungs¬ 
erzeugnisse, wenn alle Bestandteile Ursprungserzeugnisse sind. 
Jedoch gilt eine Warenzusammenstellung aus Ursprungserzeug¬ 
nissen und Erzeugnissen ohne Ursprungseigenschaft insgesamt 
als Ursprungserzeugnis, sofern der Wert der Erzeugnisse ohne 
Ursprungseigenschaft 15 v.H. des Ab-Werk-Preises der Waren¬ 
zusammenstellung nicht überschreitet. 

Artikel 11 

Neutrale Elemente 

Bei der Feststellung, ob ein Erzeugnis ein Ursprungserzeugnis 
der Gemeinschaft oder Estlands ist, wird nicht geprüft, ob elektri¬ 
sche Energie, Brennstoffe, Anlagen und Ausrüstung, Maschinen 
und Werkzeuge, die zur Herstellung des Erzeugnisses verwendet 
wurden, oder sonstige Waren, die im Verlauf der Herstellung ver¬ 
wendet wurden, aber nicht in die endgültige Zusammensetzung 
des Erzeugnisses eingehen sollten und auch nicht eingegangen 
sind, Ursprungserzeugnisse sind oder nicht. 


Titel ill 

Territoriale Auflagen 

Artikel 12 

Territorialitätsprinzip 

Vorbehaltlich der Artikel 3 und 4 müssen die in Titel II genann¬ 
ten Bedingungen für den Erwerb der Ursprungseigenschaft ohne 
Unterbrechung in der Gemeinschaft oder in Estland edüllt sein. 

Artikel 13 

Wiedereinfuhr von Waren 

Ursprungserzeugnisse, die aus dem Gebiet der Gemeinschaft 
oder aus Estland in ein Drittland ausgeführt und anschließend 
wiedereingeführt worden sind, gelten vorbehaltlich der Artikel 3 
und 4 als Erzeugnisse ohne Ursprungseigenschaft, es sei denn, 
es kann den Zollbehörden glaubhaft dargelegt werden, daß 

a) die wiedereingeführten Waren dieselben wie die ausgeführten 
Waren sind; und 

b) diese Waren während ihres Aufenthalts in dem betreffenden 
Drittland oder während des Transfxjrts keine Behandlung 
erfahren haben, die über das zur Erhaltung ihres Zustands 
erforderliche Maß hinausgeht. 

Artikel 14 

Unmittelbare Beförderung 

(1) Die im Flahmen des Abkommens vorgesehene Präferenz¬ 
behandlung gilt nur für Erzeugnisse und Vormaterialien, die zwi¬ 
schen dem Gebiet der Gemeinschaft und dem Gebiet Estlands, 
oder, wenn Artikel 4 Anwendung findet, zwischen dem Gebiet 
Lettlands oder dem Gebiet Litauens befördert werden, ohne 
dabei ein anderes Gebiet zu berühren, Waren mit Ursprung in Est¬ 
land oder in der Gemeinschaft, die eine einzige Sendung bilden, 
können jedoch durch andere Gebiete als das Gebiet der Gemein¬ 
schaft oder Estlands oder, wenn Artikel 4 Anwendung findet, das 
Gebiet Lettlands oder Litauens befördert werden, gegebenenfalls 
auch mit Umladung oder vorübergehender Einlageoing in diesen 
Gebieten, sofern die Waren unter zollamtlicher Überwachung der 
Behörden des Durchfuhr- oder Einlagerungslands geblieben und 
dort nur ent- oder wieder verladen worden sind oder eine auf die 
Erhaltung ihres Zustands gerichtete Behandlung erfahren haben. 

Erzeugnisse mit Ursprung in Estland oder in der Gemeinschaft 
können durch Rohrleitungen über andere Gebiete als das Gebiet 
der Gemeinschaft oder Estlands befördert werden. 

(2) Der Nachweis, daß die in Absatz 1 genannten Voraus¬ 
setzungen erfüllt sind, ist erbracht, wenn den Zollbehörden des 
Einfuhrlands folgende Unterlagen vorgelegt werden; 

a) ein im Ausfuhrland ausgestelltes durchgehendes Fracht¬ 
papier, mit dem die Beförderung durch das Durchfuhrland 
erfolgt ist; 

oder 

b) eine von den Zollbehörden des Durchfuhrlands ausgestellte 
Bescheinigung mit folgenden Angaben; 

i) genaue Warenbeschreibung, 

ii) Zeitpunkt des Ent- und Wiederverladens der Waren, ge¬ 
gebenenfalls unter Angabe der benutzten Schiffe, und 

iii) die Bedingungen des Verbleibs der Waren im Durchfuhr¬ 
land; 

oder, 

c) falls diese Papiere nicht vorhanden sind, alle sonstigen 
beweiskräftigen Unterlagen. 

Artikel 15 
Ausstellungen 

(1) Werden Erzeugnisse aus dem Gebiet einer Vertragspartei zu 
einer Ausstellung in ein Drittland versandt und nach der Ausstel¬ 
lung zur Einfuhr in das Gebiet einer anderen Vertragspartei ver¬ 
kauft, so erhalten sie bei der Einfuhr die Begünstigungen des 
Abkommens, sofern sie die Voraussetzungen dieses Protokolls 
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für die Anerkennung als Ursprungserzeugnisse der Gemeinschaft 
oder Estlands erfüllen und sofern den Zollbehörden glaubhaft 
dargelegt wird, daß 

a) ein Ausführer diese Erzeugnisse aus dem Gebiet einer Ver¬ 
tragspartei in das Ausstellungsland versandt und dort aus¬ 
gestellt hat; 

b) dieser Ausführer die Erzeugnisse einem Empfänger im Gebiet 
einer anderen Vertragsp>artei verkauft oder überlassen hat; 

c) die Erzeugnisse während oder unmittelbar nach der Aus¬ 
stellung in dem Zustand, in dem sie zur Ausstellurtg versandt 
worden waren, in das Gebiet der zuletzt genannten Vertrags¬ 
partei versandt worden sind; und 

d) die Erzeugnisse ab dem Zeitpunkt, zu dem sie zur Ausstellung 
versandt wurden, nicht zu anderen Zwecken als zur Vor¬ 
führung auf dieser Ausstellung verwendet worden sind. 

(2) Nach Maßgaibe des Trtels IV ist ein Ursprurrgsnachweis aus- 
zustellen oder auszufertigen urxi den Zollbehörden des Einfuhr¬ 
lands unter den üblichen Voraussetzungen vorzulegen. Darin sind 
Bezeichnung und Anschrift der Ausstellung anzugeben. Falls 
erforderlich, kann ein zusätzlicher Nachweis über die Beschaffen¬ 
heit der Waren und die Umstände verlangt werden, unter denen 
sie ausgestellt worden sind. 

(3) Absatz 1 gilt für alle Ausstellungen, Messen und ähnlichen 
öffentlichen Veranstaltungen kommerzieller, irKfustrieller, land¬ 
wirtschaftlicher oder handwerklicher Art, bei denen die Waren 
unter zollamtlicher Überwachung bleiben; ausgenommen sind 
Veranstaltungen zu privaten Zwecken für den Verkauf ausländi¬ 
scher Erzeugnisse in Laden oder Geschäftslokalen. 


Titel IV 

Nachweis der Ursprungseigenschaft 

Artikel 16 

Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 

Der Nachweis, daß Erzeugnisse die Ursprungseigenschaft im 
Sinne dieses Protokolls besitzen, wird durch eine Warenverkehrs¬ 
bescheinigung EUR.1 nach dem Muster in Anhang III dieses Pro¬ 
tokolls erbracht. 

Artikel 17 

Normales Verfahren für die Ausstellung 
der Warenverkehrsbescheinigung EUR.I 

(1) Die Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 wird von den Zoll¬ 
behörden des Ausfuhrlands auf schriftlichen Antrag erteilt, der 
vom Ausführer oder unter der Verantwortung des Ausführers von 
seinem bevollmächtigten Vertreter gestellt worden ist. 

(2) Der Ausführer oder sein bevollmächtigter Vertreter füllt 
das Formblatt der Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 und des 
Antrags nach den Mustern in Anhang III aus. 

Die Formblätter sind gemäß den Rechtsvorschriften des Ausfuhr¬ 
lands in einer der Sprachen auszufüllen, in denen das Abkommen 
abgefaßt ist. Werden sie handschriftlich ausgefültt, so muß dies 
mit Tinte in Druckschrift erfolgen. Die Warenbezeichnung ist in 
dem dafür vorgesehenen Feld ohne Zeilenzwischenraum einzu¬ 
tragen. Ist das Feld nicht vollständig ausgefüllt, so ist unter die 
letzte Zeile der Warenbezeichnung ein weiagerechter Strich zu 
ziehen und der nicht ausgefüllte Teil des Feldes durchzustrei¬ 
chen. 

(3) Der Ausführer, der die Ausstellung der Warenverkehrsbe¬ 
scheinigung EUR.1 beantragt, hat auf Verlangen der Zollbehör¬ 
den des Ausfuhrlands, in dem die Warenverkehrsbescheinigung 
EUR.1 ausgestellt wird, jederzeit alle zweckdienlichen Unterlagen 
zum Nachweis der Ursprungseigenschaft der betreffenden 
Erzeugnisse sowie der Erfüllung der übrigen Voraussetzungen 
dieses Protokolls vorzulegen. 

Der Ausführer hat die in Unterabsatz 1 genannten Unterlagen 
mindestens drei Jahre lang aufzubewahren. 

Die Anträge auf Warenverkehrsbescheinigungen EUR.1 sind von 
den Zollbehörden des Ausfuhrstaats mindestens drei Jahre lang 
aufzubewahren. 


(4) Die Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 wird von den Zoll¬ 
behörden eines Mitgliedstaats der Europäischen Gemeinschaft 
erteilt, wenn die Ausfuhrwaren als Ursprungserzeugnisse der 
Gemeinschaft im Sinne des Artikels 2 Nummer 1 dieses Proto¬ 
kolls angesehen werden können. Die Warenverkehrsbescheini¬ 
gung EUR.1 wird von den Zollbehörden Estlands erteilt, wenn die 
Ausfuhrwaren als Ursprungserzeugnisse Estlands im Sinne des 
Artikels 2 Nummer 2 dieses Protokolls angesehen werden 
können. 

(5) Gelten die Kumulierungsregeln der Artikel 2 bis 4, so dürfen 
die Zollbehörden der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft oder Est- 
lartds Warenverkehrsbescheinigungen EUR.1 unter den in die¬ 
sem Protokoll festgelegten Voraussetzungen erteilen, wenn die 
Ausfuhrwaren als Ursprungserzeugnisse im Sinne dieses Proto¬ 
kolls angesehen werden können ur>d sich die Waren, auf die sich 
die Warenverkehfsbescheinigungen EUR.1 beziehen, in der 
Gemeinschaft oder in Estland befittden. 

ln diesen Fällen werden die Warenverkehrsbescheinigungen 
EUR.1 nur auf Vortage des zuvor ausgestellten oder ausgefertig¬ 
ten Ursprungsnachweises erteilt Dieser Ursprungsnachweis ist 
von den Zollbehörden des Ausfuhrstaats mindestens drei Jahre 
lang aufzubewahren. 

(6) Die ausstellenden Zollbehörden treffen die erforderiichen 
Maßnahmen, um die Ursprungseigenschaft der Erzeugnisse und 
die Erfüllung der übrigen Voraussetzungen dieses Protokolls zu 
überprüfen. Zu diesem Zweck sind sie berechtigt, alle Beweis¬ 
mittel zu verlangen und jede Art von Überprüfung der Buch¬ 
führung des Ausführers oder sonstige von ihnen für zweck¬ 
dienlich erachtete Kontrollen vorzunehmen. 

Die ausstellenden Zollbehörden achten ferner darauf, daß die in 
Absatz 2 genannten Fomnblätter ordnungsgemäß ausgefüllt sind. 
Sie prüfen insbesondere, ob das Feld mit der Warenbezeichnung 
so ausgefüllt ist, daß jede Möglichkeit eines mißbräuchlichen 
Zusatzes ausgeschlossen ist. 

(7) In dem von den Zollbehörden auszufüllenden Teil der 
Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 ist das Ausstellungsdatum 
anzugeben. 

(8) Die Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 wird bei der Aus¬ 
fuhr der Erzeugnisse, auf die sie sich bezieht, von den Zollbehör¬ 
den des Ausfuhrlands ausgestellt Sie wird zur Verfügung des 
Ausführers gehalten, sobald die Ausfuhr tatsächlich erfolgt oder 
sichergestellt ist. 

Artikel 18 

Nachträglich ausgestellte 
Warenverkehrsbescheinigungen EUR.1 

(1) Unbeschadet des Artikels 17 Absatz 8 kann die Warenver¬ 
kehrsbescheinigung EUR.1 ausnahmsweise auch nach der Aus¬ 
fuhr der Erzeugnisse, auf die sie sich bezieht, ausgestellt werden, 

a) wenn sie infolge eines Irrtums, eines unverschuldeten Ver¬ 
sehens oder besonderer Umstände bei der Ausfuhr nicht aus¬ 
gestellt worden ist; oder 

b) wenn den Zollbehörden glaubhaft dargelegt wird, daß eine 
Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 ausgesteitt, aber bei der 
Einfuhr aus formalen Gründen nicht angenommen worden ist. 

(2) In Fällen nach Absatz 1 hat der Ausführer io seirtem Antrag 
Ort und Zeitpunkt der Ausfuhr der Erzeugnisse, auf die sich die 
Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 bezieht, sowie die Gründe 
für seinen Antrag anzugeben. 

(3) Die Zollbehörden dürfen eine Warenverkehrsbescheinigung 
EUR.1 nachträglich erst ausstellen, nachdem sie geprüft haben, 
ob die Angaben im Antrag des Ausführers mit den entsprechen¬ 
den Unterlagen übereinstimmen. 

(4) Nachträglich ausgestellte Warenverkehrsbescheinigungen 
EUR.1 müssen einen der folgenden Vermerke tragen; 

„NACKTRAGLICH ausgestellt. „OELIVRS A POSTERI¬ 
ORI“. „RIIJ\SCIATO A POSTERIORI“, JtFGEGEVEN A POSTE¬ 
RIORI“. „ISSUED RETROSPECTIVELY*. „UDSTEDT EFTER- 
F0LGENDE“, „EKAOGEN EK TON YTTEPON“, „EXPEDIDO A 
POSTERIORI“. „EMITADOA POSTERIORI“. .TAGANTJÄRELE 
VAUAANTUD“, „ANNETTU JÄLKJKATEEN“, .UTFÄRDAT I 
EFTERHAND“. 
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(5) Der in Absatz 4 genannte Vermerk wird in das Feld „Bemer¬ 
kungen" der Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 eingetragen. 

Artikel 19 

Ausstellung eines Duplikats 
der Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 

(1) Bei Diebstahl, Verlust oder Vernichtung einer Warenver¬ 
kehrsbescheinigung EUR.1 kann der Ausführer bei den Zoll¬ 
behörden, die sie ausgestellt haben, ein Duplikat beantragen, das 
anhand der in ihrem Besitz befindlichen Ausfuhrpapiere ausge¬ 
fertigt wird. 

(2) Dieses Duplikat ist mit einem der folgenden Vermerke zu 
versehen: 

„DUPLIKAT“, „DUPLICATA“, „DUPLICATO“, „DUPLICAAT“, 
„DUPLICATE“, „ANTIFPAOO“, „DUPLICADO", „SEGUNDA 
VIA", „DUPLIKAAT“, „KAKSOISKAPPALE", „DUPLIKAT“. 

(3) Der in Absatz 2 genannte Vermerk, das Ausstellungsdatum 
und die Seriennummer des Originals werden in das Feld „Bemer¬ 
kungen“ des Duplikats der Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 
eingetragen. 

(4) Das Duplikat trägt das Datum des Originals und gilt mit 
Wirkung von diesem Tage. 

Artikel 20 

Ersetzung von Bescheinigungen 

(1) Eine oder mehrere Warenverkehrsbescheinigungen EUR.1 
können jederzeit durch eine oder mehrere andere Bescheinigun¬ 
gen ersetzt werden, sofern dies bei der für die Überwachung der 
Waren zuständigen Zollstelle erfolgt. 

(2) Die Ersatzbescheinigung gilt als endgültige Warenverkehrs¬ 
bescheinigung EUR.1 für die Zwecke dieses Protokolls ein¬ 
schließlich dieses Artikels, 

(3) Die Ersatzbescheinigung wird auf schriftlichen Antrag des 
Wiederausführers ausgestellt, nachdem die zuständigen Behör¬ 
den die in diesem Antrag enthaltenen Angaben geprüft haben. 
Das Datum und die Seriennummer der ursprünglichen Warenver¬ 
kehrsbescheinigung EUR.1 sind im Feld „Bemerkungen" einzu¬ 
tragen. 

Artikel 21 

Vereinfachtes Verfahren für die 
Ausstellung von Bescheinigungen 

(1) Abweichend von den Artikeln 17, 18 und 19 dieses Proto¬ 
kolls kann ein vereinfachtes Verfahren für die Ausstellung von 
Warenverkehrsbescheinigungen EUR.1 nach Maßgabe der nach¬ 
stehenden Bestimmungen angewandt werden. 

(2) Die Zollbehörden des Ausfuhrlands können einem Ausführer 
(im folgenden „ermächtigter Ausführer“ genannt), der häufig 
Waren ausführt, für die eine Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 
ausgestellt werden kann, und der jede von den zuständigen 
Behörden für erforderlich gehaltene Gewähr für die Kontrolle der 
Ursprungseigenschaft der Erzeugnisse bietet, zum Zweck der 
Ausstellung einer Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 unter den 
Voraussetzungen des Artikels 17 dieses Protokolls bewilligen, 
daß er bei der Zollstelle des Ausfuhrlands zum Zeitpunkt der 
Ausfuhr weder die Waren zu gestellen noch den Antrag auf Aus¬ 
stellung einer Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 vorzulegen 
braucht. 

(3) Die zuständigen Behörden legen in der Bewilligung nach 
Absatz 2 fest, daß Feld 11 „Sichtvermerk der Zollbehörde“ der 
Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 

a) entweder im voraus mit dem Abdruck des Stempels der 
zuständigen Zollstelle des Ausfuhrlands sowie mit der Unter¬ 
schrift eines Beamten dieser Zollstelle, die auch eine Faksi¬ 
mileunterschrift sein darf, oder 

b) von dem ermächtigten Ausführer mit dem Abdruck eines 
von den Zollbehörden des Ausfuhrlands zugelassenen 
Sonderstempels versehen wird, der dem Muster in Anhang V 
dieses Protokolls entspricht. Dieser Abdruck kann in die 
Formblätter eingedruckt werden. 


(4) In den Fallen des Absatzes 3 Bucfistabe a ist in Feld 7 
„Bemerkungen“ der Warenverkehrsbeschemicung EUR 1 einer 
der folgenden Vermerke einzutragen: 

„PROCEDIMIENTO SIMPLIFiCADO", „FORENKLET PROCE- 
DURE“, „VEREINFACHTES VERFAHREN“, „AnAOYZTYMENH 
AlAAiKATIA“, „SIMPLIFIED PROCEDURE“, „PROCEDURE 
SIMPLIFIEE“, „PROCEDURA SEMPLIFICATA", „VEREENVOU- 
DIGDE PROCEDURE“, „PROCEDIMENTO SIMPLIFICADO", 
„LIHTSUSTATUD PROTSEDUUR", „YKSINKERTAISTETTU 
MENETTELY“, „FÖRENKLAD PROCEDUR“. 

(5) Feld 11 „Sichtvermerk der Zollbehörde" der Warenverkehrs¬ 
bescheinigung EUR.1 ist von dem ermächtigten Ausführer ge¬ 
gebenenfalls zu vervollständigen. 

(6) Der ermächtigte Ausführer hat gegebenenfalls in Feld 13 
„Ersuchen um Nachprüfung“ der Warenverkehrsbescheinigung 
EUR.1 die Bezeichnung und die Anschrift der für die Prüfung 
dieser Bescheinigung zuständigen Behörde zu vermerken, 

(7) Die Zollbehörden des Ausfuhrstaats können für den Fall des 
vereinfachten Verfahrens die Verwendung von Warenverkehrs¬ 
bescheinigungen EUR.1 vorschreiben, die mit einem Unterschei¬ 
dungszeichen versehen sind. 

(8) Die zuständigen Behörden leger; in der Bewilligung nach 
Absatz 2 insbesondere fest: 

a) die Voraussetzungen, unter denen die Anträge auf Ausstel¬ 
lung von Warenverkehrsbescheinigungen EUR.1 auszufüllen 
sind; 

b) die Voraussetzungen, unter denen die Anträge mindestens 
drei Jahre lang aufzubewahren sind; 

c) in den Fällen des Absatzes 3 Buchstabe b die für die 
nachträgliche Prüfung nach Artikel 30 dieses Protokolls 
zuständige Behörde. 

(9) Die Zollbehörden des Ausfuhrstaats können bestimmte 
Warenarten von den in Absatz 2 vorgesehenen Erleichterungen 
ausschließen. 

(10) Die Zollbehörden verweigern die in Absatz 2 vorgesehenen 
Bewilligungen einem Ausführer, der nicht die Gewähr bietet, die 
sie für erforderlich halten. Die zuständigen Behörden können die 
Bewilligung jederzeit widerrufen. Sie haben zu widerrufen, wenn 
der ermächtigte Ausführer die Voraussetzungen nicht mehr erfüllt 
oder diese Gewähr nicht mehr bietet. 

(11) Der ermächtigte Ausführer kann verpflichtet werden, die 
zuständigen Behörden nach einem von ihnen festgetegten Ver¬ 
fahren von dem beabsichtigten Versand der Waren zu unterrich¬ 
ten, um diesen Behörden die Möglichkeit zu geben, vor Versen¬ 
dung der Waren eine Kontrolle durchzufuhren. 

(12) Die Zollbehörden des Ausfuhrlands dürfen bei den 
ermächtigten Ausführem Kontrollen durchführen, die ihnen 
zweckdienlich erscheinen. Diese Ausführer müssen solche Kon¬ 
trollen dulden. 

(13) Die Rechtsvorschriften der Gemeinschaft, der Mitglied- 
Staaten und Estlands über die Zollförmlichkeiten und die Verwen¬ 
dung von Zollpapieren bleiben unberührt. 

Artikel 22 

Geltungsdauer der Ursprungsnachweise 

(1) Die Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 bleibt vier Monate 
nach dem Datum der Ausstellung irr Ausfuhrland gültig und ist 
innerhalb dieser Frist den Zollbehörden oes Einfuhrlands vorzu¬ 
legen. 

(2) Warenverkehrsbescheinigungen EUR.1, die den Zollbehör¬ 
den des Einfuhrlands nach Ablauf der in Absatz 1 genannten Vor¬ 
lagefrist vorgelegt werden, können zur Gewährung der Präferenz¬ 
behandlung angenommen werden, wenn die Frist aus Gründen 
höherer Gewalt oder wegen außergewöhnlicher Umstände nicht 
eingehalten werden konnte. 

(3) In allen anderen Fällen können die Zollbehörden des Ein¬ 
fuhrlands verspätet vorgelegte Warenverkehrsbescheinigungen 
EUR.1 annehmen, wenn die Erzeugnisse diesen Behörden vor 
Ablauf der Vorlagefrist gestellt worden sind. 
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Artikel 23 

Vorlage der Ursprungsnachweise 

VVarenverkehrsbescheinigungen EUR.1 sind den Zollbehörden 
des Einfuhrlands nach den dort geltenden Verfahrensvorschriften 
vorzulegen. Diese Behörden können eine Übersetzung der 
Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 verlangen. Sie können 
außerdem verlangen, daß die Einfuhrzollanmeldung durch eine 
Erklämng des Einführers ergänzt, aus der hervorgeht, daß die 
Erzeugnisse die Voraussetzungen für die Anwendung des 
Abkommens erfüllen. 

Artikel 24 

Einfuhr in Teilsendunget] 

Werden auf Antrag des Einführers und unter den von den Zoll¬ 
behörden des Einfuhrlands festgelegten Bedingungen zerlegte 
oder noch nicht zusammengesetzte Erzeugnisse im Sinne der 
Allgemeinen Vorschrift 2a zum Harmonisierten System, die zu 
den Kapiteln 84 und 85 des Harmonisierten Systems gehören, in 
Teilsendungen eingeführt, so ist den Zollbehörden bei der Einfuhr 
der ersten Teilsendung ein einziger Ursprungsnachweis vorzu¬ 
legen. 

Artikel 25 
Formblatt EUR.2 

(1) Unbeschadet des Artikels 16 ist der Nachweis, daß Sendun¬ 
gen, die ausschließlich Ursprungserzeugnisse enthalten, deren 
Wert 3 000 ECU je Sendung nicht überschreitet, die Ursprungs¬ 
eigenschaft im Sinne dieses Protokolls besitzen, durch ein Form¬ 
blatt EUR.2 nach dem Muster in Anhang IV dieses Protokolls zu 
erbringen. 

(2) Das Formblatt EUR.2 ist vom Ausführer oder unter Verant¬ 
wortung des Ausführers von seinem bevollmächtigten Vertreter 
gemäß diesem Protokoll auszufüllen und zu unterzeichnen. 

(3) Für jede Sendung ist ein Formblatt EUR.2 auszufüllen. 

(4) Oer Ausführer, der das Fonnblatt EUR.2 beantragt hat, legt 
auf Verlangen der Zollbehörden des Ausfuhrlands alle zweck¬ 
dienlichen Unterlagen über die Verwendung dieses Formblatts vor. 

(5) Auf die Formblätter EUR.2 finden die Artikel 22 und 23 sinn¬ 
gemäß Anwendung. 

Artikel 26 

Ausnahmen vom förmlichen Ursprungsnachweis 

(1) Erzeugnisse, die in Kleinsendungen von Privatpersonen an 
Privatpersonen versandt werden oder die sich im persönlichen 
Gepäck von Reisenden befinden, werden ohne Vorlage eines 
förmlichen Ursprungsnachweises als Ursprungserzeugnisse an¬ 
gesehen, sofern es sich um Einfuhren nichtkommerzieller Art han¬ 
delt und erklärt wird, daß die Voraussetzungen dieses Protokolls 
erfüllt sind, wobei an der Richtigkeit dieser Erklärung kein Zweifel 
bestehen darf. Bei Postversand kann diese Erklärung auf der 
Zollinhaltserklärung C2/CP3 oder einem dieser beigefügten Blatt 
abgegeben werden. 

(2) Als Einfuhren nichtkommerzieller Art gelten solche, die ge¬ 
legentlich erfolgen und ausschließlich aus Erzeugnissen beste¬ 
hen, die zum persönlichen Ge- oder Verbrauch der Empfänger 
oder Reisenden oder zum Ge- oder Verbrauch in deren Haushalt 
bestimmt sind; dabei dürfen diese Erzeugnisse weder durch ihre 
Beschaffenheit noch durch ihre Menge zu der Vermutung Anlaß 
geben, daß ihre Einfuhr aus kommerziellen Gründen erfolgt. 

(3) Außerdem darf der Gesamtwert der Erzeugnisse bei Klein¬ 
sendungen 300 ECU und bei den im persönlichen Gepäck von 
Reisenden enthaltenen Erzeugnissen 800 ECU nicht überschreiten. 

Artikel 27 

Abweichungen und Formfehler 

(1) Bei geringfügigen Abweichungen zwischen den Angaben in 
der Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 oder dem Fonnblatt 
EUR.2 und den Angaben in den Unterlagen, die der’Zollstelle zur 
Erfüllung der Einfuhrförmlichkeiten für die Erzeugnisse vorgelegt 
werden, ist die Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 oder das 
Formblatt EUR.2 nicht allein dadurch ungültig, sofern einwandfrei 


nachgev.iesen v^ird, daß dieses Papier sich auf die gestellte" 

Waren bezieht. 

(2) Eindeutige Formfehler wie Tippfehler in der Warenverkehrs¬ 
bescheinigung EUR.1 oder dem Formblatt EUR.2 dürfen nicht zur 
Ablehnung dieser Nachweise führen, wenn diese Fehler keine 
Zweifel an der Richtigkeit der darin gemachten Angaben entste¬ 
hen lassen. 

Artikel 28 

In ECU ausgedrückte Beträge 

(1) Beträge in der Währung des Ausfuhrlands, die den in ECU 
ausgedrückten Beträgen entsprechen, werden durch das Aus¬ 
fuhrland festgelegt und den anderen Vertragsparteien mitgeteilt. 

Sind diese Beträge höher als die betreffenden durch das Einfuhr¬ 
land festgelegten Beträge, so erkennt das Einfuhrland sie an, 
wenn die Erzeugnisse in der Währung des Ausfuhrlands oder in 
der Währung eines der in Artikel 4 dieses Protokolls genannten 
anderen Länder in Rechnung gestellt werden. 

Werden die Erzeugnisse in der Währung eines anderen Mitglied- 
Staats der Gemeinschaft in Rechnung gestellt, so erkennt das 
Einfuhrland den vom betreffenden Land mitgeteilten Betrag an. 

(2) Für die Umrechnung der in ECU ausgedrückten Beträge in 
die jeweilige Landeswährung gilt bis eirtschließlich 30. April 2000 
der ECU-Kurs der jeweiligen Landeswährung vom 1. Oktober 1994. 

Alle fünf Jahre werden die in ECU ausgedrückten Beträge und 
deren Gegenwert in den jeweiligen Landeswährungen vom Asso¬ 
ziationsrat überprüft, wobei die jeweiligen ECU-Kurse des ersten 
Arbeitstags im Oktober des Jahres zugrunde gelegt werden, das 
jeweils dem neuen Fünfjahreszeitraum vorangeht. 

Bei dieser Überprüfung sorgt der Assoziationsrat dafür, daß sich 
die in den Landeswährungen ausgedrückten Beträge nicht verrin¬ 
gern; ferner erwägt er, ob es erstrebenswert ist, die Auswirkungen 
dieser Beschränkungen in realen Werten zu erhalten. Zu diesem 
Zweck kann er beschließen, die in ECU ausgedrückten Beträge 
zu ändern. 

Titel V 

Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen 

Artikel 29 
Übermittlung von 

Stempelabdrücken und Anschriften 

Die Zollbehörden der Mitgliedstaaten und Estlands übermitteln 
einander über die Kommission der Europäischen Gemeinschaf¬ 
ten die Musterabdrücke der Stempel, die ihre Zollstellen bei der 
Ausstellung der Warenverkehrsbescheinigungen EUR.1 verwen¬ 
den; gleichzeitig teilen sie einander die Anschriften der Zollbehör¬ 
den mit, die für die Ausstellung der Warenverkehrsbescheinigun¬ 
gen EUR.1 und für die Prüfung dieser Bescheinigungen und der 
Formblätter EUR.2 zuständig sind. 

Artikel 30 

Prüfung der Warenverkehrsbeschei¬ 
nigungen EUR.1 und der Formblätter EUR.2 

(1) Nachträgliche Prüfungen der Warenverkehrsbescheinigun¬ 
gen EUR.1 oder der Formblätter EUR.2 erfolgen stichproben¬ 
weise oder immer dann, wenn die Zollbehördemdes Einfuhrlands 
begründete Zweifel an der Echtheit des Papiers, der Ursprungs¬ 
eigenschaft der betreffenden Erzeugnisse oder der Erfüllung der 
übrigen Voraussetzungen dieses Protokolls haben. 

(2) In Fällen nach Absatz 1 senden die Zollbehörden des Ein¬ 
fuhrlands die Warenverkehrsbescheinigung EUR.1, das Form¬ 
blatt EUR.2 oder eine Abschrift davon an die Zollbehörden des 
Ausfuhrlands zurück, gegebenertfalls unter Angabe der sachli¬ 
chen oder formalen Gründe, die eine Untersuchung rechtfertigen. 

(3) Diese Prüfung wird von den Zollbehörden des Ausfuhrlands 
durchgeführf. Diese sind berechtigt, zu diesem Zweck die Vor¬ 
lage von Belegen zu verlangen und jede Art von Überprüfung der 
Buchführung des Ausführers oder sonstige von ihnen für zweck¬ 
dienlich erachtete Kontrollen durchzuführen. 


4 
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(4) Beschließen die Zollbehörden des Einfuhrlands, bis zum 
Eingang des Ergebnisses der Nachprüfung die Präferenzbehand¬ 
lung für die betreffenden Erzeugnisse nicht zu gewähren, so kön¬ 
nen sie dem Einführer vorbehaltlich der für notwendig erachteten 
SicherungsmaBnahmen die Waren freigeben. 

(5) Das Ergebnis dieser Prüfung ist den Zollbehörden, die die 
Prüfung beantragt haben, binnen zehn Monaten mitzuteilen. 
Anhand dieses Ergebnisses muß sich eiixfeutig feststellen las¬ 
sen, ob die Nachweise echt sind und ob die Waren als Urspnjngs- 
erzeugnisse angesehen werden können und die übrigen Voraus¬ 
setzungen dieses Protokolls erfüllt sind. 

(6) Ist bei begründeten Zweifeln binnen zehn Monaten keine 
Antwort erfolgt oder enthält die Antwort unzureicbende Angaben, 
um über die Echtheit des betreffenden Papiers oder den tatsäch¬ 
lichen Ursfxung der Erzeugnisse entscheiden zu können, so 
lehnen die Zollbehörden, die die Prüfung beantragt haben, die 
Gewährung der PräferenzbeharKJIung ab, es sei denn, es liegen 
höhere Gewalt oder außergewöhnliche Umstände vor. 

Artikel 31 

Beilegung von Streitigkeiten 

Streitigkeiten in Verbindung mit den Prüfungsverfahren des 
Artikels 30, die zwischen den Zollbehörden, die eine Prüfung be¬ 
antragen, und den für diese Prüfung zuständigen Zollbehörden 
entstehen, oder Fragen zur Auslegung dieses Protokolls sind 
dem Assoziationsrat vorzulegen. 

In allen Fällen erfolgt die Beilegung von Streitigkeiten zwischen 
dem Einführer und den Zollbehörden des Einfuhrlands gemäß 
den Rechtsvorschriften des genannten Larrdes. 

Artikel 32 
Sanktionen 

Sanktionen werden gegen denjenigen angewendet, der ein 
Schriftstück mit sachlich falschen Angaben anfertigt oder an¬ 
fertigen läßt, um die Präferenzbehandlung für ein Erzeugnis zu 
erlangen. 

Artikel 33 

Freizonen 

(1) Die Mitgliedstaaten und Estland treffen alle erforderlichen 
Maßnahmen, um zu verhindern, daß von einer Warenverkehrs¬ 
bescheinigung EUR.1 begleitete Erzeugnisse, die während der 
Beförderung zeitweilig in einer Freizone auf ihrem Gebiet ver¬ 
bleiben, dort ausgetauscht oder anderen als den zur Erhaltung 
bestimmten üblichen Behandlungen unterzogen werden. 

(2) Werden von einer Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 
begleitete Ursprungserzeugnisse der Gemeinschaft oder Estlands 
in eine Freizone eingeführt und dort einer Behandlung oder einer 
Verarbeitung unterzogen, so müssen die zustäixligen Behörden 
abweichend von Absatz 1 auf Antrag des Ausführers eine neue 
Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 ausstellen, sofern die Be¬ 
handlung oder die Verarbeitung im Einklang mit diesem Protokoll 
steht. 

Titel VI 

Ceuta und Melilla 

Artikel 34 

Durchführung des Protokolls 

(1) Der in diesem Protokoll verwendete Begriff „Gemeinschaft“ 
schließt Ceuta und Melilla nicht ein. Der Begriff „Ursprungs¬ 
erzeugnisse der Gemeinschaft“ umfaßt nicht die Erzeugnisse mit 
Ursprung in diesen Gebieten, 

(2) Dieses Protokoll findet vorbehaltlich der in Artikel 35 festge¬ 
legten besonderen Voraussetzungen auf Erzeugnisse mit 
Ursprung in Ceuta und Melilla entsprechende Anwendung. 

Artikel 35 

Besondere Voraussetzungen 

(1) Anstelle von Artikel 2 gelten die nachstehenden Bestimmun¬ 
gen; die Hinweise auf den genannten Artikel gelten sinngemäß für 
diesen Artikel, 


(2) Vorausgesetzt, daß sie gemäß Artikel 14 unmif.elöar P-j 
fördert worden sind, gelten 

1. als Ursprungserzeugnisse Ceutas und Melillas 

a) Erzeugnisse, die vollständig in Ceuta und Melilla gewon¬ 
nen oder hergesteitt worden sind; 

b) Erzeugnisse, die in Ceuta und Melilla unter Verwendurg 
anderer als der unter Buchstabe a genannten Vormate¬ 
rialien hergestetit worden sind, vorausgesetzt, 

i) daß diese Vormaterialien im Sinne des Artikels 6 
dieses Protokolls in ausreichendem Maße be- oder 
verarbeitet worden sind oder 

ii) daß diese Vormaterialien im Sinne dieses Protokolls 
Ursprungserzeugnisse Estlar>ds oder der Gemein¬ 
schaft sind, sofern sie Be- oder Verarbeitungen unter¬ 
zogen worden sind, die über die nicht ausreichenden 
Be- oder Verarbeitungen im Sinne des Artikels 7 hin¬ 
ausgehen; 

2. als Ursprungserzeugnisse Estlands 

a) Erzeugnisse, die vollständig in Estland gewonnen oder 
hergestellt worden sind; 

b) Erzeugnisse, die in EstlarxJ unter Verwendung anderer als 
der unter Buchstabe a genannten Vormaterialien her- 
gestellt worden sind, vorausgesetzt, 

i) daß diese Vormaterialien im Sinne des Artikels 6 
dieses Protokolls in ausreichendem Maße be- oder 
verarbeitef worden sind oder 

ii) daß diese Vormaterialien im Sinne dieses Protokolls 
Ursprungserzeugntsse Ceutas und Melülas oder der 
Gemeinschaft sind, sofern sie Be- oder Verarberturv 
gen unterzogen worden sind, die über die nicht aus¬ 
reichenden Be- oder Verarbeitungen im Sinne des 
Artikels 7 hinausgehen; 

(3) Ceuta und Melilla gelten als ein Gebiet. 

(4) Der Ausführer oder sein bevollmächtigter Vertreter ist ver- 
pflichtef, in Feld 2 der Warenverkehrsbescheinigungen EUR.1 die 
Vermerke „Estland“ und „Ceuta und Melilla“ einzutragen. Bei 
Ursprungserzeugnissen Ceutas und Melillas ist ferner d« 
Ursprungseigenschaft in Feld 4 der Warenverkehrsbescheinigun¬ 
gen EUR.1 einzutragen. 

(5) Die spanischen Zollbehörden gewährleisten die Durch¬ 
führung dieses Protokolls in Ceuta und Melilla. 

Titel VII 

Schlußbestimmungen 

Artikel 36 

Änderungen des Protokolls 

Der Assoziationsrat prüft alte zwei Jahre oder auf Ersuchen 
Estlands oder der Gemeinschaft die Anwendung dieses Proto¬ 
kolls, um die erforderlichen Änderungen oder Anpassungen vor- 
zunehmen. 

Bei dieser Prüfung ist insbesondere die Beteiligung der Vertrags¬ 
parteien an Freihandelszonen oder Zollunionen mrt Dnttländem 
zu berücksichtigen, 

Artikel 37 

Ausschuß für Zusammenarbeit im Zoll'wesen 

(1) Es wird ein „Ausschuß für Zusammenarbeit im Zollweseo' 
eingesetzt, der beauftragt ist, im Hinblick auf die ordnungs¬ 
gemäße und einheitliche Anwendung dieses Protokolls die 
Zusammenarbeit der Verwaltungen sicherzustelten und alle sonsti¬ 
gen Aufgaben auf dem Gebiet des Zoltwesens durchzuführen, de 
ihm übertragen werden. 

(2) Der Ausschuß setzt sich einerseits aus Sachverständigen 
der Mitgliedstaaten und aus für Zoltfragen verarrtwortlichen 
Beamten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
und andererseits aus von Estland benannten Sachverständigen 
zusammen. 
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Artikel 38 
Anhänge 

Die Anhänge sind Bestandteil dieses Protokolls, 

Artikel 39 

Durchführung des Protokolls 

Die Gemeinschaft und Estland treffen jeweils für ihren Bereich 
die zur Durchführung dieses Protokolls erforderlichen Maß¬ 
nahmen. 

Artikel 40 

Vereinbarungen mit Lettland und Litauen 

Die Vertragsparteien treffen die erforderlichen Maßnahmen für 
den Abschluß von Vereinbarungen mit Lettland und Litauen, um 
die Durchführung dieses Protokolls zu ermöglichen. Die Vertrags¬ 


parteien notifizieren einander die zu diesem Zweck getretenen 
Maßnahmen. 

Artikel 41 

Waren im Durchfuhrverkehr oder im Zollager 

Auf Waren, die sich am Tag des Inkrafttretens des Abkommens 
über Freihandel und Handelsfragen auf dem Transprort befinden 
oder in der Gemeinschaft oder in Estland oder, soweit Artikel 4 
anwendbar ist in Lettland oder Litauen unter die Regelung für die 
vorübergehende Verwahrung, die Zollager- und Freizonenrege¬ 
lung fallen, kann das Abkommen angewandt werden, wenn den 
Zollbehörden des Einfuhrlands innerhalb von vier Monaten nach 
diesem Zeitpunkt eine nachträglich von den zuständigen Behör¬ 
den des Ausfuhrlands ausgestellte Warenverkehrsbescheinigung 
EUR.1 sowie Unterlagen zum Nachweis der unmittelbaren Beför¬ 
derung vorgelegt werden. 
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Anhang I 
Bemerkungen 


Vorbemerkung 

Diese Bemerkungen gelten in den entsprechenden Fällen auch 
für alle Erzeugnisse, die unter Verwendung von Vormaferialien 
ohne Ursprungseigenschaft hergestellt werden, und zwar auch 
dann, wenn diese Erzeugnisse nicht Gegenstand besonderer 
Voraussetzungen gemäß der Liste des Anhangs II sind, sondern 
allein der Regel des Wechsels der Position gemäß Artikel 6 
Absatz 1 unterliegen. 

Bemerkung 1 

1.1 Die ersten beiden Spalten in dieser Liste beschreiben die 
hergestellten Erzeugnisse, ln der ersten Spalte steht die 
Position oder das Kapitel nach dem Harmonisierten System, 
in der zweiten Sparte die Warenbezeichnung, die im Harmo¬ 
nisierten System für diese Position oder dieses Kapitel 
verwendet wird. Für jede Eintragung in den ersten beiden 
Spalten ist in Spalte 3 eine Regel vorgesehen. Steht vor der 
Eintragung in der ersten Spalte ein ,ex“, so bedeutet dies, 
daß die Regel in Spalte 3 nur für jenen Teil der Position oder 
des Kapitels gilt, der in Spalte 2 genannt ist. 

1.2 In Spalte 1 sind in bestimmten Fällen mehrere Positionen 
zusammengefaßt oder Kapitel angeführt; dementsprechend 
ist die zugehörige Warenbezeichnung in Spalte 2 in allgemei¬ 
ner Form enthalten. Die entsprechende Regel in Spalte 3 
bezieht sich dann auf alle Waren, die gemäß dem Harmoni¬ 
sierten System in die Positionen des Kapitels oder in jede der 
Positionen einzureihen sind, die in Spalte 1 zusammengefaflt 
sind. 

1.3 Wenn in dieser Liste verschiedene Regeln angeführt sind, die 
auf verschiedene Waren einer Position anzuwenden sind, 
enthält jede Eintragung die Bezeichnung jenes Teils der 
Position, auf die sich die entsprechende Regel in Spalte 3 
bezieht. 

Bemerkung 2 

2.1 Bei allen Positionen oder Teilen einer Position, die nicht in 
dieser Liste angeführt sind, gilt die Regel des Wechsels der 
Position gemäß Artikel 6 Absatz 1. Wenn bei einer Eintra¬ 
gung in der Liste das Erfordernis des Wechsels der Position 
gilt, dann ist dies bei der Regel in Sparte 3 angegeben, 

2.2 Die gemäß einer Regel in Sparte 3 erforderlichen Be- oder 
Verarbeitungen müssen nur an den verwendeten Vormafe¬ 
rialien ohne Ursprungseigenschaft vorgenommen werden. 
Ebenso beziehen sich die in einer Regel in Spalte 3 enthalte¬ 
nen Beschränkungen nur auf verwendete Vormaferialien 
ohne Ursprungseigenschaft. 

2.3 Wenn eine Regel besagt, daß „Vormaferialien jeder Position" 
verwendet werden können, können Vormaterialien dersel¬ 
ben Position wie die hergesfellte Ware ebenfalls verwendet 
werden, wenn die besonderen Beschränkungen beachtet 
werden, die die Regel enthält. Jedoch bedeutet der Aus¬ 
druck „Herstellen aus Vormaterialien jeder Position, ein¬ 
schließlich anderer Vormaterialien der Position ...“, daß nur 
Vormaferialien derselben Position wie die hergestellte Ware 
mit einer anderen Warenbezeichnung als der, die sich aus 
Spalte 2 ergibt, verwendet werden können. 

2.4 Wird eine Ware, die aus eingeführten Vormaterialien her- 
gestellt wurde und dabei durch die Regel des Wechsels der 
Position oder durch ihre eigene Regel in dieser Liste die 
Ursprungseigenschaft erworben hat, zur Fterstellung einer 
anderen Ware verwendet, so wird auf sie eine für die andere 
Ware vorgesehene Regel nicht angewendet. 

Beispiel; 

Ein Motor der Position 8407, für den die Regel in dieser Liste 
vorsieht, daß der Wert der verwendbaren Vormaterialien 
ohne Ursprungseigenschaft 40 v.H. des Ab-Werk-Preises 


nicht übersteigen darf, wird aus vorgeschmiedetem, legier¬ 
tem Stahl der Position 7224 hergesteltt. 

Wenn dieser vorgeschmiedete Stahl in dem betreffenden 
Land aus einem Ingot ohne Ursprungseigenschaft ge¬ 
schmiedet wurde, hat er bereits die Ursprungseigenschaft 
durch die Regel der Position ex 7224 dieser Liste erworben. 
Bei der Berechnung der Wertanteile für den Motor kann der 
geschmiedete Stahl daher als Ursprungserzeugnis ange¬ 
rechnet werden, ohne Rücksicht darauf, ob er im selben 
Unternehmen oder in einem anderen hergesteltt wurde. Der 
Wert des Ingots ohne Ursprungseigenschaft wird daher 
nicht zu den bei der Herstellung des Motors verwendeten 
Vonmaterialien gerechnet. 

2.5 Selbst wenn die Regel des Wechsels der Position oder die in 
dieser Liste enthaltene Regel erfüllt ist, hat die hergesteirte 
Ware nicht die Ursprungseigenschaft, wenn der vorgenom¬ 
mene Herstellungsvorgang insgesamt nicht ausreichend im 
Sinne des Artikels 7 ist. 

Bemerkung 3 

3.1 Die Regel in dieser Liste legt das Mindestausmaß der 
erforderlichen Be- oder Verarbeitungen fest, ein darüber 
hinausgehender Herstellungsvorgang verleiht gleichfalls die 
Ursprungseigenschaft; umgekehrt verleiht ein weniger wert 
gehender Herstellungsvorgang nicht die Urspirungseigen- 
schaft. Wenn daher eine Fteget vorsieht, daß Vormaterial 
ohne Ursprungseigenschaft einer bestimmten Verarbei¬ 
tungsstufe verwendet werden kann, ist auch die Verwen¬ 
dung von Vormaterial dieser Art auf einer vorgehenden Ver¬ 
arbeitungsstufe zulässig, nicht aber die Verwendung von 
solchem Vormaterial auf einer höheren Verarbeitungsstufe. 

3.2 Wenn diese Regel in dieser Liste vorsieht, daß eine Ware aus 
mehr als einem Vormaterial hergestellt werden kann, bedeu¬ 
tet dies, daß eines oder mehrere dieser Vormaterialien ver¬ 
wendet werden können; es müssen aber nicht aJle verwen¬ 
det werden. 

Beispiel: 

Die Regel für Gewebe sieht vor, daß natürliche Fasern ver¬ 
wendet werden können, daß aber chemische Vormatenalien 
- neben anderen - ebenfalls verwendet werden können, man 
kann sowohl die einen als auch die anderen oder beide ver¬ 
wenden. 

Bezieht sich hingegen eine ESeschränkung auf ein Vormate¬ 
rial und eine andere Beschränkung in derselben Flegel auf 
ein anderes Vormaterial, dann ist nur die auf das tatsächlich 
vervzendete Vormaterial bezügliche Beschränkung anzu- 
vzenden. 

Beispiel: 

Die Regel für Nähmaschinen sieht vor, daß der verwendete 
Mechanismus für die Obertadenzuführung ein Ursprungs¬ 
erzeugnis sein muß und daß die verwendeten Steuerorgane 
für den 2ick-2ack-Stich gleichfalls Ursprungseigenschatt 
haben müssen; beide Beschränkungen finden nur dann 
Anwendung, wenn die betreffenden Mechanismen auch 
tatsächlich in die Nähmaschine eingebaut werden. 

3.3 Wenn eine Regel in dieser Liste vorsieht, daß eine V7are aus 
einem bestimmten Vormatenal hergeslellt werden muß, so 
schließt diese Bedingung die Verwendung anderer Vormate¬ 
rialien nicht aus, die ihrer Natur nach nicht unter diese Flegel 
fallen können. 

Beispiel: 

Die Regel für die Position 1904 schließt die Verwendung von 
Getreide und seinen Folgeprodukten ausdrücklich aus, ver¬ 
hindert aber nicht die Verwendung von Salzen, Chemikalien 
und anderen 2usätzen, die nicht aus Getreide hergesteirt 
werden. 
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Beispiel; 

Bei einer Ware aus Vliesstoffen ist die Verwendung nur von 
Garnen ohne Ursprungseigenschaft zulässig; obwohl Vlies¬ 
stoffe normalerweise nicht aus Garnen hergestellt werden 
können, darf man jedoch nicht von Vliesstoffen ausgehen. In 
solchen Fällen müßte das zulässige Vormaterial normaler¬ 
weise eine Stufe vor dem Vliesstoff liegen, d. h. auf der Stufe 
der Fasern. 

Bezüglich Textilien siehe auch Bemerkung 6.3. 

3.4 Sind in einer Regel in dieser Liste als Höchstwert für die zu¬ 
lässigen Vormaterialien ohne Ursprungseigenschaft zwei 
oder mehr Vomhundertsätze vorgesehen, so dürfen diese 
nicht zusammengezählt werden. Der Gesamtwert alter Vor¬ 
materialien ohne Ursprungseigenschaft darf den höchsten 
der vorgesehenen VomhurKlertsätze niemals überschreiten. 
Darüber hinaus dürfen die einzelnen Vomhundertsätze 
bezüglich der jeweiligen Vormaterialien, für die sie vorgese¬ 
hen sind, nicht überschritten werden. 

Bemerkung 4 

4.1 Der in dieser Liste verwendete Begriff .natürliche Fasern“ 
bezieht sich auf alle Fasern, die nicht künstlich oder syntt)e- 
tisch sifKl; er ist auf die Verarbeitungsstufen vor dem Spin¬ 
nen beschränkt urtd schließt auch Ab^le ein. Soweit nichts 
Gegenteiliges bestimmt isL umfaßt er daher auch Fasern, die 
gekrempelL gekämmt oder auf andere Weise bearbeitet, 
aber ruxh nicht gesponnen sind. 

4.2 Der Begriff ,/iatürtiche Fasern“ umfaßt Roßhaar der Position 
0503, Seide der Positionen 5002 urxl 5003, Wolle, feine und 
grobe Tierhaare der Positionen 5101 bis 5105, Baumwolle 
der Positionen 5201 bis 5203 urtd andere pflanzliche Spinn¬ 
stoffe der Positionen 5301 bis 5305. 

4.3 Oie Begriffe .Spinnmasse*, .chemische Materialien“ und 
.Materialien für die Papierherstellung* stehen in dieser Liste 
als Beispiel für alle nicht in die Kapitel 50 bis 63 einzureihen¬ 
den Vormaterialien, die für die Herstellung künstlicher oder 
synthetischer Fasern oder Game oder solcher aus Papier 
verwendet werden können. 

4.4 Oer in dieser Liste verwendete Begriff „synthetische oder 
künstliche Spinnfasern“ bezieht sich auf synthetische oder 
künstliche Spinnfasern oder auf Abfälle der Positionen 5501 
bis 5507. 

Bemerkung 5 

5.1 Wird bei einem Erzeugnis in dieser Liste auf diese Bemer¬ 
kung verwiesen, so werden die in Spalte 3 der Liste vorgese¬ 
henen Bedingungen auf alle bei ihrer Herstellung verwen¬ 
deten textilen Grundmaterialien nicht angewendet, die 
zusammengenommen 10 v. H. oder weniger des Gesamtge¬ 
wichts aller verwendeten textilen Grundmaterialien ausma¬ 
chen (siehe jedoch auch die folgenden Bemerkungen 5.3 
und 5.4). 

5.2 Diese Toleranz kann jedoch nur auf Mischerzeugnisse ange¬ 
wendet werden, die aus zwei oder mehr textilen Grundmate¬ 
rialien hergestellt sind. 

Textile Grundmaterialien sind 

- Seide. 

- Wolle, 

- grobe Tierhaare. 

- feine Tierhaare. 

- Roßhaar, 

- Baumwolle, 

- Materialien für die Papierherstellung und Papier, 

- Flachs, 

- Hanf, 

- Jute und andere textile Bastfasern, 

- Sisal und andere textile Agavefasern. 


- Kokos, Abaca, Ramie und andere pflanzliche Spinn¬ 
stoffe, 

- synthetische Filamente, 

- künstliche Filamente, 

- synthetische Spinnfasern. 

- künstliche Spinnfasern. 

Beispiel: 

Ein Garn der Fk>sition 5205, das aus Baumwoltfasem der 
Position 5203 und aus synthetischen Spinnfasern der Posi¬ 
tion 5506 hergestellt ist, tet ein Mischgarn. Daher können 
synthetische Spinnfasern ohrte Ursprungseigeftschaft, die 
die Urspruftgsi^geln nicht erfüllen (die das Flerstellen aus 
chemischen Vormaterialien oder Spinnmasse verlangen), bis 
zu 10 v.H. des Gewichts des Gams verwendet werden. 

Beispiel: 

Ein Kammgamgewebe aus Wolle der Position 5112. das aus 
Kammgarn aus Wolle der Position 5107 urxf aus Garn aus 
synthetischen Spinnfasem der Position K09 hergesteitt ist 
ist ein Mischgewebe. Daher kartn synth^sches Garn, das 
die Ursprungsregeln nicht erfüllt (die das Herstellen aus che¬ 
mischen Vormaterialien oder Spinrtmasse verlangen), oder 
Kammgarn aus Wolle, das den Ursprurrgsregeln nicht ent¬ 
spricht (die das Herstellen aus Natiäfasem, weder gekrem¬ 
pelt no<^ gekämmt, oder artderweit für das Spinnen vorbe¬ 
reitet, verlangen) oder eine Mischung aus diesen beiden 
Gamarten bis zu 10 v.H. des Gewichts des Gewebes ver¬ 
wendet werden. 

Beispiel; 

Ein getuftetes Spinnstofferzeugnis der Position 5802, das 
aus Baumwoligam der Position 5205 und aus Baumwollge- 
webe der Position 5210 hergestellt ist ist nur dann eine 
Mischware, wenn das Baumwotigewebe selbst ein Mischge¬ 
webe aus Garnen ist die in zwei verschiedenen Positionen 
eingereiht werden, oder wenn die verwendeten Baumwoll¬ 
garne selbst eine Misch wäre sind. 

Beispiel: 

Wenn das betreffende getuftete Spinnstofferzeugnis aus 
Baumwoligam der Position 5205 und aus synthetischem 
Gewebe der Position 5407 hergestellt worden ist, sind die 
verwendeten Game zwei verschiedene textile Grundmateria¬ 
lien und ist das getuftete Spinnstofferzeugnis folglich eine 
Mischware. 

Beispiel; 

Ein gelüfteter Teppich, der aus künstlichen Garnen und aus 
Baumwollgamen und einem Grundgewebe aus Jute herge¬ 
stellt ist, ist eine Mischware, weil drei textile Grundmate- 
riaiien verwendet worden sind. Daher können alle anderen 
Vormaterialien ohne Ursprungseigenschaft einer weiteren 
Verarbeitungsstufe, als die Regel erlaubt, verwendet wer¬ 
den. wenn ihr Gesamtgewicht 10 v.H. des Gewichts der 
textilen Vormaterialien in dem Teppich nicht überschreitet. 
Das Grundgewebe aus Jute und/oder die künstlichen Game 
können in dieser Verarbeitungsstufe eingeführt werden, vor¬ 
ausgesetzt, die Gewichtsgrenze ist eingehatten. 

5.3 Diese Toleranz erhöht sich auf 20 v.H. oder weniger des 
Gesamtgewichts für Waren aus Poiyurethangamen mit 
Zwischenstücken aus elastischen Polyethersegmenten, 
auch umsponnen. 

5.4 Diese Toleranz erhöht sich auf 30 v.H. oder weniger des 
Gesamtgewichts für Waren aus Streifen mit eir>er Breite 
von nicht mehr als 5 mm, bestehend aus einer Seele aus 
einem dünnen Aluminiumstreifen oder aus einem mit Alumi¬ 
niumpuder bedeckten oder nicht bedeckten Kunststoffstrei- 
fen, die mit durchsichtigem oder gefärbtem Leim zwischen 
zwei Streifen aus Kunststoff geklebt ist. 
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Bemerkung 6 

6.1 Textile Vormaterialien, ausgenommen Futter und Etnla- 
gestoffe, die nicht die Regel erfüllen, die in Spalte 3 dieser 
Liste für die betreffenden Konfektionswaren vorgesehen ist, 
können dennoch verwendet werden, vorausgesetzt, daß sie 
in eine andere Position als die heigestellte Ware einzureihen 
sind und ihr Wert 8 v.H. des Ab-Werk-Pieises der hergestefl- 
ten Ware nicht überschreitet; dies gilt jedoch nur für jerte 
Spinrrstofferzeugnisse, die in dieser Liste mit eirter auf diese 
Anmerkung bezüglichen FuBnote bezeichnet sirkf. 

6.2 Vormaterialien, die nicht zu den Kapiteln 53 bis 63 gehören, 
können ohne Rücksicht darauf, ob sie Spinnstoffe enthalten 
oder nicht, unbeschränkt verwertdet werden. 

Beispiel: 

Wenn eine Regel in der Liste vorsieht. daB für ein bestimmtes 
Textilerzeugnis, wie etwa lange Hosen, Garn verwendet wer¬ 
den muB, schlieBt dies nicht die Verwendung von Metallge¬ 
genständen, wie etwa Knöpfen aus, weB die Knöpfe nicht zu 
den Kapiteln SO bis 63 gehören. Aus demselben Grurtd ist 
auch die Verwendung von ReiBverschtüssen nicht ausge¬ 
schlossen, obwohl diese in der Regel Spinrtstoffe enthalten. 

6.3 Ihr Wert muß aber bei der Berechnung des Wertes der 
verwendeten Vormaterialien ofme Ursprungseigenschaft 
berücksichtigt werden, wenn eine FTozentregel gilt 

Bemerkung? 

7.1 Als .begünstigte Verfahren* im Sinne der Positionen bzw. 
Unterpositiorren ex 2707, 2713 bis 2715, ex 2901, ex 2902 
und ex 3403 gelten: 

a) die Vakuumdestillation; 

b) die Redestillation zur weitgeherrden Zerlegung’); 

c) das Kracken; 

d) das Reformieren; 

e) die Raffination mit Selektiv-Lösungsmitteln; 

f) die Behandlung mit konzentrierter Schwefelsäure, 
Oleum oder Schwefelsäureanhydrid urxl anschließender 
Neutralisation mit Alkalien sowie Bleichen und Fleinigen 
mit von Natur aktiven Erden, mit Bleicherde oder Aktiv¬ 
kohle und Bauxit; 

g) die Polymerisation; 

h) die Alkylierung; 

i) die Isomerisation. 


Stöhe die zusätzliche Anmedcung 4b zu Kapitei 27 der Kombinierten Nomeirklatur. 


7.2 Als „begünstigte Verfahren“ im Sinne der Position 2710 bis 
2712 gelten: 

a) die Vakuumdestillation; 

b) die Redestillation zur weitgehenden Zerlegung; 

c) das Kracken; 

d) das Reformieren; 

e) die Raffination mit Selektiv-Lösungsmitteln; 

Q die Behandlung mit kortzentrierter Schwefelsäure, 
Oleum oder Schwefelsaureanhydrid und anschlieSerxier 
NeutraTisation mit Alkalien sowie Bleichen und Reinigen 
mit von Natur aktiven Erden, mit Bleicherde oder Aktiv¬ 
kohle oder Bauxit; 

g) die Polymerisation; 

h) die Alkylierung; 

0 die Isomerisation; 

k) nur für Schvi^röle der Unterposition ex 2710: das Ent- 
schwefeln unter Verwendung von W£KsefStoff, wervi 
dabei der Schwefelgehan der Erzeugnisse um minde¬ 
stens 85 % vennindert wird (Methode ASTM 01266-59 T); 

l) nur für Erzeugnisse der Position 2710: das Entparaffinie- 
ren, ausgertommen einfaches FBtem; 

m) fHjr für Schweröle der Unterposition ex 2710: die 
Behandlung mit Wasserstoff bei einem Druck Ober 20 bar 
und einer Temperatur Ober 250 *C mit Hilfe eines Kataly¬ 
sators zu anderen Zwecken als zum Entschwefein, wervi 
dabei der Wasserstoff aktiv an einer chemischen Reak¬ 
tion beteiligt ist Die Nachbehandlung von Schmierölen 
der Unterposition ex 2710 mit Wasserstoff (zum Beispiel 
Hydrofinishfaig oder Entfärbung) zur Verbesserung insbe¬ 
sondere der Farbe oder der Stabilität gilt jed(x:h nicht als 
begünstigtes Verfahren; 

n) nur für Heizöl der Unterposition ex 2710: die atmo¬ 
sphärische Destillation, wenn bei der Destillation der 
Erzeugnisse nach ASTM D 86 bis 300 *C einschiie8lich 
der Destillationsverluste weniger als 30 RHT übergehen; 

o) nur für Schweröle, andere als Gasöl und Heizöl der 
Unterposition ex 2710: die Bearbeitung durch elektrische 
Hochfrequenz-Entladung. 

7.3 Im Sinne der Positionen bzw. Unterpositionen ex 2707,2713 
bis 2715, ex 2901, ex 2902 und ex 3403 verleihen einfache 
Behandlungen wie das Reinigen, das Klären, das Entsalzen, 
das Abscheiden des Wassers, das Filtern, das Färben, das 
Markieren, die Gewinnung eines bestimmten Schwefelge¬ 
halts durch Mischen von Erzeugnissen mit unterschiedli¬ 
chem Schwefelgehalt, alle Kombinationen dieser Behand¬ 
lungen oder ähnliche Behandlungen nicht die Ursprungse¬ 
genschaft. 
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Anhang II 

Liste der Be- oder Verarbeitungen, 

die an Vormaterialien ohne Ursprungseigenschaft vorgerKxnmen werden müssen, 
um der hergesteltten Ware die Ursprungseigenschaften zu verleihen 


HS-Position 


Warenbezeichnung 


Be- oder Verarbeitungen von Vormaterialien 
ohne Ursprungseigenschaft, die Ursprung 
verleihen 


( 1 ) 


( 2 ) 


(3) 


0201 


0202 


0206 


0210 


Fleisch von Rindern, frisch oder 
gekühlt 


Fleisch von Rirtdem, gefroren 


Genießbare Schlachtneberterzeugnisse 
von Rindern, Schweinen, Schafen, 
Ziegen, Pferden, Eseln, Maultieren 
oder Mauleseln, frisch, gekühlt oder 
gefroren 

Fleisch urtd genießbare Schlachtneben¬ 
erzeugnisse, gesalzen, in Salzlake, 
getrocknet oder geräuchert: 
genießbares Mehl von Reisch oder von 
ScMachtnebenerzeugnissen 


Herstellen aus Vormaterialien jeder Position, 
ausgenommen Fleisch von Rindern, gefroren, 
der Position 0202 

Herstellen aus Vormaterialien jeder Position, 
ausgerK>mmen Fleisch von Rirvlem, frisch 
oder gekühlt, der Position 0201 

Herstellen aus Vormaterialien jeder Position, 
ausgenommen Tierkörper der Positionen 
0201 bis 0205 


Herstellen aus Vormaterialien jeder Position, 
ausgenommen Reisch urxl Schlachtneberv 
erzeugnisse der Positionen 0201 bis 0206 
und 0208 oder Geflügellebem der Position 
0207 


0302 

bis 

0305 


Fisch, ariderer als lebend 


Hersteilen, bei dem alle verwendeten Vor¬ 
materialien des Kapitels 3 Ursprungswaren 


sein müssen 


0402, 

0404 

bis 

0406 


Milch und Milcherzeugnisse 


Herstellen aus Vormaterialien jeder Position, 
ausgenommen Milch oder Rahm der Position 
0401 oder 0402 
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(1) 

(2) 

(3) 

0403 

Buttermilch, saure Milch und 
saurer Rahm, Joghurt, Kefir ur>d 
andere fermentierte oder gesäuerte 
Milch (einschließiich Rahm), auch 
eingedickt oder aromatisiert, auch 
mit Zusatz von Zucker, arxieren 
Süßmitteln, Früchten oder Kakao 

Herstellen, bei dem 

• alle verwendeten Vormaterialien 

des Kapitels 4 Ursprungswaren sein 
müssen 

verwendete Fruchtsäfte (ausge¬ 
nommen Ananas-, Limorwn-, 
Limetten- und Grapefruitsäftel der 
Position 2009 Ursprungserzeug¬ 
nisse sind uixi 



der Wert der verwerxieten Vor¬ 
materialien des Kapitels 17 30 v. H. 
des Ab-Werk-Preises der hergestell¬ 
ten Ware nicht überschreitet 

0408 

Vogeleier, nicht in der Schale, und 
Eigelb, frisch, getrocknet, in 

Wasser oder Dampf gekocht, 
geformt, gefroren oder arnJers 
haltbar gemacht, auch mit Zusatz 
von Zucker oder anderen SiUS- 
mitteln 

Herstellen aus Vormaterialien aller 
Positiorten, ausgenommen Vogeleier der 
Position 0407 

ex 0502 

Zubereitete Borsten von Haus¬ 
schweinen oder Wildschweinen 

Reinigen, Desinfizieren, Sortieren utkI 
Gleichrichten von Borsten 

ex 0506 

Knochen urxi Stimbeinzapfen, roh 

Herstellen, bei dem alle verwendeten 
Vormaterialien des Kapitels 2 Ursprungs¬ 
waren sein müssen 

0710 bis 

0713 

Gemüse, die zu Emährungs- 
zwecken verwendet werden, 
gefroren, getrocknet oder vorläufig 
haltbar gemacht; ausgenommen 
die Positionen ex 0710 urKi 
ex 0711 

Herstellen, bei dem alle verwendeten 
Gemüsewaren Ursprungswaren sein 
müssen 

ex 0710 

Zuckermais, auch in Wasser oder 
Dampf gekocht, gefroren 

Herstellen aus frischem oder gekühltem 
Zuckermais 

ex 0711 

Zuckermais, vorläufig haltbar 
gemacht 

Herstellen aus frischem oder gekühltem 
Zuckermais 
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(1) 

(2) 

(3) 

0811 

Früchte, auch in Wasser oder 

Dampf gekocht, gefroren, auch mit 
Zusatz von Zucker oder anderen 
Süßmitteln: 



- mit Zusatz von Zucker 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver¬ 
wendeten Vormaterialien des Kapitels 17 

30 v.H. des Ab-Werk-Preises der Ware 
nicht überschreitet 


- andere 

Herstelien, bei dem alle verwerxfeten 

Früchte Ursprungswaren sein müssen 

0812 

Früchte, vortiufig haltbar gemacht 
(z.B. durch Schwefeldioxid oder in 
Wasser, dem Salz. Schwefeldioxid 
oder andere vorläufig konser* 
vierend wirkende Stoffe zugesetzt 
sind), zum urvnittelbaren Gerujß 
nicht geeignet 

Herstellen, bei dem alle verweixleten 

Früchte Ursprungswaren sein müssen 

0813 

Früchte (ausgerwmmen solche der 
Positionen 0801 bis 0806), 
getrocknet: Genüsche von getrock¬ 
neten Früchten oder von Schalen¬ 
früchten dieses Kapitels 

Herstellen, bei dem alle verwervleten 

Früchte UrsprtHngswaren sein müssen 

0814 

Schalen von Zitrusfrüchten oder 
von Melonen {einschließlich 
Wassermelonen), frisch, gefroren, 
getrocknet oder zum vorläufigen 
Haltbarmachen in Salzlake oder in 
Wasser mit einem Zusatz von 
anderen Stoffen eingelegt 

Herstellen, bei dem alte verwendeten 

Früchte Ursprungswaren sein müssen 
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( 1 ) 

12 ) 

(3) 1 

ex Kapitel 11 

Müllereierzeugnisse; Malz, Stirke, 

Inulin. Kleber von Weizen, ausge* 
nommen Position ex 1106. deren 
Anwendungsvorschriften ruchstehend 
aufgefOhrt sirtd 

Hersteilen, bei dem alle verwendeten 
GetrMe, geni^baren Genoüse. 

Pflaruen, Wurzeln und KrKjiien der 

Position 0714 oder Früchte Ursprungs¬ 
waren sein müssen 

ex 1106 

Mehl und Grieß der getrockneten 
geschälten Hülsenfrüchte der 

Position 0713 

Trocknen und Mahlen von Hülsert- 
früchten der Position 0708 

1301 

ScheUacfc; itatürliche Gummen. Harze. 
Gummiharze und Balsame 

Hersteilen, bei dem der Wert aller ver- 
wervleten Vormaterialien der 

Position 1301 SO v.H. des Ab-Werk- 
Preises der Ware nicht überschreitet 

ex 1302 

Schleime und Verdickungsstoffe von 
Pflaraen. auch modifiziert 

Hersteilen aus nichtmodrfizierten 
Schleimen und Verdickungsstoffen 

1501 

Schweineschmalz: anderes Schweine¬ 
fett urtd Geflügelfett, ausgeschmotzen, 
auch ausgepreßt oder mit Lösurtgs- 
mittein ausgezogen: 



• KiKx:henfett und Abfallfett 

Herstellen aus Vormaterialien aller 
Positionen, artdere als solche der 
Positionen 0203, 0206 oder 0207 oder 
aus Kttochen der Position 0506 


• arxleres 

Hersteiien aus Fleisch oder genießbaren 
Schlachtnebenerzeugnissen von 
Schweinen der Positionen 0203 oder 
0206 oder aus Fleisch oder genieß¬ 
baren Schiachtnebenerzeugnissen von 
Hausgeflügel der Position 0207 

1502 

Fett von Rirrdem, Schafen oder Ziegen, 
roh oder ausgeschmotzen. auch ausge- 
preßt oder mit Lösungsmitteln ausge¬ 
zogen: 



- Knochenfett und Abfallfett 

Herstellen aus Vormaterialien aller 
Positionen, andere als solche der 
Positionen 0201, 0202, 0204 oder 

0206 oder aus Knochen der 

Position 0506 


anderes 


Herstellen, bei dem alle verwendeten 
tierischen Vormaterialien des Kapitels 2 
Ursprungswaren sein müssen 
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111 

(2) 

(3) 

1504 

Fette und Öle sowie deren Fraktionen, von 
Fischen oder Meeressiugetieren, auch 
raffiniert, jedoch nicht chemisch modi¬ 
fiziert: 



Fette und Öle sowie deren Frak¬ 
tionen, von Fischen und Meeres¬ 
säugetieren 

Herstellen aus allen Vormaterialien, eirr- 
schließlich anderer Vormaterialien der 

Position 1504 


andere 

Herstellen, bei dem alle verweixleten 
tierischen Erzeugnisse der Kapitel 2 urvl 3 
Ursprungswaren sein müssen 

ex 1505 

Raffiniertes Lanolin 

Herstellen aus rohem Wollfett der | 

Position 1505 1 

1506 

Andere tierische Fette und Öle sowie deren 
Fraktionen, auch raffiniert, jedoch nicht 
chemisch modifiziert: 

• - 


feste Fraktionen 

Herstellen aus allen Vormaterialien, ein¬ 
schließlich artderer Vormaterialien der 

Position 1506 


andere 

Herstellen, bei dem alle verwertdeten 
tierischen Vormaterialien des Kapitels 2 
Ursprurrgswaren sein müssen 
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( 1 ) 

( 2 ) 

(3) 1 

ex 1507 bis 
1515 

Fette, pflartznche öle sowie derm Fraktionen, auch 
raffiniert, jedoch nicht chemisch mocfifiziert: 



- feste Fraktionen, ausgenommen jene von 

Jojobaöl 

Herstellen aus anderen Waren der | 
Positionen 1507 bis 1515 | 


- andere, ausgenommen: 

1 


— Tungöi (Holzöl) und Oiticiaöi, Myrterv 
wachs urtd Japanwachs 

— zu technischen oder industriellen 
Zwecken, ausgenommen zum Her* 
stellen von Leberrsmitteln 

Herstellen, bei dem alle verwen¬ 
deten pflanzlichen Vormaterialien 
Urspitmgswaren sein müssen 

ex 1516 

Tierische und pflanzliche Fette und Öle sowie 
deren Fraktionen, wiederverestert. auch raffiniert, 
jedoch nicht weiterverarbeitet 

Herstellen, bei dem alle verwerv 
rieten tierischen und pflaruRchen 
VoimsteriaRen Ursprungswaren sein 
müssen 

ex 1517 

Gerrießbare flüssige Mischungen der pflanzlichen 
öle der Positionen 1507 bis 1515 

Herstellen, bei rlem alle verwert- 
deten pflanzlichen Vormaterialien 
Ursprungswaren sein müssen 

ex 1519 

Technische Fettalkohoie von der Art künstlicher 
Wachse 

Herstellen aus Vormaterialien jerler 
Position, einschließlich aus Fett¬ 
säuren der Position 1519 
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(11 

<2) 

(31 

1601 

Würste und ähnliche Erzeugnisse, aus Reisch, 
Schiachtnebenerzeugrtissen oder Blut; 
Lebensmittelzubereitungen auf der Gruryilage 
dieser Erzeugnisse 

Herstellen aus Tieren des Kapitels 1 

1602 

Fleisch, Schlachtrtebenerzeugnisse urxl Blut, 
anders zubereitet oder haltbar gemacht 

Herstellen aus Tieren des Kapitels 1 

• 

1603 

Extrakte ur>d Säfte von Fleisch, Fischen, 
Krebstieren, Weichtieren und anderen wirbel¬ 
losen Wassertieren 

Herstellen aus Tieren des Kapitels 1; alle 
verwendeten Rache, Krebstiere, Weichtiere 
und enderen wirbellosen Wassertiere müssen 
jedoch Ursprungswaren sein 

1604 

Fische, zubereitet oder haltbar gemacht; 

Kaviar urxl Kaviarersatz, aus Fischeiem 
gewonnen 

Herstellen, bei dem der Fisch oder die Rsch- 
eier Ursprurtgswaren sein müssen 

1605 

Krebstiere, Weichtiere und andere wirbellose 
Wassertiere, zubereitet oder haltbar gemacht 

Herstellen, bei dem alle verwendeten Krebs¬ 
tiere, Weichtiere und anderen wirbellosen 
Wassertiere Ursprungswaren sein müssen 
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(1) 

(2) 

(3) 

ex 1701 

Rohr* und ROberuucker sowie chemisch reine 
Saccharose, fest, aromatisiert oder gefirbt 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwen¬ 
deten Vormaterialien des Kapitels 17 30 v.H. 1 
des Ab-Werk*Preises der Ware nicht Ober¬ 
schreitet 

1702 

Andere Zucker. einschlieBfich chemisch reine 
Lactose, Maltose, Glukose und Fructose, 
fest; Zuckersirupe, ohne Zusatz von Aroma* 
oder Farbstoffen; Invertzuckercreme, auch 
mit natOrichem Honig vermischt: Zucker urxl 
Melassen, karamelisiert: 



- chemische reirre Maltose und Fructose 

Herstellen aus Vormaterialien jeder Position, 
einschTießlich arxlerer Vormaterialien der 
Position 1702 


- andere Zucker, fest, aromatisiert oder 

gefärbt 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwen¬ 
deten Vormaterialien des Kapitels 17 30 v.H. 
des Ab-Werk-Preises der Ware nicht über¬ 
schreitet 


andere 

Herstellen, bei dem alle verwendeten Vor¬ 
materialien Ursprungswaren sein müssen 

ex 1703 

Melassen aus der Gewirviung oder Raffirwtion 
von Zucker, aromatisiert oder gefärbt 

Herstellen, bei dem der Wert stier verwetv 
deten Vormaterialien des Kapitels 17 30 v.H. 
des Ab-Werk-Preises der Ware nicht über¬ 
schreitet 

1704 

Zuckerwaren ohne Kakaogehait (einscNieß* 
lieh weiße Schokolade) 

Herstellen aus Vormaterialien, die in eine 
andere Position als die hergesteNte Ware 
einzureihen sind, vorausgesetzt, daß der 

Wert aller verwendeten Vormaterialien des 
Kapitels 17 30 v.H. des AbWerk-Preises der | 
hergestellten Ware nicht überschreitet | 
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(1) 

(2) 

(3) 

1806 

Schokolade und andere kakaohaltige 
Lebensmittelzubereiturigen 

Herstellen aus Vormaterialien, dia in dne 
andara Position als die hergestellte Ware 
einzuraihen sind, vorausgesetzt, daß der 
Wert aller artderen verwendeten Vor¬ 
materialien des Kapitels 17 30 v.H. des 
Ab-Wark-Preises der hergestellten Ware 
nicht Oberschreitet 

1901 

Malzextrakt; Lebensmittelzuberei¬ 
tungen aus Mehl, Grieß, Stirke oder 
Malzextrakt, ohne Gehalt an Kakao¬ 
pulver oder mit einem Gehalt an 
Kakaopulver von weniger als 50 GHT. 
anderweit weder genannt rK>ch inbe¬ 
griffen: Lebensmittelzubereitungen aus 
Waren der. Positionen 0401 bis 0404, 
ohne Gehalt an Kakaopulver oder mit 
einem Gehalt an Kakaopulver von 
weräger als 10 GHT, anderweit weder 
genannt noch inbegriffen: 



Malzextrakt 

Herstellen aus Getreide des Kapitels 10 


- andere 

Herstellen aus Vormaterianen, die in eine 
andere Position als die hergesteUte Ware 
einzureihen sind, vorausgesetzt, daß der 
Wert aller verwendeten Vormaterialien 
des Kapitels 17 30 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet 

1902 

Teigwaren, auch gekocht oder gefüllt 
(mit Fleisch oder anderen Stoffen) oder 
in anderer Weise zubereitet, z.B. 
Spaghetti, Makkaroni, Nudeln, 

Lasagne, Gnocchi, Ravioli, Canrwiloni; 
Couscous, auch zubereitet 

Herstellen, bei dem jedes Getreide (aus- 
genfxnmen Hartweizen), das gesamte 
Fleisch, alle Schlachtnebenerzeugnisse, 
alle Fische, alle Krebstiere oder alle 
Weichtiere Ursprungswaren sein müssen 
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(1» 

(2) 

.3, 

1904 (Fort¬ 
setzung) 

- mit Zusatz von Kakao 

Herstellen aus Vormateriarien, die 
nicht in die Position 1806 einzureihen 
sind, vorausgesetzt, daß der Wert 
aller verwertdeten Materialien des 
Kapitels 17 30 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware rächt 
überschreitet 

1905 

Backwaren, auch kakaohaltig: Hostien, 
leere Oblatenkapseln der fiir Arznei¬ 
waren verwendeten Art, Siegeloblaten, 
getrocknete Teigblätter aus Mehl oder 
Stärke und ähnliche Waren 

Herstellen aus Vormaterialien jeder 
Position, ausgefwmmen aus Vor¬ 
materialien des Kapitels 11 

2001 

Gemüse, Früchte und andere genieß¬ 
bare Pfianzenteile, mit Essig zubereitet 
oder haltbar gemacht 

Herstellen, bei dem alle verwendeten 
Früchte oder Gemüse Urs|}rungswaren 
sein müssen 

2002 

Tomaten, ohrte Essig zubereitet oder 
haltbar gemacht 

Herstellen, bei dem alle verwendeten 
Tomaten Ursprungswaren sein 
müssen 

2003 

Pilze und Trüffeln, ohne Essig zube- 
reitet oder haltbar gemacht 

Herstellen, bei dem alle verwendeten 
Pilze oder Trüffeln Ursprungs waren 
sein müssen 

2004 und 2005 

Anderes Gemüse, ohne Essig zuberei¬ 
tet oder haltbar gemacht, auch 
gefroren 

Herstellen, bei dem alle verwendeten 
Gemüse Ursprurrgswaren sein müssen 

2006 

Früchte, Fruchtschalen und andere 
Pfianzenteile, mit Zucker haltbar 
gemacht (durchtränkt utkI abgetropft, 
glasiert oder kandiert) 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vormaterialien des Kapi¬ 
tels 17 30 v.H. des Ab-Werk-Preises 
der hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 
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11) 

(2) 

(3) 

2007 

KonfttOren, Fruchtgelees, Marmeladen, 
Fruchtmuse und Fruchtpasten, durch 
Kochen hergestellt, auch mit Zusatz 
von Zucker und anderen Si^mitteln 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vormateriaiien des Kapi- 
teto 17 30 V.H. des Ab-Werk-Freises 
der Ware nicht überschreitet 

2008 

Früchte, Nüsse und andere genießbare 
Pftanzentefle, in anderer Weise zube¬ 
reitet oder haltbar gemacht, auch mit 
Zusatz von Zucker, anderen Süß¬ 
mittein oder Alkohol, arvierweit weder 
-genannt iwch inbegriffen: 



- Früchte, in anderer Weise als in 

Wasser oder Dampf gegart, 
ohne Zusatz von Zucker; 
gefroren 

Herstellen, b« dem alle verwervleten 
Früchte Ursprungswaren sein müssen 


- SchalenfrOchte, ohne Zusatz 

von Zucker oder Alkcrftol 

Herstellen unter Verwetvlung von 
Schalenfrüchten und Ölsaaten mit 
Ursprurrgseigenschaft der 

Positionen 0801, 0802 und 1202 bis 

1207, deren Wert 60 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten 

Ware überschreitet 


*- andere 

Herstellen, bei dem alle verwendeten 
VormateriaTien in eine andere Position 
als die hergesteilte Ware einzureihen 
sind, vorausgesetzt, daß der Wert 
aller verwendeten Vormateriaiien ohne 
Ursprungseigenschaft des Kapitels 17 

30 v.H. des Ab-Werk-Preises der 

Ware nicht überschreitet 
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II 

(2) 

(3) 

1 ex 2009 

Fruchtsäfte (einschließlich Trauben* 
most). nicht gegoren, ohne Zusatz von 
Alkohol, auch mit Zusatz von Zucker 
oder anderen Süßmitteln 

Hersteilen, bei dem alle verwertdeten 
VormateriaKen in eine andere Position 
als die hergestellte Ware eiruureihen 
sind, vorausgesetzt, daß der Wert aller 
verwerKleten Vormateriarien ohne 
Ursprungseigenschaft des Kapitels 17 

30 v.H. des Ab-Werk-Preises der Ware 
nicht übersdvehet 

ex 2101 

Geröstete Zichorienwurzein sowie Aus¬ 
züge, Essenzen urtd Konzentrate hieraus 

1 

Herstellen, bei dem alle verwendeten 
Zkhorienwurzeln Ursprungswaren sein 
müssen 

ex 2103 

Zubereitungen zum Herstellen 
von Würzsoßen urvi zubereitete 
Würzsoßen; zusammengesetzte 
Würzmittel 

Herstellen, bei dem alle verwendeten 
Vormaterialien in eine arviere Position 
als <fie hergesteilte Ware einzureihen 
sifvl. SenfmeH oder Senf (einscNießlich 
zubereitetes Senfmehl) disfen jedoch 
verwendet werden 


Senf (eirtschließlich zubereitetes 
Senfmehl) 

Herstellen aus SenfmeN 

ex 2104 

Zubereitungen zum Herstellen 
von Suppen und Brühen sowie 
Zubereitur)gen dafür 

Herstellen aus Vormaterialien jeder 
Position, ausgenommen aus zuberei¬ 
teten oder haltbar gemachten Gemüsen 
der Positionen 2002 bis 2005 


• Zusammengesetzte homogeiü- 

sierte Lebensmittelzubereitungen 

Die Regel für die Position, zu der das 
Erzeugnis in loser Schüttung gehören 
würde, findet Anwendung 

ex 2106 

Zuckersirupe, aromatisiert oder gefärbt 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver- D 
wendeten Vormaterialien des Kapi- | 

tels 17 30 V.H. des Ab-Werk-Preises 1 

der Ware nicht überschreitet | 
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(1) 

(2) 

(3) 

ex 2303 

Rückstände von der Maisstärkegewiiv 
nung (ausgenonwnen eingedicktes Mais¬ 
quellwasser) mit eir>em auf den ^ 

Trockenstoff bezogenen Proteingehalt 
von mehr als 40 GHT 

Herstellen, bei dem der gesamte ver- 
werrdete Mais Ursprungs ware sein muß 

ex 2306 

Olivendlkuchen und andere Rückstände 
aus der Gewinnung von Olivenöl mit 
eirwm GehaH an Olivenöi von mehr als 

3 GHT 

Herstellen, bei dem alle verwendeten 
Oliven Ursprungswaren sein müssen 

2309 

Zubereitungen der zur Fütterurtg ver¬ 
wendeten Art 

Herstellen, bei dem das gesamte ver¬ 
wendete Getreide, Zucker oder 

Melassen, Fleisch oder Milch 
Ursprungswaren sein müssen 

2402 

Zigarren (einschäeSlieh Stumpen). 
Zigarillos und Zigaretten, aus Tabak 
oder Tabakersatzstoffen 

Herstellen, bd dem mindestens 70 GHT 
des verwendeten unverarbeiteten 

Tabaks oder der verwervJeten Tabaks- 
abfäüe der Position 2401 Ursprungs¬ 
waren sein müssen 

ex 2403 

Rauchtabak 

Herstellen, bei dem mindestens 70 GHT 
des verwerrdeten unverarbeiteten 

Tabaks oder der verwendeten Tabaks¬ 
abfälle der Position 2401 Ursprungs¬ 
waren sein müssen 

ex 2504 

Natürlicher, kristalliner Graphit mit ange¬ 
reichertem Kohlenstoffgehalt,. gereinigt, 
gemahlen 

Anreicherung des KoNenstoffgehalts, 
Reinigen und Mahlen von kristallinem 
Rohgraphit 

ex 2515 

Marmor, durch Sägen oder auf andere 
Weise lediglich zerteilt, in Blöcken oder 
quadratischen oder rechteckigen Platten 
mit einer Dicke von 25 cm oder weniger 

Zerteilen von Marmor, auch bereits 
zerteiltem, mit einer Dicke von rrtehr als 
25 cm. durch Sägen oder auf aridere 
Weise 
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(1) 

(2) 

(3) 

ex 2516 

Granit. Porphyr, Basalt, Sandstein urtd 
andere Werksteine, durch Sägen oder 
auf andere Weise lediglich zerteilt, in 
Blöcken oder quadratischen oder recht¬ 
eckigen Platten mit einer Dicke von 25 
cm oder weniger 

Zerteilen von Steinen, auch bereits 
zerteilten, mit einer Dicke von mehr als 
25 cm, durch Sägen oder auf andere 
Weise 

ex 2518 

Dolomit, gebrannt 

Brennen von nicht gebrar>ntem Dolomit 

ex 2519 

NatOriiches Magnesiumcarbonat 
(Magr>esit), gebrochen in luftdicht ver¬ 
schlossenen Behältnissen; Magnesium- 
oxid, auch rein, ausgenommen 

Magnesia und geschmolzene tot¬ 
gebrannte (gesinterte) Magnesia 

Herstellen aus Vormaterialien, die in 
eine arxfere Position als die hergestellte 
Ware einzureihen sind; jedoch kann 
natürliches Magnesiumcarbonat 
(Magnesium) verwendet werden 

ex 2520 

Gips, zu zahnärztlichen Zwecken beson¬ 
ders zubereitet 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver¬ 
wendeten Vormaterialien 50 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 

ex 2524 

Natürliche Asbestfasern 

Herstellen aus Asbestkoruentrat 

ex 2525 

Glimmerpulver 

Mahlen von Glimmer und Glimmerabfall 

ex 2530 

Farberden, gebrannt oder gemaNen 

Brennen oder Mahlen von Farberden 

ex 2707 

1 

1 

Öle, in denen die aromatischen Bestand¬ 
teile gegenüber den nichtaromatischen 
Bestandteilen gewichtsmäßig überwie¬ 
gen und die ähnlich sind den Mineralölen 
und anderen Eaeugnissen der Destilla¬ 
tion des Hochtemperatur-Steinkohlerv 
teers, bei deren Destillation bis 250 ®C 
mindestens 65 RHT übergehen (ein¬ 
schließlich der Benzin-Benzol-Gemische), 
zur Verwendung als Kraft- oder Heiz¬ 
stoffe 

Raffination und/oder ein oder mehrere 
begünstigte(s) Verfahren 

Andere Verfahren, bei denen alle Vor¬ 
materialien in eine andere Position als 
die hergestellte Ware einzureihen sind. 
Jedoch können Vormaterialien der 
gleichen Position verwerxJet werden, 
wenn ihr Wert 50 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 


(1) Siehe einleitende Bemerkung 7 - Anhang 1. 
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(2) 

(3) 1 

ex 2709 

Erdöl ufxl öl aus bituminösen 

Mineralien, roh 

Schwellung bituminöser Mineralien 

2710 bis 

2712 

Erdöl und Öl aus bituminösen 

Mineralien, ausgenommen rohe öle; 
Zubereitungen mit eirtem Gehalt an 

Erdöl oder Öl aus bituminösen 

Mineralien von 70 GHT oder mehr, in 
derten diese Öle den Charakter der 

Waren bestimmen, artderweh weder 
genannt rtoeh irtbegriffen 

Raffination und/oder ein oder mehrere 
begünstigtefs) Verfahren 

Andere Verfahren, bei derten alle Vor- 
ihaterialien in eine andere Position als 
die hergesteilte Ware einzureihen sirtd. 
Jedoch könrten Vormaterialien der 
gleichen Position verwendet werden, 
wertn ihr Wert 50 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergesteliten Ware 
nicht überschreitet 


Erdgas urtd andere gasförmige KoNen- 
wasserstoffe 



Vaselin: Paraffki, mikroskristaliines 
Erdölwachs, paraffmischa ROckstinde 
("slack wax”), Ozokerit, Montanwachs. 
Torfwachs, andere Mineralwachse utkI 
ihnliche durch Synthese oder andere 
Verfahren gewonnene Erzeugnisse, auch 
gefirbt 


2713 bis 

2715 

Petrolkoks, Bitumen aus Erdöl und 
andere Rückstände aus Erdöl oder Öl 
aus bituminösen Mineralien 

Raffination utxl/oder ein oder mehrere 
begünstigteis) Verfahren (') 


Naturbitumen urxl Naturasphalt; 
bituminöse oder ölhaltige ScNefer und 
Sande; Asphattite und Asphaltgestein 

Bituminöse Mischungen auf der Grund¬ 
lage von Naturasphalt oder Natur¬ 
bitumen, Bitumen aus Erdöl, Mineralteer 
oder Mirreralteerpech 

Andere Verfahren, bei denen alle 
Vormaterialien in eine andere Position 
als die hergesteltte Ware eiruureihen 
sind. Jedoch können Vormaterialien der 
gleichen Position verwendet werden, 
wenn ihr Wert 50 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht 0 

überschreitet | 


(1) Siehe einleitende Bemerkung 7 - Anhang I. 
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(1) 

(2) 

<3) 

ex Kapitel 28 

Anorganische chemische Erzeugnisse: 
anorgarxsche oder organische Verbiiv 
dungen von Edelmetallen. Seltenerd- 
metaHen. radioaktiven Elementen oder 
Isotopen: ausgerrammen (fie Waren, 
für die unter den rtachfolgenden 
Positionen ex 2811 ur>d ex 2833 
besondere Regeln angeführt sind 

Herstellen aus Vormaterialien, die in eine 
andere Position als die hergestellte Ware 
einzureihen sind: jedoch könrten Vor¬ 
materialien derselben Position verwerxJet 
werden, wenn ihr Wert 20 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 

ex 2811 

Schwefeltrioxid 

Herstellen aus Schwefeldioxid 

ex 2833 

Aluminiumsutfate 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver¬ 
wendeten Vormaterialien 50 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 

ex Kapitel 29 

Organische chemische Erzeugnisse; 
ausgenommen die Waren, für <fie unter 
den nachfolgerxien Positiorten 
ex 2901. ex 2902, ex 2905. 2915, 
ex 2932, 2933 und 2934 besondere 
Regeln artgeführt sind 

Herstelien aus Vormaterialien, die in eirte 
andere Position als die hergestellte Ware 
einzureihen sind; Jedoch können Vor¬ 
materialien derselben Position verwerxlet 
werden, wenn ihr Wert 20 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergesteilten Ware 
nicht überschreitet 

ex 2901 

Acyclische Kohlenwasserstoffe, zur 
Verwendung als Kraft- oder Heizstoffe 

Raffination und/oder ein oder mehrere 
begürtstigteCs) Verfahren 


i 

Arxlere Verfahren, bei denen alle Vor¬ 
materialien in eine andere Position als die 
hergestellte Ware einzureihen sind. 

Jedoch können Vormaterialien der 
gleichen Position verwerxiet werden, 
wenn ihr Wert 50 v.H. des AbWerk- 
Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet 


(1) Siehe einleitende Bemerkung 7 - Anhar>g I. 
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11) 

12) 

(3) 

ex 2902 

1 

Cydane und Cyclene (ausgenommen 
Azulene), Benzol, Toluol, Xylole, zur 
Verwendurtg als Kraft- oder Heizstoffe 

Raffination und/oder ein oder mehrere 
begürtstigte(s) Verfahren 

Andere Verfahren, bei denen alle Vor¬ 
materialien in eine artdere Position als 
die hergestellte Ware einzureihen sirtd. 
Jedoch können Vormaterialien der 
gleichen Position verwertdet werden, 
wenn ihr Wert 50 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet 

ex 2905 

Metallalkoholate von Alkoholen dieser 
Position oder von Ethanol oder Glycerin 

Herstellen aus Vormaterialien jeder 
Position, einschließlich aus anderen 
Vormaterialien der Position 2905; 
jedoch können Metallalkoholate dieser 
Position verwendet werden, wenn ihr 
Wert 20 v.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht überschreitet 

2915 

Gesfittigte acyclische einbasische 
CarbonsSuren und ihre Anhydride, Halo¬ 
genide, Peroxide utkJ Peroxysiuren; ihre 
Halogert-, Suifo-, Nitro- oder Nitroso- 
derivate 

Herstellen aus Vormaterialien jeder 
Position; jedoch darf der Wert aller 
Vormaterialien der Position 2915 
oder 2916 irtsgesamt 20 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreiten 

ex 2932 

Innere Ether und deren Halogen-, 
Suifo-, Nitro- oder Nitrosoderivate 

Herstellen aus Vormaterialien jeder 
Position; jedoch darf der Wert aller 
Vormaterialien der Position 2909 

20 v.H. des Ab-Werk-Preises der herge¬ 
stellten Ware nicht überschreiten 


(1) Siehe einleitende Bemerkung 7 - Anhang I. 
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(1) 

(2) 

13) 

ex 2932 (Fort¬ 
setzung) 

- Cyclische Acetale ur>d irviere 

Halbacetale utkI deren Halogerv. 
Suifo-, Nitro- oder Nitrosoderiväte 

Herstellen aus Vormaterialien jeder 
Position 

2933 

Heterocyciache Verbindungen, nur mit 
Stickstoff da Heteroatom(e): Nucteirv 
säuren und ihre Salze 

Herstellen aus Vormaterialien jeder 
Position; jedoch darf der Wert aller 
Vormaterialien der Position 2932 
oder 2933 insgesamt 20 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergesteltten Ware 
rricht überschreiten 

2934 

Andere heterocyclische Verbindungen 

Herstellen aus Vormaterialien, die in 
eine andere Position als die hergesteltte 
Ware einzureihen sind; jedoch können 
Vormaterialien derselben Position ver- 
werxlet werden, wenn ihr Wert 20 v.H. 
des Ab-Werk-Preises der hergestellten 
Ware nicht überschreitet 

ex Kapitel 30 

Pharmazeutische Erzeugnisse: ausge- 
iK>mmen die Waren, für die unter den 
nachfolgerxlen Positionen 3002, 3003 
urrd 3004 besondere Regeln angeführt 
sind 

Herstellen aus Vormaterialien, die in 
eine arxiere Position als die hergestellte 
Ware einzureihen sind; jedoch können 
Vormaterialien derselben Position ver¬ 
wendet werden, wertn ihr Wert 20 v.H. 
des Ab-Werk-Preises der hergestellten 
Ware nicht überschreitet 

3002 

i 

MenscMiches Blut; tierisches Blut zu 
therapeutischen, prophylaktischen oder 
diagnostischen Zwecken zubereitet; 
Antisera und andere Blutfraktionen; 
Vaccirte, Toxine, Kulturen von Mikro¬ 
organismen (ausgenommen Hefen) urxf 
ähnliche Erzeugnisse: 
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Waren, bestehend aus zwei oder 
mehr Bestandteilen, die zu thera¬ 
peutischen oder prophylaktischen 
Zwecken gemischt worden sirnl, 
oder ungemischte Waren zu 
diesen Zwecken, dosiert oder in 
Aufmachurtgen für den Einzel¬ 
verkauf 


artdere: 


menschliches Blut 


tierisches Blut zu therapeu¬ 
tischen oder prophylak¬ 
tischen Zwecken 


Blutfraktionen, andere als 
Antisera, Hämoglobin urxJ 
Serumglobirte 


Herstellen aus Vormaterialien jeder 
Position, einschließlich anderer Vor¬ 
materialien der PosKion 3002; Jedoch 
können Vormaterialien dieser Beschrei¬ 
bung verwendet werden, wenn ihr Wert 
20 V.H. des Ab-Werk-Preises der herge¬ 
stellten Ware nicht überschreitet 


Herstellen aus Vormaterialien jeder 
Position, eirtscNießlich anderer Vor¬ 
materialien der Position 3002; jedoch 
können Vormaterialien dieser Beschrei¬ 
bung verwervfet werden, wenn ihr Wert 
20 v.H. des Ab-Werk-Preises der herge- 
stelHen Ware nicht überschreitet 

Herstellen aus Vormaterialien jeder 
Position, einschließlich artderer Vor¬ 
materialien der Position 3002; jedoch 
körvien Vormaterialien dieser Beschrei¬ 
bung verwendet werden, wenn ihr Wert 
20 v.H. des Ab-Werk-Preises der herge¬ 
stellten Ware nicht überschreitet 

Herstellen aus Vormaterialien jeder 
Position, einschließlich anderer Vor¬ 
materialien der Position 3002; jedoch 
können Vormaterialien dieser Beschrei¬ 
bung verwendet werden, wenn ihr Wert 
20 v.H. des Ab-Werk-Preises der herge¬ 
stellten Ware nicht überschreitet 
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<11 

(2) 

(31 j 

3002 (Fort¬ 
setzung) 

Hämoglobin, Blutgtobutine und 
Serumglobuline 

Herstellen aus Vormaterialien jeder 
Position, einschließlich anderer Vor- 
materiaiien der Position 3002; jedoch 
kämen Vormaterialien dieser Beschrei- 
bung verwertdet werden, wem ihr Wert 
20 V.H. des Ab-Werk-Preises der herge- 
stetiten Ware nicht überschreitet 


arKiere 

Herstellen aus Vormaterialien jeder 
Position, einschließlich anderer Vor¬ 
materialien der Position 3002; jedoch 
können VormateriaTien dieser Beschrei¬ 
bung verwendet werden, wem ihr Wert 
20 v.H. des Ab-Werk-Preises der herge¬ 
stellten Ware nicht überschreitet 

3003 und 3004 

Arzneiwaren (ausgenommen Waren der 
Positionen 3002, 3005 oder 3006) 

Hersteilen, bei dem: 

der Wert aller verwerKleten Vor¬ 
materialien 50 V.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestell¬ 
ten Ware nicht überschreitet und 



- alle verwertdeten Vormaterialien 

in eirw andere Position als die 
hergestellte Ware einzureihen 
sind; jedoch können Vor¬ 
materialien der Position 3003 
oder 3004 verwendet werden, 
wem ihr Wert insgesamt 20 v.H. 
des Ab-Werk-Preises der herge¬ 
stellten Ware nicht überschreitet 
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(1) 

(2) 

13) 

1 ex Kapitel 31 

Düngemittel; ausgenommen die Waren, 
für die unter der nachfolgenden 

Position ex 3105 eine besondere Regel 
angefittirt ist 

Herstellen aus Vormaterialien, die in 
eine arxiere Position als die hergestellte 
Ware eiruureihen sind; jedoch können 
Vormaterialien derselben Position ver- 
werxiet werden, wenn ihr Wert 20 v.H. 
des Ab-Werk-Preises der hergestellten 
Ware nicht überschreitet 

ex 3105 

Mineralische oder chemische Dünge¬ 
mittel. zwei oder drei der düngeiKlen 
Stoffe Stickstoff. Phosphor und Kalium 
enthalterKJ; andere Düngemittel; Erzeug¬ 
nisse dieses Kapitels in Tabletten oder 
ShnKchen Formen oder in Ekuei- 
packungen. mit einem Rohgewicht von 

Herstellen, bei dem 

der Wert aller verwendeten Vor¬ 
materialien 50 V.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestell¬ 
ten Ware nicht überschreitet und 


10 kg oder weniger, ausgervxnmen: 

Natriumnitrat 

Calctumcyanamid 

Kaliumsulfat 

• Kaliummagnesiumsulfat 

alle verwerxleten Vormaterialien 
kl eine andere Position als die 
hergesteilte Ware einzureihen 
sind; jedoch könrwn Vor¬ 
materialien derselben Position 
verwendet werden, wenn ihr 

Wert 20 v.H. des Ab-Werk- 
Preises nicht überschreitet 

ex Kapitel 32 

Gerb- urvf Farbstoffauszüge; Tarmine 
und ihre Derivate; Farbstoffe. Pigmente 
und andere Farbmittel; Anstrichfarben 
und Lacke; Kitte; Tinten; ausgmiommen 
die Waren, für die unter den nach¬ 
folgenden Positionen ex 3201 und 3205 
besondere Regeln angeführt sind 

Herstellen aus Vormaterialien, die in 
eine andere Position als die hergestellte 
Ware einzureihen sind: jedoch können 
Vormaterialien derselben Position ver¬ 
wendet werden, wenn ihr Wert 20 v.H. 
des Ab-Werk-Preises der hergesteliten 
Ware nicht überschreitet 
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(1) 

(2) 

(3) 

ex 3201 

Tannine sowie deren Salze, Ether, Ester 
und andere Derivate 

Herstellen aus Gerbstoffauszügen 
pflanzlichen Ursprungs 

3205 

Farblacke; Zubereitungen im Sinne der 
Anmerkung 3 zu diesem Kapitel auf der 
Grundlage von Farblacken (') 

Herstellen aus Vormaterialien jeder 
Position, ausgenommen der 

Positionen 3202 und 3204; jedoch 
können Vormaterialien der 

Position 3205 verwendet werden, 
wenn ihr Wert 20 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht 
Cberschreitet 

ex Kapitel 33 

Etherische Öle und Resinoide; 
zubereitete Riech-, Körperpflege- oder 
Schönheitsmittel, ausgenommen die 
Waren, für die unter der nachfolgetxlen 
Position 3301 eine besor>dere Regel 
artgeführt ist 

Herstellen aus Vormaterialien, die in 
eine andere Position als die hergestellte 
Ware einzureihen sirxi; jedoch könr>en 
Vormaterialien derselben Position ver- 
werxlet werden, wenn ihr Wert 20 v.H. 
des Ab-Werk-Preises der hergestellten 
Ware nicht überschreitet 

3301 

Etherische Öle (auch terpenfrei 
gemacht), einschließlich 'konkrete" oder 
'absolute* Öle; Resinoide; Konzentrate 
etherischer Öle in Fetten, nicht¬ 
flüchtigen Ölen, Wachsen oder ähn¬ 
lichen Stoffen, durch Enfleurage oder 
Mazeration gewonnen; terpenhaltige 
Neberterzeugnisse aus etherischen Ölen; 
destillierte aromatische Wässer urtd 
wäßrige Lösurtgen etherischer Öle 

Herstellen aus Materialien jeder 

Position, einschließlich aus Vor¬ 
materialien einer arxleren Waren¬ 
gruppe dieser Position; jedoch körv 
nen Vormaterialien derselben Warer>- 
gruppe verwendet werden, wenn ihr 

Wert 20 v.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht überschreitet 


(1) Anmerkung 3 zu Kapitel 32 besagt, daß es sich bei diesen Zubereitungen um solche handelt, wie sie zum 
Färben beliebiger Stoffe oder zum Herstellen von Farbzubereitungen verwendet werden, vorausgesetzt, sie 
sind nicht in eine andere Position des Kapitels 32 einzureihen. 

(2) Als Warengruppe gilt jeder Teil der Position, der von den übrigen Waren durch einen Strichpunkt getrennt 
ist. 
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(1) 

(2) 

(3) 

ex Kapitel 34 

Seifen, orgartische grenzflächenaktive 

Herstellen aus Vormaterialien, die in 


Stoffe, zubereitete Waschmittel. 

eine andere Position als die hergestellte 


zubereitete Schmiermittel, künstliche 

Ware eiruureihen sind; jedoch körtnen 


Wachse, zubereitete Wachse. Schuh- 

Vormaterialien derselben Position ver- 


creme, Scheuerputver und dergleichen. 

wendet werden, wenn ihr Wert 20 v.H. 


Kerzen und ähnCche Erzeugrtisse, 

des Ab-Werk-Preises der hergestellten 


ModeiUermassen, "Dental Wachs" und 
Zubereitungen für zahrtärztiiche Zwecke 
auf der Grundlage von Gips; ausge¬ 
nommen die Waren, für die umer den 
nachfolgenden Positionen ex 3403 
und 3404 besondere Regeln artgeführt 
sind 

Ware nicht überschreitet 

ex 3403 

Zubereitete Schmiermittel, die wertiger 

Raffination urtd/oder ein oder mehrere 


als 70 GHT an Erdöl oder Öl aus bitumi- 

begünstigte(s) Verfahren (') 


nösen Mirteralien enthalten 

Artdere Verfahren, bei derten alle Vor- 
materiaßen in eine andere Position als 
die hergestellte Ware einzureihen sirx). 
Jedoch köniten Vormaterialien der 
gleichen Position verwendet werden, 
wervt ihr Wert SO v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergesteltten Ware nicht 
überschreitet 


(1) Siehe einleitende Bemerkung 7 - Anlage I. 
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1 

(2) 

(3) 

ex 3404 

Künstliche Wachse und zubereitete 
Wachse; 



Künstliche Wachse und 
zubereitete Wachse auf der 
Grundlage von Paraffin. Erdöl¬ 
wachsen oder von Wachsen aus 
bituminösen MineraKen oder von 
paraffinischen Rückstfinden 

Herstellen aus Vormaterialien, die in 
eine atvlara Position als die hergestellte 
Ware eiiuureihen sind. Jedoch können 
Vormaterialien der gleichen Position 
verwerxiet werden, wenn ihr Wert 

50 V.H. des Ab-Werk-Preises der herge¬ 
stellten Ware nicht überschreitet 


arxlere 

Herstellen aus Vormaterialien jeder 
Position, ausgenommen aus 



hydrierten Ölen, die den 

Charakter von Wachsen haben, 
der Position 1516, 



Fettsäuren von chemisch rücht 
eiixfeutig bestimmter Korv 
stitution utxJ technischen Fett¬ 
alkoholen, die den Charakter von 
Wachsen haben, der 

Position 1519, 



- Vormaterialien der 

Position 3404; Jedoch können 
alle diese Vormaterialien ver- 
werxlet werden, wenn ihr Wert 

20 V.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergesteltten Ware insgesamt 
nicht überschreitet. 

ex Kapitel 35 

Eiweißstoffe, modifizierte Stärken; 
Klebstoffe; Enzyme; ausgenommen die 
Waren, für die unter den t\achfolgerxlen 
Positionen 3505 ur>d ex 3507 beson¬ 
dere Regeln angeführt sind 

Herstellen aus Vormaterialien, die in 
eirw andere Position als die hergestellte 
Ware einzureihen sind; jedoch können 
Vormaterialien derselben Position ver¬ 
wendet werden, wenn ihr Wert 20 v.H, 
des Ab-Werk-Preises der hergestellten 
Ware nicht überschreitet 
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1 

(2) 

(3) 

3505 

Dextrine und andere modifizierte 

Stärken (z.B. Quellstärke oder veresterte 
Stärke): Leime auf der Grundlage von 
Stärken, Dextrinen oder anderen modi¬ 
fizierten Stärken: 

. 


• Stärkeether und -ester 

Herstellen aus Vormaterialien jeder 
Position, eirrschließlich aus anderen 
Vormaterialien der Position 3505 


andere 

Herstelien aus Vormaterialien jeder 
Position, ausgenommen aus solchen 
der Position 1108 

ex 3507 

Zubereitete Enzyme, artderweit weder 
genarvn noch inbegriffen 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver- 
werxfeten Vormaterialien 50 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergesteliten Ware 
nicht überschreitet 

Kapitel 36 

Pulver und Sprengstoffe: pyrotechnische 
Artikel; Zürtdhölzer; ZQndmetaliegie- 
rur>gen; leicht entzürrdliche Stoffe 

Herstellen aus Vormaterialien, die in 
eine andere Position als die hergestellte 
Ware einzureihen sind; jedoch können 
Vormaterialien derselben Position ver¬ 
wendet werden, weiwt ihr Wert 20 v.H.' 
des Ab-Werk-Preises der hergestellten 
Ware nicht überschreitet 


5 
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(1) 

(2) 

(3) 

ex Kapitel 37 

Erzeugnisse zu photographischen und 
kinematographischen Zwecken; ausge¬ 
nommen die Waren, für (ke unter (km 
nachfolgenden Positionen 3701, 3702 
und 3704 besondere Regeln angeführt 
sind 

Herstellen aus Vormaterialien, die in 
eine andere Position als die hergestellte 
Ware einzurekien sind; jedoch können 
Vormateriaiien derselben Position ver- 
wenciet werden, wenn ihr Wert 20 v.H. 
des Ab-Werk-Preises der hergestellten 
Ware nicht überschreitet 

3701 

Lichtempfindliche photographische 

Platten urtd Planfilme, nicht belichtet, 
aus Stoffen alter Art (ausgenommen 
Polier, Pappe oder Spinnstoffe): licht¬ 
empfindliche photographische Sofort¬ 
bild-Planfilme, nicht belichtet, auch in 
Kassetten 

Herstellen aus Vormaterialien, (iie in 
eine arxfere Positi<xi als die 

Position 3702 einzureihen sind 

3702 

Lichtempfindliche photographische Filme 
kl RoOea nicht belichtet, aus Stoffen 
aller Art (ausgenommen Papier, Pappe 
oder Spinnstoffe): Kchtempfindiiche 
photograplüsche Sofortbild-RiritfUme, 
nicht belichtet 

Herstellen aus Vormaterialien, die nicht 
in die Positionen 3701 oder 3702 ein¬ 
zureihen sind 

3704 

. . .. 

Photographische Platten, Filme, Papiere, 
Pappen und Spinnstoffe, berichtet, 
jed<x:h nicht entwickelt 

Herstellen aus Voimaterialien, die nicht 
in <fie PosKionen 3701 bis 3704 einzu¬ 
reihen sind 

1 

ex Kapitel 38 

Verschiedene Erzeugnisse der 
chemischen Industrie: ausgenommen die 
Waren, für die unter den nachfolgenden 
Positionen ex 3801, ex 3803, ex 3805, 
ex 3806, ex 3807, 3808 bis 3814, 

3818 bis 3820, 3822 und 3823 beson¬ 
dere Regeln angeführt sind 

Hersteilen aus Vormaterialien, die in 1 

eine andere Position als die hergestellte 1 
Ware einzureihen sind; jedoch können | 
Vormaterialien derselben Position ver¬ 
wendet werden, wenn ihr Wert 20 v.H. 
des Ab-Werk-Preises der hergestellten 
Ware nicht überschreitet 
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(1) 

(2) 

(3) j 

ex 3801 

Kolloider Graphit in Suspensionen 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver- 


und halbkolloider Graphit; kohlen- 

wendeten Vormaterialien 50 v.H. des 


stoffhaltige Pasten für Elektroden 

Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
rwcht überschreitet 

1 

Graphit in Form von Pasten,. 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver- 

D 

bestehend aus einer Mischurtg 

wervleten Vormaterialien der 


von mehr als 30 GHT von Graphit 

Position 3403 20 v.H. des Ab-Werk- 


mit Mineralölen 

Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet 

ex 3803 

Tallöl, raffiniert 

Raffinieren von rohem Tallöl 

ex 3805 

Sulfatterpentinöl, gereinigt 

Reinigen durch Destillieren oder Raffi¬ 
nieren von rohem Sulfatterpentinöl 

ex 3806 

Harzester 

Raffinieren von Harzspuren 

ex 3807 

Schwarzpech, auch Pech schlechthin 
genarvit 

Destillieren von Holzteer 

3808 

Verschiedene Erzeugnisse der 
chemischen Irtdustrie: 


bis 



ex 3811 

folgende Waren der 

Herstellen aus Vormaterialien, die in 

3812 

Position 3823: 

eine andere Position als die hergestellte 

bis 

• 

Ware einzureihen sirvl. Jedoch körmen 

3814 

zubereitete Birxlemittel für 

Vormaterialien derselben Position ver- 

3818 

Gießereiformen oder 

wer>det werden, werm ihr Wert 20 v.H. 

bis 

Gie&ereikeme auf der Grurtd- 

des Ab-Werk-Preises der hergestellten 


läge von natürlichen Harz- 

Ware nicht überschreitet 

3820 

Produkten 


3822 




Naphthertsäuren. ihre 


und 

wasserunlöslichen Salze und 


3823 

Ester der Naphthensäuren 

Sorbit, ausgenommen Sorbit 
der Position 2905 

Petroleumsulfonate. ausge¬ 
nommen solche des 
Ammoniums, der Alkali¬ 
metalle oder der 

Ethar>olamir>e: thiopenhaltige 
Sulfosäuren von Öl aus 
bituminösen Mineralien und 
ihre Salze 
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(2) 

(3) 

ex 3901 

bis 

3915 

Kunststoffe in Primärformen, Abfälle, 
Schnitzel urtd Bruch, aus Kunststoffen; 
ausgenommen die Waren, für die unter 
der nachfolgenden Position ex 3907 
eine besorvlere Reget angefChrt ist: 

. 


Additionshomopolymerisations¬ 

erzeugnisse 

Herstellen, bei dem 

- der Wert aller verweirdeten Vor- 

materiatien 50 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestall¬ 
ten Ware nicht überschreitet und 



- der Wert der verwendeten Vor¬ 

materialien rfes Kapitels 39 

20 V.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet (’) 


- andere 

Herstellen, bei dem der Wert der ver¬ 
wendeten Vormaterialien des Kapi¬ 
tels 39 20 V.H. des Ab-Werk-Preises 
der hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet (') 

ex 3907 

Copolymere, aus Polycarbonaten und 

Acryinitrilbutadienstyrolcopolymeren 

(ABS) 

Herstellen aus Vormaterialien, die in 
eine arrdere Position als die hergestellte 
Ware einzureihen sind. Jedoch können 
Vormaterialien derselben Position ver¬ 
wendet werden, wenn ihr Wert 50 v.H. 
des Ab-Werk-Preises der hergestellten 
Ware nicht überschreitet 


(1) Bei Erzeugnissen, die aus Vormaterialien der Positionen 3901 bis 3906 einerseits und aus Vormaterialien 
der Positionen 3907 bis 3911 andererseits zusammengesetzt sind, gilt diese Beschränkung nur für jene 
Gruppe von Vormaterialien, die in der hergestellten Ware gewichtsmäßig Oberwiegt. 
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(11 

(2» 

(31 1 

ex 3916 

bis 

3921 

Halb- und Fertigerzeugnisse aus Kunst¬ 
stoffen. ausgerwmmen für die Waren, 
für die unter den nachfolgenden 

PositiorMn ex 3916, ex 3917 und 
ex 3920 besorrdere Regeln ar^führt 
sind: 



Flacherzeugnisse, weiter bearbei¬ 
tet als nur mit Oberfiächen- 
bearbertung oder arxlers als rxir 
quadratisch oder rechteckig zuge- 
schnitten; arxlere Erzeugnisse, 
weiter bearbeitet als nur mit 
Oberflächenbearbeitung 

Herstellen, bei dem der Wert der ver¬ 
wendeten Vormaterialien des Kapi¬ 
tels 39 50 v.H. des Ab-Werk-Preises 
der hergestellten Ware rücht überschrei¬ 
tet 

- 

- andere: 

Herstellen, bei dem 

• 

- aus Additionshomopoly¬ 
merisationserzeugrüssen 

- der Wert aller verwendeten Vor¬ 

materialien SO v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestell- 
ten Ware rücht überschreitet und 



- der Wert der verwendeten Vor- 

materialien des Kapitels 39 

20 vJI. des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet (M 


aiKlere 

Herstellen, bei dem der Wert der ver- 
werxieten Vormaterialien des Kapi¬ 
tels 39 20 v.H. des Ab-Werk-Preises 
der hergestellten Ware nicht überschrei¬ 
tet (’) 


(1) Bei Erzeugnissen, die aus Vormaterialien der Positionen 3901 bis 3906 einerseits und aus Vormaterialien 
der Positionen 3907 bis 3911 andererseits zusammengesetzt sind, gilt diese Beschränkung nur für jene 
Gruppe von Vormaterialien, die in der hergesteüten Ware gewichtsmäßig überwiegt. 
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11) 

12) 

<3) 

ex 3916 
urxf 

Profile, Rohre ur>d ScNiuche 

Hersteilen, bei dem 

ex 3917 


der Wert aller verwerxieten Vor- 
materialien 50 vJI. des 
Ab-Werk-Preises der hergestell¬ 
ten Ware nicht überschreitet urxi 

der Wert der Vormaterialien, die 
in dieselbe Position wie die her- 
gesteltta Ware einzureihen sirxl, 

20 vX. des Ab-Werk-Preises der 
hergesteilten Ware nicht über- 
schreitet 

ex 3920 

Folien und Filme aus ionomeren 

Herstellen aus einem Salz eines thermo¬ 
plastischen Kunststoffs, der ein Misch¬ 
polymer aus Ethylen und 

Metacrylskure, teSweise neutralisiert 
durch metallische lorten. hauptsicNich 
Zink und Natrium, ist 

3922 

Fertigerzeugnisse aus Kunststoffen 

HersteUen, bei dem der Wert aller ver- 


wendeten Vormaterialien 50 v.H. des 
Ab-Werli-Preises der hergestellten Ware 
nicht Qberschreitet 


3922 

bis 

3926 


Fertigerzeugnisse aus Kunststoffen 
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(1) 

(2) 

(3) 

ex 4001 

Geschichtete Platten aus Kautschuk für 
Sohlenkrepp 

AufeinanderscMchten von Platten aus 
Naturkautschuk 

4005 

Kautschukmischungen (sogenannte 
Masterbatches), nicht vulkarvsiert, in 
PrimSrformen oder in Platten. Blittem 
oder Streifen 

Herstellen, bei- dem der Wert aller ver¬ 
wendeten Vormateriafien. ausge¬ 
nommen Naturkautschuk. 50 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 

4012 

Luftreifen aus Kautschuk, runderneuert 
oder gebraucht; Vollreifen oder HoM- 
kammerreifen. auswechselbare Über¬ 
reifen und Felgenbänder, aus Kautschuk 

Herstellen aus Vormaterialien jeder 
Position, ausgenommen aus solchen 
der Position 4011 oder 4012 

ex 4017 

Waren aus Hartkautschuk 

Herstellen aus Hartkautschuk 

ex 4102 

Rohe FeUe von Schafen oder Lämmern, 
enthaart 

Enthaaren von Schaffellen oder Lamm¬ 
fellen 

4104 

bis 

4107 

Leder, enthaart. ausgerKxnmen Leder 
der Position 4108 oder 4109 

Nachgerben von vorgegerbtem Leder 

oder 

Herstellen aus Vormaterialien, die in 
eine aivlere Position als die hergestellte 
Ware einzureihen sirxi 

4103 

Lackleder und folien-kaschierte Lack¬ 
leder; metallisierte Leder 

Herstellen aus Leder der Posi¬ 
tionen 4104 bis 4107. wenn sein Wert 
50 v.H. des Ab-Werk-Preises der herge¬ 
stellten Ware nicht überschreitet 
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(1) 

(2) 

(3) 

ex 

4302 

Pelzfelle, gegerbt oder zugerichtet, 
zusammengesetzt: 




in Platten, Kreuzen oder ihnlichen 
Formen 

Bleichen oder Färben mit iUischrreiden 
und Zusammensetzen von rächt 
zusammengesetzten gegerbten oder 
zugerichteten Pelzfellen 



- andere 

Herstellen aus rächt zusammerrgesetz- 
ten gegerbten oder zugerichteten Pelz¬ 
fellen 


4303 

Bekleidung, Bekleidungszubehör urtd 
andere Waren, aus Pelzfelten 

Herstellen aus rächt zusammengesetz¬ 
ten gegerbten oder zugerichteten Pelz¬ 
fellen der Position 4302 

ex 

4403 

Rohholz, zwei- oder vierseitig grob zuge¬ 
richtet 

Herstellen aus Rohholz, auch entrindet 
oder vom Splint befreit 

ex 

4407 

Hotz, in dar Längsrichtung gesägt oder 
gesäumt, gemessert oder geschält, mit 
einer Dicke von mehr als 6 mm, geho¬ 
belt, geschliffen oder keilverzinkt 

Hobeln, Schleifen oder Keilverzinken 

ex 

4408 

Fumierblätter oder Blätter für Sperrholz, 
mit einer Dicke von 6 mm oder weniger, 
zusammengefügt; anderes Holz, in der 
Längsrichtung gesägt, gemessert oder 
geschält, mit einer Dicke von 6 mm oder 
weniger, gehobelt, geschliffen oder keil¬ 
verzinkt 

Zusammenfügen, Hobeln, ScMeifen 
oder Keilverzinken 
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1__ 

(21 

(3) 

1 ex 

4409 

Holz (einschließlich Stäbe utkI 

Schleifen oder Keilverzinken 



Friese für Parkett, rvcht 
zusammengesetzt), entlang einer 
oder mehrerer Kanten oder Ober¬ 
flächen profiliert (gekehlt, 
genutet, gefedert, gefalzt, abge- 
schrigt. gefriest. gerundet oder 
in ähnlicher Weise bearbeitet), 
geschliffen oder keilverzinkt 




Gefrieste oder profilierte Leisten 

Fräsen oder Profilieren 



und Friese 


ex 

4410 

Gefräste oder profilierte Holzleisten und 

Fräsen oder Profilieren 


bis 

Holzfriese für Mdbel, Rahmen. Innen- 


ex 

4413 

ausstattungen. elektrische Leiturrgen 
oder für ährrfiche Zwecke 


ex 

4415 

Kisten. Kistchen. Versd>läge, Trommeln 

Herstellen aus noch nicht auf die erfor- 



und ähnliche Verpackungsmittel, aus 

deriichen Maße zugeschnittenen 



Holz 

Brettern 

ex 

4416 

Fässer. Tröge. Bottiche. Eimer und 

Herstellen aus Faßstäben, auch auf | 



andere Böttcherwaren und Teile davon. 

beiden Hauptflächen gesägt, aber nicht | 



aus Holz 

weiter bearbeitet | 

ex 

4418 

- Bautischler- und Zimmermanns- 

Herstellen aus Vormaterialien, die in 



arbeiten, aus Holz 

eine andere Position als die hergestellte 
Ware einzureihen sir>d; jedoch können 
Verbundplatten mit HoNraummittel- 
lagen urxl Schindeln ("shingles" und 
“shakes") verwerxlet werden 



~ Gefrieste oder profilierte Leisten 

Friesen oder Profilieren 



und Friese 




Holz für Zürtdhölzer, vorgerichtet; Holz- 

Herstellen aus Holz jeder Position, 

€X 

4421 

nägel für Schuhe 

ausgenommen aus Holzdraht der 

Position 4409 

1 4503 

Waren aus Naturkork 

Herstellen aus Kork der Position 4501 
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(1) 

(21 

(3) 

ex 4811 

Papier und Pappe, nur liniert oder kariert 

Herstellen aus Vormateriaiien für die 
Papierherstellurtg des Kapitels 47 

4816 

Kohlepapier, präpariertes Durchschreibe¬ 
papier und anderes Vervielfättigungs- 
und Umdruckpapier (ausgenommen 

Waren der Position 4809), voitstindige 
Dauerschabionen und Offse^latten aus 
Papier, auch in Kartons 

Herstellen aus Vormaterialien für die 
Papierherstellung des Kaixtels 47 

4817 

Briefumschläge, Einsteckbriefe, Postkar¬ 
ten (ohne Bilder) und Briefkwten, aus 
Papier oder Pappe; Zusammensteliungen 

Herstellen, bei dem 

aNe verwendeten Vormaterialien 


solcher Schreibwaren, in Schachteln, 
Taschen und ähnlichen Behältnissen, 
aus Papier oder Pappe 

in eine arxlere Position als die 
hergesteltte Ware einzureihen 
sind und 

- der Wert aller verwendeten Vor¬ 

materialien 50 V.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestell¬ 
ten Ware nicht überschreitet 

ex 4818 

Toilettenpapier 

Herstellen aus Vormaterialien für die 
Papierherstellurtg des Kapitels 47 

ex 4819 

Schachteln, Kartons, Säcke, Beutel, 

Tüten utkI andere Verpackungsmittel, 
aus Papier, Pappe, Zellstoffwatte oder 
Vliesen aus Zellstoffasem 

Herstellen, bei dem 

- alle verwendeten Vormaterialien 
in eine andere Position als die 
hergestellte Ware einzureihen 
sind und 

- der Wert aller verwendeten Vor- 
materialien 50 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestell¬ 
ten Ware nicht überschreitet 
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(1) 

12) 

(3) 

ex 4820 

Briefpapierbiöcke 

HarsteHen, bei dem der Wert aller ver¬ 
wendeten Vormateridien 50 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 

ex 4823 

Arxiere Papiere, Pappen, Zelstoffwatte 
und Vliese aus Zellstoffasem, zuge¬ 
schnitten 

Herstellen aus VormateriaRen für die 
Papierherstellung des Kapitels 47 

4909 

Bedruckte oder illustrierte Postkarten: 
Glückwunschkarten urtd bedruckte 

Karten mit Glückwünschen oder persön¬ 
lichen Mitteilungen, auch Sustriert, auch 
mit Umschlägen oder Verzierungen aller 
Art 

Herstellen aus VormateriaHen. die nicht 
in die Position 4909 oder 4911 eiruu- 
reihen sind 

4910 

Kalerxler aller Art, bedruckt, eir»chlie8- 
Kch Blöcke von Abreißkaletxlem: 



- Oauerkalertder oder Kalerxler, 

deren auswechselbarer Block auf 
einer Unterlage angebracht ist, 
die nicht aus Papier oder Pappe 
besteht 

Herstellen, bei dem 

alle verwendeten Vormaterialien 
in eine andere Position als die 
hergestellte Ware einzureihen 
sirxl utkI 



der Wert aller verwendeten Vor¬ 
materialien SO V.H. des 
Ab-Werfc-Preises der hergestelt- 
ten Ware nicht überschreitet 


andere 

Hersteilen aus Vormateriaiien, die nicht 
in die Position 4909 oder 4911 eiruu- 
reihen sind 
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(1) 

i2) 

(3) 1 

ex 5003 

Abfälle von Seide (einschließlich nicht 
abhaspelbare Kokons, Gamabfäils ur»d 
Reiltepinnstoff), gekrempelt oder 
gekämmt 

Krempeln oder Kämmen von Abfällen 
von Seide 

5501 

Synthetische oder künstliche Spinn- 

Herstellen aus chemischen Vor- 

bis 

5507 

fasern 

materialien oder aus Spinrwnasse 

ex Kapitel 50 

bis 

Kapitel 55 

Game» Monofile und Nähgarne 

Herstellen aus (') 

Rohseide, Abfällen von Seide, 
gekrempelt oder gekämmt oder 
anders für die Spinnerei bearbei¬ 
tet 

- artdere natürliche Fasern, weder 
gekrempelt no^ gekämmt oder 
aiKlers für die Spinnerei bearbei¬ 
tet 

- chemische Vormaterialien oder 
Spirvwnasse oder 

Vormaterialien für die Papier- 
herstellung 


(1) Wegen der besonderen Vorschrift betreffend Wären, die aus verschiedenen textilen Vormaterialien 
bestehen, siehe Bemerkung 5. 
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(1) _(2)_<3)_ 

Fortsetzung Gewebe: 

in Verbindung mit Kautschuk- Herstellen aus einfachen Garnen (') 

fäden 

andere Herstellen aus (M 

Kokosgamen 

natürlichen Fasern 

synthetischen oder künstlichen 
Spinnfasern, nicht gekrempelt 
oder gekimmt oder nicht anders 
für die Spirmerei bearbeitet 

chemischen Vormaterialien oder 
Spirxwnasse oder 

Papier 

oder 

Bedruckt mit mindesterts zwei Vor¬ 
oder Nachbehandlurrgen (wie Reinigen, 
Bleichen, Merzerisieien, Thermofixieren, 
Aufhellen, Kaler>drieren, krumpfecht. 
Ausrüsten, Fixieren, Dekatieren, 
Imprägnieren, Ausbessem und 
Noppen), wenn der Wert des 
unbedruckten Gewebes 47,5 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 


(1) Wegen der besoruleren Vorschrift betreffend Waren, die aus verschiedenen textilen Vormaterialien 
bestehen, siehe Bemerkung 5. 
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<1) 

(2) 

(3) 

ex Kapitel 56 

Watte, Fitze und Vliesstoffe; Spezial¬ 
game; Bindfäden, Seile. Taue urxi Seiler¬ 
waren; ausgerxxnmen die Waren, für die 
unter den nachfolgenden Posi¬ 
tionen 5602, 5604, 5605 und 5606 
besondere Regeln angeführt sind 

Herstellen aus 0) 

- Kokosgarhen 

natürlichen Fasern 

- chemischen Vormaterialien oder 
Spinnmasse oder 




Vormatarialien für die Papier¬ 
herstellung 

5602 

Filze, auch getränkt, bestrichen, über¬ 
zogen oder mit Lagen versehen: 




- Nadelfitze 

Herstellen aus D j 



- 

natürlichen Fasern 



- 

chemischen Vormaterialien oder 
Spinnmasse; 



jedoch können | 



- 

Monofile aus Polypropyten der 
Position 5402 



- 

Spinnfasern aus Polypropyien der 
Position 5503 oder 5506 




oder 




Spinnkabel aus Filamenten aus 
Polypropylen der Position 5501, 
bei denen jeweils eine Faser oder 
ein Filament einen Titer von 
weniger als 9 dtex auf weist, 
verwendet werden, wenn ihr 

Wert 40 v.H des Ab-Werk- 
Preises der hergesteilten Ware 
nicht überschreitet 


(1) Wegen der besonderen Vorschrift betreffend Waren, die aus verschiedenen textilen Vormaterialien 
bestehen, siehe Bemerkung 5. 
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f 

(2) 

(31 1 

I 5602 

1 (Fortsetzung) 

andere 

Herstellen aus (') 



- natürlichen Fasern 

- Spiimfasem aus Kasein oder 

- chemischen Vormaterialien oder 
Spinnmasse 

5604 

Fäden und Kordeln aus Kautschuk, mit 
einem Überzug aus Spinnstoffen; Spinn¬ 
stoffgame, Streifen und dergleichen der 
Position 5404 oder 5405, mit 

Kautschuk oder Kunststoff getränkt, 
bestrichen, überzogen oder lanhüllt: 



- Kautschukfäden und -kordein. 

Herstellen aus Kautschukfäden urxf 


mit einem Überzug aus Spinnstoffen 

-kordein, nicht mit eirtem Überzug aus 
Spinnstoffen 


- arvlere 

Herstellen aus (') 

- natürlichen Fasern, nicht 

gekrempeK oder gekämmt oder 
nicht arxfers für die Spinnerei 



bearbeitet 



chemischen Vormaterialien oder 
Spirvimasse oder 

Vonmateriaiien für die Papier- I 

herstellung | 


(1) Wegen der besonderen Vorschrift betreffend Waren, die aus verschiedenen textilen Vormaterialien 
bestehen, siehe Bemerkung 5. 











Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil 11 Nr. 41, ausgegeben zu Bonn am 26. September 1996 


1809 


(1) 

(2) 

(3) 

5605 

Metallgame und metallisierte Game, 
auch umsponnen, bestehertd aus Garnen 
urxl Spinnstoffen^ Streifen oder der¬ 
gleichen der Position 5404 oder 5405, 
in Verbindung mit Metall in Form von 
Fiden, Streifen oder Pulver oder mit 
Metall überzogen 

Herstellen aus (’) 

- natürlichen Fasern 

synthetischen oder kürtstTichen 
Spmnfasem, nicht gekrempelt 
oder gekämmt oder nicht anders 
für die Spinnerei bearbeitet 



- 

chemischen Vormaterialien oder H 
Spinnmasse oder | 



- 

Vormaterialien für die Papier- U 

herstellung | 

5606 

Gimpen, umsponnene Streifen und 
dergleichen der Position 5404 
oder 5405 (ausgenommen Waren der 
Position 5605 und umsportnene Game 
aus Roßhaar): CheniHegame; "Mascheiv 
game” 

Herstellen aus (') 

natürlichen Fasern 

- synthetischen oder künstlichen 

Spinnfasern, nicht gekrempelt 
oder gekämmt oder nicht artders 
für die Spinrterei bearbeitet 



- 

chemischen Vormaterialien oder U 
Spinnmasse oder 1 



- 

Vomnaterialien für die Papier- 
herstellurtg | 


(1) Wegen der besonderen Vorschrift betreffend Waren, die aus verschiedenen textilen Vormaterialien 
bestehen, siehe Bemerkung 5. 

















(1) Wegen der besonderen Vorschrift betreffer>d Waren, die aus verschiedenen textilen Vormaterialien bestehen, 
siehe Bemerkung 5. 
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(1) 

(2) 

(3) 1 

Kapitel 57 

andere 

Herstellen aus 1 

(Fortsetzung) 


- 

Kokosgamen 



- 

Garnen aus synthetischen oder 
künstlichen Filamenten 



- 

natürlichen Fasern oder 




synthetischen oder künstlichen 
Spmnfasem, nicht kardiert oder 
gekämmt oder nicht anders für die 
Spinnerei bearbeitet 

ex Kapitel 58 

Spezialgewebe: getuftete Spinnstoff¬ 
erzeugnisse: Spitzen: Tapisserien: Posa¬ 
mentierwaren; Stickereien; ausgenommen 
die Waren der Positionen 5805 urtd 5810; 
für die Waren der Position 5810 ist nach¬ 
folgend eine besondere Regel angeführt: 




in VerbitKlung mit Kautschukfäden 

Herstellen aus einfachen Garrten (') 


- arxiere 

Herstellen aus (') 



- 

natürlichen Fasern 




synthetischen oder künstlichen 
Spinnfasern, nicht gekrempelt oder 
gekämmt oder nicht aiKlers für <äe 
Spinnerei bearbeitet, oder 



- 

chemischen Vormaterialien oder 
Spinnmasse 



oder 



(1) Wegen der besonderen Vorschrift betreffend Waren, die aus verschiedenen textilen Vormaterialien bestehen, 
siehe Bemerkung 5. 
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(2) 

(3) 1 

5902 

Reifertcordgewebe aus hochfesten Garnen 
aus Nylon oder anderen Potyamiden. 
Polycstem oder Viskose: 



- mH einem Anteil an textilen Vor¬ 

materialien von rücht mehr als 

90 GHT 

Herstellen aus Garnen 


andere 

Herstellen aus chemischen Vormaterialien 
oder aus Spinrwnasse 

5903 

Gewebe, mit Kunststoff geirSnkt. bestri¬ 
chen. überzogen oder mH Lagen aus Kunst¬ 
stoff versehen, andere als solche der 

Position 5902 

Herstellen aus Garnen 

5904 

Linoleum, auch zugeschnHten; Fußboderv 
bettge. aus ainar Spkinstoffuntefiage mH 
einer Deckschicht oder emem Überzug 
bestehend, auch zugeschnHten 

Herstellen aus Garnen 

5905 

Wandverkleidungen aus Spinnstoffen: 



mH Kunststoff getrSnkt. bestrichen, 
überzogen oder mH Lagen aus 
Kautschuk, Kunststoff oder anderem 
Material versehen 

Herstellen aus Garnen 

. _ 


(1) Wegen der besonderen Vorschrift betreffetxl Waren, die aus verschiedenen textilen Vormaterialien bestehen, 
siehe Bemerkung 5. 
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( 1 > _ 

5905 - andere 

(Fort¬ 
setzung) 


£)_(3)_ 

Herstellen aus 

Kokosgamen 

- natOrlichen Fasern 

synthetischen oder künstlichen 
Spinnfasern, nicht gekrempelt oder 
gekämmt oder nicht anders für die 
Spinnerei bearbeitet oder 

chemischen Vormaterialien oder 
Spinnmasse oder 

Bedrucken mit mirtdestens zwei Vor- oder 
Nachbehandlungen (wie Reinigen, 
Bleichen, Merzerisieren, Thermofixieren, 
AuftieNen, Kaiartdriereit, krumpfecht Aus¬ 
rüsten, Fbderen, Dekatieren, bnprägrtieren, 
Ausbessem und Noppen), wenn der Wert 
des unberfouckten Gewebes 47,5 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 


(1) Wegen der besonderen Vorschrift betreffend Waren, die aus verscNedenen textilen Vormaterialien bestehen, 
siehe Bemerkung 5. 
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1 

(2) 

(3) 1 

1 5906 

Kautschutierte Gewebe, andere als solche 
der Position 5902: 



aus Gewirken oder Gestricken 

Herstellen aus 



- natOrliclien Fasern 



- synthetischen oder künstlichen 

Spinnfasern, nicht gekrempelt oder 
gekämmt oder nicht anders für die 
Spinnerei bearbeitet, oder 



chemischen Vormateriaiien oder 
Spinnmasse 


andere Gewebe aus synthetischem 
Filamentgam, mit einem Anteil an 
textilen Materialien von mehr als 
90GHT 

Herstellen aus chemischen Vormaterialien 


andere 

Herstellen aus Garnen 

1 5907 

Andere Gewebe, geträrrkt, bestrichen oder 
Oberzogen: bemalte Gewebe für Theater¬ 
dekorationen, Atelierhintergründe oder 
dergleichen 

Herstellen aus Garnen 

1 ex 5908 

Glühstrümpfe, getränkt 

Herstellen aus schlauchförmigen Gewirken 
für Glühstrümpfe | 


(1) Wegen der besonderen Vorschrift betreffend Waren, die aus verschiederten textilen Vormaterialien bestehen, 
siehe Bemerkung 5. 
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11) 

(2) 

131 1 

5909 

bis 

5911 

Waren des technischen Bedarfs aus Spinnstoffen: 

Polierscheiben urKl -ringe, andere als aus 

Filz, der Position 5911 

Herstellen aus Garnen, Abfillen von 
Geweben oder Lumpen der Position 6310 


arKlere 

Herstellen aus | 



- 

Kokosgamen 1 



- 

natürlichen Fasern | 




synthetischen oder künstlichen | 

Spinnfasern, nicht kardiert oder | 

gekämmt oder nicht arxlers für die 1 

Spinnerei bearbeitet, oder | 



- 

chemischen Vormaterialien oder | 
Spinnmasse | 

Kapitel 60 

Gewirke und Gestricke 

Herstellen aus (') 1 



- 

natürlir^ten Fasern 




synthetischen oder künstlichen 
Spinnfasern, nicht gekrempelt oder 
gekämmt oder nicht artders für die 
Spinnerei bearbeitet, oder 



- 

chemischen Vormaterialien oder 
Spinnmasse 


(1) Wegen der besonderen Vorschrift betreffend Waren, die aus verschiedenen textilen Vormaterialien bestehen, 
siehe Bemerkung 5. 
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(1) 

(2) 

13) 

Kapitel 61 

Bekleidung urxl Bekleidungszubehör, aus 

Gewirken oder Gestricken: 

i 


die durch Zusammennähen oder sortstiges 
Zusammenfügen von zwei oder mehr 
zugeschnittenen oder abgepaßten 
gewirkten oder gestrickten Teilen 
hergestellt wurden 

Herstellen aus Garnen 


- andere 

Herstellen aus (^) 



- natürlichen Fasern 



- synthetischen oder kürtstlichen 

Spirmfasem, nicht gekrempelt oder 
gekämmt oder nicht anders für die 
Spinnerei bearbeitet, «der 



- chemischen Vormaterialien oder 

Spinnmasse 

Kapitel 62 

Bekleidung und Bekleidungszubehör, nicht 
gewirkt oder gestrickt: ausgerwmmen die Waren, 
für die unter den itachfoigenden 

Positionen ex 6202, ex 6204, ex 6206, ex 6209, 
ex 6210, ex 6211, 6213, 6214, ex 6216 und 
ex 6217 besoTKlere Regeln angeführt sind 

Herstellen aus Garnen (') 

ex 6202 
ex 6204 
ex 6206 
ex 6209 
ex 6211 
und 

ex 6217 

Bekleidung für Frauen, Mädchen oder Kleirrkinder, 
bestickt; "anderes konfektioniertes 
Bekleidungszubehör", bestickt 

Herstelleh aus Garnen (') 

oder 

Herstellen aus nicht bestickten Geweben, 
wenn der Wert der verwendeten nicht 
bestickten Gewebe 40 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 

ex 6210 
ex 6216 
ur>d 

ex 6217 

Feuerschutzausrüstung aus Geweben, mit einer 
Folie aus alumirüsiertem Polyester überzogen 

Herstellen aus Garnen (') 

oder 

Herstellen aus nicht überzogenen 

Geweben, wenn der Wert der verwende¬ 
ten nicht überzogenen Gewebe 40 v.H. 
des Ab-Werk-Preises der hergestellten 

Ware nicht überschreitet (^) 


(1) Siehe Bemerkung 6. 

(2) Wegen der besortderen Vorschrift betreffend Waren, die aus verscNedenen textilen Vormaterialien bestehen, 
siehe Bemerkung 5. 
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(1) 

(2) 

13) 

6213 

Taschentücher urxi Ziertasdwntücher, Schals, 
Umschlagtücher, Halstücher, Kragertschorter, 
Kopftücher, Schleier urxl ähnUche Waren 



bestickt 

Herstellen aus rohen, einfachen Gar¬ 
nen ‘2» 



oder 



Herstellen aus nicht bestickten Geweben, 
werwi der Wert der verwendeten nicht 
bestickten Gewebe 40 vif. des Ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 


- andere 

Herstellen aus rohen, einfa^ten Gaimen (M 
(*) 

ex 6217 

Gestanzte Krager>- und Martschetteneiniagen 

Herstellen, bei dem 



alle verwendeten Vormaterialien in 
eine andere Position als die herge- 
stellte Ware einzureiten sind urtd 



- der Wert aller verwertdeten Vor¬ 

materialien 40 V.H. des Ab-Werk- 
Pieises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet 


(1) Siehe Bemerkung 6. 

(2) Wegen der besonderen Vorschrift betreffend Waren, die aus verschiedenen textilen Vormaterialien bestehen, 
siehe Bemerkung 5. 
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■sssssss 

(1) 

(2) 

13) 

6301 

Decken; Bettwäsche usw.; Gardinen usw.; 


bis 

6304 

ar>dere Waren zur Innenausstattung: 

Herstellen aus 

natürlichen Fasern oder 

- chemischen Vormaterialien oder 

Spinnmasse 


- aus Filz oder Vliesstoffen 

- andere: 


bestickt 

Herstellen aus rohen, einfachen Gar¬ 
nen (’) ‘2’ 



oder 

Herstellen aus nicht bestickten Geweben 
(andere als gewirkte oder gestrickte), 
werwi der Wert der verwendeten nicht 



bestickten Gewebe 40 vX. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 



nicht überschreitet 


- arxiere 

Herstellen aus rohen, einfachen Gar¬ 
nen (’) (») 

6305 

Säcke und Beutel zu Verpackungszwecken 

Herstellen aus ('): 

- natürlichen Fasern 

- synthetischen oder künstlichen 
Spinnfasern, nicht gekrempelt oder 
gekämmt oder rächt anders für die 
Spinnerei bearbeitet, oder 

- chemischen Vormaterialien oder 
Spinnmasse 


(1) Wegen der besonderen Vorschrift betreffend Waren, die aus verschiedenen textilen Vormaterialien bestehen, 
siehe Bemerkung 5. 

(2) Für Waren, die aus Gewirken und Gestricken, weder gummielastisch noch kautschutiert, durch 
2usammennähen oder sonstiges Zusammenfügen der gewirkten (zugeschnittenen oder abgepaßten) Teile 
hergestellt, siehe Bemerkung 6. 
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(1) 

(2) 

(3) 1 

6306 

Planen, Segel für Wasserfahrzeuge, für 

Surfbretter und für Landfahrzeuge, Markisen, 

Zelte urxl Campingausrüstur>gen: 



- aus Vliesstoffen 

Herstellen aus 



- natürlichen Fasern oder 

- chemischen Vormaterialien oder 
Spinnmasse 


- andere 

Herstellen aus rohen, einfachen Garnen 

ex 6307 

Andere konfektionierte Waren, einschließlich 
Schnittmuster zum Herstellen von Bekleidung 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver- 
weiKleten VormateriaHen 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Waren 
nicht überschreitet 

6306 

WarenzusammensteUungen, aus Geweben und 
Garn, auch mit Zubehfir, für die Herstellung von 
Teppichen, Tapisserien, bestickten Tischdecken 
oder Servietten oder ihniichen Spinnstoffwaren, 
in Aufmachungen für den Einzeiverkauf 

Jede Ware in der Warenzusammenstellung 
muß die Regel erfüllen, die anzuwenden 
wäre, wenn sie nicht in der 
Warenzusammenstellung enthalten wäre; 
jedoch können Waren ohne Ursprungs* 
eigenschaft mitverwendet werden, wenn 
ihr Wert 15 v.H. des Ab-Werk-Preises der 
Warenzusammenstellung nicht über- | 

schreitet | 

6401 
bis 6405 

Fußbekleidung 

Herstellen aus Vormaterialien jeder 

Position, ausgenommen aus Zusammerv 
Setzungen von Oberteilen, die mit einer 
Brarxisohle oder anderen Sohlenteilen 
verbunden sir>d, der Position 6406 


(1) Wegen der besonderen Vorschrift betreffend Waren, die aus verschiedenen textilen Vormateriaiien bestehen, 
siehe Bemerkung 5. 
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(1) 

(2) 

(3) 

1 6603 

Hüte und andere Kopfbedeckungen, aus 

Filz, aus Hutstumpen oder Hutplatten der 
Position 6501 hergestellt, auch ausge¬ 
stattet 

Herstellen aus Garnen oder Spinn¬ 
fasern 

1 6505 

Hüte und andere Kopfbedeckungen, 
gewirkt oder gestrickt oder aus Stücken 
(ausgerMmmen Streifen) von Spitzen, Filz 
oder af>deren Spinnstofferzeugnissen her¬ 
gestellt, auch ausgestattet; Haarnetze aus 
Stoffen aller Art, auch ausgestattet 

Herstellen aus Garnen oder Spinn¬ 
fasern (') 

6601 

Regerttchirme urKi Sorvienschirme (ein- 
scNießlich StockscNrme. GartenscNrme 
und ähnliche Waren) 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver¬ 
wendeten Vormaterialien SO v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 

ex 6803 

Waren aus Tonschiefer oder aus Prefi- 
schiefer 

Herstellen aus bearbeitetem Schiefer 

ex 6812 

Waren aus Asbest oder aus Mischungen 
auf der Grundlage von Asbest oder auf der 
Grurxiiage von Asbest und Magnesium¬ 
carbonat 

Herstellen aus Vormaterialien jeder 

Position 

ex 6814 

Waren aus Glimmer; agglomerierter oder 
rekonstituierter Glimmer, auf Unterlagen 
aus Papier, Pappe oder aus anderen Stof¬ 
fen 

Herstellen aus bearbeitetem Glimmer | 

(einschließlich agglomeriertem oder 
rekonstituiertem Glimmer) 


(1) Siehe Bemerkung 6. 
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(1) 

(2) 

13) 

7006 

Glas der Position 7003, 7004 oder 7005, 
gebogen, mit bearbeiteten Kanten, graviert, 
gelocht, emailliert oder anders bearbeitet, jedoch 
weder gerahmt noch in Verbindung mh anderen 
Stoffen 

Herstellen aus Vormaterialien der Position 
7001 

7007 

Vorgespanntes Einschichter>-Sicherheitsgtas und 
MehrschichtervSicherheitsglas (Verburxiglas) 

Herstellen aus Vormaterialien der Position 
7001 1 

7008 

Mehrschichtige Isolierverglasungen 

Herstellen aus Vormaterialien der Position 1 
7001 

7009 

Spiegel aus Glas, auch gerahmt, einschließlich 
Rückspiegel 

Herstellen aus Vormaterialien der Position 
7001 

1 

7010 

Flaschen, Glasballons, Korbflaschen, Flakons, 
Krüge, Töpfe, Röhrchen, Ampullen und arxiere 
Behältnisse aus Glas, zu Transport* oder Ver¬ 
packungszwecken; Konservengläser; Stopfen, 
Decket und andere Verschlösse aus Glas 

Herstellen aus Vormaterialien, die in eine 
atKlere Position als die hergestellte Ware 
eiruureihen sind, oder Schleifen von Glas¬ 
waren, wetvi ihr Wert 50 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 

7013 

Glaswaren zur Verwendung bei Tisch, in der 

Küche, bei der Toilette, im Büro, zur Innen¬ 
ausstattung oder zu ähnlichen Zwecken (ausge¬ 
nommen Waren der Position 7010 oder 7018) 

Herstellen aus Vormaterialien, die in eine 
arxlere Position als die hergestelite Ware 
einzureihen sitxl, oder Schleifen von Glas¬ 
waren, wenn ihr Wert 50 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet, oder mit der Hand 
ausgeführtes Verzieren (ausgenommen 
Siebdruck) von mundgeblasenen Glas¬ 
waren, wenn ihr Wert 50 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 

ex 7019 

Waren aus Glasfasern (ausgenommen Game) 

» 

Herstellen aus: 

- ungefärbten Glasstapelfasem, Glas¬ 
seidensträngen (Rovings) und Garnen, 
geschnittenem Textilglas oder 

- Glaswolle 
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(1) 

(2) 

(3) 

ex 7102 
ex 7103 
und 

ex 7104 

Edelsteine und Schmucksteine (natürliche, 
synthetische oder rekonstituierte), bearbei¬ 
tet 

Herstellen aus nicht bearbeiteten Edel¬ 
steinen oder Schmucksteinen D 

7106. 

7108 

und 

7110 

Edelmetalle: 

- in Rohform 

Herstellen aus Vormaterialien, die nicht in 1 
die Position 7106, 7108 oder 7110einzu- 0 
reihen sind, 
oder 

elektrolytische, thermische oder 
chemische Trennung von Edelmetallen der 
Position 7106, 7108 oder 7110 
oder 

Legieren von Edelmetallen der Position 

7106. 7108 oder 7110 untereirtaitder 
oder mit unedlen Metallen 


- als Halbzeug oder Pulver 

Herstellen aus Edelmetalleii in Rohform 

ex 7107 
ex 7109 
und 

ex 7111 

Metalle, mit Edelmetallen plattiert, als 
Halbzeug 

Herstellen aus mit Edeimetallen plattierten 
Metallen, in Rohform 

7116 

Waren aus echten Perlen oder Zuchtperfen, 
aus Edelsteinen, Schmucksteinen, syrv 
thetischen oder rekonstituierten Steinen 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver- 
werKleten Vormaterialien 50 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware fl 
nicht überschreitet 

7117 

Phantasieschmuck 

Herstellen aus Vormaterialien, die in eine 
andere Position als die hergesteltte Ware 
einzureihen sind, 
oder 

Herstellen aus Teilen aus unedlen 

Metallen, nicht versilbert, vergoldet oder 
platiniert, wenn ihr Wert 50 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 
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- 

(1) 

(2) 

(3) 1 

7207 

Halbzeug aus Eisen oder rächtlegiertem 

Stahl 

Herstellen aus Vormaterialien der Position | 
7201, 7202, 7203, 7204 oder 7205 


Flachgewalzte Erzeugnisse, Walzdraht, 
StabstaN und Profile aus Eisen oder nicht 
legiertem Stahl 

Herstellen aus Rohblöcken (ingots) oder 
artderen Rohformen der Position 7206 

1 

Draht aus Eisen oder nicht legiertem Stahl 

Herstellen aus Halbzeug der Position 7207 

1 ex 7218 

1 7219 

bis 7222 

Halbzeug, flachgewalzte Erzeugnisse, 
Walzdraht, Stabstahl und Profile aus nicht- 
rosterxiem Stahl 

Herstellen aus Rohblöcken (Irtgots) oder 
arxleren Rohformen der Position 7218 

7223 

Draht aus nichtrosterxiem Stahl 

Herstellen aus Halbzeug der Position 7218 

ex 7224 
7225 
bis 

7227 

Halbzeug, flachgewalzte Erzeugnisse, 
Walzdraht aus arxlerem legiertem Stahl 

Herstellen aus Rohblöcken (Ingots) oder 
anderen Rohformen der Position 7224 

7228 

Stabstahl urxl Profile aus arxierem legier¬ 
ten Stahl: Hohlbohrerstibe aus legiertem 
oder nichtlegiertem Stahl 

Herstellen aus Rohblöcken (lr>gots) oder 
anderen Rohformen der Position 7206, 

7218 oder 7224 

7229 

Draht aus arxlerem legiertem StaN 

Herstellen aus Halbzeug der PosKion 7224 
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( 1 ) 

ex 7301 

7302 


7304 

7305 
und 

7306 

7308 


ex 7315 


ex 7322 


(2) 

(3) 

Spundwände 

Herstellen aus Vormaterialien der 

Position 7206 

Oberbaumaterial für Bahnen, aus Eisen 
oder Stahl, wie Schienen, Leitschienen und 
Zahnstangen, Weichenzungen, Herzstücke, 
Zurrgenverbindungsstangen und anderes 
Material für Kreuzungen oder Weichen, 
Bahrttchweilen, Laschen, Schienenstühle, 
Winkel, Unterlagsplatten, Klemmplatten, 
Spurplatten und Spurstangen, urtd arxleres 
für das Verlegen, Zusammenfügen oder 
Befestigen von Schienen besorKlers herge¬ 
richtetes Material 

Herstellen aus Vormaterialien der 

Position 7206 

Rohre und Hohlprofile, aus Eisen (ausge- 
rrammen Gußeisen oder Stahl) 

Herstellen aus Vormaterialien der 

Position 7206, 7207, 7218 oder 7224 

Konstruktionen und Konstruktionsteile (z.B. 
Brücken urvf Brückenelemente, Schleuseiv 
tore, Türme, Gittermaste, Pfeiler, Säulen, 
Gerüste, Dächer, Dachstiärle, Tore, Türen, 
Fenster und deren Rahmen und Verklei¬ 
dungen, Tor- und Türschwellen, Tür- und 
Fensterläden, Geländer), aus Eisen oder 
Stahl, ausgerKNnmen vorgefertigte 

Gebäude der Position 9406; zu Kortstruk- 
tionszwecken vorgearbeitete Bleche, 

Stäbe, Profile, Rohre und dergleichen, aus 
Eisen oder Stahl 

Herstellen aus Vormaterialien, (fie in eine 
andere Position als die hergestellte Ware eirv 
zureihen sind; jedoch dürfen durch Schweißen 
hergestellte Profile der Position 7301 nicht 
verwendet werden 

Gleitschutzketten 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwen¬ 
deten Vormaterialien der Position 7315 5 v.H. 
des Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 

Heizkörper für Zentralheizungen, nicht 
elektrisch beheizt 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwetv 
deten Vormaterialien der Position 7322 5 v.H. 
des Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 
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(1) 

(2) 

(3) j 

ex Kapitel 74 

Kupfer und Waren daraus; ausge¬ 
nommen die Waren der Positionen 

7401 bis 7405; für die Waren der 
Position ex 7403 ist nachfolgend eine 
besondere Regel angefOhrt 

Herstellen, bei dem 

- alle verwendeten Vor¬ 
materialien in eine andere 

Position als die hergestellte 

Ware einzureihen sirx] und 



- der Wert aller verwerxieten 
Vormaterialien 50 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der herge¬ 
stellten Ware nicht überschrei¬ 
tet 

ex 7403 

Kupfertegierur>gen. in Rohform 

Herstellen aus raffiniertem Kupfer, 
in Rohform, oder aus Abfällen urxl 
Schrott 

ex Kapitel 75 

Nickel und Waren daraus; ausge- 
fKxnmen die Waren der Positionen 

7501 bis 7503 

Hersteüen. bei dem 

- alle verwerxieten Vor- 
materiafien in eine arxlere 

Position als rüe hergestellte 

Ware einzureihen sind und 



- der Wert aller verwerxieten 
Vormaterialien 50 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der herge¬ 
stellten Ware nicht überschrei¬ 
tet 

ex Kapitel 76 

Aluminium utkI Waren daraus; ausge¬ 
nommen Waren der Positionen 7601, 
7602 urxJ ex 7616; für Waren der 
Positionen 7601 und ex 7616 sind 
nachfolgerxl besondere Regeln ange¬ 
führt 

Herstellen, bei dem 

- alle verwerxieten Vor- 
materiaiien in eine arxlere 

Position als die hergestellte 

Ware eiruureihen sirxl und 



- der Wert aller verwerxieten 
Vormaterialien 50 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der herge¬ 
stellten Ware nicht überschrei¬ 
tet 

7601 

Aluminium in Rohform 

Herstellen durch thermische oder 
elektrolytische Beharxllung von 
rUchtiegieitem Alumirüum oder 
Abfällen urxl Schrott von 

Alumirtium 
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(1) 

(2) 

(3) 

ex 7616 

Andere Waren aus Aluminium, ausge- 
rKMTimen Gewebe, Gitter urx) 

Geflechte, aus Aluminiumdraht, und 
Streckbleche aus Aluminium 

Herstellen, bei dem 

- alle verwertdeten Vor¬ 
materialien in eine andere 
Position als die hergestellte 

Ware einzureihen sind; jedoch 
körmen Gewebe, Gitter und 
Geflechte aus Alumirriumdraht 
oder Streckbleche aus 

Aluminium verwendet werden 
und 



- der Wert aller verwerrdeten 
Vormaterialien 50 v.H. des 
Ab-Werk-Preise$ der herge¬ 
stellten Ware nicht überschrei¬ 
tet 

ex Kapitel 78 

Blei und Waren daraus; ausgenom- 
nrten die Waren der Poshiorten 7801 
und 7802; für die Wmbo der Position 
7801 ist nachfolgeryf eine besoiMfere 
Regel angeführt 

Herstellen, bei dem 

- alle verwendeten Vormateria¬ 
lien in eine andere Position als 
die hergestellte Ware eiruurei- 
hen sirvl imd 



- der Wert aller verwendeten 
Vormaterialien 50 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der herge¬ 
stellten Ware nicht überschrei¬ 
tet 

7801 

Blei in Rohform: 



- raffiniertes Blei 

Herstellen aus Barrenblei oder 
Werkblei 


- anderes 

Herstellen aus Vormaterialien, die 
in eine andere Position als die 
hergestellte Ware eiruureihen 
sind; jedoch dürfen Abfälle urrd 
Schrott der Position 7802 rricht 
verwerrdet werden 
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(1) 

(2) 

(3) 

ex Kapitel 79 

Zink und Waren daraus; ausgenommen 
die Waren der Positionen 7901 und 
7902; für die Waren der Position 7901 
ist nachfolgend eine besondere Regel 
angeführt 

Herstellen, bei dem 

- alle verwendeten Vormateria¬ 
lien in eine andere Position als 
die hergesteilte Ware einzu¬ 
reihen sind und 



- der Wert aller verwerxieten 
Vormateriaiien 50 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der herge- 
steiiten Ware nicht überschrei¬ 
tet 

7901 

Zink in Rohform 

Hersteilen aus Vormaterialien, die 
in eine andere Position als die her¬ 
gestellte Ware einzureihen sind; 
jedoch dürfen Abfälle und Schrott 
der Position 7902 nicht verwendet 
werden 

' ex Kapitel 80 

Zinn urxf Waren daraus; ausgenommen 
die Waren der Positionen 8001, 8002 
urvl 8007; für die Waren der 

Position 8001 ist nachfolgend eine 
besoTKfere Regel angeführt 

Herstellen, bei dem 

- alle verwendeten Vormateria¬ 
iien in eine andere Position als 
die hergestellte Ware einzurei¬ 
hen sind urxf 

1 


- der Wert aller verwerxJeten 
Vormaterialien 50 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der herge¬ 
stellten Ware nicht überschrei¬ 
tet 

8001 

Zinn in Rohform 

Herstellen aus Vormaterialien, die 
in eine arxiere Position als die her¬ 
gestellte Ware einzureihen sirxl; 
jedoch dürfen Abfälle urxl Schrott 
der Position 8002 nicht verwerxfet 
werden 
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(1) 

121 

(31 1 

1 ex Kapitel 81 

Andere unedle Metalle, bearbeitet; 

Waren daraus 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vormaterialien, die in 
dieselbe f^ition wie die herge¬ 
stellte Ware einzureihen sind, 

50 V.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 

8206 

Zusammenstelluttgen von Werkzeugen 
aus zwei oder mehr der Posi- 
tionen 8202 bis 8205, in Aufmachun¬ 
gen für den Eiruelverkauf 

Herstellen aus Vormaterialien, die 
nicht in die Positionen 8202 bis 

8205 einzureihen sind; jedoch kann 
die Warenzusammenstellung auch 
Waren der Positionen 8202 bis 

8205 enthalten, werm ihr Wert 

15 V.H. des Ab-Werk-Preises der 
Wareruusammenstelli^ nicht 
überschreitet 

8207 

Auswechselbare Werkzeuge zur Ver¬ 
wendung in mechanischen oder iticht- 
mechanischen Handwerkzeugen oder 
in WerkzeugtTtaschirten (z-B. zum Tief¬ 
ziehen, Gesenkschmieden, Stanzen, 
Lochen, Gewirxleschneiden, Gewinde¬ 
bohren. Bohren, Reiben, Räumen, 

Fräsen, Drehen, Strauben), ein- 
schließiich Ziehwerkzeuge utkI Preß- 
matrizen zum Ziehen oder 

Strangpressen von Metallen, und Erd-, 
Gesteins- oder Tiefbohrwerkzeuge 

Herstellen, bei dem 

- alle verwendeten Vormateria¬ 
lien in eine andere Position als 
die hergestellte Ware einzurei¬ 
hen sind urxl 

- der Wert aller verwerxieten 
Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der herge¬ 
stellten Ware nicht überschrei¬ 
tet 
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(1> 

(2) 

(3) 

/ 

8208 

Messer und Schneidkiingen, für 
Maschir>en oder mechanische Geräte 

Herstellen, bei dem 

- alle verwendeten Vormateria¬ 
lien in eine andere Position als 
die hergesteltte Ware einzurei¬ 
hen sind und 



- der Wert aller verwendeten 
Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der herge¬ 
stellten Ware nicht überschrei¬ 
tet 

ex 8211 

Messer mit schneidef>der Klinge, auch 
gezahnt (einschließlich Klappmesser 
für den Gartenbau), ausgenommen 
Messer der Position 8208 

Herstellen aus Vormaterialien, die 
in eine andere Position als die 
hergestellte Ware eirjzureihen sind, 
jedoch können Klingen und Griffe 
aus unedlen Metallen verwendet 
werden 

8214 

Andere Schneidwaren (z.B. Haar¬ 
schneide- urtd Scherapparate. Spalt¬ 
messer, Hackmesser. Wiegenrtesser für 
Metzger oder für den Küchengebrauch 
und Papiermesser); Irtstrumente und 
Zusammenstellungen für die Hand¬ 
oder Fußpflege (einschließlich Nagel¬ 
feilen) 

Herstellen aus Vormaterialien, die 
in eine andere Position als die 
hergestellte Ware einzureihen sirrd; 
jedoch körmen Griffe aus unedlen 
Metallen verwerxfet werden 

8215 

Löffel, Gabeln, Schöpfkellen, 
Schaumlöffel, Tortenheber, Fisch¬ 
messer, Buttermesser, Zuckerzangen 
und ähnliche Waren 

Herstellen aus Vormaterialien, die 
in eir>e arxiere Position als die her¬ 
gestellte Ware einzureihen sind; 
jedoch können Griffe aus unedlen 
Metallen verwerxlet werden 

ex 8306 

Statuetten und arKlere Ziergegen¬ 
stände, aus unedlen Metallen 

Herstellen aus Vormaterialien, die 
in eine andere Position als die her¬ 
gestellte Ware einzureihen sind; 
jedoch können andere Vor¬ 
materialien der Pos'rtion 8306 ver¬ 
wendet werden, wenn ihr Wert 

30 v.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 
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<1) 

(2) 

(3) 

ex Kapitel 84 

Kernreaktoren, Kessel, Maschinen, 
Apparate und mechanische Geräte; 

Herstellen, bei dem 


Teile davon; ausgerK>mmen die Waren, 

- der Wert aller verwendeten 


für die unter den nachfolgenden Posi- 

Vormaterialien 40 v.H. des 


tiorten 

Ab-Werk-Preises der herge¬ 
stellten Waren nicht überschrei- 


8403, ex 8404, 8406 bis 8409, 8412, 
8415, 8418, ex 8419, 8420, 8425 bis 

tet urtd 


8430, ex 8431. 8439, 8441. 8444 bis 

- Vormaterialien, die in dieselbe 


8447, ex 8448. 8452. 8456 bis 8466, 

Position wie die hergestellte 


8469 bis 8472, 8480, 8484 und 8485 

Ware einzureihen sind, inner¬ 
halb der obertst^nden 


besondere Regeln artgeführt siitd 

Begrenzung nur bis zu einem 
Wert von 5 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der herge¬ 
stellten Ware verwertdet wer¬ 
den 

8403 

Zentralheizungskessel, ausgenommen 

Herstellen aus Vormaterialien, die 

und 

solche der Position 8402; Hilfs- 

in eine andere Position als die 

ex 8404 

apparate für Zentralheizurtgskessel 

Position 8403 oder 8404 einzurei¬ 
hen sind; jedoch können Vor¬ 
materialien der Position 8403 oder 
8404 verwendet werden, wenn ihr 
Wert insgesamt 5 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten 
Ware nicht überschreitet 

8406 

Dampfturbinen 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vormaterialien 



40 v.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 
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(1) 

(2> 

(3) 

8407 

Hub- und Rotationskolbenverbren¬ 
nungsmotoren, mit Fremdzündung 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vormaterialien 

40 v.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 

8408 

Kolbenverbrennurtgsmotoren mit 
Selbstzündurtg (Diesel- oder Halbdiesel¬ 
motoren) 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vormaterialien 

40 v.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 

8409 

Teile, erkennbar ausschließlich oder 
hauptsächlich für Motoren der Posi¬ 
tion 8407 oder 8408 bestimmt 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwervfeten Vormaterialien 

40 V.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware rächt über¬ 
schreitet 

8412 

i 

1 

Andere Motoren urtd Kraftmaschinen 

Herstellen, bei'dem der Wert aller 
verwendeten Vormaterialien 

40 v.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 

8415 

Klimageräte, bestehertd aus einem 
motorbetrieberKn Ventilator und Vor¬ 
richtungen zur Änderung der 

Temperatur und des Feuchtigkeits¬ 
gehalts der Luft, einschließlich solcher, 
bei denen der Luftfeuchtigkeitsgrad 
nicht unabhängig von der Luft¬ 
temperatur reguliert vrird 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vormaterialien 

40 v.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 
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<1) 

(2) 

<3) j 

8418 

Köhl- ur>d GefrierschrSnIce, Gefrier- und 

Herstellen, bei dem 

* 

TiefkOhltruhen und andere Bnrich- 



tungen, Maschinen, Apparate und 

- der Wert aller verwendeten 


GerSte zur Kfilteerzeugung, mit elek- 

Vormateriarien 40 v.H. des 


trischer oder arxierer AusrOstung; 

Ab-Werk-Preises der herge- 


Wärmepumpen, ausgenommen Klima- 

stellten Ware nicht Qberschrei- 


gerSte der Position 8415 

tet und 

- Vormaterialien, die in dieselbe 
Position wie die hergestellte 

Ware einzureihen sind, inner¬ 
halb der obertstehenden 
Begrenzung nur bis zu einem 

Wert von 5 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergesteliten Ware 
verwendet werden urxl 

- der Wert aller verwendeten 
Vormaterialien ohne Ursprungs¬ 
eigenschaft den Wert der Vor¬ 
materialien mK Ursprungseigen¬ 
schaft rvcht überschreitet 

ex 8419 

Apparate und Vorrichtix^n für die 
Holz-, Papierhalbstoff-, Papier- und 

Herstellen, bei dem 


Pappirxiustrie 

- der Wert aller verwendeten 
Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der herge¬ 
stellten Ware nicht überschrei¬ 
tet und 

- Vonmaterialien, die in dieselbe 
Position wie die hergestellte 

Ware einzureihen sind, inner¬ 
halb der obenstehenden 
Begrenzung nur bis zu einem 

Wert von 25 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der herge- | 

stellten Ware verwendet | 

werden 1 
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11) 

(2) 

C3) 

ex 8420 

Kalander und Waizwefice (ausge¬ 
nommen Metattwalzwerlce und Glas- 

Herstellen, bei dem 


walzmaschinen) sowie Walzen für 

- der Wert aller verwendeten 


diese Maschinen 

Vormaterialien 40 v.H. des 
Al>-Werk-Preises der herge- 
steltten Ware nicht überschrei¬ 
tet utmI 

- Vormateriaiien. die in rieselbe 
Position wie die hergestellte 

Ware einzureihen sind, inner- 



halb der obenstehenden 
Begrenzung nur bis zu einem 
Wert von 25 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergesteilten Ware 
verwerxlet werden und 

8425 

Maschinen, Apparate und Gerite zum 

Herstelien, bei dem 

bis 

Heben. Betaden. Entladen oder Fördern 


8428 

i 

1 

i 


- der Wert aller verwendeten 
Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Wertc-Preises der herge- 
steMten Ware nicht überschrei¬ 
tet und 

- Vormaterialien, die in die 

Position 8431 eirmjredwn sirxl, 
innerhalb der obenstehenden 
Begrenzung nur bis zu einem 
Wert von 5 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware 
verwendet werden 
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( 1 ) 

8429 


8430 


(2) 

(3) 1 

Selbstfahrende Planiermaschinen (Bull* 
dozer und Angledozer), Erd- oder 
Straßenhobei (Grader). SchSrfwagen 
(Scraper). Bagger, Schärf- und andere 
Schaufellader. Straßenwalzen und 
andere Bodenverdichter: 


- Straßenwalzen 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwerKleten Vormaterialien 

40 V.H. des Ab-Werlc-Preises der 
hergesteltten Ware nicht über¬ 
schreitet 

- andere 

HersteHen, bei dem 


- der Wert aller verwendeten 
Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werlc-Preises der herge¬ 
steltten Ware nicht überschrei¬ 
tet und 


- Vormaterialien, die in die 

Position 8431 einzureihen sind, 
innerhalb der obeitstehenden 
Begrenzung iwjr bis zu einem 

Wert von 5 v.H. des Ab-Werlc- 
Preises der hergestellten Ware 
verwendet werden 

Andere Maschinen, Apparate und 

Geräte zur Erdbewegung, zum Planie¬ 
ren, Verdichten oder Bohren des 

Bodens oder zum Abbauen von Erzen 
oder anderen Mineralien; Rammen und 
Pfahlzieher; Schneeräumer 

Herstellen, bei dem 

- der Wert aller verwendeten 
Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werlc-Preises der herge¬ 
stellten Ware nicht überschrei¬ 
tet und 


- Vormaterialien, die in die 

Position 8431 einzureihen sirtd, 
irwierhalb der obenstehenden 
Begrenzung nur bis zu einem 

Wert von 5 v.H. des Ab-Werlc- 
Preises der hergestellten Ware 
verwendet werden 
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(U 

<2J 

(31 

ex 8431 

Teile, erkennbar ausaehKeßlich oder 

Hersteilen, bei dem der Wert aller 


hauptsächiich für Straßenwalzen 

verwendeten Vormaterialien 


bestimmt 

40 V.H. des Ab-Wcrk-Preises der 
hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 1 

8439 

Maschirten und Apparate zum Her¬ 
stellen von Halbstoff aus cellulose- 

Hersteilen, bei dem 


haltigen Faserstoffen oder zum Her- 

- der Wert aller verwendeten 


steilen oder Fertigstellen von Papier 

Vormaterialien 40 v.H. des 


oder Pappe 

Ab-Werk-Preises der herge¬ 
stellten Ware nicht überschrei¬ 
tet ur>d 

- Vormaterialien. <fie in dieselbe 
Position wie die hergestellte 

Wate einzureihen sind, inner¬ 
halb der obehstehenden 



Begrenzung nur bis zu einem 
Wert von 25 vJf. des Ab-Werk- 
Preises der hergesteilten Ware 
verwertdet werden 

8441 

Artdere Maschir>en utvl Apparate zum 
Be- oder Verarbeiten von Papierhalb- 

Herstellen, bei dem ^ 


Stoff. Papier oder Pappe, einscNießlich 

- der Wert aller verwerxleten 

' 1 

i 

Schneidemaschinen aller Art 

Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der herge¬ 
stellten Ware rächt überschrei¬ 
tet und 

- Vormaterialien, die in dieselbe 
Position wie die hergestelKe 
Ware eiruureihen sind, inner¬ 
halb der obensteherxien 
Begrenzung nur bis zu einem 
Wert von 25 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware 
verwerxJet werden 







Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil II Nr. 41. ausgegeben zu Bonn am 26. September 1996 


1837 


(1) 

(2) 

(31 

8444 

bis 

8447 

Maschinen für die Textilindustrie der 
Positionen 8444 bis 8447 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vormaterialien 

40 V.H. des Ab-Werfc-Preises der 
hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 

ex 8448 

Hilfsmaschinen und •apparate für 
Maschif>en der Position 8444 oder 

8445 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwer>deten Vormaterialien 

40 V.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 

8452 

Nähmaschirten, attdere als Fadenheft- 
maschinen der Position 8440; Möbel, 
Sockel und Deckel, für Nöhmaschinen 
besorxlers hergerichtet: Nöh- 
maschinenrtadeln: 



- Steppstichnihmaschinen, deren 

Kopf ohne Motor 16 kg oder 
weniger oder mit Motor 17 kg oder 
weniger wiegt 

Herstellen, bei dem 

- der Wert aller verwendeten 
Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der herge- 
stellten Ware nicht überschrei¬ 
tet UTMl 



- der Wert aller Vormaterialien 
ohne Ursprungseigenschaft, die 
zum Zusammenbau des Kopfes 
(ohne Motor) verwendet 
werden, den Wert der ver¬ 
wendeten Vormaterialien mit 
Ursprungseigenschaft nicht 
überschreitet und 



- der Mechanismus für die Ober¬ 
fadenzuführung, der Steuer¬ 
greifer mit Antriebs¬ 
mechanismus UTK) die Organe 
für den Zick-Zack-Stich 
Ursprurrgserzeugnisse sind 
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(11 

(2) 

(3) 

8452 

- andere 

Herstellen, bei dem der Wert aller 

(Fortsetzung) 


verwervieten Vormaterialien 

40 V.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 

8456 

Werkzeugmaschinen, Teile und 

Hersteilen, bei dem der Wert aller 

bis 

Zubehör, aus diesen Positionen 

verwendeten Vormaterialien 

8466 


40 V.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 

8469 

Büromaschirten und -apparate 

Herstellen, bei dem der Wert aller 

bis 

(SchreibmascNnen, Rechenmaschinen, 

verwendeten Vormaterialien 

8472 

automatische Daten- 

40 v.H. des Ab-Werk-Preises der 


verarbeitungsmaschirten, Vervielfälti- 

hergestellten Ware nicht über- 


gungsmaschinen, Büroheftmaschinen) 

schreitet 

8480 

Gießerei-Formkästen; Grundplatten für 

Hersteilen, bei dem der Wert aller 


Formen; Gießereimodelle; Formen für 

verwendeten Vormaterialien 5 v.H. 


Metalle (andere als solche zum Gießen 

des AbWerk-Preises der hergestell- 


von Ingots, Masseln oder dergleichen), 
Hartmetalle, Glas, mineralische Stoffe, 
Kautschuk oder Kunststoffe 

ten Ware nicht überschreitet 
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(1) 

12) 

13) 

8484 

Metalloptische Dichtungen; Sätze oder 
Zusammer^tellungen von Dichtungen 
verschiedener stofflicher Beschaffenheit, 
in Beuteln, Kartons oder ähnlichen 
Umschließungen 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver- 
werxieten Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 

8485 

Teile von Maschinen, Apparaten oder 
Geräten, in Kapitel 84 anderweit weder 
genarwit noch ir>begriffen, ausgenommen 
Teile mit elektrischer Isolierung, eiektri- 
schen Anschlußstücken, Wicklungen, 
Kontakten oder anderen charakteristi¬ 
schen Merkmalen elektrotechnischer 

Waren 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver¬ 
wendeten Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 

ex Kapitel 85 

Elektrische Maschir^n, Apparate, Geräte 
und andere elektronische Waren, Teile 
davon; Tonaufrtahme- oder Tonwieder¬ 
gabegeräte. Bild- und Tonaufzeichnungs¬ 
und -Wiedergabegeräte, für das Ferrtse- 
hen, Teile urxl Zubehör für diese Geräte; 
ausgerKxnmen die Waren, für die (mter 
den nachfolgenden Positionen 8501, 

8502, ex 8518, 8519 bis 8529, 8535 bis 
8537, 8542, 8544 bis 8546 und 8548 
besondere Regeln angeführt sind 

Hersteflen, bei dem 

• der Wert aller verwendeten Vor¬ 
materialien 40 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet 
utxl 

Vormaterialien, die in dieselbe 

Position wie die hergestellte Ware 
einzureihen sind, innerhalb der oben¬ 
stehenden Begrenzung nur bis zu 
einem Wert von 5 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware ver- 
werxlet werden 

8501 

Elektromotoren und elektrische Generato¬ 
ren, ausgenommen Stromerzeugungs¬ 
aggregate 

Herstellen, bei dem 

der Wert aller verwendeten Vor¬ 
materialien 40 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet 
urd 

Vormaterialien, die in die Posi¬ 
tion 8503 einzureihen sird. innerhalb 
der obensteherxJen Begrenzuf>g rtur 
bis zu eirrem Wert von 5 v.H. des 
AbWerk-Preises der hergestellten 

Ware verwendet werden 
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1 

(2) 

13) I 

1 8502 

Stromerzeugungsaggregate uryl elek* 
trische rotierende Umformer 

Herstellen, bei dem 

der Wert aller verwendeten Vor- 
materialien 40 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet 
und 

Vormaterialien, die in die Posi¬ 
tion 8501 oder 8503 eiruureihen 
sind, insgesamt und innerhalb der 
obenstehenden Begrenzung rtur bis 
zu einem Wert von 5 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergesteliten 

Ware verwendet werden 

8518 

Mikrophone und Haltevorrichturtgen da- 

Herstellen, bei dem 


für; Lautsprecher, auch in Gehäusen: 



elektrische Tonfrequenzverstärker: elek- 

der Wert aller verwendeten Vor- 


trische Tonverstärkeeinrichtungen 

materiaiien 40 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet 
und 

der Wert aller verwendeten Vor¬ 
materialien ohne Ursprungseigerv 
schaft den Wert der Vormaterialien 
mit Ursprungseigenschaft nicht über¬ 
schreitet 

8519 

Plattenspieler, Schallplatten-Musikauto- 
maten, Kassetten-Tonbandabspielgefäte 

Herstellen, bei dem 


und andere Tonwiedergabegeräte, ohne 

der Wert aller verwendeten Vor- 


eingebaute Tonaufnahmevorrichtung 

materiaiien 40 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet 
urvJ 

- der Wert aller verwendeten Vor¬ 
materialien ohne Ursprungseiger*- 
schaft den Wert der Vormaterialien 
mit Ursprungseigenschaft nicht über¬ 
schreitet 
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(1) 

(2) 

(3) 

8520 

Magnetbandgeräte und andere Ton- 
aufrtahmegeräte, auch mit eingebauter 

Herstellen, bei dem 


T onwiedergabevorrichtung 

der Wert aller verwendeten Vor¬ 
materialien 40 V.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet 
und 

- der Wert aller verwerxJeten Vor¬ 
materialien oht>e Ursprungseigen¬ 
schaft den Wert der Vormaterialien 
mit Ursprungseigenschaft nicht über¬ 
schreitet 

8521 

Videogeräte zur Bild- und Tonaufzeich¬ 
nung oder -Wiedergabe 

Herstellen, bei dem 

der Wert aller verwerxleten Vor¬ 
materialien 40 v.H. des Ab-Werlc- 
Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet 

UtKl 



- der Wert aller verwendeten Vor- 
materialien-ohne Ursprungseigerv 



Schaft den Wert der Vormaterialien 
mit Ursprungseigenschaft nicht über¬ 
schreitet 

8522 

Teile und Zubehör für Geräte der Posi- 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver- 


tionen 8519 bis 8521 

wetvleten Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Weric-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 
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1 

(2) 

(3) 

8525 

Sendegeräte für den Funksprech- oder 
Funktelegraphieverkehr, den Rundfunk 

Herstellen, bei dem 


oder das Fernsehen, auch mit einge- 

der Wert aller verwendeten Vor- 


bautem Empfangsgerät, Tortaufnahme- 

materialien 40 v.H. des Ab-Werk- 


gerät oder Tonwiedergabegerät: Femseh- 

Preises der hergestellten Ware nicht 


kameras 

Gberschreitet 

urtd 

der Wert aller verwendeten Vor¬ 
materialien ohne Ursprungseigert¬ 
schaft den Wert der Vormaterialien 
mit Ursprungseigertschaft nicht über¬ 
schreitet 1 

8526 

Funkmeßgeräte (Radargeräte), Ftmk- 

Herstellen, bei dem 


navigatiortsgeräte und Funkfetroteuer- 



geräte 

der Wert aller verwendeten Vor¬ 
materialien 40 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet 

und 

der Wert aller verwertdeten Vor¬ 
materialien ohne Ursprurtgseigeiv 

Schaft den Wert der Vormaterialien 
mit Ursprurtgseigeitschaft nicht über¬ 
schreitet 
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(1) 

(2) 

(3) 

8527 

Empfangsgeräte für den Funksprech- oder 

Herstellen, bei dem 


Funktelegraphieverkehr oder den Rurvl- 



funk, auch in einem gemeirtsamen 

der Wert aller verwervJeten Vor- 


Gehäuse mit einem Tor^auf nähme- oder 

materialien 40 v.H. des Ab-Werk- 


Tonwiedergabegerät oder einer Uhr 

Preises der hergestellten Ware nicht 


kombiniert 

überschreitet 

und 

- der Wert aller verwendeten Vor¬ 
materialien ohr>e Ursprungseigen¬ 
schaft den Wert der Vormaterialien 
mit Ursprungseigenschaft nicht über¬ 
schreitet 

8528 

Femsehempfangsgeräte (eirtschiießlich 

Herstellen, bei dem 


Videomonitore und Videoprojektoren), 



auch in einem gemeinsamen Gehäuse mit 

der Wert aller verwendeten Vor- 


einem RurMlfunkempfangsgerät oder 

materialien 40 v.H. des Ab-Werk- 


einem Ton- oder Bildaufzeichnungs- oder 

Preise-s der hergestellten Ware nicht 


-wiedergabegerät kombiniert 

überschreitet 

und 

- der Wert aller verwerxleten Vor¬ 
materialien ofme Ursprungseigen¬ 
schaft den Wert der Vormaterialien 



mit Ursprungseigenschaft nicht über¬ 
schreitet 
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(1) 

(2) 

(31 

8529 

Teile, erkennbar ausscNießlich oder 
hauptsächlich für Geräte der Posi¬ 
tionen 8525 bis 8528 bestimmt: 



- erkennbar ausscNießlich für Video¬ 
geräte zur Bild- und Tortauf Zeichnung 
oder -Wiedergabe bestimmt 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver¬ 
wendeten Vormaterialien 40 v.H. des 
Wertes der hergestellten Ware nicht 
überschreitet 


- andere 

Herstellen, bei dem 



der Wert aller verwendeten Vor¬ 
materialien 40 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet 



und 



- der Wert aller verwendeten Vor- 
materialien ohne Ursprungseigefv 
schaft den Wert der Vormaterialien 
mK Ursprungseigenschaft nicht über¬ 
schreitet 
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(2) 

(3) 

8535 

Elektrische Geräte zum Schließen, Unter- 

Herstellen, bei dem 

und 

brechen, Schützen oder Verbinden von 


8536 

elektrischen Stromkreisen 

• der Wert aller verwerxieten Vor¬ 
materialien 40 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet und 

- Vormaterialien, die in die 

Position 8538 einzureihen sind, 
innerhalb der obenstehenden Begren¬ 
zung nur bis zu einem Wert von 

5 V.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware verwendet 
werden 

8537 

Tafeln, Felder, Konsolen, Pulte, Schränke 

Herstellen, bei dem 


(einschließlich Steuerschrärrke für 



rMMnerische Steuerungen) und andere 

der Wert aller verwerxleten Vor- 


Träger mit mehreren Geräten der 

materialien 40 v.H. des Ab-Werk- 


Position 8535 oder 8536 oder auch 

Preises der hergestellten Ware nicht 


Instrumenten oder Geräten des Kapi¬ 
tels 90 ausgerüstet, zum elektrischen 

überschreitet und 


Schalten oder Steuern oder für die Strom- 

Vormaterialien, die in die 


Verteilung, ausgemmmen Vermittlungs- 

Position 8538 einzureihen sind. 


einrichtungen der Position 8517 

innerhalb der obenstehenden Begren¬ 
zung nur bis zu einem Wert von 

5 v.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware verwendet 
werden 
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(1) 

(2) 

(3) 

8542 

Elektronische integrierte Sch^tungen und 
zusammerrgesetzte elektronische Mikro¬ 
schaltungen (Mikrobausteirte) 

Hersteilen, bei dem 

der Wert aller verwendeten Vor- 
materiaiien 40 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet urtd 



- Vormaterialien, die in die 

Position 8541 oder 8542 einzureHien 
sind, insgesamt und kwwrhalb der 
obenstehenden Begrenzung nur bis 
zu einem Wert von 5 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten 

Ware verwerxlet werden 

8544 

Isolierte (auch lackisolierte oder dektro- 
lytisch oxidierte) OrShte, Kabel («tv> 
schüeßiich Koaxialkabel) und andere iso- 
Kerta elektrische Leiter, auch mit 
ArrschkiSstOckan; Kabel aus optischen, 
eirueln umhQliten Fasern, auch elek¬ 
trische Leiter enthalterxl oder mit 
AnschkiBstOcken versehen 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver- 
wendeten Vormatarialien 40 v>l. des 
Ab-Werk-Pieises der hergesteltten Ware 
nicht überschreitet 

8545 

Kohleelektroden. Kohlebürsten, tempert- 
kohlen, Etotterie- und Elementekohten und 
andere Waren für elektrotechnische 

Zwecke aus Graphit oder anderem 
Kohlenstoff, auch in Verbirxiung mit 

Metall 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver- 
werxieten Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 
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(2) 

(3) 

8709 

Kraftkarren ohne Hebevorrichtung, von 
der in Fabriken, Lagerhäusern, Hafen- 

Herstellen, bei dem 


anlagen oder auf Flugplätzen zum Kurz- 

der Wert aller verwendeten Vor- 


Streckentransport von Waren verwen- 

materialien 40 v.H. des Ab-Werk- 


deten Art; Zugkraftkarren, von der auf 

Preises der hergestellten Ware nicht 


Bahnhöfen verwendeten Art; Teile davon 

überschreitet urxl 

Vormaterialien, die in dieselbe 

Position wie die hergestellte Ware 
einzureihen sind, innerhalb der oben- 
stehervfen Begrenzung nur bis zu 
einem Wert von 5 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware ver¬ 
wendet werden 

8710 

Panzerkampfwagen urtd arviere selbst- 

Herstellen, bei dem 


fahrende gepanzerte Kampffahrzeuge, 



auch mit Waffen; Teile davon 

der Wert aller verwendeten Vor- 
materialien 40 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet und 

- Vormaterialien, die in dieselbe 

Position wie die hergestellte Ware 
einzureihen sirvJ, innerhalb der oberv 
stehenden Begrenzung nur bis zu 
einem Wert von 5 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware ver-- 
wendet werden 

8711 

Krafträder (einscNießlich Mopeds) und 
Fahrräder mit Hilfsmotor, auch mit Bei- 

Herstellen, bei dem 


wagen; Beiwagen 

der Wert aller verwendeten Vor¬ 
materialien 40 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet 

und 

der Wert aller verwendeten Vor¬ 
materialien ohne Ursprungseigen¬ 
schaft den Wert der Vormaterialien 
mit Ursprungseigenschaft nicht über¬ 
schreitet 
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(1) 

(2) 

======================»: 

(3) 

ex 8712 

Fahrräder, ohrre Kugellager 

Herstellen aus Vormaterialien, die nicht 
in die Position 8714 einzureihen sirxi 

8715 

Kiixierwagen und Teile davon 

Herstellen, bei dem 



der Wert aller verwendeten Vor¬ 
materialien 40 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet ur>d 



Vormaterialien, die in dieselbe 

Position wie die hergestellte Ware 
einzureihen sind, irmerhalb der 
obensteheivlen Be^enzung nur bis 
zu einem Wert von 5 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten 
Ware verwendet werden. 

8716 

Anhänger, einscNießlich Sattelanhänger, 
für Fahrzeuge aller Art; andere nicht 
selbstfahrende Fahrzeuge: Teile davon 

Herstellen, bei dem 

der Wert aller verwervieten Vor¬ 
materialien 40 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet urvl 



Vormaterialien, die in dieselbe 

Position wie die hergestellte Ware 
eiruureihen sir>d, innerhalb der 
obenstehenden Begreruung nur bis 
zu einem Wert von 5 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten 
Ware verwerKlet werden 
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(1) 

(2) 

(3) j 

8803 

Teile von Waren der Position 8801 oder 
8802 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver¬ 
wendeten Vormaterialien der 

Position 8803 5 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der herg^tellten Ware nicht 
überschreitet 

8804 

Fallschirme (einschließlich lenkbare oder 
rotierende Fallschirme); Teile davon und 
Zubehör: 

- 


rotierende Fallschirme 

Herstellen aus Vormaterialien jeder 
Position. einscNießiich anderer Vor¬ 
materialien der Position 8804 


andere 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver¬ 
wendeten Vormaterialien der 

Position 8804 S v.H. des Ab*Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet 

8805 

Startvorrichtungen für Luftfatwzeuge; 
Abbremsvorrichtungen für Schiffsdecks 
und ähnliche Landehilfen für Luftfahr* 
zeuge: Bodengerite zur Flugausbildung; 
Teile davon 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver¬ 
wendeten Vormaterialien der 

Position 8805 5 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet 

Kapitel 89 

Wasserfahrzeuge und schwimmende 
Vorrichtungen 

Herstellen aus Vormaterialien, die in 
eine andere Position als die hergestellte 
Ware eiruureihen sind; jedoch dürfen 
Rümpfe der Position 8906 nicht ver- 
werulet werden 
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(1) 

(2) 

(3) 

9011 

Optische Mikrosicope. einschließlich 
solcher für Mikrophotographie, Mikro¬ 
kinematographie oder Mikroprojektion 

Herstellen, bei dem 

der Wert aller verwendeten Vor¬ 
materialien. 40 V.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergesteliten Ware nicht 
überschreitet und 



Vormaterialien, die in dieselbe 
Position wie die hergesteltte Ware 
einzuredwn sind, irmerhaib der 
obenstehenden Begrenzur>g r>ur bis 
zu einem Wert von 5 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten 
Ware verwendet werden 



tler Wert aller verwendeten Vor¬ 
materialien ohne Ursprungaeigerv 
Schaft rfen Wert dar Vormaterialien 
mit Urspnmgseigeinschaft nicht 
überschreitet 

ex 9014 

Arxlera Navigationsinstrumente, 

-apparate und -gerSte 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver¬ 
wendeten Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises rier hergestellten Ware 
nicht überschreitet 

9015 

lnstrunr>ente, Apparate und Geräte für 
die Geodäsie, Topographie, Photo¬ 
grammetrie, Hydrographie, Ozearto- 
graphie, Hydrologie, Meteorologie oder 
Geophysik, ausgenommen Kompasse; 
Entfernungsmesser 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver- 
werxtoten Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 
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(1) 

(2) 

(3) 

9016 

Waagen mit einer Empfindlichkeit von 

50 mg oder feiner, auch mit Gewichten 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver¬ 
wendeten Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 

9017 

Zeichen-, Anreiß- oder Recheninstru¬ 
mente und -gerate (z.B. Zeicherv 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver- 
wetKieten Vormaterialien 40 v.H. des 


maschirten, Pantographen, Winkel¬ 
messer, Reißzeuge, Rechertschieber und 
Rechenscheiben); Längervneß- 
instrumente ur)d -gerate, für den Hand¬ 
gebrauch (Z.B. Maßstibe tmd Maß¬ 
bänder, Mikrometer, Schiebiehren und 
andere Lehren); in Kapitel 90 anderweit 
weder genannt noch inbegriffen 

Ab-Werk-Preises der hergesteilten Ware 
nicht überschreitet 

ex 9018 

Zahnärztliche Behandlungsstühle mit 
zahnärztlichen Vorrichtungen oder Spei¬ 
fontänen 

Herstellen aus Vormaterialien jeder 
Position, einschlielUich arxlerer Vor¬ 
materialien der Position 9018 

9024 

Maschinen, Apparate und Geräte zum 
Prüfen der Härte, Zugfestigkeit, Druck¬ 
festigkeit, Elastizität oder anderer 
mechanischer Egenschaften von 
Materialien (z.B. von Metallen, Holz, 
Spinnstoffen, Papier oder Kunststoffen) 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver- 
wervteten Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 

9025 

Dichtemesser (Aräometer, Senkwaagen) 
und ähnliche schwimmerKfe Instru¬ 
mente, Thermometer, Pyrometer, Baro¬ 
meter, Hygrometer und Psychrometer, 
auch mit Registriervorrichtung, auch 
miteinar>der kombiniert 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver¬ 
wendeten Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 
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(1) 

(2) 

13) 

9026 

Instrumente, Apparate und Geräte zum 
Messen oder Überwachen von Durch¬ 
fluß, Füllhöhe, Druck oder anderen 
veränderlichen Größen von Rüssigkeiten 
oder Gasen (z.B. Durchflid^esser, 
FlOssigkeitsstand- oder Gasstaivl- 
anzeiger, Manometer, Wärmemengen¬ 
zähler), ausgenommen lrtstn«nente, 
Apparate und Geräte der Position 9014, 
9015, 9028 oder 9032 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver- 
werKleten Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der liergestellten Ware 
rücht Obersclveitet 

9027 

Instrumente, Apparate ur>d Geräte für 
physikalische oder chemische Unter¬ 
suchungen (z.B. Polarimeter, Refrakto¬ 
meter, Spektrometer und Unter¬ 
suchungsgeräte für Gase od«’ Rauch): 
Instrumente, Apparate und Geräte zum 
Bestimmen der Viskosität, Porosität, 
Dilatation, OberflächensparvHjrtg oder 
dergleichen oder für kalorimetrische, 
akustische oder photometrische 
Messungen (einschließiich Belielituttgs- 
messer): Mikrotome 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver¬ 
wendeten Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergesteilten Ware 
niclit überschreitet 

9028 

GaszäNer, Flüssigkeitszähler oder 
Elektrizitätszähler, einschließlich Bch- 
zähler dafür: 



Teile und Zubehör 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver¬ 
wendeten Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
niclit übersciveitet 
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1 

(2) 

13) 

1 9028 (Fortsetzimg) 

andere 

Herstellen, bei dem 



der Wert aller verwerxieten Vor- 
materialien 40 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet und 



der Wert aller verwerxieten Vor¬ 
materialien ohne Ursprungseigert¬ 
schaft den Wert der Vormateriaüen 
mit Ursprungseigenschaft nicht 
überschreitet 

9029 

Andere Zähler <z.B. TourenzäNer, 
Produktionszttiler, Taxameter. Kilo¬ 
meterzähler oder Schrittzähler): 
Tachometer und andere Geschwindig¬ 
keitsmesser. ausgenommen solche der 
Position 9015; Stroboskope 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver¬ 
wendeten Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 

9030 

Osziloskope. Spektralanalysatoren und 
andere Irtttrumente. Apparate und 

Geräte zum Messen oder Prüfen elek¬ 
trischer Gräßen; Instrumente, Apparate 
ufxl Geräte zum Messen oder zum Nach¬ 
weis von Alpha-, Beta-, Gamma-, 
Röntgenstrahlen, kosmischen oder 
anderen ionisierenden Strahlen 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver¬ 
wendeten Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
rticht überschreitet 

9031 

Instrumente, Apparate, Geräte und 
Maschinen zum Messen oder Prüfen, in 
Kapitel 90 anderweit weder genannt 
noch inbegriffen; Profilprojektoren 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver¬ 
wendeten Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 
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11) 

(2) 

(3) 

9032 

Instrumente, Apparate und Geräte zum 
Regeln 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver¬ 
wendeten Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 

9033 

Teile und Zubehör (in Kapitel 90 ander- 
weit weder gertannt rK>ch inbegriffen) 
für Maschinen. Apparate. Geräte, Instru¬ 
mente oder andere Waren des Kapi¬ 
tels 90 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver¬ 
wendeten Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 

ex Kapitel 91 

Uhrmacherwaren; ausgerwmmen die 
Ware, für die unter den nachfolgenden 
Positionen 9105, 9109 bis 9113 beson¬ 
dere Regeln artgeführt sind 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver¬ 
wendeten Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 

9105 

Andere Uhren 

Herstellen, bei dem 



der Wert aller verwendeten Vor¬ 
materialien 40 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergesteliten Ware nicht 
überschreitet ur>d 



der Wert aller verwerxieten Vor¬ 
materialien ohne Ursprur^seigen- 
schaft den Wert der Vormaterialien 
mit Ursprungseigenschaft rücht 
überschreitet 
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(1) 

(2) 

(3) 

9112 

Gehiuse für andere Uhrmacher¬ 
waren, Teile davon 

Herstellen, bei dem 

der Wert aller verwendeten 
Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der her¬ 
gestellten Ware nicht über¬ 
schreitet und 



- Vormaterialien, die in dieselbe 

Position wie die hergestettte 
Ware einzureihen sind, inner¬ 
halb der obenstehenden 
Begrenzung rujr bis zu einem 
Wert von 5 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der her¬ 
gestellten Ware verwendet 
werden 

9113 

Uhrarmbänder, Teile davon: 



- aus unedlen Metallen, auch 

vergoldet oder versilbert oder 
aus Edelmetallplattierungen 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vormaterialien 40 v.H. 
des Ab-Werk-Preises der hergestell¬ 
ten Ware rticht überschreitet 


- andere 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwerKleten Vormaterialien 50 v.H. 
des Ab-Werk-Preises der hergestell¬ 
ten Ware rächt überschreitet 

Kapitel 92 

Musikinstrumente: Teile und 

Zubehör für diese Instrumente 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwertdeten Vormaterialien 40 v.H. 
des Ab-Werk-Preises der hergestell¬ 
ten Ware nicht überschreitet 

Kapitel 93 

Waffen und Munition; Teile davon 
und Zubehör 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vormaterialien 50 v.H. 
des Ab-Werk-Preises der hergestell¬ 
ten Ware rächt überschreitet 
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(1) 

(2) 

13) 

ex 9401 
und 

ex 9403 

Möbel aus unedlen Metallen, mit 
nicht gepolsterten BaumwoU- 
geweben mit einem Quadratmeter¬ 
gewicht von 300 g oder weniger 

Herstelien aus Vormaterialien, die in 
eine andere Position als die her- 
gestetlte Ware einzureihen sind, 

oder 



Herstellen aus gebrauchsfertig 
konfektionierten Baumwollgeweben 
der Position 9401 oder 9403, wenn 



ihr Wert 25 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der her- 
gestelHen Ware nicht über¬ 
schreitet und 



alle anderen verwendeten 
Vormaterialien Ursprungs- 
erzeugrüsse. md in eine 
andere Position als die 

Position 9401 oder 9403 
einzureihen sind 

9405 

Beleuchtungskörper {einschliefilich 
Scheinwerfer) und Teile davon, 
anderweit weder genannt noch 
inbegriffen; Reklameleuchten, 
Leuchtschilder, beleuchtete 
NamertsscNIder und dergleichen, 
mit fest angebrachter Lichtquelle, 
und Teile davon, anderweit weder 
genannt noch inbegriffen 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vormaterialien 50 v.H. 
des Ab-Werk-Preises der herge¬ 
stellten Ware nicht überschreitet 

9406 

Vorgefertigte Gebäude 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vormaterialien 50 v.H. 
des Ab-Werk-Preises der herge¬ 
stellten Ware nicht überschreitet 
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(1) 

(2» 

(3) 

9503 i 

Anderes Spielzeug: maSstabgetreu 
vertdeinerte Modelle und ähnliche 
Modelle für Spiele und zur Unter¬ 
haltung, auch mit Antrieb; Puzzles 
aller Art 

Herstellen, bei dem 

- alle verwendeten Vor¬ 

materialien in eine atvlere 
Position als die hergestellte 
Ware einzureihen siivj und 



- der Wert aller verwendeten 

Vormaterialien 50 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der her¬ 
gestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 

ex 9506 

Fertiggestelite Köpfe von Golf- 
schlägem 

Herstellen aus Rohlingen für Golf- 
scMägerköpfe 

9507 

Angelruten, Artgelhaken und 
artderes Artgelgerät; Handnetze zum 
Landen von Fischen, Schmetter- 
lirtgsnetze und ähnliche Netze; 
Lockgeräte (ausgenommen solche 
der Position 9208 oder 9705} urtd 
ähnliche Jagdgeräte 

Herstellen aus Vormaterialien, die in 
eine andere Position als die her¬ 
gestellte Ware einzureihen sind; 
jedoch können Vormaterialien der¬ 
selben Position verwendet werden, 
wenn ihr Wert 5 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet 

ex 9601 
und 

ex 9602 

Waren aus tierischen, pflanzlichen 
und mineralischen Schnitzstoffen 

Herstellen aus bearbeiteten Vor- 
materialien derselben Position 

ex 9603 

Besen, Bürsten und Pinsel (ein¬ 
schließlich solcher, die Teile von 
Maschinen, Apparaten oder Fahr¬ 
zeugen sind), von Hand zu führende 
mechanische Fußbodenkehrer ohne 
Motor, Mops und Staubwedel; 
Pinselköpfe, Kissen urxi Roller zum 
Aftstreichen; Wischer aus 

Kautschuk oder ähnlichen 
geschmeidigen Stoffen; ausge¬ 
nommen Reisigbesen und der¬ 
gleichen sowie Bürsten und Pinsel 
aus Marder- oder Gchhörrtchenhaar 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vormaterialien 50 v.H. 
des AbWerk-Preises der herge¬ 
stellten Ware nicht überschreitet 
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(1) 

(2) 

(3) 

9605 

Zusammenstetlungen för die Reise 
(Necessaires), von Waren zur 
Körperpflege, zum Nähen, zum 
Reinigen von ScfHä>en oder Beldei* 
düng 

Jede Ware in der Warenzusammen- 
ateliung die Regel erfüllen, die 

anzuwenden wäre, wenn sie nicht in 1 
der Warenzusammenstellung errt- | 

halten wäre; jedoch können Waren 1 

ohne Ursprungseigenschaft mit¬ 
verwendet werden, wenn ihr Wert 

15 V.H. des Ab-Werk-Preises der 
Warenzusammenstellung nicht über¬ 
schreitet 

9606 

Knöpfe, Druckknöpfe; Knopfformen 
und andere Teile; Knopfrohiinge 

Hersteilen, bei dem 

alle verwendeten Vor¬ 
materialien in eine arvlere 
Position als die herstellte 

Ware einzureihen sind urvl 



- der Wert aller verwendeten 

Vormaterialien 50 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der her¬ 
gestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 

9608 

Kugelschreiber; Schreiber urtd 
Markierstifte, mit Fitzspitze oder 
artderer poröser Spitze; Füllfeder¬ 
halter und arvlere FiUthalter; Du-ch- 
Schreibstifte; Füilbleistifte; Feder¬ 
halter, Bleistifthalter und ähnliche 
Waren; Teile davon (einscNießlich 
Kappen und Klipse), ausgenommen 
Waren der Position 9609 

Herstellen aus Vormaterialien, die in 1 
eirw andere Position als die her- U 

gestellte Ware einzureihen sirxl, oder | 
aus Schreibfedem oder Schreib- | 

federspitzen; jedoch können auch 1 

andere Vormaterialien derselben 1 

Position verwendet werden, wenn H 
ihr Wert 5 v.H. des Ab-Werk-Preises | 
der hergestellten Ware nicht über- 1 
schreitet | 
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(1) 

12) 

13) 

9612 

Farbbänder für Schreibmaschinen 
urxi ähnliche Farbbänder, mit Tinte 

Herstellen, bei dem 


oder arxiers für Abdrucke 

- alle Vormaterialien in eine 


präpariert, auch auf Spulen oder in 

andere Position als die her- 


Kassetten; Stempelkissen, auch 

gestellte Ware einzureihen 


geträrtkt, auch mit Schachteln 

sind und 



der Wert aller verwertdeten 



Vormaterialien SO v.H. des 
Ab-Werfc-Preises der her¬ 
gestellten Ware nicht Ober- 
schreKet 

ex 9614 

Tabakpfeifen, einschließlich Pfeifen¬ 
köpfe 

Herstellen aus Pfeifenrohformen 
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Anhang III 

Warenverfcehrsbeschetnigungen EUR.1 


1. Oie WarenvecIrehrsbescheirMgung EUR.1 ist auf dem Formblatt auszustellen, dessen 
Muster in diesem Anhang wiedergegeben ist Dieses Formblatt ist in einer oder mehre¬ 
ren der Sprachen zu drucken, in denen das Abkommen verfaBt ist Die Bescheinigun¬ 
gen sind in einer dieser Sprachen abzufassen und mOssen den intemen Rechts¬ 
vorschriften des Ausfuhrstaats entsprechen. Werden sie handschriftlich ausgefülK, so 
muß dies mit Tmte oder Kugelschreiber uikI in Druckschrift erfolgen. 

2 . Jede Bescheinigung hat das Format 210 X 297 mm. wobei die Lür^ höchstens 5 mm 
weniger tmd 8 mm mehr betragen darf. Es ist weißes, holzfreies, geleimtes Schreib¬ 
papier mit einem Quadratmetergewicht von mindestens 25 g zu verwerxten. Dieses ist 
mit einem grOnen guHiochierten Überdruck zu versehen, auf dem jede mechanisch oder 
chemisch votgemmmene Fälschung sichtbar wird. 

3. Oie zustärKfigen Behörden der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft und LettiaiKls können 
sich den Druck der Bescheinigurrgen Vorbehalten oder ihn Druckereien überlassen, die 
sie hierzu ermächtigt haben. Im letzteren Falt mu6 in jeder Bescheinigung auf diese 
Ermächtigung hingewiesen werden. Jede Bescheinigung muB den Namen und die 
Anschrift oder das Kennzeichen der Druckerei enthalten. Sie trägt ferner zur Kennzeich¬ 
nung eine Seriennumnrter, die auch eingedruckt sein kann. 
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WASENVERKEHRSBESCHEINIGUNG 


1 Ausführtr/Exporlcur (Nunc, voUsOodige Anschiift, Saat) 


EUR.l Nr. A 000.( 


Vor dem A m tBUt n Bqneitaaiten auf der ROckse ite beachttp 


3 Empndiccr (Name, vonsändige Anschrift, Staat) 



4 

Gebiet, ab dctaca faew. derca 
Unpnaemrea die Wenn 
gehen 


- etaetrn g n ipp e oder -gebiet 


< Angaben Ober die BeCrdenng (Ausfüllung fte iges telh) 



8 Lanfendc Nr.: Teifhen, Nmnniem, Anzahl latd Art der fecfcttarke ***, Warcnbcxekbnanig 


* Kolvewidd M Radi- 
(kg)ader aai«en 

andere (Ausfiillung 

Made (U ne* fteigesteUi) 


11 SICHTVERMERK ra» ZtHXBEHÖRDE 
Die Richtigkeit der EikUning wird besebemigt. 
Ausfiibipeiner** 

Ait/Musser.. Nr. 

vom . 

ZoDbebfirde. 

Ausstelleoder/s Siaat/Gebiet 


(On und Daum) 


U ERKLÄRUNG DES 

ausfOhrers/exforieurs 

Der Unterzeichner eifcUn, daB die vorgenannten 
Waten die VonustetzungeoetfOUen, um diese 
Stempel Bescheinigung zu eiUngen. 


(Olt und Daum) 


(Unieischiift) 


(Unteischiift) 


Bei unwpeckHn Wann ist die AniaN dar Gaganitinda odar *loaa gatchünat* antugaOan. 

Nur auafüHan. wann nacO dan intaman ftactaavonetviftan das Aualtdvataatas odar .gabiataa arfordarlich. 
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13 ERSUCHEN UM NACHPRÜFUNG, nObersenden an: 

14 ERGEBNIS DER NACBPRÜniNG 


Die NachptOAmg hat cigebea, daB diese Besebeiaiguag (1) 


□ von der auf 9ir angegebenen ZoOhebSide ausgestellt worden ist und 

Es wild um Obeiprflfang dieser Besriirmignngatifihie Echtheit und 
Riduigkeit enuchi. 

O fMctu «tMi FiAufferaiMMi «Bv 9trr friiAril mul «ftr PifluigS^ 

darin wuhaHmea Angaben entipticht (sie heigelllgieBeiiieilaingea). 

(Oft und Daatm) 

(Ott und Datum) 

Siempd 

Stempel 

(Untmdirift) 

(Umrrtdirift) 


(1) Zutreffendes Feld aakreuzen. 


ANME3UCUNGEN 

1. TW* W«f>m«riwtir«lw»«fi»inigmigd«ff Pimiwi tmeli l'ltietTittlinHMlMifWi-kwi FiMip; «imi er. »ninim-lmwMi «t.K Air i.Tii~imlirl>>ti 

Fiiifr«p«g fc«w i il i>niMlri|gp*rnwirillt<lie h»ahdelirii^ Bn«r«giingwihmTiig»<Bgtllll«lr« leA» «n vmfMnwmiMl» Mi* vn« ilfnyiiip ii 

der die Bescfaciniguiig UlSgefiUlt hat, gebilligt und von der ZoObebAnte des ausadkoden Sülles oder Gd>ie<es bcsiitigt wetdai. 

2. Znrischen den» der W ai e n v ei tc h is fa rse heinig iiiigangerBhneayareapoMendaifcnteineZw ii c hrnrlinnf beaieheii. jeder Wai e np o saeanaB mg einer 
laufenden Nummer ue r se h en sein. Unmiaelbar unter dem leizien Warenposten ist ein waagetedner SeUuBsnieb zu ziefaen. Leetfeider sind dutch 
Streichungen unbcauchbarzu machen. 

3. Die Waren smd nach dem Handelsbrauch genau zu bezeichiien, daS die Feststellung der Nitnlicfakeh möglich ist. 
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MaScO>n* ft ttimtü i) 

BfW.) 


< 1) Bei unverpackten Waren ist die Anzahl der Geg^stände oder ^se geschüher anzugeheo 
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ERKLÄRUNG DES AUSFÜBRERS/EXFORTEURS 
Der Uaieizeidiner, Auslührer/Expoitear der auf der Vordetseiie beschriebepen Waren. 

ERKLÄRT, daB diese Waren die Voiaussetzungeo eif&Oen, nm die beigefOfte Bescfaeinigunt zu cibalten; 

BESCHREIBT den Sacbreibalt. aalgmod dessen diese Waren die v ot g f junrum Vorautsemmgeo erfitüea. wie folgt: 


LEGT folgciaJe Nachweise VOR”': 


VraPFl IPHTFT .WH, auf VeHangeii der ninSndlgen BAftwtgn mOr. imärrlielieil Naehweke M eifaringefl die «Hr die Aueaelhuig der hMgefrigl>n Bea-heinigiing 

eifmJeilich sind, und fegebenen&Usjede Kontrolle seiner Buchfühning und der HersleDungsbedjnginigenfür die obengenanmni Waren zu dulden; 


BEANTRAGT die Ausstellung der beigelügien Bescheinigungen für diese Waren. 


(Olt und Datum) 


(Untenchiifi) 


(1) Zum Beispiel: Einfuhrpapiere, WarenveiVehrsbescheinigungen, Rechnungen, Erklärungen des Herstellers usw, über die verwendeten rxfer die in unverändertem Zustarrd wieder 
ausgetührlen Waren, 
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Anhang IV 
Formblatt EUR.2 


1. Das Formblatt EUR.2 ist auf dem Formblatt auszufüllen, dessen Muster in diesem 
Anhartg wiedergegeben ist. Dieses Formblatt ist in einer oder mehreren der Sprachen 
zu drucken, in derten das Abkommen verfaSt ist Die Formbifitter sind in einer dieser 
Sprachen auszufOtlen und müssen den Mändischen Rechtsvorschriften des Ausfuhr¬ 
staats entsprechen. Werden sie handschriftlich ausgefüllt, so muß dies mit Tinte oder 
Kugelschreiber und in Onjckschrift erfolgen. 

2. Das Formblatt EUR2 hat das Format 210 x 297 mm, wobei die L&nge höchstens 5 mm 
weniger und 8 mm mehr betragen darf. Es ist weißes, holzfreies, geleimtes Schreibpa¬ 
pier mit einem Quadratmetergewicht von mindestens 64 g zu verwenden. 

3. Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft und Lettlands können 
sich den Druck der Formblätter Vorbehalten oder ihn Druckereien Oberlassen, die sie 
hierzu ermächtigt haben. Im letzteren Fall muß auf Jedem Formular auf diese Ermächti¬ 
gung hingewiesen werden. Jedes Formblatt muß den Namen urvf die Anschrift oder 
das Kennzeichen der Druckerei enthalten. Es trägt ferner zur Kennzeichnung eine 
Seriennummer, die auch eingedruckt sein kann. 



(VORDERSEITE) * 

Vor dom AuiMHlon tlnd dt» Mlriw»lt» aut d»r 
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FORMBLATT EUR.2 Nr. 


2 AudSbrcr (Nime, voOjdodige Aoschnft, Sait) 


t Fonnblatt für den bcfüiisti(tea WartnrerRefar 
zwiscben. und . 


3 ErldätiBC da Aosführers: 


leb der Uaieizeicbiier, Auiführerder nachssbend bereicbneien 
Wales, etfcliic, daS diese die für die AussieUuaf dieses Fons- 

E j t eaidia ftvcBUnpn ins w ai e i nemiBdenBediiiguiigepfOr 
dcaisFeld I feaasDleDbcafliisligtesWaitnveikdirerwoibes 



Angabe der beueffeiideD Staaten, Staatengiuppen oder Gebiete. 

Hinweise auf Prüfungen durch die zusündige Behörde oder DiensisteUe, soweit sie schon saegefunden haben. 

Als Urspningsstaat gilt der &aat, die Staasengnippe oder das Gebiet, als dessen bzw. deren Ursptungswaren die Waien gelten. 
Als Staat gilt auch eine Staatengiuppe oder ein Gebiet. 
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13 Ersuchen um Nachprüfung, zu Obersenden an: 

Es wird ura Obeipiüfung der auf der Vorderseite dieses Formblatts 
abgegebenen Eiklirung des Ausfübreis ersucht*^. 

14 ERGEBNIS DER NACHPRÜFUNG 

Die Nachprüfung bat ergeben, daB (1) 


□ die auf diesem Formblatt eingtragenen Angaben richtig 


□ rias FomibUa nidit den-ErfMdemitsea für rlie Ricbiigkeii der 
darin eafaahenen Angaben entspricfai (sie beigefügte Bemer¬ 
kungen). 


. 19 . . 


(Ott und Daum) 

Stempel 

Stempel 

(Unterschrift) 

(Unierschrit) 


(1) Zutreffendes Feld ankreuzen. 


Die nirhnrlilrlif Mfiimdei FumUitt atid^wibeuweiie oder faner «ob die ZoflhefaOrtcB des be^rtadeae ZvidftI ader ELMwidei Fo radtea ad 

a der Riüsd^uui der Aijdbes dber des osftcfalicfaeo Unpraai der faciiiflc&de& Wstco bibc&. 


Hinweise zur Ausstelluof des FoimbUtts EUIL2 

!. Ein Fonobian EUR.3 darf mir f&r Waren ausgesiellt werden, die im Ausfiihrsaat den Brsinnmiinten für den in Feld 1 genanmen Warenvatehr 

cnt^neclien. Diese Besiinnnuiigen smd vor demAusfiUlen des Foimblans soigfiUog zu lesen. 

2. hnPoscveitelir heftet der AusBUirer bei PaketsemliingendasFöngMait an die Faladatae an, bei Biieftendimgenl^ er das Fonnblan in die Sendung. 
AuBerdemtiigt er emweder auf dem Grämten EdIcenC 1 oderauf der ZollmhalivntllniTigC 2/C P 3 den Hinweis *EU1L2' sowie die Setienmnmner 
des Foimblaas ein. 

3. Diese Bestünmungen befieien den AustObrer niebt von der Erfüllung aller sonstigen dureb Zoll- oder Postvorschrifieo fesrgelegten Fdrmlid-Iregen. 

Die Verwendung dieses Fonnblaits begründet für den Ausfübrer die Verpfliebtung. den zusOndigen BebOrden aDe Naebweise zn erbringen, die sei 
für erforderlich halten, luwt jede Knntinne seiner Biiriifiihiiiiig iinH ifrr Herai-iinngjniHiiiginigfniW in feiri n des FonnbUtts genamueu Waren duTcb 
die zuständigen Behörden zu dulden. 


4. 
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Anhang V 

Abdruck des in Artikel 21 Absatz 3 Buchstabe b) genannten Stempels 



(1) KennbuchstabeoderWappendes Ausfuhrstaats. 

(2) Angaben über den ermächtigten Ausführer. 
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Protokoll Nr. 4 

über Sonderbestimmungen für den Handel 
zwischen Spanien und Portugal und Estland 


Kapitel I 

Sonderbestimmungen für den Handel 
zwischen Spanien und Estland 

Artikel 1 

Die Bestimmungen über den Warenverkehr in Titel II dieses 
Abkommens werden wie folgt geändert um den Maßnahmen 
und Verpflichtungen der Akte Ober den ^Itritt des Königreichs 
Spanien zu den Europäischen Gemeinschaften (im folgenden 
.Beitrittsakte* genannt) Rechnung zu tragen. 

Artikel 2 

Gemäß der Beitrittsakte gewährt Spanien für Ursprungswaren 
Estlands keine günstigere BeharKlIung als für die Einfuhr von 
Waren, die ihren Ursprung in den übrigen Mitgliedstaaten haben 
oder sich dort im freien Verkehr befinden. 

Artikel 3 

Spanien kommt den Verpflichtungen gemäß Artikel 4 Absatz 2 
des Abkommens zur gleichen Zeit nach wie die übrigen Mitglied¬ 
staaten, vorausgesetzt, daß Estland nicht mehr unter die Ver¬ 
ordnung (EG) Nr. 519/94 über die gemeinsame Regelung der Ein¬ 
fuhren aus bestimmten Drittländern fällt. 

Artikel 4 

Für die Einfuhren von Ursprungswaren Estlands nach Spanien 
können bis zum 31. Dezember 1995 für die in Anhang A auf¬ 
geführten Waren mengenmäßige Beschränkungen angewandt 
werden. 

Artikel 5 

Die Bestimmungen dieses Protokolls gelten unbeschadet der 
Verordnung (EWG) Nr. 1911/91 des Rates vom 26. Juni 1991 Ober 
die Anwendung der Vorschriften des Gemeinschaftsrechts auf 
die Kanarischen Inseln und des Beschlusses 91/314/EWG des 


Rates vom 26. Juni 1991 über ein Programm zur Lösung der spe¬ 
zifisch auf die Abgelegenheit und die Insellage der Kartarischen 
Insein zurOckzuführenden Probleme (POSEICAN). 


Kapitel II 

Sonderbestimmungen für den Handel 
zwischen Portugal und Estland 

Artikel 6 

Die Bestimmungen Ober den Warenverkehr in Titel II des Aty- 
kommens werden wie folgt geändeit, um den Maßnahmen und 
Verpflichtungen der Akte über den Beitritt der Portugiesischen 
Republik zu den Europäischen Gemekischaften (im folgenden 
.Beitrittsakte* genannt) Rechnung zu tragen. 

Artikel 7 

Gemäß der Beitrittsakte gewährt Portugal für Ursprungswaren 
Estlartds keine günstigere Behandlung als für die Einfuhr von 
Waren, die ihren Ursprung in den übrigen Mitgliedstaaten haben 
oder sich dort im freien Verkehr befinden. 

Artikel 8 

Portugal kommt den Verpflichtungen gemäß Artikel 4 /Vjsatz 2 
des /Vbkommens zur gleichen Zeit nach wie die übrigen Mitglied¬ 
staaten, vorausgesetzt, daß EsUarKf nicht mehr unter die Verord¬ 
nung (EG) Nr. 519/94 Ober die gemeinsame Fiegelung der Einfuh¬ 
ren aus bestimmten Drittländern fällt. 

Artikel 9 

Für die Einfuhren von Ursprungswaren Estlands nach Portugal 
können bis zum 31. Dezember 1995 für die in Anhang B auf¬ 
geführten Waren mengenmäßige Beschränkungen angewandt 
werden. 
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AnhangA 


KN-Kodes 

KN-Kodes 

KN-Kodes 

ex 01029010') 

020641 91 

04031022 

ex 01029031') 

02064991 

04031024 

ex 01029033") 

02081010 

04031026 

ex 0102 90 35') 

02090011 

ex 04039051 

ex 01029037') 

02090019 

ex 0403 9053*) 

0103 9110 

02090030 

ex 04039059*) 

0103 9211 

021011 11 

04041091 

01039219 

021011 19 

04049011 

020311 10 

02101131 

0404 9013 

02031211 

02101139 

0404 9019 

02031219 

02101211 

0404 9031 

02031911 

02101219 

0404 9033 



04049039 

02031913 

02101910 

ov 1 

02031915 

021019 20 

lOU 1 / 



ex 16021000*} 

0203 19 55 

0210 19 30 




ex 1602 2090*) 

020319 59 

0210 19 40 

1602 41 10 

020321 10 

02101951 

1602 4210 

02032211 

0210 19 59 

16024911 

02032219 

02101960 

1602 4913 

0203 2911 

0210 19 70 

1602 4915 

0203 2913 

02101981 

1602 4919 

02032915 

02101989 

1602 49 30 

0203 29 SS 

02109031 

1602 49 50 

020329 59 

02109039 

ex 16029010*) 

0206 3021 

ex 02109090*) 

1602 9051 

0206 3031 

ex 0401*) 

ex 1902 20 30*) 


1 ) 

2 ) 

3) 

«) 

5) 

6 ) 
7) 


Ausgenommen T«re für den Sttedcampf. 

Nur von Hausschweinen. 

In UmschieBungen mH einem Inhalt von 2 i oder weniger. 

Nur weder haltbar gemacht no^ eingedickt. lOr den menscNichen Verzehr. 

Nur solche mH einem GehSH an Reisch oder genieCbven Schlachtnebenerzeugnissen von Hausschweinen. 

Nur solche mH einem Gehalt an Schweineblut. 

Nur; 

Würste aus Reisch, geniedbare Schlachtnebenerzeugnisse oder Blut von Hausschweinen; 

- )ede Zuberatung oder Konserve mH einem Gehalt an Reisch oder genießbaren Schtachtnebenerzeugnissen von Hausschweinen 


Anhang B 

KN-Kodes 

0701 10 00 
0701 9010 
07019051 
0701 90 59 
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Protokoll Nr. 5 

über Amtshilfe im Zollbereich 


Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

Im Sirme dieses Protokolls gelten als 

a) JZollrechr die von der Gemeinschaft und von EstlarKf erlas¬ 
senen Vorschriften Ober die Einfuhr, Ausfuhr und Durchfuhr 
von Waren und deren ÜberfOhrung in ein Zollverfahren 
einschnefilich Verbote, Beschränkungen utkI Kontrollen; 

b) ^Zollabgaben* alle Zölle, Steuern, Gebühren und sonstigen 
Abgaben, die in den Gebieten der Vertragsprarteien aufgrurtd 
des Zolltechts erhoben werden, ausgerKrmmen GebOhren 
utkI Abgaben, deren Höhe auf die ungefähren Kosten der 
erbrachten Dienstleistungen begrenzt ist 

c) .ersuchende Behörde* die von einer Vertragspartei bezeich- 
r>ete zustätKfige Behörde, die ein Amtshilfeersuchen im Zoll¬ 
bereich stellt 

d) .ersuchte Behörde* die von einer Vertragspartei bezeichnete 
zuständige Behörde, an die ein Amtshilfeersuchen im Zoll¬ 
bereich gerichtet wird; 

e) ,Zuwiderhandlur)gen* alle Verletzungen oder versuchten Ver¬ 
letzungen des Zollrechts. 

Artikel 2 

Sachlicher Geltungsbereich 

(1) Die Vertragsparteien leisten eirrarxfer im Rahmen ihrer 
Zustärrdigkeiten Amtshilfe in der Form und zu den Bedingurtgen, 
die in diesem Protokoll vorgesehen sind, um die Einhaltung des 
Zotlrechts zu gewähren, insbesondere durch Verhüturrg und Auf¬ 
deckung von Zuwiderhandlungen gegen das Zollrecht und 
Ermittlung im Zollbereich. 

(2) Die Amtshilfe im Zollbereich im Sinr^e dieses Protokolls 
betrifft alle Behörden der Vertragsparteien, die für die Anwendung 
dieses Protokolls zuständig sind. Sie berührt weder die Vorschrif¬ 
ten über die Amtshilfe in Strafsachen, noch betrifft sie Erkennt¬ 
nisse, die bei der Ausübung von Befugnissen auf Antrag der 
Justizbehörden gewonnen werden, es sei denn, daB letztere ihre 
Zustimmung geben. 

Artikel 3 

Amtshilfe auf Ersuchen 

(1) Auf Antrag erteilt die ersuchte Behörde der ersucherrden 
Behörde alle zweckdienlichen Auskünfte, die es dieser ermögli¬ 
chen, die Einhaltung des Zollrechts zu gewährleisten, einschlieü- 
lich Auskünfte über festgestellte oder beabsichtigte Handlungen, 
die gegen das Zollrecht verstoßen beziehurrgsweise verstoßen 
würden. 

(2) Auf Antrag teilt die ersuchte Behörde der ersucherKlen 
Behörde mit, ob die aus dem Gebiet der einen Vertragspartei 
ausgeführten Waren ordnungsgemäß in das Gebiet der anderen 
Vertragspartei eingeführt worden sind, soweit angebracht, unter 
Angabe des für die Waren geltenden Zoltverfahrens. 

(3) Auf Anti^ der ersuchenden Behörde veranlaßt die ersuchte 
Behörde die Überwachung von 

a) natürlichen oder juristischen Personen, bei denen Grund zu 
der Annahme besteht, daß sie Zuwiderhandlungen gegen das 
Zollrecht begehen oder begangen haben; 

b) Orten, an denen WarenbestärKfe auf eine Weise zusammen¬ 
gestellt worden sind, daß Grund zu der Annahme besteht, daß 
sie als Vorräte für ZuwiderharKflungen gegen das Zollrecht 
der anderen Vertragspartei dienen sollen; 

c) Warenbewegungen, die den vorliegenden Angaben zufolge 
möglicherweise eine schwere Zuwiderhandlung gegen das 
Zollrecht darstellen; 

d) Beförderur>gsmitteln, bei denen Grund zu der Annahme 
besteht, daß sie bei Zuwiderhandlungen gegen das Zollrecht 
benutzt worden sind, benutzt werden oder benutzt werden 
könnten. 


Artikel 4 

Amtshilfe ohne vorhergehendes Ersuchen 

Die Vertragsparteien leisten einander im Einklang rnrt ihren 
Gesetzen und sonstigen Vorschriften sowie anderen Überein¬ 
künften Amtshilfe ohne vorhergehendes Ersuchen, sofern dies 
ihres Erachtens zur Einhaltung des Zolltechts notwendig ist, ins¬ 
besondere wenn sie über Erkenntnisse verfügen Ober 

- Hartdlurtgen. die gegen das Zollrecht verstoßen haben, ver¬ 
stoßen oder verstoßen könnten und die für die andere Ver¬ 
tragspartei von Interesse sein können; 

- neue Mittel oder Methoden zur Begehurrg solcher Handlun¬ 
gen; 

- Waren, die bekanntermaßen Gegerrstand von schweren 
Zuwiderhandlungen gegen das Zollrecht sind. 

Artikel 5 

Zustellung/Bekanntgabe 

Auf Antrag der ersucherKlen Behörde veranlaßt die ersuchte 
Behörde im Einklang mit ihren Gesetzen und sonstigen Vor¬ 
schriften 

- die Zustellung aller Schriftstücke, 

- die Bekanntgabe aller Entscheidungen, 

die in den sachlichen Geltungsbereich dieses Protokolls fallen, an 
eirren Adressaten mit Sitz oder Wohnsitz in ihrem Gebiet. In 
diesem Fall findet Artikel 6 Absatz 3 Anwendurrg. 

Artikel 6 

Form und Inhalt der Amtshilfeersuchen 

(1) Amtshilfeersuchen gemäß diesem Protokoll sind schriftlich 
zu stellen. Dem Ersuchen sirKl alle Unterlagen beizufugen, die für 
seine Erledigung erforderlich sind. In dringenden Fällen können 
mündliche Ersuchen zulässig sein, die jedoch unverzüglicher 
schriftlicher Bestätigung bedürfen. 

(2) Amtshilfeersuchen gemäß Absatz 1 müssen folgende Anga¬ 
ben enthalten: 

a) Bezeichnung der ersuchenden Behörde; 

b) Maßnahme, um die ersucht wird; 

c) Gegenstand urxf Grund des Ersuchens; 

d) betroffene Gesetze und sorrstige Vorschriften sowie andere 
Übereinkünfte; 

e) möglichst genaue urrd umfassende Angaben über die natür¬ 
lichen und juristischen Personen, gegen die sich die Ermitt¬ 
lungen richten; 

0 Zusammenfassung des Sachverhalts urd der bereits ange- 
stellten Nachforschungen, außer in den Fällen des Artikels 5. 

P) Die Amtshilfeersuchen sind in einer Amtssprache der 
ersuchten Behörde oder in einer von dieser zugelassenen Spra¬ 
che zu stellen. 

(4) Entspricht ein Amtshilfeersuchen nicht den Formvorschrif¬ 
ten, so kann seine Berichtigung oder Ergänzung verlangt werden; 
die Anordnung vorsorglicher Maßnahmen wird dadurch nicht 
berührt. 

Artikel 7 

Erledigung von Amtshilfeersuchen 

(1) Bei der Erledigung von Amtshitfeersuchen verfährt die 
ersuchte Behörde oder, wenn diese nicht selbst tätig werden 
kann, die Behörde, welche von dieser Behörde mit dem Ersuchen 
befaßt wurde, im Rahmen ihrer Zuständigkeiten urfo Mittel so, als 
ob sie in Erfüllung eigener Aufgaben oder auf Ersuchen anderer 
Behörden der eigenen Vertragspartei handelte; zu diesem Zweck 
hat sie ihr bereits vorliegende Angaben zu liefern und zweck¬ 
dienliche Nachforschungen anzustellen beziehungsweise zu ver¬ 
anlassen. 
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(2) Die Erledigung von Amtshilfeersuchen erfolgt im Einklang 
mit den Gesetzen und sonstigen Vorschriften sowie den anderen 
Übereinkünften der ersuchten Vertragspartei. 

(3) Ordnungsgemäß bevollmächtigte Beamte der einen Ver¬ 
tragspartei können im Einvernehmen mit der anderen Vertrags¬ 
partei und zu den von dieser festgelegten Bedingungen bei der 
ersuchten Behörde oder einer dieser nachgeordneten Behörde 
Auskürrfte Ober Zuwiderhandlungen gegen das Zoltrecht einho¬ 
len, die die ersuchertde Behörde für die Zwecke dieses Protokolls 
benötigt. 

(4) Beamte der einen Vertragspartei können kn Einvernehmen 
mH der anderen Vertragspartei urrd zu den von dieser festgeleg¬ 
ten Bedingungen bei auf deren Gebiet durchgeführten ErmHtlun- 
gen zugegen sein. 

Artikel 8 

Form der Auskunftserteilung 

(1) Die ersuchte Behörde teiH der ersuchervden Behörde das 
Ergebnis ihrer Nachforschungen in Form von Schriftstücken, 
beglaubigten Kopien, Berichten oder dergleichen mH. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Schriftstücke können durch 
mHtels DatenverarbeHung in beliebiger Form zum gleichen Zweck 
erstellte Angaben ersetzt werden. 

Artikel 9 

Ausnahmen von der Verpflichtung zur Amtshilfe 

(1) Die Vertragsparteien können Amtshilfe nach Maßgabe 
dieses Protokolis ablehnen, sofern 

a) eine Beeinträchtigung der SouveränHät, der öffentlichen Ord- 
rturtg, der SichetheH oder anderer wesentlicher Interessen 
wahrscheinlich wäre oder 

b) Devisen- oder Steuervorschriften außerhalb des Zollrechts 
betroffen sind oder 

c) ein Betriebs-, Geschäfts-oder Berufsgeheimnis verletzt würde. 

(2) Ersucht eine Behörde um Amtshilfe, die sie selbst kn Fall 
eines Ersucherts nicht leisten könnte, so weist sie ki ihrem Ersu¬ 
chen auf diesen Umstartd hin. Oie Erledigung eines derartigen 
Ersuchens steht im Ermessen der ersuchten Behörde. 

(3) Wird die Amtshilfe abgelehnt, so ist diese ErHscheidung der 
ersuchenden Behörde unter Angabe der Gründe unverzüglich zu 
notifizieren. 

Artikel 10 
Datenschutz 

(1) Sämtliche Auskünfte nach Maßgabe dieses Protokolls sind 
vertraulich, gleichgOH'ig, in welcher Form sie erteilt werden. Sie 
unterliegen dem Dienstgeheimnis und genießen den Schutz 
sowohl der für derartige Auskünfte gehenden Rechtsvorschriften 
der Vertragspartei, die sie erhalterr hat, als auch der entsprecherv 
den für die Gemeinschaftsbehörden geHenden Vorschriften. 

(2) Personenbezogene Daten sind nicht zu übermHteln, wenn 
Grund zu der Annahme besteht, daß die ÜbermHtlung oder die 
Verwendung der Daten den Grundsätzen der Rechtsordnung 
einer Vertragspartei widerspricht, insbesondere, wenn dem 
Betroffenen daraus unzumutbare Nachteile erwachsen würden. 
Die empfangende Vertragspartei unterrichtet auf Antrag die über- 
mHtelnde Vertragspartei davon, wie und mH welchem Ergebnis 
die übermitteHen Daten verwendet wurden. 

(3) Personenbezogene Daten dürfen lediglich an Zollbehörden 
und bei gebotener strafrechtlicher Verfolgung an die Strafverfoi- 
gungsbehörden und Gerichte übermHteH werden. An andere Per¬ 
sonen oder Behörden dürfen diese Daten lediglich nach Zustim¬ 
mung der übermHtelnden Behörde weHergegeben werden. 

(4) Oie Obermntebide Vertragspartei Oberprüft die RichtigkeH 
der zu ObermHtelnden Daten. SteIH sich heraus, daß bereHs über- 
mHteHe Daten unrichtig oder zu löschen waren, so wird dies der 
empfangerxlen Vertragspartei unvetzOgHch notifiziert. Letztere ist 
zur Berichtigung oder Löschung der Daten verpflichtet. 

(5) Dem Betroffenen kann auf Antrag Auskunft über die gespei¬ 
cherten Daten und den Zweck dieser Datenspeicherung erteiH 
werden, sofern dem nicht überwiegende öffentliche Interessen 
entgegenstehen. 


Artikel 11 

Verwendung der Auskünfte 

(1) Die erlangten Auskünfte dürfen nur für die Zwecke dieses 
Protokolls verwendet werden; zu anderen Zwecken dürfen sie im 
Gebiet einer Vertragspartei nur mH vorheriger schriftlicher 
Zustimmung der die Auskunft erteilenden Behörde und mH den 
gegebenen^ls von dieser auferiegten Beschränkungen verwen¬ 
det werden. Diese Bestimmung findet keine Anwendung, wenn 
die für die Zwecke dieses Protokolls erlangten Auskünfte auch für 
den Kampf gegen den illegalen Handel mH BetäubungsmHteln 
und psychoöopen Stoffen verwerxfet werden könnten. Diese 
informationen dOrfen im Rahmen des Artikels 2 an andere Behör¬ 
den weHergegeben werden, die unmittelbar mit der Bekämpfung 
des illegalen Drogenhandels befaßt sind. 

(2) Absatz 1 steht der Verwendung von Auskünften bei späte¬ 
ren Gerichts- oder VerwaHungsverfahren wegen Zuwiderhand¬ 
lungen gegen das Zollrecht nicht entgegen. 

(3) Die Vertragsparteien können die nach Maßgabe dieses Pro¬ 
tokolls erhaHenen Auskünfte und eingesehenen Schriftstücke als 
BeweismHtel in Protokollen, Berichten und für Zeugenverneh¬ 
mungen sowie in gerichtlichen Verfahren und Ermittlungen ver¬ 
wenden. 

Artikel 12 

Sachverständige und'Zeugen 

Beamten der ersuchten Behörde der einen Vertragspartei kann 
gestattet werden, im Rahmen der erteiHen Genehmigung in 
Gerichts- oder VerwaHungsverfahren, die unter dieses Protokoll 
fallende AngelegenheHen betreffen, als Sachverständige oder 
Zeugen im Bereich der Gerichtsbarkeit der arxieren Vertrags¬ 
partei aufzutreten urKf dabei Gegenstände und Schriftstücke 
oder beglaubigte Kopien davon vorzulegen, sofern dies für das 
Verfahren erforderlich ist. In der Ladung ist ausdrücklich anzu¬ 
geben, in welcher Angelegenheit und in welcher Eigenschaft oder 
mH welcher Berechtigung die Beamten befragt werden sollen. 

Artikel 13 

Kosten der Amtshilfe 

Die Vertragsparteien verzichten auf gegenseHige Ansprüche 
auf Erstattung der bei der Anwendung dieses Protokolls ange¬ 
fallenen Kosten; hiervon ausgenommen sind, soweH angebracht 
AufwerKfungen Wr Zeugen und Sachverständige sowie für Dol¬ 
metscher und Übersetzer, die nicht dem öffentlichen Dienst 
angehören. 

Artikel 14 
Durchführung 

(1) Die Durchführung dieses Protokolls wird den zentralen Zoll¬ 
dienststellen Estlands einerseHs und den zuständigen Dienststel¬ 
len der Kommission der Europäischen Gemeinschaften ur>d, 
soweH angebracht, den Zollbehörden der MHgfiedstaaten der 
Europäischen Union andererse'Hs übertragen. Sie beschließen 
aHe dazu rx>twendigen praktischen Maßnahmen und Vereinba¬ 
rungen unter Berücksichtigur^ der Datenschutzvorschrrften. Sie 
können dem Assoziationsrat Änderungen dieses Protokolls emp¬ 
fehlen, die ihres Erachtens notwendig sind. 

ß) Die Vertragsparteien konsuHieren einander zu den Durch- 
fühmngsbestimmungen, die sie gemäß diesem Protokoll erlas¬ 
sen, und halten einander hierüber auf dem laufenden. 

Artikel 15 

Ergänzender Charakter des Protokolls 

(1) Dieses Protokoll steht Arntshilfeabkommen, die zwischen 
einem oder mehreren MHgtiedstaaten der Europäischen Union 
und Estland geschlossen worden sind oder geschlossen werden, 
nicht entgegen, sondern ergänzt sie. Es schließt ferner eine im 
Rafwnen dieser Abkonimen gewährte weHefreichende Amtshilfe 
nicht aus. 

(2) Unbeschadet des Artikels 11 berühren diese Abkommen 
nicht die Gemeinschaftsvorschriften Ober den Austausch von 
Informationen im Zollbereich, die für die Gemeinschaft von Inter¬ 
esse sein könnten, zwischen den zustärKfigen Dienststellen der 
Kommission und den Zollbehörden der MHgliedstaaten. 
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Gesetz 

zu dem Europa-Abkommen vom 12. Juni 1995 
zur Gründung einer Assoziation 
zwischen den Europäischen Gemeinschaften 
und ihren Mitgliedstaaten einerseits 
und der Republik Lettiand andererseits 


Vom 12. September 1996 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Luxemburg am 12. Juni 1995 von der Bundesrepublik Deutschland 
Unterzeichneten Europa-Abkommen zur Gründung einer Assoziation zwischen 
den Europäischen Gemeinschaften urvf ihren Mitgliedstaaten einerseits urKl der 
Republik Lettland andererseits, den der Schlußakte vom selben Tag beigefügten 
Erklärungen und Briefwechseln wird zugestimmt. Das Abkommen, die Schluß¬ 
akte und die ihr beigefügten Erklärungen und Briefwechsel werden nachsteherKf 
veröffentlicht. 


Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage rtach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Europa-Abkommen nach seinem Artikel 131 Abs. 2 für 
die Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekannt¬ 
zugeben. 


Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und wird im Bundesgesetz¬ 
blatt verkündet. 


Berlin, den 12. September 1996 

Für den Bundespräsidenten 
Der Präsident des Bundesrates 
Dr. Edmund Stoiber 

Der Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 

Der Bundesminister für Wirtschaft 
Rexrodt 

Der Bundesminister des Auswärtigen 
Kinkel 
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Europa-Abkommen 
zur Gründung einer Assoziation 
zwischen den Europäischen Gemeinschaften' 
und ihren Mitgliedstaaten einerseits 
und der Republik Lettland andererseits 


Das Königreich Belgien, 
das Königreich Dänemark, 
die Bundesrepublik Deutschland, 
die Griechische Republik, 
das Königreich Spanien, 
die Französische Republik, 

Irland, 

die Italienische Republik, 
das Großherzogtum Luxemburg, 
das Königreich der Niederlande, 
die Republik Österreich, 
die Portugiesische Republik, 
die Republik Finnland, 
das Königreich Schweden, 

das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirtand, 

Vertragsparteien des Vertrags zur Gründung der Europäischen 
Union, des Vertrags zur Gründung der Europräischen Gemein¬ 
schaft, des Vertrags über die Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl und des Vertrags zur Gründung 
der Europäischen Atomgemeinschaft, 

nachstehend „Mitgliedstaaten“ genannt, und 

die Europäische Gemeinschaft, die EuroF>äische Atomgemein¬ 
schaft und die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl. 

nachsteherkj „Gemeinschaft“ genannt. 

die im Flahmen der Europäischen Union handeln, 
einerseits und 
die Repiublik Lettland, 

nachstehend „Lettland“ genannt, 
andererseits - 

eingedenk der historischen Bindungen zwischen den Vertrags¬ 
parteien und der ihnen gemeinsamen Werte, 

in der Erkenntnis, daß die Gemeinschaft und Lettland diese 
Bindungen stärken und auf der Gnjndlage der Gegenseitigkeit 
enge und dauerhafte Beziehungen herstellen wollen, die es Lett¬ 
land ermöglichen, sich am Prozeß der europ>äischen Integration 
sowie an der Stärkung und Weiterentwicklung der Beziehungen 
zu beteiligen, die zuvor, insbesondere durch das Abkommen über 
den Handel und die handelspolitische und wirtschaftliche Zusam¬ 
menarbeit und das Abkommen über Freihandel und Handels¬ 
fragen, hergesfeilt wurden. 


in der Erwägung, daß die Vertragsparteien für die Stärkung der 
politischen und der wirtschaftlichen Freiheiten eintreten, die die 
Gruixflage dieses Abkommens bilden, und für die Weiterentwick¬ 
lung des neuen Wirtschafts- und Regierungssystems Lettlar)ds, 
das - im Einklang unter arwJerem mit den im Rahmen der Konfe¬ 
renz über Sicherheit urtd Zusammenarbeit in Eurofsa (KSZE) und 
der Organisation für Sicherheit und Zlusammenarbeit in Europ>a 
(OSZE) eingegangenen Verpflichtungen - die Rechtsstaatlichkeit 
und die Achtung der Menschenrechte einschließlich der Minder¬ 
heitenrechte sowie ein Mehrp>arteiensystem mit freien und demo¬ 
kratischen Wahlen und eine Liberalisierung mit dem Ziel der 
Marktwirtschaft umfaßt, 

in der Erwägung, daß die Vertragsparteien die Auffassung tei¬ 
len, daß Lettland beträchtliche Fortschritte bei seinen politischen 
und wirtschaftlichen Reformen erzielt hat und daß diese Refor¬ 
men fortgesetzt werden, 

in der Erwägung, daß die Vertragsparteien zur Erfüllung der im 
Rahmen der KSZE eingegangenen Verpflichtungen verpflichtet 
sind, insbesondere derjenigen, die sich aus der Schlußakte von 
Helsinki, den abschließenden Dokumenten der Folgetreffen in 
Madrid, Wien und Kopjenhagen. der Pariser Charta für ein neues 
Europ>a, den Schlußfolgerungen der KSZE-Konferenz in Bonn, 
dem Dokument der KSZE-Konferenz in Helsinki von 1992, der 
Europiäischen Menschenrechtskonvention, des Vertrags Ober die 
Gesamteuroptäische Energiecharta sowie der Ministererkläorng 
der Konferenz in Luzern vom 30. ApHil 1993 ergeben, 

in dem Bestreben, die Kontakte zwischen ihren Bürgern sowie 
den freien Austausch von Informationen und Gedanken zu för¬ 
dern, wie es von den Vertragsparteien im Rahmen der KSZE und 
der OSZE vereinbart wurde, 

im Bewußtsein der Bedeutung dieses Abkommens für die 
Schaffung uixf Förderung eines Systems der Stabilität in Europia 
auf der Grundlage der Zusammenarbeit, in dem die Europäische 
Union einen der Eckpfeiler bildet, 

in der Erkenntnis, daß die Staats- und Wirtschaftsreform in 
LettlarKf mit Hilfe der Gemeinschaft fortgesetzt werden muß, 

unter Berücksichtigung des Wunsches der Gemeinschaft, zur 
Durchführung der Reformen beizutragen und Lettland zu helfen, 
die wirtschaftlichen und sozialen Folgen der Strukturanpassung 
zu bewältigen, 

in der Erkenntnis, daß die volle Durchführung des Abkommens 
an die Durchfühnjng eines konsistenten Programms für die Wi-t- 
schafts- und Staafsreform durch Lettland gebunden ist, 

in Anerkennung der Notwendigkeit, die regionale Zusammen¬ 
arbeit zwischen den baltischen Staaten fortzusetzen, und unter 
Berücksichtigung der Tatsache, daß ein engerer Zusammen¬ 
schluß zum einen der Europäischen Union und der baltischen 
Staaten uitd zum anderen der baltischen Staaten untereinander 
Hand in Hemd gehen sollen, 

in der Erwägung, daß die Vertragsparteien für die auf den 
Gmndsätzen des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens 
(GATT) und der Welthandelsorganisation (WTO) beruhende Lioe- 
ralisierung des Handels eintreten. 
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in der Erwartung, daß dieses Abkommen ein neues Klima für 
ihre Wirtschaftsbeziehungen und vor allem für die Entwicklung 
von Handelsfragen und Investitionen schaffen wird, die für die 
Umstrukturierung der Wirtschaft und die Modernisierung der 
Technologie unerläßlich sind, 

in dem Bewußtsein, daß mit der gemeinsamen Erklärung vom 
Mai 1992 ein politischer Dialog Ober Themen von beiderseitigem 
Interesse in Gang gesetzt wurde, 

in dem Wunsch, inrterhalb des multilateralen Rahmens, der 
vom Europäischen Rat in Kopenhagen im Juni 1993 geschaffen 
und durch den Beschluß des Rates der Europäischen Union vom 
7. März 1994 sowie durch die Schlußfolgerungen des Europäi¬ 
schen Rates von Essen im Dezember 1994 gestärkt wurde, einen 
regelmäßigen politischen Dialog zu entwickeln und zu vertiefen, 

eingedenk dessen, daß Lettland seit Mai 1994 assoziiertes Mit¬ 
glied der Westeuropäischen Union (WEU) ist und daß es an dem 
Programm .Partnerschaft für den Frieden“ der Nordatlantik¬ 
vertragsorganisation (NATO) teilnimmt, 

in Anerkennung des Beitrags, den der Pakt Ober Stabilität in 
Europa zur Förderung der Stabilität und der gutnachbarschaft¬ 
lichen Beziehungen im Ostseeraum leisten kann, und in Bestäti¬ 
gung ihrer Entschlossenheit, gemeinsam auf den Erfolg dieser 
Initiative hinzuarbeiten, 

unter Berücksichtigung der Entschlossenheit der Gemein¬ 
schaft, Instrumente der Zusammenarbeit einzusetzen sowie wirt¬ 
schaftliche, technische urrd finanzielle Hilfe auf globaler urtd 
mehrjähriger Grundlage zu leisten, 

im Bewußtsein der wirtschaftlichen und sozialen Unterschiede 
zwischen der Gemeinschaft und Lettlarxl und folglich in der 
Erkenntnis, daß die Ziele dieser Assoziation durch angemessene 
Bestimmungen des Abkommerts erreicht werden sollen, 

in dem Wunsch, auf kulturellem Gebiet zusammenzuarbeiten 
und Informationen auszutauschen, 

in dem Bestreben, einen Rahmen für eine Zusammenarbeit zur 
Verhütung ungesetzlicher Handlungen zu schaffen, 

in Anerkennung der Tatsache, daß Lettland letztlich die Mit¬ 
gliedschaft in der Europäischen Union anstrebt und daß die durch 
dieses Abkommen verwirklichte Assoziation nach Ansicht der 
Vertragsparteien Lettland bei der Verwirklichung dieses Ziels hilft, 

unter Berücksichtigung der auf dem Europäischen Rat von 
Essen im Dezember 1994 beschlossenen Strategie zur Vorberei¬ 
tung auf den Beitritt, die politisch durch die Schaffung strukturier¬ 
ter Beziehungen zwischen den assoziierten Staaten und den 
Organen der Europäischen Union umgesetzt wird, die das gegen¬ 
seitige Vertrauen fördern und einen Rahmen für die Behandlung 
von Themen bieten, die im gemeinsamen Interesse liegen - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

(1) Zwischen der Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten 
einerseits und Lettland andererseits wird eine Assoziation ge¬ 
gründet. 

(2) Ziel dieser Assoziation ist es, 

- einen geeigneten Rahmen für den politischen Dialog zwi¬ 
schen den Vertragsparteien zu schaffen, der die Entwicklung 
enger politischer Beziehungen ermöglicht, 

- schrittweise eine Freihandelszone zwischen der Gemein¬ 
schaft und Lettland zu errichten, die im wesentlichen den 
gesamten beiderseitigen Handel umfaßt, 

- die Ausweitung des Handels und ausgewogene Wirtschafts¬ 
beziehungen zwischen den Vertragsparteien zu fördern und 
so die dynamische wirtschaftliche Entwicklung und den Wohl¬ 
stand in Lettland zu begünstigen. 


- eine Grundlage zu schaffen für die wirtschaftliche, finanzielle, 
kulturelle und soziale Zusammenarbeit, für die Zusammen¬ 
arbeit bei der Verhütung ungesetzlicher Handlungen und für 
die Hilfe, die die Gemeinschaft Lettland gewährt, 

- die Bestrebungen Lettlands zur Entwicklung seiner Wirtschaft 
und zur Vollendung des Übergangs zu einer Marktwirtschaft 
zu unterstützen, 

- einen geeigneten Rahmen für die schrittweise Integration 
Lettlands in die Europäische Union zu bieten. Lettland wird 
auf die Erfüllung der hierzu notwertdigen Voraussetzungen 
hinarbeiten, 

- geeignete Organe für das reibungslose Funktionieren der 
Assoziation einzusetzen. 


Titel I 

Allgemeine Grundsätze 

Artikel 2 

(1) Die Achtung der Grurxlsätze der Demolöatie und der Men¬ 
schenrechte, wie sie in der Schlußakte von Helsinki tmd in der 
Charta von Paris für ein rteues Europa verankert sind, sowie die 
Grundsätze der Marktwirtschaft sirxl die Grundlage der Irtnen- 
und Außenpolitik der Vertragsparteien und ein wesentlicher 
BestarKfteil dieses Abkommens. 

(2) Die Vertragsparteien sind der AnsichL daß es für den künfti¬ 
gen Wohlstand und die Stabilität der Region von wesentlicher 
Bedeuturtg ist, daß die baltischen Staaten die Zusammertarbeit 
untereinander fortsetzen und ausbauen und werden alle Anstren¬ 
gungen unternehmen, um diesen Prozeß zu fördern. 

Artikel 3 

(1) Die Assoziation umfaßt eine Übergangszeit, auf die an man¬ 
chen Stellen dieses Abkommens Bezug genommen wird und die 
spätestens am 31. Dezember 1999 endet. 

(2) Der Assoziationsrat nach Artikel 110 - in dem Bewußtsein, 
daß die Grundsätze der Marktwirtschaft für diese Assoziation 
wesentlich sind - prüft auf der Grundlage der in der Präambel 
festgelegten Grundsätze regelmäßig die Umsetzung dieses 
Abkommens und die Fortschritte Lettlands bei der Durchfühnjng 
von Wirtschaftsreformen. 

(3) Die Übergangszeit nach Absatz 1 gilt weder für Titel II noch 
für Titel III. 


Titel II 

Politischer Dialog 

Artikel 4 

Der politische Dialog zwischen der Europräischen Union und 
Lettland wird ausgebaut utkI verstärkt Er begleitet urxi festigt die 
Annäherung zwischen der Europäischen Union und Lettland, 
unterstützt den sich gerade vollziehenden oder bereits abge¬ 
schlossenen politischen und wirtschaftlichen Wandel in Lettland 
und trägt zur Herstellung enger Solidaritätsbeziehungen und zur 
Schaffung neuer Formen der Zusammenarbeit zwischen den Ver¬ 
tragsparteien bei. Der politische Dialog soll insbesondere folgen¬ 
des fördern: 

- Lettlands schrittweise Annäherung an die Europäische Union; 

- eine stärkere Konvergenz der Standpunkte der Vertrags¬ 
parteien in internationalen Fragen, insbesortdere in Angele¬ 
genheiten, die erhebliche Folgen für die eine oder die andere 
Vertragspartei haben können; 

- eine bessere Zusammenarbeit in Bereichen, die in die 
Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik der Europäischen 
Union fallen; 

- Sicherheit und Stabilität in Europa. 
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Artikel 5 

Der politische Dialog wird in dem multilateralen Rahmen utkI 
im Einklang mit den Verfahren, die mit den assoziierten Ländern 
Mitteleuropas veranbart wurden, geführt. 


Artikel 6 

(1) Inrterhalb des Assoziationsrates wird ein bilateraler politi¬ 
scher Dialog auf Ministereberte geführt Der Assoziatiortsrat ist 
allgemein für alle Angelegenheiten zuständig, die ihm die Ver¬ 
tragsparteien vorlegen. 

(2) Im Einvernehmen mit den Vertragsparteien werden weitere 
Verfahren für den politischen Dialog eingefOhrt. und zwar ins¬ 
besondere folgende: 

- eventuell erforderliche Treffen hoher Beamter (eurf der Ebene 
politischer Direktoren), an denen sowohl Vertreter Lettlands 
als auch Vertreter des Vorsitzes des Rates der Europäischen 
Union und der Kommission teilnehmen; 

- die volle Nutzung aller diplomatischen Kanäle zwischen den 
Vertragsparteien, einschließlich geeigneter Kontakte in Dritt- 
ländem urxf irmerhalb der Vereinten Nationen, der OSZE und 
anderen internationalen Gremien; 

- die Bnbeziehurtg Lettlands in die Gruppe der Länder, die 
regelmäßig Ober die Aktivitäten im Rahmen der Gemeinsamen 
Außen- und Sicherheitspolitik informiert werden, sowie ein 
Informationsaustausch, der der Verwirklichung der in Artikel 4 
genannten Ziele dient; 

- jede sonstige Maßnahme, die einen nützlichen Beitrag zur 
Festigung, zum Ausbau und zur Verstärkung dieses Dialoges 
leisten könnte. 


Artikel 7 

Oer politische Dialog auf parlamentarischer Ebene wird im 
Rahmen des Parlamentarischen Ausschusses der Assoziation 
zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitglied- 
Staaten urxf der Republik Lettland (nachsteherKl .Parlamentari¬ 
scher Ausschuß* genannt) geführt. 


Titel III 

Freier Warenverkehr 


Artikel ß 

(1) In einer Übergangszeit von höchstens vier Jahren ab Inkraft¬ 
treten des Abkommens über Freihandel und Handelsfragen am 
1. Januar 1995 errichten die Gemeinschaft und Lettland im Ein¬ 
klang mit den Bestimmungen dieses Abkommens und den 
Bestimmungen des GATT und der WTO schrittweise eine Frei¬ 
handelszone. 

(2) Im Handel zwischen den beiden Vertragsparteien gilt für die 
Einreihung der Waren die auf dem Harmonisierten System be¬ 
ruhende Kombinierte Nomenklatur. 

(3) Für jede Ware gilt als Ausgangszollsatz, von dem aus die in 
diesem Abkommen vorgesehenen schrittweisen Zollsenkungen 
vorgenommen werden, der in den Anhängen II bis IV und in 
Anhang X genannte Zollsatz oder der am 1. Januar 1995 tatsäch¬ 
lich erga omnes angewandte Zollsatz, Je nachdem, welcher der 
niedrigere Zollsatz ist 

(4) Werden rtach dem 1. Januar 1995 Zollsenkungen erga 
omnes vorgetxxnmen, insbesondere Zotlsenkungen aufgrund 
der Zolltarifübereinkunft, die sich aus der Umguay-Rurtde im 
Rahmen des GATT ergibt, so treten die derart gesenkten Zoll¬ 
sätze ab Inkrafttreten dieser Senkungen an die Stelle der in 
Absatz 3 genannten Ausgangszollsätze. 

(5) Die Gemeinschaft und Lettland teilen einander ihre jeweili¬ 
gen Ausgangszollsätze mit. 


Kapitel I 

Gewerbliche \Naren 


Artikel 9 

(1) Die Bestimmungen dieses Kapitels gelten für Ursprungs¬ 
waren der Gemeinschaft und Lettlands, die unter die Kapitel 25 
bis 97 der Kombinierten Nomenklatur faltet, mit Ausrtahme der in 
Anhang I aufgeführten Waren. 

(2) Die Artikel 10 bis 14 gelten nicht für die in Artikel Ißgettann- 
ten Waren. 

(3) Der Handel zwischen den Vertragsparteien mit den Waren, 
die unter den Vertrag zur GrOttdung der Europäischen Atom¬ 
gemeinschaft fallen, unterliegt den Bestimmungen dieses Ver¬ 
trags. 

Artikel 10 

<1) Die Bnfuhrzölle der Gemeinschaft auf Ursprungswaren Lett¬ 
lands werden am 1. Januar 1995 abgeschaffL 

(2) Die mengenmäßigen Beschränkungen für Einfuhren in die 
Gemeirtschaft und die Maßnahmen gleicher Wirkurtg werden am 
1. Januar 1995 für Ursprungswaren Lettlaivis beseitigt. 

Artikel 11 

(1) Die Einfuhrzölle Lettlands auf Ursprungswziren der Gemein¬ 
schaft. die nicht in den Anhängen II und III aufgeführt sind, werden 
am 1. Januar 1995 abgeschafft. 

(p!) Die Einfuhrzölle Lettlands auf die in Anhang II aufgeführten 
Ursprungswaren der Gemeinschaft werden schrittweise rrach 
folgendem Zeitplan gesenkt; 

- Am 1. Januar 1996 wird jeder Zollsatz auf 50 v.H. des Aus¬ 
gangszollsatzes gesenkt; 

- am 1. Januar 1997 werden die verbleibenden Zölle abge¬ 
schaffL 

(3) Die Einfuhrzölle Lettlands auf die in Anhang III aufgeführten 
Ursprungswaren der Gemeinschaft werden schrittweise nach 
folgendem Zeitplan gesenkt: 

- Am 1. Januar 1996 wird jeder Zollsatz auf 50 v.H. des Aus¬ 
gangszollsatzes gesenkt: 

- am 1. Januar 1997 werden die verbleiberKlen Zölle abge¬ 
schaffL 

(4) Die mengenmäßigen Einfuhrbeschränkungen Lettleinds für 
Ursprungswaren der Genneinschaft und die Maßnahmen gleicher 
Wirkung werden am 1. Januar 1995 beseitigt. 

Artikel 12 

Die Bestimmungen über den Abbau der Einfuhrzölle gelten 
auch für die Finanzzölle. 

Artikel 13 

Alle Abgeben mit gleicher Wirkung wie Einfuhrzölle werden am 
1. Januar 1995 im Handel zwischen der Gemeinschaft und Lett¬ 
land abgeschafft. 

Artikel 14 

(1) Ausfuhrzölle und Abgaben gleicher Wirkung werden 
zwischen der Gemeinscherft und Lettland bis 1. Jeinuar 1995 
abgeschaffL mit Ausnahme derjenigen auf die in Anhang IV auf¬ 
geführten Waren, die von Lettland spätestens Ende 1. Januar 1998 
abgeschafft werden. 

(2) Mengenmäßige Ausfuhrbeschränkungen gegenüber Lett¬ 
land und Maßnahmen gleicher Wirkung werden von der Gemein¬ 
schaft 2 mri 1. Januar 1995 beseitigt 

(3) Mengenmäßige Ausfuhrbeschränkungen gegenüber der 
Gemeinschaft und Maßnahmen gleicher Wirkung werden von 
Lettland am 1. Januar 1995 beseitigt. 
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Artikel 15 

Jede Vertragspartei erklärt sich bereit, ihre Zollsätze im Handel 
mit der anderen Vertragspartei schneller als in den Artikeln 10 und 
11 vorgesehen zu senken, falls ihre wirtschaftliche Gesamtlage 
und die Lage des betreffenden Wirtschaftszweigs dies zulassen. 

Oer Assoziationsrat kann Empfehlungen in diesem Sinne aus- 
sp>rechen. 

Artikel 16 

(1) Oie Einfuhrzölle der Gemeinschaft auf die in Anhang V auf- 
gefüihrten Textilwaren mit Urspxurtg in Lettland werden zu den 
in diesem Anhang festgelegten Bedingungen ausgesetzt. Der 
Anhang kann durch BeschluB des Assoziationsrates nach dem 
Verfahren des Artikels 112 geändert werden. 

<2) Protokoll Nr. 1 enthält Bestimmungen fOr die dort gerrannten 
Textilwaren. 

Artikel 17 

<1) Die Bestimmungen dieses Kapitels schließen nicht aus, daß 
die Gemeinschaft bei den Abgaben auf die in Anhang VI auf¬ 
geführten Erzeugnisse, die Urspxungswaren Lettlands siruf, eine 
landwirtschaftliche Kompxxiente beibehält 

(2) Die Bestimmungen dieses Kapiitels schfleBen nicht aus, daß 
LettlarKf bei den Abgaben auf die in Anhang VI aufgefOhrten 
Erzeugnisse, die Ursprungswaren der Gemeinschaft sind, eine 
landwirtschaftliche Kompx>nente einführt. 


Kapiitelll 

Landwirtschaft 


Artikel 18 

(1) Die Bestimmungen dieses Kapiiteis gelten für landwirt¬ 
schaftliche Erzeugnisse mit Ursprung in der Gemeinschaft urxf in 
Lettland. 

(2) Unter .larKfwirtschaftlichen Erzeugnissen* sirKi die Waren 
zu verstehen, die unter die Kapitel 1 bis 24 der Kombinierten 
Nomenklatur fallen, und die Waren, die in Anhang I aufgeführt 
sind, nicht aber Fischereierzeugnisse im Sinne des Artikels 22 
Absatz 2. 


Artikel 19 

Protokoll Nr. 2 enthält die Handeisbestimmungen für die dort 
aufgeführten larxfwirtschaftiichen Verarbeitungserzeugnisse. 

Artikel 20 

(1) Ab 1. Januar 1995 geltai weder für die Einfuhren landwirt¬ 
schaftlicher Erzeugnisse mit Ursprung in Lettland in die Gemein¬ 
schaft rK>ch für die Einfuhren larxlwirtschaftficher Erzeugnisse mit 
Ursp>rung in der Gemeinschaft nach Lettiand mengenmäßige 
Beschränkungen. 

0 Die Gemeinschaft und Lettland gewähren einander die in 
den Anhängen VII bis XI aufgefOhrten Zugeständnisse im Einkiang 
mit den dort festgelegten Bedingungen. 

(3) Die in Absatz 2 genannten Zugeständnisse können im Gn- 
vemehmen zwischen den Vertragspiarteien bis 31. Dezember 
1997 nach den Grundsätzen und Verfahren des Absatzes 4 über¬ 
prüft werden. 

(4) Unter Berücksichtigung des Umfangs ihres Handels mit 
larKfwirtschaftlichen Erzeugnissen, deren besonderer Empfind¬ 
lichkeit, der Bestimmungen Ober die gemeinsame Agraipolitik der 
Gemeinschaft, der Bestimmungen über die Agrarpolitik Lett¬ 
lands, der Bedeutung der LarKfwirtschaft für die lettische Wirt¬ 
schaft und des Produktions- und Ausfuhrpotentiais seiner tradi¬ 
tionellen Wirtschaftszweige und Märkte prüfen die Gemeinschaft 
und Lettland im Assoziationsrat für jedes Erzeugnis auf der 
Grundlage der Ordnungsmäßigkeit und der Gegenseitigkeit die 
Möglichkeiten für die Gewährung weiterer Zugeständnisse. 


Artikel 21 

Sollten die Einfuhren von Waren mit Urspxung in der einen Ver- 
tragspKtrtei, für die die Zugeständnisse nach Artikel 20 gelten, 
wegen der besonderen EmpfkKflichkeit der Agrarmärkte ernste 
Störungen auf den Märkten der anderen Vertragsp>artei hervor- 
rufen, so nehmen beide VertragspMuteien urtbeschadet der son¬ 
stigen Bestimmungen dieses Abkommens, insbesondere des 
Artikels 30, unverzüglich KbnstÄationen auf, um eine geeignete 
Lösung zu finden. Bis zu einer solchen Lösung kann die betrof¬ 
fene Vertragspartei die MaBnahmen treffea die sie für notwerKfig 
erachtet 


Kapitel III 
Fischerei 


Artikel 22 

(1) Die Bestimmuf^gen dieses Kapxtels gelten für Fischereier¬ 
zeugnisse mit Ursprung in der Gemeinschaft und in Lettland. 

^ Unter .Fischereierzeugnissen* sind die Waran zu verstehen, 
die unter Kapsel 3 der KombNerten Nomenklatur fallen, und die 
Warengruppien, die unter die Codes 05119110.05119190,1604, 
1605,1902 2010 und 2301 20 00 der Korrrtiinierten Nomenklatur 
fallen. 


Artikel 23 

(1) Die Gemeinschaft urxf LettlarKl gewähren einander die in 
den Anhängen XII und XIII aufgefOhrten ZugestärKfnisse im Ein¬ 
klang mit den dort festgelegten Bedingungen. 

(2) Artikel 20 Absatz 4 und Artikel 21 firKfen auf Fischerei¬ 
erzeugnisse entsprechende Anwendung. 


KapjiteilV 

Gemeinsame Bestimmungen 


Artikel 24 

Die Bestimmungen dieses Trtels gelten für den Handel mit allen 
Urspxuhgswaren der beiden Vertragsparteien, sofern in diesem 
Abkommen oder in den Protokollen Nm. 1 ur>d 2 nichts anderes 
bestimmt ist. 

Artikel 25 

(1) Im Handel zwischen derGemeirrschaft ur>d Lettland werden 
ab 1. Januar 1995 

- weder neue Einfuhr-oder Ausfuhrzölle oder Abgaben gleicher 
Wirkung eingeführt noch die bereits geltenden erhöht, 

- weder neue mengenmäßige Einfuhr- oder Ausfuhrbeschrän¬ 
kungen oder MaBnahmen gleicher Wirkung eingeführt noch 
die bestehenden restriktiver gehandhabt. 

(2) Unbeschadet der Zugeständnisse gemäß Artikel 20 beinhal¬ 
tet Absatz 1 keine Einschränkung der Agrarpolitik Lettlarxls oder 
der Gemeinschaft und steht der Einführung von Maßnahmen im 
Rahmen dieser Politik nicht entgegen. 

Artikel 26 

(1) Die Vertragspiarteien wenden keine Maßnahmen oder Prak¬ 
tiken interner steuerlicher Art an, die unmittelbar oder mittelbar 
die Waren der einen Vertragsp>artei gegenüber gleichartigen 
Urspxungswaren der anderen Vertragspiartei benachteiligen. 

(2) Für Waren, die in das Gebiet einer Vertragspartei ausgeführt 
werden, darf keine Erstattung für inländische mittelbar erhobene 
Abgaben gewährt werden, die höher ist als die auf diese Waren 
unmittelbar oder mittelbar erhobenen Abgaben. 
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Artikel 27 

(1) Dieses Abkommen steht der Beibehaltung oder Errichtung 
von Zollunionen, Freihandelszonen oder Grenzverkehrsregelun¬ 
gen nicht entgegen, sofern diese keine Ar«dening der in diesem 
Abkommen voigeseherMn Regelung des Warenverkehrs bewirken. 

(2) Im Assoziationsrat finden Konsultationen zwischen den 
Vertragsparteien statt Ober Abtommen zur Errichtung derartiger 
Zollunionen oder Freihandelszorten utKi «if Antrag Ober aHe 
anderen wichtigen Fragen bn Zusammenhang mit Ihrer jeweüigan 
HandelspolitHc gegenOber Orittiandem. Dermtige Konsultationen 
finden insbesondere im Fall des Beitritts eines Drittlands zur 
Gemeinschaft statt, um sicherzustellen, daS den in diesem 
Abkommen verankerten beiderseitigen Interessen der Gemein¬ 
schaft und Lettlands Rechnung getragen wird. 

Artikel 28 

Befristete Ausnahmeregelungen zu Artikel 11 und zu Artikel 25 
Absatz 1 erster Gedankenstrich können von Lettland in Form 
höherer Zollsätze emgefOhrt werden. 

Diese Regelungen dOrfen nur junge Industrien oder bestimmte 
Wirtschaftszweige betreffen, die sich in der Umstrukturierung 
befbrden oder ernsten Schwierigkeiten gegenOberstehen, die ins¬ 
besondere bedeutende soziale Probleme hervorrufen. 

Die durch diese Regelungen eingefQhiten Einfuhrzölle Lettlands 
auf Ursprungswaren der Gemeirtschaft dOrfen 25 v.H. des Wertes 
nicht übersteigen tmd müssen den Ursprungswaren der Gemein¬ 
schaft weiterhin eine Präferenz sichern. 

Der Gesamtwert der Einfidven der Waren, für die diese MaBru^- 
men gelten, darf 15 v.H. der Gesamteinführen der in Kapitel I 
genannten gewerblichen Waren aus der Gemeirtschaft währerKi 
des letzten Jahres, für das Statistiken voriiegen, nicht über¬ 
steigen. 

Diese Maßnahmen gelten höchstens drei Jahre, sofern vom 
Assoziationsrat keine Verlängerung genehmigt wird. Sie treten 
spätestens am 31. Dezember 1996 außer Kraft 

Derartige Maßnahmen können nicht für eine Ware eingeföhrt 
werden, wenn seit der Aufhebung sämtlicher Zölle und mengen¬ 
mäßigen Beschränkungen oder Abgaben beziehungsweise Maß¬ 
nahmen gleicher Wirkung für diese Ware mehr als drei Jahre ver¬ 
gangen sind. 

Lettland unterrichtet den Assoziationsrat über etwaige Ausruh- 
meregelungen, die es einzuführen beabsichtigt; auf Antrag der 
Gemeinschaft finden vor Anwendung derartiger Regelungen 
Konsultationen im Assoziationsrat über die Maßnahmen und die 
betroffenen Wirtschaftszweige statt. Bei Einführung derartiger 
Regelungen Obermittett Lettlaixi dem Assoziatkxisrat einen Zeit- 
,plan für die Abschaffung der gemäß diesem Artikel eingeführten 
Zölle. Nach diesem Zeitplan muß die Abschaffung dieser Zölle in 
gleichen Jahresraten spätestens zwei Jahre rtach ihrer Ein¬ 
führung beginnen. Der Assoziationsrat kann einen anderen Z^- 
plan beschließen. 

Artikel 29 

Stellt eine Vertragspartei im Handel mit der anderen Vertrags¬ 
partei Dumpin^^xaktiken im Siruie von Artikel VI des GATT fest, 
so kann sie im Einklang mit den Bestimmungen des Überein¬ 
kommens zur Durchführung von Artikel VI des GATT und mit den 
errtsprecherxien internen Rechtsvorschriften unter den Voraus¬ 
setzungen und gemäß dem Verfahren des Artikels 33 geeignete 
Maßnahmen gegen diese Praktiken treffen. 

Artikel 30 

Wircj eine Ware in derart erhöhten Mengen und unter solchen 
Bedingungen eingeführt, daß 

- den inlärxfischen HersteHem gleichartiger oder unmittelbar 
konkurrierender Waren im Gebiet einer der Vertragsparteien 
ein erheblkher Schaden zugefügt wird cxler droht cxier 

- in einem Wirtschaftszweig schwerwiegende Störungen oder 
Schwierigkeiten verursacht werden oder drohen, die eine 
schwerwiegende Verschlechterung der Wirtschaftslage einer 
Region bewirken könnten. 


so kann die Gemeinschaft cxJer Lettland, je nachdem, welche 
Vertragspartei betroffen ist, unter den Voraussetzungen und 
gemäß dem Verfahren des Artikels 33 geeignete Maßnahmen 
treffen. 

Artikel 31 

Führtdie Eirthaltung der ArtHcel 14 und 25 

0 zu einer Wiederausfuhr in ein OrittiarKf, dem gegenüber die 
ausführerxie Vertragspartei für die betreffende Ware mer>gen- 
mäßige Ausfuhrbeschränkungen, Ausfuhrzölle cxler Maßnah¬ 
men gleicher Wirkung aufrachterhäit, cxler 

ii) zu einer schweiwiegeixlen Verknappung cxler der Gefahr 
einer schwenviegenden Verknappung bei einer für die aus- 
führerxle Vertragspartei wesentlichen Ware 

und ergeben sich daraus tatsächlich cxler vcxaussichtlich für die 
ausführerxle Vertragspartei erhebliche Schwierigkeiten, so karm 
diese Vertragspartei unter den Vcxaussetzungen utxl gemäß dem 
Verfahren des Artikels 33 geeignete Maßnahmen treffen. Diese 
Maßnahmen dOrfen rächt diskriminiererxl sein und müssen be¬ 
seitigt werden, wenn die Umstärxle ihre Aufrechterhaltung nicht 
länger rechtfertigen. 

Artikel 32 

Oie MitgTiedstaaten der Europäischen Unicxi (nachsteherxl 
.Mitgliedstaaten* genartnt) urxl Lettlsxl formen alle Staatfichen 
HandelstTxxxipole schrittweise so um. daß bis Erxle 1998 jede 
Diskriminierung in den Verscxgungs- urxl Absatzbedingungen 
zwischen den Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten imd Lett¬ 
lands ausgeschlossen ist Der Assoziaticxisrat wird über die 
Maßnahmen zur Erreichung dieses Ziels unterrichtet. 

Artikel 33 

(1) Legt die Gemeinschaft cxler Lettland für die Einfuhren von 
Waren, die die in Artikel 30 genanrrten Schwierigkeiten hervor¬ 
rufen könnten, ein VerwaHungsverfahren fest, um schnell Infor- 
matkxien Ober die Entwicklung der Handelsströme zu erhalten, 
so teilen sie dies der arxleten Vertragspartei mit 

(2) Die Gemeirtschaft beziehungsweise Lettlaixi stellt dem 
AssoziationsrBt in den Fällen der Artikel 29,30 und 31 vor Bn- 
führung der darin vorgesehenen Maßnahmen cxler in den Fäl«n 
des Absatzes 3 Buchstabe d so schnell wie möglich alle zweck¬ 
dienlichen Angaben zur Verfügung, um eine für beide Verti^s- 
parteien annehmbeue Lösung zu ermöglichen. 

Mit Vorrang sind die Maßnahmen zu treffen, die das Funktionier 
dieses Abkommens am wenigsten beeinträchtigen. 

Die Schutzmaßnahmen werden dem Assoriaticxisrat unverzüg¬ 
lich mitgeteilt urxl sirxl dcxt insbesoixlere im Hinblkh auf die Auf¬ 
stellung eines Zeitplans für ihre möglichst baldige Aufhebung 
Gegenstand regelmäßiger Kcxtsultaticxien. 

(3) Für die Durchführung des Absatzes 2 gilt folgendes: 

a) Bezüglich des Aitikeis 30 wird der Assoziationsrat mit Oer 
ROfung der Schwierigkeiten befaßt dis sich aus der cXxt 
beschriebenen Lage ergeben; er kann alle zwechdienUchen 
Beschlüsse zur Behebung dieser Schwierigkeiten fassen. 

Hat der Assoziatkxisrat cxler die ausführerxle Vertragspanei 
binnen 30 Tagen nach Befassung des Assoziationsiates 
keinen Beschluß zur Behebung der Schwierigk^en gefsSt 
cxler ist keine andere zufriedenstellencle Lösung erreicht wor¬ 
den, so kann die einführende Vertragspartei geeignete Maß¬ 
nahmen zur Lösung des Problems treffen. Diese Maßnahmen 
müssen sich auf das zur Behebung der aufgetretenen 
Schwierigkeiten notwerxlige Maß beschränken. 

b) Bezüglich des Artikels 29 wird der Assoziatkxrsrat über den 
Dumpingfall unterrkhteL sobald die Behörden der elnfOhren- 
den Vertragspartei eine Untersuchung fingeleitet haben. Ist 
binnen 30 Tagen nach Befassung des Assoziaticxtsrates das 
Dumping rächt abgestellt oder keine andere zufriedenstei- 
lende Lösung erreicht wcxden, so kam die einführerxle Ver¬ 
tragspartei geeignete Maßnahmen treffen. 

c) Bezüglich des Artikels 31 wird der Assoziationsrat nät de- 
Prüfung der Schwierigkeiten befaßt, die sich aus der dcrt 
beschriebenen Lage ergeben. 
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Der Assoziationsrat kann alle zweckdienlichen Beschlüsse 
zur Behebung dieser Schwierigkeiten fassen. Hat er binnen 
30 Tagen nach seiner Befassung keinen BeschluB gefaßt, so 
kann die ausführende Vertragspartei geeignete MaSnahmen 
bei der Ausfuhr der betreffenden Ware treffen. 

d) SchiieBen außergewöhnliche Umstände, die ein sofortiges 
Eingreifen erforderlich machen, eine vorherige Unterrichtung 
oder Prüfung aus. so kann die Gemeinschaft oder Lettland, je 
nachdem, welche Vertragspartei betroffen ist kt den Fällen 
der Artikel 29. 30 und 31 unverzüglich die zur Abhilfe unbe¬ 
dingt erforderlichen Sicherungsmaßnahmen treffen. 


Artikel 34 

Protokoll Nr. 3 enthält die Ursprungsregeln für die Gewährung 
der in diesem Abkonnmen vorgesehenen ZoOpräferenzen und die 
Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen auf diesem 
Gebiet 

Artikel 35 

Dieses Abkommen steht Einfuhr-. Ausfuhr- und Durchfuhrver¬ 
boten oder -beschränkungen nicht errtgegen. die aus GrOrxlen 
der öffentlichen Sittlichkeit. Ordriung und Sicherheit und zum 
Schutz der Gesurxfheit urtd des Lebens von Menschen. Tieren 
oder Pflanzen, des nationalen Kulturguts von künstlerischem, 
geschichtlichem oder archäologischem Wert oder des geistigen, 
gewerblichen oder kommerziellen Eigentums gerechtfertigt sind; 
ebertsowenig steht es Flegelurtgen betreffend Gold urxf Silber 
entgegen. Diese Verbote oder Beschränkungen dürfen jedoch 
weder ein Mittel der willkürlichen Diskriminierurtg noch eine ver¬ 
schleierte Beschränkung des Handels zwischen den Vertrags¬ 
parteien darstellen. 

Artikel 36 

Protokoll Nr. 4 enthält die Sortderbestimmungen für den Handel 
zwischen Lettland einerseits und Spanien und Portugal anderer¬ 
seits und gilt bis zum 31. Dezember 1995. 


TrtellV 

Freizügigkeit der Arbeitnehmer, 
Niederiassungsrecht, Dienstleistungsverkehr 

Kapitel I 

Freizügigkeit der Arbeitnehmer 


Artikel 37 

(1) Vorbehaltlich der in den einzelnen Mitgliedstaaten gelten¬ 
den Bedingungen utkI Modalitäten 

- wird den Arbeitnehmem lettischer Staatsangehörigkeit, die im 
Gebiet eirtes Mitgliedstaats rechtmäßig beschäftigt sind, eine 
Behandlung gewährt, die hinsichtlich der Arbeitsbedingun¬ 
gen. der Entlohnung oder der Entlassung keine auf der 
Staatsangehörigkeit beruhende Benachteiligung gegenüber 
den eigenen Staatsangehörigen bewirkt; 

- haben die rechtmäßig im Gebiet eines Mitgliedstaats wohn¬ 
haften Ehegatten und Kinder der dort rechtmäßig beschäftig¬ 
ten Arbeitnehmer währetxf der Geltungsdauer der Arbeits¬ 
erlaubnis dieser Arbeitnehmer Zugang zum Arbeitsmarkt 
dieses Mitgliedstaats; eine Ausnahme bilden Saisonarbeit¬ 
nehmer und Arbeitnehmer, die unter bilaterale Abkommen im 
Sinrte von Artikel 41 fallen, sofern diese Abkommen nichts 
anderes bestimmen. 

(2) Lettland gewährt vorbehaltlich der dort getterrden Bedin¬ 
gungen und Modalitäten Arbeitnehmem, die Staatsangehörige 
eines Mitgliedstaats sind und in seinem Gebiet rechtmäßig 
beschäftigt sind, sowie deren Ehegatten und KirKfem, die in die¬ 
sem Gebiet rechtmäßig wohnhaft sind, die gleiche Behandlung 
wie in Absatz 1 vorgesehen. 


Artikel 38 

(1) Im Hinblick auf die Koordinierung der Systeme der sozialen 
Sicherheit für Arbeitnehmer lettischer StaatsangehörigkeiL die im 
Gebiet eines Mitgliedstaats rechtmäßig beschÜUgt sind, und für 
deren Familienangehörige, die dort rechtmäßig wohnhaft sind, 
und vorbehaftlich der in jedem Mitgliedstaat geltenden Bedingun¬ 
gen und Modalitäten 

- werden für diese Arbettttehmer die in den einzelnen Mitglied¬ 
staaten zurückgetegten Versicherungs-, Beschäftigungs- 
bzw. Aufenthaltszeiten bei den Alters-, Invaliditäts- und Hiiv 
terbliebenenrenten sowie der KrankhdtsfOrsorge für sie und 
ihre Familienangehörigen zusammengerechnet; 

- können alle Alters-und FUnterbkebenerventenurKf Renten bei 
Arbeitsunfall, Berufskrankheit oder Erwerbsunfähigkeit, wenn 
diese durch einen AibeitsunteH oder eine Berufskrankheit ver¬ 
ursacht wurde - mit Ausnahme der nicht beitragsbedingten 
Leistungen zu den gemäß den Rechtsvorschriften des 
Schuldnerrnftgliedstaats bzw. der SchuldnermitgKedstaaten 
geltenden Sätzen frei transferiert werden; 

- erhalten die betreffenden Arbeitnehmer Familieruulagen für 
ihre vorgenanrtten Familienangehörigen. 

(2) Lettland gewährt den Arbeitnehmem, die Staatsangehörige 
eines Mitgliedstaats und in seinem Gebiet rechtmäßig beschäftigt 
sind, imd deren dort rechtmäßig wohnhaften Familienangehöri¬ 
gen eine Behandlung, die der in Absatz 1 unter dem zweiten und 
dritten Gedankenstrich vorgesehenen Behandlung errtsprichL 

Artikel 39 

(1) Der Assoziationsrat legt durch Beschluß geeignete Bestim¬ 
mungen zur Erreichung des in Artikel 38 niedergelegten Ziels fest. 

(2) Der Assoziatiortsrat legt die Einzelheiten für eine Zusam¬ 
menarbeit der Verwaltungen fest, die die erforderlichen Verwal- 
tungs- und Kontrollgarantien für die Durchführung der in Absatz 1 
genannten Bestimmungen bietet 

Artikel 40 

Die vom Assoziationsrat gemäß Artikel 39 erlassenen Bestim¬ 
mungen lassen die Rechte und Pflichten, die sich aus den bilate¬ 
ralen Abkommen zwischen LettlarKf und den Mitgliedstaaten 
ergeben, unberührt, soweit diese eine günstigere Behartdlung der 
lettischen Staatsangehörigen oder der Staatsangehörigen der 
Mitgliedstaaten vorsehen. 

Artikel 41 

(1} Unter Berücksichtigung der Arbeitsmarktlage in dem Mit 
gliedstaat und vorbehaltlich seiner Rechtsvorschriften und der 
Einhaltung seiner Bestimmungen Ober die Mobilität der Arbeit¬ 
nehmer 

- sollten die besteherxfen Erleichterungen für den Zugang zur 
Beschäftigung für lettische Arbeitnehmer, die die Mitglied¬ 
staaten im Rahmen bilateraler Abkomnten gewähren, bei¬ 
behalten urtd rtach Möglichkeit verbessert werden; 

- werden die aixferen Mitgliedstaaten den möglichen Abschluß 
ähnlicher Abkommen wohlwollend prüfen. 

(2) Der Assoziationsrat prüft die Gewährung weiterer Verbesse¬ 
rungen, einschließlich Erleichterungen für den Zugang zur Berufs¬ 
ausbildung, im Einklang mit den geltenden Rechtsvorschriften 
und Verfehren der Mitgliedstaaten und unter Berücksichtigung 
der Arbeitsmarktlage in den Mitgliedstaaten und in der Gemein¬ 
schaft 

Artikel 42 

Nach Ablauf der Übergangszeit oder früher, folls die wirtschaft¬ 
liche und soziale Lage in Lettland bis dahin weitgehend mit der in 
den Mitgliedstaaten übereinstimmt urnf falls die Beschäftigur>gs- 
situation in der Gemeinschaft dies zuläßt, zieht der Assoziations¬ 
rat weitere Mittel und Wege zur Verbesserung der Freizügigkeit 
der Arbeitrtehmer in Betracht Der Assoziationsrat spricht dazu 
Empfehlungen aus. 
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Artikel 43 

Zur Erleichterung einer Neustrukturierung des Artaeitskräfte- 
potentials im Zuge der Umgestaltung der Wirtschaft in Lettland 
leistet die Gemeinschaft technische Hilfe beim Aufbau eines 
angemessenen Systems der sozialen Sicherheit in Lettland, wie 
in Artikel 92 vorgesehen. 


Kapitel II 

Niedertassungsrecht 
Artikel 44 

(1) AuBer in den in Anhang XIV aufgeführten Bereichen ge¬ 
währen die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten ab Inkraft¬ 
treten dieses Abkommens 

0 für die Niederlassung von Gesellschaften Lettlands eine 
Behandlung, die nicht weniger günstig ist als die Behandlung, 
die die Mitgliedstaaten ihren eigenen Gesellschaften oder den 
Gesellschaften eines Drittstaates gewähren, sofern letztere 
die günstigere Behandlung ist; 

ii) für die Geschäftstätigkeit der in ihrem Gebiet niedergelasse- 
tren Tochtergesellschaften und Zweigniederlassungen von 
Gesellschaften Lettlands eine Behandlung, die nicht weniger 
günstig ist als die Behandlung, die die Mitgliedstaaten ihren 
eigenen Gesellschaften und Zweigniederlassungen oder den 
in ihrem Gebiet niedergelassenen Tochtergesellschaften und 
Zweigniederlassungen von Gesellschaften eines Drittstaates 
gewähren, sofern letztere die günstigere Behandlung ist. 

(2) Lettland erleichtert die Aufnahnre der Geschäftstätigkeit 
von Gesellschaften und Staatsangehörigen der Gemeinschaft 
in seinem Gebiet. Zu diesem Zweck 

i) gewährt es ab Inkrafttreten dieses Abkommens für die Nieder¬ 
lassung von Gesellschaften der Gemeinschaft eine Behand¬ 
lung, die nicht weniger günstig ist als die Beharxllung seiner 
eigenen Gesellschaften oder der Gesellschaften eines Dritt¬ 
staates, sofern letztere die günstigere Beharrdlung ist, außer 
in den in Anhang XV aufgeführten Bereichen, in denen die 
Inländerbehandlung spätestens mit Ablauf der in Artikel 3 
genannten Übergangszeit gewährt wird; 

ii) gewährt es ab Inkrafttreten dieses Abkommens für die 
Geschäftstätigkeit der in Lettland niedergelassenen Zweig¬ 
niederlassungen und Tochtergesellschaften von Gesellschaf¬ 
ten der Gemeinschaft eine Behandlung, die nicht weniger 
günstig ist als die Behandlung seiner eigenen Gesellschaften 
oder der in seinem Gebiet niedergelassenen Tochtergesett- 
schaften und Zweigniederlassungen von Gesellschaften 
eines Drittstaates, sofern letztere die günstigere Behartdlung 
ist. 

ß) Lettland ergreift während der in Absatz 2 Ziffer i genannten 
Obeigangszeit keine Maßnahmen, die hinsichtlich der Nieder¬ 
lassung uTKf der Geschäftstätigkeit von Gesellschaften und 
Staatsartgehörigen der Gemeinschaft in seinem Gebiet eine 
Benachteiligung gegenüber seinen eigenen Gesellschaften und 
Staatsangehörigen bewirken. 

(4) Der Assoziationsrat prüft während der in Absatz 2 Ziffer i 
genannte Übergangszeit regelmäßig die Möglichkeit für eine 
beschleunigte Gewähmng der Inländerbehandlung in den in 
Anhang XV aufgeführten Bereichen. Dieser Anhang kann durch 
Beschluß des Assoziationsrates geändert werden. 

Nach Ablauf der in Artikel 3 genannten Übergangszeit kann der 
Assoziationsrat ausnahmsweise und falls erforderlich auf Antrag 
Lettlands beschließen, die Ausnahmeregelurrg für bestimmte in 
Anhang XV aufgeführte Bereiche für einen begrenzten Zeitraum 
zu verlängern. 

(5) Die in den Absätzen 1 und 2 beschriebene Behandlung für 
die Niederlassung und die Geschäftstätigkeit von Staatsange¬ 
hörigen gilt vom Ende der in Artikel 3 genannten Übergangszeit 
an. 


Artikel 45 

(1) Dieses Kapitel gilt nicht für den Luft- und den Binnenschiffs- 

ve^ehr sowie den Seekabotageverkehr. 

(2) Der Assoziationsrat kann Empfehlungen für die Förderung 

der Niederlassung und der Geschäftstätigkeit in den in Absatz 1 

genannten Bereichen aussprechen. 

Artikel 46 

Im Sinne dieses Abkommens 

a) ist eine »Gesellschaft der Gemeinschaft“ beziehungsweise 
»Gesellschaft Lettlands" eine Gesellschaft, die nach den 
Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats beziehungsweise 
Lettlands gegrürrdet wurde und ihren satzungsmäßigen Sitz, 
ihre Hauptverw^tung oder ihre Hauptniederlassung in der 
Gemeinschaft beziehurrgsweise im Gebiet Lettlands hat 
Hat eine nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats 
beziehungsweise Lettlands gegrürxlete Gesellschaft nur ihren 
satzungsmäßigen Sitz in der Gemeinschaft beziehungsweise 
im Gebiet Lettlands, so gilt diese Gesellschaft als Gesellschaft 
der Gemeinschaft beziehurtgsvreise LettlarKls, sofern ihre 
Geschäftstätigkeiten eine echte und kontiiuiieiiiche Verbin¬ 
dung mit der Wirtschaft eines der Mitgliedstaaten bezie¬ 
hungsweise Lettlands aufweisen; 

b) ist eine »Tochtergesellschaft* einer Gesellschaft eine Gesell- 
schaft, die von der « sten Gesellschaft tatsächlich kontrolliert 
wird; 

c) ist eine »Zweigniederlassung“ einer Gesellschaft eine 
geschäftliche Niederlassung ohne eigene Rechtspersöniich- 
keH, die den Anschein der DauerhaftigkeiL z.B. als Erweite¬ 
rung einer Muttergesellschaft, und eine GeschäftsfOtwurtg hat 
und materiell dafür ausgestattet ist, Geschäfte mit Dritten zu 
tätigen, so daß diese Dritten - wisserrd, daß nötigenfalls eine 
rechtliche Verbindung zur Muttergesellschaft, deren Haupt¬ 
verwaltung sich kn Ausland befindet, besteht - nicht unmittel¬ 
bar mit der Muttergesellschaft zu verhandeln brauchen, son¬ 
dern Geschäfte mit der geschäftlichen Niederlassung tätigen 
könrren, die deren Erweiterung darstellt; 

d) ist »Niederlassung“ 

i) im Falle der Staatsangehörigen das Recht auf Aufnahme 
selbständiger Erwerbstätigkeiten sowie auf Gründung von 
Unternehmen, insbesorrdere von Gesellschaften, die sie 
tatsächlich kontrollieren. Die Ausüburtg einer selbständi¬ 
gen Tätigkeit und einer Geschäftstätigkeit umfaßt nicht die 
Suche oder Annahme einer Beschäftigung auf dem 
Arbeitsmarkt der anderen Vertragspartei und verleiht nicht 
das Recht auf Zugang zum Arbeitsmeirkt der anderen Ver¬ 
tragspartei. Die Bestimmungen dieses Artikels gelten nicht 
für diejenigen, die nicht ausschließlich eine selbständige 
Tätigkeit ausüben; 

ii) im Falle der Gesellschaften der Gemeinschaft oder der 
Gesellschaften Lettlands das Recht auf Aufnahme von 
Erwerbstätigkeiten durch die Errichtung von Tochter¬ 
gesellschaften und Zweigniederlassungen in Lettlarxl be¬ 
ziehungsweise in der Gemeinschaft; 

e) ist »Geschäftstätigkeit“ die Ausübung von Erwerbstätigkerten; 

Q umfassen .Erwerbstätigkeiten* grundsätzlich gewerbliche, 

kaufmännische, freiberufliche und handwerkliche Tätigkeiten; 

g) ist »Staatsangehöriger der Gemeinschaft“ beziehungsweise 
»Staatsangehöriger Lettlands“ eine natürliche Person, d« die 
Staatsangehörigkeit eines der Mitgliedstaaten beziehungs¬ 
weise Lettlands besitzt. 

h) Hinsichtlich des internationalen Seeverkehrs, einschließlich 
intermodaler Transporte, bei denen ein Teil der Strecke auf 
See zurückgelegt wird, gelten die Kapitel II und III auch für 
Staatsangehörige der Mitgliedstaaten beziehungsweise Lett¬ 
lands, die außerhalb der Goneinschaff beziehungsweise Lett¬ 
lands niedergelassen sind, und für SchiffahrtsgeseHschaften, 
die außerhalb der Gemeinschaft beziehungsweise Letbarrds 
niedergelassen sind und von Staatsangehörigen eines Mit¬ 
gliedstaats beziehungsweise Lettlands kontrolliert werden, 
sofern ihre Schiffe in diesem Mitgliedstaat beziehungsweise 
in Lettland gemäß den dort geltenden Rechtsvorschriften 
registriert sind. 
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Artikel 47 

(1) Vorbehaltlich des Artikels 44 und mit Ausnahme der in 
Anhang XVI aufgeführten Finanzdienstleistungen kann iede Ver¬ 
tragspartei die Niedertassurrg urxf die GesctAftsUitigkeit von 
Gesellschaften und Staatsartgehörigen in ihrem Gebiet reglemen¬ 
tieren, soweit diese Regelungen die Gesellschaften und Staats¬ 
angehörigen der anderen Vertragspartei gegenüber ihren ägerten 
Gr^lschaften ur>d Staatsangehisrigen nicht bettachteiligen. 

. (2) Hinsichtlich der Rnartzdienstleistungen wird eirte Vertrags¬ 
partei urtgeachtet etwaiger sortstiger Bestimmungen dieses 
Abkontmens nidtt daran gehindert, aus Gtüttden der Aufeitihts- 
pflicht MaBn^men einschlieBlich MaSrtahmen zum Schutz von 
Investoren. Einlegem. Versicherungsttehmem oder Persotten, 
denen gegenüber ein Erbringer von Firtanzdienstleistungen treu¬ 
händerische Verpflichtuttgen hat, oder zur Sicherung der Inte¬ 
grität und Stabilität seines Fktanzsystems zu treffen. Solche 
MaBnahmen dürfen rticht als Mittel zur Umgehurtg der Verpflich¬ 
tungen der Vertragspartei aufgruttd dieses Abkommetts bertutzt 
werden. 

(3) Dieses Abkommen ist nicht so auszulegen, als verpflichte es 
eirte Vertragspartei zur Offeniegurtg von Angaben Ober die 
Geschäftstätigkeit und von Konten eirtzelner Kurvten o(^ sortsti¬ 
ger vertraulicher oder schutzbedürftiger Irtformatiorten, die sich 
kn Besitz öfferttlicher Stellen befirtden. 


Artikel 48 

(1) Die Artikel 44 urtd 47 schlieBen nicht aus, daB eirte Vertrags¬ 
partei für die Niederlassurtg und Geschäftstätigkeit von Zweig¬ 
niederlassungen von Gesellschaften der artderen Vertragspartei, 
die im G^tiet der ersten Vertragspartei nicht registriert sirtd, eine 
Sortderregelurtg anwendet, die wegen rechtlicher oder techni¬ 
scher Unterschiede zwischen derartigen Zweigniederlassurtgen 
urtd den Zweigniederlassurtgen der bi Ihrem Gebiet registrierten 
Gesellschaften rxier, im Falle der Fbianzdienstleisturtgen, aus 
auf^htsrechtlichen Gründen gerechtfertigt ist 

(2) Diese unterschiedliche Behandlung geht nicht über das 
unbedingt notwendige Maß hinaus, wie es sich aus derartigen 
rechtlichen oder technischen Unterschieden oder, brt Falle der 
Finanzdienstleistungen, aus aufsichtsrechtlichen Gründen ergibt. 


Artikel 49 

(1) Eine im Gebiet Lettlands niedergelassene „Gesellschaft der 
Gemeinschaft“ beziehungsweise eine hn Gebiet der Gemein¬ 
schaft niedergelassene „Gesellschaft Lettlands“ ist berechtigt, btt 
Ebtklang mit den geltenden Rechtsvorschriften des Aufnahme¬ 
landes bn Gebiet Lettlands beziehungsweise der Gemebischaft 
Personal zu beschäftigen oder von ihren'Tochtergesellschaften 
oder Zweigniederlassurtgen beschäftigen zu lassen, das die 
Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaats der Gemebischaft 
beziehungsweise Lettlands besitzt, sofern es sich dabei um in 
Schlüsselpositionen beschäftigtes Personal bn Sinne des Absat¬ 
zes 2 handelt und es ausschlieBlich von Gesellschaften, Tochter¬ 
gesellschaften oder Zweigniedertassungen beschäftigt wird. 

Die Aufenthalts- und Arbeitseriaubnisse für dieses Personal 
gelten nur für den jeweiligen Beschäftigungszeitraum. 

(2) In Schlüsselpositiorten beschäftigtes Personal der oben¬ 
genannten Gesellschaften Om folgenden „Organisationen“ ge¬ 
nannt) ist „gesellschaftsintem versetztes Personal“ im Sinne des 
Buchstaben c, das zu nachstehenden Kategorien gehört, sofern 
die Organisation eine juristische Person ist und die betreffenden 
Personen mindestens in dem der Versetzung vorausgehenden 
Jahr von ihr beschäftigt worden sirtd oder an ihr beteiligt gewesen 
sind (ohne die Mehrheitsbeteiligung zu besitzen): 

a) Führungskräfte einer Organisation, die bi erster Unie die 
Niederlassung leiten und allgemeine Weisungen hauptsäch¬ 
lich vom Vorstand oder den Aktionären beziehungsweise 
gleichgestellten Personen erhalten; zu ihren Kompetenzen 
gehören: 

- die Leitung der Niederlassung oder einer Abteilung oder 
Unterabteilung der Niederlassung; 


- die Überwachung und Kontrolle der Arbeit des anderen 
aufsichtsführenden Personals und der anderen Fach- und 
Verwaltungskräfte; 

- die persönliche Befugnis zur Einstetlung und Entlassung 
oder zur Empfehiurtg der Ebtsteflung urtd Entlassung oder 
sonstiger PÖsonalentscheidurtgen; 

b) Personal ebter Organisation unit ungewöhnlichen Kenntnis¬ 
sen, die für Betrieb. ForschurtgsausrOstung, Verfahren oder 
Verwaltung der Niederlassung notwerKüg sbtd. Bei der 
Bewertung dieser Kenntnisse kann neben besonderen Kennt¬ 
nissen bezüglich der Niederlassung eine hohe Qualifikation 
für bestimmte Arbeiten oder Aufgaben, die spezifische techni¬ 
sche Kenntnisse erfordern, sowie die Zugehörigkeit zu ebtem 
zuiassungspfHchtigen Beruf berücksichtigt werden; 

c) das „gesellschaftsintem versetzte PersonaT umfaßt die 
natOrfk^ten Personen, die von ebter Organisation bn Gebiet 
der einen Vertragspartei beschäftigt und zur Ausübung von 
Erwerbstätigkeiten vorübergehend bl das Gebiet der anderen 
Vertragspartei versetzt werden; die betreffende Organisation 
muB ihre Hauptniederlassung bn Gebiet der ebten Vertrags¬ 
partei haben, und die Versetzung muß bt eine Niederlassung 
(Zweigniederlassung, Tochtergesellschaft) dieser Organisa¬ 
tion erfolgen, die bn Gebiet der anderen Vertragspartei 
tatsächbch gleichartige Erwerbstätigkeiten ausObt 

(3) Die Einreise von Staatsangehörigen Lettlands beziehungs¬ 
weise der Gemeinschaft in das Gebiet der Gemeinschaft be¬ 
ziehungsweise Lettlands und deren vorübergeltender Aufenthalt 
bt diesem Gebiet wbd gestattet, sofern es sich um Vertreter 
von Gesellschaften handelt, die FOhrungskräfte im Sinne von 
Absatz 2 Buchstabe a sind und für die Errichtung einer Tochter¬ 
gesellschaft oder Zweigniederlassung einer Gesellschaft Lett¬ 
lands beziehungsweise die Errichtung einer Tochtergesellschaft 
oder Zweigniederlassung einer Gesellschaft der Gemeinschaft bt 
einem Mitgliedstaat der Gemebtschaft beziehungsweise bi Lett¬ 
land zuständig sind, und sofern: 

- diese Führungskräfte nh:ht im Direktverkauf beschäftigt sind 
oder Dienstleistungen erbringen und 

- die Gesellschaft ihre Hauptniederlassung außerhalb der 
Gemeinschaft beziehungsweise Lettlands hat und in dem 
betreffenden Mitgliedstaat der Gemeinschaft beziehungs¬ 
weise in Lettland keine weiteren Vertreter, Büros, Zweignie¬ 
derlassungen oderTochtergesellschaften hat. 


Artikel 50 

Um Staatsangehörigen der Gemeinschaft und Staatsangehöri¬ 
gen Lettlands die Aufnahme und Ausübung reglementierter 
Berufstätigkeiten in Lettland beziehungsweise der Gemeinschaft 
zu erleichtem, prüft der Assoziationsrat, welche Schritte zur 
gegenseitigen Anerkennung der Befähigungsnachweise erforder¬ 
lich sind. Er kann zu diesem Zweck alle zweckdienlichen Maßnah¬ 
men ergreifert, 

Artikel 51 

Während der bt Artikel 3 genannten Übergangszeit kann Lett¬ 
land Maßnahmen einführen, die von den Bestimmungen dieses 
Kapiteis über die Niederlassung von Gesellschaften urtd Staats¬ 
angehörigen der Gemeinschaft abweichen, wenn bestimmte 
Industrien 

- eine Umstrukturierung durchführen oder 

- ernsten Schwierigkeiten gegenOberstehen, die insbesondere 
schwerwiegende soziale Probleme in Lettland hervorrufen, 
oder 

- einen Verlust oder ebten drastischen Rückgang des gesamten 
Meuktanteils der Gesellschaften oder Staatsangehörigen Lett¬ 
lands in einem bestimmten Wirtschafts- oder Industriezweig 
in Lettland erfahren oder 

- sich in Lettland erst im Aufbau befirtden. 

Derartige Maßnahmen 

- treten spätestens bei Ablauf der in Artikel 3 genannten Über¬ 
gangszeit außer Kraft und 
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- müssen vertretbar und notwendig sein, um Abhilfe zu schaf¬ 
fen, und 

- dürfen nur die Niederlassungen betreffen, die in Lettland nach 
dem Inkrafttreten derartiger MaBnahmen gegrOndet werden 
sollen, und dürfen keine Benachteiligung der Geschäftstätig¬ 
keit der Gesellschaften oder Staatsangehörigen der Gemein¬ 
schaft, die bei der Einführung einer bestimmten Ms^rtahme 
bereits in Lettland niedergelassen waren, gegenüber den 
Gesellschaften oder Staatsangehörigen Lettlands bewirken. 

Bei der VerfOgurtg und Durchführung derartiger MaBr^men 
gewährt Lettland, soweit möglich, den Gesellschaften und 
Staatsangehörigen der Gemeinschaft eine Präferenzbehandlung, 
in keinem Fall aber eine weniger günstige Behandlung als den 
Gesellschaften oder Staatsangehörigen eines Drittstaates. 

Vor der Einführung solcher MaBnahmen konsultiert Lettland den 
Assoziationsrat; es setzt sie frühestens einen Monat nach der Mit¬ 
teilung der von Lettland geplanten konkreten MaBnahmen an den 
Assoziationsrat in Kraft, es sei denn, daB ein nicht wiedergutzu¬ 
machender Schaden droht, der SofortmaBrtahmen erforderlich 
macht In diesem Fall konsultiert Lettland den Assoziationsrat 
unverzügnch riach deren Einführung. 

Nach Ablauf der in Artikel 3 genannten Übergangszeit kann Lett¬ 
land derartige MaBnahmen nur mit Zustimmung des Assoziati¬ 
onsrates uruf unter den von diesem festgelegten Bedingungen 
einführen. 


Kapitel lli 

Dienstleistungsverkehr 


Artikel 52 

(1) Die Vertragsparteien verpflichten sich, im Einklang mit den 
nachstehenden B^timmungen die erfordertichen MaBnahmen zu 
treffen, um schrittweise die Erbringung von Dienstleistung^ 
durch Gesellschaften oder Staatsangehörige der Gemeinschaft 
oder Lettlands zu erlauben, die in einer anderen Vertragspartei als 
derjenigen des Leistungsempfängers niedergelassen sind. 

(2) Im Einklang mit der in Absatz 1 genannten Liberalisierung 
und vorbehaltlich des Artikels 56 gestatten die Vertragsparteien 
die vorübergehende Einreise der natürlichen Personen, die die 
Dienstleistung erbringen oder von dem Leistungserbringer als 
Personal in Schlüsselpositionen im Sinne des Artikels 49 Absatz 2 
beschäftigt werden; dazu gehören auch natürliche Personen, die 
Vertreter von G^ellschaften oder Staatsangehörigen der 
Gemeinschaft oder Lettlands sind und um vorübergehende Ein¬ 
reise zwecks Aushartdlurrg oder Abschluß von Dienstleistun^- 
aufträgen für diesen Leistungserbringer ersuchen, sof^ diese 
Vertreter nicht im Direktverkauf beschäftigt sind oder selbst 
Dienstleistungen erbringen. 

(3) Spätestens acht Jahre nach Inkrafttreten dieses Abkom¬ 
mens ergreift der Assoziationsrat die für die schrittweise Umset¬ 
zung von Absatz 1 erforderlichen Maßnahmen. Die Fortschritte 
der Vertragsparteien bei der Angleichung ihrer Rechtsvorschrif¬ 
ten werden berücksichtigt. 


Artikel 53 

(1) Die Vertragsparteien ergreifen keine Maßnahmen, die die 
Bedingungen für die Erbringung von Dienstleistungen durch 
Gesellschaften oder Staatsangehörige der Gemeinschaft oder 
Lettlands, die in einer anderen Vertragspartei als derjenigen des 
Leistungsempfängers niedergelassen sind, im Vergleich zum 
Tage vor Inkrafttreten dieses Abkommens erheblich einst^trän- 
kender gestalten. 

(2) Ist eine Vertragspartei der ÄnsichL daß die von der anderen 
Vertragspartei seit Unterzeichnung dieses Abkommens einge¬ 
führten Maßnahmen eine Situation zur Folge haben, die hinsicht¬ 
lich der Erbringung von Dienstleistungen erheblich einschränken¬ 
der ist, als sie bei Unterzeichnung des Abkommens war, so kann 
diese erste Vertragspartei die andere Vertragspartei um Auf¬ 
nahme von Konsultationen ersuchen. 


Artikel 54 

(1) Hinsichtlich des intemationalen Seeverkehrs verpflichten 
sich die Vertragsparteien, den Grurtdsatz des ungehinderten 
Zugangs zum Markt und zum Verkehr auf kaufntärtnischer Basis 
wirksam anzuwenden. 

a) Die vorsteheixie Bestimmung berührt nicht die Rechte und 
Pflichten aus dem Vertialtchskodex der Vereinten Nationen 
für Unienkonferenzen, wie er für die eine oder die andere Ver¬ 
tragspartei dieses Abkommens anwendbar ist Nichtkonfe¬ 
renz-Reedereien dürfen mit einer Konferenz-Reederei im 
Wettbewerb stehen, sofern sie den Grundsatz des lauteren 
Wettbewerbs auf kaufmännischer Basis beachten. 

b) Die Vertragsparteien bekräftigen ihr Eintreten für den freien 
Wettbewerb als einen wesentlichen Faktor des Verkehrs mit 
trockenen und flüssigen Massengütern. 

(2) Gemäß den Grurrdsätzen des Absatzes 1 

a) wenden die Vertragsparteien ab Inkrafttreten dieses Abkom¬ 
mens Ladungsanteilvereinbarurrgen in bilateralen Abkommen 
zwischen Mitgliedstaaten der Genreinschaft und der ehemali¬ 
gen Sowjetunion nicht mehr an; 

b) dürfen die Vertragsparteien in künftige bilaterale Abkommen 
mit Drittiärtdem keine Ladurrgsanteilvereinbanjngen aufneh¬ 
men, wenn nicht der außergewöhnliche Umstarrd gegeben 
ist, daß Unienreedereien der eirten oder der anderen Vertrags- 
prartei dieses Abkommens sonst keinen tatsächlichen Zugang 
zum Verkehr von und nach dem betreffenden Drittland hätten; 

c) untersagen die Vertragsparteien Ladungsanteilvereinbarun¬ 
gen in künftigen bilateralen Abkomrrren betrefferrd den Ver¬ 
kehr mit trockerren und flüssigen Massengütern; 

d) heben die Vertragsparteien bei Inkrafttreten dieses Abkom¬ 
mens alle einseitigen MaBnahmen sowie alle administrativen, 
technischen und sonstigen Hemmnisse auf, die Beschrän¬ 
kungen oder Diskriminierungen hinsichtlich der Dienstleistungs- 
freiheH im intemationalen Seeverkehr bewirken könnten. 

Jede Vertragspartei gewährt den von Staatsangehörigen oder 
Gesellschaften der anderen Vertragspartei betriebenen Schiffen 
unter anderem hinsichtlich des Zugangs zu den für den Internate 
nalen Handel geöffneten Häfen, der Benutzung der Infrastrulcj' 
dieser Häfen und der Inanspruchnahme der dort angeboterren 
Hitfsdienstleistungen sowie der diesbezüglichen Gebühren inö 
sonstigen Abgaben, der Zollerieichterungen, der Zuweisung vcn 
Liegeplätzen sowie von Lade- urtd Löscheinrichtungen ei'« 
Behandlung, die nicht weniger günstig ist als die den eigener, 
Schiffen gewährte Behandlung. 

(3) Die Staatsangehörigen und Gesellschaften der Gemeiv 
schaft einerseits und die Staatsangehörigen und Gesellschaften 
Lettlands andererseits, die internationale Seeverkehrsdienst¬ 
leistungen erbringen, dürfen internationale FluB-See-Verkehrs- 
dienstleistungen auf den Binrtenwasserstraßen Lettlands bezie¬ 
hungsweise der Gemeinschaft erbringen. 

(4) Um die Durchfuhr von Waren durch das Gebiet der Ver¬ 
tragsparteien zu gewährleisten, verpflichten sich diese, so bald 
wie möglich und spätestens bis Ende 1999 ein Transitabkommen 
für den intermodalen Verkehr durch das Gebiet der jeweils arröe- 
ren Vertragsp>airtei zu schließen. 

(5) Zur Sicherstellung einer koordinieren Entwicklung und 
schrittweisen Liberalisierung des Verkehrs zwischen den Ve-- 
tragsprarteien, die ihren wirtschaftlichen Bedürfnissen entspric^*- 
werdWi die Bedingungen für den gegenseitigen Marktzugang urc 
die Erbringung von Dienstleistungen im Straßen-, Schienen- und 
Binnenschiffsverkehr und gegebenenfalls im Luftverkehr, sowe* 
angebracht, in Sonderabkommen behandelt, die von den Ver- 
tragspjarteien nach Inkrafttreten dieses Abkommens ausgehav 
delt werden. 

(6) Vor Abschluß der Abkommen gemäß Absatz 5 ergreifen de 
Vertragspiarteien keine Maßnahmen, die im Vergleich zum Tao§ 
vor Inkrafttreten dieses Abkommens einschränkender oder d:s- 
kriminiererKler sind. 

(7) Während der Übergangszeit gleicht Lettland schrittwe;&= 
seine Rechtsvorschriften einschließlich der administrativen, tecr- 
nischen und sonstigen Bestimmungen an die jeweils geltenoer 
Rechtsvorschriften der Gemeinschaft im Straßen-, Schiene'- 
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Binnenschiffs- und Luftverkehr insoweit an, als dies der Liberali¬ 
sierung und dem gegenseitigen Meuktzugang der Vertragspar¬ 
teien dienlich ist und den Personen- und Güterverkehr erleichtert. 

(8) Parallel zu den gemeinsamen Fortschritten bei der Verwirk¬ 
lichung der Ziele dieses Kapitels prüft der Assoziationsrat, wie die 
notwendigen Voraussetzungen für die Verbesserung der Oienst- 
leistungsfreiheit im Straßen-, Schienen-, Binnenschiffs- und Luft¬ 
verkehr geschaffen werden können. 


Kapitel IV 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel SS 

(1) Dieser Titel gilt vorbehaltlich der Beschrdnkurtgen, die aus 
Gründen der öffentlichen Ordnung, Stcherhert oder G^ndheit 
gerechtfertigt sind. 

(2) Dieser Trtel gilt nicht für Tätigkeiten, die im Gebiet eirter Ver¬ 
tragspartei dauernd oder zeitweise mit öer Ausübung hoheitlicher 
Befugnisse verbunden sItkI. 

Artikel S6 

Für die Zwecke dieses Titels werden die Vertragspart^en 
durch keine Bestimmung dieses Abkommens daran gehirKfert, 
ihre Rechts- und Verwaltungsvorschriften über Einreise und Auf¬ 
enthalt, Beschäftigung, Beschäftigungsbedingungen, Nieder¬ 
lassung von natürlichen Personen und Erbringung von Dienst¬ 
leistungen anzuwenden, sofern sie dies nicht in einer Weise tun, 
durch die die Vorteile, die einer Vertragspartei aus einer Bestim¬ 
mung dieses Abkommens erwachsen, zunichte gemacht oder 
verringert werden. 

Artikel 57 

Die Kapitel II, tll und IV dieses Titels ^en auch für Gesell¬ 
schaften. die sich im ausschließlichen Miteigentum von Gesell¬ 
schaften oder Staatsangehörigen Lettlands und Gesellschaften 
oder Staatsangehörigen der Gemeinschaft befinden und von 
ihnen gemeinsam kontrolliert werden. 

Artikel 58 

(1) Die gemäß diesem Titel gewährte Meistbegünstigung gilt 
nicht für die Steuervorteile, die die Vertragsparteien aufgrund von 
Doppelbesteuerungsabkommen oder sonstigen steuerrechtlich^ 
Re^ur>gen gewähren oder gewähren werden. 

(2) Dieser Titel ist nicht so auszulegen, als hindere er die Ver¬ 
tragsparteien daran, gemäß den steuerrechtiichen Bestimmun¬ 
gen der Doppelbesteuerungsabkommen und sonstiger steuer¬ 
rechtlicher Regelungen odw des internen Steuerrechts Maß¬ 
nahmen zu ergreifen oder durchzusetzen, durch die die Steuer¬ 
umgehung oder -hinterziehung verhindert werden soll. 

(3) Dieser Titel ist nicht so auszulegen, als hindere er die Mit¬ 
gliedstaaten oder Lettland daran, bei der Anwendung ihrer Steu¬ 
ervorschriften die Steuerpflichtigen unterschiedlich zu behan¬ 
deln, die sich insbesondere hinsichtlich ihres Wohnsitzes nicht in 
einer gleichartigen Situation befinden. 

Artikel 59 

Die Bestimmungen dieses Titels werden von den Vertragspar¬ 
teien schrittweise angepaßt. Bei diesbezüglichen Empfehlungen 
berücksichtigt der Assoziationsrat die Verpflichtungen der Ver¬ 
tragsparteien im Rahmen des Allgemeinen Abkommens Ober den 
HarnJel mit Dienstleistungen (GATS), insbesondere des Artikels V. 

Artikel 60 

Dieses Abkommen schließt nicht aus, deiß jede Vertragspsulei 
alle notwendigen Maßnahmen ergreift, um zu verhindern, daß ihre 
Maßnahmen betreffend den Zugang von Drittländern zu ihrem 
Markt mit Hilfe dieses Abkommens umgangen werden. 


Titel V 

Zahlungen, Kapitalverkehr, Wettbewerb 
und sonstige wirtschaftliche Bestimmungen, 
Angleichung der Rechtsvorschriften 

Kapitell 

Laufende Zahlungen urtd Kapitalverkehr 

Artikel 61 

Die Vertragsparteien verpflichten sich, gemäß Artikel Vlil des 
Übereinkommens Ober den Internationalen Währungsfonds alle 
Leistungsbilanzzahlungen urtd -transfers zwischen Gebiets¬ 
ansässigen der Gemeinschaft und Lettlands in frei konvertier¬ 
barer Währung zu genehmigen. 

Artikel 62 

(1) Hinsichtlich der Kapitalbilanztransaktionen gewährleisten 
die MitgUedstaaten beziehungsweise Lettlartd vom Inkrafttreten 
dieses Abkommens an den freien Kapitalverkehr im Zusammer>- 
hang mit Direktinvestitionen in Gesellschaften, die gemäß den 
Rechtsvorschriften des Aufnahmelandes gegründet wurden, 
und Investitionen, die gemäß den Bestimmurtgen des Titels IV 
Kapitel II getätigt vi«rden, sowie die Liquidation oder Repatri¬ 
ierung dieser Investitionen und etwaiger Gewinrte. 

Unbeschadet des Artikels 44 letzter Absatz wird vom Inkrafttreten 
dieses Abkommeris an der vollstärxfig freie Kapitalverkehr im 
Zusammenhang mit der Niederlassung und der Geschäftstätig¬ 
keit von Personen, die eirte selbstäridige Tätigkeit ausüben, 
einschließlich der Liquidation und Repatriierung der entsprechen¬ 
den Investitionen, gewährleistet. 

(2) Hinsichtlich der Kapitalbilanztransaktiorren gewährleisten 
die Mitgliedstaaten beziehungsweise Lettland vom Inkrafttreten 
dieses Abkommens an den freien Kapitalverkehr im Zusammen¬ 
hang mit Portfolio-Investitionen. Dies gilt auch für den freien Kapi¬ 
talverkehr im Zusammenhang mit Krediten für Geschäftstrans¬ 
aktionen oder die Erbringung von Dienstleistungen, an denen en 
Gebietsansässiger einer der VertragsF>arteien beteiligt ist, sov.'ie 
für Finanzkredite. 

(3) Unbeschadet des Absatzes 1 führen die Mitgliedstaaten 
und Lettland keine neuen Beschränkungen des Kapitalverkeh-s 
und der damit zusammenhängenden laufenden Zahlungen 
zwischen Gebietsansässigen der Gemeinschaft und Lettlancs 
ein und gestalten die bestehenden Regelungen nicht einschrän¬ 
kender. 

(4) Die Vertragsparteien nehmen Konsultatiorren auf, um zu' 
Erreichung der Ziele dieses Abkommens den Kapitalverkeh' 
zwischen der Gemeinschaft urxd Lettland zu erieichtem. 

Artikel 63 

(1) Die Vertragsparteien treffen Maßnahmen, um die erforder¬ 
lichen Voraussetzungen für die weitere schrittweise Übernahme 
der Rechtsvorschriften der Gemeinschaft über den freien Kapita- 
verkehr zu schaffen. 

(2) Der Assoziationsrat prüft Mittel und Wege für die volle Übe'- 
nahme der Rechtsvorschriften der Gemeinschaft über den Kap - 
talverkehr. 


Kapitel II 
Wettbewerb und 

sonstige wirtschaftliche Bestimmungen 
Artikel 64 

(1) Soweit sie geeignet sind, den Harxlel zwischen der Gemeir:- 
schaft und Lettland zu beeinträchtigen, sind mit dem ordnungs¬ 
gemäßen Funktionieren dieses Abkommens unvereinban 

i) alle Vereinbarungen zwischen Unternehmen, Beschlüsse vcr 
Untemehmensvereinigungen und aufeinander abgestimrrr.s 
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Verhaltensweisen, -die eine Verhinderung, Einschränkung 
oder Verfälschung des Wettbewerbs bezwecken oder be¬ 
wirken; 

ii) die mißbräuchliche Ausnutzung einer beherrscftenden Stel¬ 
lung im Gebiet der Gemeinschaft oder Lettlands oder auf 
einem wesentlichen Teil desselben durch ein oder mehrere 
Unternehmen; 

iiO staatliche Beihilfen gleich welcher Art. die durch die Begünsti¬ 
gung bestimmter Unternehmen oder Produktionszweige den 
Wettbewerb verfälschen oder zu'verfälschen drohen. 

(2) Alle Verhaltensweisen, die im Gegensatz zu diesem Artikel 
stehen, werden nach den Kriterien beurteilt die sich aus den Arti¬ 
keln 85,86 und 92 des Vertrags zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft beziehungsweise im Falle der EGKS-Erzeugnisse 
aus den entsprechenden Bestimmungen des EGKS-Vertiags 
einschlieBlich des Sekundärrechts ergeben. 

P) Der Assoziationsrat erläßt bis zum 31. Dezember 1997 
durch Beschluß die erforderlichen DurchführungsbestimmLsrgen 
zu den Absätzen 1 und 2. 

Bis zum Erlaß dieser Bestimmungen finden die Bestimmungen 
des Übereinkommens zur Auslegung urrd Anwertdung der Arti¬ 
kel VI, XVI urtd XXIII des GATT als DurcMQhrurtgsbestimmungen 
zu Absatz 1 Ziffer iü und zu den sich darauf beziehenden Teäen 
von Absatz 2 Anwendung. 

(4) a) Für die Zwecke des Absatzes 1 Ziffer iü erkenrten die 

Vertragsparteien an, daß bis zum 31. Dezember 1999 
alle von Lettland gewährten staatlichen Beihilfen imter 
Berücksichtigung der Tatsache beurteilt werden, daß 
Lettland den Gebieten der Gerrteinschaft nach Artikel ^ 
Absatc 3 Buchstabe a des Vertrags zur Grürtdurtg der 
Europäischen Gemeirtschaft gleichgestellt wird. Oer 
Assoziationsrat beschließt unter Berücksichtigung der 
wirtschaftlichen Lage Lettlands, ob dieser Zeitraum um 
weitere Fünf jahreszeiträume zu verlängern ist 

b) Die Vertragsparteien sorgen für die Transparenz der 
staatlichen Beihilfen, indem sie unter anderem der 
anderen Vertragspartei Jährlich Bericht erstatten Ober 
den Gesamtbetrag ur»d die Verteilung der Beihilfen und 
auf Antrag Auskunft Ober die Beihitfensysteme erteilen. 
Auf Antrag einer Vertragspartei erteilt die andere Ver¬ 
tragspartei Auskunft über bestimmte Einzelfälle staat¬ 
licher Beihilfen. 

(5) Hirwichtlich der in Titel Ui Kapitel II und III genannten Waren 

- findet Absatz 1 Ziffer iü keine Anwendung; 

- werden alle Verhaltensweisen, die im Gegensatz zu Absatz 1 
Ziffer i stehen, nach den Kriterien beurteiit, die die Gemeirv 
schaft auf der GrufKlIage der Artikel 42 urrd 43 des Vertrags 
zur Grürxlung der Europäischen Gemeinschaft aufgesteitt haL 
insbesondere nach den Kriterien der Verordnung Nr. 26/1962 
desFtates. 

(6) Wenn die Gemeinschaft oder Lettland der Auffassung ist, 
daß eine bestimmte Verhaltensweise mit /Absatz 1 unvereinbar ist 
und 

- in den in Absatz 3 genannten Durchführungsbestimmungen 
nicht in angemessener Weise geregelt isL und 

- wenn bei Fehlen derartiger Regeln diese Verhaltensweise den 
Interessen der anderen Vertragspartei oder einem inländi¬ 
schen Wirtschaftszweig einschli^lich des Dienstleistungs¬ 
gewerbes eine bedeutende Schädigung verursacht oder zu 
verursachen droht, 

kann die Gemeinschaft oder Lettland nach Konsultationen im 
Assoziationsrat oder dreißig Arbeitstage nach dem Ersuchen um 
derartige Konsultationen geeignete Maßnahmen treffen. 

Sind diese Verhaltensweisen mit Absatz 1 Ziffer iü) unvereinbar, 
so können derartige geeignete Maßnahmen, soweit sie unter das 
GATT feilen, nur im Einklang mit den Verfahren und unter den 
Bedingungen des GATT oder aller anderen einschlägigen Instru¬ 
mente eingeführt werden, die im Rahmen des GATT ausge- 
handett wurden und zwischen den Vertragsparteien /Viwendung 
finden. 


(7) Unbeschadet aller anderslautenden Bestimmungen, die 
gemäß Absatz 3 erlassen werden, tauschen die Vertragsparteien 
Informationen unter Berücksichtigung der erforderlichen Be¬ 
schränkungen zur Wahrung des Berufs- und Geschäftsgeheim¬ 
nisses aus. 

Artikel 65 

(1) Die Vertragsparteien bemühen sich, kebie restriktiven Maß¬ 
nahmen für Zahlungsbilanzzwecke einschließlich Maßnahmen 
betreffend die Einfuhren einzufOhren. Sollte eine Vertragspartei 
dennoch derartige Maßnahmen einfOhren, so legt sie der anderen 
Vertragspartei so bald wie möglich einen Zeitplan für ihre Auf¬ 
hebung vor. 

(2) Bei bereits eingetretenen oder bei ernstlich droherrden Zah¬ 
lungsbilanzschwierigkeiten eines oder mehrerer Mitgliedstaaten 
oder Letttarxls kann die Gemeinschaft beziehungsweise Lettland 
unter den Voraussetzungen des GATT restriktive Maßnahmen 
einschfleßlich Maßrrahnren betreffend ctie Einfijhren treffen, <tie 
von begretmer Dauer sind urtd nicht über das zur Behebung der 
Zahkingsbiianzschwierigkeiten urtbedirtgt notwendige Maß hin¬ 
ausgehen dürfen. Die Gemeinschaft beziehungsweise Lettland 
unterrichtet die andere Vertragspartei unverzüglich davon. 

P) Etwaige restriktive Maßnahmen gelten nicht für Transfers in 
Verbindung mit Investitionen und kisbesortdere der Repatriierung 
der investierten oder reinvestierten Beträge und aller sonstigen 
sich daraus ergebertden Einrtahmen. 

Artikel 66 

Hinsichtlich der öffentlichen Unternehmen und der Unterneh¬ 
men, denen besondere oder ausschließliche Rechte übertragen 
wurden, sorgt der Assoziatiorrsrat dafür, daß ab dem 1. Januar 
1998 die Grundsätze des Vertrags zur Gründung der Europäi¬ 
schen Genrreinschaft, insbesortdere des Artikels 90, und die rrüß- 
geblichen KSZE-Grurrdsätze, insbesondere die Entscheidungs¬ 
freiheit der Unternehmer, beachtet werden. 


Artikel 67 

(1) Gemäß diesem Artikel urKi Anhang XVII bekräftigen die Ver¬ 
tragsparteien die Bedeutung, die sie dem angemessenen urrd 
wirksamen Schutz und der angemessenen und wirksamen 
Durchsetzung der Rechte an geistigem, gewerblichem und kom¬ 
merziellem Eigentum beimessen. 

P) Lettland wird den Schutz der Rechte an geistigem, gewerb¬ 
lichem und kommerziellem Eigentum weiter verbessern, um am 
Ende der in Artikel 3 genarviten Übergangszeit ein vergleichbares 
Schutzniveau zu bieten, wie es in der Gemeinschaft besteht; dazu 
gehören auch wirksame Mittel zur Durchsetzung dieser Rechte. 

P) Bis zum Ende der in Artikel 3 genannten Cfeergangszeit tritt 
Lettland den in Anhang XVII Absatz 1 au^eführtan multilateralen 
Übereinkürrften Ober die Rechte an geistigem, gewerblichem und 
kommerziellem Eigentum bei, derten die Mitgliedstaaten ange¬ 
hören oder die von ihnm kn Ekiklarig mit den einschlägigen 
Bestimmungen dieser Übereinkommen de facto angewandt 
werden. 

(4)Tteten kn Bereich des geistigen, gewerblichen und kommer- 
zielläi Eigentums Probleme auf, die die HarKlelsbedingungen 
beeinflussen, so finden auf Antrag einer Vertragspartei unverzüg¬ 
lich Konsultationen statt, um für beide Seiten befriedigende 
Lösungen zu finden. 

Artikel 68 

(1) Die Vertragsparteien betrachten die Öffnung des öffent¬ 
lichen Auftragswesens auf der Grundlage von Nichtdiskriminie¬ 
rung und Gegenseitigkeit kisbesorxfere im Kontext des GATT und 
der WTO als ein erstrebenswertes Ziel. 

p) Gesellschaften Lettlands im Sinne von Artikel 46 wird vom 
Inkrafttreten dieses Abkommens an Zugang zu den Vergabever¬ 
fahren in der Gemeinschaft gemäß den Vergabevorschriften der 
Gemeinschaft unter Bedingungen gewährt, die nicht weniger 
günstig sind als die Bedingungen, die Gesellschaften der 
Gemeinschaft gewährt werden. 
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Gesellschaften der Gemeinschaft im Sinne von Artikel 46 wird 
spätestens am Ende der in Artikel 3 genannten Übergangszeit 
Aigang zu den Vergabeverfahren in Lettland unter Bedingungen 
gewährt, die nicht weniger günstig sind als die Bedingungen, die 
Gesellschaften Lettlands gewährt werden. 

Gesellschaften der Gemeinschaft, die gemäß Titel IV Kapitel II 
In Lettlaitd in Fonn von Tochtergesellschaften im Sinne von Arti¬ 
kel 46 und in Formen im Sinrte von Artikel 57 niedergelassen sind, 
haben vom Inkrafttreten dieses Abkommens an Zugang zu den 
Vergabeverfahten unter Bedingungen, die nicht weniger günstig 
sind als die Bedingungen, die Gesellschaften Lettlands gewährt 
werden. Gesellschaften der Gemeirrschaft, die in Lettland in Form 
von Zweigniederlassungen und Agenturen im Sinne von Artikel 46 
niedergelassen sirtd, werden diese Bedingungen spätestens am 
Ende der in Artikel 3 genannten Übergarrgszeit eingeräumL 

Sobald Lettland geeignete Rechtsvorschriften erlassen hat, gilt 
dieser Absatz auch für öffentliche Aufträge, die unter die Richt¬ 
linie 93/38/EWG vom 14. Juli 1933 fallen. 

Der Assoziatiortsrat prüft in regelmaBIgen Zeitabständen, ob Lett¬ 
land vor Ende der Übergangszeit allen Gesellschaften der 
Gemeinschaft Zugang zu den Vergabeverfahten in Lettland 
gewähren kann. 

(3) Für Niederlassung, Geschäftstätigkeit, Erbringung von 
Dierrätleistungen zwischen der Gemeinschaft und Lettland sowie 
für die Beschäftigung urtd FreizCgigkeit im Zusammenhang mit 
der Erfüllung öffentlicher Aufträge gelten die Artikel 37 bis 60. 


Kapitel III 

Angleichung der Rechtsvorschriften 
Artikel 69 

Die Vertragsparteien erkennen an, daB die Angleichung der 
bestehenden und künftigen Rechtsvorschriften Lettlands an das 
Gemeinschaftsrecht eine wesentliche Voraussetzung für die wirt¬ 
schaftliche Integration Lettlands in die Gemeinschaft darstellt. 
Lettland wird sich darum bemühen, daß seine Rechtsvorschriften 
schrittweise mit dem Gemeinschaftsrecht vereinbar werden. 

Artikel 70 

Die Angleichung der Rechtsvorschriften betrifft insbesondere 
folgende Bereiche: ZollrechL Gesellschaftsrecht, Bankenrecht, 
Rechnungslegung der Unternehmen und Steuern, geistiges 
Eigentum, Finanzdienstleistungen, Wettbewerbsregeln, Schutz der 
Gesundheit und des Lebens von Menschen, Tieren und Pflanzen, 
Schutz der Arbeitnehmer einschließlich Gesundheit und Sicher- 
heK am Arbeit^atz, Verbraucherschutz, indirekte Steuern, tech¬ 
nische Vorschriften und Normen, Rechts- und Verwaltungs¬ 
vorschriften für den Nukiearbereich, Verkehr, Telekommunika¬ 
tion, Umwelt, öffentliches Auftragswesen, Statistik, Produkt¬ 
haftung, Arbeitsrecht und Gewerberecht. 

Dabei sollten insbesondere in den Bereichen Binnenmarkt Wett¬ 
bewerb, Arbeitnehmer-, Umwett- und Verbraucherschutz rasche 
Fortschritte bei der Rechtsangleichung erzielt werden. 

Artikel 71 

Die Gemeinschaft leistet Lettland technische Hilfe bei der 
Durchführung dieser Maßnahmen; dazu können unter anderem 
gehören: 

- Austausch von Sachverständigen; 

- rechtzeitige Unterrichtung, vor allem Ober die einschlägigen 
Rechtsvorschriften; 

- Veranstaltung von Seminaren; 

- Ausbildungsmaßnahmen; 

- Hilfe bei der Übersetzung der einschlägigen Rechtsvorschrif¬ 
ten; 

- Hilfe bei der Verbesserung der Zollverfahren und Statistiken; 

- Hilfe bei der Ausarbeitung der Rechtsvorschriften im Zusam¬ 
menhang mit der Angleichung des lettischen Rechts an die 
Rechtsvorschriften der Europäischen Union. 


Titel VI 

Wirtschaftliche Zusammenarbeit 


Artikel 72 

(1) Die Gemeinschaft und Lettlartd bauen ihre wirtschaftTiche 
Zusammenarbeit mit dem Ziel äus, zu der Entwicklung Lettlands 
und dessen Wachstumspotential beizutragen. Diese Zusammen¬ 
arbeit soll die bestehenden Wirtschaftsbeziehungen auf einer 
möglichst breiten Grundlage zum Vorteil beider Vertragsparteien 
stärken. 

(2) Politische und sonstige Maßnahmen werden zur Förderung 
der wirtschaftlichen tmd sozialen Entwicklung Lettlands vorberei¬ 
tet und auf dem Grundsatz der la ngfris ti g tragbaren Entwicklung 
aufgebauL Sie sollten ferner sicherstellen, daß die Umweltbelange 
von Anfang an vollauf berücksichtigt werden und den Erfordernis¬ 
sen einer harmonischen Sozialentwicklung Rechnung tragen. 

(3) Zu diesem Zweck sollte sich die Zusammenarbeit vor allem 
auf Politiken utkI Maßnahmen in den Bereichen gewerbliche Wirt¬ 
schaft, Investitionen, Landwirtschaft und Agroindustrie, Ertergie, 
Verkehr, Regionalentwicklung und Fremdenverkehr konzentrieren. 

(4) Besondere Aufmerksamkeit ist Maßnahmen zu widmen, die 
die Zusammenarbeit zwischen den drei baltischen Staaten und 
mit den Ländern Mittel- und Osteuropas sowie mit den anderen 
Ostseeanrainerstaaten im Hinblick auf eine integrierte Entwick¬ 
lung der Region stärken können. 

Artikel 73 

Industrielle Zusammenarbeit 

(1) Mit der Zusammenarb^ soll insbesondere folgerKles ge¬ 
fördert werden: 

- die industrielle Zusammenarbeit zwischen den Wirtschaftsbe¬ 
teiligten der beiden Vertragsparteien, vor allem zur Stärkung 
des Privatsektors in Lettland; 

- die Beteil'rgung der Gemeinschaft an den Anstrengungen Lett¬ 
lands sowohl im öffentlichen als auch im privaten Sektor zur 
Modernisierung und Umstrukturierung seiner Industrie, die 
den Übergang zu einer Marktwirtschaft unter Bedingungen 
bewirken, die den Schutz der Umwelt gewährleisten; 

- die Umstruldurierung einzelner Wirtschaftszweige; 

- die Gründung neuer Unternehmen in potentiellen Wachs¬ 
tumsbereichen, insbesondere Leichtindustrie, Verbrauchsgü¬ 
ter und marktbezogene Dienstleistungen. 

(2) Die Initiativen der industriellen Zusammertarbeit berücksich¬ 
tigen die von Lettland aufgesteltten Prioritäten. Die Maßrtahmen 
sollten vor allem darauf abzielen, geeignete Rahmenbedingungen 
für Unternehmen zu schaffen, die Managementfähigkeiten zu ver¬ 
bessern und die Transparenz der Märkte utkI Bedingungen für 
Unternehmen zu fördern. Soweit angebracht, wird technische 
Hilfe geleisteL 

Artikel 74 

Investitionsförderung und Investitionsschutz 

(1) Die Zusammenarbeit zielt darauf ab, die Rechts- und Ver¬ 
waltungsvorschriften und ein günstiges Klima für die Förderung 
und den Schutz inländischer und ausländischer Privatinvestitio¬ 
nen, die für den Wiederaufbau und die Entwicklung von Wirt¬ 
schaft und Industrie in Lettland wesentlich sind, beizubehaten 
und - falls notwendig - zu verbessern. Die Zusammenarbeit zielt 
ferner darauf ab, Auslandsinvestitionen und die Privatisierung in 
Lettland zu begünstigen und zu fördern. 

(2) Die Schwerpunkte der Zusammenarbeit sirKt folgende: 

- Schaffung eines rechtlichen Rahmens zur Förderung und zum 
Schutz von Investitionen in Lettland; 

- Abschluß von bilateralen Investitionsförderungs- und Investi¬ 
tionsschutzabkommen mit den Mitgliedstaaten, soweit ange¬ 
bracht; 

- weitere Deregulierung sowie Verbesserung der wirtschaft¬ 
lichen Infrastruktur; 
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- Austausch von Informationen über Investitionsmöglichkeiten 
im Rahmen von Handelsmessen, Ausstellungen, HarKlets- 
wochen und anderen Veranstaltungen. 

Oie Hilfe der Gemeinschaft könnte in der Anfangsphase Einrich¬ 
tungen gewährt werden, die inländische investitionen fördern. 

(3) Lettlartd beachtet die Bestimmungen über die handels¬ 
bezogenen Aspekte von InvestitionsmaBnahmen (TRIMs). 

Artikel 75 

Kleine und mittlere Unternehmen 

(1) Die Vertragsparteien arbeiten hin auf die Entwicklung und 
Stärkung der klemen und mittteren Untemehnrren (KMU) und der 
Zusammenarbeit zwischen KMU in der Gemeinschaft und Letttarxl. 

(2) Sie fördern den Austausch von Informationen und Fachwis¬ 
sen in folgerxien Bereichen: 

- Verbesserung, soweit artgemessen, der rechtlichen, admini¬ 
strativen, technischen, steuerlichen urxJ firtaruiellen Voraus¬ 
setzungen für die Grüridung und Efweftenmg von KMU sowie 
für die grenzObergreifende Zusammenarbeit; 

- Bereitstettung der von den KMU bertötigten untemehmerts- 
speziäschen Oiertstleistungen (Ausbildung von Führungs- 
kräften, Rechrtungslegung, Marketing, Qualitatskontrolie usw^ 
sowie Stärkung der Einrichtungen, die derartige Oiensdei- 
stungen erbringen; 

- Herstellung geeigrteter Kontakte zu Entscheidungsträgem in 
der Gemeinschaft über Netze für die Kooperation zwischen 
europäischen Unternehmen (BC-NET), um die Unterrichtung 
der KMU zu verbessern und die ^ertzübergreifende Zusam¬ 
menarbeit zu fördern. 

(3) Oie Zusammenarbeit umfaßt technische Hilfe insbesorxiere 
für die Schaffung einer geeigneten institutioneilen Unterstützung 
für die KMU auf nationaler urxl regiortaler Ebene in den Bereichen 
Rrtaruen, Ausbildung, Beratung, Technologie und Vermarktung. 

Artikel 76 

Agrar- und Industrienormen 
und KonformitätsprOfung 

(1) Oie Vertragsparteien arbeiten insbesondere mit dem Ziel 
zusammen, die Unterschiede im Bereich der Normen, techni¬ 
schen Vorschriften und KonformitätsprOfungsverfahren zu verrin¬ 
gern, gegebenenfalls mit technischer Hilfe der Gemeinschaft. 

(2) Zu diesem Zweck soll durch die Zusammenarbeit folgendes 
angestrebt werden: 

- Förderung der Obemahme der technischen Vorschriften der 
Gemeinschaft und der europäischen Normen und Konfor¬ 
mitätsprüfungsverfahren, wobei es Lettland zur Erreichurtg 
setrter Ziele hirtsichtlich rJer Umweltqualitat freisteht, gegebe¬ 
nenfalls besondere (strengere) Normen zu entwickeln und 
anzuwenden; 

- Abschluß von Abkommen über gegenseitige Anerkenrnrng in 
diesen Bereichen, soweit angebracht; 

- Förderung der aktiven und regelmäßigen Teilnahme Lettlands 
an den Arbeiten von Fachorganisationen (GEN, CENELEC, 
ETSI, EOTC, EUROMET); 

(3) Soweit angebracht, leistet die Gemeinschaft Lettland tech¬ 
nische Hilfe, durch Ausbildungsprogramme für lettische Experten 
in den Bereichen Normung, Metrologie, Zertifizierung und Qua¬ 
litätssicherungssysteme in Europa. 


Artikel 77 

Zusammenarbeit in Wissenschaft und Technik 

(1) Die Vertragsparteien fördern die Zusammenarbeit in der 
Forschung und technischen Entwkddung. Folgenden Maßnahmen 
wird besondere Aufmerksamkeit gewidmet 

- Austausch von kiformationen über die jeweilige Politik im 
Bereich von Wissenschaft und Technik; 

- Veranstaltung gemekrsamer wissenschaftlicHier Treffen (Semi¬ 
nare und Workshops); 


- gemeinsame FuE-Tätigkeiten zur Förderung des wisseiv 
schaftlichen Fortschritts und des Transfers von Technologie 
und Know-how; 

- AusbildungsmaBnahmen und Mobilitätsprogramme für For¬ 
scher und Fachleute beider Seiten; 

- Entwicklung eines die Forschung und die AnwerKlurtg rteuer 
Techniken begünstigenden -Umfelds und angemessener 
Schutz des geistigen Eigentums an Forschungsergebnissen; 

- Teilnahme LettiarKfs an Forschungsprogrammen der Gemein¬ 
schaft im Einklang mit Absatz 3. 

Soweit angebracht, wird technische Hilfe geleistet. 

(2) Der Assoziatkxtsrat legt die geei^ieten Verfahren für die 
Entwicklung der Zusammenarbeit fest 

(3) Die Zusammenarbeit aufgrund des Rahmertprogramms der 
Genieinschaft für Frxschurtg und technische Entwicklurtg wird 
durch besondere Übereinkünfte geregelt, die nach den gesetz¬ 
lichen Verfahren jeder Vertragspartei ausgehandett und geschlos¬ 
sen werden. 

Artikel 78 

Allgemeine und berufliche Bildung 

(1) Die Zusammenarbeit zielt ab auf die harmonische Entwick- 
kirtg der Humanressourcen und die Anhebung des Niveaus der 
allgemeinen Bildung und rier beruflichen Qualifikation in Lettland 
sowohl im öffentlichen als auch im (xivaten Sektor und unter 
Berücksichtigung der Prioritäten Lettlands. Unter der Schirm¬ 
herrschaft der Europäischen Stiftung für Berufsbildung und im 
Rahmen von TEMPUS und Eurofakultät werden institutionelle 
Rahmen und Pläne für die Zusammenarbeit entwickelt. Die Betei¬ 
ligung Lettlands an anderen Gemeinschaftsprogrammen wird in 
diesem Zusammenhang gleichfalls erwogen. 

(2) Die Zusammenarbeit koruentriert sich insbesondere auf fol¬ 
gende Bereiche: 

- Reform der allgemeinen und beruflichen Bildung in Lettland; 

- Erstausbildung, Ausbildung am Arbeitsplatz und Umschu¬ 
lung, einschließlich Ausbildung von Führungskräften im 
öffentlichen und privaten Sektor sowie höherer Beamter, vor 
allem in noch zu bestimmerxlen prioritären Bereichen; 

- Ausbildung von Lehrern am Arbeitsplatz; 

- Zusammenarbeit zwischen Hochschulen, Zusammenarbeit 
zwischen Hochschulen und Unternehmen, Mobilität von Lehr¬ 
kräften, Studenten, Verwaltungspersonal und Jugendlichen; 

- Förderung der Lehrtätigkeit im Bereich der europäischen 
Studien an geeigneten Lehranstalten; 

- gegenseitige Anerkennung von Studiertzeiten und Diplomen; 

- Förderurtg des Sprachunterrichts in Lettland, insbesondere 
für Minderheiten unter der in Lettland lebenden Bevölkerung; 

- Unterrichtung der Gemeinschaftssprachen, Ausbildurtg von 
Übersetzern und Dolmetschem und Förderung der Über¬ 
nahme der Normen und der Termirvjiogie der Gemeinschaft; 

- Entwicklung des Fernunterrichts und neuer Ausbildungs¬ 
techniken; 

- Bereitstellung von Lehrmitteln und Ausrüstung. 

Artikel 79 

Landwirtschaft und Agroindustrie 

(1) Die Zusammenarbeit in diesem Bereich zielt ab auf die 
Modernisierung, die Umstrukturierung und die Privatisierurrg der 
Landwirtschaft, der Binnenfischerei und der Agroirrdustrie sowie 
der Forstwirtschaft Mit dieser Zusammenarbeit werden der 
Schutz und die rrachhaltige Nutzur>g von Naturlandschaften und 
unbelasteten Böden gefördert 

Zu diesem Zweck umfaßt die Zusammenarbeit insbesondere 
folgendes: 

- Entwicklong von privaten landwirtschaftlichen Betrieben und 
Vertriebsnetzen, Lagerungs- und Vermarktungstechniken 
usw.; 
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- Modernisierung der Infrastrukturen im ländlichen Baum (Ver¬ 
kehr, Wasserversorgung, Telekommunikation); 

- Verbesserung der Raumordnung, einschließlich Bebauungs¬ 
und Stadtplanung; 

- Entwicklung von Kriterien für die extensive und interrsive 
Nutzung landwirtschaftlicher Rächen, die Forstwirtschaft 
sowie die Binnenfischerei im Einklang mit den natiortalen und 
regionalen Entwicklungsplänen utkI -progtemmen; 

- Errtwicklung und Förderung einer wirksamen Zusammen¬ 
arbeit im Bereich landwirtschaftlicher Informationssysteme; 

- Steigerung der Produktivität urtd der QusMtät durch geeignete 
Methoden und Produkte; Ausbildungs- urxl Oberwachungs- 
maBr»hmen bei dem Eirtsatz von Umweftschutztechniken im 
Zusammenhang mit Produktionsmitteln: 

- Förderung der &ttwicklung von ökologischem Landbau sowie 
der Verarbeitung und Vermarktung der Erzeugnisse; 

- Förderung der Anwendung der NahrungsmitteltKtrmen der 
Gemeinschaft; 

- Umstrukturierung, Entwicklung, Modernisierung und Dezen¬ 
tralisierung der Nahiungsmittelvetarbeitungsbetriebe und 
ttirer Vermarktungstechniken; 

- Förderung der Komplementarität in der Lartdwirtschaft; 

- Förderung der industriellen Zusammenarbeit in der Landwirt¬ 
schaft und Austausch von Krtow-how, ktsbesondera'zwi- 
schen den Prlvatsektoren der Gemeinschaft urtd LettlaiKte: 

- Entwicklung der Zusammenarbeit kn Bereich der Gesundheit 
von Tieren und Pflanzen mit dem Ziel einer schrittw^sen 
Angleichung an die Gemeinschaftsnormen durch Unterstüt¬ 
zung von Ausbildur>gsmaBnahmen und der Durchführung von 
Kontrollen; 

- Förderung des Informationsaustausches über Agrarpolitik 
und Agrarrecht; 

- Förderung von Joint-ventures, Insbesondere mit dem Ziel der 
Zusammenarbeit auf Drittlandsmärkten. 

(2) Zu diesem Zweck leistet die Gemeinschaft, soweit ange¬ 
bracht, technische HiHe. 

Artikel 80 
Fischerei 

(1) Die Vertragsparteien entwickeln ihre Zusammenarbeit im 

Bereich der Fischerei im Einklang mit dem Abkommen über die 

Fischereibeziehungen zwischen der Europäischen Wirtschafts¬ 
gemeinschaft und der Republik Lettland. 

(2) Oie Zusammenarbeit betrifft insbesondere: 

- die Einführung einer langfristig tragbaren Befischung in den 
Wertnneeren und der Ostsee: 

- die traditionelle Zusammenarbeit kn Fischereisektor; 

- die Notwendigkeit der Einführung von FangkontroNsystemen, 
Fangstatistiken urKi Informationssystemen; 

- die Entwicklung des wissenschaftlichen Potentials für Unter¬ 
suchungen der Fischbestände in der Ostsee, Maßnahmen auf 
Gegenseitigkeitsbasis zur Erhaltung und Erneuerung der 
Fischbestände (insbesondere von Lachs und Kabeljau) sowie 
die Einführung moderner Technologien in diesem Bereich; 

- die schrittweise Modernisierung der litauischen Fischerei¬ 
flotte und Fischverarbeitungsindustrie durch Gründung von 
Joint-ventures; 

- die Gründung von Privatuntemehmen in diesem Bereich und 
die NotwerKligkeit, die Erfahrungen der Gemeinschaft mit 
Vermarktungstechniken zu nutzen; 

- die Entwicklung einer industriellen Zusammenarbeit kn 
Fischereisektor urKj den Austausch von Know-how; 

- die Einführung der EG-Oualitäts- und -Gesurkiheitsnormen 
für die lettische Fischzucht (einschlieBtich Futtermittel): 

- den Informationsaustausch über FischereipKilitik und -recht 
sowie über die Schaffung einer Marktordnung für Fischerei¬ 
erzeugnisse; 

- die Zusammenarbeit in internationalen Fischereiorganisatio¬ 
nen. 


Artikel 81 
Energie 

(1) Unter Beachtung der Grurtdsätze der Marktwirtschaft und 
der Grundsätze des Vertrages über die Europäische Energie¬ 
charta arbeiten die Vertragsparteien kn Hinblick auf die schritt¬ 
weise Integration der Energiemärkte in Europa zusammen. 

^ Die Zusammerrarbeit konzentriert sich insbesondere auf 
folgende Bereiche: 

- Ausformulierung urxf Planuttg der Energiepolitik unter 
Berücksichtigurtg Ihrer langfristigen Aspekte; 

- Verwaltung und Ausbildung im Energtebereich; 

- Förderung von Energieeinsparungen und wirksamer Energie¬ 
nutzung; 

- Entwicklung der Energieressourcen; 

- Verbesserung des Vertriebs wie auch Verbesserung und 
Diversifizierung der Versorgurrg; 

- Umwettauswirkungen der Errergieerzeugung und des Ener¬ 
gieverbrauchs; 

- Kemenergiesektor, insbesorrdere rHjkleare Sicherheit; 

- stärkere öffming des Energiemarktes, eirrschlieBlich der 
Erleichterung des Transltverkahts von Gas und Strom; 

- Strom-urrdGasversorgurrg, auch unter Berücksi^tigung der 
Möglichkeit des Verbunds europäischer Versorgungsnetze; 

- Modernisierung der Erreigieinfiastrukturen; 

- Ausarbeitung der Rahmenbedingungen für die Zusammen¬ 
arbeit zwischen Unternehmen dieses Sektors; 

- Transfer von Technologie und Know-how; 

- Zusammenarbeit im Bereich der Preis- und Steuerpolitik im 
Errerglesektor; 

- regionale Zusammenarbeit der baltischen Staaten kn Errergie- 
sektor, insbesondere als wichtiger Beitrag zur Versorgungs¬ 
sicherheit in der Region. 

P) Soweit angemessen, wird technische Hilfe geleistet. 

Artikel 82 

Nukleare Sicherheit 

(1) Ziel der Zusammenarbeit ist eine Erhöhung der Sicherheit 
beim Einsatz der Kernenergie. 

(2) Die Zusammenarbeit im Nuklearsektor erstreckt sich vor 
allem auf folgende Bereiche: 

- Veibesserurrg der Ausbildung des Personals; 

- Aktualisierung der lettischen Rechts- und Verwalturtgsvor- 
schriften über die nukleare Sicherheit uixl Stärkung der 
Sicherheitsbehörden sowie Erhöhurtg ihrer Mittel; 

- nukleare Sicherheit, Katastrophenschutz und Unfalimanage- 
ment hn Nutdearsektor; 

- Strahlenschutz, einschließlich Überwachung der Strahlen¬ 
belastung der Umwelt; 

- Probleme des Brennstoffzyklus, Sicherung und physischer 
Schutz von Kemmaterialien; 

- Entsorgung radioaktiver Abfälle: 

- Stillegung und Abriß von Kernkraftwerken; 

- Dekontaminierung; . 

Einführung einheitlicher SicherheitsrKxmen zum Schutz der 
Gesundheit des Personals, der Öffentlichkeit und der Umwelt 
sowie Gewährleistung ihrer Anwendung. 

(3) Die Zusanmienarbeit schließt auch einen Infbrmations- und 
Erfahrungsaustausch sowie FuE-Tätigkeiten gemäß den Bestim¬ 
mungen über Wissenschaft und Technik ein. 

(4) Die Vertragsparteien hatten es für erforderlich, sich kn Rah¬ 
men ihrer Jeweiligen Befugnisse und Zuständigkeiten um eine 
Zusammenarbeit zur Bekämpfung des illegalen Handeis mit 
Kemmaterial zu bemühen. Diese Zusammenarbeit sollte den Aus¬ 
tausch von Infonnationen, technische Hilfe bei der Analyse und 
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Identifizierung des Materials sowie administrative und technische 
Hilfe bei der Einrichtung wirksamer Zollkontrollen umfassen. 
Gegebenenfalls können auch weitere Maßnahmen der Zusam¬ 
menarbeit getroffen werden. 

Artikel 83 
Umwelt 

(1) Die Vertragsparteien entwickeln und verstärken ihre Zusam- 
merärbeit zum Schutz der Umwelt und der menschlichen 
Gesundheit. 

(2) Die Zusammenarbeit betrifft insbesondere: 

- die wirksame Überwachung der Verschmutzungsniveaus; 

- die Bekämpfurrg der lokalen, regiortalen und grertzüber- 
greifenden Luft- und Wasserverschmutzung; 

- Energiegewinnung und -verbrauch auf rationelle, rtachhaltige 
urxt saubere Weise; die Sicherheit von Industrieanlagen 
(einschließlich Kernkraftwerke); 

- die Klassifizierung und den unbedenklichen Einsatz von 
Chemikalien; 

- die Wasserqualität, insbesorrdere der grenzüberschreitenden 
Wasserläufe (Schutz der Ostsee vor Verschmutzung durch 
Schiffe, künstliche Inseln, Plattformen und andere Quellen); 

- die Verringerung, das Recycling und die saubere Entsorgurrg 
von Abfällen sowie die Durchführung des Basler Überein¬ 
kommens; 

- die nachhaltige Nutzung nichtemeuerbeirer natürlicher Res¬ 
sourcen; 

- die Auswirkungen der Landwirtschaft auf die Umwelt, die 
Bodenerosion und -Verschmutzung durch Qnsatz von 
Chemikalien in der Landwirtschaft, die Eutrophierung von 
Gewässern; 

- den Schutz der Wälder sowie der Pflanzen-und Tierwelt; 

- die Erhaltung der Artenvielfatt; 

- Schutzgebiete; 

- die Raumordnung, einschließlich der Bebauungs- und Stadt¬ 
planung; 

- die Verbesserung des öffentlichen Verkehrs, insbesondere in 
den Städten; 

- den Einsatz wirtschaftlicher und fiskalischer Instrumente; 

- die Bewirtschaftung der Küstenzonen und die Verhinderung 
der Meeresverschmutzung; 

- die globale Klimaveränderung; 

- die Sanierung verschmutzter Flächen; 

- den Schutz der menschlichen Gesundheit vor umweltbedirrg- 
ten Schäden. 

(3) Die Zusammenarbeit erfolgt insbesondere in folgender 
Form; 

- Austausch von Informationen und Sachverständigen, insbe¬ 
sondere auf dem Gebiet des Transfers saubererTechnologien 
und der sicheren Nutzung umweltfreundlicher Biotechnolo¬ 
gien; 

- Venrraltungsaufbau und Ausbildungsprogramme; 

- Transfer .von Technologie und Know-how; 

- Angleichung der Rechtsvorschriften ((Jemeinschaftsnormen); 

- Zusammenarbeit auf regionaler Ebene (einschließlich der 
Zusammenarbeit zwischen den drei baltischen Staaten und 
im Rahmen der Europäischen Umweltagentur) sowie auf 
internationaler Ebene; 

- Entwicklung von Strategien, insbesondere zu globalen 
Umwelt- und zu Klimafragen; 

- Umwelterziehung und Information über Umweltfragen; 

- Umweltverträglichkeitsstudien. 


Artikel 84 
Verkehr 

(1) Die Vertragsparteien entwickeln urxf verstärken die Zusam- 

merraibeit im Verkehr, um LetUarrd folgendes zu ermöglichen: 

- Umstrukturierung und Modernisierung des Verkehrswesens; 

- Verbesserung des Personen-.urfo Güterverkehrs sowie des 
Zugangs zu den Verkehrsmärkten durch Beseitigung admini¬ 
strativer, technischer und sonstiger Hemmnisse; 

- Erleichterung des TransHverkehts der Gemeinschaft durch 
Lettland auf Straße, Schiene, BinnerrwasserstraSen und im 
kombinierten Verkehr, 

- Erreichung von betrieblichen Standards, die denen in der 
Gerrreinschaft vergleichbar sind. 

(2) Oie Zusammenarbett erstreckt sich insbesondere auf: 

- Programme für die Ausbildung in Wirtschaft, Recht urfo Tech¬ 
nik sowie Ausarbeitung des rechtlichen und institutionellen 
Rahmens für die Entwicklung und Durchführung einer Politik, 
einschneBlich der Privatisierutrg des Verkehrsseklors; 

- technische Hilfe, Beratung und Informationsaustausch (Kon¬ 
ferenzen und Seminare); 

- UnterstOtzimg beim Ausbau der Infrastruktur in Lettland. 

(3) Vorrangige Bereich der Zusammenarbeit sirxl: 

- Bau und Modernisierung von Straßen, Eisenbahnlinien, Bin- 
nerrschiffahrtsstraßen, Häfen und Flughäfen auf arrerkannten 
transeuropäischen Krxridoren urrd wichtigen Strecken von 
gemeinsamem Interesse; 

- Verbesserung der Verkehrsbedingungen, Verkürzung rier 
Wartezeiten und Erleichterurtg des Transitverkehrs an den 
Grenzübergängen auf dem lettischen Abschnitt des auf Kreta 
beschlossenen multimodalen Konidors Nr. 1 auf der Grurrd- 
lage von Normen, die in internationalen Übereinkommen der 
Europäischen Union festgesetzt sind, um die Interoperabilität 
zu gewährleisten; 

- Verwaltung der Eisenbahn, der Fläfen und der Flughäfen, 
einschließlich Zusammenarbeit zwischen den zuständigen 
nationalen Behörden; 

- Raumordnung, einschließlich Bebauungs- und Stadtplanung; 

- Erneuerung der technischen Ausrüstung im Einklang mit den 
Gemeinschaftsnormen, vor allem in den Bereichen kombi¬ 
nierter Verkehr Straße/Schiene, Containerisierung und Güter¬ 
umschlag; 

- Förderung der Entwicklung einer Verkehrsprolitik, die mit der 
Verkehrspolitik in der Gemeinschaft vereinbar ist; 

- Förderung der Küstenschiffahrt als Alternative zum Larxf- 
verkehr und als für den Ostseeraum besorrders geeignete 
Beförderungsart; 

- Förderung gemeinsamer Forschungs- und Entwicklungspro¬ 
gramme; 

- konkrete Projekte der tri- oder multilateralen (Ostseerat) 
regionalen Zusammenarbeit, wie z.B. Via Baltica. 

Artikel 85 

Telekommunikation, Postwesen, Rundfunk und 
Fernsehen 

(1) Die Vertragsparteien bemühen sich um die Erweiterung 

und Verstärkung der Zusammenarbeit in diesem Bereichen. Dazu 

gehören: 

- Informationsaustausch über die Politik in den Bereichen Tele¬ 
kommunikation, Postwesen, Rundfunk und Fernsehen; 

- Schaffong eines stabilen und kohärenten rechtlichen Ftah- 
mens in den Bereichen Telekommunikation, Postwesen, 
Rurrdfunk und Femsehw; 

- Austausch von technischen und sonstigen Informationen 
sowie Veranstaltung von Seminaren, Workshops und Konfe¬ 
renzen für Sachverständige beider Seiten; 

- Ausbildungs- und Beratungstätigkeiten; 

- Technologietransfer; 
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- gemeinsame Ausführung von Projekten durch die zuständi¬ 
gen Einrichtungen beider Seiten; 

- Einführung europäischer Normen und Zertifizierungssysteme; 

- Förderung neuer Kommunikationsmittet, -dienste und -ein- 
richtungen, insbesondere für kommerzielle Anwerbungen. 

(2) Diese Maßnahmen konzentrieren sich auf folgende vor¬ 
rangige Bereiche: 

- Entwicklung und Durchführung einer marktgerechten Politik 
im Bereich der Telekommunikation, des Postwesens, des 
Rurtdfunks und des Fernsehens in Lettland sowie der Rechts¬ 
vorschriften und Verfahren: 

- Modernisierung des lettischen Telekommunikationsnetzes 
urtd seine Ektbeziehung in die europäischen und intematiorta- 
len Netze; 

- Zusammenarbeit mit den europäischen Normenorganisationen; 

- Integration der transeuropäischen Systeme; 

- Rechtsvorschriften im Bereich der Telekommunikation; 

- Verwaltung des Telekommunikationssektors in dem rteuen 
wirtschaftlichen Umfeld Europas: Organisationsstrukturen, 
Strategie und Planung, BeschaRüngsgmndsätze, Preisgestal¬ 
tung kn Sprachtelefondienst; 

- Raumordnung, Bebauungs- und Stadtplanung; 

- Verbesserurtg des Datenrtetzes und Entwicklung von daten¬ 
bankgestützten Informationsdiensten; 

- Modernisierung des lettischen Postwesens, Rundfunks und 
Fernsehens. 

Artikel 88 

Informationsinfrastruktur 

Die Vertragsparteien bemühen sich um die Erweiterung und 
Verstärkung der Zusammertarbeit zur Errichtung einer Globalen 
Informationsinfrastruktur. Die Zusammenarbeit umfaBt folgende 
MaB nahmen; 

- Austausch von Informationen Ober die Politik und die Pro¬ 
gramme für den Aufbau der Informationsinfrastruktur und der 
entsprechenden Dienste; 

- enge Zusammenarbeit zwischen Einrichtungen, die beste¬ 
hende Infonnationsnetze verwalten (wissenschaftliche und/ 
oder staatliche Einrichtungen); 

- Austausch von Informationen über Technologien, Markterfor¬ 
dernisse und andere Bereiche, Veranstaftung von Seminaren, 
Workshops urrd Konferenzen für Fachleute und Unternehmer 
beider S^en; 

- Ausbildungs- und BeratungsmaBnahmen; 

- gemeinsame Durchführung von Projekten; 

- Förderung urrd einvemehmliche Festlegung von Normen, 
Zertifizierungs- und Prüfverfahren; 

- Förderung der Schaffung eines geeigneten rechtlichen Rah¬ 
mens; 

- MaBnahmen zur Förderung des Ausbaus von Informations¬ 
diensten und -infrastrukturen. 

Artikel 87 

Banken, Versicherungen und 
andere Finanzdienstleistungen 

(1) Die Vertragsparteien arbeiten mit dem Ziel zusammen, einen 
geeigneten Rahmen für die Förderung des Bank- und Versiche¬ 
rungswesens und der Finanzdienstleistungen in Lettland zu 
schaffen und zu entwickeln. 

(2) Die Zusammenarbeit konzentriert sich auf: 

- die Verbesserung wirksamer VerMiren für Rechnungslegung 
und Rechnungsprüfung in Lettland unter Anlehnung an inter¬ 
nationale Regeln und die Normen der europäischen Gemein¬ 
schaft; 

- die Stärkung und Umstrukturierung des Banken- und Finanz¬ 
systems: 


- die Verbesserung und Harmonisierung der Aufsichts- und 
Geschäftsregeln für Banken und Finanzdienstleistungen; 

- die Ausarbeitung von terminologischen Glossaren; 

- den Austausrb von Informationen vor allem Ober bestehende 
oder in Vorbereitung befindkche Rechtsvorschriften; 

- die Ausarbeitung und Übersetzung der Rechtsvorschriften 
der Gemeinschaft und Lettlanäs. 

(3) Zu diesem Zweck schließt die Zusammenarbeit auch techni¬ 
sche Hilfe und Ausbildungsmaßrrahmen ein. 

Artikel 88 
Zusammenarbeit 

im Bereich der Rechnungsprüfung 
und der Finanzkontrolle 

(1) Die Vertragsparteien arbeiten mit dem Ziel zusamrrren, in der 
lettischen Verwaltung wirksame Systeme für die Finanzkontrolle 
urrd die Rechnungsprüfung gemäß den üblichen Methoden und 
Verfahren der Gemeinschaft zu entwickeln. 

(2) Die Zusammenarbeit konzentriert sich auf:. 

- den Austausch einschlägiger Informationen über die Rech- 
nungsprüfurrgssysteme; 

- die Vereinheitlichung der Unterlagen für die Rechnungsprü¬ 
fung: 

- Ausbildungsmaßnahmen und Beratertätigkeit 

(3) Zu diesem Zweck leistet die Gemeinschaft, soweit arrge- 
bracht, technische Hilfe. 

Artikel 89 
Währungspolitik 

Auf Antrag der lettischen Behörden leistet die Gemeinschaft 
technische Hilfe, um die MaBnahmen Lettlands zur schrittweisen 
Arrgleichung seiner Politik an die Politik des Europäischen 
Währungssystems zu unterstützen. Auf Antrag Lettlarxls organi¬ 
siert sie einen informellen Informationsaustausch Ober die GrurkJ- 
sätze und die Funktionsweise des Europäischen Währungs¬ 
systems. 

Artikel 90 
Geldwäsche 

(1) Die Vertragsparteien sind sich darin einig, daß energische 
Anstrengungen und eine Zusammenarbeit erforderlich sind, um 
zu verhindern, daß ihre Rnanzsysteme zum Waschen von Erlösen 
aus Straftaten im allgemeinen und aus Drogerrdelikten im beson¬ 
deren mißbraucht werden. 

(2) Die Zusammerrarbeit in diesem Bereich umfaßt AmtshRfe 
und technische Hilfe mit dem Ziel, geeignete Normen zur 
Bekämpfung der Geldwäsche festzulegen, die den von der 
Gemeinschaft und anderen einschlägigen internationalen Gre¬ 
mien, insbesondere der Financial Action Task Force (FATF), fest¬ 
gelegten Normen gleichwertig sind. 

Artikel 91 

Regionalentwicklung 

(1) Die Vertragsparteien verstärken ihre Zusammenarbeit im 
Bereich der Regionalentwicklung und der Raumordnung. 

(2) Zu diesem Zweck können folgende Maßnahmen getroffen 
w«den: 

- Infomnationsaustausch zwischen rrationalen, regionalen urrd 
lokalen Behörden über Fragen der Regional- und Raumord¬ 
nungspolitik und, soweit angebracht Hilfe für Lettland bei der 
Ausarbeitung dieser Politik; 

- gemeinsame Aktion regionaler und lokaler Behörden im 
Bereich der Wirtschaftsentwicklung; 

- Prüfung koordinierter Konzepte für die Entwicklung der inter¬ 
regionalen Zusammenarbeit mit den Ostseegebieten in der 
Gemeinschaft: 
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- gegenseitige Besuche zur Sondierung der Möglichkeiten für 
Zusammenarbeit und Hilfe; 

- Austausch von Beamten und Sachverständigen; 

- technische Hilfe unter besonderer Berücksichtigung der 
Entwicklung benachteiligter Regiorfen; 

- Aufstellung von Programmen für den Irrfonrrations- und Erfah¬ 
rungsaustausch durch verschiedene Methoden eirtschlie6lich 
Seminaren. 

Artikel 92 

Zusammenarbeit im sozialen Bereich 

(1) Im Bereich des Gesundheitsschutzes, der Sicherheit am 
Arbeitsplatz und des öffentlichen Gesundheitswesens entwickeln 
die Vertragsparteien eine Zusammenarbeit mit dem Ziel, den 
Gesundheitsschutz urvi die Sicherheit am Arbeitsplatz unter 
Zugrundelegung des Schutzniveaus in der Gemeinschaft zu ver¬ 
bessern. Diese Zusammenarbeit umfaßt insbesotrdere: 

- technische Hilfe; 

- Austausch von SachverstärKligen; 

- 2Uisammertarbeit zwischen Unternehmen; 

- Information inxf AusbildungsmaSnahmen; 

- Zusammenarbeit im öffentlichen Gesundheitswesen. 

ß) Im Bereich der Beschäftigung konzentriert sich die Zu¬ 
sammenarbeit zwischen den Vertragsparteien insbesondere auf 
folgendes: 

- Organisation des Arbeitsmarktes; 

- Modernisierung von Arbeitsvermittlungs- und Berufsbera¬ 
tungsdiensten; 

- Planung und Umsetzung von regionalen Umstrukturierungs¬ 
programmen; 

- Förderung der Entwicklung örtlicher Arbeitsmärkte. 

Die Zusammenarbeit in diesen Bereichen erfolgt durch MaBnah- 
nten wie Durchführung von Studien, Hilfe durch Sachverständige 
sowie Infbrmations- urxj AusbildungsmaBnahmen. 

P) Im Bereich der sozialen Sicherheit ziett die Zusammenarbeit 
zwischen den Vertragsparteien darauf ab, das Sozialverskhe- 
rungssystem in Lettland an das neue wirtschaftliche und soziale 
Umfeld anzupassen, in erster Linie durch die Hilfe von Sachver¬ 
ständigen sowie Informations- urrd Ausbildungsmaßnahmen. 

Artikel 93 
Fremdenverkehr 

Die Vertragsparteien verstärken und entwickeln ihre Zusam¬ 
menarbeit im Bereich des Fremdenverkehrs, die insbesondere 
auf folgendes abzielt; 

- Erleichterung des Fremcienverkehrs; 

- Intensivierung des Informationsflusses durch internationale 
Netze, Datenbanken usw.; 

- Transfer von Know-how durch Ausbildung, Austausch und 
Seminare; 

- Förderung VCX 1 Projekten der regiorralen Zusammenarbeit; 

- Prüfung der Möglichkeiten für gemeinsame Projekte (grenz- 
übergreifende Projekte, Städtepartnerschaften usw.); 

- Einführung EDV-gestützter (vorzugsweise in allen drei balti¬ 
schen Staaten gleicher) Platzbuchungs- und Infckmations- 
systeme sowie von Verbraucherschutznormen für Urlauber. 

Artikel 94 

Information und Kommunikation 

(1) In den Bereichen Information UTKl Kommunikation treffen die 
Gemeinschaft urxi Lettland geeignete Maßnahmen zur Förderung 
eines wirksamen Irrformationsaustausches. Vorrang erhalten Pro¬ 
gramme, die Basisinformaticxien Ober die Europäische Union für 
die breite Öffentlichkeit sowie spezifische Informationen für Fach¬ 
kreise in Lettland vermitteln; dazu gehört nach Möglichkeit auch 
der Zugang zu den Datenbanken der Gemeinschaft. 


(2) Die Vertragsparteien werden ihre Politik in bezug auf die 
Reglementierurtg grenzübergreifender Rundfunk- und Femseh- 
sendungen, die technischen Normen und die Förderung der 
europäischen audiovisuellen Technik koordinieren und, soweit 
angebracht harmonisieren. 

(3) Die Zusammenarbeit kann bei Bedarf Austauschprogramme, 
Stipendien und AusbHdurrgsmaßnahrrren für Jourrtalisten und 
Medienfachleute einschließen. 


Artikel 95 

Verbraucherschutz 

(1) Die Vertragsparteien arbeiten zusammen mit dem Ziel, die 
volle Vereinbarkeit des Verbraucherschutzsystems Lettlarrds mit 
dem der Gemeinschaft zu erreichen. Es wird ein wirksamer Ver¬ 
braucherschutz benötigt, um das ordnungsgemäße Funktionie¬ 
ren der Marktwirtschaft zu gewährleisten. 

(2) Zu diesem Zwech fördern und gewährleisten die Vertrags¬ 
parteien im Hinblick auf ihre beiderseitigen Interessen: 

- eine aktive Verbraucherschutzpolitik im Einklang mit den 
Rechtsvorschriften der Gemeinschaft und. soweit relevant, 
mit den Verbcaucherschutzrichtiinien der Vereinten Natiorren; 

- die Haimcxiisierung der Rechtsvorschriften und die Anglei¬ 
chung des Verbraucherschutzes in Lettland an die in der 
Gemeinschaft getterxien Vcxschriften; 

- einen wirksamen Rechtsschutz der Verbraucher, um die Qua¬ 
lität der VerbrauchsgOter zu verbessern und geeignete 
Sicherheitsnormen für diese Güter zu gewährleisten. 

(3) Die Zusammenarbeit karm folgerKie Maßnahmen umfassen: 

- Informatkxrsaustausch über gefährliche Prcxlukte; 

- Ausbildung von Sachverständigen auf dem Gebiet des Ver- 
braucherschutzes sowchl für staatliche Stellen als auch für 
Nkhtregiectjngsorganisationen: 

- Hilfe beim Aufbau unabhängiger Einrichtungen, die durch ihre 
InfcxmatkxistäUgkeit für eine verbesserte Unterrichtung der 
Verbraucher sorgen sollen: 

- Einrichtung vcxi Infcxmations- und Beratungszentren zur Bei- 
legurrg von Streitfällen und Erteilung rechtlicher urrd anderer 
Ratschläge an Verbraucher; Zusammerrarbeit der lettischen 
Zentren mit denen in der Gemeinschaft; 

- Zugang zu den Datenbanken der Gemeinschaft; 

- Entwicklung des Meinungsaustausches zwischen den Vertre¬ 
tern der Verbraucherinteressen. 

(4) Die Gemeinschaft leistet, soweit angebracht, technische 
Hilfe. 

Artikel 96 
Zoll 

(1) Das Ziel der Zusammenarbeit kn zollbereich besteht darin, 
die Einhaltung aller Vcxschriften zu gewährleisten, die in Verbin¬ 
dung mit dem Handel artgencxnmen werden sollen, und für die 
Anglekhung der Zotlregetung Lettlands an die der Gemeinschaft 
zu sorgen, um damit die in diesem Abkcxnmen geplanten Uberali- 
sierungsmaßnahmen zu erleichtem. 

(2) Die Zusammenarbeit betrifft insbesondere folgendes: 

- Austausch vcxi Infcxmationen auch über Ermittlungsmetho¬ 
den; 

- Entwicklung einer grenzObergreifenden Infrastruktur; 

- Einführung des Einheitspapiers und Herstellung einer Verbin- 
durrg zwischen den Versarälverfahren der Gemeinschaft und 
Lettlands; 

- Vereinfachung der Kontrollen und Förmlichkeiten im Güter¬ 
verkehr, 

- Veranstaltung vcxt Seminaren und Praktika; 

- Unterstützung der Einführung moderner Zollinformations¬ 
systeme. 

Soweit angebracht, wird technische Hilfe geleistet. 
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(3) Unbeschadet sonstiger Maßnahmen der Zusammenarbeit 
gemäß diesem Abkommen und insbesondere gemäß Artikel 100 
und Titel VII wird die Amtshilfe im Zollbereich zwischen den Ver¬ 
waltungsbehörden der Vertragsparteien durch das Protokoll Nr. 5 
geregelt. 

Artikel 97 

Zusammenarbeit im Bereich der Statistik 

(1) Die Zusammenarbeit in diesem Bereich dient der Entwick¬ 
lung eines leistungsfähigen Statistiksystems, damit rasch ur>d 
rechtzeitig zuverlässige Statistiken vorliegen, die zur Unterstüt¬ 
zung und Überwachung des wirtschaftlichen Reformprozesses 
und zur Entwicklung von Privatuntemehmen in Lettland benötigt 
werden. 

(ß) Oie Vertragsparteien arbeiten vor allem in folgenden Berei¬ 
chen zusammen: 

- Ausbau des statistischen Diertstes Lettlands; 

- Angleichung an die intematiortal (und insbesondere in der 
Gemeinschaft) angewerrdeten Methoden, Normen urrd Klas¬ 
sifikationen; 

- Bereitstellurtg der erforderlichen Daten für die Unterstützung 
und Überwachung der Wirtschaftsreform; 

- Bereitstellung geeigneter makro- und mikroökonomischer 
Daten für die Privatwirtschaft; 

- Gewährleistung des Datenschutzes; 

- Austausch statistischer Informationen. 

(3) Soweit angebracht, leistet die Gemeinschaft technische 
Hilfe. 

Artikel 98 

Wirtschaftswissenschaften 

(1) Oie Gemeinschaft und Lettland erleichtern den wirtschaft¬ 
lichen Reform- und Integrationsprozeß durch eine Zusammen¬ 
arbeit zur Verbesserung der Kenntnisse der wesentlichen 
Aspekte ihrer Volkswirtschaften sowie der Ausarbeitung und 
Durchführung der Wirtschaftspolitik in einer Marktwirtschaft. 

(2) Zu diesem Zweck werden die Gemeinschaft und Lettland 

- Angaben über die gesamtwirtschaftliche Leistung, die Wirt¬ 
schaftsaussichten und die Entwicklungsstrategien austau- 
schen; 

- gemeinsam Wirtschaftsfragen von beiderseitigem Interesse 
einschließlich der Gestaltung der Wirtschaftspolitik und der 
Instrumente für deren Durchführung analysieren; 

- insbesondere durch deis Aktionsprogramm für die Zusam¬ 
menarbeit im Bereich der Wirtschaftswissenschaften (ACE- 
Programm) eirre weitreichende Zusammenarbeit zwischen 
Wirtschaftswissenschaftlern urrd Führungskräften der Wirt¬ 
schaft in der Gemeinschaft und ri Lettland fördern, um den 
Transfer von Know-how für die Konzeption der Wirtschafts¬ 
politik zu beschleunigen und für eine weite Verbreitung der für 
diese Politik relevanten Forschungsergebnisse zu sorgen. 

Artikel 99 

Öffentliche Verwaltung 

Die Vertragsparteien fördern die Zusammenarbeit zwischen 
ihren Verwaltungsbehörden einschließlich der Einrichtung von 
Austauschprogrammen, um die gegenseitige Kenntnis der Struk¬ 
tur und Funktionsweise ihrer Systeme zu verbessern. 

Artikel 100 
Drogen 

(1) Die Vertragsparteien arbeiten im Rahmen ihrer jeweiligen 
Befugnisse und Zuständigkeiten zusammen, um die Wirksamkeit 
und die Effizienz von Strategien und Maßnahmen zu erhöhen, mit 
denen verhindert werden soll, daß Betäubungsmittel und psy- 
chotrope Substanzen widerrechtlich hergestellt, beschafft und 
gehandelt werden, einschließlich der Verhütung der mißbräuchli¬ 
chen Verwendung von Ausgangsstoffen, sowie um die Verhütung 
und Reduzierung der Nachfrage nach Drogen zu fördern. 


(2) Die Vertragsparteien einigen sich auf die erforderlichen 
Methoden der Zusammenarbeit zur Erreichung dieser Ziele 
einschließlich der Modalitäten der Durchführung gemeinsamer 
Aktionen. 

(3) Die Zusammenarbeit in diesem Bereich beruht auf gegen¬ 
seitigen Konsultationen und enger Koordinierung der Ziele und 
Maßnahmen in den in Absatz 1 genannten Bereichen und 
schließt soweit verfügbar, technische Hilfe der Gemeinschaft ein. 

Die Zusammenarbeit zur Verhütung des widerrechtlichen Han¬ 
dels mit Betäubungsmittein und psychotropen Substanzen 
schließt technische Hilfe und Amtshilfe ein, insbesondere in fol¬ 
genden Bereichen: 

- Konzeption utkI Durchführung nationaler Rechtsvorschriften; 

- Schaffung oder Stärkung von Bnrichtungen utkI Informa¬ 
tionszentren sowie von Sozial- und Gesundheitszentren; 

- Erhöhung der Leistungsfähigkeit der Einrichtungen zur 
Bekämpfung des widenechttichen HarKfels mit Drogen; 

- Persorralausbüdung urtd Forschung; 

- Verhütung der mißbräuchlichen Verwet>dung von Ausgangs¬ 
stoffen urtd anderen wichtigen chemischen Substanzen zur 
widerrechtlichen Herstellur>g von Betäubungsmitteln und psy¬ 
chotropen Substanzen durch BnfOhnjrrg geeigneter Normen, 
die denjenigen gleichwertig sind, die von der Gemeinschaft 
und anderen zuständigen internationalen Gremien, insbeson¬ 
dere der Chemical Action Task Force (CATF), verabschiedet 
worden sind. 

Die Vertragsparteien können einvemehmlich weitere Bereiche 
einbeziehen. 


Titel Vli 

Zusammenarbeit bei der Verhütung von Straftaten 


Artikel 101 

(1) Die Vertragsparteien arbeiten im Rahmen ihrer Befugnisse 
und Zuständigkeiten mit dem Ziel zusammen, die folgenden 
Straftaten zu verhüten, insbesondere: 

- illegale Einwanderung und illegaler Aufenthalt von Staats¬ 
angehörigen der einen Vertragspartei im Gebiet der anderen, 
unter Berücksichtigung der Grundsätze und der Pr 2 ü<is der 
Wiederzulassung; 

- Korruption; 

- illegale Geschäfte mit Industriemüll und nachgeahmten 
Waren; 

- illegaler Handel mit Drogen und psychotropen Substanzen; 

- illegaler Handel mit radioaktiven Stoffen und Kemmaterialien; 

- illegale Überführung von Kraftfahrzeugen; 

- organisierte Kriminalität. 

(2) Die Zusamrrrenarbeit in den in Absatz 1 genannten Berei¬ 
chen beruht auf gegenseitigen Konsultationen und auf enger 
Koordinierung zwischen den Vertragsparteien und sollte techni¬ 
sche und administrative Hilfe in folgerxJen Bereichen umfassen; 

- Ausarbeitung innerstaatlicher Rechtsvorschriften; 

- Einrichtung von Informationszentren; 

- Steigerung der Effizienz der Bnrichtungen, die mit der Verhü¬ 
tung von Straftaten beauftragt sind; 

- Ausbildung des Personals und Entwicklung von Fahndungs¬ 
strukturen; 

- Ausarbeitung von für beide Seiten annehmbaren Maßnahmen 
zur Verhütung von Straftaten. 

Die Vertragsptarteien können einvemehmlich weitere Bereiche 
einbeziehen. 
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Titel VIII 

Kulturelle Zusammenarbeit 


Artikel 102 

(1) Die Vertragsparteien fördern, begOnstigen und erleichtem 
die kulturelle Zusammenarbeit. Soweit angebracht werden die 
von der Gemeinschaft oder von einem oder mehreren Mitglied¬ 
staaten durchgefOhrten Maßnahmen der kulturellen Zusartimeiv 
arbeit auf Lettland ausgedehnt urvd zusätzliche Aktivitäten von 
gemeinsamem Interesse entwickelt. 

Diese Zusammenarbeit kann insbesondere foigerKies betreffen: 

- literarische Übersetzungen; 

- Austausch von nichtkommerziellen Kunstwerken ur>d von 
KOrrsdem; 

- Erhaltung und Restaurierung von historischen urrd kuitureilen 
Denkmälern und Stätten (architektonisches und kulturelles 
Erbe); 

- AusbikJungsmaßrtahmen; 

- KuKurveranstattungen (z.B. Musikfestivals); 

- Werbung für bedeuteride Kulturveranstaltungen; 

- Zusammenarbeit zwischen Bibliotheken. 

(2) Die Vertragsparteien könrten bei der Förderung der audio¬ 
visuellen Industrie in Europa Zusammenarbeiten. Insbesortdere 
könnte der audiovisuelle Sektor in Lettlarrd die Teilnahme an den 
Aktionen beantragen, die von der Gemeinschaft im Rahmen des 
MEDIA-Programms durchgeführt werden; dabei sind die Verfah¬ 
ren, die von den für die Verwaltung der verschiederten Aktiorren 
zuständigen Gremien festgelegt werden, sowie die Entscheidurtg 
des Rates vom 21. Dezember 1990 zur Festlegung des Pro¬ 
gramms zu beachten. 

Die Vertragsfjarteien koordinieren und harmonisieren, soweit 
angebracht, ihre Politik in bezug auf die Reglementierung grenz- 
Obergreifender Rundfunk- und FemsehseiKlungen unter beson¬ 
derer Berücksichtigung des Erwerbs der Rechte an geistigem 
Eigentum bei Programmen, die Ober Satellit oder Kabel geserrdet 
werden, in bezug auf die technischen Normen im audiovisuellen 
Bereich und die Fördenjng der europäischen audiovisuellen 
Technik. 

Die Zuseimmenarbeit könnte unter anderem den Austausch von 
Programmen. Stipendien und AusbiidungsmaBnahmen für Jour¬ 
nalisten und andere Medienfachleute einschlieSen. 


Titel IX 

Finanzielle Zusammenarbeit 


Artikel 103 

Zur Erreichung der Ziele dieses Abkommens und im Einklang 
mit den Artikeln 104,105.106 und 107 und unbeschadet des Arti¬ 
kels 107 erhält LettlarKf vorübergehend Finanzhilfe von der 
Gemeinschaft in Form von Zuschüssen und Darlehen einschließ¬ 
lich Darlehen der Europäischen Investitionsbank (EIB) gemäß 
Artikel 1 ß der Satzung der Bank, um die wirtschaftliche Umgestal¬ 
tung Lettlands zu beschleunigen. 


Artikel 104 

Diese Firianzhitfe 

- wird entweder kn Flahmen eines PHARE-Mehrjahresrichtpro- 
gramms gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 390^9 des Rates 
in der geänderten Fassung oder eines neuen Mehrjahresfi- 
nanzrahmens bereitgestellt, der von der Gemeinschaft nach 
Konsultationen mit Lettland und unter Berücksichtigung der 
Artikel 105 und 106 dieses Abkommens festgelegt wird; 


umfaßt Darlehen der Europäischen Investitionsbank, wobei 
Höchstbetrag utkI Laufzeit nach Konsultationen mit Lettland 
gemäß den einschlägigen Bestimmungen des Vertrags Ober 
die Europäische Union festzulegen sind. 


Artikel 105 

Die Ziele und die Bereiche der Firtanzhilfe der Gemeinschaft 
werden in einem Richtprogramm festgelegt, das zwischen beiden 
Vertragsparteien vereinbart wird. Die Vertragsparteien unterrich¬ 
ten den AssoziationsraL 


Artikel 106 

(1) Die (äemeirrschaft wird kn Bedarfsfall unter Berücksichti¬ 
gung aller verfügbaren Finanzinstrumente auf Antrag Lettlands 
urtd in Koordinierung mit den kitemationalen Fkianzorganisatio- 
nen kn Rahmen der G-24 die Möglichkeit prüfen, vorübergehend 
Finanzhilfe zu gewähren, um 

- Maßnahmen zu unterstützen, die darauf abzielen, die Korwer- 
tierbarkeit der lettischen Währung aufrechtzuerhalten; 

- die Bemühungen um mittelfristige Stabilisierung und wirt¬ 
schaftliche Umstrukturierung zu unterstützen, einschließlich 
Zahlungsbilartzhilfe. 

(2) Diese Finanzhilfe hängt davon ab, daß Lettland der G-24, 
soweit artgebrachL vom IWF gerrehmigte Programme für die 
Konvertierbarkeit urxi/oder die Umgestaltung seiner Wirtschaft 
vorlegt, daß diese die Zustimmung der Gemeinschaft finden, daß 
Lettlarxl an diesen Programmen festhätt und daß letztlich eine 
rasche Umstellung auf Finanzmittel aus privaten Quellen erreicht 
wird. 

(3) Der Assoziationsrat wird über die Bedirtgungen dieser Hilfe 
und die Erfüllung der von Lettland im Zusammenhang mit dieser 
Hilfe eingegangenen Verpflichtungen untenrichtet. 


Artikel 107 

Die Rnanzhilfe der (aemeinschaft wird festgelegt entsprecherKi 
dem festgestellten Bedarf und dem Entwicklurtgsstand Lettlands 
unter Berücksichtigung der Prioritäten urKi der Aufnahmekapa¬ 
zität der litauischen Wirtschaft, der Rückzahlungskapazität sowie 
der Fortschritte bei der Einführung der Marktwirtschaft und der 
Umstrukturierung in Lettland. 


Artikel 108 

Im Hirtblick auf eirten optimalen Einsatz der verfügbaren Mittel 
sorgen die Vertragsparteien dafür, daß die Beiträge der (aerrtein- 
schaft ertg koordiniert werden mit den Beiträgen aus anderen 
Quellen, wie Mitgliedstaaten der Gemeinschaft, andere Lärtder 
einschließlich G-24 und internationale Finanzorganisationen, ins¬ 
besondere der Intematiortale Währungsfonds, die intematiortale 
Bank für Wiederaufbau und Entwicklung und die Europäische 
Bank für Wiederaufbau und Entwicklung. 


Artikel 109 

Lettland nimmt an Flahmen- und Sonderprogrammen, Projekten 
oder anderen Maßnahmen der Gemeinschaft in den in Art¬ 
hang XVtlI gertannten Bereichen teil. Unbeschadet der derzeiti¬ 
gen Teilnahme Lettlands an den in Anhang XVIII genannten Maß¬ 
nahmen setzt der Assoziationsrat die Bedirtgurtgen für die Teil¬ 
nahme Lettlands an diesen Maßnahmen fest Der finartzieNe Bei¬ 
trag Lettlands zu den kt Arthang XVIII g^iannten Maßnahmen 
richtet sich nach dem (arurtdsatz, daß Lettland die durch seine 
Teilnahme entstehertden Kosten selbst trägt Bei Bedarf kann die 
Genteinschaft von Fall zu Fall und gemäß den für den allgemeinen 
Haushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften geltenden 
Bestimmungen beschließen, eirten Teil des lettischen Beitrags zu 
übernehmen. 
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Titel X 

Bestimmungen über die Organe, 
allgemeine und Schlußbestimmungen 

Artikel 110 

Es wird ein Assoziationsrat eingesetzt, der die Durchführung 
dieses Abkommens überwacht Oer Assoziationsrat tagt einmal 
jährlich auf Ministerebene sowie jedesmal, wenn die Umstände 
dies erfordern. Er prüft alle wichtigen Fragen, die sich aus diesem 
Abkommen ergeben, sowie alle anderen bilateralen oder interna¬ 
tionalen Fragen von gemeinsamem Interesse. 

Artikel 111 

(1) Der Assoziationsrat besteht aus den Mitgliedem des Rates 
der Europ)äischen Union und Mitgliedem der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften einerseits und aus von der Regie¬ 
rung Lettlands ernannten Mitgliedem andererseits. 

(2) Die Mitglieder des Assoziationsrates können sich nach 
Maßgabe seiner Geschäftsordnung vertreten lassen. 

Oer Assoziationsrat gäit sich eine Geschäftsordnung. 

(4) Den Vorsitz im Assoziationsrat führt abwechselnd ein Mit¬ 
glied des Rates der Europäischen Union und ein Mitglied der 
Regierung Lettlands nach Maßgabe der Geschäftsordnung. 

(5) Soweit artgemessen, wird die EIB als Beobachter an den 
Arbeiten des Assoziationsrates teilnehmen. 

Artikel 112 

Zur Erreichung der Ziele dieses Abkommens und in den darin 
vorgesehenen Fällen ist der Assoziationsrat befugt, Beschlüsse 
zu fassen. Die Beschlüsse sind für die Vertragsparteien verbind¬ 
lich; diese treffen die erforderlichen Maßnahmen zu ihrer Durch¬ 
führung. Oer Assoziationsrat kann auch zweckdienliche Empfeh¬ 
lungen abgeben. 

Die Beschlüsse und Empfehlungen des Assoziationsrates werden 
von den beiden Vertragsparteien einvemehmlich ausgearbeitet. 

Artikel 113 

(1) Jede der beiden Vertragsparteien kann den Assoziationsrat 
mit jeder Streitigkeit über die Anwendung oder Auslegung dieses 
Abkommens befassen. 

(2) Oer Assoziationsrat kann die Streitigkeit durch Beschluß 
beilegen. 

(3) Jede Partei ist verpflichtet, die Maßnahmen zu treffen, die 
zur Ourchführurtg des in Absatz 2 genannten Beschlusses erfor¬ 
derlich sind. 

(4) Kann die Streitigkeit nicht gemäß Absatz 2 beigelegt wer¬ 
den, so kann die eirte Partei der anderen Partei mitteilen, daß sie 
einen Schiedsrichter bestellt hat; die andere Partei ist verpflichtet, 
binnen zwei Monaten einen zweiten Schiedsrichter zu bestellen. 
Für die Anwendung dieses Verfahrens gelten die Gemeinschaft 
und die Mitgliedstaaten zusammen als eine Streitpartei. 

Der Assoziationsrat bestem einen dritten Schiedsrichter. 

Oie Schiedssprüche ergehen mit Stimmenmehrheit. 

Jede StrertF>artei ist verpflichtet, die zur Durchfühnjng des 
Schiedsspruchs erforderlichen Maßnahmen zu treffen. 

Artikel 114 

(1) Der Assoziationsrat wird bei der Erfüllung seiner Aufgaben 
von einem Assoziationsausschuß unterstützt, dem Vertreter der 
Mitglieder des Rates der Europäischen Union und von Mitglie¬ 
dern der Kommission der Europäischen Gemeinschaften einer¬ 
seits und Vertreter der Regierung Lettlands andererseits 
angehören, bei denen es sich normalerweise um hohe Beamte 
handelt. 

Der Assoziationsrat legt in seiner Geschäftsordnung Arbeitsweise 
und Aufgaben des Assoziationsausschusses fest, zu denen auch 
die Vorbereitung der Tagungen des Assoziationsrates gehört. 


(2) Der Assoziationsrat kann seine Befugnisse dem Assozia- 
tionsausschuB übertragen. In diesem Fall faßt der Assoziations¬ 
ausschuß seine Beschlüsse nach Maßgabe des Artikels 112. 

Artikel 115 

Der Assoziationsrat kann Sonderausschüsse oder Arbeits¬ 
gruppen einsetzen, die ihn bei -der Erfüllung seiner Aufgaben 
unterstützen. 

Der Assoziationsrat legt in seiner Geschäftsordnung die Zusam¬ 
mensetzung und die Aufgaben sowie die Arbeitsweise derartiger 
Ausschüsse oder Arbeitsgruppen fest 

Artikel 116 

Es wird ein Parlamentarischer Ausschuß eingesetzt. In diesem 
Gremium treffen Abgeordnete des lettischen Parlamentes und 
des Europäischen Parlamentes zu eirrem Meinungsaustausch 
zusammen. Er tagt in regelmäßigen Zeitabständen, die er selbst 
festlegt 

Artikel 117 

(1) Der Parlamentarische Ausschuß besteht aus Abgeordneten 
des Europräischen Parlamentes einerseits und Abgeordneten des 
lettischen Parlamentes arKtererseits. 

(2) Der Parlamentarische Ausschuß gibt sich eirte Geschäfts¬ 
ordnung. 

(3) Den Vorsitz kn Parlamentarischen Ausschuß führt abwech¬ 
selnd das Europäische Parlament und das lettische Parlament 
nach Maßgabe der Geschäftsordnung. 

Artikel 118 

Der Parlamentarische Ausschuß kann den Assoziationsrat um 
sachdienliche Informationen zu der Durchführung dieses Abkom¬ 
mens ersuchen; dieser erteilt dann dem Ausschuß die erbetenen 
Informationen. 

Der Parlamentarische Ausschuß wird über die Beschlüsse des 
Assoziationsrates unterrichtet. 

Der Parlamentsuische Ausschuß kann Empfehlungen an den 
Assoziationsrat richten. 

Artikel 119 

Die Vertrag5F>arteien verpflichten sich, im Anwendungsbereich 
dieses Abkommens dafür zu sorgen, daß natürliche und juristi¬ 
sche Personen der anderen Vertragspartei ohne Benachteiligung 
gegenüber den eigenen Staatsangehörigen die zuständigen 
Gerichte und Verwaltungsbehörden der Vertragsparteien annrfen 
können, um ihre persönlichen Rechte und ihre Eigentumsrechte 
einschließlich der Rechte an geistigem, gewerblichem urtd kom¬ 
merziellem Eigentum geltend zu machen. 

Artikel 120 

Keine Bestimtrurng dieses Abkommens hirxJert eine Vertrags¬ 
partei daran, alle Maßnahmen zu ergreifen, 

^ die sie für notwendig erachtet, um die Weitergabe von Infor¬ 
mationen zu verhkKlem, die ihren wesentlichen Sicherheits¬ 
interessen widerspricht; 

b) die die Herstellung von oder den Handel mit Waffen, Munition 
und Kriegsmaterial oder eine für Verteidigungszwecke unent¬ 
behrliche Forschung, Entwicklung oder Produktion betreffen; 
diese Maßnahmen dürfen die Wettbewerbsbedingungen hin¬ 
sichtlich der rticht eigens für militärische Zwecke bestimmten 
Waren nicht beeinträchtigen; 

c) die sie zur Wahrung ihrer eigenen Sicherheitsinteressen kn 
Falle schwerwiegender innerstaatlicher Störungen der öffent¬ 
lichen Sicherheit und Ordnung, im Kriegsfall, bei einer ern¬ 
sten. eine Kriegsgefahr darstellenden internationalen Span¬ 
nung oder in Erfüllung der von ihr übernommenen Verpflich¬ 
tungen zur Aufrechterhaltung des Friedens und der internatio¬ 
nalen Sicherheit für notwendig erachtet; 
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d) die sie für notwendig erachtet, um ihren internationalen Ver¬ 
pflichtungen und Zusagen zur Überwachung von gewerbli¬ 
chen Waren urxl Technologien mit doppeltem Verwendungs¬ 
zweck nachzukommen. 

Artikel 121 

(1) bl den unter dieses Abkommen Elenden Bereichen und 
unbeschadet der darin errthalterten besoctderen Bestimmurtgen 

- bewirken die von Lettland gegenüber der Gemeinschaft ange¬ 
wandten (Regelungen keinerlei Diskriminieruftg zwischen den 
Mitgliedstaaten, deren Staatsangehörigen oder deren Geselt- 
schaften oder Zweigniederlassungen; 

- bewirken die von der Gemeinschaft gegenüber Lettland ange- 
waixlten Regelungen keinerlei Oisleiminierung zwischen 
Staatsangehörigen Lettlands oder deren Gesellschaften oder 
Zweigniederlassungen. 

(2) Absatz 1 berührt nicht das Recht der Vertragsparteien, ihre 
einschlägigen Steuervorschriften gegenüber Steuerpflichtigen 
anzuwenden, die sich hinsichtlich ihres Wohnsitzes nicht in einer 
gleichartigen Situation befinden. 

Artikel 122 

Für Ursprungswaren Lettlands gilt bei der Einfuhr bt die 
Gemeinschaft keine günstigere Behandlung, als sie die Mitglied¬ 
staaten einartder gewähren. 

Die Behandlung, die LettlarKl gemäß Titel IV urtd Titel V Kapitel I 
gewährt wird, darf nicht günstiger sein als diejenige, die die Mit¬ 
gliedstaaten eirtander gewähren. 

Artikel 123 

(1) Oie Vertragsparteien treffen alle allgemeinen oder besonde¬ 
ren Maßnahmen, die zur Erfülkiitg ihrer Verpflichtungen aus die¬ 
sem Abkommen erforderlich sind. Sie sorgen dafür, daß die Ziele 
dieses Abkommens erreicht werden. 

(2) Ist eine Vertragspartei der Auffassung, daß die andere Ver¬ 
tragspartei einer Verpflichtung aus diesem Abkommen nicht 
nachgekommen isL so kann sie geeignete Maßnahmen treffen. 
Abgesehen von besonders dringenden Fällen unterbreitet sie vor 
Ergreifen dieser Maßnahmen dem Assoziationsrat alle zweck¬ 
dienlichen Informationen für eine gründliche Prüfung der Situa¬ 
tion, um eine für die Vertragsparteien annehmbare Lösung zu 
finden. 

Es sirKf mit Vorrang solche Maßnahmen zu wählen, die das Funk¬ 
tionieren dieses Abkommens am wenigsten stören. Diese Maß¬ 
nahmen werden dem Assoziationsrat unverzüglich mitgeteilt utkI 
sirKl auf Antrag der artderen Vertragspartei Gegenstand von Kon- 
sultatiorten im Assoziationsrat. 

Artikel 124 

Bis zur Verwirklichung der Gleichheit der Rechte von Ehizeiper- 
sonen und Wirtschaftsbeteiligten nach Maßgabe dieses Abkom¬ 
mens läßt dieses Abkommen die Rechte unberührt, die diesen 
aufgrund bestehender Abkommen zwischen einem oder mehre¬ 
ren Mitgliedstaaten einerseits und Lettland andererseits gewährt 
werden, abgesehen von den Bereichen, die bi die Zuständigkeit 
der Gerneinschaft feilen, und unbeschadet der Verpflichtungen 
der Mitgliedstaaten aus diesem Abkommen bi den Bereichen 
ihrer Zuständigkeit. 

Artikel 125 

Im Sinne dieses Abkommens sind .Vertragsparteien“ die 
Gemebischaft oder ttire Mitgliedstaaten oder die Gemebischaft 
und ihre Mitgliedstaaten geniäß ihren Befugnissen ebierseits und 
Lettland andererseits. 


Artikel 126 

Die Protokolle Nr. 1 bis 5 und die Anhänge I bis XVIII sind 
Bestandteil dieses Abkommens. 


Artikel 127 

Dieses Abkommen wird auf unbegrenzte Zeit geschlossen. 

Jede Vertragspartei kann dieses Abkommen durch Notifizierung 
an die andere Vertragspartei kündigen. Dieses Abkommen tritt 
sechs Monate nach dem Tag dieser Notifizierung außer Kraft. 

Artikel 128 

Das Generalsekretariat des Rates der Europäischen Union ist 
Verwahrer dieses Abkommens. 

Artikel 129 

Dieses Abkommen gilt für die Giebiete, in denen der Vertrag zur 
Gründung der Europäischen Gemeinschaft, der Vertrag zur Grün¬ 
dung der Europäischen Atomgemeinschaft und der Vertrag über 
die Gründung der Europäischen Gemebischaft für Kohle und 
Stahl angewendet werden, und nach Maßgabe jener Verträge 
einerseits sowie für das Gebiet der Republik Lettland anderer¬ 
seits. 

Artikel 130 

Dieses Abkommen ist bi zwei Urschriften bi dänischer, deut¬ 
scher, englischer, finnischer, französischer, griechischer, italieni¬ 
scher. niederländischer, portugiesischer, schwedischer, spani- 
scher und lettischer Sprache abgefeßt, wobei jeder Wortlaut glei- 
chermaßen verbindlich ist. 

Artikel 131 

Dieses Abkommen wird von den Vertragspiarteien nach ihren 
eigenen Verfahren genehmigt. 

Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des zweiten Monats bi 
Kraft, der auf den Tag folgt, an dem die Vertragsparteien einander 
den Abschluß der in Absatz 1 genannten Verfahren notifiziert 
haben. 

Dieses Abkommen ersetzt mit seinem Inkrafttreten das am 
11. Mai 1992 in Brüssel Unterzeichnete Abkommen zwischen der 
Europiäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik Lett¬ 
land über den Handel und die handelspolitische und wirtschaft¬ 
liche Zusammenarbeit. 

Dieses Abkommen beruht zum Teil auf dem am 18. Juli 1994 
Unterzeichneten Abkommen über Freihandel und Handelsfragen 
zwischen der Europäischen Gemeinschaft, der Europäischen 
Atomgemeinschaft und der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl einerseits und der Republik Lettland anderer¬ 
seits, baut es weiter aus und enthält dessen wichtigste Bestim¬ 
mungen. Das vorliegende Abkommen ersetzt mit sebiem Inkraft¬ 
treten das Abkommen über Freihandel und Handeisfragen. 

Die Beschlüsse des Gemischten Ausschusses, der durch das 
Abkommen über den Handel und die handelspolitische und wbt- 
schaftliche Zusammenarbeit eingesetzt wurde und der auch die 
ihm durch das Abkommen über Freihandel und Handelsfragen 
übertragenen Aufgaben wahmimirrt, gelten bis zu ihrer Auftie- 
bung durch Beschlüsse des Assoziationsrates weiterhin. 

Der Assoziationsrat nimmt auf seiner ersten Tagung alle erforder¬ 
lichen Andeningen zu dem vorliegenden Abkommen - insbeson¬ 
dere zu seinen Protokollen und Anhängen - an, um es an die 
Änderungen zu dem Abkommen über Freihandel und Handeis¬ 
fragen anzupassen, die der Gemischte Ausschuß zwischen der 
Unterzeichnung und dem Inkrafttreten des vorliegenden Abkom¬ 
mens beschließt 
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Schlußakte 


Die Bevollmächtigten 
des Königreichs Belgien, 
des Königreichs Dänemark, 
der Bundesrepublik Deutschland, 
der Griechischen Republik, 
des Königreichs Spanien, 
der Französischen Republik, 

Irlands, 

der ttalienischen Republik, 
des GroBherzogtums Luxemburg, 
des Königreichs der Niederlande, 
der Republik Österreich, 
der Portugiesischen Republik, 
der Republik Finnland, 
des Königreichs Schweden, 

des Vereinigten Königreichs GroSbritannien und Nordirtand, 

Vertragsparteien des Vertrags Ober die Europäische Union, des 
Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, des Ver¬ 
trags über die GrQrKking der Europäischen Gemeinschaft fOr 
Kohle und Stahl und des Vertrags zur Gründung der Europäi¬ 
schen Atomgemeinschaft, 

nachstehend „Mitgliedstaaten“ genannt, und 

der Europäischen Gemeinschaft, der Europäischen Atomgemein¬ 
schaft und der Europäischen Gemeinschaift fOr Kohle und Stahl, 

nachstehend „Gemeinschaft* genannt, 
die im Rahmen der Europäischen Union handeln, 
einerseits und 

die Bevollmächtigten der Republik Lettland, 
nachstehend „Lettland“ genannt, 
andererseits, 

die am zwölften Juni neunzehnhundertfünfundneunzig in Luxem¬ 
burg zur Unterzeichnung des Europra-Abkommens zur Gründung 
einer Assoziation zwischen den Eurc^ischen Gemeinschaften 
und ihren Mitgliedstaaten einerseits und Lettland andererseits 
(„Europa-Abkommen“) zusammengetreten sind, haben folgende 
Texte angenommen: 

Das Europa-Abkommen und folgende Protokolle: 

Protokoll Nr. 1 gemäß Artikel 16 Absatz 2 über Bestimmungen 
für den Handel mit Textilwaren 

Protokoll Nr. 2 über den Handel mit landwirtschaftlichen Ver¬ 
arbeitungserzeugnissen zwischen der Gemein¬ 
schaft und Lettland 

Protokoll Nr. 3 über die Bestimmung des Begriffs „Erzeugnisse 
mit Ursprung in“ oder „Ursprungserzeugnisse“ 
und über die Methoden der Zusammenarbeit der 
Verwaltungen 


Protokoll Nr. 4 Ober Sonderbestinnmungen für den Harxlel zwi¬ 
schen Spanien und Portugal ur>d Lettland 

Protokoll Nr. 5 über Amtshilfe im Zollbereich. 

Die Bevollmächtigten der Mitgliedstaaten urxl der Gemein¬ 
schaft und die Bevollmächtigten Lettlands haben die folgenden, 
dieser Schlußakte beigefügten gemeinsamen Erklärungen ange- 
ixxnmen: 

Gemeittsame EiWärurtg zu Artikel 37 Absatz 1 des Abkommens 

(gemeinsame Erklärung zu Artikel 37 des Abkommens 

Gemeinsanrte BMärurtg zu Artikel 38 des Abkommens 

Gemeinsame BMärung zu Titel IV Kapitel II des Abkommens 

(gemeinsame Erktärurrg zu Artikel 46 Buchstabe d Ziffer i des 
Abkommerts 

Gemeinsame Erklärurrg zu Artikel 56 des Abkommens 
(gemeirrsame Erklärung zu Artikel 62 des Abkommens 
Gemeinsame Erklärung zu Artikel 66 des Abkommerrs 
Gem^nsame Erklämng zu Artikel 67 des Abkommens 
(gemeirrsame Erklärung zu Artikel 11S des Abkommens 
Gemeinsame Erklärung zu Protokoll Nr. 3 zum Abkommen 
Gemeinsame Erklärung zu Protokoll Nr. 5 zum Abkommen. 

Die Bevollmächtigten der Mitgliedstaaten und der Gemein¬ 
schaft urrd die Bevollmächtigten Lettlaixls haben ferner die fol¬ 
genden, dieser Schlußakte beigefügten Briehvechsel zur Kennt¬ 
nis genommen: 

Abkomrrten in Form eines Briefwechsels zw'ischen der Europäi¬ 
schen (gemeinschaft und der Republik Lettland über den Seever¬ 
kehr 

Abkommen in Form eines Briefwechsels zwisc^ien der Europäi¬ 
schen (gemeinschaft und der Republik Lettland über die Anerken¬ 
nung des regional begrenzten Auftretens der Afiikaui'ischen 
Schweinepest im Königreich Spanien. 

Die Bevollmächtigten Lettlands haben die folgende, dieser 
Schlußakte beigefügte einseitige Erklärung zur Kenntnis ge¬ 
nommen: 

ErWärurrg der französischen Regierung. 

Die Bevollmächtigten der Mitgliedstaaten und der Gemein¬ 
schaft haben die folgenden, dieser Schlußakte beigefügten ein¬ 
seitigen Erklärungen zur Kenntnis genommen: 

Erklärung Lettlands zu Artikel 34 des Abkommens 
Erklärung Lettlands zu Kapitel I des Abkommens 
Erklärung Lettlands zu Artikel 79 des Abkommens 
Erklärung Lettlands zu einem Europa-Abkommen. 


Geschehen zu Luxemburg am zwölften Juni newizehnhimdertfünfundneurrzig. 
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Gemeinsame Erklärungen 


1. Artikel 37 Absatz 1 

Es wird vereinbart, daß ,die in den einzelnen Mitgliedstaaten geltenden Bedingungen 
und Modalitäten“ die einschlägigen Gemeinschaftsvorschriften umfassen. 

2. Artikel 37 

Es wird vereinbart daß der Begriff .Kinder" im Einklang mit den Rechtsvorschriften 
des betreffenden Aufnahmelartdes bestimmt wird. 

3. Artikel 38 

Es wird vereinbart daß der Begriff .deren Eamilienangehörige“ im Einklang mit den 
Rechtsvorschriften des betreffenden Aufnahmelandes bestimmt wird. 

4. Titel IV Kapitel II 

Unbeschadet Titel IV Kapitel II kommen die Vertragsparteien überein, daß die Behänd' 
lung von Staatsangehörigen oder Gesellschaften der eirten Vertragspartei als weniger 
günstig als die Behartdlung derjenigen der aixferen Vertragspartei angesehen wird, 
wenn diese Behandlung entweder formell oder de facto weniger günstig ist als die 
Behandlung, die denjenigen der anderen Vertragspartei gewährt vrird. 

5. Artikel 46 Buchstabe d Ziffer i 

Unbeschadet des Artikels 46 kommen die Vertragspiarteien überein, daß die Bestim¬ 
mungen des Abkontmerts nicht so auszulegen sirxl, als verweigerten sie den Vertrags¬ 
parteien das Recht zur Kontrolle utkI Regulierung, um sicherzustellen, daß die natür¬ 
lichen Personen, die in den Genuß des Niederlassungsrechtes kommen, effektiv eine 
selbständige Tätigkeit ausüben. 

6. Artikel 56 

Durch die Tatsache allein, daß von Lettland für natürliche Personen bestimmter 
Mitgliedstaaten ein Visum vorgesctvieben wird und für dk^enigen arxlerer Mitglied¬ 
staaten nicht oder daß von bestimmten Mitgliedstaateri für natürliche Personen 
Lettlands ein Visum vorgeschrieben wird und von anderen nichL werden die Vorteile, 
die aus eirter bestimmten Verpflichtung erwachsen, nicht zunichte gemacht oder 
verringert. 

7. Artikel 62 

Artikel 62 findet keine Anwendung auf den Erwerb lettischer Privatisierungszertifikate 
durch Gebietsfremde. 

Der Assoziationsrat kann Maßnahmen zur Vem'ngerung dieser Beschränkungen prüfen. 

8. Artikel 66 

Die Vertragsparteien kommen überein, daß Artikel 66 bis zum 31. Dezember 1999 
keine Anwendung findet auf Unternehmen, denen besondere oder ausschließliche 
Rechte im Bereich der Telekommunikationen von Lettland zugestanden wurden, unter 
der Bedingung, daß 

- ab dem in Artikel 66 vorgesehenen Zeitpunkt gemietete Leitungen auf Antrag und 
innerhalb angemessener Zeiträume für verbundene Netze und geschlossene Ver- 
werrdergruppen für deren Eigenbedarf zur Verfügung gestellt werden, einschließlich 
Femsprech- und Datenübermittlungsdienste; 

- die Regelungsfunktionen ab dem in Artikel 66 vorgesehenen Zeitpunkt einer von der 
Telekommunikationsverwaltung unabhängigen Einrichtung übertragen werden. 

9. Artikel 67 

Die Vertragsparteien kommen Oberein, daß für die Zwecke dieses Abkommens 
„geistiges, gewerbliches und kommerzielles Eigentum" insbesondere den Schutz 
von Urheberrechten und verwandten Schutzrechten, Patenten, Gebrauchsmustern, 
Markenzeichen und Dienstleistungsmarken, Topographien integrierter Schaltkreise, 
Software, geographischer Bezeichnungen sowie den Schutz gegen unlauteren 
Wettbewerb gemäß Artikel 10a der Pariser VerbandsObereinkunft zum Schutz des ge¬ 
werblichen Eigentums und den Schutz geheimer Informationen über Know-how umfaßt. 

10. Artikel 115 

Die Vertragsparteien kommen Oberen, daß der Assoziationsrat gemäß Artikel 115 die 
Einsetzung eines Konsuttativgremiums prüft, das sich aus Mitgliedern des Wirtschafts¬ 
und Sozialausschusses der Gemeinschaft und entsprechenden Partnern Lettlands 
zusammensetzt. 

11. Protokoll Nr. 3 zum Abkommen 

Die Vertragsparteien kommen überein, daß künftige Entwicklungen in der regionalen 
Zusammenarbeit zwischen den baltischen Staaten zu einer Intensivierung der Auswir¬ 
kungen der Ursprungsregeln führen können. 

12. Protokoll Nr. 5 zum Abkommen 

Die Vertragsparteien kommen überein, daß die Unterstützung gemäß diesem Protokoll 
nicht die Vereinnahmung von Zöllen, Steuern, Bußgeldern und anderen Abgaben im 
Namen der anderen Vertragsparteien umfaßt. 
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Abkommen 

in Form eines Briefwechsels 
zwischen der Europäischen Gemeinsrdiaft 
und der Repiri>iik Lettland 
Ober den Seeverkehr 


A. Schreiben der Gemeinschaft 


B. Schreiben der Republik Lettland 


Herr..., 

wir wären Ihnen dankbar, wenn Sie uns die Zustimmung Ihrer 
Regiening zu folgendem bestätigen würden: 

Als das Freihandelsabkommen zwischen den Europffischen 
Gemeinschaften und Lettland unterzeichrret wurde, haben sich 
die Vertragsparteien verpflichteL sich auf geeignete Welse mit 
den Fragen der Schiffahrt zu befassen, insbesondere mit den Fäl¬ 
len, in denen die Errtwicklung des Hand^ behindert werden 
könnte. Es wird nach für beide Seiten befriedigenden Lösungen 
für die Schiffahrt gesucht werden, bei derten der Grundsatz des 
freien urxl lauteren Wettbewerbs auf kaufmänrrischer Basis 
beachtet wird. 

Es ist außerdem vereinbart worden, daß diese Fragen auch im 
Assoziationsrat erörtert werden sollten. 

Genehmigen Sie, Herr..., den Ausdruck unserer ausgezeichrret- 
sten Hochachtung. 

Im Namen des Rates 
der Europäischen Union 


Herr..., 

ich beehre mich, den Empfar>g Ihres Schrattes und die Zustim¬ 
mung meiner Regierung zu folgendem zu bestätigen: 

,Als das Freiharxtelsabkommen zwischen den Europäischen 
Gemeinschaften und LettlarKt unterzeichnet wurde, haben 
sich die Vertragsparteien verpflichteL sich auf geeignete 
Waise mit den Frsöen dar Schiffahrt zu befassen, insbeson¬ 
dere rrrit den Fällen, in denen die Bitwicklung des Handels 
behindert werden könnte. Es wird rach für beide Seiten 
befrtedigerxten Lösurrgen für die Schiffahrt gesucht werden, 
bei denen der Grundsatz des freien ur»d lauteren Wettbe¬ 
werbs auf kaufmännischer Basis beachtet wird. 

Es ist außerdem vereinbart worden, daß diese Fragen auch im 
Assoziationsrat erörtert werden sollten.* 

Gerrehmigen Sie, Herr..., den Ausdruck unserer ausgezeichnet¬ 
sten Hochachtung. 

FOrdieRegierurrg 
der Republik Lettlarrd 
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Abkommen 

in Form eines Briefwechsels 
zwischen der Europäischen Gemeinschaft 
und der Republik Lettland 

Ober die Anerkennung des regional begrenzten Auftretens 
der Afrikanischen Schweinepest Im Königreich Spanien 


A. Schreiben der Republik Lettland 


B. Schreiben der Gemeinschaft 


Herr..., 


ich nehme Bezug auf die Diskussionen Ober Vereinbamrtgen für 
den Hatrdel mit bestimmten landwirtschaftlichen Erzeugnissen, 
die zwischen der Gemeirrschaft und Letttarxf im Rahmen der 
Verhandlungen Ober das FreiharKfelsabkommen stattgefunden 
haben. 

Ich bestätige Ihnen hiermit, daß Lettlartd bereit ist, unter den in 
der Entscheidung 89/21/EWQ des Rates vom 14. Dezember 
1988 und den nachfolgenden Entscheidurtgen der Kommission 
vorgesehenen Bedingurtgen anzuerkennen, daß das Gebiet des 
Königreichs Spaniens, mit Ausnahme der Provinzen Badajoz, 
Huetva, Sevilla und Cöttloba, frei von Afrikanischer Schweinepest 
ist. 

Lettland erkennt diese Ausrtahmeregelung unbeschadet aller 
sonstigen Anforderungen des lettischen Veterinärrechts an. 

Ich wäre Ihrren dankbar, wenn Sie mir die Zustimmung der 
Gemeinschaft zum Inhalt dieses Schreibens bestätigen würden. 


Genehmigen Sie, Herr ..., den Ausdruck meiner ausgezeichnet¬ 
sten Hochachtung. 

Für die Regierung 
der Republik Lettland 


Herr..., 

ich bestätige Ihnen den Erhalt Ihres heutigen Schreibens mit fol¬ 
gendem Wortlaut 

.Ich nehme Bezug auf die Diskussionen Ober Vereinbarungen 
KIr den Handel mit be sti mm te n landwirtschaftiichen Bzeug- 
nissen, die zwischen der Gemeinschaft und LetttetfXi frn Rah¬ 
men der Verhandlungen Ober das Freihandelsabkommen 
stattgefunden haben. 

Ich bestäßge frmen hiermit, daß Letttäixf bereit ist, unter den 
in der Entscheidung 89/21/EWG des Rates vom 14. Dezem¬ 
ber 1988 und den nachfolgenden Entscheidurtgen der Kom¬ 
mission vorgesehenen Bedingungen anzuerkennen, daß das 
Gebiet des Königreichs Spaniens, mft Ausnahme dw Provin¬ 
zen Badajoz, Hueiva, Sevilla und Cördoba, frei von Afrikani¬ 
scher Schweinepest ist 

Lettlarxl erkennt diese Ausrtahmeregelung unbeschadet aller 
sonstigen Anforderungen des lettischen Veterinärrechts an. 

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir die Zustimmung der 
Gemeinschaft zum Inhalt dieses Schreiberrs bestätigen wür¬ 
den.“ 

Ich bestätige Ihnen die Zustimmung der Gemeinschaft zum Inhalt 
Ihres Schreibens. 

Genehmigen Sie, Herr..., den /tusdnjck meiner ausgezeichnet¬ 
sten Hochachtung. 

Im Namen des Rates 
der Europäischen Union 
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Einseitige Erklärungen 


Erklärung der französischen Regierung 

Frankreich erklärt, daß das Europa-Abkommen mit der Republik Lettland nicht för die mit der Europäischen 
Gemeinschaft gemäß dem Verbag zur Gründung der EiHopäischen Gemeinschaft assoziierten übersee¬ 
ischen Länder und Gebiete gilt 


Erklärung der Republik Lettland 

1. Artikel 34 

Die diagonale Kumulierung wird zwischen der EU und den für die europäische Kumulierut^ als ein Zoll¬ 
gebiet behartdetten baltischen Staaten mit dem Ziel eIngefOhrt, die volle Kumulierung zu erreichen urrd 
den Marktzugang für Ursprungswaren zu verbessern. 

2. Kapitel I . 

Freizügigkeit der Arbeitrrehmer . 

Auslegung des Begriffs .Staatsangehörigkeit“ und .Staatsangehörige“ 

Oie Ftepublik Lettland legt die in dem Abkommerrstext verwendeten Begriffe wie folgt aus: . 

- .Staatsangehörigkeit“ entspricht dem Begriff .Staatsbürgerschaft“ 

- .lettische Staatsangehörige“ entspricht dem Begriff .Personen, die die lettische Staatsbürgerschaft 
besitzen“. 

3. Artikel 79 

Lettlarrd sieht in dem Informationsaustausch über die Höhe der Agrarpreise auf dem Gemeinschaftsmarkt 
eine wesentliche Voraussetzung für diese Zusammenarbeit 

4. Titel III 

In Anbetracht der Absicht beider Vertragsparteien, Verhandlungen über ein Europxa-Abkommen so bald 
wie möglich aufzunehmen, bekundete Lettland sein Interesse daran, daß während dieser Verhandlungen 
der Handel mit Textilien und Agrarprodukten neu verharxielt werden könnte mit dem Ziel, eine ange¬ 
messene Anprassung vorzusehen, um die beiderseitige Liberalisierung des Handels nach dem Beitritt der 
skandinavischen Länder zur Europäischen Union zu vertiefen. 



i i § ^ ^ i 
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Verzeichnis der Anhänge 


I 

II 

III 

IV 

V 

VI 

VII 

VIII 

IX 

X 

XI 

XII 


Artikel 9 und 18 

Artikel 11 Absatz 2 
Artikel 11 Absatz 3 
Artikel 14 Absatz 1 
Artikel 16 Absatz 1 
Artikel 17 
Artikel 20 Absatz 2 

Artikel 20 Absatz 2 

Artikel 20 Absatz 2 

Artikel 20 Absatz 2 


Bestimmur>g der Begriffe .gewerbliche Waren“ und .landwirtschaftliche 
Erzeugnisse“ 

EinfuhrzollzugestärKfnisse Lettlands 
Einfuhrzollzugeständnisse Lettlarxls 
Ausfuhrzolizugeständnisse Lettlands 
Zollzugestärtdnisse der Gemeinschaft für Textilien 
Landwirtschaftliche Verarbeitungserzeugnisse 

Zugeständnisse der Gemeinschaft für larxiwirtschaftliche Erzeugnisse 

- Zollzugeständnisse 

Zugeständnisse der Gemeinschaft für landwirtschaiftliche Erzeugnisse 

- Vereinbarungen für die Tier- und Beischeinfuhren 

Zugeständnisse der Gemeinschaft für larxlwirtschafttiche Erzeugnisse 
-Zollkontirtgente 

Zugestärtdnisse Lettlarxfs iür larKfwirtschaftliche Erzeugnisse 
-Zölle 


Artikel 20 Absatz 2 

Artikel 23 Absatz 1 
Artikel 23 Absatz 1 
Artikel 44 AbS 2 rtz 1 
Artikel 44 Absatz 2 Ziffer i 
Artikel 47 
Artikel 67 
Artikellos 


Zugeständnisse Lettlands für landwirtschaftliche Erzeugnisse 
-Zollkontingente 

Zugeständnisse Lettlands für Bschereierzeugnisse 
Zugeständnisse der Gemeinschaft für Fischereierzeugnisse 
Niederiassurtgsrecht: Ausnahmen der Gemeinschaft 
Niedertassungsrecht VorObetgeherMle Ausnahmen Lettlands 
Finanzdienstleistungen 

Schutz des geistigen, gewerblichen und kommerziellen Eigentums 
Teilnahme Lettlands an Gemeinschaftsprograrrvnen 
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Anhang I 

Liste der in den Artikeln 9 und 18 genannten Waren bzw. Erzeugnisse 


KN-Code Warenbezeichnung 

ex 3502 Albumine, Albuminate und andere Albuminderivate: 

ex 3502 10 - Eieralbumin: 

— anderes: 

3502 10 91 — getrocknet (in Blättern, Flocken, Kristallen, Pulver usw.) 

3502 10 99 — anderes 

ex 3502 90 - andere: 

— Albumine, ausgenommen Eieralbumin: 

— Molkenproteine (Lactalbumin): 

3502 90 51 — getrocknet (in Blättern, Flocken, Kristallen, Pulver usw.) 

3502 90 59 — andere 

4501 Naturkork, unbearbeitet oder nur zugerichtet; Korkabfälle; Kork¬ 

schrot und Korkmehl 

5201 Baumwolle, weder gekrempelt noch gekämmt 

5301 Flachs, roh oder bearbeitet, jedoch nicht versponnen; Werg und 
Abfälle von Flachs (einschließlich Gamabfälle und Reißspinnstoff) 

5302 Hanf (Cannabis sativa L.), roh oder bearbeitet. Jedoch nicht ver¬ 
sponnen; Werg und Abfälle von Hanf (einschließlich Gamabfälle 
oder Reißspinnstoff) 
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KN-Code 

Warenbezeichnung 

2523 10 

Zementklinker 

2523 29 

Pordandzement, anderer 

2523 90 

anderer Zement 

3406 

Kerzen (Uchte) aller Art und dergleichen 

3924 10 

Geschirr und andere Artikel für den Tisch-- 
oder Küchengebrauch 

3925 10 

Baubedarfsartikel aus Kunststoffen, Sam¬ 
melbehälter, Tanks, Bottiche und ähnliche 
Behälter, mit einem Fassungsvermögen von 
mehr als 300 Utern 

4202 

Reisekoffer, Handkoffer, Kosmetikkoffer und 
Dokumentenkoffer, Aktentaschen, 

Schulranzen, Brillenetuis, Etuis für Fern¬ 
gläser, Fotoapparate, Rimkameras usw. 

4301 10 

Rohe Pelzfelle von Nerzen, ganz, auch ohne 
Kopf, Schwanz oder Klauen 

4301 20 

von Kaninchen oder Hasen, ganz, auch ohne 
Kopf, Schwanz oder Klauen 

4301 60 

Rohe Pelzfelle von Füchsen, ganz, auch ohne 
Kopf, Schwanz oder Klauen 

4303 10 90 

Bekleidung, Bekleidungszubehör und andere 
Waren, aus Pelzfellen, andere 

6402 11 

Sportschuhe, Skistiefel und Skilanglauf¬ 
schuhe 

6402 19 

Sportschuhe, andere 

6402 20 

Schuhe mit Oberteil aus Bändern oder Rie¬ 
men, mit der Sohle durch Zapfen zusam¬ 
mengesteckt 


Zoll % 


1.1.1995 1.1.1996 1.1.1997 


,5 


.5 


.5 


,5 


1.5 
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Anhang lil 

Liste der in Artikel 11 Absatz 3 genannten Erzeugnisse 


KN-Code 

Warenbezeichnung 

6401 92 

Wasserdichte Schuhe, den Knöchel, 
jedoch nicht das Knie bedeckend 

6401 99 

Wasserdichte Schuhe, andere Schuhe, 
andere 

6402 91 

andere Schuhe mit Laufsohlen und 

Oberteil aus Kautschuk oder Kunststoff, 
den Knöchel bedeckend 

6402 99 

andere Schuhe mit Laufsohlen und 

Oberteil aus Kautschuk oder Kunststoff, 
andere 

6404 20 

Schuhe mit Laufsohlen aus Leder oder 
rekonstituiertem Leder 

8421 11 

Milchentrahmer 

8421 12 

Wäscheschleudern 

1 8421 19 

andere Zentrifugen 

1 8434 10 

Melkmaschinen 

8450 19 

Maschinen zum Waschen von Wäsche mit 
einem Fassungsvermögen an 

Trockenwäsche von 10 kg oder weniger, 
andere 

8508 10 

Handbohrmaschinen aller Art 

1 8508 20 

Handsägen 

8508 80 90 

andere Elektrowerkzeuge 

8509 

elektrornechanische Haushaltsgeräte mit 
eingebautem Elektromotor 

8517 io 

Fernsprechapparate 

8518 29 

Lautsprecher, andere 


1.1.1995 


Zoll % 


1.1.1997 1.1.1999 
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KN-Code 

Warenbezeichnung 

8520 31 19 

andere Magnetbandgeräte für die 
Tonaufnahme und Tonwiedergabe, 
Kassettengeräte, andere 

1 8527 11 90 

Rundfunkempfangsgeräte, kombiniert 
mit Tonaufnahme- oder Tonwieder¬ 
gabegerät, andere 

9401 30 

Orehlstühle mit verstellbarer Sitzhöhe 

9401 40 

in Liegen umwandelbare Sitzmöbel, 
ausgenommen Gartenmöbel und 
Campingausstattungen 

1 9401 50 

Sitzmöbel aus Stuhlrohr, Korbweiden, 
Bambus oder ähnlichen Stoffen 

1 9401 71 

gepolsterte Sitzmöbel, mit Gestell aus 
Metall 

1 9401 79 

Sitzmöbel, mit Gestell aus Metall, andere 

9403 10 

Metallmöbel von der in Büros ver¬ 
wendeten Art 

9403 30 

Holzmöbei von der in Büros verwen¬ 
deten Art 

9430 40 

Holzmöbel von der in der Küche 
verwendeten Art 

9403 50 

Holzmöbel von der im Schlafzimmer 
verwendeten Art 

9403 60 

andere Holzmöbel 


1.1.1995 


15 


Zoll % 


1.1.1997 1.1.1999 
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Anhang IV 

Liste der in Artikel 14 Absatz 1 genannten Waren 


KN-Code/ 

Code Lettlands 

Warenbezeichnu ng 

Zoll 

(% oder LVL/Einheit) 

2520 

Gipsstein; Anhydrit; Gips (aus gebranntem Gips¬ 
stein oder aus Calciumsuifat), auch gefärbt oder 
mit geringen Zusätzen von Abbindebeschleunigern 
oder -Verzögerern 

5 % 

2521 

Kalksteine von der als Hochofenzuschläge oder 
zum Hersteilen von Kalk oder Zement verwende¬ 
ten Art 

5 % 

4101 

Rohe Häute und Felle von Rindern und Kälbern 
oder Pferden und anderen Einhufern (frisch oder 
gesalzen, getrocknet, geäschert, gepickelt oder 
anders konservert, jedoch weder gegerbt noch zu 
Pergament- oder Rohhautieder konserviert, noch 
zugerichtet), auch enthaart oder gespalten 

15 % 

4403 20 00 1 * 

Rohholz, anderes, von Nadelholz, mit einer Länge 
von mehr als 2 und einem Durchmesser von 14 
bis 24 cm 

6LVL 

4403 20 00 2* 

Rohholz, anderes, von Nadelholz, mit einer Länge 
von mehr als 2 m und einem Durchmesser von 
mehr als 26 cm 

6 LVL 

4403 91 00 1 * 

Rohholz, anderes, Eichenholz, mit einer Länge von 
mehr als 1 m und einem Durchmesser von 14 cm 
und mehr 

50 LVL 

4403 92 00 1 * 

Rohholz, anderes, Buchenholz, mit einer Länge 
von mehr als 1 m und einem Durchmesser von 

14 cm und mehr 

60 LVL 

4403 99 90 1 * 

Rohholz, nicht von Nadelholz, mit einer Länge von 
mehr als 1,6 m und einem Durchmesser von 14 
bis 24 cm (Sperrholz, Zündwarenholz und 
Sägerundholz der A-Qualität) 

17 LVL 
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KN-Code/ 

Code Lettlands 

Warenbezeichnung 

Zoll 

(% oder LVL/Einheit) 

4403 99 90 2* 

Rohholz, nicht von Nadelholz, mit einer Länge 
von mehr als 1,6 m und einem Durchmesser von 
26 cm und mehr (Sperrholz, Zundwarenholz und 
Sägerundholz der A*Quaiität) 

20 LVL 

4403 99 90 3* 

Rohholz, nicht von Nadelholz, mit einer Länge 
von mehr als 1,6 m und einem Durchmesser von 
14 bis 24 cm (außer Sperrholz, Zündwarenholz 
und Sägerundholz der A-Qualität) 

2 LVL 

4403 99 90 4* 

Rohholz, nicht von Nadelholz, mit einer Länge 
von mehr als 1,6 m und einem Durchmesser von 
26 cm und mehr (außer Sperrholz, Zündwaren¬ 
holz und Sägerundholz der A-Qualität) 

2 LVL 

4403 99 90 9* 

Esche, Ulme, Ahorn und anderes, mit einer 

Länge von mehr als 1 m und einem Durchmesser 
von 14 cm und mehr 

50 LVL 

1 7204 

Abfälle und Schrott, aus Eisen oder Stahl; Abfall¬ 
blöcke aus Eisen oder Stahl 

100 % 

7404 

Abfälle und Schrott, aus Kupfer 

20 % 

7503 

Abfälle und Schrott, aus Nicket 

20 % 

7602 

Abfälle und Schrott, aus Aluminium 

20 % 


* 


Nur die in dieser Liste aufgeführten Waren dieses neunstelligen lettischen Codes. 
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Anhang V 

Liste der Textilwaren mit Ursprung in Lettland, 
für die die Gemeinschaft Zoilplafonds festgesetzt hat 


Kategorie 

(Einheiten) 

KN/Taric- 

Code 

Warenbezeichnung 

plafonds 

1 

5204 11 00 

5204 19 00 

5205 

5206 

5604 90 00*50 

Baumwoilgame, nicht in Aufmachurtgen für 
den Einzelverkauf 

2 261 
(Tonnen) 

2 

5208 

5209 

5210 

5211 

5212 

5811 00 00*91 
*92 

6308 00 00*11 
*19 

Gewebe aus Baumwolle, andere als Dreher¬ 
gewebe, Schlingengewebe 
(Frottiergewebe), Bänder, Samt, Plüsch, 
Schlingengewebe, Cherüllegewebe, Tülle 
und geknüpfte Netzstoffe 

2 737 
(Tonnen) 

3 

5512 

5513 

5514 

5515 

5803 90 30 

5905 00 70*10 

6308 00 00*20 

Gewebe aus synthetischen Spinnfasem, 
andere als Bänder, Samt, Plüsch, 
Schlingengewebe (einschließlich 
Frottiergewebe) und Chenillegewebe 

630 

(Tonnen) 

4 

6105 10 00 

6105 20 10 

6105 20 90 

6105 90 10 

6109 10 00 

6109 90 10 

6109 90 30 

6110 20 10 

6110 30 10 

Oberhemden, T-SNrts, Unterziehpullis 
(andere als aus Wolle oder feinen 

Tierhaaren), Unterhemden und ähnliche 
Waren, aus Gewirken 

1 883 

(1000 Stück) 


(1) Unbeschadet der Auslegungsregeln für die Kombinierte Nomenklatur gilt die Bezeichnung nur als 
Hinweis; Für die Präferenzbehandlung sind die KN- und, gegebenenfalls, die Taric-Codes (*) maßgeblich. 

(2) Für Einfuhren, die diese jährlichen Plafonds überschreiten, kann die Gemeinschaft zu jeder Zeit währerxl 
des betreffenden Jahres Zölle wiedereinführen. 
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Kategorie 

KN/Taric- 


(Enheit) 

Code 

Warenbezeichnung (1) 


5 6101 10 90 Pullover, Slipover, Twinsets, Westen und Strick- 

6101 20 90 jscken (andere als zugeschnitten und geniht), 

6101 30 90 Anoraks, Windjacken und ihnliche Waren, pus 

Gewirken 

6102 10 90 
6102 20 90 
6102 30 90 


6110 10 10 
6110 1031 
6110 10 35 
61101038 
6110 10 91 
6110 1095 
6110 10 98 
6110 20 91 
6110 20 99 
6110 30 91 

_ 6110 30 99 _ 

6 6203 41 10 Shorts und andere kurze Hosen (andere als Bade- 

6203 41 90 hosen) und iarrge Hosen, aus Geweben für 

6203 42 31 Minner und Knaben; lange Hosen aus Geweben 

6203 42 33 für Frauen und MMchea aus Wolle, Baumwolle 


6203 42 35 
6203 42 90 
6203 43 19 
6203 43 90 
6203 49 19 

6203 49 SO 

6204 61 10 
6204 62 31 
6204 62 33 
6204 62 39 

6204 63 18 
6204 69 18 


6211 32 42 
6211 33 42 
6211 42 42 


6211 43 42 



6106 10 00 
6106 20 00 
6106 90 10 

6206 20 00 
6206 30 00 
6206 40 00 

6205 10 00 
6205 20 00 
6205 30 00 


oder synthetischen oder künstTichen Sfäruistoffen; 
Unterteile von TrainingsanzOgen, gefüttert, 
andere als solche der Kategorien 16 oder 29, aus 
Baumwolle oder synthetischen oder künstlichen 
Spinnstoffen 


Blusen urtd Hemdblusen aus Gewirken und andere 
als aus Gewirken, aus Wolle, Baumwolle oder 
synthetischen oder künstlichen Spinnstoffen, für 
Frauen und Mädchen 


Oberhemden, andere als aus Gewirken, für 
Männer und Kraben, aus Wolle, Baumwolle oder 
synthetischen oder künstlichen Spinnstoffen 


Eirjzel- 
plafonds (2) 

1 510 

(1000 Stück» 


1 750 

(1000 Stück) 


972 

(1000 Stück) 


1 917 

(1000 Stück) 
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B Kategorie 

B (Er^it) 

KN/Taric- 

Code 

Warenbezeichnung (1) 

Eiruel- 
plafocKls (2) 

9 

5802 11 00 

5802 19 00 

6302 60 00*90 

Schiinger>gewebe (Frottiergewebe); Wische zur 
Körperpflege oder Haushaltswische, aus 
Schlingengewebe (Frottiergewebe), aus ' 
Baumwoite. artdere als aus <3ewiricen 

131 

(Tonnen) 

15 

6202 11 00 

6202 12 10*90 
6202 12 90*90 
6202 13 10*90 
6202 13 90*90 

6204 31 00 

6204 32 90 

6204 33 90 

6204 39 19 

6210 30 00 

Mintel (eirtschUeßlich Kurzmintel) (einschließich 
Umhir>ge) urx) Jacken für Frauen und MMchen, 
aus Gewebe, aus Wolle. Baumwolle oder 
synthetiscfien oder künstliclien Spinnstoffen 
(ausgenommen Parkas der Kategorie 21) 

227 

(1000 Stück) 

16 

6203 11 00 

6203 12 00 

6203 19 10 

6203 19 30 

6203 21 00 

6203 22 80 

6203 23 80 

6203 29 18 

6211 32 31 

6211 33 31 

Anzüge und Kombinationen, andere als aus 
Gewirken, für Minner und Knaben, aus Wolle. 
Baumwolle oder synthetischen oder künstlichen 
Spinratoffen, ausgenonwnen Skianzüge; 
Trainirtgsanzüge. gefOttart-mit AuBeraeite aus ein 
und demselben Flichenerzeugnis. für Minrwr und 
Knaben, aus Batanwolle oder synthetischen oder 
künstlichen Spinnstoffen 

99 

(1000 Stück) 

17 

6203 31 00 

6203 32 90 

6203 33 90 

6203 39 19 

Sakkos und Jacken, ausgenommen taillierte 

Jacken, andere als aus Gewirken, für Minner und 
Knaben, aus Wolle, Baumwolle oder 
synthetischen oder künstlichen Spinnstoffen 

81 

(1000 Stück) 

20 

6302 21 00 

6302 22 90 

6302 29 90 

6302 31 10 

6302 31 90 

6302 32 90 

6302 39 90 

Bettwäsclie, andere als aus Gewirken 

232 1 

(Tonnen) 1 

39 

6302 51 10 

6302 51 90 

6302 53 90 

63Ö2 59 90 

6302 91 10 

6302 91 90 

6302 93 90 

6302 99 00*90 

Tischwäsche, Wische zur Körperpflege utkI Haus- 
haltswäscfie, andere als aus Gewirken, andere als 
aus Frottiergewebe, aus Baumwolle 

101 

(Tonnen) 
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Kategorie 

(Einheit) 

KN/Taric- 

(^e 

Warenbezeichnung (1) 

Einzel¬ 
plafonds (2) 

10 

6111 10 10 

6111 20 10 

6111 30 10 

6111 90 00*11 
61161010 

6116 10 90 
611691 00 
611692 00 

6116 93 00 

6116 99 00 

Handschuhe aus Gewirken 

308 

1 537 
(1000 Paar) 

12 

6115 1200 

6115 19 10 

6115 19 90 

6115 20 11 

6115 20 90 
611591 00 

6115 92 00 

6115 93 10 

6115 93 30 

6115 93 99 
611599 00 

Strümpfe. Strumpfhosen, UnterziehstrOmpfe, 
Socken, Säckchen, Strumpftchoner und ähnliche 
Wirkwaren, andere als für Siuglirtge, 
einschließlich Krampfaderstrümpfe, 
ausgenommen Waren der Kategorie 70 

3 189 
(100O Paar 
oder Stück) 

13 

6107 11 00 

6107 12 00 

6107 19 00 

6108 21 00 

6108 22 00 

6108 29 00 

Slips und arxlere Unterhosen für Männer urtd 
Knaben; Slips und artdere Unterhosen für Frauen 
und Mädchen, aus Gewirken, Wolle, Baumwolle 
oder synthetischen oder künstlichen Spinnstoffen 

2 018 

(1000 Stück) 

14 

6201 11 00 

6201 12 10*90 
6201 12 90*90 
6201 13 10*90 
6201 13 90*90 
6210 20 00 

Mäntel und Umhänge, für Männer utkI Knaben, 
aus Gewebe, aus Wolle, Baumwolle oder 
synthetischen oder künstlichen Spinnstoffen 
(ausgenommen Parkas der Kategorie 21) 

46 

(1000 Stück) 

18 

6207 11 00 

6207 19 00 

6207 21 00 

6207 22 00 

6207 29 00 

6207 91 00 

6207 92 00 

6207 99 00 

Unterhemden, Slips und andere Unterhosen, 
Nachthemden, Schlafanzüge, Bademäntel urxJ 
•jacken, Hausmäntel und ähnliche Waren, für 
Männer und Knaben, andere als aus Gewirken 

112 

(1000 Stück) 


6208 11 00 

6208 19 10 

6208 19 90 

6208 21 00 

6208 22 00 

6208 29 00 

6208 91 10 

6208 91 90 

6208 92 10 

6208 92 90 

6208 99 00 

Unterhemden, Unterkleider, Unterröcke, SGps urtd 
andere Unterhosen. Nachthemden, ScNafanzüge, 
Nägligäs, Bademäntel und -jacken, Hausmäntel 
und ähnliche Waren, für Frauen urtd Mädchen, 
andere als aus Gewirken 
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Kategorie 

(Einheit) 


Warenbezeichnung (1) 


19 


Taschentücher und Ziertaschentücher, andere als 
aus Gewirken 


21 6201 12 10*10 ParKas, Anoraks, Windjacken und dergleichen, 

6201 12 90*10 ar>dere als aus Gewirken, aus Wolle, Baumwolle 

6201 13 10*10 oder synthetischen oder künstlichen Spinnstoffen; 

6201 13 90*10 Oberteiie von Trainingsanzügen, gefüttert, andere 
6201 91 00 als solche der Kategorien 16 oder 29, aus 

6201 92 00 Baumwolle oder synthetischen oder künstlichen 

6201 93 00 Spinnstoffen 

6202 12 10*10 
6202 12 90*10 
6202 13 10*10 
6202 13 90*10 
6202 91 00 
6202 92 00 
6202 93 00 

6211 32 41 
6211 33 41 
6211 42 41 

_ 6211 43 41 _ 

22 5508 10 11 Game aus synthetischen Spinnfasern, nicht in 

5508 10 19 Aufmachungen für den Einzelverkauf 


5509 11 00 
5509 12 00 
5509 21 10 
5509 21 90 
5509 22 10 
5509 22 90 
5509 31 10 
5509 31 90 
5509 32 10 
5509 32 90 
5509 41 10 
5509 41 90 
5509 42 10 
5509 42 90 
5509 51 00 
5509 52 10 
5509 52 90 
5509 53 00 
5509 59 00 
5509 61 10 
5509 61 90 
5509 62 00 
5509 69 00 
5509 91 10 
5509 91 90 
5509 92 00 
5509 99 00 


Einzel- 
plafof>ds (2) 

1 746 

(1000 Stück) 


562 

(1000 Stück) 


649 

(Tonr^en) 
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Kategorie 

(Einheit) 

KN/Taric- 

Code 

Warenbezeichnung (1) 

Einzel¬ 
plafonds (2) 

23 

5508 20 10 

5510 11 00 

5510 12 00 

5510 20 00 

5510 30 00 

5510 90 00 

Game aus künstlichen Spinnfasern, nicht in Auf- 
fnachur>gen für den Einztiverkauf 

308 

(Tonnen) 

24 

6107 21 00 

6107 22 00 

6107 29 00 

6107 91 00 

6107 92 00 

6107 99 00*10 

Nachthemden, Schlafanzüge, Bademantel und 
•jacken, HausmSntd und ihnliche Waren für 
Mänrter und Knaben, aus Gewirken 

499 

(1000 Stück) 


6108 31 10 

6108 31 90 

6108 32 11 

6108 32 19 

6108 32 90 

6108 39 00 

6108 91 00 

6108 92 00 

6108 99 10 

Nachthemden, Schlafanzüge, Ndgligds,. 

Bademintel und -Jacken, Hausmintel lihd 
ihnliche Waren für Frauen und Midchen, aus 
Gewirken 


26 

6104 41 00 

6104 42 00 

6104 43 00 

6104 44 00 

Kleider für Frauen und Midchen, aus Wolle, 
Baumwolle oder synthetischen oder künstlichen 
Spinnstoffen 

395 

(1000 Stück) 


6204 41 00 

6204 42 00 

6204 43 00 

6204 44 00 



27 

6104 51 00 

6104 52 00 

6104 53 00 

6104 59 00 

Röcke, einscNießlich Hosenröcke, für Frauen und 
Mädchen 

260 

(1000 Stück) 


6204 51 00 

6204 52 00 

6204 53 00 

6204 59 10 
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Kategorie 

(Einheit) 


KN/Taric- 

Code 

Warenbezeichnung (1) 

Einzel- | 

plafonds (2) 

6103 41 10 

6103 41 90 

6103 42 10 

6103 42 90 

6103 43 10 

6103 43 90 

6103 49 10 

6103 49 91 

Lange Hosen (einscNieOlich Kniebundhosen utkI 
ihnliche Hosen), Latzhosen und kurze Hosen, 
andere als Badehosen, aus Gewirken aus'Wolle, 
Baumwolle oder synthetischen oder künstlichen 
Spinrtstoffen 

109 

(1000 Stück) 

6104 61 10 

6104 61 90 

6104 62 10 

6104 62 90 

6104 63 10 

6104 63 90 

6104 69 10 

6104 69 91 



6204 11 00 

6204 12 00 

6204 13 00 

6204 19 10 

6204 21 00 

6204 22 80 

6204 23 80 

6204 29 18 

Kostüme und Kombinationen, andere als aus 
Gewirken, für Frauen und Mächen, aus Wolle, 
Baumwolle oder synthetisclwn oder künstlichen 
Spinnstoffen, ausgenommen SkiaiuOge; 
Trainirtgsartzüge, gefüttert, mit Au(Senseite aus 
ein und demselben Flächenerzeugnis, für Frauen 
und Mädchen, aus Baumwolle oder synthetischen 
oder kürrstlichen Spinnstoffen 

124 

(1000 Stück) 

6211 42 31 

6211 43 31 



6212 10 00 

Büstenhalter, aus Geweben oder aus Gewirken 

674 

(1000 Stück) 

5801 10 00 

5801 21 00 

5801 22 00 

5801 23 00 

5801 24 00 

5801 25 00 

5801 26 00 

5801 31 00 

5801 32 00 

5801 33 00 

5801 34 00 

5801 35 00 

5801 36 00 

Samt, Plüsch, Schlingengewebe und 

Chenitlegewebe (ausgenommen Frottiergewebe 
aus Baumwolle uixl Bänder) und Nadelflorgewebe 
aus Wolle, Baumwolle oder synthetischen oder 
künstlichen Spinrtstoffen 

90 

(Tonnen) 

5802 20 00 

5802 30 00 



5407 20 11 

6305 31 91 

6305 31 99 

Gewebe aus Garrten aus syntlietischen 

Filamenten, aus Streifen oder dergleichen, aus 
Polyäthylen oder Polypropylen, mit einer Breite 
von weniger als'3 m; Säcke urtd Beutel zu 
Verpackurtgszwecken, artdere als aus Gewirken, 
aus Streifen oder dergleichen 

242 

(Tonnen) 
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Kategorie 

(Einheit) 

KN/Taric- 

Code 

Warenbezeichnung (1) 

Einzel¬ 
plafonds (2) 

34 

5407 20 19 

Gewebe aus Garnen aus synthetischen 

Filamerrten, aus Streifen oder dergleichen, aus 
PolySthylen oder Polypropyien, mit einer Breite 
von 3 m oder mehr 

8 

(Torwien) 

35 

5407 10 00 

5407 20 90 

5407 30 00 

5407 41 00 

6407 42 10 

5407 42 90 

5407 43 00 

5407 44 10 

5407 44 90 

5407 51 00 

5407 52 00 

5407 53 10 

5407 53 90 

5407 54 00 

5407 60 10 

5407 60 30 

5407 60 51 

5407 60 59 

5407 60 90 

5407 71 00 

5407 72 00 

5407 73 10 

5407 73 91 

5407 73 99 

5407 74 00 

5407 81 00 

5407 82 00 

5407 83 10 

5407 83 90 

5407 84 00 

5407 91 00 

5407 92 00 

5407 93 10 

5407 93 90 

5407 94 00 

5811 00 00*95 

5905 00 70*90 

Gewebe aus synthetischen SpinnfSden, andere 
als für die Reifenherstellung der Kategorie 114 

264 

(Tonnen) 
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Kategorie 

(Eir^it) 

36 


37 


38 A 


KN/Taric- 

Code WarenbezeichCHjng (1) 

5408 10 00 Gewebe aus künstKchen Spinnfäden, andere als 

5408 21 00 für <fie Reifenherstellung der Kategorie 114 

5408 22 10 

5408 22 90 

5408 23 10 

5408 23 90 

5408 24 00 

5408 31 00 

5408 32 00 

5408 33 00 

5408 34 00 

5811 00 00*96 

5905 00 70*20 _ 

5516 11 00 Gewebe aus kür^stlichen Spinnfasern 

5516 12 00 

5516 1300 

5516 14 00 

5516 21 00 

5516 22 00 

5516 23 10 

5516 23 90 

5516 24 00 

5516 31 00 

5516 32 00 

5516 33 00 

5516 34 00 

5516 41 00 

5516 42 00 

5516 43 00 

5516 44 00 

5516 91 00 

5516 92 00 

5516 93 00 

5516 94 00 

5803 90 50 


5905 00 70*30 _ 

6002 43 11 Gewirke aus synthetischen Spimfasem, für Vor- 


6002 93 10 



hänge und Gardinen 


Enzel* 
Plafonds (2) 

58 

(Tonrien) 


386 

(Tonnen) 


22 

(Tonnen) 


38 B 


Gardinen, andere als aus Gewirken 


1 

(Tonne) 
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Kategorie 

(Einheit) 

KN/Taric- 

Code 

Warenbezeichnung (1) 

Einzel¬ 
plafonds (2) 

40 

6303 91 00*91 
*99 

6303 92 90*90 

6303 99 90*31 

*39 

*90 

6304 19 10 

6304 19 90*91 
6304 92 00 

6304 93 00*90 
6304 99 00*92 

Gardinen, Vorhärtge ind Innenrollos; Schabracken 
tmd Bettvorhänge und andere Waren zur 
Innenau8stattur>g, andere als aus Gewrirlcen, aus 
Wolle, aus Baumwolle oder synthetischen oder 
kür>stiichen Spinctstoffen 

37 

(Tonnen) 


41 5401 10 11 Game aus synthetischen Filamenten, nicht in Auf- 750 

5401 10 19 machungen für den Bnzelverkauf, andere als (Tonnen) 

nicht texturierte Game, ungezwimt, ungedreht, 

5402 10 10 oder Game mit nicht m^ als 50 Drehungen je 

5402 10 90 Meter 

5402 20 00 
5402 31 10 
5402 31 30 
5402 31 90 
5402 32 00 
5402 33 10 
5402 33 90 
5402 39 10 
5402 39 90 
5402 49 10 
5402 49 91 
5402 49 99 
5402 51 10 
5402 51 30 
5402 51 90 
5402 52 10 
5402 52 90 
5402 59 10 
5402 59 90 
5402 61 10 
5402 61 30 
5402 61 90 
5402 62 10 
5402 62 90 
5402 69 10 
5402 69 90 


5604 20 00*10 
5604 90 00*40 
*90 
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Kategorie 

(Einheit) 







KN/Taric- 

Code 


5401 20 10 

5403 10 00 
5403 20 10 
5403 20 90 
5403 32 00*90 
5403 33 90 
5403 39 00 
5403 41 00 
5403 42 00 
5403 49 00 

5604 20 00*20 


5204 20 00 

5207 10 00 
5207 90 00 

5401 10 90 
5401 20 90 

5406 10 00 
5406 20 00 

5508 20 90 

5511 30 00 


5106 10 10 
5106 10 90 
5106 20 11 
5106 20 19 
5106 20 91 
5106 20 99 

5108 10 10 
5108 10 90 


5107 10 10 
5107 10 90 
5107 20 10 
5107 20 30 
5107 20 51 
5107 20 59 
5107 20 91 

5107 20 99 

5108 20 10 
5108 20 90 


5109 10 10 
5109 10 90 
5109 90 10 
5109 90 90 


Warenbezeichtujng (1) 


Game aus künstlichen Filamenten, nicht in Auf¬ 
machungen für den Bnzelverkauf, andere als 
Game, ungezwimt, aus Viskose, ungedreKt oder 
mit nicht mehr als 250 Drehlingen je Meter und 
nicht texturierte Game, ungezwimt, aus 
Zelluloseacetat 


Einzel- 
plafonds (2) 


75 

(Tonnen) 


Game aus synthetischen oder künstlichen 
Rlamenten, Game aus künstlichen Spinnfasern, 
Game aus Baumwotte, in Aufmachungen für den 
Gruehrerkauf 


77 

(Tonnen) 


Game aus Wolle oder feinen Tierhaaren, 
gekrempelt, nicht in Aufmachungen für den 
Bnzelverkauf 


18 

(Tonnen) 


Game aus Wolle oder feinen Tierhaaren, 
gekimmt, nicht in Aufmachungen für den 
Brueiverkauf 


60 

(Tonnen) 


Game aus Wolle oder feinen Tierhaaren, in Auf¬ 
machungen für den Bnzelverkauf 


24 

(Tonnen) 






























Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil 11 Nr. 41, ausgegeben zu Bonn am 26. September 1996 


1925 


Kategorie 

(Einheit) 


KN/Taric- 

Code 


50 


51 

11 

11 

11 

51 

11 

11 

19 

51 

11 

11 

91 

51 

11 

11 

99 

51 

11 

19 

11 

51 

11 

19 

19 

51 

11 

19 

31 

51 

11 

19 

39 

51 

11 

19 

91 

51 

11 

19 

99 

51 

11 

20 

00 

51 

11 

30 

10 

51 

11 

30 

30 

51 

11 

30 

90 

51 

11 

90 

10 

51 

11 

90 

91 

51 

11 

90 

93 

51 

11 

90 

99 

51 

12 

11 

10 

51 

12 

11 

90 

51 

12 

19 

11 

51 

12 

19 

19 

51 

12 

19 

91 

51 

12 

19 

99 

51 

12 

20 

00 

51 

12 

30 

10 

51 

12 

30 

30 

51 

12 

30 

90 

51 

12 

90 

10 

51 

12 

90 

91 

51 

12 

90 

93 

51 

12 

90 

99 


53 


5803 10 00 


54 


5507 00 00 


55 


5506 

5506 

5506 

5506 

5506 

5506 


1000 
20 00 
30 00 
90 10 
90 91 
90 99 


56 


5508 10 90 

5511 1000 
5511 20 00 


Warenbezeichtuing (1) 

Gnzel- 
plafortds (2) 

Gewebe aus Wolle oder feirten Tierhaaren 

60 

(Tonnen) 

Drehergewebe aus Baumwolle 

1 

(Tonne) 

Künstliche Spinnfasern und AbfSlle, gekren^Mlt, 
gekimmt oder anders für die Spinnerei vorbereitet 

7 

(Torvien) 

Synthetische Spinnfasern und AbfUe, 
gekrempelt, gekimmt oder anders für die 

Spinnerei vorbereitet 

60 

(Tonnen) 

Game aus synthetischen Spinnfasern 
(einschließlich Abfälle), in Aufmachungen für den 
Brtzelverkauf 

53 

(Torvien) 
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Kategorie 

(Einheit) 



KN/Taric- 

Code 


5701 10 10 
5701 10 91 
5701 10 93 
5701 10 99 
5701 90 10 
5701 90 90 


570210 
5702 31 
5702 31 
5702 31 
5702 32 
5702 32 
5702 39 
5702 41 
5702 41 
5702 42 
5702 42 
5702 49 
5702 51 
5702 52 
5702 59 
5702 91 
5702 92 
5702 99 


00 

10 

30 

90 

10 

90 

10 

10 

90 

10 

90 

10 

00 

00 

00*20 

00 

00 

00*20 


Warenbezeichnung (1) 


Gekr^fte Teppiche, auch konfektioniert 


Einzel¬ 
plafonds (2) 


283 

(Tonnen) 


Teppiche utk) arvlere Bodenbeläge aus 
Spinnstoffen, andere als Teppiche der 
Kategorie 58 


310 

(Tonnen) 


5703 10 10 
5703 10 90 
5703 20 11 
5703 20 19 
5703 20 91 
5703 20 99 
5703 30 11 
5703 30 19 
5703 30 51 
5703 30 59 
5703 30 91 
5703 30 99 
5703 90 10 

5703 90 90*90 

5704 10 00 
5704 90 00 



5705 00 10 
5705 00 31 
5705 00 39 
5705 00 90*11 
*19 


5805 00 00 


Tapisserien, handgewebt (Gobelins, Flandrische 
Gobelins, Aubusson, Beauvais und ShnTiche), ur>d 
Tapisserien als Nadelarbeit (z.B. Petit Point, 
Kreuzstich), auch konfektioniert 


(Tor>r>e) 























Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil II Nr. 41, ausgegeben zu Bonn am 26. September 1996 


1927 


Kategorie 

KN/Taric- 


Einzel- 

(Einheit) 

Code 

Warenbezeichnung (1) 

plafoTKls (2) 

61 

5806 10 00*90 

Bänder und schußlose Bänder aus parallelgelegten 

48 1 


5806 20 00 

und geklebten Garnen oder Fasern (bolducs). 

(Tonnen) 


5806 31 10 

ausgenommen Etiketten und ähnliche Waren der 



5806 31 90 

5806 32 10 

5806 32 90 

Kategorie 62 



5806 39 00*90 

Gummielastische Gewebe (ausgenommen 



5806 40 00*90 

Gewirke) 


62 

5606 IDO 91 

Chenillegame, Gimpen (andere als umsponnene 

61 


5606 00 99 

Game aus Roßhaar) 

(Tonnen) 


5804 10 11 

TüUe, Bobinetgardinenstoff und gekrtüpfte Netz- 



5804 10 19 

Stoffe, Spitzen (maschinen- oder handgefertigt). 



5804 10 90 

als Meterware oder als Motiv 



5804 21 10 

5804 21 90 

5804 29 10 

5804 29 90 

5804 30 00 

• 



5807 10 10 

Etiketten, Abzeichen und ähnliche Waren, aus 



5807 10 90 

Spinnstoffen, als Meterware oder zugeschnitten, 
nicht bestickt, gewebt 



5808 10 00 

Geflechte urvi soratige Posamentierwaren, als 



5808 90 00 

Meterware: Quasten, Troddeln, Oliven, Nüsse, 
Pompons und dergleichen 



5810 10 10 

5810 10 90 
581091 10 

5810 91 90 

5810 92 10 

5810 92 90 

5810 99 10 

5810 99 90 

Stickereien, als Meterware oder als Motiv 


63 

5906 91 00 

Gewirke aus synthetischen Spirmfasem mit einem 

33 



Anteil an Elastomer-Fäden von nnehr als 

(Tonrwn) 


6002 10 10*10 

5 Gewichtshundertteilen und Gewirke mit einem 



6002 10 90 

Anteil an gummielastischen Fäden von mehr als 



6002 30 10*10 
6002 30 90 

5 Gewichtshuixlertteilen 



6001 10 00*10 

Raschelspitzen und hochflorige Gewirke, aus 
synthetischen Spinnfasern 



6002 20 31 

6002 43 19 
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Kategorie 

KN/Taric- 


Einzel- 

(Einheit) 

Code 

Warenbezeichnung (1) 

plafonds (2) 



6301 10 00 
6301 20 91 
6301 20 99 
6301 30 90 
6301 40 90*91 
*99 

6301 90 90*21 
*99 


5807 90 90 

611300 10 

61171000 
6117 20 00 
6117 80 10 
6117 80 90 
6117 90 00 


Decken, andere als aus Gewirken, aus Wolle, 
Oaumwolle oder synthetischen oder künstlichen 
Spinnstoffen 


23 

(Tonnen) 


Bekleidung und Bekieidungszubehör, arxlere als 
für Säuglinge, aus Wirkwaren; Wäsche aller Art, 
aus Gewirken: Gardinen; Vorhänge urtd 
ItwtenroNos; Schabracken uttd Bettvorhänge und 
andere Waren zur hmenausstatturtg, aus 
(äewirken; Decken aus Gewirken; andere 
Kleidungsstücke, und Bekieidungszubehör 


85 

(Tonnen) 


6301 20 10 
6301 30 10 
6301 40 10 

6301 90 10 

6302 10 10 
6302 10 90 
6302 40 00 

6302 60 00*10 

6303 11 00 
6303 12 00 

6303 19 00 

6304 11 00 

6304 91 00 

6305 20 00*10 
6305 31 10 
6305 39 00*91 
6305 90 00*20 



6307 10 10 
6307 90 10 


6111 10 90 
6111 20 90 
6111 30 90 
6111 90 00*19 

6209 10 00*90 
6209 20 00*90 
6209 30 00*90 
6209 90 00*90 


Säuglingskleidung und Bekleidurtgszubehör für 
Säuglinge, ausgenommen Handschuhe für 
Säuglinge der Kategorien 10 urxl 87, und 
Strümpfe, Socken und Söckchen für Säuglinge, 
arxiere als aus Gewirken, der Kategorie 88 


91 

(Tonnen) 
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Kategorie 

(Einheit) 

KN/Taric- 

Code 

Warenbezeichnung (1) 

Einzel¬ 
plafonds (2) 

69 

6108 11 10 

6108 11 90 

6108 19 10 

6108 19 90 

Unterkleider und Unterröcke, aus Gewirken, für 
Frauen uttd MSdchen 

102 

<1000 Stück) 

70 

6115 11 00 

6115 20 19 

6115 93 91 

Strumpfhosen, aus synthetischen Spinnstoffen, 
mit einem Titer der Einfachfiden von weniger als 
€7 Decitex <6.7 Tex) 

Strümpfe für Frauen, aus synthetischen 

Spinnfasern 

6 731 

(1000 Stück 
oder Paar) 

72 

6112 31 10 

6112 31 90 

6112 39 10 

6112 39 90 

6112 41 10 

6112 41 90 
611249 10 

6112 49 90 

6211 11 00 

6211 12 00 

Badeanzüge und Badehosen, aus Wolle, 

Baumwolle oder synthetischen oder künstlichen 
Spinnstoffen 

189 

(1000 Stück) 

73 

6112 11 00 

6112 12 00 

6112 19 00 

Kostürrte und Kombinationen, aus Gewirken, für 
Frauen urxl MSdchen. aus Wolle, Baumyrolle oder 
synthetischen oder künstlichen Spinctstoffen 

181 

(1000 Stück) 

74 

6104 11 00 

6104 1200 

6104 1300 

6104 1900*10 
6104 21 00 

6104 22 00 

6104 23 00 

6104 29 00*10 

Kostüme und Kombirtationen. aus Gewirken, für 
Frauen urxl MSdchen, aus Wolle. Baumwolle oder 
syrrthetischen oder künstlichen Spwwtstoffen. 
ausgerxxnmen Skieruüge 

67 

(1000 Stück) 

75 

6103 11 00 

6103 12 00 

6103 19 00 

6103 21 00 

6103 22 00 

6103 23 00 

6103 29 00 

Aruüge und Kombinatiorwn. aus Gewirken, für 
Männer und Knaben, aus Wolle, Baumwolle oder 
synthetischen oder künstlichen Spinnstoffen, 
ausgenommen Skianzüge 

10 

(1000 Stück) 
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Kategorie 

(Einheit) 

76 


KN/Taric- 


Einzel- 

Code 

Warenbezeichnung (1) 

Plafonds (2) 

6203 22 10 

Arbeits- und Berufskleidung, für Mätmer utkI 

169 

6203 23 10 

Knaben, andere als aus Gewirken; Schürzen, 

(Tonnen) 

6203 29 11 

Kittel und artdere Arbeits- und Berufskleidür^, für 


6203 32 10 

6203 33 10 

6203 39 11 

6203 42 11 

6203 42 51 

6203 43 11 

6203 43 31 

6203 49 11 

6203 49 31 

Frauen und Mädchen, andere als aus Gewirken 


6204 22 10 

6204 23 10 

62(34 29 11 

6204 32 10 

6204 33 10 

6204 39 11 

6204 62 11 

6204 62 51 

6204 63 11 

6204 63 31 


• 

6204 69 11 

. 


6204 69 31 



6211 32 10 

6211 33 10 

6211 42 10 

6211 43 10 

• 



77 


6211 20 00*10 


Kombinationen und SkianzOge, andere als aus 
Gewirken 


45 

(Tonnen) 
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Kategorie 

(Einheit) 





KN/Taric- 

Code 


6203 41 30 
6203 42 59 
6203 43 39 

6203 49 39 

6204 61 80 
6204 61 90 
6204 62 59 
6204 62 90 
6204 63 39 
6204 63 90 
6204 69 39 
6204 69 SO 

6210 40 00 

6210 50 00 

6211 31 00 
6211 32 90 
6211 33 90 
62114100 
6211 42 90 
6211 43 90 


6101 10 10 
6101 20 10 

6101 30 10 

6102 10 10 
6102 20 10 

6102 30 10 

6103 31 00 
6103 32 00 
6103 33 00 

6103 39 00*10 

6104 31 00 
6104 32 00 
6104 33 00 
6104 39 00*10 

611220 00*10 

6113 00 90 

61141000 

6114 20 00 
6114 30 00 


6214 20 00 
6214 30 00 
6214 40 00 
6214 90 10 


WarenbezeichTHjng (1) 


Bekleidung, andere als aus Gewirken, 
ausgenommen Bekleidung der Kategorien 6, 7, 8. 
14. 15. 16, 17. 18, 21. 26. 27. 29. 68.-72. 76 
and 77 


Einzel¬ 
plafonds (2) 



Mäntel (ektschließlich Kurzmäntel), Jacken und 
arKlere Beldeidung, eirttchliefiUch Skianzüge, aus 
Gewirken, ausgenommen Bekleidung der Kate¬ 
gorien 4. 5. 7, 13. 24, 26, 27. 28. 68. 69. 72. 
73. 74 and 75 


60 

(Tonr>en) 


Schals. Umschlagtücher, Halstücher. Kragen¬ 
schoner. Kopftücher, Schleier und ähnliche 
Waren, andere eis aus (aewirkeit. aus Wolle. 
Baumwode oder synthetischen oder künstlichen 
Spinnstoffen 


15 

(Tonnen) 
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Kategorie 

{Einheit) 

KNH'aric- 

Code 

Warenbezeichnung (1) 

Einzel¬ 
plafonds (2) 

85 

6215 20 00 

6215 90 00 

Krawatten, Querbinder und Krawattenschals, 
andere als aus Gewirken, aus Wolle, Baumwolle 
oder synthetischen oder .kOnstflchen Spwihstoffen 

1 

(Tonne) 

86 

6212 20 00 

6212 30 00 

6212 90 00 

BQstenhalttf, HüftgOrtel, Korsette, Hosentriger, 
Strumpfhalter, Strumpfbinder und ihnliche 

Waren sowie ihre Teile, audt aus Gewirken 

140 

(1000 Stück) 

87 

6209 10 00*10 
6209 20 00*10 
6209 30 00*10 
6209 90 00*10 

6216 00 00 

Harvfscht^, andere als aus Gewirken 

37 

(Tonnen) 

88 

6209 10 00*20 
6209 20 00*20 
6209 30 00*20 
6209 90 00*20 

6217 10 00 

6217 90 00 

Strümpfe, Socken und Sickchen, nicht gewirkt; 
arKleres Bekieiduitgszubehdr, ausgenomnrten für 
Säuglinge, nicht gewirkt 

8 

(Tonrwn) 

90 

5607 41 00 

5607 49 11 

5607 49 19 

5607 49 90 

5607 50 11 

5607 50 19 

5607 50 30 

5607 50 90 

Bir>dfäden, Seile utkI Taue, auch geflochten, aus 
synthetischen Spinnstoffen 

76 

(Tonten) 

91 

6306 21 00 

6306 22 00 

6306 29 00 

Zelte 

69 

(Tonnen) 

93 

6305 20 00*90 
6305 39 00*99 
6305 90 00*99 

Säcke und Beutel zu Verpackungszwecken, aus 
Spinnstoffen, andere als aus Streifen oder der* 
gleichen, aus Polyäthylen oder Polypropylen 

28 

(Tonr>en) 

94 

• 

5601 10 10 

5601 10 90 

5601 21 10 

5601 21 90 

5601 22 10 

5601 22 91 

5601 22 99 
5601-29 00 

5601 30 00 

Watte und Waren daraus, aus Spinnstoffen; 
Spinnfasern mit einer Breite von 5 mm oder 
weniger (Scherstaub), Knoten und Noppen, aus 
Spinnstoffen 

91 

(Tormen) 
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Kategorie 

(Einheit) 

KNH’aric- 

Code 

Warenbezeichnung (1) 

Gnzel* 
Plafonds (2) 

97 

5608 11 11 

5608 11 19 

5608 11 91 

5608 11 99 

5608 19 11 

5608 19 19 

5608 19 31 

5608 19 39 

5608 19 91 

5608 19 99 

5608 90 00 

Netze, in Stücken oder als Meterware, aus Bind¬ 
fäden, Seilen oder Tauen, konfektioräerte Fischer¬ 
netze, aus Bindfäden, SeBen oder Tauen ' 

22 

(Tonnen) 

98 

5609 00 00 

5905 00 10 

Waren aus Bindf&len, Seien oder Tauen, ausge¬ 
nommen Gewebe. Waren aus Geweben und 

Waren der Kategorie 97 

14 

(Tonnen) 

99 

5901 10 00 

5901 90 00 

Gewebe, mit Leim oder stärkehaltigen Zurichte¬ 
stoffen bestrichen, wie sie üblicherweise zum Gri- 
binden von Büchern, zum Herstellen von 

Futteralen und anderen Kartonagen oder zu 
ähnlichen Zwecken verwendet werden; 
Pausleinwand; präparierte MalleinwaiKl; Bougram 
urxl ähnliche Erzeugnisse für die Hutmacherei 

75 

(Tonrren) 


5904 10 00 

5904 91 10 

5904 91 90 

5904 92 00 

Linoleum, auch zugeschnhten; Bodenbeläge, 
bestehend aus einer Spinnstoffunteriage mit einer 
Deckschicht oder einem Überzug, auch zuge¬ 
schnitten 



5906 10 10 

5^06 10 90 

5906 99 10 

5906 99 90 

Kautschutierte Gewebe, andere als aus Gewirken, 
mit Ausnahme von Geweben für die 
Reifenhersteliung 



5907 00 10 

5907 00 90 

Andere Gewebe, getränkt oder bestrichen, 
bemalte Gewebe für Theaterdekorationen, 
Atelierhintergründe und dergleichen, arxlete als 
Waren der Kategorie 100 


100 

5903 10 10 

5903 10 90 

5903 20 10 

5903 20 90 

5903 90 10 

5903 90 91 

5903 90 99 

Gewebe, mit Zellulosederivaten oder anderen 
Kunststoffen getränkt, bestrichen oder überzogen 
oder mit Lagen aus diesen Stoffen versehen 

138 

(T orvien) 

101 

5607 90 00*90 

Birxifäden, Seile und Taue, auch geflochten, 
andere als aus synthetischen Chemiefasern 

8 

(T onnen) 

109 

6306 11 00 

6306 12 00 

6306 19 00 

6306 31 00 

6306 39 00 

Ranen, Segel und Markisen 

13 

(T onnen) 
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Kategorie 

(Ertheit) 

KN/Taric- 

Code 

Warenbezeichnung (1) 

Einzel¬ 
plafonds (2) 

110 

6306 41 00 

6306 49 00 

Luftmatratzen, aus Geweben 

68 

(Tormen) 

111 

6306 91 00 

6306 99 00 

Zeltlagerausrüstungen, aus Geweben, andere als 
Luftmatratzen und Zelte 

4 

(Tomen) 

112 

6307 20 00 

6307 90 99*91 
*99 

Andere konfektionierte Waren, aus Geweben, 
andere als Waren der Kategorien 113 und 114 

33 

(Tonrten) 

113 

6307 10 90 

Scheuertücher, Spültücher uivf Staubtücher, 
andere als aus Gewirken 

26 

(Tormen) 

114 

5902 10 10 

5902 10 90 

5902 20 10 

5902 20 90 

5902 90 10 

5902 90 90 

5908 00 00 

5909 00 10 

5909 00 90 

591000 00 

5911 1000 

5911 20 00*90 
5911 31 11 

5911 31 19 

5911 31 90 

5911 32 10 

5911 32 90 

5911 40 00 

5911 90 10 

5911 90 90 

Gewebe und Waren für technische Zwecke 

63 

(Tonnen) 
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Kategorie 

KN/Taric- 


Einzel- 

(Einheiten) 

Code 

Warenbezeichnung (1) 

piafonds (2) 







5306 10 11 
5306 10 19 
5306 10 31 
5306 10 39 
5306 10 50 
5306 10 90 

5306 20 11 
5306 20 19 
5306 20 90 

5308 90 11 
5308 90 13 
5308 90 19 


5309 11 11 
5309 11 19 
5309 11 90 
5309 19 10 
5309 19 90 
5309 21 10 
5309 21 90 
5309 29 10 
5309 29 90 

5311 00 10 

5803 90 90 

5905 00 31 
5905 00 39 


6302 29 10 
6302 39 10 
6302 39 30 
6302 52 00 
6302 59 00*10 
6302 92 00 
6302 99 00*10 


6303 99 90*10 

6304 19 30 
6304 99 00*10 


5607 90 00*20 


Leinengarne uivl Ramiegame 


104 

(Tonnen) 



33 

(Tonnen) 


Bettwäsche, Tischwäsche, Wäsche zur Körper¬ 
pflege urKl andere Haushaltswäsche, aus Leinen 
oder Ramie, andere als aus Gewirken 


15 

(Tonnen) 


Gardinen, Vorhänge und Irmervollos, 
Schabracken und andere Bettvorhänge und 
andere Waren zur Innenausstatturtg, andere als 
Gewirke aus Flachs oder Ramie 


Birtdfäden, Seile und Taue, auch geflochten, aus 
Flachs oder Ramie 


3 

(Tonnen) 


26 

(Tonnen) 
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Kategorie 

KN/Taric- 


Einzel- | 

(Eirrheiten) 

Code 

Warenbezeichnung (1) 

plafonds (2) H 

122 

6305 90 00*91 

Säcke urtd Beutel zu Verpackungszwecken. 

23 


*92 

gebraucht, aus Rachs, Ramie oder Sisal, arrdere 
als aus Gewirken 

(Tonnen) 

123 

5801 90 10 

Samt, Rusch, Schlingengewebe und Chenille- 

1 


5801 90 90*20 

gewebe, aus Rachs oder Ramie. ausgeruMnmen 
Waren der Position 5802 oder 5806; Schals, 

(Tonne) 


6214 90 90*11 

Umschlagtücher, Halstücher, Kragenschoner, 



*91 

Kopftücher, Schleier und ähnliche Waren aus 



- 

Rachs oder Ramie, andere als aus Gewirken 






5501 10 00 
5501 20 00 
5501 30 00 
5501 90 00 

5503 10 11 
5503 10 19 
5503 10 90 
5503 20 00 
5503 30 00 
5503 40 00 
5503 90 10 
5503 90 90 

5505 10 10 
5505 10 30 
5505 10 50 
5505 10 70 
5505 10 90 


5402 41 10 
5402 41 30 
5402 41 90 
5402 42 00 
5402 43 10 
5402 43 90 


5404 10 10 
5404 10 90 
5404 90 11 
5404 90 10 
5404 90 19 
5604 20 00*90 
5604 90 00*20 



Synthetische Spinnfäden, andere als die Fäden 
der Kategorie 41 


453 

(Tonnen) 


Monofile, Streifen (künstliches Stroh und der¬ 
gleichen) utrd Katgutnachahmiaigen, aus 
synthetischer oder künstlicher Spinnmasse: 

— aus synthetischer Spinnmasse 

— Morrafile 

— andere 


273 

(Tonr>en) 
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Kategorie 

(Einheiten) 

KN/Taric- 

Code 

Warenbezeichnung (1) 

Einzel* | 

piafonds (2) 1 

126 

5502 00 10 

5502 00 90 

5504 10 00 

5504 90 00 

5505 20 00 

Künstliche Spinnfasern 

1 701 
(Tonnen) 

127 A 

5403 31 00 

5403 32 00*10 
5403 33 10 

Synthetische utkI künstliche Spinnfiden, nicht in 
Aufmachungen für den Bnzetverkauf, andere als 
die der Kategorie 42 

141 1 

(Tortnen) 1 

127 8 

5405 00 00 

5604 90 00*30 

Monofile, Streifen (künstliches Stroh und der¬ 
gleichen) und Katgutnachahmungen, aus 
synthetischer oder künstficher Spinnmasse 


129 

5110 00 00 

Game aus groben Tierhaaren 

2 1 

(Tonnen) | 

130 A 

5004 00.10 

5004 00 90 

5006 00 10 

Seidengame (andere als Sourretteseidertgame) 

13 

(Tonnen) 

130 8 

5005 00 10 

5005 00 90 

5006 00 90 

5604 90 00*10 

Seidengame, andere als die der Kategorie 130 A 

Messinahaar 

36 

(Tonnen) 

131 

5308 90 90 

Game aus anderen pflanzlichen Spinnstoffen 

6 

(Tonnen) 

132 

5308 30 00 

Papiergarne 

8 

(Tonnen) 
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Kategorie 

(Einheiten) 


KN/Taric- 

Code 

Warenbezeichnung (1) 

Eirrzel- 
plaforrds (2) 

5308 20 10 

5308 20 90 

Hanfgarne 

73 

(Tonnen) 

5605 00 00 

Metallgame 

24 

(Tonnen) 

5113 00 00 

Gewebe aus groben Tierhaaren oder aus Roßhaar 

1 

(Torw>e) 

5007 10 00 

5007 20 10 

5007 20 21 

5007 20 39 

5007 20 41 

5007 20 51 

5007 20 59 

5007 20 61 

5007 20 69 

5007 20 71 

5007 90 10 

5007 90 30 

5007 90 50 

5007 90 90 

Gewebe aus Seide 

121 

(Tonnen) 

5803 90 10 



5905 00 90*20 



5911 20 00*20 



5801 90 90*10 

Samt, Plüsch, Schlingengewebe und Chenilie- 
gewebe, ausgerK>inmen Gewebe der Posi¬ 
tionen 5508 und 5805, aus Seide, Schappeseide 
oder Bourretteseide 

1 

(Tonne) 

5806 10 00*10 

Birxier aus Seide, Schappeseide oder Bourrette¬ 
seide 


5311 00 90 

Gewebe aus pflanzlichen Spinnstoffen, andere 
als aus Rachs, Jute oder anderen textilen Bast¬ 
fasern 

16 

(Tonrren) 

5905 00 90*90 

Gewebe aus Papiergarnen 
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Kategorie 

(Einheiten) 

KN/Taric- 

Code 

Warenbezeichnung (1) 

Einzel¬ 
plafonds (2) 

139 

5809 00 00 

Gewebe aus Metall* oder metallisierten FSden 

2 

(Tonnen) 

140 

6001 10 00*90 
6001 29 90 

6001 99 90 

6002 20 90 

6002 49 00 

6002 99 00 

Andere Gewirke als aus Baumwolle, Weite, 
künstlichen oder synthetischen Spinnstoffen 

3 

(Tonnen) 

141 

6301 90 90*29 
•99 

Andere Decken als aus Baumwolle, Wolle, künst¬ 
lichen oder synthetischen Spinnstoffen 

4 

(Tonnen) 

142 

5702 39 90*20 
5702 49 90*20 
5702 59 00*30 
5702 99 00*30 

5705 00 90*31 
*39 

Teppiche und andere FuSbodenbeWge, aus 
Spinnstoffen, andere als (fia aus Kokosfasern, 
der Position 5303 oder die der Kategorie 59 

57 

(Tonnen) 

144 

5602 10 35 

5602 29 10 

Friz aus groben Tierhaaren 

1 

(Tonne) 

145 

5607 30 00 

5607 90 00*10 

BirKifäden, Seite und Taue, auch geflochten 
- aus Abaca (Manilahanf oder Musa textilis 

Nee) oder aus anderen harten Blattfasem oder 
aus Hanf 

121 

(Tonnen) 

i 

146 A 

5607 21 00*11 
*19 

Bindfäden, Seile und Taue, auch geflochten 

- BirKlegame und Pressengame für landwirt¬ 
schaftliche Maschinen, aus Sisal oder anderen 
Agavefasem 

246 

(Tonnen) 











































1942 Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil II Nr. 41, ausgegeben zu Bonn am 26. September 1996 


Kategorie 

(Einheiten) 

KN/Taric- 

Code 

Warenbezeichnung (1) 

Einzel¬ 
plafonds (2) 

146 B 

5607 21 00*91 
•99 

5607 29 10 

5607 29 90 

Birxlfäden. Seite und Taue, auch geflochten 

- aus Sisal oder andereh Agavefasem, andere 
als die Waren der Kategorie 146 A 

19 

(Tonnen) 

152 

5602 10 11 

Filze und Waren daraus, auch getränkt oder 
bestrichen 

- Filze als Meterware oder nur quadratisch oder 
rechteckig zugeschnitten. 

- genadelt, aus Jute oder anderen textilen 
Bastfasern der Position 5703. weder getränkt 
fK)ch bestrichen, andere als für Bodenbeläge 

4 

(Tontten) 

156 

6106 90 30 

6110 90 90*30 

Blusen und Pidlover aus Seide. Schappeseide 
oder Bourretteseide. für Frauen. Mädchen und 
Kleinkirtder 

4 

(Tonnen) 
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Kategorie 

(Einheiten) 


KN/Taric- 

Code 


Warenbezeichnung (1) 


Einzel¬ 
plafonds (2) 


6101 90 

6101 90 

6102 90 
6102 90 


Kleidung, weder gummielastisch noch kaut- 
achutiert. arxtere als die ,der Kategorien V 
bis 123 und der Kategorie 156 


15 

(Tonnen) 


6103 39 
6103 49 


00*90 

99 


6104 19 
6104 29 
6104 39 
6104 49 
6104 69 


00*90 

00*90 

00*90 

00 

99 


6105 90 90 

6106 90 50 

6106 90 90 

6107 99 00*90 

6108 99 90 


6109 90 


6110 90 
6110 90 


10 

90*90 


6111 90 00*90 


6112 20 00*90 



6114 90' 


6204 49 


6206 10 00 


6214 10 00 


6215 1000 


Kleider. Blusen und Hemdblusen aus Seide, 
Schappeseide oder Bourretteseide, aus Geweben 

Schals. UmscNagtOcher, Halstücher, Kragert- 
schoner, Kopftü^ier, Schleier und ähnliche 
Waren 

- aus Seide, Schappeseide oder Bourretteseide 
Krawatten 

- aus Seide, Schappeseide oder Bourretteseide 


39 

(Tonnen) 
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Kategorie 

(Einheiten) 


KN/T aric- 
Code 


Warenbezeichnung (1) 


Einzel¬ 
plafonds (2) 



6213 1000 


6201 19 00 

6201 99 00 

6202 19 00 

6202 99 00 

6203 19 90 
6203 29 90 
6203 39 90 

6203 49 90 

6204 19 90 
6204 29 90 
6204 39 90 
6204 49 90 
6204 59 90 

6204 69 90 

6205 90 10 

6205 90 90 

6206 90 10 
6206 90 90 

6211 20 00*90 
6211 39 00 
6211 49 00 


TasehentOcher und Ziertaschentücher 1 

- aus Seide, Schappeseide oder Bourretteseide (Tonr>e) 


Kleidung, andere als aus Gewirken, andere als 74 

die der Kategorien 1 bis 123 und der Kate- fTonr»en) 

gorie 159 


6214 90 90*19 
*99 


220 

6309 00 00 

Gebrauchte Kleidung 

1 030 
(Tonnen) 

230 

5604 10 00 

Fäden und Kordeln aus Kautschuk, mit einem 
Überzug aus Spinnstoffen 

24 

(Torwien) 
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Kategorie 

(Einheiten) 

KN/Taric- 

Code 

Warenbezeichnung (1) 

Einzel¬ 
plafonds (2) 

240 

5801 90 90*90 

5811 00 00*14 
*15 
*99 

Artdere Textilwaren, andere als die der Kate¬ 
gorien 1 bis 230 

(T onne) 1 


6002 10 10*99 
6002 30 10*99 




6304 19 90*99 
6304 99 00*99 




6305 90 00*10 
6305 90 00*93 




6308 00 00*90 
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Anhang VI 

In Artikel 17 genannten Erzeugnisse 


Erzeugnisse, bei denen die Gemeinschaft und Lettland 
bei den Abgaben eine landwirtschaftliche Komponente beibehält 


KN-Code 

Warenbezeichnung | 

2905 43 

Mannitol | 

2905 44 

D-Giucitoi (Sorbit) . 

ex 3505 10 

Dextrine und andere modifizierte Starken, ausgenommen ver- 
etherte und veresterte Stärken der Unterposition 3505 10 50 

3505 20 

• 

Leime auf der Grundlage von Stärken, Dextrinen oder anderen 
modifizierten Stärken 

3809 10 

Zubereitete Schiichtemittei und Appreturmittel auf der Grundlage 
von Stärke oder Stärkederivaten 

3823 60 

Sorbit, ausgenommen Erzeugnisse der Unterposition 2905 44 
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Anhang VII 

Liste der in Artikel 20 Absatz 2 genannten Erzeugnisse 

Für die Einfuhren der folgenden Erzeugnisse mit Ursprung In Lettland In die Gemeinschaft 
gelten die nachstehenden Zdle: 


KN-Code 

Warenbezeichnung 

Zoll 

0409 

Natürlicher Honig 

17,3 % 

0601 10 

Bulben, Zwiebeln, Knollen, Wurzelknollen und 
Wurzelstöcke, ruhend 

5,1 % 

0602 20 90 

Bäume, Sträucher und Büsche yon genießbaren 
Früchten, andere 

8,3 % 

0602 40 

Rosen, auch veredelt 

6 % 

0706 90 30 

Merrettich 

7 % 

0707 00 25 
0707 00 30 

Gurken, frisch oder gekühlt (vom 16. Mai bis 

31. Oktober) 

16 % 

0709 51 30 

Pfifferlinge 

frei 

0810 40 30 

Heidelbeeren der Art "Vaccinium myrtillus" 

frei 

0810 40 50 

Früchte der Arten "Vaccinium macrocarpon" und 
"Vaccinium corymbosum" 

3 % ‘2) 

0810 40 90 

Andere Beerenfrüchte 

5 % ‘21 

0909 40 

Kümmelfrüchte 

frei 


(1) Unbeschadet der Vorschriften für die Auslegung der Kombinierten Nomenklatur ist der 
Wortlaut der Warenbezeichnung nur richtungsweisend, wobei für das Präferenzsystem 
im Rahmen dieses Anhangs die KN-Codes maßgebend sind. Wenn Ex-KN-Codes 
angegeben werden, so ist das Präferenzsystem in Anwendung des KN-Codes zusammen 
mit der entsprechenden Warenbezeichnung festzulegen. 

Hierfür gilt die Mindesteinfuhrpreis-Vereinbarung im Anhang. 


(2) 
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KN-Code 

Warenbezeichnung 

Zoll 1 


Apfelsaft, mit einer Dichte von nicht mehr als 

1,33 g/cm^ bei 20 ®C 


2009 70 30 

mit einem Wert von 18 ECU oder mehr für 10Ö kg 
Eigengewicht, zugesetzten Zucker enthaltend 

12 % 

2009 70 93 

mit einem Wert von 18 ECU oder weniger für 

100 kg Eigengewicht, mit einem Gehalt an zuge¬ 
setztem Zucker von 30 GHT oder weniger 

12 % 

2009 70 99 

keinen zugesetzten Zucker enthaltend 

12 % 


(1) Unbeschadet der Vorschriften für die Auslegung der Kombinierten Nomenklatur ist der 
Wortlaut der Warenbezeichnung nur richtungsweisend, wobei für das Präferenzsystem 
im Rahmen dieses Anhangs die KN-Codes maßgebend sind. Wenn Ex-KN-Codes 
angegeben werden, so ist das Präferenzsystem in Anwendung des KN-Codes zusammen 
mit der entsprechenden Warenbezeichnung festzulegen. 


Anhang zu Anhang VII 

Mindesteinfuhrpreis-Vereinbarung für bestimmte Beerenfrüchte zur Verarbeitung 

1. Oie Mindesteinfuhipreise werden für jedes Wirtschaftsjahr für folgende Erzeugnisse festgelegt 


KN-Code 

Warenbezeichnung | 

0810 40 30 

Heidelbeeren | 

0810 40 50 

Früchte der Arten "Vaccinium macrocarpon" und | 

"Vaccinium corymbosum" | 

0810 40 90 

* 

Andere Beerenfrüchte H 


Die Mindesteinfuhrpreise werden von der Gemeinschaft im Benehmen mit Lettland unter Berücksichti¬ 
gung der Preisentwicklung, der Einfuhrmengen und der Entwicklung des Marktes in der Gemeinschaft 
festgelegt. 

2. Die Mindesteinfuhrpreise sind gemäß den folgenden Kriterien einzuhalten: 

- In jedem Quartal des Wirtschaftsjahres darf der durchschnittliche Brtheitswert der einzelnen in 
Nummer 1 genannten Erzeugnisse bei der Einfuhr in die Gemeinschaft nicht niedriger sein als der 
Mindesteirtfuhrpreis für das jeweilige Erzeugnis. 

- In einem beliebigen zweiwöchigen Zeitraum darf der durchschnittliche Einheitswert der in Nummer 1 
genannten Erzeugnisse bei der Einfuhr In die Gemeinschaft nicht niedriger sein als 90 v.H. des 
Mindesteinfuhrpreises fOr das jeweilige Erzeugnis, sofern die wahrend dieses Zeitraums eirtgeführten 
Mertgen nicht weniger als 4 v.H. der normalen jährlichen Einfuhren ausmachen. 

3. Bei Nichteinhaltung eines dieser Kriterien kann die Gemeinschaft Maßnahmen treffen, um sicherzu¬ 
steifen, daß der Mindesteinfuhrpreis für jede Sendung des betreffenden aus Lettland eingeführten 
Erzeugnisses eingehalten wird. 
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Anhang VIII 

In Artikel 20 Absatz 2 genannte Erzeugnisse 

Vereinbarungen für die Einfuhren von lebenden RirKfem, Rirtdfleisch, Schaf- und Ziegenfleisch in die 
Gemeinschaft. 

1. Uriabhängig von den Bestimmungen der Verordnung (EWG) Nr. 805/68 betreffend die Versorgungsbilanz 
wird für die Einfuhren aus Lettland, Litauen und Estland ein globales Zollkontingent von 3 500 lebenden 
Rindern eröffnet weiche zur Mast oder zum Schlachten bestimmt sind, ein Lebendgewicht von nicht 
weniger als 160 kg und nicht mehr als 300 kg haben und unter den KN-Code 0102 fallen. 

Oie ermäBigte Abschöpfung oder der ermäSigte spezifische Zollsatz für Tiere, die unter dieses Kontingent 
fallen, wird auf 25 % der vollen Abschöpfung oder des voHen spezifischen Zollsatzes festgesetzt. 

2. Ist aufgrund von Vorausschätzungen damit zu rechnen, daß die Einfuhren in die Gemeinschäft in einem 
Jahr 425 000 Stück überschreiten, kann die Gemeinschaft im EMdang mit der Verordnung (EWG) 
Nr. 805/68 unbeschadet anderer Rechte im Rahmen dieses Abkommens SchutzmaBnahmen ergreifen. 

3. FOrdieElnfuhrenausLetttand, Litauen und Estland wkd ein globales Zoflkontingent von 1500 t frischem, 
gekühltem oder gefrorenem Rindfleisch der KN-Codes 0201 und 0202 eröffnet 

Die kn Rahmen dieses Kontingents ermäßigte Abschöpfung oder der ermäBigta spezifische Zollsatz wird 
auf 40 % des vollen Satzes festgesetzt 

4. Im Rahmen der autorximen Einfuhrregelungen gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 3643/85 ist Lettland. 
Litauen und Estland ein globales Kontingent von 100 t frischem, gekühltem oder gefrorenem Schaf- oder 
Ziegenfleisch des KN-Codes 0204 Vorbehalten. 
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Anhang IX 

Liste der in Artikel 20 Absatz 2 genannten Zeugnisse 

Für die Einfuhren der fotgerKlen Erzeugnisse mit Ursprung in Lettland in die Gemeinschaft 
werden im Rahmen der angegebenen Mengen (Zollkontingente) 
die variablen Abschöpfungen, die Wertzölle urtd/oder die spezifischen Zölle um 60 % gesenkt. 


KN-Code 

WarenbezeichrHmg 

Jahr 1 

Jahr 2 

Darauffolgende 

Jahre 

Tonnen 

Tonrten 

Tonnen 

ex 0203 

Fleisch von Haus¬ 
schweinen. frisch oder 
gekühlt 

800 

900 

1 000 8 

0207 10 15 

0207 21 10 

0207 10 19 

0207 21 90 

0207 39 21 

0207 41 41 

1 0207 39 23 

1 0207 41 51 

Ganze Hühner; 
Hührterbrüste; Hührter- 
schenkel 

400 

450 

500 1 

0402 10 19 

0402 21 19 

Magermilchpulver 

Vollmilchpulver 

2 000 

2 250 

2 500 

0402 29 99 

Milch oder Rahm, 
eingedickt, mit Zusatz 
von Zucker 

150 

175 

200 

0405 .00 11 

0405 11 19 

Butter 

800 

850 

900 

_u 


(1) Unbeschadet der Vorschriften für die Auslegung der Kombinierten Nomenklatur ist der Wortlaut der 
Warenbezeichnung nur richtungsweisend, wobei für das PrSferenzsystem im Rahmen dieses Anhangs die 
KN-Codes maßgebertd sind. Wenn Ex-KN-Codes angegeben werden, so ist das Präferenzsystem in 
Anwendung des KN-Codes zusammen mit der entsprechenden Warenbezeichnung festzulegen. 

(2) Ausgenommen Filets, getrennt gestellt. 
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KN-Code 

Warenbezeichnung 

Jahr 1 

Jahr 2 

Darauffolgende 

Jahre 

Tonnen 

Tonnen 

Tonrwn 

0406 10 

Frischkäse 

300 

•350 

400 1 

1 0406 90 21 

1 0406 90 23 

Cheddar 

Edamer 

600 

700 

800 1 

1 0702 00 

Tomaten, frisch oder 
gekühlt 

60 

60 

60 1 

1 0704 10 10 

Blumenkohl, vom 

15. April bis 

30. November 

60 

60 

60 

0704 90 10 

Weißkohl und Rotkohl 

150 

175 

200 

exO'706 10 00 

Karrotten urvf Speise¬ 
möhren 

150 

175 

200 

0710 10 00 

Kartoffeln, gefroren 

150 

175 

200 

1601 00 91 

RohwQrste. nicht 
gekocht 

150 

175 

200 

1 1602 50 10 

Rindfleisch, zubereitet 
oder haltbar gemacht 

150 

175 

200 


(1) Unbeschadet der Vorschriften für die Auslegung der Kombinierten Nomenklatur ist der Wortlaut der 

Warenbezeichnurtg nur richtungsweisend, wobei für das Präferenzsystem im Rahmen dieses Anhangs die 
KN-Codes maßgebend sind. Wenn Ex-KN-Codes angegeben werden, so ist das Präferenzsystem in 
Anwendung des KN-Codes zusammen mit der entsprechenden Warenbezeichnung festzulegen. 
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Anhang X 

Liste der in Artikel 20 Absatz 2 genannten Erzeugnisse 

1. Für die Einfuhren der folgenden Erzeugnisse mit Ursprung in der Europäischen Gemeinschaft nach Lett¬ 
land gelten nachstehende Zölle. 

2. Die für den Zeitraum von 1995 bis zum Jahr 2000 festgesetzten Zölle werden jährlich um denselben 
Betrag gesenkt. 

3. Wenn in Lettland günstigere Handelsregeln in Kraft sind, gelten diese auch für Einfuhren aus der Gemein¬ 
schaft. 

4. Landwirtschaftliche Erzeugnisse mit Ursprung in der Europäischen Gemeinschaft, die in diesem Anhang 
nicht aufgeführt sind, können zollfrei oder frei von Abgaben gieicher Wirkung nach Lettland eingeführt 
werden. 



KN-Code 

Warenbezeichnung 


Zollsatz 

II 



Ausgangszollsatz 

MFN-Zollsatz 

Für Einfuhren aus der EQ || 





1996 

2000 

0101 

0101 11 00 

Pferde, Esel, Maultiere und 
Maulesel, lebbnd; 

- Pferde: 

— reinrassige Zuchttiere 


0,5 % 

0.6 % 

frei 

0101 19 

— andere 

20 % 

15 % 

15 % 

15 % 

0101 20 

- Esel, Maultiere und Maulesel 



15 % 

15 % 

0102 

0102 10 00 

Rinder, lebend: 

- reinrassige Zuchttiere 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

frei 

0102 90 

- andere 

20 % + 450 LVL/t 

16 % + 450 LVL/t 

16 % + 450 LVL/t 

15 % + 360 LVL/t 

0103 

0103 10 00 

Schweine, lebend: 

- reinrassige Zuchttiere 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

frei 


- andere 

20 % + 500 LVL/t 

15 % + 600 LVL/t 

16 % + BOOLVUt 

16 % + 400 LVL/t 

0104 

0104 10 

0104 10 10 

Schafe und Ziegen, lebend: 

- Schafe: 

— reinrassige Zuchttiere 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

frei 

0104 10 90 

— andere 

20 % 

15 % 

15 % 

15 % 

0104 20 

0104 20 10 

- Ziegen: 

— reinrassige Zuchttiere 

20 % 

15 % 

15 % 

frei 

0104 20 90 

— andere 

20 % 

16 % 

15 % 

frei 
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KN-Code 

Warenbezeichnung 

Zollsatz 

Ausgangszollsatz 

MFN-Zollsatz 

Für Einfuhren aus der EG 

1996 

2000 

0105 

Hausgeflügel (Hühner, Enten, 
Gänse, Truthühner und 

Perlhühner), lebend 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

frei 

0106 00 

Andere Tiere, lebend 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

frei 

0201 

0201 30 00 

Fleisch von Rindern, frisch oder 
gekühlt 

- ohne Knochen 

20 % + 600 LVL/t 
pO% + 600 LVL/t 

15% + 600 LVL/t 

15 % + 600 LVL/t 

15 % + 600 LVL/t 

15 % + 240 LVL/t * 

15 % + 480 LVL/t 

15 % + 192 LVL/t • 

0202 

Fleisch von Rindern, gefroren 

20 % + 500 LVL/t 

15 % + 500 LVL/t 

15 % + 600 LVL/t 

16 % + 400 LVL/t 

0203 

0203 12 10 

Fleisch von Schweinen, frisch, 
gekühlt oder gefroren 
--Schinken und Teile davon 

20 % + 700 LVL/t 
20 % + 700 LVL/t 

15 % + 700 LVL/t 

15 % + 700 LVL/t 

16% + 700 LVL/t 
16% + 280 LVL/t • 

16 % + 560 LVL/t 

15 % + 224 LVL/t • 

0204 

Fleisch von Schafen oder Ziegen, 
frisch, gekühlt oder gefroren 

20 % + 500 LVL/t 

15 % + 500 LVL/t 

15 % + 500 LVL/t 

16%+ 400 LVL/t 


Zollkontingent noch Anhang XI. 
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KN-Code 

Warenbezeichnung 


Zollsatz 

j 



Ausgangszollsatz 

MFN-Zollsatz 

FOr Einfuhren aus dar EG || 





1995 

2000 

0205 

Fleisch von Pferden, Eseln, 
Maultieren oder Mauleseln, 
frisch, gekohlt oder gefroren 

IBOLVL/t 

IBOLVUt 

IBOLVUt 

120LVUt 

0206 

Genießbare 

ScNachtnebenerzeugnisse von 
Rindern, Schweinen, Schafen, 
Ziagen, Pferden, Esel, 

Maultieren oder Mauleseln, 
frisch, gekohlt oder gefroren 

IBOLVL/t 

IBOLVL/t 

60 LVL/t (*) 

48LVUt 

0207 

Fleisch und genießbare 
ScMachtnebenerzeugnisse von 
HnisgefiOgel der 

Position 0105, frisch, gekühlt 
oder gefroren 

20 % + 100 LVL/t 

15 % + 100 LVL/t 

16 % + 100 LVL/t 

50% + 80 LVL/t 1 

0208 

Anderes Fleisch und andere 
genießbare 

Schiachtnebenerzeugnisse, 
frisch, gekohlt oder gefroren 

IBOLVL/t 

IBOLVL/t 

1 SO LVL/t 

120 LVL/t 

0209 

Schweinespeck ohne magere 
Teile, Schweinefett und 
*6efl0gelfett, nicht 
ausgeschmolzen, frisch, 
gekohlt, gefroren, gesalzen, in 
Salzlake, getrocket oder 
gerluchert 

150 LVL/t 

150 LVL/t 

60 LVL/t • 

48 LVUt • 


* Zollkontingont nach Anhang XI. 
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KN-Code 


Warenbezeichnung 


0210 


0210 11 

0210 12 

0210 19 
0210 20 
0210 90 


0210 90 10 

0210 90 20 
0210 90 31 
0210 90 39 
0210 90 41 

0210 90 49 
0210 90 60 


0210 90 71 

0210 90 79 
0210 90 BO 
0210 90 90 


Ausgangszollsatz 


Fleisch und genießbare 


Schlachtnebenerzeugnisse, gesalzen, in 


Salzlake, getrocknet oder geräuchert; 


genießbares Mehl von Fleisch oder von 


Schlachtnebenerzeugnissen: 


Schinken oder Schultern und 


Teile davon, mit Knochen 

150 LVL/t 

Bäuche (Bauchspeckl und Teile 


davon 

150 LVL/t 

anderes 

150 LVUt 

Fleisch von Rindern 

150 LVL/t 

andere, einschließlich 


genießbares Mehl von Fleich 


oder von 


Schlachtnebenerzeugnissen: 


Fleisch: 


- von Pferden, gesalzen, in 

150 LVL/t 

Salzlake oder getrocknet 

150 LVL/t 

- anderes 

150 LVL/t 

- Lebern 

150 LVL/t 

- andere 

160 LVL/t 

- Zwerchfellpfeiler (Nierenzapfen) 

150 LVL/t 

und Saumfleisch 

150 LVL/t 

- andere 


- von Schafen oder Ziegen 


- andere: 


- Geflügellebern: 

160 LVL/t 

-Fettlebern von Gänsen oder 

150 LVL/t 

Enten, gesalzen oder in Salzlake 

150 LVL/t 



- andere 

1 % 

genießbares Mehl von Fleisch 


oder von 


Schlachtnebenerzeugnis sen 



Zollsatz 


MFN-Zollsatz 

Für Einfuhren aus der EG 


1996 

2000 

160 LVL/t 

160 LVL/t 

120 LVL/t 

150 LVL/t 

150 LVL/t 

160 LVL/t 

160 LVL/t 

160 LVL/t 

160 LVL/t 

1.20 LVL/t 

120 LVL/t 

120 LVUt 

150 LVUt 

160 LVL/t 

160 LVUt 

160 LVUt 

160 LVL/t 

160 LVUt 

160 LVL/t 

150 LVL/t 

160 LVL/t 

160 LVL/t 

160 LVL/t 

160 LVL/t 

160 LVL/t 

150 LVL/t 

120 LVL/t 

120 LVL/t 

120 LVL/t 

120 LVL/t 

120 LVL/t 

120 LVL/t 

120 LVL/t 

160 LVL/t 

160 LVUt 

160 LVL/t 

160 LVUt 

160 LVL/t 

160 LVL/t 

120 LVL/t 

120 LVL/t 

120 LVL/t 

0,5 % 

0,6 % 

frei 
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KN-Code 

Warenbezeichnung 


Zollsatz 

1 



Ausgangszollsatz 

MFN-Zollsatz 

Für Einfuhren aus der EG || 





1995 

2000 

0401 

Milch und Rahm, weder 
eingedickt noch mit Zusatz von 
Zucker oder anderen Süßmitteln 

20 % + 60 LVL/t 

15 % + 60 LVL/t 

15 % + 60 LVL/t 

15 % + 48 LVL/t 

0402 

0402 10 

Milch und Rahm, eingedickt oder 
mit Zusatz von Zucker oder 
anderen Sübnitteln: 

- in Pulverform, granuliert oder 
. in anderer fester Form, mit 

einem Milchfettgehalt von 

1,5 GHT oder weniger 

- in Pulverform, granuliert oder 
in anderer fester Form, mit 
einem Milchfettgehalt von 
mehr als 1,5 GHT 

20 % + 400 LVL/t 

15 % + 400 LVL/t 

15 % + 400 LVL/t 

15 % + 320 LVL/t 

0402 21 

•• ohne Zusatz von Zucker oder 
anderen SOBmitteln 

20 % + 400 LVL/t 

15 % + 400 LVL/t 

15 % + 400 LVL/t 

15 % + 320 LVL/l 
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KN-Code 

. 

Warenbezeichnung 

Zollsatz 

Ausgangszollsatz 

MFN-Zollsatz 

Für Einfuhren aus der EG | 

1995 

2000 

0402 29 

0402 29 11 

— andere: 

-mit einem Mitchfettgehalt von 27 GHT 

oder weniger 

- Milch zur ErnShrung von Säuglingen, 

in luftdicht verschlossenen 
Behältnissen mit einem Gewicht des 
Inhalts von 500 g oder weniger und 
mit einem Milchfettgehalt von mehr 
als 10 GHT 
- andere 

- aridere 

frei 

20 % + 60 LVL/t 

20 % + 60 LVL/t 

frei 

15 % + 60 LVL/t 

15 % + 60 LVL/t 

frei 

15 % + 60 LVL/t 

15 % + 60 LVL/t 

frei 

1 5 % +48 LVL/t 

15 % +48 LVL/t 

0404 

Molke, auch eingedickt oder mit Zusatz von 
Zucker oder anderen SQ&mitteln; 

Erzeugnisse, die aus natOrlichen 
Milchbestandteilen bestehen, auch mit 

Zusatz von Zucker oder anderen Süßmitteln, 
anderweit weder genannt noch inbegriffen 

20 % 

16 % 

15 % 

10% 

0405 

Butter und andere Fettstoffe aus der Milch 

20% + 600 LVL/t 

15 % + 600 LVL/t 

16 % + 600 LVL/t 

15 % + 480 LVL/t 

0406 

0406 90 14 

Käse und Quark: 

— Emmentaler, Greyerzer, Sbrinz, 

Bergkäse und Appenzeller 

20 % + 600 LVL/t 

20 % + 600 LVL/t 

15 % + 600 LVL/t 

15 % + 600 LVUt 

15 % + 600 LVL/t 

15 % + 240 LVL/t 

15 % + 480 LVL/t 

15 % + 192 LVL/t 
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KN-Code 

Warenbezeichnung 

Zollsatz 



Ausgangszollsatz 

MPN-Zollsatz 

Für Einfuhren aus der EG 





1996 

2000 

0407 00 ■ 

Vogeleier, in der Schale, frisch, 
haltbar gemacht oder gekocht: 

20 % + 

20 LVL/t/1 000 p. 

16 % + 

20 LVL/t/1 000 p. 

16 % + 

20 LVL/t/1 000 p. 

15 % + 

20 LVL/f/1 000 p. 


- von Hausgeflügel: 

Brutelar 

1 % 

0,6 % 

0,6 % 

frei 

0408 

Vogeleier, nicht in der Schale, 
und Eigelb, frisch, getrocknet, in 
Wasser oder Dampf gekocht, 
geformt, gefroren oder anders 
haltbar gemacht, auch mit Zusatz 
von Zucker und anderen 

SOßmitteln 

20 % 

15 % 

15 % 

10% 

0409 00 00 

Natürlicher Honig 

20 % 

16 % 

15 % 

10% 

0410 00 00 

Genießbare Waren tierischen 
Ursprungs, anderweit weder 
genannt noch inbegriffen 

1 % 

0,6 % 

0,6 % 

0,5 % 

0504 00 00 

DArme, Blasen und MAgen von 
anderen Tieren als Fischen, ganz 
oder geteilt 

1 % 

0,6 % 

0,5 % 

0,5 % 

0511 

Waren tierischen Ursprungs, 
anderweit weder genannt noch 
Inbegriffen; nichtlebende Tiere 
des Kapitels 1 oder 3, 
ungenießbar: 




• 

0611 10 00 

- Rindersperma 

- andere: 

20 % 

15 % 

16 % 

0,5 % 
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KN-Code 

Warenbezeichnung 

Zollsatz 



Ausgangszollsatz 

MFN-Zollsatz 

Für Einfuhren aus der EG 





1995 

2000 

0511 91 

0511 91 10 
0511 99 

— Waren aus Fischen oder Krebstieren, 

Weichtieren oder anderen wirbeliosen 
Wassertieren: nichtlebende Tiere des Kapitels 3: 

-AbfAlle von Fischen 

— andere 

1 % 

20 % 

0,5 % 

15 % 

0,5 % 

15 % 

0,5 % 

0,5 % 

0601 

Bulben, Zwiebeln, Knollen, Wurzelknollen und 
Wurzelstdcke, ruhend, im Wachstum oder in Blüte; 
Zichorlenpflanzen und -wurzeln (ausgenommen 
Zichorienwurzeln der Position 1212): 

20 % 

15 % 

16 % 

0,5 % 

0601 10 

0601 10 30 

- Bulben, Zwiebeln, Knollen, Wurzelknollen und 
Wurzelstöcke, ruhend: 

Tulpen 

20 % 

15 % 

5 % • 

0,5 % • 

0602 

Andere lebene Pflanzen (einschließlich ihrer 

Wurzeln), Stecklinge und Propfreiser; Pilzmycel 

20 % 

15 % 

15 % 

10% 


Zollkontingent nach Anhang XI. 
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KN-Codo 

Warenbezeichnung 

Zollsatz 



Ausgangszollsatz 

MPN*Zollsatz 

Für Einfuhren aus der EG || 





1995 

2000 

0603 

Blumen und Blüten sowie deren 
Knospen, geschnitten, zu Binde* 
oder Zierzwedken, frisch, 
getrockiwt, gebleicht, gefftrbt, 
imprägniert oder anders 
bearbeitet: 






0603 10 

- frisch: 






0603 10 20 

— vom 1 / Juni bis 31. Oktober 

45 % 

40% 

40% 


30% 

0603 10 13 

— Nelken 

— vom 1. November bis 31. Mai: 

45 % 

40% 

20% 

• 

15 % • 

0603 10 51 

— Rosen 

20 % 

15 % 

6 % • 

• 

0,5 % • 

0603 10 53 

-Nelken 

20 % 

16 % 

5 % • 


0,6 % • 

0603 10 55 

—— Orchideen . 

20 % 

15 % 

6 % • 


0,5 % • 

1 0603 10 65 

• Chrysenthemen 

20 % 

15 % 

5 % • 


0,5 % • 

1 0603 90 00 

- andere 

20 % 

15 % 

15 % 


10% 


* Zollkontingent nach Anhang XI. 


Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil II Nr. 41, ausgegeben zu Bonn am 26. September 1996 1961 








KN-Code 

Warenbezeichnung 


Zollsatz 




Ausgangszolisatz 

MFN-Zollsatz 

Für Einfuhren aus der EG f 

• 




1995 

2000 

0604 

Blattwerk, Blätter, Zweige und 
andere Pflanzenteile, ohne Blüten 
und Blütenknospen, sowie Gräser, 
Moose und Flechten, zu Binde¬ 
oder Zierzwecken, frisch, 
getrocknet, gebleicht, gefärbt, 
imprägniert oder anders bearbeitet: 

20 % 

15 % 

15 % 

10% 

0701 

Kartoffeln, frisch oder gekühlt: 

20 % + 20 LVL/t 

15 % + 20 LVL/t 

15 % + 20 LVL/t 

16 % -1- 16 LVL/t 

0701 10 00 

- Pflanzkartoffeln 

20 % + 20 LVL/t 

16 % + 20 LVL/t 

frei • 

frei • 

0702 

0702 00 10 

Tomaten, frisch oder gekühlt: 

• vom 1. November bis 14. Mai 

20 % 

15 % 

6 % • 

0,5 % • 

0702 00 90 

• vom 15. Mai bis 31. Mai und 
vom 1. September bis 

31. Oktober 

20 % 

15 % 

15 % 

10% 

0702 09 01 

• vom 1. Juni bis 30. Juni 

200 LVL/t 

200 LVL/t 

200 LVL/t 

160 LVL/t 

0702 09 02 

• vom 1. Juli bis 31. August 

160 LVL/t 

150 LVL/t 

160 LVL/t 

120 LVL/t 

0703 

0703 10 

Spaisezwiebeln, Schaiotten, 
Knoblauch, Porree und andere 
Gemüse der Allium-Arten, frisch 
oder gekühlt: 

• Speisezwiebeln und Schalotten 

1 % 

0,6 % 

0,5 % 

0,5 % 

0703 20 00 

• Knoblauch 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

0,5 % 

0703 90 00 

• Porree und andere Gemüse dar 
Allium-Arten 

20 % 

15 % 

16 % 

10% • 


Zollkontlngent nach Anhang XI. 


1962 Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil II Nr. 41, ausgegeben zu Bonn am 26. September 1996 




































KN-Code 

Warenbezeichnung 

Zollsatz 



Ausgangszollsatz 

MFN-Zollsatz 

Für Einfuhren aus der EG | 





1995 

2000 

0704 

Kohl, BlumenkoM, Kohlrabi, Wirsingkohl 
und Ähnliche genießbare Kohlarten der 
Gattung Brastiöa, frisch oder gekOhlt 

20 % + 20 LVUt 

16 % + 20 LVUt 

15 % • 

10% • 

0705 

Salate (Lactuca sative) und ChicorAe 
(Cichorium-Arten), frisch oder gekühlt 

20 % 

15 % 

15 % 

10% 

0706 

0706 10 00 

0706 90 

Karotten und Speisemöhren, Speiserüben, 
Rote Rüben, Schwarzwurzeln, 
Krwilensellerie, Rettiche und Ähnliche 
genießbare Wurzeln, frisch oder gekühlt: 

- Karotten und Speisemöhren, 

Speiserüben 

- andere 

20 % + 20 LVL/t 

20 % 

16 % + 20 LVUt 
15 % 

16% + 20 LVL/t 

6 % • 

15 % + 16 LVL/t 
0,6 % • 

0707 00 

0707 00 11 
0707 00 19 

0707 09 00 

Gurken und Cornichons, frisch oder 
gekühlt: 

- Gurken 

~ vom 1. November bis 30. April 

- vom 1. Mai bis 30. Juni 

- vom 1. Juli bis 31. Oktober 
• Cornichons 

20 % 

100 LVL/t 

20 % 

20 % 

15 % 

100 LVL/t 

15 % 

15 % 

5 % • 

100 LVUt 

15 % 

15 % 

0.5 % • 

80 LVL/t 

10% 

10% 

0708 

Hüisenfrüchte, auch ausgelöst, frisch 
oder gekühlt 

20 % 

15 % 

15 % 

16 % 


Zollkontingent nach Anhang XI. 


Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil II Nr. 41, ausgegeben zu Bonn am 26. September 1996 1963 








































KN-Code 

Warenbezeichnung 

Zol 

Satz 



Ausgangszollsatz 

MFN-Zollsatz 

Für Einfuhren aus der EG 





1995 

2000 

0709 

Anderes Gemüse, frisch oder gekühlt: 






0709 10 00 

• Artischocken 

20 % 

16 % 

15 % 


0,5 % 

0709 20 00 

- Spargel 

20 % 

15 % 

16 % 


0,5 % 

0709 30 00 

• Auberginen 

20 % 

15 % 

15 % 


0.6 % 

0709 40 00 

• Sellerie, ausgenommen Knotlensellerie 
- Pilze und Trüffeln: 

20 % 

16 % 

16 % 


0,5 % 

0709 61 

- Pilze 

20 % 

16 % 

16 % 


10% 

0709 60 

• Früchte der Gattungen "Capsicum” 







oder "Pimenta" 

20 % 

16 % 

6 % * 


0,5 % • 

0709 70 

• Gartenspinat, Neuseelandspinat und 







Gartenmelde 

20 % 

15 % 

15 % 


0,5 % 

0709 90 

• anderes 

20 % 

15 % 

15 % 


0,5 % 

0710 

Gemüse, auch in Wasser oder Dampf 
gekocht, gefroren 

20 % 

15 % 

16 % 

10% 

0711 

Gemüse, vorilufig haltbar gemacht (z.B. 
durch Schwefeldioxid oder in Wasser, 
dem Salz, Schwefeldioxid oder andere 
vortiufig konservierend wirkende Stoffe 
zugesetzt sind), zum unmittelbaren 

\ 






Genuß nicht geeignet 

20 % 

16 % 

15 % 


0,5 % 

0712 

Gentüae, getrocknet, auch in Stücke 
oder Scheiben geschnitten, als Pulver 
oder sonst verkleinert, jedoch nicht 
weiter zubereitet 

20 % 

16 % 

15 % 

10% 


Zollkondngent nach Anhang XI. 


1964 Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil II Nr. 41, ausgegeben zu Bonn am 26. September 1996 
































KN-Code 


Warenbezeichnung 


Zollsatz 




Ausgangszollsatz 

MFN-Zollsatz 

Für Einfuhren aus der EG | 





1995 

2000 

0713 

Trockene, ausgelfiste HOIsenfrüchte, auch 
geschSIt oder zerkleinert 

20 % 

15 % 

15 % 

0,6 % 

0714 

Wurzeln oder Knollen von Maniok, Maranta 
und Salep, Topinambur, Süßkartoffeln und 
ähnliche Wurzeln und Knollen mit hohem 
Gehalt an Stärke oder Inulin, frisch oder 
getrocknet, auch in Stücken oder in Form 
von PeNats; Mark des Sagobaumes 

20 % 

15 % 

15 % 

0,5 % 

0801 

Kokosnüsse, Paranüsse und Kaschu-Nüsse, 
frisch oder getrocknet, auch ohne Schalen 
oder enthäutet 

2 % 

1 % 

1 % 

0,5 % 

0802 

Andere Schalenfrüchte, frisch oder 
getrocknet, auch ohne Schalen oder 
enthäutet 

2 % 

1 % 

1 % 

0,5 % 


Bananen, einschließlich Mehlbananen, 
frisch oder getrocknet 

2 % 

1 % 

1 % 

0,5 % 

0804 

Datteln, Feigen, Ananas, Avocadofrüchte, 
Guaven, Mangofrüchte und 
Mangostanfrüchte, frisch oder getrocknet 

2 % 

1 % 

1 % 

0.6 % 

0805 

Zitrusfrüchte, frisch oder getrocknet 

2 % 

1 % 

1 % 

0,5 % 














































KN-Code 


Warenbezeichnung 


0806 Weintrauben, frisch oder getrocknet 

0807 Melonen (einschließlich Wassermelonen) 

und Papaya-Früchte, frisch 

0808 Äpfel, Birnen und Quitten, frisch; 

0808 10 - Äpfel: 

- andere: 

_ — vom 1. August bis 31. Dezember 

0809 Aprikosen, Kirschen, Pfirsiche 

(einschließlich Brugnolen und Nektarinen), 
_ Pflaumen und Schlehen, frisch _ 

0810 Andere Früchte, frisch: 

0810 10 -.Erdbeeren: 

0810 10 101 - vom 1. Juli bis 31. Juli 

0810 10 901 - vom 1. August bis 30. Juni 

0810 20 - Himbeeren 

0810 30 - schwarze, weiße oder rote 

Johannisbeeren und Stachelbeeren: 

0810 30 001 - vom 1. Juli bis 31. Juli 

0810 30 002 - vom 1. August bis 30. Juni 

0810 40 - Preiselbeeren, Heidelbeeren und andere 

Früchte der Gattung Vaccinium 
0810 90 - andere 


Zollsatz 

Ausgangszollsatz 

MFN-Zollsatz 

Für Einfuhren aus der EG 



1995 

2000 

2 % 

1 % 

1 % 

0,5 % 

2 % 

1 % 

1 % 

0,5 % 

2 % 

1 % 

1 % 

0,5 % 

20 % 

15 % 

15 % 

15 % 

2 % 

1 % 

1 % 

0,5 % 

20 % 

15 % 

16 % 

10% 

2 % 

1 % 

1 % 

0,5 % 

2 % 

1 % 

1 % 

0,6 % 

20 % 

16 % 

15 % 

10% 

2 % 

1 % 

1 % 

0,5 % 

2 % 

1 % 

1 % 

0,5 % 

2 % 

1 % 

1 % 

0,5 % 


1966 Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil II Nr. 41, ausgegeben zu Bonn am 26. September 1996 







































KN-Code 

Warenbezeichnung 


Zollsatz 





Ausgangszollsatz 

MFN-Zollsatz 

Für Einfuhren aus der EG 





1995 

2000 

0811 

Früchte und Nüsse, auch in Wasser oder 
Dampf gekocht, gefroren, auch mit Zusatz 
von Zucker oder anderen Süßmitteln 

2 % 

1 % 

1 % 

0,5 % 

0812 

Früchte und Nüsse, vorläufig haltbar 
gemacht (z.B. durch Schwefeldioxid oder in 
Wasser, dem Salz, Schwefeldioxid oder 
andere vorläufig konservierend wirkende 
Stoffe zugesetzt sind), zum unmittelbaren 
Genuß nicht geeignet 

2 % 

1 % 

1 % 

0,5 % 

0813 

Früchte lausgenommen solche der 

Positionen 0801 bis 0806);'getrocknet: 
Mischungen von getrockneten Früchten oder 
von Schalenfrüchten dieses Kapitels 

2 % 

1 % 

1 % 

0,5 % 

0814 

Schalen von Zitrusfrüchten oder von 

Melonen (einscNleßlich Wassermelonen), 
frisch, gefroren, getrocknet oder zum 
vorläufigen Haltbarmachen in Salzlake oder 
in Wasser mit einem Zusatz von anderen 
Stoffen eingelegt 

2 % 

1 % 

1 % 

0,5 % 


Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil II Nr. 41, ausgegeben zu Bonn am 26. September 1996 1967 
























KN-Code 

Warenbezeichnung 

Zollsatz 

Ausgangszollsatz 

MFN-Zollsatz 

Für Einfuhren aus der EG | 

-1 

1995 

2000 

KAPITEL 9 

Kaffee, Tee, Mate und GewOrze 

1 % 

0,5 % 

0,6 % 

0,6 % 

1001 

Weizen und Mengkorn: 





1001 10 00 

- Hartweizen 

25 LVUt 

25 LVL/t 

0,5 % * 

0,5 % * 

1001 90 

- andere 

25 LVL/t 

25 LVL/t 

25 LVL/t 

22 LVL/t 

1002 20 00 

Roggen 

75 LVL/t 

75 LVL/t 

75 LVL/t 

67 LVL/t 

1003 00 

Gerste 

75 LVL/t 

75 LVL/t 

76 LVL/t 

67 LVL/t 

1004 00 

Hafer 

75 LVL/t 

75 LVL/t 

75 LVL/t 

67 LVL/t 

1006 

Mais 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

0,6 % 

1006 

Reis 

1 % 

0,6 % 

0,6 % 

0,6 % 

1007 00 

Kfirner-Sorghum 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

0,6 % 


Zollkontiiigont nach Anhang XL 


1968 Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil II Nr. 41, ausgegeben zu Bonn am 26. September 1996 























































KN-Coda 

Warenbezeichnung 

Zollsatz 



Ausgangszollsatz 

MFN-Zollsatz 

Für Einfuhren aus der EG 





1995 

2000 

1008 

Buchweizen, Hirse (ausgenommen 
Körner-Sorghum) und Kanariensaat, 
anderes Getreide: 





1008 10 00 

- Buchweizen 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

0,5 % 

1008 20 00 

- Hirse (ausgenommen 
Körner-Sorghum) 

1 % 

0.5 % 

0.5 % 

0,5 % 

1008 30 00 

- Kanariensaat 

1 % 

0,5 % 

0.5 % 

0,5 % 

1008 90 

- anderes Getreide: 





1008 90 10 

— Triticale 

25 LVL/t 

26 LVL/t 

2t LVL/t 

22 LVL/t 

1008 90 90 

— anderes 

76 LVL/t 

75 LVL/t 

76 LVL/t 

0,5 % 

1101 00 00 

Mehl von Weizen oder Mengkorn 

25 LVL/t 

25 LVL/t 

25 LVL/t 

22 LVL/t 

1102 

Mehl von anderem Getreide als 
Weizen oder Mengkorn: 





1102 10 00 

- von Roggen 

75 LVL/t 

75 LVL/t 

75 LVL/t 

67 LVL/t 

1102 20 

- von Mais 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

0,5 % 

1102 30 00 

- von Reis 

1 % 

0.5 % 

0,5 % 

0.5 % 

1102 90 

- anderes 

76 LVL/t 

75 LVL/t 

75 LVL/t 

67 LVL/t 


Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil II Nr. 41, ausgegeben zu Bonn am 26. September 1996 1969 
































KN-Code 

Warenbezeichnung 

Zollsatz 



Ausgangszollsatz 

MFN-Zollsatz 

Für Einfuhren aus der EG 





1995 

2000 

1103 

Grobgrieß, Feingrieß und Pellets 
von Getreide; 

- Grobgrieß und Feingrieß: 





1103 11 

— von Weizen 

75 LVL/t 

75 LVL/t 

75 LVL/t 

67 LVL/t 

1103 12 00 

— von Hafer 

75 LVL/t 

75 LVL/t 

75 LVL/t 

67 LVL/t 

1103 13 

— von Mais 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

0,5 % 

1103 14 00 

— von Reis 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

0,5 % 

1103 19 

— von anderem Getreide 

- Pellets: 

75 LVL/t 

75 LVUt 

75 LVL/t 

67 LVL/t 

1103 21 00 

— von Weizen 

75 LVL/t 

75 LVL/t 

75 LVL/t 

67 LVL/t 

1103 29 

— von anderem Getreide: 





1103 29 10 

- von Roggen 

75 LVL/t 

75 LVL/t 

75 LVL/t 

67 LVL/t 

1103 29 20 

- von Gerste 

75 LVL/t 

75 LVL/t 

75 LVL/t 

67 LVL/t 

1103 29 30 

- von Hafer 

75 LVL/t 

75 LVL/t 

75 LVL/t 

67 LVL/t 

1103 29 40 

- von Mais 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

0,5 % 

1103 29 50 

- von Reis 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

frei 

1103 29 90 

- andere 

75 LVL/t 

75 LVL/t 

75 LVL/t 

67 LVL/t 


1970 Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil II Nr. 41, ausgegeben zu Bonn am 26. September 1996 



















KNCode 

Warenbezeichnung 

Zollsatz 



Ausgangszollsat 

MFN-Zollsatz 

Für Einfuhren aus der EG 



z 


1995 

2000 

1104 

Getreidekörner, anders bearbeitet (z.B. geschält, 
gequetscht, als Flocken, perlförmig geschliffen, 
geschnitten oder geschrotet), ausgenommen Reis 
der Position 1006, Getreidekeime, ganz, gequetscht, 
als Flocken oder gemahlen: 

- Getreidekörner, gequetscht oder als Flocken 





1104 11 

— von Gerste 

75 LVL/t 

75 LVL/t 

76 LVL/t 

67 LVL/t 

1104 12 

— von Hafer 

75 LVL/t 

75 LVL/t 

75 LVL/t 

67 LVL/t 

1104 19 

— von anderem Getreide: 





1104 19 10 

- von Weizen 

75 LVL/t 

75 LVL/t 

75 LVL/t 

67 LVL/t 

1104 19 30 

- von Roggen 

75 LVL/t 

75 LVL/t 

75 LVL/t 

67 LVL/t 

1104 19 50 

- von Mais 

—• aiKlere: 

1 % 

0,5 % 

0.5 % 

0.5 % 

1104 19 91 

- Reisflocken 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

0,5 % 

1104 19 99 

- andere 

- Qetreidekömer, anders bearbeitet (z.B. geschält, 
perlförmig geschliffen, geschnitten oder 
gSschrotet): 

75 LVL/t 

75 LVL/t 

75 LVL/t 

67 LVL/t 

1104 21 

— von Gerste 

75 LVL/t 

75 LVL/t 

75 LVL/t 

67 LVL/t 

1104 22 

— von Hafer 

75 LVL/t 

75 LVL/t 

75 LVL/t 

67 LVL/t 

1104 23 

-- von Mais 

75 LVL/t 

75 LVL/t 

75 LVL/t 

67 LVL/t 

1104 29 

- - von anderm Getreide 

75 LVL/t 

75 LVL/t . 

75 LVL/t 

67 LVL/t 

1104 30 

- Getreidekeime, ganz, gequetscht 

75 LVL/t 

75 LVL/t 

75 LVL/t 

67 LVL/t 


<o 


Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil II Nr. 41, ausgegeben zu Bonn am 26. September 1996 















KN-Code 

Warenbezeichnung 

Zollsatz 1 



Ausgangszollsatz 

MFN-Zollsatz 

Für Einfuhren aus der EG | 





1995 

2000 

1105 

Mehl, Grieß und Fiocken von Kartoffeln 

75 LVL/t 

76 LVL/t 

76 LVL/t 

67 LVL/t 

1106 

Mehl und Grieß von trockenen 
Hülsenfrüchten der Position 0713, von 
Sagomark und von Wurzeln der Knollen 
der Position 0714; Mehl, Grieß und 

Pulver von Erzeugnissen des Kapitels 8 

75 LVL/t 

76 LVL/t 

76 LVL/t 

67 LVL/t 

1107 

Malz, auch geröstet: 

75 LVL/t 

76 LVL/t 

76 LVL/t 

67 LVL/t 

1107 20 00 

- geröstet 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

0,6 % 

1108 

Stärke: Inulin: 

- Stärke: 





1108 11 00 

— von Weizen 

150 LVL/t 

160 LVL/t 

160 LVL/t 

135 LVL/t 

1108 12 00 

— von Mais 

1 % 

0,6 % 

0,6 % 

0,6 % 

1108 13 00 

— von Kartoffeln 

150 LVL/t 

160 LVL/t 

160 LVUt 

135 LVL/t 

1108 14 00 

— von Maniok 

160 LVL/t 

150 LVUt 

160 LVUt 

136 LVL/t 

1108 19 

— andere Stärke 

150 LVUt 

160 LVUt 

160 LVUt 

136 LVL/t 

1108 20 00 

— Inulin 

160 LVL/t 

160 LVL/t 

160 LVL/t 

136 LVL/t 

1109 00 00 

Kleber von Weizen, auch getrocknet 

1 % 

0,6 % 

0,5 % 

0,6 % 

1201 00 

Sojabohnen, auch geschrotet 

1 % 

0,6 % 

0.6 % 

0,5 % 


1972 Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil II Nr. 41, ausgegeben zu Bonn am 26. September 1996 


















































KN-Code 

Warenbezeichnung 


Zollsatz 




Ausgangszollsatz 

MFN-Zollsatz 

Für Einfuhren aus der EG | 





1995 

2000 

1202 

Erdnüsse, weder geröstet noch auf 
andere Weise hitzebehandelt, auch 
geschält oder geschrotet 

1 % 

0,6 % 

0.6 % 

frei 

1203 

Kopra 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

frei 

1204 

Leinsamen, auch geschrotet 

1 % 

0,5 % 

0,6 % 

frei 

1205 00 

Raps- oder RQbsensamen, auch 
geschrotet 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

frei 

1206 00 

Sonnenblumenkeme, auch geschrotet 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

frei 

1207 

Andere Ölsamen und ölhaltige Früchte, 
auch geschrotet 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

frei 

1208 

Mehl von Ölsamen oder ölhaltigen 
FrOchten, ausgenommen Senf mehl: 

1 % 

0.6 % 

0,6 % 

0,5 % 

1209 

1209 11 00 

Samen, Früchte und Sporen, zur 
Aussaat: 

- Samen von Rüben: 

— Samen von Zuckerrüben 

1 % 

0,5 % 

0,6 % 

frei 

1209 19 00 

— andere 

1 % 

0,6 % 

0,5 % 

frei 

1209 21 00 

- Samen von Futterpflanzen, 

ausgenommen Samen von Rüben: 

~ Samen von Luzernen 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

frei 

1209 22 

— Samen von Klee (Trifolium-Arten) 

76 LVL/t 

76 LVL/t 

76 LVUt 

67 LVL/t 

1 1209 23 

Samen von Schwingel 

76 LVL/t 

76 LVL/t 

75 LVL/t 

67 LVl/t 


Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil II Nr. 41. ausgegeben zu Bonn am 26. September 1996 1973 




















































KN'Code 

Warenbezeichnung 

Zollsatz 



Ausgangszollsatz 

MFN-Zollsatz 

Für Einfuhren aus der EG || 





1995 

2000 1 

1209 24 00 

— Samen von Wiesenriapengraa (Poa 







pratenaia L.) 

75 LVL/t 

75 LVL/t 

75 LVL/t 

67 LVL/t 


1209 25 

— Samen von Weidelgraa (Lolium 







multiflorum Lam., Lolium perenne L.) 

76 LVUt 

76 LVL/t 

76 LVL/t 

67 LVL/t 


1209 26 00 

— Samen von Wiaaanliaachgraa 

75 LVL/t 

76 LVL/t 

76 LVL/t 

67 LVL/t 


1209 29 

— aridere: 






1209 29 10 

- Samen von Wicken 

75 LVL/t 

76 LVL/t 

76 LVL/t 

67 LVL/t 


1209 29 50 

- Samen von Lupinen 

1 % 

0,5 % 

0,6 % 

frei 


1209 29 80 

- andere 

76 LVL/t 

76 LVL/t 

76 LVL/t 

frei 


1209 30 00 

- Samen von krautartigen Pflanzen, die 







hauptaichlich wegen der Blüten dieser 
Pflanzen gezogen werden 

1 % 

0,5 % 

0,6 % 

frei 



- andere: 






1209 91 

— Samen von Gemüsen 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

frei 


1209 99 

— andere • 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

frei 


1210 

Hopfen (BIQtenzapfen), frisch oder 
getrocknet, auch gemahlen, sonst zerkleinert 
oder in Form von Pellets; Lupulin: 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

frei 

1211 

Pflanzen, Pflanzenteile, Samen und Früchte 
der hauptsächlich zur Herstellung von 
Riechmitteln oder zu Zwecken der Medizin, 
Insektenvertilgung, Schldlingsbeklmpfung 
und dergleichen verwendeten Art, frisch 
oder getrocknet, auch in Stücken, als Pulver 
oder sonst zerkleinert 

1 % 

0,B % 

0,5 % 

frei • 


1974 Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil II Nr. 41, ausgegeben zu Bonn am 26. September 1996 



































KN-Code 

Warenbezeichnung 


Zollsatz 




Ausgangszollsatz 

MFN-Zollsatz 

Für Einfuhren aus der EG 





1995 

2000 

1212 

1212 10 

Johanniabrot, Algen, Tange, 

Zuckerrüben und Zuckerrohr, frisch 
oder getrocknet, auch gemahlen: 

Steine und Kerne von Früchten sowie 
andere pflanzliche Waren 
(einschließlich nichtgerösteter 
Zichorienwurzeln der Varietfit 

Cichorium intybus sativum) der 
hauptsichllch zur menschlichen 
EmShrung verwendeten Art, anderweit 
weder genannt noch inbegriffen: 

- Johannisbrot, einschließlich 
Johannisbrotkerne 

1 % 

0,6 % 

0,5 % 

frei 

1212 30 

- Steine und Kerne von Aprikosen, 
Pfirsichen oder Pflaumen 

1 % 

0,6 % 

0,5 % 

frei 

121291 

— Zuckerrüben 

1 % 

0,6 % 


frei 

1212 99 

— andere 

1 % 

0,6 % 


frei 

1213 00 00 

Stroh und Spreu von Getreide, roh, 
auch gehSckselt, gemahlen, gepreßt 
oder in Form von Pellets 

1 % 

0,6 % 

0,5 % 

frei 

1214 

Kohlrüben, Runkelrüben, Wurzeln zu 
Futterzwecken, Heu, Luzerne, Klee, 
Esparsette, Futterkohl, Lupinen, 

Wicken und Ähnliches Futter, auch in 
Form von Pellets 

1 % 

0,6 % 

0,6 % 

frei 


Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil II Nr. 41, ausgegeben zu Bonn am 26. September 1996 1975 

































KN-Code 

Warenbezeichnung 


Zollsatz 




Ausgangszollsat 

MFN-Zollsatz 

Für Einfuhren aus der EG | 



z 


1995 

2000 

1302 

1302 20 10 

Pflanzensflfte und Pflanzenauszüga; 

Pektinstoffe. Pektinate und Pektate: Agar-Agar 
und andere Schleime und Verdickungsstoffe von 
Pflanzen, auch modifiziert: 

• Pflanzensifte und PflanzenauszOge: 

“ trocken 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

0,5 % 

KAPITEL 14 

Flechtstoffe und andere Waren pflanzlichen 
Ursprungs, anderweit weder genannt noch 
inbegriffen 

20 % 

15 % 

15 % 

0,5 % 

1501 00 

Schweineschmalz: anderes Schweinefett und 
GeflOgalfett, ausgeschmolzen, auch ausgepreßt 
oder mit LAsungsmitteln ausgezogen: 

20 % 

15 % 

15 % 

10% 

1502 00 

1502 00 10 

Fett von Rindern, Schafen oder Ziegen, roh oder 
ausgeschmolzen, auch ausgepreßt oder mit 
Lösungsmitteln ausgezogen: 

- zu industriellen Zwecken, ausgenommen zum 
Herstellen von Lebensmitteln 

20 % 

15 % 

5 %• 

0.5 %• 

1502 00 90 

- anderes 

20 % 

15 % 

16 % 

10% 

1503 00 

Schmalzstearin. Schmalzöl. Oleostearin. 
Oleomargarin und Talgöl, weder emulgiert, 
vermischt noch anders verarbeitet: 

1 % 

0,5 % 

0,6 % 

0,5 % 


Zollkontingent nach Anhang XI. 


1976 Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil II Nr. 41, ausgegeben zu Bonn am 26. September 1996 




































KN-Code 

Warenbezeichnung 


Zol 

Satz 



Ausgsngszollsatz 

MFN-Zollsatz 

Für Einfuhren aus der EG 





1995 

2000 

1504 

Fette und öle sowie deren Fraktionen, 
von Fischen oder Maeresslugetieren, 
auch raffiniert, jedoch nicht chemisch 
modifiziert: 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

0,5 % 

1507 

Sojaöl und seine Fraktionen, auch 
raffiniert, jedoch nicht chemisch 
modifiziert: 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

0,5 % 

1508 

Erdnußöl und seine Fraktionen, auch 
raffiniert, jedoch nicht chemisch 
modifiziert: 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

0,5 % 

1509 

Olivenöl und seine Fraktionen, auch 
raffiniert, jedoch nicht chemisch 
modifiziert: 

1 % 

0,6 % 

0,5 % 

0,5 % 

1510 00 

Andere öle und seine Fraktionen, 
ausscMießlich aus Oliven gewonnen, 
auch raffiniert, jedoch nicht chemisch 
modifiziert, einschließlich Mischungen 
dieser öle oder Fraktionen mit ölen oder 
Fraktionen der Position 1509: 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

0,5 % 


Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil II Nr. 41, ausgegeben zu Bonn am 26. September 1996 1977 
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KN-Code 

Warenbezeichnung 

Zollsatz 



Ausgangszollsatz 

MFN-Zollsatz 

Für Einfuhren aus der EG 





1995 

2000 

1511 

Palmöl und ihre Fraktionen, auch 
raffiniert, jedoch nicht chemisch 
modifiziert: 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

0,5 % 

1512 

Sonnenblumenöl, Safloröl und 
Baumwoilsaatöl aowie deren 
Fraktionen, euch raffiniert, jedoch 
nicht chemiach modifiziert: 

* Sonnenblumenöl und Safloröl 






aowie deren Fraktionen: 





1512 11 

•• rohe Öle 

20 % 

15 % 

15 % 

0,5 % 

151219 

-* andere 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

0,5 % 

1512 21 

•• rohes Öl, auch von Gossypol 






befreit 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

0,5 % 

1512 29 

-- andere 

1 % 

0,5 % 

0,6 % 

0,6 % 

1513 

Kokosöl (Kopraöll, Palmkernöl 
und Babasauöl aowie deren 
Fraktionen, auch raffiniert, jedoch 
nicht chemiach modifiziert: 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

0,6 % 

1514 

RQböl (Raps* und Rübsenöl) und 
Senfsaatöl sowie deren 

Fraktiotien, auch raffiniert, jedoch 
nicht chemisch modifiziert: 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

0,5 % 


1978 Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil II Nr. 41, ausgegeben zu Bonn am 26. September 1996 
































KN-Code 

Warenbezeichnung 

Zollsatz 



Ausgangszollsatz 

MFN-Zollsatz 

Für Einfuhren aus der EG 





1995 

2000 

ISIS 

Andere pflanzliche Fette und fette öle 
(einschließlich JojobaOI) sowie deren 
Fraktionen, auch raffiniert, Jedoch nicht 
chemisch modifiziert; 

1 % 

O.S % 

0,5 % 

0,5 % 

1S16 

Tierische und pflanzliche Fette und Öle 
sowie deren Fraktionen, ganz oder 
teilweise hydriert, ungeestert, 
wiederverestert oder elaidiniert, auch 
raffiniert, jedoch nicht 
weiterverarbeitet: 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

0,5 % 

1617 

Margarine; genießbare Mischungen und 
Zubereitungen von tierischen oder 
pflanzlichen Fetten sowie von 

Fraktionen verschiedener Fette und Öls 
dieses Kapitels, ausgenommen 
genießbare Fette und öle sowie deren 
Fraktionen der Position 1S16: 

20 % 

15 % 

0,6 %• 

0,5 %• 

1S22 

Degras; Rückstände aus der 

Verarbeitung von Fettstoffen oder von 
tierischen oder pflanzlichen Wachsen: 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

0.5 % 


* Zollkontinoent nach Anhang XI. 


Bundesgesetzblatt Jahrgangl996 Teil II Nr. 41. ausgegeben zu Bonn am 26. September 1996 1979 



























KN-Code 

Warenbezeichnung 


Zollsatz 




Ausgangszollsatz 

MFN-Zollsatz 

Für Einfuhren aus der EG | 





1995 

2000 

1601 00 

Würste und ähnliche Erzeugnisse aus 

Fleisch. Schlachtnebenerzeugnissen oder 

Blut; Lebensmittelzubereitungen auf der 
Grundlage dieser Erzeugnisse 

20 % + 800 LVL/t 

16 % + 800 LVL/t 

16 % + 320 LVL/t • 

15 % + 256 LVL/t* 

1602 

Fleisch. Schlachtnebenerzeugnisse oder Blut, 
anders zubereitet oder haltbar gemacht: 

20 % + 800 LVL/t 

15 % + 800 LVL/t 

16 % + 320LVL/f 

16 % + 256 LVL/t* 

1603 

Extrakte und Säfte von Fleisch. Fischen. 
Krebstieren. Weichtieren und anderen 
wirbellosen Wassertieren: 

20 % 

15 % 

15 % 

0,5 % 

1701 

1701 11 

Rohr* und Rübenzucker und chemisch reine 
Saccharose, fest: 

• Rohzucker ohrte Zusatz von Aroma* oder 
Farbstoffen: 

** Rohrzucker: 

120 LVL/t 

120 LVL/t 

120 LVL/t 

100 LVL/t 

1701 12 

- Rübenzucker: 

120 LVL/t 

120 LVL/t 

120 LVL/t 

100 LVL/t 

1701 91 00 

* andere: 

*• mit Zusatz von Aroma* oder Farbstoffen: 

20 % 

15 % 

15 % 

0,6 % 

1701 99 

•* andere 

120 LVL/t 

120 LVL/t 

120 LVL/t 

100 LVL/t 


Zotlkontingent nach Anhang XI. 


1980 Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil II Nr. 41. ausgegeben zu Bonn am 26. September 1996 


































KN-Code 

Warenbezeichnung 

Zollsatz 1 



Ausgangszollsat 

MFN-Zotlsatz 

Für ßnfuhran aus der EG || 



z 


1995 

2000 

1702 

Andere Zucker, einschließlich chemisch 
reine Lactose, Maltose, Glucose und 
Fructose, fest; Zuckersirupe, ohne 

Zusatz von Aroma* oder Farbstoffen; 
Invertzuckercreme, auch mit natürlichem 
Honig vermischt; Zucker und Melassen, 
karamelisiert: 

1 % 

0,6 % 

0,6 % 

0,5 % 

1703 

Melassen aus der Gewinnung oder 
Raffination von Zucker 

20 % 

15 % 

16 % 

0,5 % 

1801 00 00 

Kekaobohneii und Kakaobohnenbruch 

1 % 

0,5 % 

0.,5 % 

0,5 % 

1802 00 00 

Kakaoschalen, KakaohAutchen und 
arvlerer Kakaoabfall 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

0,5 % 

2001 

Gemüse, Früchte, Nüsse und andere 
genießbare Pflanzenteile, mit Essig 
zubereitet oder haltbar gemacht: 

20 % 

15 % 

16 % 

10% 


(O 

00 


Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil II Nr. 41, ausgegeben zu Bonn am 26. September 1996 


































KN-Code 

Warenbezeichnung 

Zollsatz 1 



Ausgangszollsatz 

MFN'Zollsatz 

Für Einfuhren aus der EG | 





— 

1995 

2000 1 

2002 

Tomaten, ohne Essig zubereitet 
oder haltbar gemacht: 






2002 10 00 

• Tomaten, ganz oder in Stücken: 






2002 10 10 

- geschilt 

20 % 

16 % 

15 % 

10% 


2002 10 90 

~ andere: 






2002 10 901 

” Tomatenmark 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

0,5 % 


2002 90 

• andere 

20 % 


15 % 

10% 


2003 

Pilze und Trüffeln, ohne Essig 
zubereitet oder haltbar gemacht: 






2003 10 

> Pilze 

20 % 

15 % 

15 % 

10% 


2003 20 

• Trüfeln 

20 % 


15 % 

0,5 % 


2004 

Anderes Gemüse, ohne Essig 
zubereitet oder haltbar gemacht, 
gefroren: 






2004 10 

- Kartoffeln 

20 % 

16 % 

16 % 

15 % 


2004 90 

• Anderes Gemüse und 







Mischungen von Gemüse: 

20 % 

15 % 

15 % 

15 % 


2005 

Anderes Gemüse, ohne Essig 
zubereitet oder haltbar gemacht, 
nicht gefroren: 

20 % 

15 % 

15 % 

15 % 


1982 Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil 11 Nr. 41. ausgegeben zu Bonn am 26. September 1996 
































KN-Code 

Warenbezeichnung 

Zollsatz 



Ausgangszollsatz 

MFN-Zollsatz 

Für Einfuhren aus der EG 





1995 

2000 

2006 00 

Früchte, Nüsse, Fruchtschalen und 
andere Pflanzentelle, mit Zucker 
haltbar gemacht (durchtränkt und 
abgetropft, glasiert oder kandiert): 

20 % 

15 % 

15 % 

0,5 % 

2007 

Konfitüren, Fruchtgelees, Marmeladen, 
Fruchtmuse und Fruchtpasten, durch 
Kochen hergestellt, auch mit Zusatz 
von Zucker oder anderen Süßmitteln: 





2007 10 

• homogenisierte Zubereitungen 
- andere 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

0,5 % 

2007 91 

-- von Zitrusfrüchten: 



15 % 

0,5 % 

2007 99 

•• andere: 




15 % 

2008 00 

Früchte, Nüsse und andere genießbare 
Pflanzenteile, in anderer Weise 
zubereitet oder haltbar gemacht, auch 
mit Zusatz von Zucker, anderen 
Süßmitteln oder Alkohol, anderweit 
weder genannt noch inbegriffen: 





2008 11 

-• Erdnüsse: 

20 % 

15 % 

16 % 

0,5 % 

2008 19 

- andere, einschließlich Mischungen: 

20 % 

15 % 

15 % 

0,5 % 


Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil II Nr. 41, ausgegeben zu Bonn am 26. September 1996 1983 

























KN-Code 

Warenbezeichnung 

Zollsatz 

Ausgangszotlsatz 

MFN-Zollsatz 

Für Einfuhren aus der EG 

1995 

2000 

2009 50 

- Tomatensaft: 

20 % 

15 % 

16 % 

0,6 % 

2009 60 

- Traubensaft (einschließlich 






Traubenmost): 

20 % 

15 % 

15 % 

0,6 % 

2009 70 

- Apfelsaft:' 

20 % 

15 % 

15 % 

15 % 

2009 80 

- Saft aus anderen Früchten oder 






Gemüsen (ausgenommen Mischungen): 

20 % 

15 % 

15 % 

0,5 % 

2009 90 

- Mischungen von Sftften: 

20 % 

15 % 

16 % 

0,5 % 

2106 90 30 

“ Zuckersirupe, aromatisiert oder gefärbt. 






Isoglucosesirup 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

0,5 % 

2106 90 51 

•• Zuckersirupe, aromatisiert oder gefärbt. 






Lactosssirup 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

0,5 % 

2106 90 55 

" Zuckersirupe, aromatisiert oder gefärbt, 






Glucosesirup 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

0,5 % 

2106 90 59 

~ Zuckersirupe, aromatisiert oder gefärbt, 






andere 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

0,5 % 

2204 

Wein aus frischen Weintrauben, 






einschließlich mit Alkohol angereicherter 






Wein; Traubenmost, ausgenommen der 






Position 2009: 





2204 10 

- Schaumwein: 






— mit einem vorhandenen Alkoholgehalt 






von 8,5 % vol. oder mehr: 





2204 10 11 

- Champagner 

30 LVL/hl 

30 LVL/h 

30 LVL/h 

30 LVL/h 

2204 10 19 

-— anderer 

20 % 

15 % 

16 % 

15 % 

2004 10 90 

— anderer 

20 % 

15 % 

15 % 

16.% 

2204 21 

— in Behältnissen mit einem Inhalt von 






2 1 oder weniger 

20 % 

15 % 

10%* 

7%» 

2204 29 

— arvlere 

20 % 

15 % 

15 % 

15 % 

2204 30 

- anderer Traubenmost: 

20 % 

15 % 

15 % 

15 % 


7i)lll>iinrii Anltnn(| XI 


Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil II Nr. 41, ausgegeben zu Bonn am 26. September 1996 1985 





















KN-Code 

Warenbezeichnung 

Zollsatz 



Ausgangszollsatz 

MFN-Zollsatz 

Für Einfuhren aus der EG | 





1995 

2000 

2204 30 10 

•— teilweise gegoren, auch ohne 
Alkohol stumm gemacht 

1 % 

0,6 % 

0,5 % 

frei 

2209 

Speiseessig 

20 % 

16 % 

6 %• 

0,6 %• 

2301 

Mehl und Pellets von Fleisch, von 
Schlachtnebenerzeugnissen, von 
Fischen oder von Krebstieren, von 
Weichtieren oder anderen wirbellosen 
Wassertieren, ungenießbar; Grieben; 

1 % 

0,5 % 

0,6 % 

0,6 % 

2302 

Kleie und andere Rückstände, auch in 
Form von Pellets, vom Sichten, 

Mahlen oder von anderen 

Bearbeitungen von Getreide oder 
Hülsenfrüchten: 

75 LVL/t 

75 LVL/t 

75 LVL/t 

67 LVL/t 


Zollkontlngent nach Anhang XI. 


1986 Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil II Nr. 41, ausgegeben zu Bonn am 26. September 1996 





























KN-Code 

Warenbezeichnung 

Zollsatz 



Ausgangszollsatz 

MFN-Zollsatz 

Für Einfuhren aus der EG | 





1995 

2000 

2302 30 

- von Weizen 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

0,5 % 

2303 

Rückstände von der Stärkegewinnung und 
ähnliche Rückstände, ausgelaugte 
Rübenschnitzel, Bagasse und andere 

Abfälle von der Zuckergewinnung, Treber, 
Schlempen und Abfälle aus Brauereien oder 
Brennereien, auch in Form von Pellets: 

20 % 

15 % 

16 % 

15 % 

2304 00 00 

Ölkuchen und andere feste Rückstände aus 
der Gewinnung von Sojaöl, auch gemahlen 
oder in Form von Pellets: 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

0,5 % 

2305 00 00 

Ölkuchen und andere feste Rückstände aus 
der Gewinnung von Erdnußöl, auch 
gemahlen oder in Form von Pellets: 

20 % 

15 % 

15 % 

0,5 % 


Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil II Nr. 41, ausgegeben zu Bonn am 26. September 1996 1987 





























KN-Code 

Warenbezeichnung 

Zollsatz 



Ausgangszollsatz 

MFN-Zollsatz 

Für Einfuhren aus der EG | 





1995 

2000 

2306 

Ölkuchen und andere feste 
RQckstande a.us der Gewinnung 
pflanzlicher Fette oder öle, auch 
gemahlen oder in Form von 

Pellets, ausgenommen Waren der 
Positionen 2304 und 2305: 

20 % 

15 % 

15 % 

0,5 % 

2306 10 00 

- aus Baumwollsamen 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

0.5 % 

2306 30 00 

- aus Sonnenbtumenkernen 

1 % 

0.5 % 

0,5 % 

0,5 % 

2307 00 

Weintrub; Weinstein, roh 

20 % 

15 % 

15 % 

0,5 % 

2308 

Pflanzliche Stoffe und pflanzliche 
Abfalle, pflanzliche Rückstände 
und pflaruliche Nebenerzeugnisse 
der zur FOtterung verwendeten 

Art, auch in Form von Pellets, 
anderweit weder genannt noch 
inbegriffen; 

20 % 

15 % 

15 % 

0,5 % 


1988 Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil 11 Nr. 41, ausgegeben zu Bonn am 26. September 1996 































KN-Code 

Warenbezeichnung 

Zollsatz 



Ausgangszollsatz 

MFN-Zollsatz 

Für Einfuhren aus der EG 





1995 

2000 

2309 

Zubereitungen von der zur Fütterung 
verwertdeten Art: 





2309 10 

- Hunde* und Katzenfutter« in Aufmachungen 
für den Einzelverkauf 

20 % 

15 % 

15 % 

0,5 % 

2309 90 

- andere 

75 LVL/t 

75 LVL/t 

75 LVL/t 

67 LVL/t 

2401 

Tabak, unverarbeitet; Tabakabfälle 

4% 

2 % 

2 % 

0,5 % 

3S02 

Albumine, Albuminate und andere 
Albuminderivative: 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

0,5 % 

5201 00 

Baumwolle, weder gekrempelt noch gekämmt 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

0,5 % 

5301 

Flachs, roh oder bearbeitet, jedoch nicht 
versponnen; Werg und Abfälle von Flachs 
leinschließtich Garnabfälle und Reißspinnstoff): 

20 % 

15 % 

15 % 

15 % 

5302 

Hanf (Cannabis sativa L.), roh oder bearbeitet, 
jedoch nicht versponnen; Werg und Abfälle 
von Hanf (einschließlich Garnabfälle und 
Reißspinnstoff) 

20 % 

15 % 

15 % 

0,5 % 


Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil II Nr. 41. ausgegeben zu Bonn am 26. September 1996 1989 



















































1990 Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil II Nr. 41, ausgegeben zu Bonn am 26. September 1996 


Anhang XI 

Liste der in Artikel 20 Absatz 2 genannten Erzeugnisse 


Für die Einfuhr der folgenden Erzeugnisse mit Urspning in der Gemeir»chaft nach Lettland 
gelten nachstehende Zollkontingente 





Menge | 

KN-Cod« 

War«nbaz«ichnung 

Bn- 

Jahr 

Jahr 

Jahr 

Jahr 

Jahr 




heit 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

0201 

BeiscH von Rindom« frisch odor 
gekühH: 








0201 30 00 

- ohfw Knochen 

t 

100 

' 100 

100 

100 

100 

100 

0203 

Fletsch von Schweinen, frisch, gekühlt 
oder gefroren: 








0203 12 11 

-Schinken und Teile davon 

t 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

0206 

Geniefibare Schlachtnebenarzaugnisse 
von Rindern, Schweinen, Schafeni 
Ziegen, Pferden, Eseln, Maultieren 
oder Mauleseln, frisch, gekühlt oder 
gefroren 

t 

50 

50 

50 

50 

50 

50 

0209 00 

Schweinespeck ohne magere Teile, 
Schweinefett und GeflOgelfett (nicht 
ausgesehmolzen), frisch, gekühlt, 
gefroren, gesalzen, in Salzlake, 
getrocknet oder geriuchert 

t 

200 

200 

230 

230 

250 

250 

0403 10 

- Joghurt 

t 

20 

20 

20 

20 

20 

20 

0406 90 14 

-Emmentaler 

t 

300 

300 

300 

300 

300 

300 

0601 10 

Bulben, Zwiebeln, Knoden, Wurzel¬ 
knollen und Wuraelstücke. ruhertd: 








0601 10 30 

— Tulpen 

t 

200 

200 

200 

220 

220 

220 

0603 

Blumon und Biuton S 0 ¥v«e deren 
Knospen« geschnitten: 








0603 10 

- frisch; 









— vom 1. Mai bis 31. Oktober: 








0603 10 13 

-Nelken 

t 

12,5 

1^5 

12.5 

13 

13 

13 


- vom 1. November bis 31. Mai: 








0603 10 51 

- Rosen 

t 

3,8 

3,8 

4 

4 

4,3 

<3 

0603 10 53 

-Nelken 

t 

25 

25 

25 

30 

30 

30 y 

0603 10 55 

-Orchideen 

t 

1 

1 

1 

1,2 

1,2 

' ^ fl 

0603 10 65 

-Chrysanthemen 

t 

Z5 

2,5 

2.5 

2,8 

2.8 

2.8 1 

0701 10 00 

- Pflanzkartoffeln 

t 

500 

500 

500 

500 

500 

500 1 
























Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil II Nr. 41, ausgegeben zu Bonn am 26. September 1996 


1991 



0702 00 10 


0706 90 90 

0707 00 11 

0709 60 

1001 10 00 
1302 


1502 00 10 


1601 00 


2204 21 


Warenbezaichnung 


- Tomatao, vom 1. Novambar bis 
14. Mai 

Kohl. Bhamonkohl. Kohlrabi. Wirting* 
kohl und Ihttlicha ganla&bara Kohl- 
anon dar Gattung B ra aal c a . Mach odar 
gakChh (vom 1. Mtrz bis 31. Mail 

- attdata (ftattiehal vom 1. Januar 
bia 30. A(m8 

- Outfca« und Comichotta. friach 
odar gakOhlt. vom 1. Novambar 
bis 1. April 

- FrOchta dar Gattungan 'Capsicum' 
odar 'Ptmanta* 

- Hartwaizan 

Pflanzanaifta und Pflanzanauszüga; 
Paktinstoffa. Paktinsta und Paktata; 
Agar-Agar und andara ScMaima und 
VarrSckuttgsateffa von Pflanaan. auch 
modifiziart: 

- Fatt von Kndam. zu industriaflah 
Zwackan, auaganomman zum 
Harstallan von Labansmittaln 

Margarina: gania&bara Mischungen 
und Zubaraitungan von tiarischan oder 
pfianzUchan Fetten smwia von 
Fraktionen varschiadanar Fatta und 
öla diasas Kapitals, auagaitomman 
ganiaBbara Fatta und Otaaovda daran 
Fraktionan dar Position 1516; 

WCrsta und ihniieha Erzaugnisa aus 
Fleiscdi, Schlachtnebensrzaugnisse 
odar Blut; Lsbansmittalzubaraituttgan 
auf dar Gtundlaga diasar Erzaugiüsss 

Reisch. Schlachtnabanerzeugnissa 
oder Blut, anders zubereitet oder halt¬ 
bar gemacht: 

Wein aus frischen Weintrauben, ein- 
schüalUich mit Alkohol angereicherter 
Wein. Traubar u nost. ausgarMmman 
der Position 2009 

- in BahUtrtissan mit einem Inhalt 
von 2 I odar weniger 

Spaiseassig 



Mange 

Jahr 

Jahr 

Jahr 

Jahr 

Jahr 

Jahr 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

600 

600 

600 

600 

600 

600 

250 

250 

250 

280 

280 

280 

100 

100 

100 

130 

130 


300 

300 

300 

330 

330 

350 

300 

300 

300 

300 

320 

320 

1$000 

15 000 

15 000 

15 000 

IS ÖOO 

15 000 

100 

100 

110 

110 

120 

120 

600 

600 

600 

650 

650 

650 1 

2 000 

2 000 

2 000 

2 000 

2000 

2 000 

ISO 

150 

150 

150 

ISO 

150 

ISO 

150 

150 

150 

ISO 

150 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

30 

30 

30 

40 

40 

40 
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Anhang XII 


Erzeugnisse mit Ursprung in Lettland, für die die Gemeinschaft 
Zollkontingente gewährt 


KN-Code 

Warenbezeichnung 

Zollkontingent 

0302 50 

0303 60 

0302 69 35 

0303 79 41 

Kabeljau (Gadus morhua, Gadus 
ogac, Gadus macrocephalüs) und 
Fische der Art Boreogadus saida, 
frisch/gefroren 

1 000 t zu 6 % 

davon Gadus morhua: 250 t 

0302 61 99 

0303 71 99 

Sprotten (Sprattus sprattus) vom 

16. Juni bis 14. Feburar, 
frisch/gefroren 

1 600 t zu 6,5 % 

ex 1604 13 90 
ex 1604 19 98 
ex 1604 20 90 

Sprotten und Neunaugen, 
zubereitet oder haltbar gemacht 
(auch zerkleinert) 

350 t zu 10 % 

2301 20 00 

Mehl und Pellets von Fischen oder 
von Krebstieren, von Weichtieren 
oder anderen wirbellosen Wasser¬ 
tieren, ungenießbar 

4 000 t zu 0 % 

ex 0301 99 11 
0301 99 19 

Zuchtmaterial: 

- LachsrogenZ-milch 
-junge Lachse 

300 000 Stück zu 0 % 

100 000 Stück zu 0 % 

ex 0302 70 00 

- Hechtrogen 

- junge Zander 

1 Mio. Stück zu 4 % 

300 000 Stück at 4 % 




























Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil II Nr. 41, ausgegeben zu Bonn am 26. September 1996 


1993 


Anhang XIII 

Liste der in Artikel 20 Absatz 2 genannten Erzeugnisse 

Für die Einfuhr der folgenden Erzeugnisse mit Ursprung in der Gemeinschaft nach Litauen 
wird die Präferen^handlung nach Anhang XII 
bis zur Höhe der nachstehenden Mengen (Zollkontingente) gewährt 

(in Tonnen) 


Anhang XIV 

Betreffend Artikel 44 Absatz 1 

Rechtsakte betreffend Immobilien in Grenzgebieten im Einklang mit den geltenden Flechtsvorschriften 
bestimmter Mitgliedstaaten der Gemeinschaft. 

Diese Ausnahmeregelung darf nicht in einer Weise angewendet werden, die mit dem Grundsatz der Meist¬ 
begünstigung unvereinbar ist. 


Anhang XV 

Betreffend Artikel 44 Absatz 2 Ziffer i 

1. Herstellung und Verkauf von Waffen und Sprengstoff 

2. Organisation und Durchführung von Glücksspielen 

3. Handel und Handelsvertretertätigkeiten in bezug auf Immobilien 

4. Eigentum an der Infrastruktur von Häfen 

Eine Gesellschaft der Gemeinschaft kann in den vorgenannten Bereichen keine Tochtergesellschaft gründen. 

Diese Ausnahmeregelung darf nicht in einer Weise angeweixtet werden, die mit dem Grundsatz der Meist¬ 
begünstigung unvereinbar ist. 
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Anhang XVI 
Betreffend Artikel 47 

firranzdienstleistungen 

Bestimmung des Begriffs „Finanzdienstleistung“ 

Eine Finanzdienstleistung ist jede Dienstleistung rmarrzieller Art, die von einem Finanzdienstleistungs¬ 
erbringer einer Vertragspartei angeboten wird. Finanzdienstleistungen schließen folgende Tätigkeiten ein; 

A. Alle Versicherungsdienstleistungen und versicherungsbezogenen Dienstleistungen 

1. Direktversicherurrg (einschließlich Mitversicherung) 

i) Lebensversicherung 

ii) Sachversicherung 

2. Rückversicherung und Fletrozession 

3. Versicherungsvermittlung wie Leistungen von Versicherungsmaklem und -agenturen 

4. Versicherungsbezogerte Kilfsdienstteistungen wie Beratung, Versicherungsmathematik, Risikobe¬ 
wertung und Schadensregulierurrg 

B. Bank- und sonstige Finanzdierrstleistungen (ausgerxxnmen Versicherungsdienstleistungen) 

1. Annahme von Spar-und sonstigen rückzahlbaren Eirtlagen von Kunden 

2. Ausreichung von Krediten jeder Art einschließlich Verbraucherkredrt. Hypothekenkredit, Factorirtg 
und Finartzierung von Handelsgeschäften 

3. Finanzleasing 

4. sämtliche Zahlungs- und Überweisurtgsdienstleistungen einschließlich Kredit- und Scheckkarten, 
Reiseschecks und Bankwechsel 

5. Bürgschaften und Verpflichtungen 

6. Geschäfte für eigene und für Kundenrechnung an Börsen, im Schalterverkehr oder in sonstiger Form 
mit folgendem; 

a) Geldmarkttitel (einschließlich Schecks, Wechsel, Einlagenzertifikate) 

b) Devisen 

c) derivative Instrumente, darunter Futures und Optionen 

d) Wechselkurs- und Zinstitel einschließlich Swaps, Kurssicherungsvereinbarungen 

e) begebbare Wertpapiere 

f) sonstige begebbare Titel und Finanzanlagen einschließlich ungeprägtes Gold 

7. Beteiligung an Emissionen von Wertpapieren jeder Art einschließlich Übernahme und Plazierung von 
Emissionen als (öffentlicher oder privatei) Finanzmakler sowie Erbringung von Dienstleistungen im 
Zusammenhang mit derartigen Emissionen 

ß. Geldmaklergeschäfte 

9. Vermögensverwaltung wie Kassenhattung und Bestandsverwaltung, alle Formen von koltektivem 
Anlagemanagement, Pensionsfondverwaltung, Depotverwahrung, Auftrags- und treuhänderische 
Verwaltung 

10. Saldenausgleichs- und Verrechnungsdienstleistungen hn Zus^tfT 1 menhang mit Finanzanlagen 
einschließlich Wertpapieren, derivativen Instrumenten und sonstigen begebbaren Instrumenten 

11. Beratungs-, Vermittlungs- urtd sonstige Zusatzfinanzdienstleistungen in bezug auf sämtliche unter 
den Ziffern 1 bis 10 aufgeführte Tätigkeiten einschließlich Kreditauskunft urxi Bonitätsprüfung, 
Anlage- und Vermögensbestandsanalyse und -beratung, Beratung Ober Akquisition, Unternehmens- 
Umstrukturierung und -Strategien 

12. Bereitstellung und Übermittlung von Rnanzinformationen, Verarbeiturtg von Finanzdaten und dazu¬ 
gehörender Datenträger von Erbringern anderer Finanzdienstleistungen 

Der Begriff „Finanzdienstleistungen“ umfaßt nicht folgende Tätigkeiten; 

a) Tätigkeiten von Zentralbanken oder sonstigen öffentlichen Orgarren in Ausübung von Geld- oder 
Währurrgspolitik; 

b) Tätigkeiten, die von Zentralbanken, staatlichen Stellen oder Behörden oder öffentlichen Organen für 
Rechnurrg oder aufgrutxi Gewährfeisturtg der Regierung ausgeübt werden, außer in den Fällen, in derten 
diese Tätigkeiten von den Erbringern von Finanzdienstleistungen im Wettbewerb mit solchen öffentlichen 
Einrichtungen ausgeObt werden können; 

c) Tätigkeiten kn Rahmen eines gesetzlichen Systems der sozialen Sicherheit oder einer staatlichen Atters¬ 
sicherung, außer in den Fällen, in denen diese Tätigkeiten von den Erbringern von Finanzdienstleistungen 
im Wettbewerb mit öffentlichen oder privaten Einrichtungen ausgeübt werden können. 
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Anhang XVII 
Betreffend Artikel 67 

Schutz des geistigen, gewerblichen und kommerziellen Eigentums 

1. Artikel 67 Absatz 3 betrifft die folgenden multilateralen Übereinkünfte: 

- Berner Übereinkunft über den Schutz von Werken der Literatur und Kunst 
(Pariser Fassung von 1971); 

- Intemationaies Abkommen über den Schutz der ausübenden Künstler, der Hersteller von Tonträgern 
und der Sendeuntemehmen (Rom 1961); 

- Abkommen von Nizza über die intemationaie Klassifikation von Waren und Dienstleistungen für die 
Eintragung von Marken (Genf 1977, ergänzt 1979) 

- Protokoll zum Madrider Abkommen über die intemationaie Registrierung von Marken (Madrid 1989); 

- Budapester Vertrag über die intemationaie Anerkennung der Hinterlegung von Mikroorganismen für 
die Zwecke von Patentverfahren (1977, geärKiert 1980); 

- Interrratiortales Übereinkommen zum Schutz von Pflartzenzüchtungen (UPOV) 

(Genfer Fassung von 1991). 

Der Assoziationsrat kann .beschließen, daß Artikel 67 Absatz 3 auf wertere multilaterale Übereinkünfte 
anwendbar ist. 

2. Die Vertragsparteien bekräftigen, daß sie der Einhaltung der Verpflichtungen, die sich aus den folgenden 
multilateralen Übereinkünften ergeben, besondere Bedeutung einräumen: 

- Madrider Abkommen über die intemationaie Registrierung von Marken 
(Stockholmer Fassung von 1967, ergänzt 1979); 

- Pariser Verbandsübereinkunft zum Schutz des gewerblichen Eigentums 
(Stockholmer Fassung von 1967, ergänzt 1979); 

- Vertrag über die intemationaie Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Patentwesens 
(Washington 1970, ergänzt 1979 und geändert 1984). 

3. Ab dem Inkrafttreten dieses Abkommens gewährt Lettland den Gesellschaften und Staatsangehörigen 
der Gemeinschaft hinsichtlich der Anerkennung und des Schutzes von geistigem, gewerblichem und 
kommerziellem Eigentum eine Behandlung, die nicht weniger günstig ist als die Behandlung, die es einem 
Drittland gemäß einem bilateralen Abkommen gewährt. 

4. Absatz 3 gilt nicht für die Vorteile, die Lettland einem Drittland auf der Grundlage tatsächlicher Gegen¬ 
seitigkeit gewährt. 
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Anhang XVIII 
Betreffend Artikel 109 

Lettland kann an Rahmerv und Sorxlerprogramrrfen, Projekten oder anderen MaBnahmen der Gemein¬ 
schaft in folgenden Bereichen teitnehmen: 

- Forschung 

- Informationsdienste 

- Umwelt 

- Allgemeine und berufliche Bildung sowie Jugend 

- Sozial- und Gesurrdheitspolitik 

- Verbraucherschutz 

- Kleine und mittlere Unternehmen 

- Fremdenverkehr 

- Kultur 

- Audiovisueller Sektor 

- Katastrophenschutz 

- Erleichterung des Handels 

- Energie 

- Verkehr und 

- Kampf gegen Drogen und OrogenabhSngigkeit 

Oer Assoziatiorrsrat kann Übereinkommen, den vorgenartnten Bereichen weitere Bereiche hinzuzufugen, in 
denen die Gemeinschaft tätig ist, sofern die Auftessur^ vertreten wird, daß dies im beiderseitigen Interesse 
liegt oder zur Verwirklichung der Ziele des Europa-Abkommens beiträgt. 
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Verzeichnis der Protokolie 

1 Nach Artikel 16 Absatz 2 über sonstige Bestimmungen fordert Handel mK Textil¬ 
waren 

2 Ober den Handel mit landv^rtschafttichen Verarbeitungserzeugnissen zwischen 
derGemdnschaft urtd Lettiarxl 

3 Ober die Bestimmung des Begriffs .Erzeugnisse mit Ursprung in* oder 
.Ursprungserzeugnisse* und Ober die Methoden der Zusammenarbeit der Ver¬ 
waltungen 

4 Sonderbestimmungen fOr den Handel zwischen Spanien und Portugal und 
Lettland 

5 Ober Amtshilfe im Zollbereich 


Protokoll Nr. 1 
nach Artikel 16 Absatz 2 

über sonstige Bestimmungen für den Handel mit Textilwaren 


Dieses Protokoll besteht aus dem am 15. Juni 1993 in Brüssel paraphierten und diesem 
Protokoll beigefugten Abkomnten zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeirrschaft 
und der Republik Lettland Ober den Handel mit Textilwaren. 
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Abkommen 

zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und der Republik Lettland 
über den Handel mit Textilwaren 


Der Rat der Europäischen Gemeinschaften 
einerseits urKi 

die Regierung der Republik Lettland 
andererseits. 

in dem Wunsch, mit dem Ziel einer dauerrxien Zusammen¬ 
arbeit und unter Bedingungen, die jede Gewähr für die Sicherheit 
des Handels bieten, die ungestörte und ausgewogene Entwick¬ 
lung des Handels mit Textilwaren zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft {nachstehend .Gemeinschaft“ genannt) 
und der Republik Lettland (nachstehend .Lettland“ genannt) zu 
fördern, 

entschlossen, den ernsten wirtschaftlichen und sozialen Pro¬ 
blemen, denen sich die Textilwirtschaft in den Einfuhrtärtdem wie 
in den Ausfuhriärrdem gegenübersieht, weitestgeherxl Rechnung 
zu tragen urxf insbesondere den bestehenden Gefahren eirter 
Marktzerrüttung in der Gemeinschaft urxf einer Zerrüttung des 
Textilhandels Lettlands zu begegnen, 

haben beschlossen, dieses Abkommen zu schließen, und 
haben zu diesem Zweck als Bevollmächtigte ernannt: 

der Rat der Europäischen Gemeinschaften: 

die Regierung der Republik LettlarKf: 

diese sind wie folgt übereingekommen; 

Artikel 1 

(1) Oer Handel mit den in Anhang I aufgeführten Textilwaren 
mit Ursprung im Gebiet der Vertragsparteien wird für die Laufzeit 
dieses Abkommens unter den darin festgelegten Bedingungen 
liberalisiert. 

(2) Vorbehaltlich der Bestimmungen dieses oder späterer 
Abkommen verpflichtet sich die Gemeinschaft, für die in Anhang I 
aufgeführten Waren die Anwendung der gegenwärtig geltenden 
mengenmäßigen Einfuhrbeschränkungen auszusetzen urxf keine 
neuen mengenmäßigen Beschränkungen einzuführen. 

Mengenmäßige Einfuhrbeschränkungen werden wiedereinge¬ 
führt, wenn dieses Abkommen gekündigt oder nicht ersetzt wird. 

(3) Maßnahmen mit gleicher Wirkung wie mengenmäßige 
Beschränkungen sind bei der Einfuhr der in Anhang I aufgeführten 
Waren in die Gemeinschaft für die Laufzeit dieses Abkommens 
untersagt. 

Artikel 2 

(1) Die Ausfuhren Lettlands der in Anhang I aufgeführten Waren 
mit Ursprung in Lettland in die Gemeinschaft unterliegen ab dem 
Inkrafttreten dieses Abkommens keinen Höchstmengen. Höchst¬ 
mengen können jedoch in der Folge unter den Bedingungen rtach 
Artikel 5 eingeführt werden. 

(^) Werden Höchstmengen für die Ausfuhren der Textilwaren 
eingeführt, so werden diese Ausfuhren einem System der doppel¬ 
ten Kontrolle unterworfen, dessen Einzelheiten in Protokoll A fest¬ 
gelegt sind. 

(3) Ab dem Inkrafttreten dieses Abkommens werden die Ajs- 
fuhren der Waren in Anhang II, die keinen Höchstmengen unterlie¬ 
gen, dem in Absatz 2 genannten System der doppelten Kontrolle 
unterworfen. 

(4) Nach dem Inkrafttreten dieses Abkommens können die Aus¬ 
fuhren der Waren in Anhang t, die keinen Höchstmengen unter¬ 
liegen und nicht in Anhang II aufgeführt sind, im Anschluß an Kon¬ 
sultationen nach dem Verfahren des Artikels 15 dem in Absatz 2 
genannten System der doppelten Kontrolle oder einem von der 
Gemeinschaft eingeführten System der vorherigen Überwachung 
unterworfen werden. 


Artikel 3 

(1) Für Einfuhren von unter dieses Abkommen fallerKfen Textil¬ 
waten in die Gemeinschaft gelten die gemäß diesem Abkommen 
festgesetzten Höchstmertgen nicht sofern bei der Anmeldung 
dieser Waren angegeben wird, daß sie im Rahmen der in der 
Gemeinschaft bestehenden Verwattungskontrolie zur Wieder¬ 
ausfuhr aus der Gemeinschaft in unverändertem Zustarxl oder 
nach Veredelung bestimmt sirxl. 

Die Abfertigung der unter den vorgenannten Bedingungen in die 
Gemeinschaft eingefOhrten Waren zum freien Verkehr ist jedoch 
von der Vorlage einer von den lettischen Behörden erteilten Aus¬ 
fuhrlizenz sowie einer Ursprungsbescheinigung gemäß Proto¬ 
koll A athängig. 

(2) Stellen die zustärtdigen Behörden der Gemeinschaft fest 
daß eingeführte Textilwaren auf eir« nach diesem Abkommen 
festgesetzte Höchstmenge angerechnet, dann aber aus der 
Gemeirtschaft wiederausgeführt wurden,'so teilen die betreffer>- 
den Behörden den litauischen Behörden innerhalb von vier 
Wochen die entsprechenden Mengen mit und genehmigen Eir>- 
fuhren der gleichen Waren in gleicher Höhe ohne Anrechnung auf 
die nach diesem Abkommen festgesetzte Höchstmenge für das 
lauferxfe oder das folgerxle Jahr. 

(3) Die Gemeinschaft und Lettland erkennen den besorxferen 
und eigenen Charakter der Wiedereinfuhr von Textilwaren in die 
Gemeinschaft nach Veredelung in Lettland als besondere Form 
der industriellen und harxtelspolitischen Zusammenarbeit an. 

Werden Höchstmengen gemäß Artikel 5 festgesetzt, so gelten 
diese für solche Wiedereinfuhren nicht, sofern letztere im Eirv 
ktang mit den in der Gemeinschaft geltenden Bestimmungen über 
den wirtschaftlichen passiven Veredelungsverkehr erfolgen und 
der besoTKferen Regelung nach Protokoll C unterliegen. 

Artikel 4 

Werden Höchstmengen gemäß Artikel 5 eingeführt, so gelten 
folgende Bestimmungen; 

1. In jedem Abkommensjahr kann bei jeder Warenkategorie eine 
Teilmenge der fCJIr das folgende Abkommensjahr festgesetz¬ 
ten Höchstmenge bis zu 5 % der für das laufende Abkom¬ 
mensjahr geltenden Höchstmenge im Vorgriff ausgenutzt 
werden. 

Die im Vorgriff gelieferten Mengen werden von den für das 
folgende Abkommensjahr festgesetzten Höchstmengen ab¬ 
gezogen. 

2. Die Übertragung der im Laufe eines Abkommensjahres nicht 
ausgenutzten Mengen auf die entsprechende Höchstmenge 
des folgenden Abkommen^ahres ist für jede Warenkategorie 
bis zu 7 % der Höchstmenge des laufenden Abkommensjah- 
res zulässig. 

3. In der Gruppe I dürfen Übertragungen zwischen Kategorien 
nur wie folgt vorgenommen werden: 

- Übertragungen zwischen den Kategorien 2 und 3 sowie 
von Kategorie 1 auf die Kategorien 2 und 3 sind bis zu 4 ^ 
der Höchstmenge der Kategorie zulässig, auf die de 
Übertragung vorgenommen wird; 

- Übertragungen zwischen den Kategorien 4, 5, 6, 7 uixf 6 
sirxf bis zu 4 % der Höchstnrtenge der Kategorie zulässig, 
auf die die Übertragung vorgenommen wird. 

Übertragurtgen von einer oder mehreren Kategorien in den 
Gruppen I, II, III, IV urxf V auf eine Kategorie in den Gruppen li. 
III, IV und V sind bis zu 5 % der Höchstmertge der Kategons 
zulässig, auf die die Übertragurtg vorgertommen wird. 

4. Die für die vorgenannten Übertragungen anwerxtbare Äquiva¬ 
lenztabelle ist in Anhang I wiedergegeben. 
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5. Die Erhöhung, die sich für eine bestimmte Warenkategorie 
aus der kumulativen Anwendung der Absätze 1, 2 und 3 in 
einem Abkommensjahr ergibt, darf folgende Prozentsätze 
nicht überschreiten: 

- 13 %fürdie Warenkategorien in Gruppei; 

- 13,5 % für die Warenkategorien in den Gruppen II, III, IV 
undV. 

6. Die Behörden Lettlands notifizieren die Inanspruchnahme der 
Absätze 1,2 urKf 3 mindestens IS Tage im voraus. 

Artikel 5 

(1) Für die Ausfuhren der Textilwaren in Anhang I dieses 
Abkommens können nach Maßgabe der folgenden Absätze 
Höchstmengen festgesetzt werden. 

(2) Stellt die Gemeinschaft im Rahmen der eingerichteten Ver¬ 
waltungskontrolle fest, daß die Höhe der Einfuhren einer be¬ 
stimmten in Anhang I aufgeführten Kategorie von Waren mit 
Ursprung in Lettland im Verhältnis zur gesamten Votjahreseinfuhr 
von Waren dieser Kategorie in die Gemeinschaft - ungeachtet 
ihres Ursprungs - die folgenden Prozentsätze übersteigt; 

- 0,4 % für Warenkategorien in Gruppe I, 

- 2,4 % für Warenkategorien in Gruppe II, 

- ß %fürWarenkategorien in den Gruppen III, IV und V. 

so kann sie die Aufnahme von Konsultationen nach dem Verfah¬ 
ren des Artikels 15 beantragen, um eine Einigung Ober ein ange¬ 
messenes Höchstmengenniveau für die Waren der betreffenden 
Kategorie herbeizuführen. 

(3) Bis zu einer für beide Setten zufriedenstellenden Lösung 
verpflichtet sich Lettland, ab dem Zeitpunkt der Notifizierung des 
Konsuitatiorrsersuchens die Ausfuhren von Waren der betreffen¬ 
den Kategorie in die Gemeinschaft bzw. in das oder die von der 
Gemeinschaft angegeberren Gebiete des Gemeinschaftsmarktes 
auszusetzen oder auf die von der Gemeinschaft artgegebene 
Mertge zu beschränken. 

Oie Gemeinschaft genehmigt die Einfuhr von Waren der betref¬ 
fenden Kategorie, die vor dem Zeitpunkt der Notifizierung des 
Konsultationsersuchens aus Lettland versandt wurden. 

(4) Gelingt es den Vertragsparteien, im Verlauf der Konsultatio¬ 
nen nicht, innerhalb der in Artikel 15 genannten Frist eine zufrie¬ 
denstellende Lösung zu finden, so hat die Gemeinschaft das 
Recht, eine endgültige Höchstmenge einzuführen, die auf Jahres¬ 
basis nicht niedriger ist als das nach der Formel in Absatz 2 
berechnete Niveau oder als 106 % der Qnfuhren des Kalerxler- 
Jahres, das dem Kalenderjahr vorausgegar>gen isL in dem die Ein¬ 
fuhren das nach der Foimel in Absatz 2 berechrrete Niveau über¬ 
schritten und damit das Konsultationsersuchen ausgelöst haben, 
wobei jeweils der höhere dieser beiden Werte zugrurtdegelegt 
wird. 

Wenn die Entwicklung der Gesamteinfuhren der betrefferKlen 
Ware in die Gemeinschaft es erfordert, wird diese jährliche 
Höchstmenge nach Konsultationen nach dem Verfahren des Arti¬ 
kels 15 heraufgesetzt, um die Einhaltung der Bedingungen in 
Absatz 2 sicherzustellen. 

(5) Oie jährliche Steigerungsrate für die gemäß diesem Artikel 
eing^hrten Höchstmengen wird nach Maßgabe des Proto¬ 
kolls 0 festgesetzt. 

(6) Oieser Artikel findet keine Anwendung, wenn die in Absatz 2 
genannten Prozentsätze infolge eines Rückgangs der Gesamt¬ 
einfuhren der Gemeinschaft und nicht infolge eines Anstiegs der 
Ausfuhren von Ursprungswaren Lettlands erreicht werden. 

(7) Im Falle der Anwendung der Absätze 2,3 oder 4 verpflichtet 
sich Lettland, für Waren, über die vor der Festsetzung der 
Höchstmenge Verträge abgeschlossen wurden, Ausfuhrlizenzen 
bis zur Höhe der festgesetzten Höchstmenge zu erteilen. 

(8) Bis zum Zeitpunkt der Mitteilung der in Artikel 12 Absatz 6 
genannten statistischen Angaben kommt Absatz 2 dieses Artikels 
auf der Grundlage der von der Gemeinschaft zuvor mitgeteitten 
Jahresstatistiken zur Anwendung. 


Artikel 6 

(1) Im Hinblick auf die Gewährleistung der ordnungsgemäßen 
Anwendung dieses Abkommens vereinbaren die Gemeinschaft 
und Lettland, uneingeschränkt zusammenzuarbeiten, um die 
Umgehung dieses Abkomrrtens durch Umladung, Umleitung, 
falsche Angabe des Ursprungslandes oder -ortes, Fälschung von 
Papieren, falsche Angaben Ober Spinnstoffgeh^ Mengen, 
Warertbezeichnung oder Tarifierung oder auf sonstige Weise zu 
verhüten bzw. aufzudecken und die notwendigen rechtlichen 
und/oder admini st r a t i ven Maßrrahmen gegen sok^ Vorgänge zu 
treffen. Entsprechend vereinbaren Lettlartd und die Gernein- 
schaft, die notwertdigen Rechtsvorschriften urxJ Verwaltungsver- 
fahren festzulegen, um ein wirksames Vorgehen gegen solche 
Vorgär>ge zu ermöglichen: dazu gehört auch die Eirtführung von 
rechtsverbindlichen Sanktionen gegen die betreffenden Ausfüh- 
ter und/oder Einfühter. 

(2) Gelangt die Gemeinschaft aufgrund von verfügbaren Anga¬ 
ben zu der Auffassung, daß dieses Abkommen umgaitgen vrird, 
so führt sie Konsultationen mit Lettland, um zu einer für beide Sei¬ 
ten zufriedenstellenden Lösung zu gelangen. Diese Konsultatio¬ 
nen finden so bald wie möglich statt auf jeden Fall aber innerhalb 
von 30 Tagen nach dem Konsultationsersucheo. 

P) Bis zum Abschluß der in Absatz 2 vorgesrftenen Konsulta¬ 
tionen trifft Lettland auf Antrag der Gemeinschaft vors^Rch die 
erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, daß die Anpas¬ 
sungen von getr^ Artikel 5 festgesetzten Höchstmengen, wel¬ 
che in Konsultationen nach Absatz 2 vereinbart werden könnten, 
in dem Jahr der NotifizierLmg des Konsultationsersuchens rtach 
Absatz 2 oder, wertn die Höchstmenge für das laufende Jahr aus¬ 
geschöpft ist, im darauffolgenden Jahr vorgenommen werden 
können, sofern hinreichende Beweise für die Umgehung vor¬ 
liegen. 

(4) Gelirrgt es den Vertragsparteien im Verlauf der Konsultatio¬ 
nen nach Absatz 2 ttichL eine für beide Seiten zufriedenstellende 
Lösurtg zu finden, so hat die Gemeinschaft das Recht 

a) sofern hinreichende Beweise dafür voriiegen, daß Waren mit 
Ursprung bi Lettland unter Umgehung dieses Abkommens 
angeführt wurden, die betreffenden Mengen auf die gemäß 
Artikel 5 festgesetzten Höchstmengen anzurechnen; 

b) sofern hinreichende Beweise dafür vorliegen, daß falsche 
Angaben über Spinnstoffgehalt, Mengen, Warenbezeichnung 
oder Tarifierung von Waren mit Ursprung in Lettlztnd gemacht 
worden sind, die betreffenden Einfuhren zurückzuweisen; 

c) sofern festgestellt wird, daß im Gebiet Lettlands eine Umla¬ 
dung oder Umleitung von Waren vorgenommen wurde, die 
nicht Ursprungswaren Lettlands sind, Höchstmengen für die 
gleichen Waren mit Ursprung hi Lettland einzuführen, sofern 
solche Höchstmengen nicht bereits gelten, oder jede andere 
geeignete Maßnahme zu treffen. 

(5) Die Vertragsparteien kommen überein, ein System der 
administrativen Zusammenarbeit zu schaffen, um Probleme im 
Zusammenhang mit der Umgehung dieses Abkommens zu ver¬ 
hüten bzw. nach Maßgabe des Protokolls A zu diesem Abkom¬ 
men wirksam zu lösen. 

Artikel 7 

(1) Die gemäß diesem Abkommen festgesetzten Höchstmen¬ 
gen für Einfuhren von Textilwaren mit Ursprung in Lettland in die 
Gemeinschaft werden nicht in gebietsweise geltende Teilmengen 
aufgeteilt. 

(2) Die Vertragsparteien arbeiten zusammen, um zu verhindern, 
daß plötzlich aufiretende, ungünstige Veränderungen in den 
traditionellen Handelsströmen zu einer Konzentration der Direkt¬ 
einfuhren auf einzelne Gebiete der Gemeinschaft führen. 

(3) Bei Waren, für die Höchstmengen oder eine Oberwachungs- 
regelung gelten, überwacht Lettland seine Ausfuhren in die 
Gemeinschaft. Kommt es zu plötzlich auftretenden, ungünstigen 
Veränderungen in den traditionellen Handelsströmen, so kann die 
Gemeinschaft im Hinblick auf eine zufriedenstellende Lösung 
dieser Probleme Konsultationen beantragen. Die Konsultationen 
finden innerhalb von fünfzehn Arbeitstagen nach dem Konsultati¬ 
onsersuchen der Gemeinschaft statt. 
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(4) Lettland bemüht sich sicherzustellen, daß bei Textilwaren, 
für die Höchstmengen gelten, die Ausfuhren in die Gemeinschaft 
möglichst gleichmäßig Ober das Jahr gestaffelt sind, wobei ins¬ 
besondere saisonbedingte Faktoren berücksichtigt werden. 

Artikel 8 

Bei Kündigung dieses Abkommens gemäß ArtHtei 19 Absatz 3 
werden die gemäß diesem Abkommen festgesetzten Höchst¬ 
mengen pro rata temporis verringert, sofern die Vertragsparteien 
einvemehmlich nichts anderes beschließen. 

Artikel 9 

Für lettische Ausfuhren von Geweben, die in Handwerks¬ 
betrieben auf Webstühlen mit Hand- oder Fußantrieb hergesteitt 
werden, sowie von Bekleidungsartikeln oder anderen Waren, die 
aus diesen Geweben handgefertigt werden, und von hartdwerk- 
lichen Waren der traditionellen Volkskunst gelten keine Höchst¬ 
mengen, sofern diese Waren mit Ursprung in Lettland die Voraus¬ 
setzungen nach Protokoll B erfüllen. 

Artikel 10 

(1) Ist die Gemeinschaft der Auffassung, daß eine unter dieses 
Abkommen fallende TextHware aus Lettland zu Preisen in die 
Gemeinschaft eingeführt wird, die ungewöhnfich weit unter dem 
tyxmalen Wettbewerbsniveau Hegen, so daß den Hersteliem 
gleichartiger oder unmittelbar konkurriererrder Waren in der 
Gemeinschaft ein ernster Schaden entsteht oder zu entstehen 
droht, so kann sie Konsultationen gemäß Artikel 15 beantragen; in 
diesem Fall gelangen die rtachstehenden besonderen Bestim¬ 
mungen zur Anwendung. 

(2) Wird im Verlauf dieser Konsultationen einvemehmlich fest¬ 
gestellt, daß die in Absatz 1 gertannte Lage besteht, so trifft 
Lettland im Rahmen seiner Befugnisse die erforderlichen Maß¬ 
nahmen zur Bereinigung dieser Lage, insbesondere im Hirtf^ick 
auf den Verkaufspreis der betreffecxlen Ware. 

(3) Um festzustellen, ob der Preis einer Textilware urrgewöhn- 
lich weit unter dem normalen Wetttrewerbsniveau Hegt, kann er 
mit folgenden Preisen verglichen werden: 

- den Preisen, zu denen gleichartige Waren im allgemeinen 
unter normalen Bedingungen von anderen Ausfuhrländern auf 
dem Markt des EinfuhrfarKles verkauft werden; 

- den Preisen gleichartiger inländischer Waren auf einer ver¬ 
gleichbaren Vermarktungsstufe auf dem Markt des Einfuhr¬ 
landes: 

- den niedrigsten Preisen, zu denen die gleichen Waren im nor¬ 
malen Handelsverkehr in den drei Monaten vor dem Konsulta¬ 
tionsersuchen von einem Onttlartd verkauft wurden, ohne daß 
die Gemeinschaft deswegen Maßnahmen getroffen hat 

(4) Gelingt es im Verlauf der Kortsultationen nach Absatz 2 
nicht, innerhalb von 30 Tagen ab dem Tag des Konsultationsersu¬ 
chens der Gemeinschaft eine Einigung zu erzielen, so kann die 
Gemeinschaft die Einfuhr der betrefferrden Ware zu den in 
Absatz 1 genannten Preisen zeitweilig verweigern, bis im Verlauf 
der Konsultationen eine für beide Seiten zufriedenstellende 
Lösung gefunden wird. 

(5) Unter ganz besonderen und kritischen Umständen, wenn 
die Einfuhr bestimmter Waren aus Lettland in die Gemeinschaft 
zu Preisen erfolgt, die ungewöhnlich weit unter dem rwrmalen 
Wettbewerbsniveau liegen, und dadurch einen schwer wieder¬ 
gutzumachenden Schaden zu verursachen drohL kann die 
Gemeinschaft die Einfuhr der betreffenden Waren zeitweilig aus¬ 
setzen, bis im Verlauf der unverzüglich einzuleitenden Konsulta¬ 
tionen Einigung über eine Lösung erzielt wird. Beide Vertrags¬ 
parteien bemühen sich im Rahmen des Möglichen, innerhalb von 
10 Arbeitstagen nach Eröffnung der Konsultationen zu einer für 
beide Seiten annehmbaren Lösung zu gelangen. 

(6) Ergreift die Gemeinschaft die unter den Absätzen 4 und 5 
genannten Maßrrahmen, so kann Lettland jederzeit die Eröffnung 
von Konsultationen beantragen, um die Möglichkeit der Aufhe¬ 
bung oder Änderung dieser Maßnahmen zu erörtern, sofern die 
Gründe für die Einleitung dieser Maßrrahmen nicht mehr be¬ 
stehen. 


Artikel 11 

(1) Die Tarifierung der urrter dieses Abkommen fallenden Waren 
erfolgt anhand der zoHtariflichen und statistische Nomenklatur 
der Gemeinschaft (nachstehend .Kombinierte Nomenklatur“ oder 
abgekürzt .KN* gerarai^ mit den dazu erlassenen Andejrtgen. 
Hat eine Tarifierungsentscheidung eine Änderung der Tarifie- 
rur>gspraxis oder ebten Wechsel, der Kategorie für eine unter die¬ 
ses Abkommen taHerrde Wate zur Folge, so gilt für die betreffeiKle 
Ware die Praxis oder die Handelsregelung für die Kategorie, unter 
die sie nach diesen Änderungen SUH. 

Änderungen der Kombinierten Nomenklatur (KN), die nach den in 
der Gemeinschaft geltenden Verfahren vorgenommen werden 
urrd unter dieses Abkommen fallende Warenkategorien betreffen, 
sowie Errtscheidungen über die Tarifierung von Waren dürfen 
keine Herabsetzurtg der gemäß diesem Abkomrrten festgesetzten 
Höchstmengen bewirken. 

(2) Der Ursprung der unter dieses Abkommen fallenden Waren 
wird rtach Maßgabe der in der Gemeinschaft geltenden Vorschrif¬ 
ten bestimmt. 

Arrderungen dieser Vorschriften werden Lettland mitgeteilt und 
dürfen keine Herabsetzung der gemäß diesem Abkommen fest¬ 
gesetzten Höchstmengen bewirken. 

Oie Verfahren für die Kontrolle des Ursprungs der vorgenannten 
Waren sind in ProtokoH A festgelegt. 

Artikel 12 

(1) Lettland übermittelt der Kommisston genaue, nach Mitglied¬ 
staaten der Gemeinschaft aufgeschlüsselte statistische Mengen- 
und Wertangaben über alle erteilten Ausfuhrlizenzen für die Kate¬ 
gorien von Textilwaren, die den gemäß diesem Abkommen fest¬ 
gesetzten Höchstmengen oder eirtem System der doppelten 
Kontrolle unterliegen, sowie Ober aHe von den zuständigen litaui¬ 
schen Behörden ausgestellten Bescheinigurtgen für die Waren, 
die in Artikel 9 gertannt sind urtd unter Protokoll B foUen. 

(2) Desgleichen übermittelt die Gemeinschaft den litauischen 
Behörden gertaue statistische Angaben Ober die von den Behör¬ 
den der Gemeirrschaft ausgestellten Einfuhrgenehmigungen 
sowie EkifuhrstatisUken Ober die Waren, die unter die Regelung 
nach Artikel 5 Absatz 2 fallen. 

(3) Die vorgenannten Angaben sind für alle Warenkategorien 
vor dem Erxle des Monats zu übermitteln, der auf den Monat 
folgt, auf den sich die Statistiken beziehen. 

(4) Auf Antrag der Gemeinschaft übermittelt Lettland Einfuhr¬ 
statistiken über alle Waren in Anhang I. 

(5) Zeigt sich bei der Analyse der ausgetauschten Angaben, 
daß zwischen den Ausfuhrdaten und den Einfuhrdaten bedeu¬ 
tende Abweichungen bestehen, so können nach dem Verfahren 
des Artikels 15 Konsultationen eingeleitet werden. 

(6) Für die Anwerrdung des Artikels 5 verpflichtet sich die 
Gemeinschaft, den litauischen Behörden vor dOT 15. April jedes 
Jahres die Vorjahresstatistiken über die Einfuhren aller unter 
dieses Abkommen fallenden Textilwaren, nach UeferlärKlem und 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft aufgeschlüsseit, zu über¬ 
mitteln. 

Artikel 13 

(1) Lettland schafft günstige Bedingungen für die Einfuhren der 
in Anhang I aufgeführten Textilwaren mit Ursprung in der Gemein¬ 
schaft und gewährt ihnen unter anderem, soweit angemessen, 
eine nichtdiskriminierende Behandlung im Hinblick auf die 
Anwendung mengenmäßiger Beschränkungen, die Erteilung von 
Lizenzen und die Zuteilung der Zahlungsmittel für die Bezahlung 
dieser Einfuhren. LettlarKi wird seinen Einführem des weiteren 
empfehlen, die von den Gemeinschaftsherstellem der oben 
genannten Textilwaren gebotenen Möglichkeiten zu nutzen, und 
wird unter Berücksichtigur>g der Entwicklung des Handels zwi¬ 
schen den Vertragsparteien diese Einfuhren soweit wie möglich 
Nberalisieren. 

(2) Ergibt sich ein zusätzlicher Versorgungsbedarf, der insbe¬ 
sondere eine Diversifizierung der Einfuhren von Textilwaren in 
Lettland zur Folge hat, gewährt Lettland den Einfuhren von Textil¬ 
waren mit Ursprung in der Gemeinschaft eine nichtdiskriminie¬ 
rende Behandlung. 
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Artikel 14 

(1) Die Vertragspjarteien kommen überein, die Entwicklung des 
Handels mit Textilwaren und Bekleidung jedes Jahr im Rahmen 
der Konsultationen nach Artikel 15 anhand der in Artikel 12 
genannten Statistiken zu prüfen. 

(2) Ist die Gemeinschaft der Auffassung, daß sie sich in den in 
Artikel 13 Absatz 2 dieses Abkommens genannten Fällen vergli¬ 
chen mit einem Drittland in einer ungünstigen Position befindet, 
80 kann sie Lettland rtach dem Verfahren des Artikels IS um Kon¬ 
sultationen ersuchen, um geeignete Maßnahmen zu ergreifen. 

Artikel 15 

(1) Sofern in diesem Abkomrhen nichts Gegenteiliges bestimmt 
ist, gehen für die in diesem Abkommen genannten Konsultations¬ 
verfahren folgende Bestimmungen: 

- Konsultationen finden soweit wie möglich regelmäßig statt. 
Darüber hinaus können spezielle zusätzliche Konsultationen 
stattfinden. 

- Ein Konsultationsersuchen wird der anderen Vertragspartei 
schriftlich notifiziert. 

- Dem Konsultationsersuchen ist innerhaib einer angemesse¬ 
nen Frist - in jedem Fall aber spätestens 15 Tage nach der 
Notifizierung - gegebenenfalls eine Darstellung der Umstände 
beizufOgen, die nach Ansicht der antragstellerKlen Vertrags¬ 
partei dieses Konsultationsersuchen rechtfertigen. 

- Die Vertragsparteien nehmen spätestens einen Monat nach 
der Notifizierung des Ersuchens Konsultationen auf, um bin¬ 
nen höchstens einem weiteren Monat zu einer Einigung oder 
einem für beide Seiten annehmbaren Ergebnis zu gelangen. 

- Die vorgenannte Frist von einem Monat, innerhalb deren eine 
Einigung oder ein für beide Seiten annehmbares Ergebnis zu 
erzielen ist, kann einvemehmlich verlängert werden. 

(2) Die Gemeinschaft kann Konsultationen gemäß Absatz 1 
beantragen, wenn sie feststeitt, daß in einem bestimmten Jahr der 
Anwendung des Abkommens Schwierigkeiten in der Gemein¬ 
schaft oder in einem ihrer Gebiete auftreten, weil im Vergleich 
zum Vorjahr die Einfuhren einer bestimmten Warenkategorie der 
Gruppe I. für die gemäß diesem Abkommen Höchstmengen gel¬ 
ten, plötzlich und erheblich gestiegen sind. 

(3) Auf Antrag einer Vertragspartei finden Konsultationen über 
alle Probleme im Zusammenhang mit der Anwendung dieses 
Abkommens statt. Konsultationen aufgrund dieses Artikels wer¬ 
den im Geiste der Zusammenarbeit und in dem Bestreben um 
Beilegung der Differenzen zwischen den Vertragsparteien 
geführt. 


Artikel 16 

Die Vertragsparteien verpflichten sich. Besuche von Einzel¬ 
personen, Gruppen und Delegationen aus Kreisen der Wirtschaft, 
des Handels und der Industrie zu fördern, Kontakte im industriel¬ 
len, kommerziellen und technischen Bereich im Zusammenhang 
mit dem Handel und der Zusammenarbeit im Textil- und Beklei¬ 
dungssektor zu erleichtem und die Veranstaltung von Messen 
und Ausstellungen von beiderseitigem Interesse zu unterstützen. 

Artikel 17 

Hinsichtlich des geistigen Eigentums finden auf Antrag einer 
Vertragspartei Konsultationen nach dem Verfahren des Arti¬ 
kels 15 statt, um für Probleme im Zusammenhang mit dem 
Schutz von Warerizeichen, .Mustern oder Modellen von Beklei¬ 
dungsartikeln und Textilwaren eine gerechte Lösung zu finden. 

Artikel 18 

Dieses Abkommen gilt für die Gebiete, in denen der Vertrag zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft Anwen¬ 
dung firKfet und nach Maßgabe jenes Vertrags einerseits sowie 
für das Gebiet der Republik Lettland andererseits. 

Artikel 19 ■ 

(1) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des Monats in Kraft, 
der auf den Tag folgt, an dem die Vertragsparteien einander den 
Abschluß der erforderlichen Verfahren notifiziert haben. Es gilt bis 
zum 31. Dezember 1997. 

(2) Dieses Abkommen gilt mit Wirkung vom 1. Januar 1993. 

(3) Jede Vertragspartei kann jederzeit Änderungen zu diesem 
Abkommen vorschlagen oder dieses Abkommen unter Einhal¬ 
tung einer Frist von mindestens sechs Monaten kündigen. In 
diesem Fall endet das Abkommen mit Ablauf der Kündigungsfrist 

(4) Die Vertragsparteien kommen überein, spätestens sechs 
Monate vor dem Außerkrafttreten dieses Abkommens Konsulta¬ 
tionen aufzunehmen, um gegebenenfalls ein neues Abkommen 
zu schließen. 

(5) Die Anhänge, Protokolle und Vereinbarten Niederschriften 
sowie die beigefügten Schreiben sind Bestaixitejl dieses Abkom¬ 
mens. 

Artikel 20 

Dieses Abkommen ist in zwei Urschriften in dänischer, deut¬ 
scher, englischer, finnischer, französischer, griechischer, italieni¬ 
scher, niederländischer, portugiesischer, schwedischer, spani¬ 
scher und lettischer Sprache abgefaßt, wobei jeder Wortlaut glei¬ 
chermaßen verbindlich ist. 
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Anhang I 

Liste der Textilwaren nach Artikel 1 


1. Unbeschadet der Regeln für die Auslegung der Kombinierten Nomenklatur hat der Wortlaut der Warenbezeichnung nur hinweisen¬ 
den Charakter; die unter die jeweilige Kategorie falterrden Waren werden kn Rahmen dieser Verordnung durch die Tragweite der 
KN-Codes bestimmt Befindet sich ein .ex‘ vor dem KN-Code, so werden die unter die jeweilige Kategorie fatlernlen Waren durch 
die Tragweite des KN-Codes imd durch die entsprecherrde Beschreibung bestimmt. 

2. Waren, die nicht als Mänrrer- oder Knabenkleidung oder als Frauen- oder Mädchenkleidung erkennbar sind, werden als Bekleidung 
für Frauen urxi Mädchen behartdelt. 

3. Der Begriff „Bekleidung für Säuglinge“ umfaBt Bekleidurrg bis einschlieBlich Handelsgröße 86. 


Kategorie 
. Nummer 


KN-Code 

1994 


5204 11 00 
520419 00 


Warenbezeichnung 


Baumwollgame, rticht in Aufmachuttgen für lien Einzelverkauf 


Aquivaletmabelle 


StOck/kg 


g/Stück 























Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil II Nr. 41, ausgegeben zu Bonn am 26. September 1996 


2003 


( 1 ) 


( 2 ) 


(3) 


< 4 ) 


15) 


(Forts.) 


5206 

5206 

5206 

5206 

5206 

5206 

5206 

5206 

5206 


34 00 

35 10 
35 90 

41 00 

42 00 

43 00 

44 00 

45 10 
45 90 


ex 5604 90 00 


5208 

11 

10 

5208 

11 

90 

5208 

12 

11 

5208 

12 

13 

5208 

12 

15 

5208 

12 

19 

5208 

12 

91 

5208 

12 

93 

5208 

12 

95 

5208 

12 

99 

5208 

13 

00 

5208 

19 

00 

5208 

21 

10 

5208 

21 

90 

5208 

22 

11 

5208 

22 

13 

5208 

22 

15 

5208 

22 

19 

5208 

22 

91 

5208 

22 

93 

5208 

22 

95 

5208 

22 

99 

5208 

23 

00 

5208 

29 

00 

5208 

31 

00 

5208 

32 

11 

5208 

32 

13 

5208 

32 

15 

5208 

32 

19 

5208 

32 

91 

5208 

32 

93 

5208 

32 

95 

5208 

32 

99 

5208 

33 

00 

5208 

39 

00 

5208 

41 

00 

5208 

42 

00 

5208 

43 

00 

5208 

49 

OO 

5208 

51 

00 

5208 

52 

10 

5208 

52 

90 

5208 

53 

00 

5208 

59 

00 

5209 

11 

00 

5209 

12 

00 

5209 

19 

00 

5209 

21 

00 

5209 

22 

00 

5209 

29 

00 

6209 

31 

00 

5209 

32 

00 

5209 

39 

00 

5209 

41 

00 

5209 

42 

00 

5209 

43 

00 


Gewebe au« Baumwolle, andere als Drehergewebe, 
Schlingertgeweba (Frottiergeweb«), Binder. Samt, 
Plüsch, Schüftgengewebe, Chenfliegewebe, Tülle 
und geknüpfte Netzstoffe 




























2004 Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil II Nr. 41. ausgegeben zu Bonn am 26. September 1996 



(2) 

2 

5209 

49 

10 

(Forts.) 

5209 

49 

90 


5209 

51 

00 


5209 

52 

00 


5209 

59 

00 


5210 

11 

10 


5210 

11 

90 


5210 

12 

00 


5210 

19 

00 


5210 

21 

10 


5210 

21 

90 


5210 

22 

00 


5210 

29 

00 


5210 

31 

10 


5210 

31 

90 


5210 

32 

00 


5210 

39 

00 


5210 

41 

00 


5210 

42 

00 


5210 

49 

00 


5210 

51 

00 


5210 

52 

00 


5210 

59 

00 


5211 

11 

00 


5211 

12 

00 


5211 

19 

00 


5211 

21 

00 


5211 

22 

00 


5211 

29 

00 


5211 

31 

00 


5211 

32 

00 


5211 

39 

00 


5211 

41 

00 


5211 

42 

00 


5211 

43 

00 


5211 

49 

11 


5211 

49 

19 


5211 

49 

90 


5211 

51 

00 


5211 

52 

00 


6211 

59 

00 


5212 

11 

10 


5212 

11 

90 


5212 

12 

10 


5212 

12 

90 


5212 

13 

10 


5212 

13 

90 


5212 

14 

10 


5212 

14 

90 


5212 

15 

10 


5212 

15 

90 


5212 

21 

10 


5212 

21 

80 


5212 

22 

10 


5212 

22 

90 


5212 

23 

10 


5212 

23 

90 


5212 

24 

10 


5212 

24 

90 


5212 

25 

10 


5212 

25 

90 


ex 5811 

00 

00 


ex 6308 

00 

00 
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5208 31 00 
5208 32 11 
5208 32 13 
5208 32 15 
5208 32 19 
5208 32 91 
5208 32 93 
5208 32 95 
5208 32 99 
5208 33 00 
5208 39 00 
5208 41 00 
5208 42 00 
5208 43 00 
5208 49 00 
5208 51 00 
5208 52 10 
5208 52 90 
5208 53 00 
5208 59 00 


a> davon; 

andara als roh oder gebleicht 


ex 5811 00 00 


ex 6308 00 00 
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2007 
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2009 


Gruptpel B 



8 


( 2 ) 


6105 

10 

00 

6105 

20 

10 

6105 

20 

90 

6105 

90 

10 

6109 

10 

00 

6109 

90 

10 

6109 

90 

30 

6110 

20 

10 

6110 

30 

10 

6101 

10 

90 

6101 

20 

90 

6101 

30 

90 

6102 

10 

90 

6102 

20 

90 

6102 

30 

90 

6110 

10 

10 

6110 

10 

31 

6110 

10 

35 

6110 

10 

38 

6110 

10 

91 

6110 

10 

95 

6110 

10 

98 

6110 

20 

91 

6110 

20 

99 

6110 

30 

91 

6110 

30 

99 

6203 

41 

10 

6203 

41 

90 

6203 

42 

31 

6203 

42 

33 

6203 

42 

35 

6203 

42 

90 

6203 

43 

19 

6203 

43 

90 

6203 

49 

19 

6203 

49 

SO 

6204 

61 

10 

6204 

62 

31 

6204 

62 

33 

6204 

62 

39 

6204 

63 

18 

6204 

69 

18 

6211 

32 

42 

6211 

33 

42 

6211 

42 

42 

6211 

43 


6106 

10 

00 

6106 

20 

00 

6106 

90 

10 

6206 

20 

00 

6206 

30 

00 

6206 

40 

00 

6205 

10 

00 

6205 

20 

00 

6205 

30 

00 


_(31_ 

Oberhemden, T-Shirts. Unterziehpullis (andere als aus Wolle oder 
feinen TierhaarenI, Unterhenrden und thrdiche Waren, aus Gewirken 


Pullover, Siipover. Twinsets, Westen und Strickjacken (arvfere als 
xugeschnitten und gertihtl: ArHsraks. Windjacken und ihnliche 
Waren, aus Gewirken 


Shorts und andere kurze Hosen (andere als Badehosen) und lange 
Hosen, aus Gewetien, für Micvier und ICnatren; lange Hosen aus 
Geweben, für Frauen und Mkdchen. aus WoHa, Baumwolle oder 
synthetischen oder künstlichen Spinnstoffen; Unterteile von 
TrainingsaruOgen, gefüttert. arxSere als der Kategorien 16 oder 29, 
aus Baumwolle oder synthetischen oder künstlichen Spinnstoffen 


Blusen und Hemdblusen, aus Gewirken urtd andere als aus Gewr- 
ken, aus Wolle, Baumwolle oder synthetischen oder künstlichen 
Spinnstoffen, für Rauen und Midchen 


Oberhemden, andere als aus Gewirken, für Minner und Knaben, aus 
Wolle, Baumwolle oder synthetischen oder künstlichen Spinnstoffen 


( 4 ) _( 5 >_ 

6,48 154 


4,53 221 


1,76 568 


5.55 180 


4,60 217 
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Gruppe 11A 


5508 10 11 
5508 10 19 


5508 20 10 


5510 11 00 
5510 12 00 
5510 20 00 
5510 30 00 
5510 90 00 


_(3)_ 

SchUngenflewebe (Frottiergeweb«): WScch* zur Kfirparpfleg« oder 
Haushalttwitche, artdere als aus Gewirken, aus SchNngengewebe 
(Frottiergewebc), aus BaurawoHe 


Bettwäsche, andere als aus Gewirken 


Game aus synthetischen Spinrtfasem, nicht in Aufmachurtgen für den 
Einzelverkauf 


a) davon: Potyacryt-SpirKrfasem 


Game aus künstlichen Spinnfasern, nicht in Aufmachungen für den 
Eira eiverkauf 
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Gruppe tl B 


(11 


(2) 


6115 

12 

00 

6115 

19 

10 

6115 

19 

90 

6115 

20 

11 

6115 

20 

90 

6115 

91 

00 

6115 

92 

00 

6115 

93 

10 

6115 

93 

30 

6115 

93 

99 

6115 

99 

00 

6107 

11 

00 

6107 

12 

00 

6107 

19 

00 

6108 

21 

00 

6108 

22 

00 

6108 

29 

00 


(3) 


(4) 


I5J 


12 


Strümpfe, Strumpfhosen, Untertiehstrümpfe, Socken, SSckchen, 
Strumpfschoner und ähnliche Wirkwaren, andere als für Säuglinge, 
einschlieOlich Krampfaderstrümpfe, ausgenommen Waren der Kati^ 
gorie 70 


24,3 

Paar 


41 


13 


Slips und andere Unterhosen, für Mäntter und Knaben; SKps und 
andere Unterhosen für Frauen und Mädchen, aus Gewirken, Wolle, 
Saumwolle oder synthetischen oder kürtstkchen Spinnstoffen 


17 


59 


14 


6201 11 00 
ex 6201 12 10 
ex 6201 12 90 
ex 6201 13 10 
ex 6201 13 90 

6210 20 00 


Mäntel und Umhänge, für Männer und Knaben, aus Gewebe, aus 
Wolle, Baumwolle oder synthetischen oder kOrtstlichen Spinnstoffen 
(ausgettommen Parkas der Kategorie 211 leinschiieGlich Kurzmärrtel) 


0,72 


1 389 


15 


6202 11 00 
ex 6202 12 10 
ex 6202 12 90 
ex 6202 13 10 
ex 6202 13 90 

6204 31 00 
6204 32 90 
6204 33 90 
6204 39 19 

6210 30 00 


Mämel (einschlieaiich Kurzmäntel} (einschlieQlich Umhänge) und 
Jacken für Frauen und Mädchen, aus Gewebe, aus Wolle, Baumwolle 
oder synthetischen oder künstlichen Spinnstoffen lausgertommen 
Parkas der Kategorie 21) 


0,84 


1 190 


16 


6203 

6203 

6203 

6203 

6203 

6203 

6203 

6203 


11 00 
12 00 
19 10 
19 30 
21 00 
22 80 
23 80 
29 18 


Anzüge und Kombinationen, andere alt aus Gewirken, für Märwier ur^d 
Knaben, aus Wolle, Baumwolle oder symhetischen oder künstlichen 
Spirwtstoffen, ausgenommen Skianzüge: Trainingsaiuüge, gefüttert, 
mit Außenseite aus ein und demselben Rächenerzeugrus, für Männer 
und Krtaben, aus Baumwolle oder synthetischen oder künstlichen 
Spinrtstoffen 


0,80 


1 250 


6211 32 31 
6211 33 31 


17 


6203 31 00 
6203 32 90 
6203 33 90 
6203 39 19 


Sakkos und Jacken, artdere aus als Gewirken, für Mänrter ur>d 
Krtaben, aus WoHe. Baumwolle oder synthetischen oder kürtstlichen 
Spinnstoffen 


1,43 


700 


18 


6207 11 00 
6207 19 00 
6207 21 00 
6207 22 00 
6207 29 00 
6207 91 10 
6207 91 90 


Unterhemden, Slips und andere Unterhosen, Nachthemden, Schlaf¬ 
artzüge, Bademäntel urtd -jacken, Hausmäntel und ährtliche Waren, für 
Männer und Knaben, andere als aus Gewirken 
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2013 


_UL 


J2L 


J3L 


J4L 


JSL 


18 

(Forts.» 


6207 92 00 
6207 99 00 


6208 

6208 

6208 

6208 

6208 

6208 

6208 

6208 

6208 

6208 

6208 

6208 


11 00 
19 10 
19 90 
21 00 
22 00 
29 00 
91 11 
91 19 

91 90 

92 10 
92 90 

99 00 


Untertwmdcn, Unterkleidef. Unterröcke, SNps und artdere Urrter- 
hosen. Nachthemden, Schlafanzüge, Negügös, Bademintel uttd, 
•jacfcert. Hausmöntel und ihnliche Waren, für Frauen und 
Mödchen, andere als aus GewMen 


19 


6213 20 00 
6213 90 00 


Taschentücher und Ziertaschentücher, andere als aus Gewirken 


S9 


17 


21 


ex 6201 12 10 
ex 6201 12 90 
ex 6201 13 10 
ex 6201 13 90 
6201 91 00 
6201 92 00 

6201 93 00 

ex 6202 12 10 
ex 6202 12 90 
ex 6202 13 10 
ex 6202 13 90 

6202 91 00 
6202 92 00 
6202 93 00 

6211 32 41 
6211 33 41 
6211 42 41 
_ « 11*3 41 


Parkas. Anoraks, Wirxljacken urtd dergleichen, attdere als aus 
Gewirken, aus WoOe, Baumwolle oder synthetischen oder künst¬ 
lichen Spinnstoffan; ObertaOe von Trainingsanzügaa gefüttert, 
arxler« als der Kategorie 16 oder 29. aus Baumvräte oder 
symhetischen oder künstlichen Spinnstoffen 


2,3 


435 


24 


6107 21 00 
6107 22 00 
6107 29 00 
6107 91 10 
6107 91 90 
6107 92 00 
ex 6107 99 00 


6108 

6108 

6108 

6108 

6108 

6108 

6108 

6108 

6108 


31 10 

31 90 

32 11 
32 19 
32 90 
39 00 
91 10 

91 90 

92 00 

aa-ia. 


Nachtfwmden. Schlafanzüge, Bademintel und iacken, Haus- 
mintel utxf MmNche Waren für Minner und Kttaben, aus Gewir¬ 
ken 


Nachthamdett. Schlafanzüge. Negligis. Bademintei utxf -jackea 
Hausmintel und ihrtiiche Waren für Frauen ur«d Midchen, aus 
Gewirken 


3.9 


257 


26 


6104 41 00 
6104 42 00 
6104 43 00 
6104 44 00 

6204 41 00 
6204 42 00 
6204 43 00 
6204 44 00 


Kleider für Frauen urxl Midchen. aus Wolle. Baumwoll e orfer 
synthetischen oder künstlichen Spinnstoffen 


3,1 


323 


27 


6104 51 00 
6104 52 00 
6104 53 00 
6104 59 00 


Röcke, eirtschließlich Hosenröcke, für Frauen und Midchen 


2.6 


385 
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6104 61 10 
6104 61 90 
6104 62 10 
6104 62 90 
6104 63 10 
6104 63 90 
6104 69 10 
6104 69 91 


29 6204 11 00 KostOm« und KombinatiofMn, andere ata aus Gawirtcan, tür Frauan 

6204 12 00 und MMchan, aua Wolia, Baumwolle oder synthatiachan oder 
6204 13 00 kOnatlichen Spinnatoffan. auagenommen Skianzüge; Trainings- 
6204 19 10 anzüge, gefüttert mit AuBanaeite aua ein und demselben FUichan- 
6204 21 00 ereeugrWa. für Frauen und Midchen, aua Baumwolle oder 
6204 22 BO synthetischen oder künstlichen Spinnstoffen 
6204 23 80 
6204 29 18 

6211 42 31 
6211 43 31 


31 I 6212 10 00 I Büstenhalter, aus Geweben oder aua Gewirken 


68 6111 10 90 Sttugüngakleidung und Bekiaidungszubahör für Siugrmge, ausge- 

6111 20 90 nommen Handschuhe für Stiugiinge der Kategorien 10 uixt 87. 
6111 30 90 und Strümpfe, Sockan und Sückchan für Sitiglinge, artdere als 
ex 6111 90 00 aus Gewirken, der Kategorie 88 

ex 6209 10 00 
ex 6209 20 00 
ex 6209 30 00 
ex 6209 90 00 


73 61121100 Trainingsartzüge aua Gawirkan, aus WoHa, Baumwolle oder 

6112 12 00 synthetischen oder kOrtstlichen Spinnstoffen 
61121900 


76 6203 22 10 Arbeits-und Berufskleidung, für Mirwier und Knaben, andere als 

6203 23 10 aus Gewirken; Schürzen, Kittel und andere Arbeits- uitd Berufs- 

6203 29 11 kleidung, für Frauen und Mädchen, artdere als aus Gewirken 

6203 32 10 
6203 33 10 
6203 39 11 
6203 42 11 
6203 42 51 
6203 43 11 
6203 43 31 
6203 49 11 
6203 49 31 
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JIL 


76 
I (Forts.I 


-.L21 

6204 

6204 

6204 

6204 

6204 

6204 

6204 

6204 

6204 

6204 

6204 

6204 


22 

23 

29 

32 

33 
39 
62 
62 
63 
63 
69 
69 




10 

10 

11 

10 

10 

11 

11 

51 

11 

31 

11 

31 



6211 32 10 
6211 33 10 
6211 42 10 
6211 43 10 


77 


ex 6211 20 00 


Kombinationen und Skiaruüge. andere als aus Cewirfcen 


78 


6203 .41 30 
6203 42 59 
6203 43 39 
6203 49 39 


6204 

6204 

6204 

6204 

6204 

6204 

6204 

6204 


61 80 

61 90 

62 59 

62 90 

63 39 
63 90 
69 39 
69 50 


6210 40 00 

6210 50 00 

6211 31 00 
6211 32 90 
6211 33 90 
6211 41 00 
6211 42 90 
6211 43 90 


BeUaidung. andere als aus Gevnrfcan. auae*nommen Bekleidung der 
Kategorien 6. 7. 8. 14. 15. 16. 17. 18. 21. 26. 27. 29. 68. 72. 76 
und 77 


83 


6101 10 10 
6101 20 10 
6101 30 10 


Mdntel (einschlieBlich KurzmimeO. Jacken und andere Bekleidung, 
einscNieaiich SkianzOge. aus Gewirken, ausgenommen Bekleidung der 
Kategorien 4. 5. 7. 13. 24. 26. 27. 28, 68, 69, 72. 73. 74 und 75 



6102 10 10 
6102 20 10 
6102 30 10 


6103 31 00 
6103 32 00 

6103 33 00 
ex 6103 39 00 

6104 31 00 
6104 32 00 
6104 33 00 

ex 6104 39 00 

ex 6112 20 00 
6113 00 90 


6114 1000 
6114 20 00 
6114 30 00 
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Gruppe IIIA 


_ÜI_ 

<21 

(3) 

1-^1 

<51 

33 

5407 20 11 

6305 31 91 
6305 31 99 

Gewebe aus Garnen aus synthetischen Filamenten aus Streifen oder 
dergleichen, aus Polyäthylen oder Polypropylen, mit einer Breite von 
weniger als 3 m; 

Säcke und Beutel tu Verpackungszwecken, andere als aus Gewirken, aus 
Streifen oder dergleichen 



34 

5407 20 19 

Gewebe aus Garnen aus synthetischen Füamerrten aus Streifen oder 
dergleichen, aus Polyäthylen oder Polypropylen, mit «ner Breite von 3 m 
oder mehr 



35 

35 (a) 

5407 10 00 
5407 20 90 
5407 30 00 
5407 41 00 
6407 42 10 
5407 42 90 
5407 43 00 
5407 44 10 
6407-44 90 
5407 51 00 
5407 52 00 
5407 53 10 
5407 53 90 
5407 54 00 
5407 60 10 
5407 60 30 
5407 60 51 
5407 60 59 
5407 60 90 
5407 71 OO 
5407 72 00 
5407 73 10 
5407 73 91 
5407 73 99 
5407 74 00 
5407 81 00 
5407 82 00 
5407 83 10 
5407 63 90 
5407 84 00 
5407 91 00 
5407 92 00 
5407 93 10 
5407 93 90 
5407 94 00 

ex 5811 00 00 

ex 5905 00 70 

5407 42 10 
5407 42 90 
5407 43 00 
5407 44 10 
6407 44 90 
5407 52 00 
5407 53 10 
6407 53 90 
5407 54 00 
5407 60 30 
5407 60 51 
5407 60 59 
5407 60 90 

Gewebe aus synthetischen Spinnfäden, andere als für die Reifenherstellung 
der Kategorie 114 

al davon: 

andere als roh oder gebleicht 

• 
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jn. 


J2L 


J2L 


JäL 


J5L 


37 

{Forts.) 


37 lal 


5516 92 00 
5516 93 00 
5516 94 00 

5803 90 50 

ex 5905 00 70 


5516 

5516 

5516 

5516 

5516 

5516 

5516 

5516 

5516 

5516 

5516 

5516 

5516 

5516 

5516 

5516 


12 00 
1300 
1400 
22 00 
23 10 

23 90 

24 00 

32 00 

33 00 

34 00 

42 00 

43 00 

44 00 

92 00 

93 00 

94 00 


a) 


davon: 

ander« als roh oder gebleicht 


ex 5803 90 SO 
ex 5905 00 70 


38 A 


6002 43 11 
6002 93 10 


Gewirke aus synthetischen Spinnfasern. fOr Vorhinge und Gardinen 


38 8 


ex 6303 91 00 
ex 6303 92 90 
ex 6303 99 90 


Gardmen, aixiere als aus Gewirken 


40 


ex 6303 91 00 
ex 6303 92 90 
ex 6303 99 90 

6304 19 10 
ex 6304 19 90 
6304 92 00 
ex 6304 93 00 
ex 6304 99 00 


Gardinen, Verginge und Innenrollo«; Schabracken urxl Bettvorhinge 
und andor« Waren zur kinenausstattung. ander« als aus Gewirken, aus 
WoHe, BaumwoUe oder synthetischen oder kOnstiichen Spinnstoffen 


41 


5401 10 11 
5401 10 19 


5402 

5402 

5402 

5402 

5402 

5402 

5402 

5402 

5402 

5402 

5402 

5402 

5402 

5402 

5402 

5402 


10 10 
10 90 
20 00 
31 10 
31 30 

31 90 

32 00 

33 io 
33 90 
39 10 
39 90 
49 10 
49 91 
49 99 
51 10 
51 30 


Game au« synthetischen Rlamenten, nicht in Aufmachurr^n für den 
Einzelverkauf, andere als nicht texturierte Garne, urrgezwimt ur>ge- 
dreht, oder Game mit nicht mehr als 50 Drehungen je Meter 
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( 1 ) 


( 2 ) 


(3) 


(4) 


(5) 


41 

(Forts.) 


5402 

5402 

5402 

5402 

5402 

5402 

5402 

5402 

5402 

5402 

5402 

5402 


51 90 

52 10 
52 90 
59 10 
59 90 
61 10 
61 30 

61 90 

62 10 
62 90 
69 10 
69 90 


ex 5604 20 00 
ex 5604 90 00 


42 


5401 20 10 


5403 10 00 
5403 20 10 
5403 20 90 

ex 5403 32 00 
5403 33 90 
5403 39 00 
5403 41 00 
5403 42 00 
5403 49 00 

ex 5604 20 00 


Game aue «yntheti ac hen und kOnstSchen SpinnfMen. nicht in Auf¬ 
machungen für den Einzelverkauf: 

Game aua kCnstfichan Spinnftden: 

Game aus kOnstHchen Füamenten. nicht in Aufmachungen für den 
Einzelverfcauf. andere als Gante, ungezwirnt, ungedreht, aus Viskose 
oder mit nicht mehr als 250 Drehungen je Meter und nicht texturierte 
Game, ungezwimt. aus Zelkdoseacetat 


43 


5204 20 00 

5207 10 00 
5207 90 00 

5401 10 90 
5401 20 90 

5406 10 00 
5406 20 00 

5508 20 90 

5511 30 00 


Game aus synthetischen oder künstlichen Filamenten. Gante aus künst¬ 
lichen Spirtnfasem, Game aus Baumwolle, nicht in Aufmachungen für 
den Einzelverkauf 


46 


5105 10 00 
5105 21 00 
5105 29 00 
5105 30 10 
5105 30 90 


Wolle und feine Tierhaare, gekrempelt oder gekämmt 


47 


5106 10 10 
5106 10 90 
5106 20 11 
5106 20 19 
5106 20 91 
5106 20 99 

5108 10 10 
5108 10 90 


Game aus WoHe oder feinen Tierhaaren, gekrempelt, nicht in Auf¬ 
machungen für den Einzelverfcauf 


48 


5107 10 10 
5107 10 90 
5107 20 10 
5107 20 30 


Game aus Wolle oder feinen Tierhasren, gekEmmt, nicht in Auf¬ 
machungen für den Einzelverkauf 



2020 
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(11 

(21 

46 

5107 

20 51 

(Fons.) 

5107 

20 59 


5107 

20 91 


5107 

20 99 


5108 

20 10 


5108 

20 90 

49 

5109 

10 10 


5109 

10 90 


5109 

90 10 


5109 

90 90 

50 

5111 

11 00 


5111 

19 10 


5111 

19 90 


5111 

20 00 


5111 

30 10 


5111 

30 30 


5111 

30 90 


5111 

90 10 


5111 

90 91 


5111 

90 93 


5111 

90 99 

i 

5112 

11 00 


5112 

19 10 


5112 

19 90 


5112 

20 00 


5112 

30 10 


5112 

30 30 


5112 

30 90 


5112 

90 10 


5112 

90 91 


5112 

90 93 


5112 

90 99 

51 

1 

5203 

00 00 

53 

5803 

10 00 

54 

5507 

00 00 

55 

5506 

1000 


5506 

20 00 


5506 

30 00 


5506 

90 10 


5506 

90 91 


5506 

90 99 

56 

5508 

10 90 


5511 

1000 


5511 

20 00 

58 

5701 

10 10 


5701 

10 91 


5701 

10 93 


5701 

10 99 


5701 

90 10 


5701 

90 90 



Garrte aus Wolle oder feinen Tierhaaren, in Aufmachungen für den 
Einzeiverkauf 



Orehergewebe aus Baumwolle 


Künstliche Spirmfasem und AbfWe, gekrempelt, gefcimmt oder 
anders für die Spimterei vorbereitet 


Synthetische Spinnfasern und Abfälle, gekrempelt, gekämmt oder 
anders für die Spinrrerei vorbereitet 


Game aus synthetischen Spinnfasern (einschlieBlich AbfäHel, in 
Aufmachungen für den Einzelverkauf 
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m, 

59 






6C 


61 


( 2 ) 


5702 

10 

OO 

5702 

31 

10 

5702 

31 

30 

5702 

31 

90 

5702 

32 

10 

5702 

32 

90 

5702 

39 

10 

5702 

41 

10 

5702 

41 

90 

5702 

42 

10 

5702 

42 

90 

5702 

49 

10 

5702 

51 

00 

5702 

52 

00 

ex 5702 

59 

00 

5702 

91 

00 

5702 

92 

00 

ex 5702 

99 

00 

5703 

10 

10 

5703 

10 

90 

5703 

20 

11 

5703 

20 

19 

5703 

20 

91 

5703 

20 

99 

5703 

30 

11 

5703 

30 

19 

5703 

30 

51 

5703 

30 

59 

5703 

30 

91 

5703 

30 

99 

5703 

90 

10 

5703 

90 

90 

5704 

10 

00 

5704 

90 

00 

5705 

00 

10 

5705 

00 

31 

5705 

00 

39 

ex 5705 

00 

90 


5805 00 00 


•X 5806 10 00 
5806 20 OO 
5806 31 10 
5806 31 90 
5806 32 10 
5806 32 90 
5806 39 00 
5806 40 00 


(3) 


Teppiche und andere Bodenbeläge aus Spinnstoneit« atKlere als Teppiche 
der Kategorie 58 




Tapisserien, handgewebt (Gobelins, Flarxirische Gobelins, Aubusson, 
Beauvais ur>d ähnliche) und Tapisserien als Nadelarfoeit (z.B. Petit Point, 
Kreuzstich), auch konfektionieft_ 


Bärtder und schuOlose Bänder aus parallelgelegten ur«d geklebten Garnen 
oder Fasern (bolducs), ausgertommen Etiketten und ihrtliche Waren der 
Kategorie 62 

Gummielastlsche Gewebe (ausgerxsmmen Gewirke) 


62 


5606 00 91 
5606 00 99 


ChaniHegame, Gimpen (artdere als umsponrtene Game aus Roßhaar) 


5804 10 11 
5804 10 19 
5804 10 90 
5804 21 10 
5804 21 90 
5804 29 10 
5804 29 90 
5804 30 00 


TüHe, Bobinetgardirwnstoff und geknüpfte Netzstoffe, Spitzen 
(maschinerv oder handgefertigt), als Meterware oder als Motiv 



2022 


Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil II Nr. 41, ausgegeben zu Bonn am 26. September 1996 


(11 


(21 


(3) 


( 4 ) 


(5t 


62 

((H)rt».| 


5807 10 10 

5807 10 90 

5808 10 00 
5808 90 00 


5810 

5810 

5810 

5810 

5810 

5810 

5810 

5810 


10 10 
10 90 
91 10 

91 90 

92 10 
92 90 
9910 
99 90 


Etiken«n, Abzeichen und ähnliche Waren, aus Spinnstoffen, als Meterware 
oder zugeschnitten, nicht bestickt, gewebt 

Geflechte und sonstige Posamentierwaren, als Meterware; Quasten, 
Troddeln, Oliven, Nüsse, Pompons urtd dergleichen 

Stickereien, als Meterware oder als Motiv 


63 


5906 91 00 

ex 6002 1010 
6002 10 90 
ex 6002 30 10 
6002 30 90 

ex 6001 10 00 


Gewirke aus symhetischen Spinnfasern mit einem Anteil an Elastomer-Fiden 
von mehr als 5 Gewichtshundenteilen urtd Gewirks mit einem Anteil an 
gummielastischen Fäden, von mehr als 5 Gewichtshurtderttsäen 

Raschelspitzen urtd hochflorige Gewirke, aus synthetischen Spinnfasern 


6002 20 31 
6002 43 19 



5606 

00 

10 

ex 6001 

10 

00 

6001 

21 

00 

6001 

22 

00 

6001 

29 

10 

6001 

91 

10 

6001 

91 

30 

6001 

91 

SO 

6001 

91 

90 

6001 

92 

10 

6001 

92 

30 

6001 

92 

50 

6001 

92 

90 

6001 

99 

10 

ex 6002 

10 

10 

6002 

20 

10 

6002 

20 

39 

6002 

20 

50 

6002 

20 

70 

ex 6002 

30 

10 

6002 

41 

00 

6002 

42 

10 

6002 

42 

30 

6002 

42 

50 

6002 

42 

90 

6002 

43 

31 

6002 

43 

33 

6002 

43 

35 

6002 

43 

39 

6002 

43 

SO 

6002 

43 

91 

6002 

43 

93 

6002 

43 

95 

6002 

43 

99 

6002 

91 

00 

6002 

92 

10 

6002 

92 

30 

6002 

92 

SO 


Gewirke, andere als Waren der Kategorien 38 A urtd 63, aus Wolie, 8aum- 
wolle oder synthetischen oder kOrtstlichen Spinnstoffen 
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Gruppe III ß 


( 1 ) 


( 2 ) 


10 



6111 

10 

10 


6111 

20 

10 


6111 

30 

10 

€X 

6111 

90 

00 


6116 

10 

10 


6116 

10 

90 


6116 

91 

00 


6116 

92 

00 


6116 

93 

00 


6116 

99 

00 


5807 

90 

90 


6113 

00 

10 


6117 

10 

00 


6117 

20 

00 


6117 

80 

10 


6117 

80 

90 


6117 

90 

00 


6301 

20 

10 


6301 

30 

10 


6301 

40 

10 


6301 

90 

10 


6302 

10 

10 


6302 

10 

90 


6302 

40 

00 

ex 

6302 

60 

00 


6303 

11 

00 


6303 

12 

00 


6303 

19 

00 


6304 

11 

00 


6304 

91 

00 

ex 

6305 

20 

00 

ex 

6305 

39 

00 

ex 

6305 

90 

00 


6305 

31 

10 


6307 

10 

10 


6307 

90 

10 


6305 

31 

10 


6108 

11 

10 


6108 

11 

90 


6108 

19 

10 


6108 

19 

90 


6115 

11 

00 


6115 

20 

19 


6115 

93 

91 


67 


67 (a) 


69 


70 


HandschutM aus Gewirken 


(3) 


ifL 

17 


Paar 


i51 

S9 


Bekleidung und BekMdungszubehfir, andere ab fOr Stugünge, aus 
Wirkwaren; Wische aOar An. aua Gewkkan; Gardinaa Vorginge und 
bviereallos: Schafaraken und Bettvorhinge iind andere Waren zur 
Inneirausstattung, aua Gewirken; Decken aus Gewirken; andere Waren 
aus Gewirken, einschlwQlich Bekleidungsteile und BeUeidur^szubehör 


a) davon: 

Sicke und Beutel zu Verpackungszwecken, aus Streifen oder 
dergleichen, aus Polvithvien oder Polypropylen 

Unterldeider und Unterr&cke, aut Gewirken, für Frauen urvi Mädchen 


7,8 


128 


Strumpfhosen aua sYnthetischan Spinnatoffen, mH einem Tner der 
E'mfachfiden von weniger ab 67 OecHex (6,7 Tex) 

Strümpfe, für Frauen, aus syrtthetischen Spinnfasern 


30,4 

Paar 


33 
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1 

(2) 

(3) 

(41 

(51 

1 72 

6112 31 10 
6112 31 90 
6112 39 10 
6112 39 90 
611241 10 
6112 41 90 
611249 10 
6112 49 90 

6211 11 00 
6211 12 00 

Badeanzüge und Badehosen, aus Wolle, Baumwolle oder 
synthetischen oder künstlichen Spinnstoffen 

9,7 

103 

74 

610411 00 
610412 00 
61041300 
•X 6104 19 00 
6104 21 00 
6104 22 00 
6104 23 00 
•X 6104 29 00 

Kostüme und Kombittationen, aus Qswirkan, für Brausn und 

MMchen, aus WoBe, Baumwolie oder symhailschan oder kürtst- 
Sehen Spinnstoffen, ausgerwmman SUanzOga 

1.54 

650 

75 

6103 11 00 
6103 12 00 
6103 19 00 
6103 21 00 
6103 22 00 
6103 23 00 
6103 29 00 

Artzüge urxl Kombinationeft, aus Gewirkert, für Minner und 

Krtaben, aus Wolle, BaumsvoHe oder synthetischen oder künstlichen 
Spirtnstoffen, ausgertommen SkiartzOge 

0.80 

1 250 

84 

6214 20 00 
6214 30 00 
6214 40 00 
6214 90 10 

Schals, Umschlagtücher, Halstücher, Kragertschoner, Kopftücher, 
Schleier und ihnüche Warert. andere als aus Gewirken, aus Wolle, 
Baumwolle oder synthetischen oder künstlichen Spinttstoffen 



85 

6215 20 00 
6215 90 00 

Krawatten, Querbinder und Krawattertschais, andere als aus Gewir* 
ken, aus Wolle, Baumwolle oder synthetischen oder künstlichen 
Spinnstoffen 

17,9 

56 

1 86 

6212 20 00 
6212 30 00 
6212 90 00 

Büstenhalter, Hüftgüael, Korsette, Hosentriger, Strumpfhalter, 
Strumpfbirtder und ihrtliche Waren, sowie ihre Teile, auch aus 
Gewirken 

8,8 

114 1 

i 

ex 6209 10 00 
ex 6209 20 00 
ex 6209 30 00 
ex 6209 90 00 

6216 00 00 

Handschuhe, andere als aus Gewirken 



1 88 

ex 6209 10 00 
ex 6209 20 00 
ex 6209 30 00 
ex 6209 90 00 

6217 10 00 
6217 90 00 

Strümpfe, Socken und Sückchen, rticht gewirkt; anderes Beklei- 
dungszubehür, Teiie von Bekleidung oder von Bekleidungszubehür, 
ausgenommen für Siuglinge, nicht gewirkt 
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<i» 


( 2 ) 


(3) 


(4) 


(5) 


90 


5607 

5607 

5607 

5607 

5607 

5607 

5607 

5607 


41 00 
49 11 
49 19 

49 90 

50 11 
SO 19 
50 30 
SO 90 


Bindfäden, Seile und Taue, auch geflochten, aus synthetischen Spinn¬ 
stoffen 


91 


6306 21 00 
6306 22 00 
6306 29 00 


Zelte 


93 


ex 6305 20 00 
ex 6305 39 00 


Säcke und Beutel zu Verpackungszwecken, eixlere als aus Streifen 
oder dergleichen, aus Pofyäthyten oder Potypropyfen 


94 


5601 

5601 

5601 

5601 

5601 

5601 

5601 

5601 

5601 


10 10 
10 90 
21 10 

21 90 

22 10 
22 91 
22 99 

29 00 

30 00 


Watte und Waren daraus, aus Spinnstoffen; Spimfasem mit einer 
Breite von 5 mm oder weniger (Scherstaub), Ktwten urxf Noppen, aus 
Spirmstoffen 


9S 


5602 

5602 

5602 

5602 

5602 

5602 

5602 


10 19 
10 31 
10 39 
1090 
21 00 
29 90 
90 00 


Rlze und Waren daraus, auch getränkt oder bestrichen, andere als 
Bodenbeläge 


ex 5807 90 10 
ex 5905 00 70 
6210 10 10 
6307 90 91 


96 


5603 00 10 
5603 00 91 
5603 00 93 
5603 00 95 
5603 00 99 

ex 5807 90 10 

ex 5905 00 70 

6210 10 91 
6210 10 99 

ex 6301 40 90 
ex 6301 90 90 

6302 22 10 
6302 32 10 
6302 53 10 

6302 93 10 

6303 92 10 
6303 99 10 


Vliesstoffe urtd Waren daraus, auch getränkt oder bestrichen 
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(i> 


( 2 ) 


(3) 


(4> 


( 6 ) 


96 

(Forts.! 


ex 6304 19 90 
ex 6304 93 00 
ex 6304 99 00 

ex 6305 39 00 

6307 10 30 
ex 6307 90 99 


97 


5608 

5608 

5608 

5608 

5608 

5608 

5608 

5608 

5608 

5608 

5608 


11 11 
11 19 
11 81 
11 99 
19 11 
19 19 
19 31 
19 39 
19 91 
1999 
90 00 


Netze, in Stücken oder eis Meterware, aus Bindfiden, Selen oder Tauen; 
konfektlonlerta Ftschemetze, aus BindfMatt. Seilen oder Tauen 


98 


5609 00 00 
6905 00 10 


Waren aus Biitdfldar«, Seiten oder Tauen, ausgenommen Gewebe, Waren 
aus Geweben und Waren der Kategorie 97 


99 


5901 10 00 
5901 90 00 


5904 10 00 
5904 91 10 
5904 91 90 
5904 92 00 

5906 10 10 
5906 10 90 
5906 99 10 

5906 99 90 

5907 00 00 


Gewebe, mit Ijeim oder stlrfcehaltigen Turichtestoffen bestrichen, wie eie 
QbGcherweise zum Eit^mden von Büchent. zum Harsteüen von Futteralen 
uttd anderen Kartonagen oder zu Ihnlchen Zwecken verwertdet werden. 
Pausleittwand: prlparierte Matieinwand; Bougram urtd ihnfiche Erzeugntssa 
für die Hutmacherei 

Lirtoleum, auch zugeschnitten; Bodenbeläge, bestehend aus einer Spinnstoff* 
untertage mit eirter Deckschicht oder einem Oberzug. auch zugeschnitten 


Kautschutierte Gewebe, andere als aus Gewirken, mit Ausrtahme von 
Geweben für die ReifenhersteHung 


Artdere Gewebe, getränkt oder bestrichen; bemalte Gewebe für Theater- 
dekorationen. AtelierhintergrQnde und dergleichen, andere als Waren der 
Kategorie 100 


100 


5903 

5903 

5903 

5903 

5903 

5903 

5903 


10 10 
10 90 
20 10 
20 90 
90 ^0 
90 91 
90 99 


Gewebe, mit Z el lulo s ederivatan oder anderen Kunststoffen getränkt, 
bestrichen oder Cberzogen oder mit Lagen aus diesen Stoffen versehen 


101 


ex 5607 90 00 


Bindfidea Sole und Taue, auch gefkrchterv andere als aus synthetischen 
Chemiefasem _ _ 


109 


6306 11 00 
6306 12 00 
6306 19 00 
6306 31 00 
6306 39 00 


Planen, Segel und Markisen 
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(4| I (51 


6306 

41 

00 

6306 

49 

00 

6306 

91 

00 

6306 

99 

00 

6307 

20 

00 

ex 6307 

90 

99 

6307 

10 

90 

5902 

10 

10 

5902 

10 

90 

5902 

20 

10 

5902 

20 

90 

5902 

90 

10 

5902 

90 

90 

5908 

00 

00 

5909 

00 

10 

5909 

00 

90 

5910 

00 

00 

5911 

10 

00 

ex 5911 

20 

00 

5911 

31 

11 

5911 

31 

19 

5911 

31 

90 

6911 

32 

10 

5911 

32 

90 

5911 

40 

00 

5911 

90 

10 

5911 

90 

90 


Luftmatrazen, aus Geweben 


Zeltlagerausrüstungen, aus Geweben, andere als Luftmatrazen und 
Zelte 


AtKlere konfektionierte Waren, aus Geweben, andere als Waren der 
Kategorien 113uttd 114 
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Gruppe IV 


(II 


( 2 ) 


13) 


(4) 


(5) 


115 


5306 10 11 
5306 10 19 
5306 10 31 
5306 10 39 
5306 10 50 
5306 10 90 
5306 20 11 
5306 20 19 
5306 20 90 

5308 90 11 
5308 90 13 
5308 90 19 


Leinengarne und Ramiegarne 


117 


5309 

5309 

5309 

5309 

5309 

5309 

5309 

5309 

5309 


11 11 
11 19 
11 90 
19 10 
19 90 
21 10 
21 90 
29 10 
29 90 


Gewebe aus Flachs oder Ramie 


5311 00 10 

5803 90 90 

5905 00 31 
5905 00 39 


118 


6302 29 10 
6302 39 10 
6302 39 30 
^ 6302 52 00 
ex 6302 59 00 
6302 92 00 
ex 6302 99 00 


Bettwäsche, Tischwische, Wische zur Körperpflege und andere Haus¬ 
haltswische, aus Leinen oder Ramie, andere als aus Gewirlcen 


120 


ex 6303 99 90 

6304 19 30 
ex 6304 99 00 


Gardinen, Vorgänge urtd Irmenrollos; Schabraken und Bettvorhinge und 
arrdere Waren zur Innenausstattung, andere als aus Gewirken, aus 
Flachs oder Ramie 


121 


ex 5607 90 00 


Bindfäden, Seile und Taue, auch geflochten, aus Flachs oder Ramie 


122 


ex 6305 90 00 


Sicke und Beutel zu Verpackungszwecken, aus Flachs, andere als aus 
Gewirken 


123 


5801 90 10 


6214 90 90 


Samt- und PKtschgewebe, Schingengewebe (Ffottiergewebe). und 
Chenitlegewebe, aus Rachs oder Ramie, ausg e nommen aus Bindern 

Schals, Umschlagtücher, Kragenschoner, Kopftücher, Schleier und 
ähnliche Waren, aus Fla^ oder Ramie, andern als aus Gewirken 
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5005 00 10 

5005 00 90 

5006 00 90 
ex 5604 90 00 

5308 90 90 

5308 30 00 

5308 20 10 
5308 20 90 

5605 00 00 

5113 00 00 


Seidengame, andere als die der Kategorie 130 A; Messirta- 
haar 


Game aus artderen pflanzlichen Soit¥>itoffen 

Paplefgame 

Hanfgartte 

Mtaligarrte ur>d metaKalerte Game 

Gewebe aua groben Tierhaaren oder aus RoBhaar 

Gewebe aus Seide, Sdtappeseide oder Bourreneseide 


5803 90 10 
ex 5905 00 90 
ex 5911 20 00 


137 

ex 5801 90 90 
ex 5806 10 00 

Samt urxf Plüsch, gewebt, urxf CheniNegewebe sowie Birtder 
aus Seide, Schappeseide oder Bourreneseide 



138 

5311 00 90 
ex 5905 00 90 

Gewebe aus Papiergamen und aus anderen Spinnstoffen, 
andere als aus Ramie 



139 

5809 00 00 

Gewebe aus MetallfMen, Gewebe aus Metallgarnen oder aus 
metallisierten Garnen 



140 

ex 6001 10 00 
6001 29 90 

Gewirke und Gestricks aus Spinnstoffen, andere als Wolle 
oder feinen'Tierhsaren, BaumwoBe oder Chemiefasern 




6001 99 90 

6002 20 90 
6002 49 00 
6002 99 00 

ex 6301 90 90 


Decken aus Spirtnstoffen, artdere als Wolle oder feinen Tier¬ 
haaren, Baumwolle oder Chemiefasem 
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(2) 

(3) 

(4) 

(5t 

142 

ex 5702 39 90 
ex 5702 49 90 
ex 5702 59 00 
ex 5702 99 90 

ex 5705 00 90 

Teppiche und andere Fußbodenbelige, aut Spinnstoffen, aus Sisal, 
anderen Agavefasern oder Manilahanf 



144 

5602 10 35 
5602 29 10 

Fib aus. groben Tierhaaren 



145 

5607 30 00 
ex 5607 90 00 

BindfSden, Seile und Taue, auch geflochten: aus Abaca (Manilahanfl 
oder aus anderen harten Biattfasam 



146 A 

ex 5607 21 00 

Bindegarnen und Pressattgama für landwirtschaftliche Maschäten, 
aus Sisal oder andaren Aoavefasam 



146 B 

ex 5607 21 00 
•5607 29 10 
5607 29 90 

Birxlfädan, Seila und Taue aus Sisal oder anderen Agavafasam, 
andere als die Waren der Kategorie 146 A 



146 C 

5607 10 00 

Bindfäden, Seile und Taue, auch geflochten, aus Jute oder anderen 
textilen Bastfasern der Position 5303 



147 

5003 90 00 

Abfälle von Seide leittschlieBiich nicht abhaspelbare Kokoits, Garrv- 
abfille und RetSspinrwtoff), andere als weder gekrempelt noch 
gekämmt 



148 A 

5307 10 10 
5307 10 90 
5307 20 00 

Garne aus Jute oder anderen textäen Bastfasern der Position 5303 



148 B 

5308 10 00 

Kokosgame 



149 

5310 10 90 
ex 5310 90 00 

Gewebe aus Jute oder artderen textäen Bastfasern mit einer Breite 
von mehr als 150 cm 



ISO 

53101010 
ex 5310 90 00 
6305 10 90 

Gewebe aus Jute oder anderen textilen Bastfasern mit einer Breite 
von 1 SO cm oder werüger 

Säcke und Beutel zu Verpackungszwecken, aus Jute oder anderen 
textilen Bastfasern, andere als gebraucht 



151 A 

5702 20 00 

Fußbodenbeläge aus Kokosfasern 



151 B 

ex 5702 39 90 
ex 5702 49 90 
ex 5702 59 00 
ex 5702 99 00 

Teppiche urxl anders Fußbodenbeläge, aus Jute oder anderen textilen 
Bastfasern, andere als getuftet oder beflockt 



152 

5602 10 11 

Nadetfäze aus Jute oder artderen textilen Bastfasern, weder getränkt 
r>och bestrichen, andere als Fußbodenbeläge 



153 

H 

6305 1010 

Gebrauchte Säcke und Beutel zu Verpackungszwecken, aus Jute 
oder anderen textilen Bastfasern der Position 5303 
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(1) 

(2) 

(3) 

(4) 


154 

5001 00 00 

Seidenraupenkokons, zum Abhaspeln geeignet 




5002 00 00 

Gftoe. weder oedreht noch gezwirnt 




5003 10 00 

AbfSle von Seide (einscNieOSch nicht abhaspelbare Kokons, Gamabfille 
und Reißspinnstoff). weder qekremoelt rxsch oekimmt 




5101 11 00 
5101 1900 
5101 21 00 
5101 29 00 
5101 30 00 

Wolle, weder gekrempelt rtoch gekimmt 




5102 1010 
5102 10 30 
5102 10 50 
5102 10 90 
5102 20 00 

Feine oder grobe Tierhaare, weder gekrempelt noch gekimmt 




5103 10 10 
5103 10 90 
5103 20 10 
5103 20 91 
5103 20 99 
5103 30 00 

Abfille von Wolle oder feinen oder groben Tierhaaren leinachlieBiich 
Gamabfille), ausgenommen Reißspinnstoff 




51040000 

ReiGspinnstoff aus Wolla oder feinen oder groben Tierhaaren 




5301 10 00 
5301 21 00 
5301 29 00 
5301 30 10 
5301 30 90 

Flachs, roh oder bearbeitet, jedoch nicht versponnert; Werg und Abfille 
von Flachs leinschiieBlich Gamabfille und Reißspinnstoff) 




5305 91 00 
5305 99 00 

Ramie und artdere pftanzliche Spinnstoffe, roh oder bearbeitet. Jedoch nicht 
versponnen; Werg und AbfMe. andere als Kokos und Abaca der 

Position 5304 




5201 00 10 
5201 00 90 

Baumwolle, weder gekrempelt noch gekimmt 




5202 10 00 
5202 91 00 
5202 99 00 

Abfille von BaumwoHe leinschiieBlich Gamabfille und Reißspinnstoff) 




5302 10 00 
5302 90 00 

Hanf (Cannabis sativa LI. roh oder bearbeitet, jedoch nicht versponnen; 

Werg und AbfStle von Hanf (einschließlich Gamabfille uitd Reißsoinnstoff) 




5305 21 00 
5305 29 00 

Abaca (Manilahanf oder Musa textilis Nee), roh oder bearbeitet, jedoch 
nicht versponnen; Werg urtd Abfille von Abaca (einschließlich Gamabfille 
und Reißsoinnstoff) 




5303 10 00 
5303 90 00 

Jute und andere textile Bastfasern (ausgenommen Flachs. Hanf und 

Ramie), roh oder bearbeitet, jedoch nicht versponnen; Werg und Abfille 
von diesen Spinnstoffen (einschließlich Gamabfille uixl Reißspinnstoff) 




5304 10 00 

5304 90 00 

5305 11 00 
5305 19 00 
5305 91 00 
5305 99 00 

Andere pflanzliche Spinnstoffe, roh oder bearbeKet. jedoch nicht ver¬ 
sponnen; Werg und Abfille von diesen Spinnstoffen (einschließlich Garn- 
abfille urtd Reißspinnstoff) 




6106 90 30 

ex 6110 90 90 

Blusen und Pullover, aus Gewirkan oder Gestricken, aus Seide. Schappe- 
seide oder Bourretteseide. für Frauen oder MMchen 
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6101 90 10 

6101 90 90 

6102 90 10 
6102 90 90 


Baklaidung aus G« wMtwi oöti Gastrickan, andara als dis dsc Katsgorian 1 bis 123 und 
dar Katagoris 1S6 


ax 6103 39 00 

6103 49 99 

ax 6104 19 00 
ax 6104 29 00 
ax 6104 39 00 

6104 49 00 

6104 69 99 

6105 90 90 

6106 90 50 
6106 90 90 

ax 6107 99 00 

6108 99 90 

6109 90 90 

6110 90 10 
ax 6110 90 90 



ax 6111 90 00 
6114 90 00 


6204 49 10 
6206 10 00 

6214 10 00 


KMdar, Blusan und HamdMutan, andara ala aus Gawirfcsn edsr Gaatridian, aus Saida, 

Sch^pAMidt odcf BounvctcMiö# 

Sctiaia, UraacMagfiOchar. HaMGchar. Kfsgsnsctwnar, KopMehar, ScNsisr und aimlichs 
Waran, andara als aut Gawirksn odsr Oaatilcican, aut S aida. Sdiappataida odar 
BourrsttataMa 


6215 10 00 I Krawattan. ScWaden (i.B. Ouarbindarl und Krawattentchalt 



6213 10 00 


TatchantOchar und ZisrtatehantOchar 


6201 19 00 
6201 99 00 


BatdaMung, andara alt aut Gaarirkan odar Gsttriekan, arrdars alt dis dar Kategorien 1 
bis 123 odar dar Katagoris 159 


6202 19 00 

6202 99 00 

6203 19 90 
6203 29 90 
6203 39 90 

6203 49 90 

6204 19 90 
6204 29 90 
6204 39 90 
6204 49 90 
6204 59 90 

6204 69 90 

6205 90 10 
6205 90 90 


6206 90 10 
6206 90 90 

ax 6211 20 00 
6211 39 00 
6211 49 00 
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Anhang II 

Waren, die keirten Hdchstmengen, aber dem System der doppelten Kontrolle nach Artikel 2 
Absatz 3 des Abkommens unterliegen. 

(Die vollständigen Bezeichnungen der Waren, die unter die in diesem Anhang genannten 
Kategorien fallen, sirrd in Anhang I artgegeben.) 

Kategorie: 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 
9 

12 

15 

24 

26 

27 

31 
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Protokoll A 


Titel I 

Klassifizierung 
Artikel 1 

(1) Die zuständigen Behörden der Gemeinschaft verpflichten 
sich, Lettlarxl über alle Änderungen der Kombinierten Nomen¬ 
klatur (KN) zu unterrichten, bevor diese in der Gemeinschaft in 
Kraft treten. 

(2) Die zuständigen Behörden der Gemeinschaft verpflichten 
sk^, den zuständigen Behörden Lettlands alle Entscheidungen 
über die Einreihung von unter dieses Abkommen fallertden Waren 
spätestens einen Monat nach ihrer Annahme mitzuteilen. Diese 
Mitteilungen enthalten; 

a) eine Beschreibung der betreffenden Waren, 

b) die betreffende Kategorie und die entsprechenden KN-Codes, 

c) die Gründe für die getroffene Entscheidung. 

(3) Hat eine Tarifierungsentscheidung eine Änderung der Tari¬ 
fierungspraxis oder einen Wechsel der Kategorie für eine unter 
dieses Abkommen fallende Ware zur Folge, so setzen die zustän¬ 
digen Behörden der Gemeinschaft eine Frist von 30 Tagen ab 
dem Zeitpunkt der Mitteilung der Gemeinschaft, bevor die Ent¬ 
scheidung wirksam wird. Für Waren, die vor dem Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens der Entscheidung versandt werden, gilt weiter 
die frühere Tarifierungs(>r 2 ixis, sofern die betreffenden Waren 
innerhalb von 60 Tagen nach diesem Zeitpunkt zur Einfuhr in die 
Gemeinschaft gestellt werden. 

(4) Betrifft eine Tarifierungsentscheidurtg der Gemeinschaft, 
die eine Änderung der Tarifierungspraxis oder einen Wechsel der 
Kategorie für eine unter dieses Protokoll fallende Ware zur Folge 
hat, eine einer Höchstmenge unterliegende Kategorie, so verein¬ 
baren die Vertragsparteien, Konsultationen nach dem Verfahren 
des Artikels 15 des Abkommens einzuleiten, um der Verpflichtung 
gemäß Artikel 11 Absatz 1 Unterabsatz 2 des Protokolls nachzu¬ 
kommen. 

(5) Bestehen zwischen den zuständigen Behörden der Gemein¬ 
schaft und Lettland am Ort des Verbringens in die Gemeinschaft 
Meinungsverschiedenheiten über die Tarifierung von unter dieses 
Abkommen fallenden Waren, so erfolgt die Tarifierung vorläufig 
anhand der von der Gemeinschaft gelieferten Angaben, bis Kon¬ 
sultationen nach Artikel 15 stattfinden, um zu einer Einigung über 
die endgültige Tarifierung der betreffenden Ware zu gelangen. 


Titel 11 
Ursprung 

Artikel 2 

(1) Für Waren mit Ursprung in Lettland, die nach Maßgabe der 
in diesem Protokoll festgelegten Regelung in die Gemeinschaft 
ausgeführt werden, ist ein Ursprungszeugnis Lettlands vorzule¬ 
gen, das dem Muster im Anhang zu diesem Protokoll entspricht. 

(2) Das Ursprungszeugnis wird von den nach litauischem Recht 
dazu befugten litauischen Stellen ausgestellt, wenn die betreffen¬ 
den Waren im Sinne der in der Gemeinschaft geltenden einschlä¬ 
gigen Vorschriften als Ursprungswaren dieses Landes gelten 
können. 

(3) Die Waren der Gruppen III, IV und V können jedoch nach 
Maßgabe der in diesem Abkommen festgelegten Regelung auf 
Vorlage einer Erklärung des Ausführers auf der Rechnung oder 
einem anderen Handelspapier in die Gemeinschaft eingeföhrt 
werden, aus der hervorgeht, daß die betreffenden Waren im Sinne 
der in der Gemeinschaft geltenden einschlägigen Vorschriften 
Ursprungswaren Lettlands sind. 

(4) Das Ursprungszeugnis nach Absatz 1 wird nicht verlangt 
bei der Einfuhr von Waren, für die ein nach den einschlägigen 
Gemeinschaftsvorschriften ausgefülltes Ursprungszeugnis nach 
Formblatt A oder Vordruck APR im Hinblick auf die Gewährung 
allgemeiner Zollpräferenzen vorgetegt wird. 


Artikel 3 

Das Ursprungszeugnis wird nur auf schriftlichen Antrag erteilt, 
der vom Ausführer oder unter der Verantwortung des Ausführers 
von dessen bevollmächtigtem Vertreter zu stellen ist. Die nach 
litauischem Recht dazu befugten Ntauschen Stellen sorgen dafür, 
daß das Ursprungszeugnis ordnungsgemäß ausgefüllt ist, und 
verlangen zu diesem Zweck die Vortage aller notwendigen Belege 
oder nehmen alle fMifungen vor, die sie für angebracht halten. 

Artikel 4 

Sind für Waren derselben Kategorie unterschiedliche Kriterien 
für die Bestimmurtg des Ursprungs festgelegt, so müssen die 
Ursprungszeugnisse oder Ursprungserklärungen eine hinrei- 
ch^xj genaue Warerbeschreibung enthalten, damit ein Urteil 
über das von Lettland artgewandte Kriterium möglich ist, anhand 
dessen das Ursprungszeugnis ausgestellt oder die Ursptrungs- 
erklärung abgegeben wurde. 

Artikel 5 

Die Feststellurtg geringfügiger Abweichungen zwischen den 
Artgaben in dem Ursprurtgszeugnis urtd den Angaben in den der 
Zollstelle zur Erfüllung der Einfuhrförmlichkeiten vorgelegten 
Unterlagen begrürtdet nicht schon allein Zweifel an der Richtigkeit 
der Angaben in dem Ursprungszeugnis. 


Trtel III 

System der doppelten Kontrolle 

Abschnitt I 
Ausfuhr 


Artikel 6 

Die zustärtdigen lettischen Behörden erteilen für alle aus Lett¬ 
land abgehenden Sendungen von Textilwaren, die vorläufigen 
oder endgültigen Höchstmengen gemäß Artikel 5 des Abkom¬ 
mens unterliegen, Ausfuhrlizenzen bis zur Erreichung der betref¬ 
fenden Höchstmengen, die nach Maßgabe der Artikel 4, 6 und 8 
des Protokolls geändert werden können; sie erteilen ebenfalls 
Ausfuhrlizenzen für alle Sendungen von Textilwaren, die einem 
System der doppelten Kontrolle ohne Höchstmengen gemäß 
Artikel 2 Absätze 3 und 4 des Abkommens unterliegen. 

Artikel 7 

(1) Die Ausfuhrlizenzen für Waren, die gemäß diesem Abkom¬ 
men Höchstmengen unterliegen, müssen dem Muster 1 im An- 
hang zu diesem Protokoll entsprechen und sind für Ausfuhren in 
dcis gesamte Zollgebiet gültig, in dem der Vertrag zur Gründung 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft Anwendung findet. 
Beruft sich die Gemeinschaft jedoch gemäß der Vereinbarten 
Niederschrift Nr. 1 auf die Artikel 5 und 7 des Abkommens oder 
auf die Vereinbarte Niederschrift Nr. 2, so dürfen die unter die 
betreffenden Ausfuhrlizenzen fallenden Waren nur in dem (den) in 
diesen Lizenzen angegebenen Gebiet(en) der Gemeinschaft in 
den freien Verkehr übergeführt werden. 

(2) Sofern gemäß diesem Abkommen Höchstmengen gelten, 
muß in den Ausfuhrlizenzen unter anderem bescheinigt werden, 
daß die betreffende Warenmenge auf die Höchstmenge für die 
entsprechende Warenkategorie angerechnet wurde; Ausfuhr¬ 
lizenzen dürfen jeweils nur für eine Warenkategorie erteilt werden, 
für die Höchstmengen gelten. Sie können für eine oder mehrere 
Sendungen der betreffenden Waren verwendet werden. 

(3) Die Ausfuhrlizenzen für Waren, für die ein System der dop¬ 
pelten Kontrolle ohne Höchstmengen gilt, müssen dem Muster 2 
im Anhang zu diesem Protokoll entsprechen. Die Ausfuhrlizenzen 
dürfen jeweils nur für eine Warenkategorie erteilt werden und kön¬ 
nen für eine oder mehrere Sendungen der betreffenden Waren 
verwerKlet werden. 
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Artikel 8 

Die zuständigen Behörden der Gemeinschaft sind umgehend 
von der Rücknahme oder Änderung einer bereits erteilten Aus¬ 
fuhrlizenz zu unterrichten. 

Artikel 9 

(1) Die Ausfuhren von Textilwaren, die gemäß diesem Abkom¬ 
men Höchstmengen unterliegen, werden auf die Höchstmengen 
für das Jahr angerechnet, in dem die Waren versandt werden, 
auch wenn die Ausfuhrlizenz erst nach dem Versand erteilt wird. 

(2) Als Zeitpunkt des Versands der Waren im Sinne des Absat¬ 
zes 1 gilt der Zeitpunkt des Vertadens in das Flugzeug, auf das 
Kraftfahrzeug oder auf das Schiff zur Ausfuhr. 

Artikel 10 

Oie Vorlage einer Ausfuhrlizenz gemäß Artikel 12 muß spräte- 
stens am 31. März des Jahres erfolgen, das auf das Jahr folgt, in 
dem die in der Lizenz aufgeführten Waren versandt wurden. 

Abschnitt II 
Einfuhr 

Artikel 11 

Die Einfuhr in die Gemeirtschaft ist für Textüwaien, die gemäß 
diesem Abkommen Höchstmengen oder eirtem System der 
doppelten Kontrolle unterliegen, von der Vorlage einer Einfuhr- 
genehmigurtg abhängig. . 

Artikel 12 

(1) Oie zuständigen Behörden der Gemeinschaft erteilen die in 
Artikel 11 genannten Einfuhrgenehmigungen innerhalb von fünf 
Arbeitstagen nach Vorlage des Originals der entsprechenden 
Ausfuhrlizenz durch den Einführer. 

(2) Oie Einfuhrgertehmigungen für Waren, die gemäß diesem 
Abkommen Höchstmengen unterliegen, sind für die Dauer von 
sechs Monaten ab dem Zeitpunkt ihrer Erteilung für Einfuhren in 
das gesamte Zollgebiet gültig, in dem der Vertrag zur Gründung 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft Anwendung findet. 
Beruft sich die Gemeinschaft jedoch gemäß der Vereinbarten 
Niederschrift Nr. 1 auf die Artikel 5 und 7 des Abkommens oder 
auf die Vereinbarte Niederschrift Nr. 2, so dürfen die unter die 
betreffenden Genehmigungen fallenden Waren nur in dem (den) 
darin angegebenen Gebiet(en) der Gemeinschaft in den freien 
Verkehr übergeführt werden. 

(3) Die Einfuhrgenehmigungen für Waren, die einem System der 
doppelten Kontrolle ohne Höchstmengen unterliegen, sind für 
die Dauer von sechs Monaten ab dem Zeitpuitkt ihrer Erteilung 
für Einfuhren in das gesamte Zollgebiet gültig, in dem der Vertrag 
zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft An¬ 
wendung findet. 

(4) Die zuständigen Behörden der Gemeinschaft erklären 
bereits erteilte Einfuhrgenehmigungen für ungültig, wenn die ent¬ 
sprechenden Ausfuhrtizertzen zurückgertommen wurden. 

Werden Jedoch die zuständigen Behörden der Gemeinschaft von 
der Rücknahme oder Annullierung einer Ausfuhrlizenz erst nach 
der Einfuhr der Waren in die Gemeinschaft unterrichtet, so wer¬ 
den die betreffenden Mengen auf die Höchstmengen für die 
betreffende Kategorie und das betreffende Jahr angerechnet. 

Artikel 13 

(1) Stellen die zuständigen Behörden der Gemeinschaft fest, 
daß bei einer Warenkategorie die Gesamtmenge, für die Lettland 
Ausfuhrlizenzen erteilt hat in einem Jahr die gemäß Artikel 5 
des Abkommens festgesetzte Höchstmenge für diese Kategorie 
- gegebenenfalls geändert nach Maßgabe der Artikel 4, 6 und 8 
des Abkommens - überschreitet, so können die genannten 
Behörden die Erteilung von Einfuhrgenehmigungen zeitweilig 
einstellen. In diesem Fall unterrichten die zuständigen Behörden 
der Gemeinschaft umgehend die Behörden Lettlands, und das 
besondere Konsuttationsverfahren nach Artikel 15 des Abkom¬ 
mens wird unverzüglich eingeleitet. 


(2) Für Waren mit Ursprung in Lettland, für die Höchstmengen 
oder das System der doppelten Kontrolle gelten und für die keine 
nach Maßgabe dieser Anlage erteilten Ausfuhrlizenzen Lettlands 
vorgelegt werden, können die zuständigen Behörden der Gemein¬ 
schaft die Erteilung von Einfuhrgenehmigungen verweigern. 

Lassen die zuständigen Behörden der Gemeinschaft Jedoch die 
Einfuhr solcher Waren in die Gemeinschaft zu, so werden unbe¬ 
schadet des Artikels 6 des Abkommens die betreffenden Mengen 
nur mit ausdrücklicher Zusthnmung der zuständigen Mettischen 
Behörden auf die entsprechenden gemäß diesem Abkommen 
festgesetzten Höchstmengen artgerechnet. 


Titel IV 

Form und Ausstellung der Ausfuhrlizenzen 
und der Ursprungszeugnisse; 
Gemeinsame Bestimmungen 
über die Ausfuhren in die Gemeinschaft 


Artikel 14 

(1) Die Ausfuhrlizenzen und die Ursprungszeugnisse können 
mit ordnungsgemäß kenntlich gemachten zusätzlichen Durch¬ 
schriften ausgestellt werden. Sie sind in ertglischer oder fraruösi- 
scher Sprache abzutessen. Werden sie hartdschriftiich ausgefüllt, 
so muß dies mit Tmte oder Kugelschreiber urvf in Dnxdrschrift 
erfolgen. 

Die Dokumente haben das Format 210 x 297 mm. Es ist weißes 
geleimtes Schreibpapier ohne mechanischen Papierhalbstoff mit 
einem Ouadratmetergewicht von mindestens 25 g zu verwertden. 
Werden die Dokumente mit mehreren Durchschriften ausgestellt, 
so ist das Origirtal mit einem guillochierten Überdruck zu verse¬ 
hen. Dieses Exemplar ist deutlich als .Originär zu kennzeichnen, 
währeiKf die übrigen Exempilare als .Durchschrift* zu kennzeich¬ 
nen sind. Nur das Original wird von den zuständigen Behörden 
der Gemeinschaft nach Maßgabe der in diesem Abkommen fest¬ 
geiegten Regelung anerkannt. 

(2) Jedes Dokument trägt zur Kennzeichnung eine standardi¬ 
sierte Seriennummer, die auch eingedruckt sein kann. 

Diese Nummer setzt sich wie folgt zusammen: 

- zwei Buchstaben zur Bezeichnung des Ausfuhrlandes nach 
folgendem Code: LV; 

- zwei Buchstaben zur Bezeichnung des vorgesehenen Ver¬ 
zollungsmitgliedstaats nach folgendem Code: 

AT = Österreich, 

BL = Benelux, 

DE = Deutschland, 

DK = Dänemark, 

EL = Griechenland, 

ES = Spanien, 

Fl = Finnland, 

FR = Frankreich, 

GB = Vereinigtes Königreich, 

IE = Irland, 

IT = Italien, 

PT = Portugal, 

SE = Schweden; 

- eine einstellige Zahl zur Bezeichnung des Kontirrgentsjahrs 
entsprechend der letzten Ziffer des betreffenden Jahrs (Bei¬ 
spiel: 4 für 1994); 

- eine zweistellige Zahl von 01 bis 99 zur Bezeichnung der aus¬ 
stellenden Behörde im Ausfuhrland; 

- eine fünfstellige Zahl, durchlaufernJ von 00001 bis 99999, die 
dem vorgesehenen Verzollungsmitgliedstaat zugeteilt wird. 
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Artikel 15 

Ausfuhrlizenzen und Ursprungszeugnisse können nach dem 
Versand der Waren, auf die sie sich beziehen, ausgestellt werden. 
In diesem Fall tragen sie den Vermerk .döiivrö a posterion“ oder 
„issued retrospectively“. 

Artikel 16 

(1) Bei Diebstahl, Verlust oder Vemichturtg einer Ausfuhrlizenz 
oder eines Ursprungszeugnisses kann der AusfOhrer bei den 
zustärrdigen lettischen Behörden, die die Papiere ausgestellt 
haben, eine Zweitausfertigung b^ntragen, die anhand der in 
seinem Besitz befindlichen Ausfuhrpapiere angefertigt wird. Die 
Zweitausfertigung einer Ausfuhrlizenz oder eines Ursprungszeug¬ 
nisses muB den Vermerk ,,duplicata‘‘ oder .duplicate* tragen. 

(2) Die Zweitausfertigung der Ausfuhrlizenz oder des Ursprurtgs- 
zeugnisses muB mit dem Datum des Originals ausgestellt wer¬ 
den. 

Titel V 

Administrative Zusammenarbeit 


Artikel 17 

Die Gemeinschaft uikI Lettland arbeiten zum Zweck der Durch¬ 
führung dieses Protokolls eng zusammen. Beide Vertrags¬ 
parteien fördern im Hinbikh darauf Kontakte und Meinungs¬ 
austausche, auch über technische Fragen. 

Artikel 18 

Um die ordnungsgemäße Anwendurtg dieses Protokolls zu 
gewährleisten, unterstützen die Gemeinschaft urtd LettlarKf ein¬ 
ander bei der Überprüfung der Echtheit urd Richtigkeit der nach 
Maßgabe dieses Protokolls ausgestellten Ausfuhrlizenzen und 
Ursprungszeugnisse beziehungsweise Ursprurrgserklärungen. 

Artikel 19 

Lettland übermittelt der Kommission der Europräischen Ge¬ 
meinschaften die Namen und Anschriften der für die Erteilung und 
Überprüfung von Ausfuhrlizenzen und Ursprungszeugnissen 
zuständigen Behörden sowie die Abdrücke der von diesen 
Behörden verwendeten Stempel und Unterschriftsproben der für 
die Unterzeichnung der Ausfuhrlizenzen und der Ursprungszeug¬ 
nisse zuständigen Beamten. Ferner teilt Lettland der Gemein¬ 
schaft jede diesbezügliche Änderung mit. 

Artikel 20 

(1) Eine nachträgliche Überprüfung von Ursprungszeugnissen 
cxler Ausfuhrlizenzen wird stichprobenweise s<}wie immer dann 
vorgerKxnmen, wenn die zuständigen Behörden in der Gemein¬ 
schaft begründete Zweifel an der Echtheit der Ursprungszeug¬ 
nisse oder der Ausfuhrlizenzen cxler an der Richtigkeit der Anga¬ 
ben über den tatsächlichen Ursprung der betrefferxlen Waren 
haben. 

(2) In diesem Fall senden die zuständigen Behörden in der 
Gemeinschaft das Ursprungszeugnis bzw. die Ausfuhrlizenz cxler 
eine Abschrift davon an die zuständigen litauischen Behörden 
zurück, wobei sie gegebenenfalls die formalen oder sachlichen 
Gründe für eine Untersuchung angeben. Ist eine Rechnung vor¬ 
gelegt worden, so wird sie oder eine Kopie davon dem 
Ursprungszeugnis cxler der Ausfuhrlizenz cxler der Kopie davon 
beigefügt. Die Behörden teilen ferner alle bekannten Umstände 
mit, die auf die Unrichtigkeit der Angaben in den betreffenden 
Ursprungszeugnissen oder Ausfuhrlizenzen schließen lassen. 

(3) Absatz 1 gilt auch für nachträgliche Überprüfungen der in 
Artikel 2 dieses Protokolls genannten Ursfxungserklärungen. 


(4) Die Ergebnisse der gemäß den Absätzen 1 und 2 durchge¬ 
führten nachträglichen Überprüfungen werden den zuständigen 
Behörden in der Gemeinschaft innerhalb von drei Monaten mit- 
geteitt. Mitzuteilen isL ob das strittige Ursprungszeugnis bzw. die 
strittige Ausfuhrlizenz cxler Erklärung skh auf die tatsächlich aus¬ 
geführten Waren bezieht und ob die Waren nach Maßgabe der mit 
diesem Abkcxnmen festgeiegten Regeiung ausgeführt werden 
dürfen. Auf Antrag der Gemeirtsbhaft sind ferner Abschriften aller 
Unterlagen vcxzulegen, die erfcxdertich sind, um den genauen 
Sachverhalt zu ermitteln und insbesondere den tatsächlichen 
Ursprung der Waren festzustellen. 

Werden bei diesen Nachprüfungen systematische Unregelmäßig¬ 
keiten bei der Verwerxiung der Urspxungserklärungen festge¬ 
stellt, so kann die Gemeinschaft für die Einfuhren der betreffen¬ 
den Waren Artikel 2 Absatz 1 dieses Protokolls in Anspruch neh¬ 
men. 

(5) Für die nachträgliche Überprüfung von Ursprungszeugnis¬ 
sen weiden die Durchschriften der Ursprungszeugnisse sowie 
etwaige diesbezügliche Ausfuhrpapiere von den zustärxligen 
litauischen Behörden mincfestens zwei Jahre lang aufbewahrt 

(6) Die in diesem Artikel beschriebene stichprobenweise vorge- 
ncxnmene Überprüfung darf die Abfertigung' der betrefferxlen 
Waren zum freien Verkehr nicht behindern. 

Artikel 21 

(1) Geht aus dem Nachprüfungsverfahren gemäß Artikel 20 
cxler aus den den zustärxligen Behörden der Gemeinschaft oder 
Lettlands vorliegerxlen Angaben hervcx, daß die Bestimmungen 
dieses Abkommens umgangen cxler verletzt werden, so arbeiten 
die beiden Vertragsparteien mit der gebotenen Dringlichkeit eng 
zusammen, um solche Umgehungen cxler Verletzungen zu ver¬ 
hindern. 

(2) Zu diesem Zwech fiihren die zustärxligen Behörden Lett¬ 
lands vcxi skh aus cxler auf Ersuchen der Gemeinschaft ai>ge- 
messer>e Untersuchungen über die erwiesenermaßen oder nach 
Ansicht der Gemeinschaft die Bestimmungen dieses Protokolls 
umgeherxlen cxler vertetzerxlen Geschäfte durch beziehungs¬ 
weise veranlassen die Durchführung solcher Untersuchungen. 
Lettland teilt der Gemeinschaft die Ergebnisse dieser Unter¬ 
suchungen zusammen mit allen sachdienlichen Angaben mit, 
anhand deren die Umstärxle der Umgehung cxler Verletzung 
sowie der tatsächliche Ursprung der Waren festgestellt werden 
können. 

(3) Zwischen der Gemeinschaft und Lettland kann vereinbart 
werden, daß vcxi der Gemeinschaft benannte Beamte bei den in 
Absatz 2 beschriebenen Untersuchungen zugegen sirxl. 

(4) Im Rahmen der Zusammenarbeit nach Absatz 1 tauschen 
die zuständigen Behörden der Gemeinschaft und Lettlands alle 
Angaben aus, die die eine cxler arxlere Vertragspartei zur Verhü¬ 
tung der Umgehung cxler Verletzung vcxi Bestimmungen dieses 
Abkcxomens für zweckdienlich erachtet Dazu können auch 
Angaben Ober die TextKpcoduktkxi in Lettland sowie Ober den 
Handel mit den unter dieses Protokoll fallenden Textilwaren zwi¬ 
schen Lettland und Drittländern gehören, insbesondere wenn die 
Gemeinschaft begründeten Anlaß zu der Annahme hat daß die 
betreffenden Waren vcx ihrer Einfuhr in die Gemeinschaft durch 
das Gebiet Lettlands nur durchgefOhrt wurden. Auf Antrag der 
Gemeinschaft gehören dazu auch Durchschriften aller verfüg¬ 
baren einschlägigen Unterlagen. 

(5) Gibt es hinreichende Beweise dafür, daß die Bestimmungen 
dieses Protokolls umgangen cxler verletzt wurden, so können die 
zuständigen Behörden Lettlands und der Gemeinschaft verein- 
bexen, die Maßnahmen nach Artikel 6 Absatz 4 des Abkommens 
und alle anderen zur Verhütung einer Wiederhoiung solcher 
Umgehungen cxler Verletzungen erfcxderlichen Maßnahmen zu 
treffen. 
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Anhang zu Protokoll A, Artikel 2 Absatz 1 


1 Exponer (oaipe. full address, couotry) 

Expottateur (som« adresse complett. pays) 

OEUGINAL 

2 No 


3 Quoa year 

Anate coDtingenoire 

4 Category cumber 
. Numero de catögorie 

S Consignce (name. foU address, counoy) 

Desdnaiaire (oom. adresse compliie. pays) 

CERTIPICATE OF ORIGIN 
(TextBc Products) 


CERTIFICAT D'ORIGINE 
(frodiiits textiles) 

6 Counoy of oiigin 

Pays d'origine 

7 Counoy of desonatioa 

Pays de dostioaöoo 

S Place and dale of thipmem • Means of oansport 

Lieu et dale d'embarqueme« - Moyeo de iranspon 

9 Snppiemematydetails 

Donnfcs mppldmeiiiaiict 


10 Huks (Dd nuDben - Number and kM «f pidatei • OESCRIPTIOK OF GOra>S 11 Qusntny lIFOBvahie 

Marques et munfiot - NombR et naaue des colir - DtSlGNATION DES MAKCHANDISES <1) (2) 

Quasüte (!) Valeur fob C) 


13 CERTIFICATION BY THE COMPETENT AUTHORITY - VISA DE L'AUTORTrt COMPfelENTE 

L die nodenifiied. cenify tfaat die foods de ict fce d above ohiioated in ibe counny dwwa in box No 6. in accoidaiiee wub die piovixio» in force in äx 
European Economic Commuaiiy. 

Je toussi|iii ceitifie qoe ki maicbaiidiaesddsignfasci-dessus so« originaires du ptya figuia« dass la cim 6, c o cfonn d inemaux dispositioas en viguair 
dans la Önmnmautf dconomique eatopdeime. 


Ar - Ä .oo - le 


(Signamrc) (Starnp - Cacbet) 


(I) Show net wcight (kg) and also quamhy in die unit piescribed for category wbeie otber dian die net weigbl - tndiqoer le poids net eo kilogrammes ains 
que la quantitd dans l'unitd pidvue pour la caidgorie si ceite unik n'ess pas le poids net. 



(2) ln Ibe cuirency of die sale comraci - Dans la monnaie du coooai de venic. 
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Anhang zu Protokoll A, Artikel 7 Absatz 1: Muster 1 


I Expoiter (name. full address, country) 

Exponateur (nom. adeesse compbie, pays) 

ORIGDVAL 

2 No 


3 Quota year 

Anoic conofi^eDZiire 

4 Category oumber 

Numero de categone 

5 CoosifDce (oime. full address, couaoy) 

DesQDatiire (nom, adresse compliie, pays) 

EXPORT UCENCE 

CTextSe produets) 


UCENCE D’EXPORTATION 
(Produtts textOes) 

6 Counny of origia 

Pays d'oiigiDe 

7 Country of destioacioQ 

Pays de desnnaöon 

8 Pbee and daie of sbipmem - Meam of Iransport 

Ueu et daie d'embaiquemetu - Moyen de tränen 

9 Supplttpesuaiy «Vtaih 

Doim6es suppleiDefltaixts 



10 Mariu and oamben • Number ind loDd of packages' DESCRIPT^N OF GOODS 11 QuaxxiQ^ 12 FOB vatue 

Marques et numiios - Nombre et naiure des colts - p^GNATION DES MARCHANDISES (1) (2) 

Quanni^ (1) VaJeur fob (2) 


13 CERTmCATlON BY THE COMPETENT AUTHORnY - VISA DE L'AUTOWrt OOMPflENIE 

I, ifae uodenigned. cemfy dial die (oodi ibovc hivc been cbaiged agaioa die quuMilitive Imal roiMKhfd for die ycar shows in box No 3 m mpect of 
■he ctiegoiy sbown io box No 4 by die proviskim reguixdiig trade io (exdie piodocts widi ifae Euiopexn Ecooomic Community. 

Je soussigni ceidfie que let muchandises d-dessos out M Bir b limiie quiMiarive lüde pour ranoie iodique« dam b caae 3 pout ta 

caidgotie ddsignde dant la case 4 dam le cadre des disposiikms idgissanl les debanges de pioduiB textdes avec b Communautt dcoootmquc eutopeenne. 



(1) Show DCt weight (kg) and also quanlity in Ihe uoh prcscribed for categoiy wbete oltaer tban die net weight - lodiquer le poids oct :e kJogra.t>cacs amsi 
que h quantiti dam l'unitd pidvue pour b catdgorie si cetie unib o'est pas b poids net 

(2) ln ihe currency of (bc sale contiact - Dans b monnaie du contiai de vente. 
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Anhang zu Protokoll A, Artikel 7 Absatz 3; Muster 2 


1 Exporur (raamc. full addresi. couBiiy) 

Exponateur (oom, adrtsse compliie. pays) 

ORIGINAL 

2 No BD 


3 Quoia year 

Afiode cooQiigeotaire 

4 Categofy oumber 

Nuxzi^ro de catdgorie 

5 Consigoee (aame, füll address, eouany) 

Destiaataire (aom, adresse complete, pays) 

EXPORT UCENCE 

CTextfle Products) 


UCENCE DTEPORTATION 
(Prorbdts tcxlScs) 

6 Caoany of oiigm 

Pays d'otigme 

7 CouDOy of desäftUion 

Pays de desnaition 

8 Place and rlate of sbipmeat - Means of naa^rt 

Liea et rlate d'erabttqueiaeiit - Moyea de transport 

9 Suppieiaeeiary deiails 

Doeades suppldaiealaiies 

NON-RESTSAINED TEXTILE CATEGORY 

CATtCfHtlE TEXTILE NON UMTTEE 


10 Maits and mmben - Number «ad taad of packates • DESCRIPTIOK OF GOODS 11 (^tamity 12FOBvalue 

Maiquea et auatirM - Nombie et Baute des colit • DtSIGNATlON DES MAKCHANDISES (1) (2) 

Quaatitd (1) Valeta fob (2) 


13 CERTmCATlON BY THE COMPETENT AUTHORITY - VISA DE L’AUTORTrt COMPETENTE 

I. ibe uadenigned, ceitify (hat die goodi desciibed above otif iaated ia die eouany ibowa ia boa No 6. ia accordaacc wnb tbc proviuoiu la foiee la dx 
Agieetaeot on mde in icxiile pioduca between die European Econo m ic Comawaity and die Republic of Latvia. 

Je soussigDd cenifie que les mitchanditet ddatgndet cPdesnu soot onfioairet du pays figuiaat dans la case 6, coufonadment aux düpoiiaoas ea viguevr 
dans l'Accord sur le commerce dei produits textiles enire la Cotnmunautd dcotxiinique eutopdeane et la Letmnie. 



(1) Show net weight (leg) and also quaatity ia tbe unit prescribed for calegoty wlieie otber than ibe net weigbt - lodiquer le poids net ca Uograsuncs ainsi 
que la quantitd dans l'unitd prdvue pour la caidgorie si ceae uaitd n'est pas le poids net 

(2) ln tbe currency of tbe sale contxact - Dans la monnaie du cootiat de vente. 
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Protokoll B 
gemäß Artikel 9 


In Handwerksbetrieben hergesteltte Waren urrd Waren der Volkskunst 
mit Ursprung in Lettland 

(1) Die Ausnahme, die in Artikel 9 für in Handwerksbetrieben hergestellte Waren vor¬ 
gesehen ist, gilt nur für folgerrde Waren: 

a) Gewebe aus Spinnstoffen, die auf hand- oder fuBbetriebenen Webstühlen gewebt und 
traditionell in litauischen Handwerksbetrieben hergestellt werden; 

b) Bekleidung oder andere Textilwaren, die traditionell in lettischen Handwerksbetrieben 
hergestellt werden urxf aus den vorgenannten Geweben handgefertigt und ohne Ein¬ 
satz von Maschinen ausschließlich handgenäht sind; 

c) handgefertigte Waren der traditionellen Volkskunst Lettlands, die in einer zwischen der 
Gemeinschaft urxl Lettland zu vereinbarenden Liste auf geführt sind. 

Die Ausrrahme wird nur für Waren gewährt, für die eine von den zustärtdigen lettischen 
Behörden ausgestellte Bescheinigung vorgelegt wird, die dem Muster im Anhang zu 
diesem Protokoll entspricht Diese Bescheinigung enthält Angaben darüber, aus welchen 
Gründen die Ausnahme gewährt wird, und wird von den zuständigen Behörden der 
Gemeirrschaft angerkxnmen, nachdem sk^ diese davon überzeugt haben, daß die be¬ 
treffenden Waren die in diesem Protokoll genannten Voraussetzungen erfüllen. Bescheini- 
gurrgen für unter Buchstabe c genannte Waren tragen deutlich sichtbar den Stempel 
.FOLKLORE“. Bei Meinungsverschiedenheiten zwischen den Vertragsparteien über die Art 
der betrefferrden Waren werden innerhalb eines Monats Konsultationen zur Beilegung 
dieser Meinungsverschiedenheiten durchgeführt. 

Erreichen die Einfuhren einer unter diesem Protokoll fallenden Ware Ausmaße, die in der 
Gemeinschaft Schwierigkeiten verursachen können, so werden mit Lettland so bald wie 
möglich Konsultationen nach dem Verfahren des Artikels 15 dieses Abkommens einge¬ 
leitet, um das Problem notfalls durch Festlegung einer Höchstmenge zu lösen. 

(2) Die Trtel IV und V der Anlage A gelten sinngemäß für die in Absatz 1 des vorliegenden 
Protokolls genannten Waren. 
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Anhang zu Protokoll B 


Exponer (name, fu!l address, countryl 
Exportateur (nom, adrcsse complite, pays) 


CERTIFICATE in ragard to HANDLOOMS. TEXTILE HANtMCRAFTS and 
TRAOmOHIAL TEXHLE PRODUCTS. OF THE COTTAGE INOUSTRY. 
laauad in c ontonnity wWi and undar tha'condKiona ragulaling trada in 
taxttta producta «vWi lha Eut op aaw Ec onomic Community 


3 Consigftea (name, full address, countryl 
Destinataire (nom, srfresse complAte, paysi 


CemFICAT ralalM aux TISSUS TISS£S SUR MtTIERS A MAINS, aux 
PRODUITS TEXTRES FAITS A LA MAM. at aux PROOUITS TEXTILES 
RBJEVANT OU KMJOORE TRAOmONNO. OE FABRICATION 
ART1SANALE. dMurt an confonnM awse at SOUS las conddona 
r dg ltt s nt las Achangas da produits te x ti lai avac ia Communaut* 
Aconondgua auropAanna 


4 Countjy of origin 
Pays d'origina 


5 Country of destination 
Pays da destiiution 


6 Place and data of shipmsni - M s a n s of trsnspori 
Ueu et dato d'smbarquament - Moyen da transport 


7 Supplamsntary dstails 
OonnAes supplAmentairas 


8 Marks and numbers - Numbar and Und of packages • OESCRIPTION OF GOODS 

Marques et numAros - Nombre st rtature des coKs • 0£SIGNATION OES MARCHANOISES 


9 Quandly 
QuantitA 


FOB value 
(II 

Valeur fob (I) 


13 CERTIHCATION BY THE COMPETENT AUTHORITY - VISA OE fAUTORTrt COMPtrENTE 

I. the undersigned, certify that tha ooctsigrwnent dascribed abova inciudes only ttw following taxtüe products of Ibe cottage indusoy of 

the country shown in box No 4: 

a) fabrics wovon on looms oparated solcly by band or foot (handlooms) <21 

bl garments or otfwr tsxtüa articias obtainod manuaHy from tha fabrics descrtiad undar al and sown sdely by band wrthouth the aid of 
any machino (h a ndlcraft s l (21 

c) tradtional folklora handiersft taxtio products mada by band, as dofirtod inthaNst ag rsad batwa a n the European Ecortomic Community 
artd the country shown in tha, box No 4. 

Ja soussignA certifie qua Tanvoi dAsignA ci-dessus comiont exdusivamem las produits tsxtüas suivams relevant de Ia fabrieation 

artisanale du pays figurant dans Ia casa 4; 

a| tissus tissAs sur des mAtiors actionnAs A Ia matn eu au piad (bandloomsl (2) 

b) vAtements ou autras articias textHas obtanus manuallement A partir da tissus dAcrits sous a) at cousus uniquement A Ia main sans 
l'akfe d'une machine (handicraftsi (21 

cl produits textiles reiavant du foNdore traditiofwiel fabriquAs A Ia mair«. comme dAfinis dans Ia Kste convarxM entre Ia CommurtautA 
Aconomique europAanne et Ia pays irKfiquA darts Ia casa 4. 


14 Competent authority (name, full address, countryl 
AutoritA compAteme (rxim, adresse complAte, paysi 


(Signaturei 


(Stamp - CachetI 


(}) In the currency of the sale contract - Dans Ia monnaie du contrat da vente. 
( 2 ! Oelete as appropriate - Biffer Ia (Ies| mentionlsl inutite(s|. 
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Protokoll C 


Für die im Anhang zu diesem Protokoll aufgeführten Waren gelten bei der Wiedereinfuhr 
in die Gemeinschaft im Sinne des Artikels 3 Absatz 3 dieses Abkommens die Bestimmun¬ 
gen dieses Abkommens, sofern nicht im folgenden besondere Bestimmungen festgelegt 
sind: 

1. Vorbehaltlich der Nummer 2 gelten nur die in die Gemeinschaft erfolgenden Wieder¬ 
einfuhren von Waren, die den im Anhang diesem Protokoll genannten besonderen 
Höchstmengen unterliegen, als Wiedereinfuhren im Sinne des Artikels 3 Absatz 3 des 
Abkommerts. 

2. Für die Wiedereinfuhr von nicht unter den Anhang zu diesem Protokoll fallenden Waren 
können nach Konsultationen gemäß Artikel 15 des Abkommens besortdere Höchst¬ 
mengen festgelegt werden, sofern die betreffenden Waren gemäß dem Abkommen 
Höchstmengen, einem System der doppelten Kontrolle oder Überwachungsmaß¬ 
nahmen unterliegen. 

3. Unter Berücksichtigung der Interessen beider Vertragsparteien kann die Gemeirrschaft 
von sich aus oder aufgrurrd eines Antrags gemäß Artikel 15 des Abkommens 

a) die Möglichkeit F>rüfen. Übertragungen zwischen Kategorien vorzunehmen oder 
Teilmengen der besonderen Höchstmengen von einem Jahr auf das andere im Vor¬ 
griff auszunutzen bzw. zu übertragen; 

b) erwägen, besondere Höchstmengen zu erhöhen. 

4. Jedoch kann die Gemeinschaft die Flexibilitätsbestimmungen nach Nummer 3 automa¬ 
tisch nur innerhalb folgender Grenzen in Anspnx:h rrehmen: 

a) Übertragungen zwischen Kategorien t«s zu 20 % der Höchstmenge für die Katego¬ 
rie, auf die die Übertragung vorgenommen wird; 

. b) Übertragungen einer besonderen Höchstmenge von einem Jahr auf das andere bis 
zu 10,5 % der Höchstmenge für das Jahr der tatsächlichen Ausnutzung; 

c) Ausnutzung der besonderen Höchstmengen im Vorgriff von einem Jahr auf das 
andere bis zu 7.5 % der Höchstmenge für das Jahr der tatsächlichen Ausnutzung. 

5. Die Gemeinschaft unterrichtet Lettland über alle aufgrund der vorstehenden Nummern 
getroffenen Maßnahmen. 

6. Die Anrechnung auf eine besondere Höchstmenge nach Absatz 1 wird von den zustän¬ 
digen Behörden der Gemeinschaft zum Zeitpunkt der Erteilung der vorherigen Bewilli¬ 
gung gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 636/82 des Rates über den wirtschaftlichen 
passiven Veredelungsverkehr vorgenommen. Die Anrechnung auf eine besondere 
Höchstmenge erfolgt für das Jahr, in dem die vorherige Bewilligung erteilt wird. 

7. Ein Ursprungszeugnis wird für alle unter dieses Protokoll fallenden Waren von den 
nach lettischem Recht dazu befugten Stellen nach Maßgabe des Protokolls A des 
Abkommens ausgestellt. Das Ursprungszeugnis trägt einen Hinweis auf die vorherige 
Bewilligung nach Nummer 6 als Nachweis dafür, daß der darin beschriebene Ver¬ 
edelungsvorgang in Lettland durchgeführt wurde. 

8. Die Gemeinschaft übermittelt Lettland die Namen und Anschriften der für die Erteilung 
der vorherigen Bewilligungen nach Nummer 6 zuständigen Behörden der Gemeinschaft 
sowie die Abdrücke der von diesen Behörden verwendeten Stempel. 

9. Unbeschadet der Nummern 1 bis 8 setzen die Gemeinschaft urrd Lettland die Konsulta¬ 
tionen im Hinblick auf eine beiderseitig annehmbare Lösung fort, die es beiden Ver¬ 
tragsparteien gestattet, die Protokollbestimmungen über den passiven Veredelungs¬ 
verkehr zu nutzen, um so zu einer echten Entwicklung des Textilwarenhandels 
zwischen der Gemeinschaft und Lettland beizutragen. 


Anhang zu Protokoll C 

(Die Bezeichnungen der Waren, die unter die in diesem Anhang 
genannten Kategorien fallen, sind in Anhang I dieses Abkommens angegeben.) 

PV-Höchstmengen 

Gemeinschaftshöchstmengen 

Kategorie Einheit 1993 1994 1995 1996 1997 

(p.m.) (p.m.) (p.m.) (p.m.) (p.m.) (p.m.) (p.m.) 
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Protokoll D 

Die jährliche Steigerungsrate für die Höchstmengen, die gemäß Artikel 5 des Abkommens 
für unter das Abkommen fallende Waren eingefOhrt werden können, wird von den Vertrags¬ 
parteien gemäß den Konsultationsverfahren nach Artikel 15 des Abkommens einver¬ 
nehmlich festgesetzt. 
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Vereinbarte Niederschrift Nr. 1 


Im Zusammenhang mit dem am 15. Juni 1993 in Brüssel paraphierten Abkommen zwischen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik Lettland überden Handel mit 
Textilwaren sind die Vertragsparteien Cttjereingekommen, daß Artikel 5 des Abkommens 
nicht ausschließt, daß die Gemanschaft in einem oder in mehreren ihrer Gebiete.im Ein¬ 
klang mit den Grundsätzen des Binnenmarktes Schutzmaßnahmen anwendet, wenn die 
Voraussetzungen hierfür erfüllt sind. 

In diesem Fall wird Lettland im voraus davon unterrichtet, welche einschlägigen Bestim¬ 
mungen des Protokolls A des Abkommens gegebenenfalls angewendet werden sollen. 


Vereinbarte Niederschrift Nr. 2 

Unbeschadet des Artikels 7 Absatz 1 des Abkommens karm die Gemeinschaft aus 
zwingenden technischen oder administrativen Grürxlen oder zur Überwindurtg wirtschaft¬ 
licher Probleme infolge eirter Konzentration von Einfuhren auf einzelne Gebiete oder um der 
Umgehung und Verletzung der Bestimmungen dieses Abkommens entgegenzuwirken, für 
einen begrenzten Zeitraum und im Einklang mit den Grundsätzen des Binnenmarktes ein 
besonderes Verwalturrgssystem einrichten. 

Gelingt es jedoch den Vertragsprarteien nicht in den Korrsultationen nach Artikel 7 Ab¬ 
satz 3 eine zufriedenstellertde Lteung zu finden, so verpflichtet sich Lettland, auf Antrag der 
Gemeinschaft für ein oder mehrere Gebiete der Gemeinschaft zeitweilig Ausfuhrhöchst- 
mertgen einzuhalten. Dies schließt nicht aus, daß in das oder die betreffenden Gebiete 
Waren eingeführt werden, die in Lettland aufgrund von Ausfuhrlizenzen versandt wurden, 
die erteilt wurden, bevor die Gemeinschaft Lettland von der Einführung der vorgenannten 
Höchstmengen förmlich unterrichtete. 

Oie Gemeinschaft unterrichtet Lettland von den technischen und administrativen Maßnah¬ 
men, die zur Umsetzung der vorstehenden Absätze im Einklang mit den Grundsätzen des 
Binnenmarktes von beiden Vertragsparteien zu treffen sind. 


Vereinbarte Niederschrift Nr. 3 


Im Zusammenhang mit dem am 15. Juni 1993 in Brüssel paraphierten Abkommen 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik Lettland über den 
Handel mit Textilwaren sind die Vertragsparteien übereingekommen, daß Lettland darauf 
achtet, daß bestimmten Gebieten der Gemeinschaft mit seit jeher verhältnismäßig kleinen 
Anteilen an Gemeinschaftshöchstmengen nicht die Möglichkeit zur Einfuhr von Waren 
genommen wird, die als Vorleistungen für ihre Verarbeitungsindustrie dienen. 

Die Gemeinschaft und Lettland sind ferner übereingekommen, gegebenenfalls in Konsulta¬ 
tionen einzutreten, um etwaige diesbezügliche Probleme abzuwenden. 


Vereinbarte Niederschrift Nr. 4 

Im Zusammenhang mit dem am 15. Juni 1993 in Brüssel paraphierten Abkommen 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik Lettland über den 
Handel mit Textilwaren erklärt sich Lettland bereit, ab dem Zeitpunkt eines Konsultations¬ 
ersuchens und während der Konsultationen nach Artikel 7 Absatz 3 mit der Gemeinschaft 
zusammenzuarbeiten und keine Ausfuhrlizenzen zu erteilen, die zur Verschärfur^g der Pro¬ 
bleme beitragen würden, die infolge der Konzentration von Direkteinfuhren auf einzelne 
Gebiete der Gemeinschaft auftreten. 
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Notenwechsel 


Die Generaldirektion AuBenwirtschaftsbeziehungen der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften beehrt sich, gegenüber dem Außenministerium der Republik Lettland 
Bezug zu nehmen auf das am 15. Juni 1993 in Brüssel paraphierte Abkommen über Textil¬ 
waren zwischen Lettland und der Gemeinschaft. 

Die Generatdirektion gestattet sich, dem Außenministerium mitzuteiien, daß die Gemein¬ 
schaft bis zur Vollendung der für den Abschkiß und das Inkrafttreten des Abkommens 
erforderlichen Verfahren bereit ist das Abkommen de fecto ab 1. Januar 1993 anzuwen¬ 
den. Es besteht Einvernehmen darüber, daß jede Partei diese De-facto-Anwendung des 
Abkommens Jederzeit unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von 120 Tagen beenden 
kann. 

Die Generaldirektion Außenwirtschaftsbeziehungen wäre dankbar, wenn das Ministerium 
sein Einverständnis mit dem Vorstehenden bestätigte. 

Die Generaldirektkx) AuBenwirtschaflsbeziehurrgen benutzt diesen Anlaß, das Außen¬ 
ministerium der Republik LettiarKl ihrer ausgezeichnetsten Hochachtung zu versichern. 


Notenwechsel 


Das Außenministerium der Republik Lettland beehrt sich, gegenüber der Gerteraldirektion 
Außenwirtschaftsbeziehungen der Kommission der Europäischen Gemeinschaften Bezug 
zu nehmen auf das am 15. Juni 1993 in Brüssel paraphierte Abkommen über Textilwaren 
zwischen Lettland und der Gemeinschaft 

Das Außenministerium der Republik Lettland gestattet sich, der Generaldirektion mitzu¬ 
teilen, daß die Regierung der Republik Lettland bis zur Vollendung der für den Abschluß 
und das Inkrafttreten des Abkommens erforderlichen Verfahren bereit ist das Abkommen 
de facto ab 1. Januar 1993 anzuwenden. Es besteht Einvernehmen darüber, daß Jede Partei 
diese De-facto-Anwendung des Abkommens Jederzeit unter Einhaltung einer Kündigungs¬ 
frist von 120 Tagen beenden kann. 

Das Außenministerium der Republik Lettland benutzt diesen Anlaß, die Generaldirektion 
Außenwirtschaftsbeziehungen der Kommission der Europäischen Gemeinschaften seiner 
ausgezeichnetsten Hochachtung zu versichern. 
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Protokoll Nr. 2 

über den Handel mit landwirtschaftlichen Verarbeitungserzeugnissen 
zwischen der Gemeinschaft und Lettland 


Artikel 1 

(1) Die Gemeinschaft gewährt fOr larKlwirtschaftliche Verarbei¬ 
tungserzeugnisse mit Ursprung in Lettland die in Anhang 1 aufge- 
fuhrten Zollzugeständnisse, kn Fan der in Anhang II aufgefOhrten 
Waren wird die EimäSigung dertandwktschaftüchen Komponen¬ 
ten jedoch nur bis zu deuln festgelegten Mengen gewährt 

(2) LettlarKl gewährt die Zollzugeständnisse rtach Artikel 4. 

(3) Der Assoziationsrat kann 

- das Verzeichnis der unter dieses Protokoll fallenden landwirt¬ 
schaftlichen Verarbeitungserzeugnisse erweitern; 

- die Mengen der landwirtschaftlichen Verarbeitungserzeug¬ 
nisse erhöhen, für die nach diesem Protokoll Zollzugeständ¬ 
nisse gewährt werden. 

(4) Der Assoziationsrat kann die Zollzugeständnisse durch Aus¬ 
gleichsbeträge ohne n)er>genmäBige Beschränkung ersetzen, die 
auf den Unterschieden der Preise basieren, welche auf den Märk¬ 
ten der Gemeinschaft und Lettlands für die landwirtschaftlichen 
Erzeugnisse festgestellt werden, die zur Herstellung der unter 
dieses Protokoll fallenden landwirtschaftlichen Verarbeitungs¬ 
erzeugnisse tatsächlich verwertdet wurden. Oer Assoziationsrat 
erstellt das Verzeichnis der Erzeugnisse, auf die die Ausgleichs¬ 
beträge zu erheben sind, und das Verzeichnis der Grunderzeug¬ 
nisse. Er erläßt dazu allgemeine Ourchführungsvorschriften. 

Artikel 2 

Im Sinne dieses Protokolls 

- sind .Waren“ die unter dieses Protokoll fallenden landwirt¬ 
schaftlichen Verarbeitungserzeugnisse; 

- ist die .landwirtschaftliche Komponente“ derTeil der Abgabe, 
der der Differenz zwischen den Preisen der landwirtschaft¬ 
lichen Erzeugnisse, die als zur Herstellung der Waren verwen¬ 
det gelten, auf den Binnenmärkten der Vertragsparteien und 
den Preisen dieser landwirtschaftlichen Erzeugnisse, die in 
Einfuhren aus Drittländern enthalten sind, entspricht; 

- ist die .nichtlandwirtschaftliche Komponente“ der Teil der 
Abgabe, der der Differenz zwischen der landwirtschaftlichen 
Komponente und der Abgabe insgesamt entspricht; 

- sind .Grundetzeugnisse“ die landwirtschaftlichen Erzeug¬ 
nisse, die im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 3448/93 als zur 
Herstellung der Waren verwendet gelten; 

- ist der „Ausgangsbetrag“ der für ein Grunderzeugnis gemäß 
Artikel 3 der Verordnung (EG) Nr. 3448/93 berechnete Betrag, 
der bei der Bestimmung der landwirtschaftlichen Komp>o- 
nente für eine bestimmte Ware gemäß jener Verordnung 
zugrunde gelegt wird. 


Artikel 3 

(1) Oie Gemeinschaft gewährt Lettland die folgenden Zuge¬ 
ständnisse: 

- Die nichtlandwirtschaftliche Kompottente der Abgabe wird 
gemäß Anhang I ermäßigt. 

- Für die Waren, für die Anhang leine ermäßigte landwirtschaft¬ 
liche Kompoitente (MOBB) votsehL wird diese so berechrteL 
daß die Ausgartgsbeträge für die GrutKlerzeugnisse, für die 
eirte Ermäßigung der Abschöpfung gewährt wird, 1995 um 
20 V.H., 19Ä um 40 v.H. urtd ab 1997 um 60 v.H. gesenkt 
werden. Die Ausgangsbeträge für die übrigen Grunderzeug¬ 
nisse werden um 10 v.H., 20 v.H. beziehungsweise 30 vJ-i. 
gesenkt Diese Senkung wird nur bis zur Höhe der in Anhang II 
festgelegten Zotlkontingente gewährt FOr die Mengen, die 
diese Zollkontingente überschreiten, wird die gegenüber 
DrittlärKlem geltende landwirtschaftliche Komponente ange¬ 
wandt. 

(2) Die lartdwirtschaftlichen Komponenten werden für die 
Waren, die nach dem Verfehren des Artikels 1 Absatz 3 in das Ver¬ 
zeichnis aufgerximmen werden, durch ermäßigte landwirtschaft¬ 
liche Komponenten ersetzt. 

Artikel 4 

(1) Vor dem 31. Dezember 1996 bestimmt Lettlarrd die landwirt¬ 
schaftliche Komponente der Abgabe auf die urtter die Verordnurrg 
(EG) Nr. 3448/93 fallenden Waren auf der Grundlage der in 
Anhang III aufgeführten Meistbegünstigungseinfuhrabgaben.auf 
die Grunderzeugnisse mH Ursprung in der Gemeinschaft, die als 
zur Herstellung dieser Waren verwendet gelten. Es übermHtet 
diese Abgaben dem Assoziationsrat. 

(2) Lettland erhebt auf die unter die Verordnung (EG) Nr. 3448/93 
fallenden landwirtschaftlichen Verarbeitungserzeugnisse mH Ur¬ 
sprung in der Gemeinschaft die in Anhang Hl aufgeführten Eirv 
fuhrabgaben. Bewirkt die Reform der lettischen AgrarpolitiV 
jedoch eine Erhöhung der landwirtschaftlichen Komponente der 
Abgabe im Sinne des Artikels 2, so setzt Lettland den Gemischten 
Ausschuß davon in Kenntnis: dieser kann eine entsprecherröe 
Erhöhung der betreffenden Abgabe genehmigen. 

(3) Lettland senkt die Einfuhrabgaben auf die unter die Verord¬ 
nung (EG) Nr. 3448/93 fallenden Waren nach folgendem Zeitplan: 

- Die nichtlandwirtschaftlichen Komponenten der Abgabe v^'i-d 
zum 31. Dezember 2001 abgeschafft. 

- Die landwirtschaftliche Komponente wird vom Gemischten 
Ausschuß gemäß den in Artikel 3 genannten Grundsätze“ 
ermäßigt. 
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Anhang I 

Einfuhrzölle der Gemeinschaft auf Waren mit Ursprung in Lettian(l 


1 


ZoUsatz 

ZOUSATZ 1 

1 KN-Code 

WarenbezeichiMing 

Orittlinder 

ab 1.1.1995 

ab 1.1.1996 1 

1 1704 90 71 

HartfcarameHen 

13 MOB 

MAX 27 ••• AD SfZ 

3 4- MOB 

MAX 27 4- AO S/Z 

0 4- MOB 

M/OC 27 4- AO S/Z 

1704 90 75 

WeichfcaramsMen 

13 + MOB 

MAX 27 4 AO S/Z 

3 4- MOBR 

MAX 27 4- AO S/Z 

0 4- MOBR 

MAX 27 4- /U) S/Z 

1 1803 31 

Schokolade, gefOttt 

12 + MOB 

MAX 27 4 AO S/Z 

4 * MOBR 

MAX 27 4- AO S/Z 

0 4- MOBR 1 

MAX 27 4- AO S/Z | 

1806 32 10 

Schokolade, nicht gefORt 

12 * MOB 

MAX 27 4- AO S/Z 

4 4- MOBR 

MAX 27 4> AD S/Z 

0 + MOBR 

MAX 27 4- AOS/Z 

1808 9011 

Schokolade, aikoholhaltio 

12 * MOB 

MAX 27 -f AO S/Z 

4 4- MOBR 

MAX 27 4- AO S/Z 

0 4- MOBR 

MAX 27 4- AO S/Z 

2104 10 

Suppen 

1B 

9 

7 

2105 

Spaisaeit 

12 + MOB 

MAX 27 4- AD S/Z 

6 4- MOBR 

MAX 27 4- /U> S/Z 

0 4- MOBR. 

M/kX 27 4- AO S/Z 

H 220110 

Mineralwassar 

4 

0 

0 

2203 

Bier 

24 

9 

7 

2208 90 31 

Wodka 

1,3 ECU/% vol./hl 
. 4- 5 EOf/N 

1,1 ECU/% volJhi 
. 4- 4ECU/N 

.9 ECU/% voUhl 
. 4- 3,5 ECU/N 

2208 90 65 

Ukör 

1,6 ECU/% vol./hl 
. 4- 10 ECU/hl 

1,3 ECU/% volJhl 
. 4- 7 ecu/hi 

1,1 ECU/% vol./hl 
. 4- 7 ECU/hl 


13 
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Anhang 11 

Bei der Einfuhr in die Gemeinschaft geltende Zollkontingente für Waren mit Ursprung in Lettland, 
für die gemäß Artikel 3 eine Ermäßigung der landwirtschaftlichen Komponente gewährt wird 


1 KN-Code 

Warenbezeichnung 

Mengen 



1995 

1996 

1997 

1998 

1999 

2000 

1 1704 90 71 

Hartkaramellen 

15 

17 

18 

20 

21 

23 

1704 90 75 

Weichfcvafnellen 

30 

33 

36 

39 

42 

45 

1 1806 31 

Schokolade, gefORt 

SO 

SS 

60 

65 

70 

75 

1 1806 32 10 

Schokolade, nicht gefüllt 

50 

55 

60 

65 

70 

75 

1806 9011 

Schokolade, alkohotttaltig 

15 

17 

18 

20 

21 

23 

2104 10 

Suppen 

30 

33 

36 

39 

42 

45 

2105 

Speiseeis 

25 

28 

30 

33 

35 

38 1 

2203 

Bier 

ISO 

165 

180 

195 

210 

225 1 

1 2208 90 31 

Wodka 

150 

165 

180 

195 

210 

225 1 

3 2208 90 65 

Ukflr 

10 

11 

12 

13 

14 

15 1 
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Anhang Ul 

Liste der in Artikel 4 genannten Erzeugnisse 

1. Auf die Einfuhren der folgenden Ursptungserzeugnisse der Gemeinschaft rtach Lettland werden die nachstehenden Zölle erhoben. 
Ist Jedoch in Lettland eine günstigere Handelsregelung in Kraft, so fhxtet diese auf die Qnfuhren aus der Gemeinschaft Anwendurrg. 

2. Die Zollsenkungen werden von 1995 bis 2000 in Jährlichen, gleich großen Schritten vorgetKMnmen, sofern die Senkungen größer als 
1 v.H. sind; anderenfalls werden die Senkungen im Jahr 2000 in eirtem Schritt vorgenommen. 

3. Die Einfuhren der landwirtschaftlichen Verarfaeitungserzeugnisse mit Ursprung in der Gemeinschaft, die nicht in diesem Anhang 
aufgeführt sind, nach Lettland sind zollfrei. 





Zollsatz 


KN-Code 

Warenbezeichnung 

Ausgangs- 

zollsatz 

Meistbegürv 

stigungs- 

zoilsatz 

für Einfuhren aus der EG | 



1.1.1995 

1.1.2000 

0403 

Buttermilch, saure Milch urtd 
saurer Rahm. Joghurt. Kefir und 
andere fermentierte oder ge¬ 
säuerte Milch (einschließlich 
Rahm), auch eingedickt oder 
aromatisiert, auch mit Zusatz 
von Zucker, anderen Süß¬ 
mitteln. Früchten. Nüssen oder 
Kakao 

20 % 

15 % 

15 % 

10% 

0403 10 

Joghurt 

20 % 

15 % 

10 % (*) 

5 .% (•) 

0501 

Menschenhaare, roh. auch 
gewaschen oder entfettet. 

Abfälle von Menschenhaaren 

20 % 

15 % 

15 % 

0,5 % 

0502 

Borsten von Hausschweinen 
oder Wildschweinen. Dachs¬ 
haare und andere Tierhäare zur 
Herstellung von Besen, Bürsten 
oder Pinseln; Abfälle dieser 
Borsten oder Haare 

20 % 

15 % 

15 % 

0,5 % 

0503 

Roßhaar und Roßhaarabfälle, 
auch in Lagen, mit oder ohne 
Unterlage 

20 % 

15 % 

15 % 

0,5 % 

0505 10 

Federn von der zum Füllen ver¬ 
wendeten Art; Daunen 

20 % 

15 % 

15 % 

0,5 % 

0505 90 

Vogelbälge und andere Vogel¬ 
teile, andere 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

0,5 % 


(1) Unbeschadet der Vorschriften für die Auslegung der Kombinierten Nomenklartur ist der Wortlaut der . 

Warenbezeichnurtg mjr richturtgsweisend, wobei für das Präferenzsystem die KN-Codes maßgebend sind. 
(*) Zollkontingent nach Anhartg IV. 
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Zollsatz 

KN-Code 

Warenbezeichnung 

Ausgangs- 

zolisatz 

Meistbegün¬ 

stigungs¬ 

zollsatz 

für Einfuhren aus der EG Q 



1.1.1995 

1.1.2000 

0506 

Knochen und Stimbeiruapfen. 
roh, entfettet, einfach bearbei¬ 
tet (aber nicht zugeschnitten), 
mit Säure behandelt oder ent- 
leimt; Mehl und Abfälle davon 

20 % 

15 % 

15 % 

0.5 % 

1 0507 

Elfenbein. Schildpatt, Fischbein 
(einschließlich Bartenfransen), 
Hörner, Geweihe. Hufe. Klauen, 
Krallen und Schnäbel, roh oder 
einfach bearbeitet, aber nicht 
zugeschnitten; Mehl und Abfälle 
davon 

20 % 

15 % 

15 % 

0.5 % 

1 0508 

Korallen und ähnliche Stoffe, 
roh oder einfach bearbeitet, 
aber nicht weiterverarbeitet; 
Schalen und Paruer von Weich¬ 
tieren, Krebstieren oder Stachel¬ 
häutern und Schulp von Tinten¬ 
fischen, roh oder einfach be¬ 
arbeitet, aber nicht zuge¬ 
schnitten: Mehl und Abfälle 
davon 

20 % 

✓ 

15 % 

15 % 

0,5 % 1 

0509 

Natürliche Schwämme tieri¬ 
schen Ursprungs 

20 % 

15 % 

15 % 

0.5 % 

0510 

Graue Ambra. Bibergeil, Zibet 
und Moschus; Kanthariden; 

Galle, auch getrocknet; Drüsen 
und andere tierische Stoffe, 
frisch, geküMt, gefroren oder 
auf andere Weise vorläufig 
haltbar gemacht 

20 % 

15 % 

15 % 

0,5 % 

0710 40 

Zuckermais 

20 % 

15 % 

15 % 

10 % 

0711 90 30 

Zuckermais, vorläufig haltbar 
gemacht 

20 % 

15 % 

15 % 

0,5 % 

0903 

Mate 

1 % 

0.5 % 

0,5 % 

0,5 % 

1212 20 

Algen und Tange 

1 % 

0.5 % 

0,5 % 

fre« 


(1) Unbeschadet der Vorschriften für die Auslegung der Kombinierten Nomenklartur ist der Wortlaut der 

Warenbezeichnung nur richtungsweisend, wobei für das Präferenzsystem die KN-Codes maßgebend s r<j 
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1 



Zollsatz 


1 KN-Code 

Warenbezeichnung 

Ausgangs- 

zoUsatz 

Meistbegün¬ 

stigungs¬ 

zollsatz 

für Einfuhren aus der EG | 



1.1.1995 

1.1.2000 

1301 

Schellack; rtatüriiche Gummen, 
Harze, Gummiharze und Bal¬ 
same 

20 % 

15 % 

15 % 

0,5 % 

1302 11 

Opium 

20 % 

15 % 

5 % (•» 

0,5 % 0 

1302 12 

PflaiuensSfte und Pflanzen¬ 
auszüge von Süßholzwurzeln 

20% 

15 % 

5%n 

0,5 % (*» 

1302 13 

Pflanzensäfte und Pflanzen¬ 
auszüge von Hopfen 

20 % 

15 % 

5 % (*» 

0,5 % (•) 

1302 14 

Pflanzensäfte urtd Pflanzen¬ 
auszüge, von Pyrethrum und 
rotenonhaltigen Wurzeln 

20 % 

15 % 

5 % (•) 

0,5 % CI 

. 

1302 19 

Pflanzensäfte und Pflanzert¬ 
auszüge, andere 

20% 

15 % 

5 % (•) 

0,5 % (•) 

1302 20 90 

Pektinstoffe, Pektinate und 
Pektate, andere 

20 % 

15 % 

5 % f) 

0,5 % 0 

1302 31 

Schleime und Verdickungs¬ 
stoffe, Agar-Agar 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

0,5 % 

1302 32 

Schleime und Verdickungs¬ 
stoffe, aus Johannisbrot, 
Joharmisbrotkemen oder Guar- 
samen, auch modifiziert 

20 % 

15 % 

5 % 

0,5 % 

1302 39 

Schleime urvl Verdickungs¬ 
stoffe, andere 

20 % 

15 % 

5 % 

0.5 % 

1505 

Wollfett und daraus stammerxle 
Fettstoffe, einschließlich Lanolin 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

0.5 % 

1506 

Andere tierische Fette urtd Öle 
sowie deren Fraktionen, auch 
raffiniert, jedoch nicht chemisch 
modifiziert 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

0,5 % 

1515 60 

Jcqabaöl urtd seirte Fraktionen 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

0.5 % 


{■) Zollkontingent nach Anhang IV. 
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Zollsatz 

- 1 

M KN-Code 

Warenbezeichnung 

Ausgangs¬ 

zollsatz 

Meistbegün¬ 

stigungs¬ 

zollsatz 

für Gnfuhren aus der EG | 



1.1.1995 

1.1.2000 

1516 20 10 

Hydriertes Rizinusöl (soge¬ 
nanntes Opalwachs) 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

0.5 % 

1517 10 10 

Margarine, ausgenommen 
flüssige Margarine ... 

20 % 

15 % 

0,5 % (*) 

0.5 % (•) 

1517 90 10 

Margarine, andere ... 

20 % 

15 % 

0,5 % D 

0.5 % (•) 

1517 90 93 

Genießbare Mischungen ... 

20 % 

15 % 

0,5 % (•) 

0,5 % (•) 

1518 

Tierische und pflanzliche Fette 
und Öle sowie deren Fraktionen, 
gekocht, oxidiert, dehyratisiert, 
geschwefelt, geblasen, durch 
Hitze im Vakuum oder in 
inertem Gas polymerisiert oder 
anders chemisch modifiziert, 
ausgenommen Waren der 

Position 1516; ur>gertießbare 
Mischungen urtd Zubereitungen 
von tierischen oder pflanzlichen 
Fetten und Ölen sowie von 
Fraktionen verschiedener Fette 
und Öle dieses Kapitels, arxier- 
weit weder genannt noch inbe¬ 
griffen 

1 % 

0,5 % 

0.5 % 

0,5 % 

1519 

Technische einbasische Fett¬ 
säuren; saure Öle aus der Raffi¬ 
nation; technische Fettalkohole 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

0,5 % 

1520 

Glycerin, auch rein; Glycerin¬ 
wasser und Glycerinuntertaugen 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

0,5 % 

1521 

Pflanzenwachse (ausgenommen 
Triglyceride), Bienenwachs, 
andere Insektenwachse und 
Walrat, auch raffiniert oder 
gefärbt 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

0,5 % 

1522 00 10 

Degras 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

0.5 % 


(') Zollkontingent nach Anhang IV. 
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KN-Code Warenbezeichnung 


1702 50 Chemisch reine Fruktose 

1702 90 10 Chemisch reine Maltose 

1704 10 Kaugummi, auch mit Zucker 
überzogen 

1704 90 10 SüßholZ'Auszug mit einem 

Gehalt an Saccharose von mehr 
als 10 GHT, ohne Zusatz 
arxlerer Stoffe 

1704 90 30 Weiße Schokolade 

1704 90 51 FoTKiantmassen und andere 

Rohmassen sowie Marzipan, in 
unmittelbaren Wtnschließungen 
mit einem Gewicht des Inhalts 
von 1 kg oder mehr 

1704 90 55 Husten- und Kräuterbonbons 
und -Pastillen 

1704 90 61 Dragees 

1704 90 65 Gummibonbons und 

Gelee-Erzeugnisse, einschließ¬ 
lich Fruchtpasten in Form von 
Zuckerwaren 

1704 90 71 Hartkaramellen, auch gefüllt 

1704 90 75 Weichkaramellen 

1704 90 81 Komprimate 

1704 90 99 Andere 

1803 Kakaomasse, auch entfettet 

1804 Kakaobutter. Kakaofett urvi 

Kakaoöl 

1805 Kakakopulver ohne Zusatz von 

Zucker oder anderen Süßmitteln 


Ausgangs¬ 

zollsatz 


Zollsatz 


Meistbegün- | für Einfuhren aus der EG 
stigungs- 


20 % 
250 LVUt 
20 % 
20 % 

1 % 

1 % 


Zollsatz 


.5.% 
.5 % 
15 % 


15 % 
250tVL/t 
15 % 
15 % 

.5 % 

,5 % 

0.5 % 


0,5 % 
0,5 % 
7% 


15 % 
250 LVLft 
15 % 
15 % 
0,5 % 
0,5 % 

0,5 % 


1.1.2000 

0.5 

% 

0.5 

% 

5 % 

0.5 

% 

0.5 

% 

0.5 

% 

0,5 

% 

0,5 

% 

0,5 

% 

0.5 

% 

250 LVl-n 

0.5 

% 

0,5 

% 

0.5 

% 

0,5 

% 

0.5 

% 
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Zollsatz 

KN-Code 

Warenbezeichnur^ 

Ausgangs¬ 

zollsatz 

Meistbegün¬ 

stigungs¬ 

zollsatz 

für Einfuhren aus der EG | 



1.1.1995 

1.1.2000 

180610 

Kakaopulver mit Zusatz von 
Zucker oder ar>deren SüEmitteln 

500LVL/T 

500 LVL/T 

500LVLA 

500 LVL/t 

1806 20 

Andere Zubereitungen ic 

Blöcken, Stangen oder Riegeln 
mrt eineip Gewicht vor mehr als 

2 kg oder flüssig, pastenförmig, 
als Pulver, Granulat oder in 
ähnlicher Form, in Behältnissen 
oder unmittelbaren Umschlie¬ 
ßungen mit einem Inhalt von 
mehr als 2 kg 

1 % 

0,5 % 

0.5 % 

0.5 % 

1806 31 

Andere, in Form von Tafeln, 
Stangen oder Riegeln, gefüllt 

500 LVL/t 

500 LVL/t 

500 LVL/t 

500 LVLA 

1806 32 

Andere, in Form von Tafeln, 
Stangen oder Riegeln, nicht 
gefüllt 

500 LVL/t 

500LVLft 

500 LVL/t 

500 LVL/t 

1806 90 

Schokolade, andere ... 

500 LVL/t 

500 LVL/t 

500 LVL/t 

500 LVL/t 

1901 10 

Malzextrakt; Lebensmittel¬ 
zubereitungen aus Mehl 
usw., ... Zubereitungen zur 
Ernährung von Kindern, in Auf¬ 
machungen für den Einzel¬ 
verkauf 

frei 

frei 

frei 

frei 

1901 20 

Malzextrakt; Lebensmittel¬ 
zubereitungen aus Mehl usw., 

.... Mischungen und Teig, zum 
Herstellen von Backwaren der 
Position 1905 

15 % 

15 % 

15 % 

10 % 

1901 90 

Malzextrakt; Lebensmittel¬ 
zubereitungen aus Mehl usw.. 

.... arxfere 

20 % 

15 % 

15 % 

10 % 

1902 

Teigwaren, auch gekocht oder 
gefüllt (mit Fleisch oder anderen 
Stoffen) oder in anderer Weise 
zubereitet, z.B. Spaghetti, 
Lasagne. Gnocchi, Ravioli, 
Canrwiloni; Couscous, auch 
zubereitet, ausgerwmmen 
Makkaroni und Nudeln 

20 % 

15 % 

15 % 

10 % 

1902 

- Makkaroni und Nudeln 

20 % 

15 % 

15 % 

15 % 
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Zollsatz 

mmam 

KN-Code 

Warenbezeichnung 

Ausgangs¬ 

zollsatz 

Meistbegün- 

für Einfuhren 

aus der EG H 



stigungs- 

zollsatz 

1.1.1995 

1.1.2000 \ 

1903 

Tapiokasago und Sago aus 
arideren StSrken. in Form von 
Rocken, Graupen, Perlen, 

Krümeln und dergleichen 

20 % 

15 % 

15 % 

0,5 % 

1904 

Lebensmittel, durch Aufblähen 
oder Rösten von Getreide oder 
Getreideerzeugnissen hergestellt 
(z.B. Com Rakes); Getreide- 
kömer, ausgenommen Mais, 
vorgekocht oder, in anderer 

Weise zubereitet 

20 % 

15 % 

15 % 

0,5 % 

1905 

Backwaren, auch kakaohaltig; 
Hostien, leere Oblatenkapseln 
von der für Arzneiwaren ver¬ 
wendeten Alt, Siegeloblaten, 
getrocknete Teigblätter aus 

MeN oder Stärke und ähnliche 
Waren 

300 LVL/T 

300 LVL/T 

200 

LVL/T O 

180 

LVL/T O 

2001 90 30 

Zuckermais, mit Essig zubereitet 
oder haltbar gemacht 

20 % 

15 % 

15 % 

10 % 

2001 90 40 

Yamswurzeln, Süßkartoffeln, ..., 
mit Essig zubereitet oder haltbar 
gemacht 

20 % 

15 % 

15 % 

10 % 

2001 90 60 

Palmherzen, mit Essig zubereitet 
oder haltbar gemacht 

20 % 

15 % 

15 % 

10 % 

2004 90 10 

Zuckermais, ohne Essig zube¬ 
reitet oder haltbar gemacht, 
gefroren 

20 % 

15 % 

15 % 

15 % 

2005 20 10 

Kartoffeln, ohne Essig zubereitet 
oder haltbar gemacht, nicht 
gefroren 

20 % 

15 % 

15 % 

15 % 

2005 80 

Zuckermais, ohne Essig zube¬ 
reitet oder haltbar gemacht, 
nicht gefroren 

20 % 

15 % 

15 % 

0,5 % 


(*) Zollkontingent nach Anhang IV. 
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Zollsatz 


KN-Code 

Warenbezeichnung 

Ausgangs- 

Zollsatz 

Meistbegütv 

für Einfuhren 

aus der EG 



stigungs- 

zollsatz 

1.1.1995 

1.1.2000 

2008 11 10 

Erdnußmark 

20 % 

15 % 

15 % 

0,5 % j 

2008 91 

Palmherzen 

20 % 

15 % 

15 % 

0,5 % 

2008 92 

Mischungen 

20 % 

15 % 

15 % 

0,5 % 

2008 99 

Andere 

20 % 

15 % 

15 % 

0,5 % 

2101 

Auszüge. Esseruen und Koruerv 
trate aus Kaffee, Tee oder Mate 
und Zubereitungen auf der 
Grundlage dieser Waren oder 
auf der Grundlage von Kaffee, 

Tee oder Mate; geröstete 
Zichorien und andere geröstete 
Kaffeemittel sowie Auszüge. 
Esseruen urxl Koruentrate 
hieraus 

20 % 

15 % 

15 % 

0,5 % 

2102 10 

Hefen, lebertd 

20 % 

15 % 

15 % 

0,5 % 

2102 20 

Hefen, nicht lebend; andere 
Brueller-Mikroorganismen, nicht 
lebend 

20 % 

15 % 

15 % 

0,5 % 

2102 30 

Zubereitete Backtriebmittel in 
Pulverform 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

0.5 % 1 

2103 10 

Sojasoße 

20% 

15 % 

15 % 

0.5 % 

2103 20 

Tomatenketchup und andere 
Tomatensoßen 

20 % 

15 % 

15 % 

0,5 % 

2103 30 10 

Senfmehl 

1 % 

0,5 

0,5 % 

0,5 % 

2103 30 90 

Senf (einschließlich zubereitetes 
Senfmehl) 

20 % 

15 % 

15 % 

0,5 % 

2103 90 

WürzsoBen, andere ... 

20 % 

15 % 

15 % 

0,5 % 

2104 10 

Zubereitungen zum Herstellen 
von Suppen oder Brühen; 

Suppen und Brühen 

20 % 

15 % 

10 % 0 

5 % (') 

2104 20 

Zusammengesetzte homogeni¬ 
sierte Lebensmittelzuberei¬ 
tungen 

frei 

frei 

frei 

frei 

2105 

Speiseeis, auch kakaohaltig 

20 % 

15 % 

15 % 

15 % 

2106 10 

Leberksmitteizubereitungen, 
anderweit weder genannt noch 
inbegriffen, Eiweißkonzentrate 
und texturierte Eiweißstoffe 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

0,5 % 

1 2106 90 10 

Lebensmittelzubereitungen, 
anderweit weder genannt noch 
inbegriffen, ' Käsefondue” 
genannte Zubereitungen 

1 % 

0,5 % 

0,5 % 

0,5 % 


I*) Zollkontingent nach Anhang IV. 
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Zollsatz 


KN-Code 

Warenbezeichnung 

Ausgangs¬ 

zollsatz 

Meistbegün¬ 

stigungs¬ 

zollsatz 

für Einfuhren aus der EG | 



1.1.1995 

1.1.2000 

2207 

Ethyfalkohol mit einem 
Alkoholgehalt von 80 % vol. 
oder mehr, unvergällt; Ethyl- 
alkohol und Branntwein mit 
beliebigem Alkoholgehalt, 
vergällt 

7,8 LVL/I 

7.8 LVUI 

’ 7.8 LVI/L 

7.8 LVUI 

2208 10 

Zusammengesetzte alkohol¬ 
haltige Zubereitungen der zum 
Herstellen von Getränken 
verwendeten Art 

20 % 

15 % 

15 % 

15 % 

2208 20 

Branntwein aus Wein oder aus 
Traubentrester 

2.5 LVL/ 

% vol./hl 

2.5 LVU 
% VOI./N 

2,5 LVU 
% voUhl 

2.5 LVU 
% vol./hl 

2208 20 62 

Cognac, in Behältnissen mit 
eirtem Inhalt von mehr als 2 1 

1 % 

0.5 % 

0.5 % 

frei 

2208 30 

Whisky 

2.5 LVU 
% vol./hl 

2.5 LVU 
% VOI./N 

2.5 LVU 
% vol./hl 

2.5 LVU 
% vol./hl' 

2208 40 

Rum und Taffia 

2.5 LVL/ 

% vd./hl 

2.5 LVU 
% vol./hl 

2.5 LVU 
% vol./hl 

2.5 LVU 
% voL/hl 

2208 50 

Gin und Geneva 

2,5 LVU 
% vol./hl 

2.5 LVU 
% vol./hl 

2,0 LVU 

% V 

0I./N (•) 

2.0 LVU 
% vol./hl 

O 

20 08 90 11 

Arrak, in Behältnissen mit 
einem Inhalt von 2 1 oder 
weniger 

2,5 LVU 
% vol./hl 

2,5 LVU 
% vol./hl 

2,5 LVU 
% vol./hl 

2.5 LVU 
% vol./hl 

2208 90 19 

Arrak, in Behältnissen mit 
einem Inhalt von mehr als 2 1 

2,5 LVL/I 
% vol./hl 

2 5 LVL/I 
% vol./hl 

2.5 LVU 
% voL/N 

2.5 LVU 
% vol./hl 

22 08 90 31 

Wodka, in Behältnissen mit 
einem Inhalt von 2 1 oder 
weniger 

2.5 LVU 
% vol./hl 

2.5 LVU 
% vol./hl 

2.5 LVU 
% vol./hl 

2,5 LVU 
% vol./hl 

22 08 90 33 

Pflaumenbranntwein, Birner»- 
branntwein urrd Kirschbrannt¬ 
wein, in Behältnissen mit 
einem Inhalt von 2 1 oder 
weniger 

2.5 LVU 
% vol./hl 

2,5 LVU 
% vol./hl 

2.5 LVU 
% vol./hl 

2.5 LVU 
% vol./hr 

22 08 90 35 

Wodka, in Behältnissen mit 
einem Inhalt von mehr als 2 1 

2.5 LVU 
% vol./hl 

2.5 LVU 
% vol./hl 

2.5 LVU 
% vol./hl 

2,5 LVU 
% vol./hl 

22 08 90 38 

Pflaumenbranntwein, Bimen- 
branntwein utkI Kirschbrannt¬ 
wein. in Behältnissen mit 
einem Inhalt von mehr als 2 1 

2.5 LVU 
% vol./hl 

2.5 LVU 
% vol./hl 

2.5 LVU 
% vol./hl 

2.5 LVU 
% vol./hl 


(') Zollkontingent nach Anhang IV. 
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KN-Code 


Warenbezeichnung 


22 08 90 45 Anderer Branntwein, in Behält¬ 
nissen mit einem Inhalt von 2 i 
oder weniger, Obstbranntwein, 
Calvados 

22 08 90 48 Anderer Braruitwein, in Behält¬ 
nissen mit einem Inhalt von 2 I 
oder weniger, Obstbranntwein, 
anderer 

22 08 90 52 Arvierer Branntwein, in Behält- 
rvssen mit einem Inhalt von 2 1 
oder weniger, arulerer, Kom 

22 08 90 58 Anderer Branntwein, in Behält¬ 
nissen mit einem Inhalt von 2 I 
oder weniger, anderer, anderer 

22 08 90 65 Ukör 


22 08 90 69 | Andere Spirituosen 


22 08 90 71 


22 08 90 73 


Anderer Branntwein, in Behält¬ 
nissen mit einem Inhalt von 
mehr als 2 I, Obstbranntwein 

Anderer Brarwitwein, in Behält¬ 
nissen mit eir>em Inhalt von 
mehr als 2 I, anderer 


Ausgar^s- 

Zollsatz 


2,5 LVL/ 
% V 0 I./M 


2,5 LVL/ 
% vol./hI 


2,5 LVU 
% voljhl 


2.5 LVL/ 
% vol./hl 


2,5 LVU 
% voUM 

2,5 LVU 
% voL/hl 


2,5 LVU 
% voUhl 


2,5 LVU 
% voL/hl 


Zollsatz 


Meistbegün- | für Einfuhren aus der EG 
stigungs- 
zollsatz 


2,5 LVU 
% vol./hl 


2,5 LVU 
% voUM 


2,5 LVU 
% voUhl 


2,5 LVU 
% voUN 


2,5 LVU 
% vol./hl 

2,5 LVU 
% vol./hl 


2.5 LVU 
% vol./hl 


2.5 LVU 
% V 0 I./N 


1.1.1995 


2,5 LVU 
% vol./hl 


2,5 LVU 
% vol./hl 


2.5 LVU 
% vol./hl 


2,5 LVU 
% vol./hl 


2.5 LVU 
% vol./hl 

2.5 LVU 
% vol./hl 


2.5 LVU 
% vol./hl 


2,5 LVU 
% vol./hl 


1 . 1.2000 


2.5 LVU 
% vol./hl 


2.5 LVU 
% vol./hl 


2.5 LVU 
% vol./N 


2,5 LVU 
% vol./hl 


2.5 LVU. 
% vol./hl 

2.5 LVU 
% vol./hl 


2,5 LVU 
% vol./hl 


2.5 LVU 
% vol./hl 
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Zollsatz 


KN-Code 

Warenbezeichnur\g 


Meistbegün- 

für Einfuhren 

aus der EG 



Ausgangs¬ 

zollsatz 

stigungs- 

zoüsatz 

1.1.1995 

1.1.2000 

22 08 90 79 

Likör und andere Spirituosen 

2.5 LVU 
% vol./hl 

2.5 LVU 
% voi./N 

2.5 LVU 
% vol./hi 

2,5 LVU 
% vol./hl 

22 08 90 91 

Ethylalkohol mit einem 
Alkoholgehalt von wer^iger als 
80 % vol. unvergällt, in Behält* 
nissen mit eirwm Inhalt 2 1 
oder weniger 

7.8 LVL/ 

% vol./hl 

7.8 LVU 
% vol./N 

7,8 LVU 
% vol./hl 

7.8 LVU 
% vol./hl 

22 08 90 99 

Ethylalkohol mit einem 
Alkoholgehalt von weniger als 
80 % vol., unvergällt, in 
Behältnissen mit einem Inhalt 
von mehr als 2 1 

7.8 LVL/ 

% voL/hl 

7.8 LVU 
% V 0 I.A 1 I 

7,8 LVU 
% vol./hl 

7.8 LVU 
% vol./hl 

24 02 10 

Zigarren (einschließlich 

Stumpen) und Zigarillos, Tabak 
enthalterKi 

20 % 

15 % 

15 % 

0.5 

24 02 20 

Zigaretten. Tabak enthalterxJ 

2.5 LVL/ 
1000St./st 

2.5 LVU 
lOOOStVst 

2.5 LVU 
1000 S- 
t./st 

2,5 LVU 

10OOp/st 

24 02 90 

Andere Zigarren (eirwchließlich 
Stumpen) und Zigarillos. Tabak 
enthaltend, andere 

20 % 

15 % 

15 % 

0,5 % 

1 2403 

Anderer verarbeiteter Tabak 

20 % 

15 % 

15 % 

0.5 % 
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Anhang IV 

Liste der in Artikel 4 genannten Erzeugnisse 


FOr die Einführung der folgenden Ursprungserzeugnisse der Gemeinschaft r>ach Lettland galten die folgerrden ZoUkontirrgente. 
Die Mengen, die diese Zollkontingente überschreiten, unterliegen dem MeistbegOnstigungszollsatz (Anhang III). 


KN-Code 

Warenbezeichnung 

Bn- 

heit 

Menge 

Jahr 

1 

Jahr 

2 

Jahr 

3 

Jahr 

4 

Jahr 

5 

Jahr 

6 

04 03 10 

Joghurt 

t 

20 

20 

20 

20 

20 

20 

1302 

Pflanzensäfte und Pflanzerv 
auszüge; Pektinstoffe, 
Pektinate und Pektate; 
Agar-Agar und andere 
Schleime Verdickungs¬ 

stoffe von Pflanzen, auch 
modifizieit 

t 

100 

100 

110 

110 

120 

120 

1517 

Margarine; genießbare 
Mischungen und Zuberei¬ 
tungen von tierischen oder 
pflanzlichen Fetten urtd 

Ölen sowie von Fraktionen 
verschiedener Fette und Öle 
dieses Kapitels, ausge¬ 
nommen gertießbare Fett 
und Öle sowie deren Frak¬ 
tionen der Position 1516 

-t 

2000 

2000 

2000 

2000 

2000 

2000 

1905 

Backwaren, auch kakao¬ 
haltig; Hostien, leere 
Obiatenkapseln von der für 
Arzneiwaren verwendeten 
Art, SiegelobtateiL getrock¬ 
nete Teigblätter aus Mehl 
oder Stärke und ähnliche 
Waren 

t 

20 

20 

20 

20 

20 

20 

1 21 04 10 

Zubereitungen zum Her¬ 
stelien von Suppen oder 
Brühen; Suppen und Brühen 

■ 

20 

20 

20 

20 

20 

20 

1 22 08 SO 

Gin und Genever 

t 

20 

20 

20 

20 

20 

20 


(1) Unbeschadet der Vorschriften für die Auslegung der Kombinierten Nomenklatur ist der Wortlaut der 

Warenbezeichnung nur richtungsweisend, wobei für das PrSferenzsystem die KN-Codes maßgebend sind. 
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ProtokoHNr.S 

über die Bestimmung des Begriffs 
„Erzeugnisse mit Ursprung in“ oder „Ursprungserzeugnisse“ 
und über die Methoden der ZusammenarbeH der Verwaltungen 

Titel I Titel II 

Allgemeines Bestimmung des Begriffs 

.Erzeugnisse mit Ursprung in“ 
oder „Ursprungserzeugnisse“ 


Begriffsbestimmungen 
Im Sinne dieses Protokolls bedeuten 

a) der Begriff .Herstellen* Jede Be- oder Verarbeitung ein¬ 
schließlich Zusammenbau oder besondere Vorgänge; 

b) der Begriff .Vormaterial* jegliche Zutaten, Rohstoffe, Kompo- 
rrervten oder Teile usw., die beim Herstellen des Etzi^nisses 
verwendet werden; 

c) der Begriff .Erzeugnis* die hergesteilte Ware, auch wenn sie 
zur späteren VerwerKfung in einem anderen Herstellungs¬ 
vorgang bestimmt ist; 

d) der Begriff .Waren* sowohl Vormaterialien als auch Erzeug¬ 
nisse; 

e) der Begriff .Zollwert* den Wert, der gemäß dem am 12. April 
1979 in Genf Unterzeichneten Übereinkommen zur Ourch- 
fOhrung des Artikels VII des Allgemeinen Zoll- und Handelsab¬ 
kommens festgelegt wird; 

f) der Begriff ,Ab-Werk-Preis* den Preis der Ware ab Werk, der 
dem Hersteller, in dessen Unternehmen die letzte Be- oder 
Verarbeitung durchgeführt worden ist, gezahlt wird, sofern 
dieser Preis den Wert aller verwendeten Vormaterialien 
umfaßt, abzüglich aller internen Abgaben, die erstattet 
werden oder erstattet werden können, wenn des Erzeugnis 
ausgeführt wird; 

g) der Begriff .Wert der Vormaterialien* den Zoilwert der ver¬ 
wendeten Vormaterialien ohne Ursprungseigenschaft zum 
Zeitpunkt der Einfuhr oder, wenn dieser nicht bekannt ist und 
nicht festgestellt werden kann, den ersten feststellbaren 
Preis, der in den betreffenden Gebieten für die Vormaterialien 
gezahlt wird; 

h) der Begriff .Wert der Vormaterialien mit Ursprungseigen¬ 
schaft* den Wert dieser Vormaterialien gemäß Buchstabe g, 
der sinngemäß anzuwenden ist; 

i) der Begriff .Wertzuwachs* den Ab-Werk-Preis abzüglich des 
Zollwerts aller enthaltenen Erzeugnisse, die nicht Ursprungs¬ 
erzeugnisse des Landes sind, in dem diese Erzeugnisse her¬ 
gestellt worden sind; 

1) die Begriffe .Kapitel“ und .Position“ die Kapitel und die Posi¬ 
tionen (vierstellige Codes) der Nomenklatur des Harmonisier¬ 
ten Systems zur Bezeichnung und Codierung der Waren (in 
diesem Protokoll als .Harmonisiertes System“ oder .HS“ 
bezeichnet); 

k) der Begriff „Enreihen“ die Eirveihung von Erzeugnissen oder 
Vormaterialien in eine bestimmte Position; 

0 der Begriff .Sendung* Erzeugnisse, die entweder gleichzeitig 
von einem Ausführer an einen Empfänger oder mit einem ein¬ 
zigen Frachtpapier oder - bei Fehlen eines solchen Papiers - 
mit einer einzigen Rechnung vom Ausführer an den Empfän¬ 
ger versandt werden. 


Artikel 2 

Ursprungskriterien 

Für die Zwecke dieses Abkommer» gelten unbeschadet der 
Artikel 3 und 4 dieses Protokolls 

1. als Ursprungserzeugnisse der Gemeinschaft 

a) Erzeugnisse, die im Sinne des Artikels 5 dieses Protokolls 
vollständig in der Gemeinschaft gewonr>en oder herge¬ 
stellt worden sind; 

b) Erzeugnisse, die in der Gemeinschaft unter VerwerHlung 
von Vormaterialien hergestellt worden sind, die dort nicht 
vollständig gewonnen oder hergesteift worden sind, vor- 
ausgesetzL daß diese Vormaterialien in der Gemeinschaft 
im Sinne des Artikels 6 dieses Protokolls in ausreichen¬ 
dem Maße be-oder verarbeitet worden sirxl; 

2. als Ursprungserzeugnisse Lettlands 

a) Erzeugnisse, die im Sinne des Artikels 5 dieses ProtokoiS 
voHstärxlig in Lettland gewonnen oder hergestellt woroen 
sind; 

b) Erzeugnisse, die in Lettland unter Verwendung von Vv- 
materialien hergestellt worden sind, die dort nicht vor¬ 
ständig gewonnen oder hergestellt worden sind, wraj&- 
gesetzt, daß diese Vormaterialien in Lettland im Sinne oss 
Artikels 6 dieses Protokolls in ausreichendem Maße be- 
oder verarbeitet worden sind. 

Artikel 3 

Bilaterale Kumulierung 

(1) Unbeschadet des Artikels 2 Nummer 1 Buchstabe b gehar. 
Vormaterialien, die kn Sinne dieses Protokolls Ursprungserze.>> 
nisse Lettlands sind, als Vormaterialien mit Ursprung in oer 
Gemeinschaft, ohne daß sie dort ausreichend be- oder verarbe- 
tet worden sein mCbsen, sofern die durchgeführten Be- ooer 
Verarbeitungen Ober die BeharKlIurigen im Sinne des Artikels 7 
dieses ProtokoHs hinausgehen. 

(2) Unbeschadet des Artikels 2 Nummer 2 Buchstabe b ger^* 
Vormaterialien, die im Sinne dieses Protokolls Ursprungserzejc- 
nisse der Gemeinschaft sind, als Vormaterialien mit Ursprurrc r 
Lettland, ohne daß sie dort ausreichend be- oder verarbe-.s: 
worden sein müssen, sofern die durchgeführten Be- oder Ver¬ 
arbeitungen über die Behandlungen im Sinne des Artikels 7 oe- 
ses FVotokolls hinausgehen. 

Artikel 4 

Kumulierung mit Ursprungserzeugnissen 
Estlands und Litauens 

0 ) 

a) Unbeschadet des Artikels 2 Nummer 1 Buchstabe b und vor¬ 
behaltlich der Absätze 2 und 3 gelten Vormaterialien, die i~ 

Sinne des Protokolls 3 zu den Abkommen zwischen oer 

Gemeinschaft und Estlarxj bzw. Litauen Ursprungserzejt- 
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nisse dieser Länder sind, als Vormaterialien mit Ursprung in 
der Gemeinschaft, ohne daß sie dort ausreichend be- oder 
verarbeitet worden sein müssen, sofern die durchgeführten 
Be- oder Verarbeitungen über die Behandlungen im Sinrte des 
Artikels 7 dieses Protokolls hinausgehen. 

b) Unbeschadet des Artikels 2 Nummer 2 Buchstabe b und vor¬ 
behaltlich der Absätze 2 und 3 gelten Vormaterialien, die im 
Sinne des Protokolls 3 zu den Abkommen zwischen der 
Gemeinschaft und Estland bzw. Litauen Ursprungserzeug¬ 
nisse dieser Länder sind, als Vormaterfeüien mit Ursprung in 
Lettland, ohne daß sie dort ausreichend be- oder verarbeitet 
worden sein müssen, sofern die durchgeführten Be- rxler Ver¬ 
arbeitungen über die Behandlungen im Sinne des Artikels 7 
dieses Protokolls hirtausgehen. 

(2) Erzeugnisse, die die Ursprungseigenschaft nach Absatz 1 
erworben haben, bletoen Ursprungserzeugnisse der Gemekt- 
schaft oder Lettlands nur dann, wenn der dort erzielta Wertzu¬ 
wachs den Wert der verwendeten Ursprurtgserzeugnisse Est¬ 
lands bzw. Litauens übersteigt. 

Anderenfalls gelten die betreffenden Erzeugnisse für die Zwecke 
dieses Abkommens oder der Abkommen zwischen der Gemein¬ 
schaft und Estland bzw. Litauen als Ursprungserzeugnisse Est¬ 
lands oder Litauens, je nachdem, in welchem dieser Länder der 
Wert der mitverarbeiteten Ursprungserzeugnisse am höchsten 
ist. 

iß) Für die Zwecke dieses Artikels gelten den Ursprungsregeln 
dieses Protokolls entsprecherKie Ursprungsregeln für den 
Warenverkehr zwischen der Gemeinschaft und Estland bzw. 
Litauen, zwischen Lettland urtd den beiden genannten Ländern 
sowie zwischen diesen drei Ländern urttereinander. 

Artikel 5 

Vollständig gewonnene 
oder hergestellte Erzeugnisse 

(1) Im Sinne des Artikels 2 Nummer 1 Buchstabe a und Num¬ 
mer 2 Buchstabe a gelten als In der Gemeirtschaft oder in Lettlarxl 
«vollständig gewonnen oder hergesteitt*: 

a) mineralische Erzeugnisse, die dort aus dem Boden oder dem 
Meeresgrund gewonnen worden sind; 

b) pflanzliche Erzeugnisse, die dort geerntet worden sind; 

c) lebende Tiere, die dort geboren worden oder ausgeschlüpft 
sind und die dort aufgezogen wurden; 

d) Erzeugnisse, die von dort gehaltenen lebenden Tieren gewon¬ 
nen worden sind; 

e) Jagdbeute und Fischfänge, die dort erzielt worden sind; 

f) Erzeugnisse der Fischerei und andere Meereserzeugnisse, 
die von ihren Schiffen gefangen worden sirtd; 

g) Waren, die an Bord ihrer Fabrikschiffe ausschließlich aus den 
unter Buchstabe f genannten Erzeugnissen hergestelH wor¬ 
den sind; 

h) rtort gesammelte Altwaren, die nur zur Gewinnung von Roh¬ 
stoffen verwendet werden können, einschließlich gebrauchte 
Reifen, die nur zur Runderneuerung oder als Abfall verwendet 
werden können; 

0 Ausschuß und Abfälle, die bei dort durchgeführten Herstel¬ 
lungsvorgängen anfallen; 

j) Erzeugnisse, die aus dem Meeresboden außerhalb ihrer 
Hoheitsgewässer gewonnen worden sind, sofern sie zum 
Zweck der Nutzbarmachung Ausschließlichkeitsrechte über 
diesen Teil des Meeresbodens ausüben; 

k) Waren, die dort ausschließlich aus den unter den 
Buchstaben a bis j genannten Erzeugnissen hergestellt wor¬ 
den sind. 

(2) Die Begriffe „ihre Schiffe" und „ihre Fabrikschiffe“ in 
Absatz 1 Buchstabe f bzw. Buchstabe g sind nur anwendbar auf 
Schiffe bzw. Fabrikschiffe, 

- die in Lettland oder in einem Mitgliedstaat der Gemeinschaft 
eingetragen oder dort angemeldet sind; 

- die die Flagge Lettlands oder eines Mitgliedstaats der 
Gemeinschaft führen; 


- die mindestens zur Hälfte Eigentum von Staatsangehörigen 
Lettlands, der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft oder einer 
Gesellschaft sind, deren Hauptsitz in einem dieser Staaten 
oder in Lettleind gelegen ist und bei weicher der rxJer die 
Geschäftsführer, <1er Vorsitzende des Vorstands oder Auf¬ 
sichtsrats und die Mehrheit der Mitglieder dieser Organe 
Staatsangehörige Lettlands oder der Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft sind und-impalle von PersonengeseNschaften 
oder Gesellschaften mit beschränkter Haftung - außerdem 
das Geschäftskapital mindestens zur Hälfte den betreffenden 
Staaten oder Lettland oder Offentlich-rechtiichen Körper¬ 
schaften oder Staatsangehörigen dieser Staaten gehört; 

- deren Schiffsfühtung aus Staatsangehörigen LettlarKfs oder 
der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft besteht; 

- deren Besatzung zu mindesteris 75 Staatsangehörigen 

Lettlands oder der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft besteht. 

(3) Die Begriffe „Lettland“ und „Gemeinschaft“ umfassen auch 
die Hoheitsgewässer Lettlands urxf der Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft. 

Hochseegängige Schiffe einschließlich der Fabrikschiffe, auf 
det^ die durch Fischfar>g gewormenen Erzeugnisse be- oder 
verarbeitet werden, gelten als Teil des Gebiets der Gemeinschaft 
oder Lettlands, wenn sie die Voraussetzungen des Absatzes 2 
erfüllen. 


Artikel 6 

In ausreichendem Maße 
be- oder verarbeitete Erzeugnisse 

(1) Für die Zwecke des Artikels 2 gelten vorbehaltlich der 
Absätze 2 und 3 Vormaterialien ohrte Ursprurtgseigenschaft als 
ausreicherxt be- oder verarbeitet, wertn das hergesteltte Erzeug¬ 
nis in eine andere Position einzureihen ist als die Position, in die 
jedes einzelne bei der HersteMurtg verwertdete Vormaterial ohne 
Ursprungseigenschaft einzureihen ist. 

(i) Bei eirtem in den Spalten 1 und 2 der Liste des Anhangs II 
genannten Erzeugnis müssen anstelle der Voraussetzungen des 
Absatzes 1 die für dieses Erzeugnis in Spalte 3 festgelegten Vor¬ 
aussetzungen erfüllt sein. 

Wird in der Liste des Anhangs II zur Feststellung der Ursprungsei¬ 
genschaft eines in der Gemeinschaft oder in Lettland hergestell¬ 
ten Erzeugnisses eine Prozentregel angewarxit. so muß der auf¬ 
grund der Be- oder Verarbeitungen hinzugefügte Wert dem Ab- 
Werk-Preis dieses Erzeugnisses abzüglich des Wertes der in die 
Gemeinschaft oder nach Lettland eingeführten Drittlandswaren 
entsprechen. 

(3) In diesen Voraussetzungen sind für alle unter das Abkom¬ 
men fallenden Erzeugrtisse die Be- oder Verarbeitungen festge¬ 
legt, die an den bei der Herstellurtg der Erzeugnisse verwendeten 
Vormaterialien ohne Ursprungseigenschaft vorgeixxnmen wer¬ 
den müssen; sie gelten nur für diese Vormaterialien. Ein Erzeug¬ 
nis, das entsprechend den Voraussetzungen der Liste die 
Ursprungseigenschaft erworben hat urxf zur Herstellung eines 
anderen Erzeugnisses verwendet wird, hat die für das andere 
Erzeugnis geltenden Voraussetzungen nicht zu erfüllen; die gege¬ 
benenfalls zur Herstellung des ersten Erzeugnisses verwendeten 
Vormaterialien ohne Ursprungseigenschaft bleiben demnach 
unberücksichtigt. 

Artikel 7 

Nicht ausreichende Be- oder Verarbeitungen 

Für die Zwecke des Artikels 6 gelten ohne Rücksicht darauf, ob 
ein Wechsel der Position stattgefunden hat, folgende Be- oder 
Verarbeitungen etfs nicht ausreichend, um die Ursprungseigen¬ 
schaft zu verleihen: 

a) Behandlungen, die dazu bestimmt sind, die Erzeugrusse 
während des Transports oder der Lagerung in ihrem Zustand 
zu erhalten (Lüften, Ausbreiten, Trocknen, Kühlen, Einlegen in 
Salz oder in Wasser mit Zusatz von Schwefeldioxid oder von 
anderen Stoffen, Entfernen verdorberter Tale und ähnliche 
Behandlungen); 
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b) einfaches Entstauben, Sieben, Aussondem, Bnordnen, Sor¬ 
tieren (einschlieBlich des Zusammenstellens von Sortimen¬ 
ten), Waschen, Anstreichen, Zerschneiden; 

c) i) Auswechseln von UmscNieBungen, Teilen oder Zusam¬ 

menstellen von PackstOcken; 

ii) einfaches Abfüllen in Flaschen, Fläschchen, Säcke, Etuis, 
Schachteln, Befestigen auf Brettchen usw. sowie alle 
anderen einfechen Verpackungsvorgänge; 

d) Anbringen von Marken, Etiketten oder anderen gleichartigen 
Unterscheldurtgszeichen auf den Erzeugnissen selbst oder 
auf ihren UmschlieSungen; 

e) einfaches Mischen von Erzeugnissen, auch verschieder^r 
Arten, wenn ein oder mehrere Bestandteile der Mischung 
nicht den in diesem Protokoll festgelegten Voraussetzungen 
entsprechen, um als Ursprungserzeugnisse der Gemein¬ 
schaft oder Lettlands zu gelten; 

f) einfaches ZusammenfOgen von Teilen zu einem voliständigen 
Erzeugnis; 

g) Zusammentreffen von zwei oder mehr der unter den Buchsta¬ 
ben a bis f genannten Behandlungen; 

h) Schlachten von Tieren. 

Artikel 8 

Maßgebende Einheit 

(1) Maßgebende Einheit für die Anwendung dieses Protokoils 
ist die für die Eiraeihung in die Position des Harmonisierten 
Systems maßgebliche Einheit. 

Daraus ergibt sich, daß 

a) jede Gruppe oder Zusammenstellurtg von Erzeugnissen, die 
nach dem Harmonisierten System in eine einzige Position ein¬ 
gereiht wird, als Ganzes die maßgebeiKle Einheit darsteitt; 

t^ bei einer Serxlung mit gleichen Erzeugnissen, die in diese&e 
Position des Harmonisierten Systems eingereiht werden, 
jedes Erzeugnis für sich betrachtet werden muß. 

(2) Werden Umschließungen gemäß der Allgemänen 
Vor^rift S zum Harmonisierten System wie das darin enthaltene 
Erzeugnis eingereihL so werden sie auch für die Bestimmung des 
Ursprungs wie das Erzeugnis behandelt. 

Artikel 9 

Zubehör, Ersatzteile und Werkzeuge 

Zubehör, Ersatzteile urKl Werkzeuge, die mit Geräten, Maschi¬ 
nen, Apparaten oder Fahrzeugen geliefert werden, werden mit 
diesen zusammen züs Einheit angesehen, wenn sie als BestarKl- 
ten der Normalausrüstung in deren Preis'enthalten sind oder als 
zu den betreffenden Geräten, Maschinen, Apparaten oder Fahr¬ 
zeugen gehörig betrachtet und nicht gesondert in Rechnung 
gestellt werden. 

Artikel 10 

Warenzusammenstellungen 

Warenzusammenstellungen Im Sinne der Allgemeinen Vor¬ 
schrift 3 zum Harmonisierten System gelten als Ursprungser¬ 
zeugnisse, werv) alle Bestarxlteiie Ursprungserzeugnisse sirKf. 
Jedoch gilt eine Warenzusammenstellung aus Ursprungserzeug¬ 
nissen und Erzeugnissen ohne Ursprungseigenschaft insgesamt 
als Ursprungserzeugnis, sofern der Wert der Erzeugnisse ohne 
Ursprungseigenschaft 15 v.H. des Ab-Werk-Preises der Waren¬ 
zusammenstellung nicht überschreitet. 

Artikel 11 

Neutrale Elemente 

Bei der Feststellung, ob ein Erzeugnis ein Ursprungserzeuc^is 
der Gemeinschaft oder Lettlands ist wird nicht geprüft, ob elek¬ 
trische Eitergie, Brennstoffe, Anlagen urxi Ausrüstung, Maschi¬ 
nen utkJ VVerkzeuge, die zur Herstellung des Erzeugnisses ver¬ 
wendet wurden, oder sonstige Waren, die im Verlauf der Herstel¬ 
lung verwendet wurden, aber nicht in die endgültige Zusammen¬ 
setzung des Erzeugnisses eingehen sollten und auch nicht einge¬ 
gangen sind, Urspnjngserzeugnisse sind oder nicht. 


Titel III 

Territoriale Auflagen 
Artikel 12 

Territorialitätsprinzip 

Die in Trtel II genannten Voraussetzurtgen für den Erwerb der 
Ursprungseigenschaft müssen unbeschadet der Artikel 3 und 4 
ohrie Unterbrechung in der Gemeinschaft oder in Lettland erfüllt 
sein. 

Artikel 13 

Wiedereinfuhr von Waren 

Abgesehen von den FäNen des Artikels 3 oder des Artikels 4 
gelten Utsprungsetzeugt^sse, die aus der Gememschaft oder aus 
Lettlartd in ein arxferes Land ausgeführt wurden, bei ihrer Wieder¬ 
einfuhr als Erzeugrtisse Ohrte Ursprungseigenschaft, es sei derm, 
es kann den Zollbehörden glaubhaft dargelegt werden, daß 

a) die wiedereingeführten Waren dieselben wie die ausgeführten 
Waren sirxf; und 

b) ckese Waren während ätres Aufenthalts in dem betreffenden 
Drittlartd oder währertd des Transports keine Behandlung 
erfztftren haben, die über das zur Erhaltung ihres Zustartds 
erforderliche Maß hinausgeht. 

Artikel 14 

Unmittelbare Beförderung 

(1) Die im Rahmen des Abkommerts vorgesehene Präferenzbe- 
hartdlung gilt nur für Erzeugnisse urtd Vormaterialien, die zwi¬ 
schen dem Gebiet der Gemeirtschaft urtd dem Gebiet Lettlands 
oder, wenn Artikel 4 Anwertdung findet zwischen dem Gebiet 
Estlands oder dem Gebiet Litauens befördert werden, ohne dabei 
ein aitderes Gebiet zu berühren. Waren mit Ursprung in Lettlartd 
oder in der Gemeinschaft, die eine eittzige rticht aufgeteilte Sen¬ 
dung bilden, könrten Jedoch durch andere Gebiete als das Gebiet 
der Gemeinschaft oder LetUartds beftkndert werden oder, wertn 
Artikel 4 Anwendung findet, über das Gebiet Estlands oder Litau¬ 
ens, gegebettenfalls auch mit Umladuitg oder vorübergehertder 
Einlagenrng in diesen Gebieten, sofern die Waren unter zollamtli¬ 
cher Überwachung der Behörden des Durchfuhr- oder Einlage- 
rungslaitdes geblieben und dort nur ent- oder verladen worden 
sind oder eine auf die Erhaltung ihres Zustands gerichtete 
Behandlung erfahren haben. 

Erzeugnisse mit Ursprung in Lettland oder in der Gemeinschaft 
können durch Rohrleitungen über andere Gebiete als das Gebiet 
der Gemeinschaft oder Lettlands befördert werden. 

(2) Der Nachweis, daß die in Absatz 1 genannten Vorausset¬ 
zungen erfüllt sind, ist erbracht, wenn den Zollbehörden des Ein¬ 
fuhrlandes fdgerxle Unterlagen vorgelegt werden: 

a) ein im Ausfuhrland ausgestelltes durchg^endes Frachtpa¬ 
pier, mit dem die Beförderung durch das Durchfuhrland 
erfolgt ist, oder 

b) eine von den Zollbehörden des Durchfuhrlandes ausgestellte 
Bescheinigurrg mit folgenden Angaben: 

I) genaue Warenbeschreibung, 

ii) Zeitpunkt des Ent- und Wiederverladens der Waren, gege¬ 
benenfalls unter Angabe der benutzten Schiffe, und 

iii) die Bedingurrgen, unter derren die Waren im Durchfuhr¬ 
land geblieben sind, oder, 

c) falls diese Papiere nicht vorhanden sind, alle sonstigen 
beweiskräftigen Unterlagen. 

Artikel 15 
Ausstellungen 

(1) Werden Erzeugnisse aus dem Gebiet einer Vertragspartei zu 
einer Ausstellung in ein Drittland versatKlt und ruich der Ausstel¬ 
lung zur Einfuhr in das Gebiet einer anderen Vertragspartei ver¬ 
kauft, so ist das Abkommen bei der Einfuhr auf sie anzuwenden, 
sofern sie die Voraussetzungen dieses Protokolls für die Anerken- 
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nung als Ursprungserzeugnisse der Gemeinschaft oder Lettlands 
erfüllen und sofern den Zollbehörden nachgewiesen wird, daß 

a) ein Ausführer diese Erzeugnisse aus dem Gebiet einer Ver¬ 
tragspartei in das Ausstellungsland versandt und dort ausge¬ 
stellt hat; 

b) dieser Ausführer die Erzeugnisse einem Empfänger im Gebiet 
einer anderen Vertragspartei verlrauft oder Oberlassen hat; 

c) die Erzeugnisse während oder unmittelbar nach der Ausstel¬ 
lung in dem Zustand, in dem sie zur Ausstellung versandt wor¬ 
den waren, in das Gebiet der zuletzt gertannten Vertragspartei 
versandt worden sirtd; utkI 

d) die Erzeugnisse ab dem Zeitpunkt, zu dem sie zur Ausstellung 
versandt wurden, nicht zu anderen Zwecken als zur Vor¬ 
führung auf dieser Ausstetlurrg verwendet worden sirrd. 

(2) Nach Maßgabe des Tltets IV ist ein Ursprungsnachweis aus¬ 
zustellen oder auszufertigen und den Zollbehörden des Einfuhr- 
larxls unter den üblichen Voraussetzungen vorzulegen. Darin sind 
Bezeichnung und Anschrift der Ausstelturrg anzugeben. Falls 
erforderlich, kann ein zusätzlicher Nachweis Ober die Beschaffen¬ 
heit der Waren und die Umstände verlangt werden, unter denen 
sie ausgestellt worden sind. 

(3) Absatz 1 gilt für alle Ausstellungen, Messen und Knilchen 
öffentlichen Veranstaltungen kommerzielter, industrieller, land¬ 
wirtschaftlicher oder handwerklicher Art, bei derren die Waren 
unter zollamtlicher Überwachung bleiben; ausgertommen sind 
Veranstalturrgen zu privaten Zwecken für den Verkauf ausländi¬ 
scher Erzeugnisse in Läden oder Geschäftslokalen. 


Titel IV 

Nachweis der Ursprungseigenschaft 
Artikel 16 

Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 

Oer Nachweis, daß Erzeugnisse die Ursprungseigenschaft im 
Sinne dieses Protokolls besitzen, wird durch eine Warenverkehrs¬ 
bescheinigung EUR.1 nach dem Muster in Anhang III zu diesem 
Protokoll erbracht 

Artikel 17 

Normales Verfahren für die Ausstellung 
der Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 

(1) Eine Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 wird von den 
Zollbehörden des Ausfuhrlands auf schriftlichen Antrag des Aus¬ 
führers oder seines bevollmächtigten Vertreters unter der Verant- 
wortut>g des Ausführers ausgestellt. 

^ Der AusfOhrer oder sein bevollmächtigter Vertreter füllt das 
Formblatt der Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 und des 
Antrags nach den Mustern in Anhang III aus. 

Die Formblätter sItkI gemäß den Rechtsvorschriften des Ausfuhr¬ 
lands in einer der Sprachen auszufüllen, in denen das Abkommen 
abgefaßt ist. Werden sie handschriftlich ausgefüllt, so muß dies 
mit Tmte in Druckschrift erfolgen. Oie Warenbezeichnung ist in 
dem dafür vorgesehenen Feld ohne Zeilenzwischenraum einzu¬ 
tragen. Ist das Feld nicht vollständig ausgefüllt, so ist unter die 
letzte Zeile der Warenbezeichnung ein waagerechter Strich zu 
ziehen und der nicht ausgefüllte Teil des Feldes durchzustrei¬ 
chen. 

(3) Der Ausführer, der die Ausstellung der Warenverkehrs¬ 
bescheinigung EUR.1 beantragt, hat auf Verlangen der Zollbehör¬ 
den des Ausfuhrlands, in dem die Warenverkehrsbescheinigung 
EUR.1 ausgestellt wird, jederzeit alle zweckdienlichen Unterlagen 
zum Nachweis der Ursprungseigenschaft der betreffenden 
Erzeugnisse sowie der Eifüllung der übrigen Voraussetzungen 
dieses Protokolls vorzulegen. 

Der Ausführer hat die in Unterabsatz 1 genannten Unterlagen 
mindestens drei Jahre lang aufzubewahren. 

Die Anträge auf Warenverkehrsbescheinigungen EUR.1 sind von 
den Zollbehörden des Ausfuhrstaats mindestens drei Jahre lang 
aufzubewahren. 


(4) Die Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 wird von den Zoll¬ 
behörden eines MKgtiedstaats der Europäischen Gemeinschaft 
erteilt, wenn die Ausfuhrwaren als Ursprungserzeugnisse der 
Gemeinschaft im Sinne des Artikels 2 Absatz 1 dieses Protokolls 
angesehen werden können. Die Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 
wird von den Zollbehörden Lettlands erteitt, wenn die Ausfuhr¬ 
waren als Ursprungserzeugnisse Lettlands im Sinne des Arti¬ 
kels 2 Absatz 2 dieses Protokolls angesehen werden können. 

(5) Gelten tfe Kumulierungsregeln der Artikel 2 bis 4, so dürfen 
die Zollbehöiden der MitgUedstaaten der Gemeinschaft oder 
Lettlands Warenverkehrsbescheinigungen EUR.1 unter den in 
diesem Protokoll festgetegten Voraussetzungen erteilen, wenn 
die Ausfuhrwaren als Ursprungserzeugnisse im Sinne dieses Pro¬ 
tokolls angesehen werden können und sich die Waren, auf die 
sich die Warenverkehrsbescheinigungen EUR.1 beziehen, in der 
Gemeir«chaft oder in Lettland befinden. 

In diesen Fällen werden die Warenverkehrsbescheinigungen EUR.1 
ruir auf Vorlage des zuvor ausgestellten oder ausgefertigten 
Ursprungsnachweises erteilt. Dieser Ursprungsnachweis ist von 
den Zollbehörden des Ausfuhrstaats mindestens drei Jahre lang 
aufzubewahren. 

(6) Die ausstellenden Zollbehörden treffen' die erforderlichen 
Maßnahmen, um die Ursprungseigenschaft der Erzeugnisse und 
die Erfüllung der übrigen Voraussetzungen dieses Protokolls zu 
überprüfen. Zu diesem Zweck sind sie berechtigt, alle Beweismit¬ 
tel zu verlangen und jede Art von Überprüfung der Buchführung 
des Ausführers oder sonstige von ihnen für zweckdienlich erach¬ 
tete Kontrollen vorzunehmen. 

Die ausstellenden Zollbehörden achten ferner darauf, daß die in 
Absatz 2 genannten Formblätter ordnungsgemäß ausgefüllt sind. 
Sie prüfen insbesondere, ob das Feld mit der Warenbezeichnung 
so ausgefüllt isL daß jede Mögfichkeit eines mißbräuchlichen 
Zusatzes ausgeschlossen ist. 

00 In dem von den Zollbehörden auszufüllenden Teil der 
Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 ist das Ausstellungsdatum 
anzugeben. 

(B) Die Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 wird bei der Aus¬ 
fuhr der Erzeugnisse, auf die sie sich bezieht, von den Zollbehör¬ 
den des Ausfuhrlands ausgestellt. Sie wird zur Verfügung des 
Ausführers gehalten, sobald die Ausfuhr tatsächlich erfolgt oder 
sichergestellt ist. 

Artikel 18 

Nachträglich ausgestellte 
Warenverkehrsbescheinigungen EUR.1 

(1) Unbeschadet des Artikels 17 Absatz 8 kann die Warenver- 
kehisbescheinigung EUR.1 ausnahmsweise auch nach der Aus¬ 
fuhr der Erzeugnisse, auf die sie sich bezieht, ausgestellt v/erden, 

a) wenn sie infolge eines Irrtums, unverschuldeten Versehens 
oder besonderer Umstände bei der Ausfuhr nicht ausgestellt 
worden ist; oder 

b) wenn den Zollbehörden glaubhaft dargelegt wird, daß eine 
Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 ausgestellt, aber bei der 
Einfuhr aus formalen Gründen nicht angenommen worden ist. 

(2) Bei Inanspruchnahme des Absatzes 1 hat der AusfOhrer in 
seinem Antrag Ort und Zeitpunkt der Ausfuhr der Erzeugnisse, auf 
die sich die Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 bezieht, sowie 
die Gründe für seinen Antrag anzugeben. 

(3) Die Zollbehörden dürfen eine Warenverkehrsbescheinigung 
EUR.1 nachträglich erst ausstellen, nachdem sie geprüft haben, 
ob die Angaben im Antrag des Ausführers mit den entsprechen¬ 
den Unterlagen Obereinstimmen. 

(4) Nachträglich ausgestellte Warenverkehrsbescheinigungen 
EUR.1 müssen einen der folgenden Vermerke tragen: 

.NACHTRÄGLICH AUSGESTELLT“. .DELIVRE A POSTERIORI“, 
.RILASCIATO A POSTERIORI“, ,>V=GEGEVEN A POSTERIORI“, 
.ISSUED RETROSPECTIVELY“, .UDSTEDT EFTERFOLGENDE“, 
„EKAOeEN EK TON YZTEPON“, .EXPEDIDO A POSTERIORI“, 
.EMITADO A POSTERIORI“, .IZDOTS PEC PRECU EKSPORTA“, 
„ANNETTU JÄLKIKÄTEEN“, „UTFÄRDATIEFTERHAND“. 
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(5) Der in Absatz 4 genannte Vermerk wird in Feld 7 „Bemerkun¬ 
gen" der Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 eingetragen. 

Artikel 19 

Ausstellung eines Duplikats 
der Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 

(1) Bei Diebstahl. Verlust oder Vemichtwig einer Warenver¬ 
kehrsbescheinigung EUR.1 kann der Ausführer bei den Zoll¬ 
behörden, die sie ausgestellt haben, ein Dupkkat beantragen, das 
anhand der in ihrem Besitz befindlichen Au^hrpapiere ausgefer¬ 
tigt wird. 

(2) Dieses Duplikat ist mit einem der folgenden Vermerke zu 
versehen: 

„DUPLIKAr, „DUPLICATA", .DUPUCATO“, .DUPUCAAT“, 
.DUPLICATE“, ,ANTirPA<t>0“, .DUPUCADO“, .SEGUNDA VIA“. 
.DUBLIKATS", „KAKSOISKAPPALE“, .DUPUKAr. 

(3) Der in Absatz 2 gertannte Vermerk, das Ausstellungsdatum 
UTKf die Seriennummer des Origirtals werden in Feld 7 .Bemer¬ 
kungen“ des Duplikats der Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 
eingetragen. 

(4) Das Duplikat trägt das Datum des Originals und gilt mit Wir¬ 
kung von diesem Tage. 

Artikel 20 

Ersetzung von Bescheinigungen 

(1) Eine oder mehrere Warenverkehrsbescheinigungen EUR.1 
können jederzeit durch eine oder mehrere artdm Bescheirügun¬ 
gen ersetzt werden, sofern dies bei der für die Überwachung der 
Waren zuständigen Zollstelle erfolgt. 

(2) Die Ersatzbescheinigung gilt als endgültige Warenverkehrs¬ 
bescheinigung EUR.1 für die Zwecke dieses Protokolls ein¬ 
schließlich dieses Artikels. 

(3) Die Ersatzbescheinigung wird auf schriftlichen Antrag des 
Wiederausführers ausgestellt, nachdem die zuständigen Behör¬ 
den die in diesem Antrag enthaltenen Angaben geprüft h^}en. 
Das Datum und die Seriennummer der ursprünglichen Warenver¬ 
kehrsbescheinigung EUR.1 sind in Feld 7 „Bemerkungen* einzu¬ 
tragen. 

Artikel 21 

Vereinfachtes Verfahren 
für die Ausstellung von Bescheinigungen 

(1) Abweichend von den Artikeln 17, 18 und 19 dieses Proto¬ 
kolls kann ein vereinfachtes Verfahren für die Ausstellung von 
Warenverkehrsbescheinigungen EUR.1 nach Maßgabe der nach¬ 
stehenden Bestimmungen angewandt werden. 

(2) Die Zollbehörden des Ausfuhrstaats können einem Ausfüh- 
rer (im folgenden .ermächtigter AusfOhrer* genannt, der häufig 
Waren ausführt, für die eine Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 
ausgestellt werden kann, und der jede von den zuständigen 
Behörden für erforderlich gehalterte Gewähr für die Kontrolle der 
Ursprungseigenschaft der Erzeugnisse bietet, zum Zweck der 
Ausstellung einer Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 unter den 
Voraussetzurtgen des Artikels 17 dieses Protokolls bewilligen, 
daß er bei der Zollstelle des Ausfuhrstaats zum Zeitpunkt der 
Ausfuhr weder die Waren zu gestellen noch den Antrag auf Aus¬ 
stellung einer Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 vorzulegen 
braucht. 

(3) Die zuständigen Behörden legen in der Bewilligung nach 
Absatz 2 fest, daß Feld 11 .Sichtvermerk der Zollbehörde“ der 
Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 

a) entweder im voraus mH dem Abdruck des Stempels der 
zuständigen Zollstelle des Ausfuhrstaats sowie mH der Unter¬ 
schrift eines Beamten dieser Zollstelle, die auch eme Faksimi¬ 
leunterschrift sein darf, oder 

b) von dem ermächtigten AusfOhrer mH dem Abdruck eines von 
den Zollbehörden des Ausfuhrsta^Hs zugelassenen Sonder¬ 
stempels versehen wird, der dem Muster in Anhang V dieses 
Protc^olls entspricht. Dieser Abdruck kann in die Formblätter 
eingedruckt werden. 


(4) In den Fällen des Absatzes 3 Buchstabe a ist in Feld 7 
„Bemerkungen“ der Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 einer 
der folgenden Vermerke einzutragen: 

.PROCEDIMIENTO SIMPUFICADO“, .FORENKLET PROCE- 
DURE“, .VEREINFACHTES VERFAHREN“, „AnAOYrTYMENH 
AIAAIKAZIA", .SIMPUFIED PROCEDURE“, .PROCEDURE 
SIMPUFIEE", „PFWCEDURA SEMPUFICATA“, .VEREENVCXJ- 
DIGDE PROCEDURE", .PROCEDIMENTO SIMPUFICADO. 
.VIENKARSOTA PROCEO RA“, .YKSINKERTAISTETTU 
MENETTELY", .FORENKLAD PROCEDUR*. 

(SjFeWII .Sichtvermerk der Zollbehörde* der Warenverkehrs¬ 
bescheinigung EUR.1 ist von dem ermächtigten Ausführer gege- 
' benenfalls zu vervoHstärkf igen. 

(6) Oer ermächtigte Ausführer hat gegebenenfalls in Feld 13 
.Efsijchen um Nachprüfung" der Warenvetkehrsbescheinigüng 
EUR.1 die Bezeichnung urxf die Anschrift der für die Prüfung die¬ 
ser Bescheirügurtg zustärkfigen Behörde zu vermerken. 

(7) Oie Zollbehörden des Ausfuhrstaats können für den Fall des 
vereinfachten Verfahrens die Verwendung von Warenverkehrsbe¬ 
scheinigungen EUR.1 vorschreiben, die mH einem Unterschei¬ 
dungszeichen versehen sind. 

(8) Die z uständigen Behörden legen in der Bewilligung nach 
Absatz 2 insbesondere fest: 

a) die Voraussetzungen, unter denen die Anträge auf Ausstel¬ 
lung von Warenverk^itsbescheinigungen EUR.1 auszufüken 
sind; 

b) ’ die Voraussetzungen, unter derten die Arrträge mindestens 
drei Jahre lang aufzubewahren sind; 

c) in den Fällen des Absatzes 3 Buchstabe b die für de 
nachträgliche Prüfung rtach Artikel 30 dieses Protokolls 
zuständige Behörde. 

(9) Die Zollbehörden des Ausfuhrstaats können bestimmte 
Warertarten von den in Absatz 2 vorgesehenen Erleichterungen 
ausschlieSen. 

(IQ) Die Zollbehörden verweigern rfie in Absatz 2 vorgesehe¬ 
nen Bewilligungen einem AusfOhrer, der rücht die Gewähr bietet, 
die sie für erforderlich halten. Die zuständigen Behörden können 
die Bewilligung jederzeH widerrufen. Sie haben zu widerrufen, 
wenn der ermächtigte Ausführer die Voraussetzungen nicht men* 
erfüllt oder diese Gewähr nicht mehr bietet. 

(11) Der ermächtigte Ausführer kann verpflichtet werden, ce 
zuständigen Behörden nach einem von ihnen festgelegten Ver¬ 
fahren von dem beabsichtigten Versand der Waren zu untemcn- 
ten, um diesen Behörden die Möglichkeit zu geben, vor Versen¬ 
dung der Waren eine Kontrolle durchzufOhren. 

(12) Oie Zollbehörden des Ausfuhrstaats dürfen bei Oer. 
ermächtigten Ausführem Kontrollen durchführen, die ihrker. 
zweckdienlich erscheinen. Diese Ausführer müssen solche Kon¬ 
trollen dulden. 

(13) Die Fiechtsvorschriften der Gemeinschaft, der MHgiteo- 
staaten und Lettlands über die ZollförmlichkeHen und die Ver¬ 
wendung von Zollpapieren bleiben unberührt. 

Artikel 22 

Geltungsdauer der Ursprungsnachweise 

(1) Die Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 bleibt vier Monate 
nach dem Datum der Ausstellung im Ausfuhrland gültig und «s; 
innerhalb dieser Frist den Zollbehörden des Einfuhrtands vorzje- 
gen. 

(2) Warenverkehrsbescheinigungen EUR.1, die den ZoHbehö-- 
den des Einfuhrlands nach Ablauf der in Absatz 1 genannten Vo^- 
lagefrist vorgetegt werden, können zur Anwerxlung der Prä*»- 
renzbehandlung angenommen werden, wenn die Frist aus Grün¬ 
den höherer Gewalt oder wegen außerordentlicher Umstände 
nicht eingehalten werden konnte. 

(3) In allen anderen Fällen können die Zollbehörden des Er- 
fuhrlarKls verspätet vorgelegte Warenverkehrsbescheinigunger 
EUR.1 annehmen, wenn die Erzeugnisse diesen Behörden vcr 
Ablauf der Vorlagefrist gestellt worden sind. 
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Artikel 23 

Vorlage der Ursprungsnachweise 

Warenverkehrsbescheinigungen EUR.1 sind den Zollbehörden 
des Einfuhrlands nach den dort geltenden Verfahrensvorschriften 
vorzulegen. Diese Behörden können eine Übersetzur>g der 
Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 verlangen. Sie könrten 
außerdem verlangen, daß die EinfuhrzoUanmeldung durch eine 
Erklärung des EinfOhrers ergänzt wkd, aus der hervorgeht, daß 
die Erzeugnisse die Voraussetzungen fOr die Anvrendung des 
Abkommens erfüllen. 

Artikel 24 

Einfuhr von Teilsendungen 

Werden auf Antrag des EinfOhrers und unter den von den Zoll¬ 
behörden des Einfuhrlands festgelegten Bedingungen zerlegte 
oder nicht zusammengesetzte Erzeugnisse der Kapitel S4 und ßS 
des Harmonisierten Systems im Sinne der Allgemeinen 
Vorschrift 2 a zum Harmonisierten System in TeUserKlungen ein¬ 
geführt, so ist den Zolibehörden bei der Einfuhr der ersten Teil¬ 
sendung ein einziger Urspnmgsnachweis für die betreffenden 
Erzeugrssse vorzulegen. 

Artikel 25 
Formblatt EUR.2 

<1) Unbeschadet des Artikels 16 ist der Nachweis, daß Sendun¬ 
gen, die ausschließlich Ursprungserzeugnisse enthalten, deren 
Wert 3 000 ECU je Sendung nicht überschreitet, die Ursprungsei¬ 
genschaft im Siiine dieses Protokolls besitzen, durch ein Form¬ 
blatt EUR.2 zu erbringen, dessen Muster in Anhang IV dieses Pro¬ 
tokolls wiedergegeben ist 

(2) Das Formblatt EUR.2 ist vom Ausführer oder unter Verant¬ 
wortung des Ausführers von seinem bevollmächtigten Vertreter 
gemäß diesem Protokoll auszufüllen und zu unterzeichnen. 

(3) Für jede Sendung ist ein Formblatt EUR.2 auszufüllen. 

(4) Der AusfOhrer, der das Formblatt EURZ beantragt hat, legt 
auf Verlartgen der Zollbehörden des Ausfuhrtstaats alle zweck¬ 
dienlichen Unterlagen über die Verwendung dieses Formblatts 
vor. 

(5) Auf die Formblätter EUR.2 finden die Artikel 22 und 23 ent¬ 
sprechende Anwendung. 

Artikel 26 

Ausnahmen vom förmlichen Ursprungsnachweis 

(1) Erzeugnisse, die in Kleinsendungen von Privatpersonen an 
Privatpersonen versandt werden oder die sich im persönlichen 
Gepäck von Reisenden befinden, werden ohne Vorlage eines 
fönolichen Ursprungsnachweises als Ursprungserzeugnisse 
angesehen, sofern es sich um Einfuhren nichtkommerzieller Art 
handelt und erklärt wird, daß sie die Voraussetzungen dieses Pro¬ 
tokolls erfüllen, wobei an der Richtigkeit dieser Erklärung kein 
Zweifel bestehen rferf. Bei Postversand kann diese Erklärung auf 
der Zollinhaltserklärung C2/CP3 oder einem dieser beigefögten 
Blatt abgegeben werden. 

(2) Als Einfuhren nichtkommerzieller Art gelten solche, die g^e- 
gentlich erfolgen und die ausschließlich aus Erzeugnissen beste¬ 
hen, die zum persönlichen Ge- oder Verbrauch der Empfänger 
oder Reisenden oder in deren Haushalt bestimmt sItkI; dabei dür¬ 
fen diese Erzeugnisse weder durch ihre Beschaffenheit rK)ch 
durch ihre Menge vermuten lassen, djiß ihre Einfuhr aus kommer¬ 
ziellen Gründen erfolgt. 

(3) Außerdem darf der Gesamtwert der Erzeugnisse bei Klein- 
serKlungen 300 ECU und bei den im persönlichen Gepäck von 
Reisenden enthaltenen Erzeugnissen 600 ECU nicht überschreiten. 

Artikel 27 

Abweichungen und Formfehler 

(1) Bei geringfügigen Abweichungen zwischen den Angaben in 
der Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 oder dem Formblatt 
EUR.2 urKl den Angaben in den Dokumenten, die den Zollbehör¬ 
den zur Erfüllung der Zollförmlichkeiten für die Einfuhr der 


Erzeugnisse vorgelegt werden, ist die Warenverkehrsbescheini- 
gung EUR.1 oder das Formblatt EUR.2 nicht allein dadurch 
ungültig, wenn einwartdfrei nachgewiesen wird, daß diese 
Papiere sich auf die gestellten Waren beziehen. 

(2) Eindeutige Formfehler wie Tippfehler In der Warenverkehrs- 
b^cheinigung EUR.1 oder dem Formblatt EUR.2 dürfen nicht zur 
Abtetmung dieser Nachweise führen, wenn diese Fehler keine 
Zweifel an der Richtigkeit der <^n gemachten Angaben entste¬ 
hen lassen. 

Artikel 23 

In ECU ausgedrückte Beträge 

(1) Beträge in der Währung des Ausfuhrlands, die den in ECU 
ausgedrückten Beträgen entsprechen, werden durch das Aus- 
fuNland festgelegt und den anderen Vertragsparteien mitgeteilt 

Sitrd diese Beträge höher als die durch das EinfuhrlarKf festgeleg¬ 
ten entsprechenden Beträge, so erkennt das Einfuhrland sie an, 
wenn die &zeugnisse in der Währung des Ausfuhrlands oder in 
der Währung eines der in Artikel 4 dieses Protokolls genannten 
anderen Lätrder in Rechnung gestellt werden. 

Werden die Erzeugnisse in der Währung eines anderen Mitglied¬ 
staats der Gememschaft in Rechnung gestellt, so erkennt das 
Einfuhrland den vom betreffenden Land mitgeteilten Betrag an. 

(2) Für die Umrechruing der in ECU ausgedrückten Beträge in 
die jeweile Landeswährung gilt bis einschließlich 30. April 2000 
der ECU-Kurs der jewefligen Landeswährung vom 1. Oktober 
1994. 

ARe fünf Jahre werden die in ECU ausgedrOckten Beträge und 
deren Gegenwert in den jeweiligen Landeswährungen der Staa¬ 
ten vom Gemischten Ausschuß Oberprüft, wobei die jeweiligen 
ECU-Kurse des ersten Arbeitstags im Oktober des Jahres 
zugtundegelegt werden, das jeweils dem neuen Fünfjahreszeit- 
raum vorangehL 

Bei dieser Überprüfung sorgt der Gemischte Ausschuß dafür, daß 
sich die in den Landeswährungen ausgedrOckten Beträge nicht 
verringern; ferner erwägt er, ob es erstrebenswert ist, die Auswir¬ 
kungen dieser Beschränkungen in realen Werten zu erhalten. Zu 
diesem Zweck kann er beschließen, die in ECU ausgedrückten 
Beträge zu ändern. 


Titel V 

Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen 

Artikel 29 
Übermittlung von 

StempelabdrOcken und Anschriften 

Die Zollbehörden der Mitgliedstaaten und Lettlands übermit¬ 
teln einander Ober die Komnrission der Europäischen Gemein¬ 
schaften die Musterabdrücke der Stempel, die ihre Zollstellen bei 
der Ausstellung der Warenverkehrsbescheinigungen EUR.1 ver¬ 
wenden. Gleichzeitig teilen sie eiitander die Anschriften der Zoll¬ 
behörden mR, die für die Ausstellut>g der Warenverkehrsbeschei¬ 
nigungen EUR.1 und für die Prüfung dieser Bescheinigur^gen ur>d 
der Formblätter EUR.2 zuständig skKf. 

Artikel 30 

Prüfung der Warenverkehrsbescheini¬ 
gungen EUR.1 und der Formblätter EUR.2 

(1) Die nachträgliche Prüfung der Warenverkehrsbescheinigun¬ 
gen EUR.1 oder der Formblätter EUR.2 erfolgt stichprobenweise: 
sie wird immer dann vorgenommen, wenn die Zollbehörden des 
Einfuhrstaats begründete Zweifel an der Echtheit des Papiers, der 
Ursprungseigenschaft der betreffenden Erzeugnisse oder der 
Erfüllung der übrigen Voraussetzur>gen dieses Protokolls haben. 

(2) Zur Anwerxlung des Absatzes 1 senden die Zollbehörden 
des Einfuhrlands die Warenverkehrsbescheinigung EUR.1, das 
Formblatt EUR.2 oder eine Abschrift davon an die Zollbehörden 
des Ausfuhrlands zurück, gegebenenfalls unter Angabe der sach¬ 
lichen oder formalen Gründe, die eine Untersuchung rechtferti¬ 
gen. 
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(3) Diese Prüfung wird von den Zollbehörden des Ausfuhrlands 
durchgeführt. Sie sind berechtigt, die Vorlage von Belegen zu ver¬ 
langen und jede Art von Überprüfung der Buchführung des Aus¬ 
führers oder sonstige von ihnen für zweckdienlich erachtete Kon¬ 
trollen durchzuführen. 

(4) Wenn die Zollbehörden des Einfuhrlands bis zum Eingang 
des Ergebnisses der Prüfung für das betreffende Erzeugnis die 
Präferenzbehandlung nicht gewähren, so köctnen sie dem EinfOh- 
rer vorbehaltlich der für notwendig erachteten Sicherungsrrtaß- 
nahmen die Waren freigeben. 

(5) Das Ergebnis dieser Prüfurtg ist den Zollbehörden, die die 
Prüfung beantragt haben, binnen zehn Monaten mitzuteilen. 
Anhand dieser Ergebnisse mu6 sich eindeutig feststellen lassen, 
ob die Nachweise echt sind und ob die Waren als Ursprungser¬ 
zeugnisse angesehen werden können und die übrigen Vorausset¬ 
zungen dieses Protokolls erfüllen. 

(6) Ist bei begründeten Zweifeln binnen zehn Morraten keine 
Antwort erfolgt oder enthält die Antwort unzureicherxJe Arrgaben, 
um Ober die Echtheit des betreffenden Dokuments oder den 
tatsächlichen Ursprung der Erzeugnisse entscheiden zu können, 
so lehnen die Zollbehörden, die die Prüfung beantragt haben, die 
Gewährung der Zollpräferenzen ab, es sei denn, es liegen höhere 
Gewalt oder außergewöhnliche Umstände vor. 

Artikel 31 

Beilegung von Streitigkeiten 

Streitigkeiten in Verbindung mit den Prüfurrgsverfahren des 
Artikels 30, die zwischen den Zollbehörden, die eine Prüfurrg 
beantragen, und den für diese Prüfung zuständigen Zollbehörden 
entstehen, oder Fragen zur Auslegung dieses Protokolls sind 
dem Gemischten Ausschuß vorzulegen. 

In allen Fällen erfolgt die Beilegung von Streitigkeiten zwischen 
dem Einführer und den Zollbehörden des Einfuhrstaats gemäß 
den Rechtsvorschriften des genannten Staates. 

Artikel 32 
Sanktionen 

Sanktionen werden gegen denjenigen angewendet, der ein 
Schriftstück mit sachlich falschen Angaben anfertigt oder anferti¬ 
gen läßt, um die PräferenzbeharKlIung für ein Erzeugnis zu 
erlangen. 

Artikel 33 

Freizonen 

(1) Die Mitgliedstaaten und Lettland treffen alle erforderlichen 
Maßneihmen, um zu verhindern, daß von einer Warenverkehrsbe¬ 
scheinigung EUR.1 begleitete Erzeugnisse, die während ihrer 
Beförderung zeitweilig in einer Freizone auf ihrem Hoheitsgebiet 
verbleiben, dort ausgetauscht oder anderen als den üblichen 
Behandlungen unterzogen werden, die zu ihrer Erhaltung 
bestimmt sind. 

(2) Werden von einer Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 
begleitete Ursprungserzeugnisse der Gemeinschaft oder Lett¬ 
lands in eine Freizone eingeführt urrd dort einer Behandlung oder 
einer Verarbeitung unterzogen, so müssen die zuständigen 
Behörden abweichend von Absatz 1 auf Antrag des Ausführers 
eine neue Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 ausstellen, sofern 
die Behandlung oder die Verarbeitung im Einklang mit diesem 
Protokoll steht. 


Titel IV 

Ceuta und Melilla 

Artikel 34 

Durchführung des Protokolls 

(1) Der in diesem Protokoll verwendete Begriff „Gemeinschaft“ 
umfaßt nicht Ceuta und Melilla. Oer Begriff .Umprungserzeug- 
nisse der Gemeinschaft“ umfaßt nicht die Erzeugnisse mit 
Ursfjrung in diesen Gebieten. 
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(2) Dieses Protokoll findet vorbehaltlich der in Artikel 35 festge¬ 
legten besonderen Voraussetzungen auf Erzeugnisse mit 
Ursprung in Ceuta und Melilla entsprechende Anwendung. 

Artikel 35 

Besondere Voraussetzungen 

(1) Anstelle von Artikel 2 gelten die rrachsteherKten Bestimmun¬ 
gen; die Hinweise auf den genannten Artikel gelten sinngemäß für 
diesen Artikel. 

(2) Vorausgesetzt, daß sie gemäß Artikel 14 unmittelbar beför¬ 
dert worden sind, gelten 

1. als Ursprungseaeugnisse Ceutas und Meliltas 

a) Erzeugnisse, die vollstärtdig in Ceuta urxf MelUia gewon¬ 
nen oder hergesteltt worden sind; 

b) Erzeugnisse, die in Ceuta und Melilla unter VerwerKiung 
anderer als der unter Buchstabe a genannten Erzeugnis¬ 
sen hergestellt worden sind, vorausgesetzt 

i) daß diese Erzeugnisse im Sinne des Artikels 6 dieses 
Protokolls ausreicherKf be- oder verarbeitet worden 
sind oder 

ii) daß diese Erzeugnisse Ursprungserzeugnisse Lett¬ 
lands oder der Gemeinschaft im Sirvte dieses Proto¬ 
kolls sind, wenn siebe-oder verarbeitet worden sirxl. 
sofern diese Be- oder Verarbeitur^gen Ober die in Arti¬ 
kel 7 dieses Protokolls aufgeführten nicht ausreicherr- 
den Be- oder Verarbeitungen hinausgehen; 

2. als Ursprürtgszeugnisse Lettlands 

a) Erzeugnisse, die vollständig in Lettland gewonrten oder 
hergestetlt worden sind; 

b) Erzeugnisse, die in Lettland unter Verwendung anderer als 
der unter Buchstabe a genannten Erzeugnissen herge¬ 
stellt worden sind, vorausgesetzt 

i) daß diese Erzeugnisse im Sinne des Artikels 6 dieses 
Protokolls ausreichend be- oder verarbeitet worden 
sind oder 

ii) daß diese Eaeugnisse Ursprungserzeugnisse Ceutas 
und Melillas oder der Gemeinschaft im Sinne dieses 
Protokolls sind, wenn sie be- oder verarbeitet worden 
sind, sofern diese Be- oder Verarbeitungen über die in 
Artikel 7 dieses Protokolls aufgeführten nicht ausrei¬ 
chenden Be- oder Verarbeitungen hinausgehen. 

(3) Ceuta und Melilla gelten als ein Gebiet. 

(4) Oer Ausführer oder sein bevollmächtigter Vertreter ist ver¬ 
pflichtet, in Feld 2 der Warenverkehrsbescheinigungen EUR.1 die 
Vermerke .Lettland“ und .Ceuta und Melilla“ einzutr^en. Bei 
Ursprurtgserzeugnissen Ceutas und Melillas ist ferner die 
Ursprungseigenschaft in Feld 4 der Warenverkehrsbesoheinigun- 
gen EUR.1 einzutragen. 

(5) Die spanischen Zollbehörden gewährleisten die Durch¬ 
führung dieses F^otokolls in Ceuta und Melilla. 


Titel VII 

Schlußbestimmungen 
Artikel 36 

Änderungen des Protokolls 

Der Gemischte Ausschuß prüft alle zwei Jahre oder auf Ersu¬ 
chen Lettlands oder der Gemeinschaft die Anwenduro dieses 
Protokolls, um die erforderlichen Änderurrgen oder Anpiessurrgen 
vorzunehmen. 

Bei dieser F*rüfung ist insbesondere die Beteiligung der Vertrags¬ 
parteien an Freihandelszonen oder Zollunionen mit DrrTbändem 
zu berücksichtigen. 
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Artikel 37 

Ausschuß für Zusammenarbeit im Zollwesen 

(1) Es wird ein „Ausschuß für Zusammenarbeit im Zollwesen“ 
eingesetzt, der beauftragt ist, im Hinblick auf die ordnungs¬ 
gemäße und einheitliche Anwertdung dieses Protokolls die 
Zusammenarbeit der Verwaltungen sicherzustellen und alle son¬ 
stigen Aufgaben auf dem Gebiet des Zollwesens durchzuführen, 
die ihm übertragen werden. 

(2) Der Ausschuß setzt sich einerseits aus Sachverständigen 
der Mitgliedstaaten und aus für Zollfragen verantwortlichen 
Beamten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
und aixlererseits aus von Lettland benannten Sachverständigen 
zusammen. 

Artikel 38 

Anhänge 

Die Anhänge siixl Bestandteil dieses Protokolls. 

Artikel 39 

Durchführung des Protokolls 

Die Gemeinschaft und Lettlarrd treffen jeweils für ihren Bereich 
die zur Durchführung dieses Protokolls erforderlichen Maßrtah- 
men. 


Artikel 40 

Vereinbarungen mit Estland und Litauen 

Die Vertragsparteien treffen die erforderlichen Maßnahmen für 
den Abschluß von Vereinbarungen mit Estland und Litauen, um 
die Durchführung dieses Protokolls zu ermöglichen. Die Vertrags¬ 
parteien notifizieren einander die zu diesem Zweck getroffenen 
Maßrtahmen. 


Artikel 41 

Waren im Durchgangsverkehr oder im Zollager 

Auf Waren, die sich am Tag des Inkrafttretens des Abkommens 
über Fieärandel und Handelsfragen auf dem Transport befinden 
oder in der Gemeirrschaft oder in Lettland oder, soweit Artikel 2 
anwendbar ist. In Estland oder Litauen unter die Regelung für die 
vorübergehende Verwahrung, die Zollager- und Freizonenrege¬ 
lung fallen, kann das Abkommen angewarKlt werden, wenn den 
ZoNbehCrden des Einfuhrstaats innerhalb von vier Monaten rrach 
diesem Zeitpunkt eine rrachträglich von den zuständigen Behör¬ 
den des Ausfuhrstaats ausgestellte Warenverkahisbescheini- 
gung EUR.1 sowie Unterlagen zum Nachweis der unmittelbaren 
Beförderung vorgelegt werden. 
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Anhang I 
Bemerkungen 


Vorbemerkung 

Diese Bemerkungen gelten in den entsprechenden Fällen auch 
für alle Erzeugnisse, die unter Verwendung von Vormaterialien 
ohne Ursprungseigenschaft hergestellt werden, und zwar auch 
dann, wenn diese Erzeugnisse nicht Gegenstand besonderer 
Voraussetzungen gemäß der Liste des Anhangs II sind, sortdem 
allein der Regel des Wechsels der Position gemäß Artikel 6 
Absatz 1 unterliegen. 

Bemerkung 1 

1.1 Die ersten beiden Spalten in dieser Liste beschreiben die 
hergesteltte Ware. In der ersten Spalte steht die Position 
Oder das Kapitel nach dem Harmonisierten System, in der 
zweiten Spalte die Wareitbezeichnung, die im Harmonisier¬ 
ten System für diese Position oder dieses Kapitel verwerxlet 
wird. Für jede Gntragung in den ersten beiden SpaKen ist in 
Spalte 3 eine Regel vorgesehen. Steht vor der Eintragung in 
der ersten Spalte ein .ex“, so bedeutet dies, daß die Regel in 
Spalte 3 nur für jenen Teil der Position oder des Kapitels gilt, 
der in Spalte 2 genannt ist. 

1.2 In Spalte 1 sind in bestimmten Fällen mehrere PosHionen 
zusammengefaßt oder Kapitel angeführt; dementsprechend 
ist die zugehörige Warenbezeichnung in Spalte 2 in allgemei¬ 
ner Form enthalten. Die entsprechende Regel in Spalte 3 
bezieht sich dann auf alle Waren, die gemäß dem Harmoni¬ 
sierten System in die Positionen des Kapitels oder in jede der 
Positiorren einzureihen sind, die in Spalte 1 zusammengefaßt 
sind. 

1.3 Wenn in dieser Liste verschiedene Regeln angeführt sind, die 
auf verschiedene Waren einer Position anzuwenden sirtd. 
enthält jede Eintragung die Bezeichnung jenes Teils der 
Position, auf die sich die entsprechende Regel in Spalte 3 
bezieht. 

Bemerkung 2 

2.1 Bei allen Positionen oder Teilen einer Position, die nicht in 
dieser Liste angeführt sind, gilt die Regel des Wechsels der 
Position gemäß Artikel 6 Absatz 1. Wenn bei einer Eintra¬ 
gung in der Liste das Erfordernis des Wechsels der Position 
gilt, dann ist dies bei der Regel in Spalte 3 angegeben. 

2.2 Die gemäß einer Regel in Spalte 3 erforderlichen Be- oder 
Verarbeitungen müssen nur an den verwendeten Vormate- 
rialien ohne Ursprungseigenschaft vorgerrommen werden. 
Ebenso beziehen sich die in einer Regel in Spalte 3 enthalte¬ 
nen Beschränkungen nur auf verwendete Vormaterialien 
ohne Ursprungseigenschaft. 

2.3 Wenn eine Regel besagt, daß „Vormaterialien jeder Position“ 
verwendet werden können, können Vormaterialien dersel¬ 
ben Position wie die hergestellte Ware ebenfalls verwendet 
werden, wenn die besonderen Beschränkungen beachtet 
werden, die die Regel enthält. Jedoch bedeutet der Aus¬ 
druck „Herstellen aus Vormaterialien jeder Position, ein¬ 
schließlich anderer Vormaterialien der Position ...“, daß nur 
Vormaterialien derselben Position wie die hergestellte Ware 
mit einer anderen Warenbezeichnung als der, die sich aus 
Spalte 2 ergibt, verwendet werden können. 

2.4 Wird eine Ware, die aus eingeführten Vormaterialien herge¬ 
stellt wurde und dabei durch die Regel des Wechsels der 
Position oder durch ihre eigene Regel in dieser Liste die 
Ursprungseigenschaft erworben hat, zur Herstellung einer 
anderen Ware verwendet, so wird auf sie eine für die andere 
Ware vorgesehene Regel nicht angewendet. 

Beispiel: 

Ein Motor der Position 8407, für den die Regel in dieser Liste 
vorsieht, daß der Wert der verwendbaren Vormaterialien 
ohne Ursprungseigenschaft 40 v.H. des Ab-Werk-Preises 


nicht übersteigen darf, wird aus vorgeschmiedetem, legie-- 
tem Stahl der Position 7224 hergestellt. 

Wenn dieser vorgeschmidäete Stahl in dem betreffernJer, 
Land aus einem Ingot ohne Ursprungseigenschaft ge¬ 
schmiedet wurde, hat er bereits die Ursprungseigensd^ 
durch die Regel der Position ex 7224 dieser Liste erworber.. 
Bei der Berechnurtg der Wertanteile für den Motor kann oe' 
geschmiedete Stahl daher als Ursprungserzeugnis angs- 
rechnet werden, ohne Rücksicht darauf, ob er im seloer 
Unternehmen oder in einem anderen hergestellt wurde. D=r 
Wert des Ingots ohne Ursprungseigenschaft wird da‘-*=r 
nicht zu den bei der Herstellung des Motors verwendete* 
Vormaterialien gerechnet. 

2.5 Selbst wenn die Regel des Wechsels der Position oder die r 
dieser Liste enthaltene Regel erfüllt isL hat die hergestei'.e 
Ware nicht die Ursprungseigenschaft, wenn der vorgeno"- 
mene Herstellungsvorgang insgesamt nicht ausreichenc i~ 
Sinne des Artikels 7 ist. 

Bemerkung 3 

3.1 Die Regel in dieser üste legt das Mindestausmaß der erfor¬ 
derlichen Be- oder Verarbeitungen fest und ein darüb^ 
hinausgehender Herstellungsvorgang verleiht gleichfalls ce 
Ursprungseigenschaft; umgekehrt verleiht ein weniger we*. 
gehender Herstellungsvorgang nicht die Ursprurtgseige-- 
schaft. Wenn daher eine Regel vorsieht, daß Vormate-Ä 
ohne Ursprungseigenschaft einer bestimmten Verarbe- 
tungsstufe verwendet werden kann, ist auch die Verwe-- 
dur^g von Vormaterial dieser Art auf einer vorgehenden Ver¬ 
arbeitungsstufe zulässig, nicht aber die Verwendung vo* 
solchem Vormaterial auf einer höheren Verarbeitungsstufe 

32 Wenn diese Regel in dieser Liste vorsieht, daß eine Ware aus 
mehr als einem Vormaterial hergesteitt werden kann, beöe.- 
tet dies, daß eines oder mehrere dieser Vormaterialien ve-- 
wendet werden können; es müssen aber nicht alle verv.-e*- 
det werden. 

Beispiel; 

Die Regel für Gewebe sieht vor, daß natürliche Fasern ve-- 
wendet werden können, daß aber chemische Matena e* 
- neben anderen - ebenfalls verwendet werden müsse* 
man kann sowohl die einen als auch die anderen oder be'Or 
verwenden. 

Bezieht sich hingegen eine Beschränkung auf ein Vormr.e- 
rial und eine andere Beschränkung in derselben Rege' a.* 
ein anderes Vormaterial, dann ist nur d e auf das tatsächi.c* 
verwendete Vormaterial bezügliche Beschränkung a'.i_- 
wenden. 

Beispiel: 

Die Regel für Nähmaschinen sieht vor. daß der verwenoa-.i 
Mechanismus für die Oberladenzuführung em Urspruno;- 
erzeugnis sein muß und daß die verwendeten Steuerorca-e 
für den Zick-Zack-Stich gleichfalls Urspruncseigenscna^. 
haben müssen; beide Beschränkungen finden nur ca*' 
Anwendung, wenn die betreffenden Mechanismen aj— 
tatsächlich in die Nähmaschine eingebaut werden. 

3.3 Wenn eine Regel in dieser üste vorsieht, daß eine Ware ajt 
einem bestimmten Vormaterial hergestellt werden muß. s: 
schließt diese Bedingung die Verwendung anderer Vormare- 
rialien nicht aus, die ihrer Natur nach nicht unter diese Rege 
fallen können. 

Beispiel: 

Die Regel für die Position 1904 schließt die Verwendung vo- 
Getreide und seinen Folgeprodukten ausdrückJkb aus. ve-- 
hindert aber nicht die Verwendung von Salzen, Chemikaite* 
und anderen Zusätzen, die nicht aus Getreide hergeste’* 
werden. 
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Beispiel; 

Bei einer Ware aus Vliesstoffen ist die Verwendung nur von 
Garnen ohne Ursprungseigenschaft zulässig; obwohl Vlies¬ 
stoffe nonmalerweise nicht aus Garnen hergestellt werden 
können, darf man jedoch nicht von Vliesstoften ausgehen. In 
solchen Fällen müßte das zulässige Vormaterial normaler¬ 
weise eine Stufe vor dem Vliesstoff liegen, d. h. auf der Stufe 
der Fasern. 

Bezüglich Textilien siehe auch Bemerkung 6.3. 

3.4 Sind in einer Regel in dieser Liste als Höchstwert für die zu¬ 
lässigen Vormaterialien ohne Ursprungseigenschaft zwei 
oder mehr Vomhundertsätze vorgesehen, so dürfen diese 
nicht zusammengezählt werden. Der Gesamtwert aller Vor¬ 
materialien ohne Ursprungseigertschaft darf den höchsten 
der vorgesehenen Vomhurtdertsätze nientals überschreiten. 
Darüber hinaus dürfen die eirtzelnen Vomhundertsätze 
bezüglich der jeweiligen Vormaterialien, für die sie vorgese¬ 
hen sind, nicht überschritten werden. 

Bemerkur(g4 

4.1 Der in dieser Liste verwendete Begriff .natürliche Fasern“ 
bezieht sich auf alle Fasern, die nicht kürtstlich oder synthe¬ 
tisch sind; er ist auf die Verarbeitungsstufen vor dem Spin¬ 
nen beschränkt urtd schließt auch Abfälle ein. Soweit nichts 
Gegertteiliges bestimmt ist, umfaBt er daher auch Fasern, die 
gekrempelt, gekämmt oder auf andere Weise bearbeitet, 
aber noch nicht gesponrteri sind. 

4.2 Der Begriff .natürliche Fasern* umfaBt Roßhaar der Position 
0503, Seide der Positiorten 5002 und 5003, Wolle, feine und 
grobe Tterhaare der Positionen 5101 bis 5105, Baumwolle 
der Positionen 5201 bis 5203 und andere pflanzliche Spinn¬ 
stoffe der Positionen 5301 bis 5305. 

4.3 Die Begriffe .Spinnmasse“, .chemische Materialien“ und 
.Materialien für die Papierherstellung“ stehen in dieser Liste 
als Beispiel für alle nicht in die Kapitel 50 bis 63 einzureihen¬ 
den Vormaterialien, die für die Herstellung künstlicher oder 
synthetischer Fasern oder Game oder solcher aus Papier 
verwendet werden können. 

4.4 Der in dieser Liste verwendete Begriff .synthetische oder 
künstliche Spinnfasern“ bezieht sich auf synthetische oder 
künstliche Spinnfasern oder auf Abfälle der Positionen 5501 
bis 5507. 

Bemerkung 5 

5.1 Wird bei einem Erzeugnis in dieser Liste auf diese Bemer¬ 
kung verwiesen, so werden die in Spalte 3 der Liste vorgese¬ 
henen Bedingungen auf alle bei ihrer Herstellung verwende¬ 
ten textilen Grundmaterialien nicht angewendet, die 
zusammengenommen 10 v.H. oder weniger des Gesamtge¬ 
wichts aller verwendeten textilen Grundmaterialien ausma¬ 
chen (siehe jedoch auch die folgenden Bemerkungen 5.3 
und 5.4). 

5.2 Diese Toleranz kann jedoch nur auf Mischerzeugnisse ange¬ 
wendet werden, die aus zwei oder mehr textilen Grundrrrate- 
rialien hergestellt sind. 

Textile Grundmaterialien sind 

- Seide, 

- Wolle. 

- grobe Tierhaare, 

- feine Tierhaare, 

- Roßhaar. 

- Baumwolle, 

- Materialien für die Papierherstellung und Papier, 

- Flachs, 

- Hanf, 

- Jute und andere textile Bastfasern, 

- Sisal und andere textile Agavefasern, 


- Kokos, Abaca, Ramie und andere pflanzliche Spinn¬ 
stoffe, 

- synthetische Filamente, 

- künstliche Filamente, 

- synthetische Spinnfasern, 

- künstliche Spinnfasenv 

Beispiel: 

Ein Garn der Position 5205, das aus Baumwollfasem der 
Position 5203 urtd aus synthetischen Spkinfasem der Posi¬ 
tion 5506 hergestetit isL ist ein Mischgarn. Daher können 
synthetische Spinnfasern ohne Ursprungseigenschaft, die 
die Ursprungsregeln nicht erfüllen (die das Fterstellen aus 
chemischen Vormaterialien oder Sprinnmasse verlangen), bis 
zu 10 v.H. des Gewichts des Gams verwendet werden. 

Beispiel; 

Ein Kammgamgewebe aus Wolle der Position 5112, das aus 
Kammgarn aus Wolle der Position 5107 und aus Garn aus 
synthetischen Spinnfasern der Positkxi 5509 hergestein ist, 
ist ein Mischgewebe. Daher kann synthetisches Garn, das 
die Ursprungsregeln nicht erfüllt (die das Herstellen aus 
chemischen Vormaterialien oder Spinnmasse verlartgen), 
oder Kammgarn aus Wolle, das den Ursprungsregeln nicht 
entspricht (die das Herstellen aus Naturfasern, weder 
gekrempelt rxjch gekämmt oder arxferweit für das SpMnnen 
vorbereitet, verlangen) cxfer eine Mischung aus diesen bei¬ 
den Gamarten bis zu 10 v.H. des Gewichts des Gewebes 
verwendet werden. 

Beispiel: 

Ein gelüftetes SpHnnstofferzeugnis der Position 5802, das 
aus Baumwollgam der Position 5205 und aus Baumwoll- 
gewebe der Positicx) 5210 hergesteitt ist ist nur dann eine 
Mischware, wenn das Baumwollgewebe selbst ein Misch¬ 
gewebe aus Garnen ist, die in zwei verschiedenen Positio¬ 
nen eingereiht werden, cxler wenn die verwendeten Baum- 
wollgame selbst eine Mischware sind. 

Beispiel: 

Wenn das betreffende getuftete Spinnstofferzeugnis aus 
Baumwollgam der Position 5205 und aus synthetischem 
Gewebe der Position 5407 hergestellt worden ist, sind die 
verwendeten Game zwei verschiedene textile Grundmateria¬ 
lien und ist das getuftete Spinnstofferzeugnis folglich eine 
Mischware. 

Beispiel: 

Ein getufteter Teppich, der aus künstlichen Garnen und aus 
Baumwollgarnen und einem Grundgewebe aus Jute herge¬ 
stellt ist, ist eine Mischware, weil drei textile Grundmateria¬ 
lien verwendet worden sind. Daher können alle anderen Vor¬ 
materialien ohne Ursprungseigenschaft einer weiteren Ver¬ 
arbeitungsstufe, als die Regel erlaubt, verwendet werden, 
wenn ihr Gesamtgewicht 10 v.H. des Gewichts der textilen 
Vormaterialien in dem Tep>p)ich nicht überschreitet. Das 
Grundgewebe aus Jute und/oder die künstlichen Game 
können in dieser Verarbeitungsstufe eingeführt werden, vor¬ 
ausgesetzt, die Gewichtsgrenze ist eingehalten. 

5.3 Diese Toleranz erhöht sich auf 20 v.H. cxJer weniger des 
Gesamtgewichts für Waren aus Polyurethangamen mit 
Zwischenstücken aus elastischen Polyethersegmenten, 
auch umsponnen. 

5.4 Diese Toleranz erhöht sich auf 30 v.H. cxler weniger des 
Gesamtgewichts für Waren aus Streifen mit einer Breite von 
nicht mehr als 5 mm, bestehend aus einer Seele aus einem 
dünnen Aluminiumstreifen cxler aus einem mit Aluminiumpu¬ 
der bedeckten cxler nicht bedeckten Kunststoffstreifen, die 
mit durchsichtigem cxler gefärbtem Leim zwischen zwei 
Streifen aus Kunststoff geklebt ist. 
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Bemerkung 6 

6.1 Textile Vormaterialien, ausgenommen Futter und Einla¬ 
gestoffe, die nicht die Regel erfüllen, die in Spalte 3 dieser 
Liste für die betreffenden Konfektionswaren vorgesehen ist, 
können dertnoch verwendet werden, vorausgesetzt daß sie 
in eine arKlere Position als die hergestellte Ware einzureihen 
sind urtd ihr Wert 8 v.H. des Ab-Werk-Pretses der hergesteil¬ 
ten Ware nicht überschreitet; dies gilt jedoch nur für jene 
Spinnstofferzeugnisse, die in dieser Liste mit einer auf diese 
Anmerkung bezüglichen Fußnote bezeichnet sind. 

6.2 Vormaterianen, die nicht zu den Kapiteln 53 bis 63 gehören, 
können ohne Rücksicht darauf, ob sie Spinnstoffe enthalten 
oder nicht, unbeschränkt verwendet werden. 

Beispiel: 

Wenn eine Regel in der Liste vorsieht daß für ein bestimmtes 
Textilerzeugnis, wie etwa lange Hosen, Garn verwendet wer¬ 
den muß, schließt dies nicht die Verwendung von Metallge- 
genständert, wie etwa Knöpfen aus, weil die Knöpfe nicht zu 
den Kapiteln SO bis 63 gehören. Aus demselben Grund ist 
auch die VerwerKlung von Reißverschlüssen nicht ausge¬ 
schlossen, obwohl diese in der Regel Spinnstoffe enthalten. 

6.3 Ihr Wert muß aber bei der Berechnurtg des Wertes der 
venwendeten Vormaterialien ohne Ursprungseigenschaft 
berücksichtigt werden, wenn eine Prozentregel gilt. 

Bemerkung? 

7.1 Als .begünstigte Verfahren“ im Sinne der Positionen bzw. 
Unterpositionen ex 2707, 2713 bis 2715, ex 2901, ex 2902 
und ex 3403 gelten: 

a) die Vakuumdestillation; 

b) die Redestillation zur weitgehenden Zerlegung'); 

c) das Kracken; 

d) das Reformieren; 

e) die Flaffination mit Seiektiv-Lösungsmitteln; 

f) die Beh 2 indlung mit konzentrierter Schwefelsäure. 
Oleum oder Schwefelsäureanhydrid und anschließender 
Neutralisation mit Alkalien sowie Bleichen und Reinigen 
mit von Natur aktiven Erden, mit Bleicherde oder Aktiv¬ 
kohle und Bauxit; 

g) die Polymerisation; 

h) die Alkylierung; 

i) die Isomerisation. 


*) d«e zusätzliche Anmehcung 4b zu Kapitel 27 der Kombinierten Nomenklatur. 


7.2 Als „begünstigte Verfahren“ im Sinne der Positionen 271C 
2711 und 2712 gelten: 

a) die Vakuumdestillation; 

b) die Fledestillation zur weitgehenden Zerlegung; 

c) das Kracken; 

d) das Reformieren; 

e) die RafTirtation rrüt Seiektiv-Lösungsmitteln; 

f) die BeharKflung mit konzentrierter Schwefetsäure. 
Oleum oder Schwefetsäureanhydrid und anschließende^ 
Neutralisation mit Alkalien sowie Bleichen und Reinigen 
mit von Natur aktiven Erden, mit Bleicherde oder Aktiv¬ 
kohle oder Bauxit; 

g) die Polymerisation; 

h) die Alkylierung; 

i) die Isomerisation: 

k) nur für Schweröle der Unterposition ex 2710: das Ent- 
schwefeln unter Verwendurtg von Wasserstoff, wen-, 
dabei der Schwefelgehalt der Erzeugnisse um minde¬ 
stens 85 % vermindert wird (Methode ASTM 01 266-59 Tj; 

0 nur für Erzeugnisse der Position 2710: das Entparaffinie- 
ren, ausgertommen einfeKthes Filtern; 

m) nur für Schweröle der Unterposition ex 2710: die Be- 
handkmg mit Wasserstoff bei einem Druck über 20 bar 
urtd einer Temperatur über 250 °C mit Hilfe eines Kata*) - 
sators zu anderen Zwecken als zum Entschwefeln, wenn 
dabei der Wasserstoff aktiv an einer chemischen Reak¬ 
tion beteiligt isL Die Nachbeharxllung von Schmierölen 
der Unterposition ex 2710 mit Wasserstoff (zum Beisp<e' 
Hydrofini^ing oder Entfärbung) zur Verbesserung ir»- 
besondere der Farbe oder der Stabilität gilt jedoch nicm: 
als begünstigtes Verfahren; 

n) nur für Heizöl der Unterposition ex 2710: die atmospha'- 
sche Destillation, wenn bei der Destillation der Erzeug¬ 
nisse nach ASTM D 86 bis 300 “C einschließlich oe- 
Destillationsverluste weniger als 30 RHT übergehen; 

o) nur für Schweröle, andere als Gasöl und Heizöl oe* 
Unterposition ex 2710: die Bearbeitung durch elektrisc^-r 
Hochfrequenz-Entladung. 

7.3 Im Sinne der Positionen bzw. Unterpositionen ex 2707.27' 3 
bis 2715, ex 2901, ex 2902 und ex 3403 verleihen einfac-'i 
Behandlungen wie das Reinigen, das Klären, das Entsalze* 
das Abscheiden des Wassers, das Filtern, das Färben, c== 
Markieren, die Gewinnung eines bestimmten Schwefe¬ 
gehalts durch Mischen von Erzeugnissen mit unterschie:- 
lichem SchwefelgehalL alle Kombinationen dieser Behan:- 
lungen oder ähnliche Behandlungen nicht die Eigenschz”. 
von Ursprungswaren. 
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Anhang II 

Liste der Be- oder Verarbeitungen, 

die an Vormaterialien ohne Urspnirtgseigenschaft vorgerx)mfnen werden mtissen, 
um der hergestellten Ware die Ursprungseigenschaften zu verleihen 


HS-Position 


Warenbezeichnung 


Be- oder Verarbeitungen von Vormaterialien 
ohne Ursprungseigenschaft, die Ursprurtg 
verleihen 


( 1 ) 


( 2 ) 


(3) 


0201 


0202 


0206 


0210 


Fleisch von Rirvlem. frisch oder 
gekühlt 


Fleisch von Rindern, gefroren 


Genießbare ScHlachtnebenerzeugnisse 
von Rindern, Schweinen. Schafen. 
Ziegen. Pferden. Eseln, Maultieren 
oder Mauleseln, frisch, gekühlt oder 
gefroren 

Fleisch und genießbare 
Schlachtnebenerzeugnisse, gesalzen, 
in Salzlake, getrocknet oder 
geräuchert; bares Mehl von Fleisch 
oder von Schlachtnebenerzeugnissen 


Hersteilen aus Vormaterialien jeder Position, 
ausgenommen Reisch von Rindern, gefroren, 
der Position 0202 

Herstellen aus Vormaterialien jeder Position, 
ausgenommen Fleisch von Rindern, frisch 
oder gekühlt, der Position 0201 

Herstellen aus Vormaterialien jeder Position, 
ausgenommen Tierk&rper der Positionen 
0201 bis 0205 


Herstellen aus Vormaterialien jeder Position, 
ausgertommen Fleisch und 
Schlachtnebenerzeugnisse der Positionen 
0201 bis 0206 und 0208 oder Geflügellebern 
der Position 0207 


0302 

bis 

0305 


Fisch, anderer als lebend 


Herstellen, bei dem alle verwerxleten 
Vormaterialien des Kapitels 3 
Ursprungswaren sein müssen 


0402, 

0404 

bis 

0406 


Milch urxl Milcherzeugnisse 


Herstelien aus Vormaterialien jeder Position, 
ausgenommen Milch oder Rahm der Position 
0401 oder 0402 
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(1) 

(2) 

(3) 

0403 

Buttermilch, saure Milch und 
saurer Rahm, Joghurt, Kefir und 
andere fermentierte oder gesäuerte 
Milch (einschließlich Rahm), auch 
eingedickt oder aromatisiert, auch 
mit Zusatz von Zucker, arxieren 
Süßmitteln, Früchten oder Kakao 

Herstellen, bei dem 

alle verwecKfeten Vormaterialien 
des Kapitel» 4 Ursprungswaren sein 
müssen 

verwendete Fruchtsäfte 
(ausgenommen Ananas*, Limonen*. 
Limetten* und Grapefruitsäfte) der 
Position 2009 Ursprungserzeug* 
nisse sirxf urvd 



der Wert der verwerxfeten 
Vormaterialien des Kapitels 17 

30 V. H. des Ab-Werfc*Preises der 
hergestellten Ware rricht 
überschreitet 

0408 

Vogeleier, nicht in der Sch^, urvl 
Eigelb, frisch, getrocknet m 

Wasser oder Dampf gekocht 
geformt gefroren oder anders 
haltbar gemacht auch mit Zusatz 
von Zucker oder artderen 

Süßmhteln 

Herstellen aus Vormaterialien aller 

Positionen, ausgertommen Vogeleier der 
Position 0407 

ex 0502 

Zubereitete Borsten von 
Hausschweinen oder 

Wildschweinen 

Reinigen, Desinfizieren. Sortieren und 
GIdchrichten von Borsten 

ex 0506 

Krwchen urx) Stimbeinzapfen, roh 

Herstellen, bei dem alle verwendeten 
Vormaterialien des Kapitels 2 

Ursprungswaren sein müssen 

0710 bis 

0713 

Gemüse, die zu Emährur>gs- 
zwecken verwendet werden, 
gefroren, getrocknet oder vorläufig 
haltbar gemacht ausgernnnmen 
die Positionen ex 0710 urxi 
ex 0711 

Herstellen, bei dem alle verwendeten 

Gemüse waren Ursprungs waren sein 
müssen 

ex 0710 

Zuckermais, auch in Wasser oder 
Dampf gekocht, geforen 

Herstellen aus frischem oder gekühltem 
Zuckermais 

ex 0711 

Zuckermais, vorläufig haltbar 
gemacht 

Herstellen aus frischem oder gekühltem 
Zuckermais 
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(1) 

12) 

(3) 

0811 

Früchte, auch in Wasser oder 

Dampf gekocht, gefroren, auch mit 
Zusatz von Zucker oder arrderen 
Süßmitteln: 



mit Zusatz von Zucker 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwerxleten Vormaterialien des 

Kapitels 17 30 v.H. des Ab-Werk-Preises 
der Ware tticht überschreitet 


andere 

Herstellen, bei dem alle verwerxleten 
Früchte Ursprvmgswaren sein müssen 

0812 

Früchte, vorläufig haltbar gemacht 
(z.B. durch Schwefeldioxid oder in 
Wasser, dem Salz, Schwefeldioxid 
oder artdere vorläufig 
konservierend wirkende Stoffe 
zugesetzt sir>d), zum unmittelbaren 
Genuß nicht geeigrwt 

Herstellen, bei dem alle verwerxleten 
Früchte Urspnmgswaren sein müssen 

0813 

Früchte (ausgenommen solche der 
Positionen 0801 bis 0806). 
getrocknet: Gemische von 
getrockneten Früchten oder von 
Schalenfrüchten dieses Kapitels 

Herstellen, bei dem alle verwendeten 
Früchte Ursprtjngswaren sein müssen 

0814 

Schalen von Zitrusfrüchten oder 
von Melonen (einschließlich 
Wassermelonen), frisch, gefroren, 
getrocknet oder zum vorläufigen 
Haltbarmachen in Salzlake oder in 
Wasser mit einem Zusatz von 
arxieren Stoffen eingelegt 

Hersteilen, bei dem alle verwerxleten 
Früchte Ursprtjngswaren sein müssen 
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(1) 

(2) 

(3) 

1 ex Kapitel 11 

Mütlereierzeugnisse: Malz, Stärke, 

Inulin, Kleber von Weizen, ausge¬ 
nommen Position ex 1106, deren 
Anwervlurtgsvorschriften nachstehend 
aufgeführt sind 

Herstellen, bei dem alle verwervieten j 

Getreide, gerüeßbaren Gemüse, 1 

Pflanzern, Wurzeln urxj Knollen der | 

Position 0714 "Oder Früchte Ursprungs¬ 
waren sein müssen 

ex 1106 

Mehl urxl Grieß der getrockneten 
geschälten HGIsenfrüchte der 

Position 0713 

Trocknen und MaMen von Hülserv 
früchten der Position 0708 

1301 

Schellack; natürliche Gummen, Harze, 
Gummiharze und Balsame 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver¬ 
wendeten Vormaterialien der 

Position 1301 50 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der Ware nicht überschreitet 

ex 1302 

Schleime und Verdickungsstoffe von 
Pflanzen, auch modifiziert 

Herstellen aus nichtmo<äfizierten 
Schleimen und Verdickungsstoffen 

1501 

Schweineschmalz; anderes'Schweine¬ 
fett und Geflügelfett, ausgeschmolzen, 
auch ausgepreßt oder mit Lösurtgs- 
mitteln ausgezogen; 



• Knochenfett und Abfallfett 

Herstellen aus Vormaterialien aller 
Positionen, artdere als solche der 
Positionen 0203, 0206 oder 0207 oder 
aus Knochen der Position 0506 


• anderes 

Herstellen aus Fleisch oder genießbaren 
Schlachtnebenerzeugnissen von 
Schweinen der Positionen 0203 oder 
0206 oder aus Fleisch oder gerseß- 
baren Schlachtnebeneneugnissen von 
HausgeflOgel der Position 0207 

1502 

Fett von Rirtdem, Schafen oder Ziegen, 
roh oder ausgeschmolzen, auch ausge¬ 
preßt oder mit Lösungsmitteln ausge¬ 
zogen: 



- Knochenfett und Abfall fett 

Herstellen aus Vormaterialien aller 
Positior^en, ar>dere als solche der 
Positionen 0201,0202. 0204 oder 

0206 oder aus Knochen der 

Position 0506 


- anderes 


Herstellen, bei dem alle verwerxleten 
tierischen Vormaterialien des Kapitels 2 
Ursprungswaren sein müssen 
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(1) 

(2) 

(3) 

1504 

Fette und Öle sowie deren Fraktionen, von 
Fischen oder Meeressäugetieren, auch 
raffiniert, jedoch nicht chemisch 
modifiziert: 



Fette und Öle sowie deren Fraktionen, 
von Fischen urxl Meeressäugetieren 

Herstellen aus allen Vormaterialien, 1 

einschKeßlich anderer Vormaterialien der | 

Position 1504 1 


• andere 

Herstellen, bei dem alle verwendeten 1 

tierischen Erzeugnisse der Kapitel 2 und 3 | 

Ursprungswaren sein müssen 1 

ex 1505 

Raffiniertes Lanolin 

Herstellen aus rohem Wollfett der 

Position 1505 

1506 

Andere tierische Fette urxi Öle sowie deren 
Fraktionen, auch raffiniert, jedoch rücht 
chemisch modifiziert: 



• feste Fraktionen 

Herstellen aus allen Vormaterialien, 
einschließlich anderer Vormaterialien der 
Position 1506 


• andere 

Herstellen, bei dem alle verwendeten 
tierischen Vormaterialien des Kapitels 2 
Ursprungswaren sein müssen 
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(1) 

(2) 

(3) 

ex 1507 bis 
1515 

Fette, pflanzliche Öle sowie deren Fraktiorten, auch 
raffiniert, jedoch nicht chemisch modifiziert: 



- feste Fraktionen, ausgenommen jene von 
Jojobaöl 

Herstellen aus anderen Waren der 
Positionen 1507 bis 1515 


- arKiere, ausgetwmmen: 



— Tungöl (Holzöl) und Oiticiaöl, Myrten¬ 
wachs und Japanwachs 

— zu technischen oder irtdustriellen 

Zwecken, ausgenommen zum Herstellen 
von Lebensmitteln 

Herstellen, bei dem alle verwen¬ 
deten pflanzlichen Vormaterialien 
Ursprungswaren sein müssen 

ex 1516 

Tierische urtd pftaraliche Fette und Öle sowie 
deren Fraktionen, wiederverestert, auch raffiniert, 
jedoch nicht weiterverarbeitet 

Herstellen, bei dem alle verwerv- 
deten tierischen uikI pflanzlichen 
Vonnaterialien Ursprungswaren sein 
müssen 

ex 1517 

Genießbare flüssige Mischungen der pflarulichen 

Öle der Positiorten 1507 bis 1515 

Herstellen, bei dem alle verwen¬ 
deten pflanzlichen Vormaterialien 
bereits Ursprungswaren sein 
müssen 

ex 1519 

Techrosche Fettalkohole von der Art künstlicher 
Wachse 

Herstellen aus Vormaterialien jeder 
Position, einschließlich aus Fett¬ 
säuren der Position 1519 
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(1) 

(2) 

(3) 

1601 

Würste urvi ähnliche Erzeugnisse, aus Fleisch. 
Schlachtnebenerzeugnissen oder Blut; 
Lebensmittelzubereitungen auf der Grundlage 
dieser Erzeugnisse 

Herstellen aus Tieren des Kapitels 1 

1602 

Fleisch. Schlachtnebenerzeugnisse und Blut, 
anders zubereitet oder haltbar gemacht 

Herstellen aus Tieren des Kapitels 1 

1603 

Extrakte und Säfte von Fleisch. Fischen, 
Krebstieren, Weichtieren und arxleren wirbel¬ 
losen Wassertieren 

Herstellen aus Tieren des Kapitels 1; alle 
verwerxfeten Fische, Krebstiere, Weichtiere 
und anderen wirbellosen Wassertiere müssen 
jedoch Ursprungswaren sein 

1604 

Fische, zubereitet oder haltbar gemacht; 

Kaviar und Kaviarersatz, aus Fischeiem 
gewonnen 

Herstellen, bei dem der Fisch oder die Fisch- 
eier Ursprungswaren sein müssen 

1605 

Krebstiere, Weichtiere und andere wirbellose 
Wassertiere, zubereitet oder haltbar gemacht 

Herstellen, bei dem alle verwendeten Krebs¬ 
tiere, Weichtiere und anderen wirbellosen 
Wassertiere Ursprungswaren sein müssen 

ex 1701 

Rohr- und Rübenzucker sowie chemisch reine 
Saccharose, fest, aromatisiert oder gefärbt 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwen¬ 
deten Vormaterialien des Kapitels 17 30 v.H. 
des Ab-Werk-Preises der Ware nicht über¬ 
schreitet 


14 
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d» 

(2) 

(3) 

1702 

Andere Zucker, einschließlich chemisch reine 
Lactose, Maltose. Glukose und Fructose, 
fest; Zuckersirupe, ohne Zusatz von Aroma¬ 
oder Farbstoffen; Invertzuckercreme, auch 
mit natürlichem Honig vermischt; Zucker und 
Melassen, karamelisiert: 

• 


- chemische reir>e Maltose und Fructose 

Hersteilen aus Vormaterialien jeder Position, 
einschließlich anderer Vormaterialien der 
Position 1702 


- arxlere Zucker, fest, aromatisiert oder 
gefärbt 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwen¬ 
deten Vormaterialien des Kapitels 17 30 v.H. 
des Ab-Werk-Preises der Ware nicht über- 
schreKet 


- andere 

Herstellen, bei dem alle verwendeten Vor- 
materiaiien Ursprungswaren sein müssen 

1 ex 1703 

Melassen aus der Gewirmung oder Raffination 
von Zucker, aromatisiert oder gefärbt 

Herstellen, bei dem der Wert aUer verwen¬ 
deten Vormateriafien des Kapitels 17 30 v.H. 
des Ab-Werk-Preises der Ware nicht über¬ 
schreitet 

1704 

Zuckerwaren ohne Kakaogehalt (einschließ¬ 
lich weiße Schokolade) 

Herstellen aus Vormaterialien, die in eine 
andere Position als die hergestellte Ware 
einzureihen sind, vorausgesetzt, daß der 

Wert aller verwendeten Vormaterialien des 
Kapitels 17 30 v.H. des AbWerk-Preises der 
hergestellten Ware nicht überschreitet 
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<1) 

(2) 

(3) 

1806 

Schokolade und andere kakaohaltige 
Lebensmittelzubereitungen 

Herstellen aus Vormaterialien, die in eine 
andere Positioii als die hergestellte Ware 
eiruureihen sind, vorausgesetzt, daß der 
Wert aller arxieren verwertdeten Vor¬ 
materialien des Kapitels 17 30 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
rächt überschreitet 

1901 

Malzextrakt; Lebensmittelzuberei¬ 
tungen aus Mehl, Grieß. Stärke oder 
Malzextrakt, ohne Gehalt an Kakao¬ 
pulver oder mit einem Gehalt an 
Kakaopulver von weniger als SO GHT. 
anderweit weder genannt noch 
inbegriffen: Lebensmittelzubereitungen 
aus Waren der Positionen 0401 bis 
0404, ohne Gehalt an Kakaopdver 
oder mit eirtem Gehalt an Kakaopulver 
von weniger als 10 GHT. arxierweit 
weder genannt rtoch inbegriffen: 



- Malzextrakt 

Herstellen aus Getreide des Kapitels 10 


• andere 

Herstellen aus Vormaterialien, die in eine 
artdere Position als die hergestellte Ware 
einzureihen sind, vorausgesetzt, daß der 
Wert aller verwertdeten Vormaterialien 
des Kapitels 17 30 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet 

1902 

Teig waren, auch gekocht oder gefüllt 
(mit Fleisch oder anderen Stoffen) oder 
in arxierer Weise zubereitet, z.B. 
Spaghetti, Makkaroni, Nudeln, 

Lasagne, Gnocchi, Ravioli, Cannelloni; 
Couscous, auch zubereitet 

Herstellen, bei dem jedes Getreide (aus¬ 
genommen Hartweizen), das gesamte 
Fleisch, alle Schlachtnebenerzeugnisse, 
alle Fische, alle Krebstiere oder alle 
Weichtiere Ursprungswaren sein müssen 
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12» 

(3) 1 

1 1903 

Tapiolcasago und Sago aus anderen 
StSrken, in Form von Rocken. 

Graupen. Perlen. Krümeln und der¬ 
gleichen 

HersteMen aus Vormaterialien jeder 
Position, ausgenommen aus Kartoffel¬ 
stärke der Position 1108 

1904 

Lebensmittel, durch Aufblähen oder 
Rösten von Getreide oder Getreide¬ 
erzeugnissen hergestellt (z.B. Com 
Rakes); Getreidekömer. ausgerxrmmen 
Mais, vorgekocht oder in anderer 

Weise zubereitet: 



• ohne Zusatz von Kakao: 



• Getreidekömer. ausgenommen 
Mais, vorgekocht oder in 
arxferer Weise zubereitet 

Hersteiten aus Vormateriaiien jeder 
Position; jedoch dürfen Zuckermais- 
kömer oder -kolben, zubereitet oder 
haltbar gemacht, der Positiorten 2001. 
2004 und 2005 und Zuckermais, auch 
in Wasser öder Dampf gekocht, 
gefroren, der Position 0710 nicht 
verwendet werden 


• andere 

Herstellen, bei dem 



• jedes verwendete Getreide und 

seine Folgeprodukte (ausge- | 

nommen Mais der Art *Zea 1 

indurata* und Hartweizen sowie | 

ihre Folgeprodukte) vollständig 
erzeugt sirxf und 



- der Wert aller verwendeten Vor¬ 
materialien des Kapitels 17 30 v.H. 
des Ab-Werfc-Preises der herge- 
stetlten Ware nicht überschreitet 
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(1) 

(21 

(3) 

1904 

(Fortsetzur>g) 

- mit Zusatz von Kakao 

Herstellen aus Vormaterialien, die 
nicht in die Position 1806 einzureihen 
sind, vorausgesetzt, daß der Wert 
aller verwendeten Materialien des 
Kapitels 17 30 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet 

1905 

Backwaren, auch kakaohaitig: Hostien, 
leere Oblatenkapseln der fOr J^znei- 
waren verwertdeten Art, Siageloblateh. 
getrocknete Teigblätter aus Mehl oder 
Stärke und IhnRche Waran 

Herstellen aus Vormaterialien jeder 
Position, ausgertommen aus Vor¬ 
materialien des Kapitels 11 

•2001 

Gemüse. Früchte und andere genieft* 
bare Pflanzenteile, mit Essig zubereitet 
oder haltbar gemacht 

HersteUett, bei dem alle verwerxleten 
Früchte oder Gemüse Ursprungswaren 
sein müssen 

1 

2002 

Tomaten, ohr>e Essig zuberehet oder 
haltbar gemacht 

Herstellen, bei dem alle verwendeten 
Tomaten Ursprungs waren sein 
müssen 

2003 

Pilze und Trüffeln, ohne Essig zube¬ 
reitet oder haltbar gemacht 

Herstellen, bei dem alle verwervfeten 
Pilze oder Trüffeln Ursprur^gswaren 
sein müssen 

2004 und 2005 

Arvieres Gemüse, ohne Essig zuberei¬ 
tet oder haltbar gemacht, auch 
gefroren 

Herstellen, bei dem alle verwerxieten 
Gemüse Ursprungswaren sein müssen 

2006 

Früchte. Fruchtschalen und andere 
Pflaruenteile, mit Zucker haltbar 
gemacht (durchtränkt und abgetropft, 
glasiert oder kandiert) 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwerxleten Vormaterialien des 

Kapitels 17 30 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet 
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_m 

2007 


2008 


(21 

(3) 

Konfitüren, Fruchtgelees. Marmeladen, 
Fruchtmuse und Fruchtpasten durch 
Kochen hergestellt, auch mit Zusatz 
von Zucker urvl anderen Süßmitteln 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vormaterialien des Kapi¬ 
tels 17 30 v.H. des Ab-Werk-Preises 
der Ware nicht überschreitet 

Früchte uiKi arKlere gerveßbare 
PflanzenteOe, in anderer Weise zube- 
reitet oder haltbar gemacht, auch mit 
. Zusatz von Zucker, wideren Süß¬ 
mittein oder Alkohol, anderweit weder 
genannt noch inbegriffen: 


- Früchte, in anderer Weise als in 
Wasser oder Dampf gegart, ohne 
Zusatz von Zucker; gefroren 

Herstellen, bei dem alle verwendeten 
Früchte Ursprungswaren sein müssen 

- Schalenfrüchte, ohne Zusatz von 
Zucker oder Alkohol 

Herstellen unter Verwendung von 
Schalenfrüchten und Ölsaaten mit 
Ursprungseigenschaft der 

Positionen 0801. 0802 und 1202 bis 

1207, deren Wert 60 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestelhen 

Ware überschreitet 

- andere 

Herstellen, bei dem alle verwervieten 
Vormaterialien in eine andere Position 
als die hergestellte Ware einzureihen 
siryf, vorausgesetzt, daß der Wert 
aller verwendeten Vormateriafien ohne 
Ursprungseigerachaft des Kapitels 17 

30 vX. des Ab-Werk-Preises der 

Ware nicht überschreitet | 
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(1) 

(2) 

(3) 

ex 2009 

Fruchtsifte (einschließlich Trauberv 

Hersteflen, bei dem alle verwendeten 


most), nicht gegoren, ohne Zusatz von 

Vormaterialien in eirw arvlere Position 


Alkohol, auch mit Zusatz von Zucker 

als die hergestellte Ware eirizureihen 


oder anderen Süßmitteln 

sitKl, vorausgesetzt, daß der Wert aller 
verwervteten Vormaterialien ohne 
Ursprungseigerachaft des Kapitels 17 

30 V.H. des Ab-Werk-Preises der Ware 
nicht überschreitet 

ex 2101 

(Beröstete Zichorienwurzeln sowie Aus- 

Herstellen, bei dem alle verwendeten 


Züge, Essenzen urxl Konzentrate hieraus 

Zichorienwurzeln Ursprungswaren sein 
müssen 

ex 2103 

- Zubereitungen zum Hersteilen von 

Herstellen, bei dem alle verwendeten 


Würzsoßen und zubereitete Würz- 

Vormaterialien in eine andere Position 


soßen; zusammengesetzte 

als die hergestellte Ware einzureihen 


Würzmittel 

sind. Senfmehl oder Senf (einscNießlich 
zubereitetes Senfmehl) dürfen jedoch 
verwendet werden 

ex 2104 

- Senf (einschließlich zubereitetes 
Senfmehl) 

Herstellen aus Senfmehl 


• Zuberehurigen zum Herstellen von 

Herstellen aus Vormaterialien jeder 

1 

Suppen und Brühen sowie Zuberei- 

Position, ausgenommen aus zuberei- 

1 

tungen dafür 

taten oder haltbar gemachten Gemüsen 



der Positionen 2002 bis 2005 


- Zusammengesetzte homogenisierte 

Die Regel für die Position, zu der das 


Lebensmittelzubereiturtgen 

Erzeugnis in loser Schütturrg gehören 
würde, findet Anwendung 

ex 2106 


• 


Herstelien, bei dem der Wert aller ver¬ 
wendeten Vormaterialien des Kapi¬ 
tels 17 30 V.H. des Ab-Werk-Preises 
der Ware nicht überschreitet 


Zuckersirupe, aromatisiert oder gefärbt 
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1 

(2) 

(3) 

ex 2303 

ROckstSnde von der Maisstärkegewirv 
nung (ausgenommen eingedicictes Mais¬ 
quellwasser) mit einem auf den 
Trockenstoff bezogenen Proteingehalt 
von mehr als 40 GHT 

Herstellen, bei dem der gesamte ver¬ 
wendete Mais Ursprungsware sein muß 

ex 2306 

Olivenölkuchen und andere Rückstände 
aus der Gewinnung von Olivenöl mit 
elftem Gehalt an Olivenöl von mehr als 

3 GHT 

Herstellen, bei dem alle verwetvteten 
Oliven Ursprungswaren sein müssen 

2309 

Zubereitungen der zur Fütterung ver- 
werxfeten Art 

Herstellen, bei dem das gesamte 
verwerxiete Getreide,.Zucker oder 
Melassen, Fleisch oder Milch 
Ursprur^waren sein müssen 

2402 

Zigarren (einschließlich Stumpen), 
Zigarillos utkI Zigaretten, aus Tabak 
oder Tabakersatzstoffen 

Herstellen, bei dem mindestens 70 GHT 
des verwendeten unverarbeiteten 

Tabaks oder der verwendeten 
Tabaksabfälle der Position 2401 
Ursprungswaren sein müssen 

ex 2403 

Rauchtabak 

Herstellen, bei dem mindestens 70 GHT 
des verwendeten unverarbeiteten 

Tabaks oder der verwerxleten Tabaks¬ 
abfälle der Position 2401 Ursprungs¬ 
waren sein müssen 

ex 2504 

Natürlicher, kristalliner Graf^ mit ange¬ 
reichertem Kohlenstoffgehalt, gereinigt, 
gemahlen 

Anreicherung des Kohlenstoffgehalts, 
Reinigen und Mahlen von kristallinem 
Rohgraphit 

ex 2515 

Marmor, durch Sägen oder auf andere 
Weise lediglich zerteilt, in Blöcken oder 
quadratischen oder rechteckigen Platten 
mit einer Dicke von 25 cm oder weniger 

Zerteilen von Marmor, auch bereits 
zerteiltem, mit einer Dicke von mehr als 
25 cm, durch Sägen oder auf andere 
Weise 
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(1) 

(2) 

(3) 

ex 2516 

Granit, Porphyr, Basalt, Sandstein und 
andere Wericsteine, durch Sägen oder 
auf andere Weise lecfiglich zerteilt, in 
Blöcken oder quadratischen oder 
rechteckigen Platten mit einer Dicke von 
25 cm oder weniger 

Zerteilen von Steinen, auch bereits 
zerteilten, mit eirwr Dicke von mehr als 
25 cm, riurch Sägen oder auf andere 
Weise 

ex 2518 

Dolomit, gebrannt 

Brennen von nicht gebranntem Dolomtt 

ex 2519 

Natürliches Magnesiumcarbooat 
(Magnesit}, gebrochen m luftdicht 
verschlossenen Behältnissen: 
Magnesiumoxid, auch rein, 
ausgenommen Magnesia uikI 
geschmolzerte totgebrannte (gesinterte) 
Magnesia 

Herstellen aus Vomnaterialien, die in 
eine andere Position als <fie hergesteltte 
Ware ermureihen sind; jedoch karvi 
natürliches Magnesiumcarfaot^ 
(Magr^esium) verwendet werden 

ex 2520 

Gips, zu zahnärztlichen Zwecken 
besondws zubereitet 

Herstdlen, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vormaterialien 50 v.H. 
ries Ab-Werfc-Preises der hergestellten 
Ware nicht überschreitet 

ex 2524 

Natürliche Asbestfasem 

Herstellen aus Asbestkoruentrat 

ex 2525 

GKmmerpulver 

Mahlen von Glimmer urxl Glimmerabfall 

ex 2530 

Farfaerden, gebrannt oder gemahlen 

Brennen oder Mahlen von Farberden 

ex 2707 

öle. In denen die aromatischen Bestand¬ 
teile gegenüber den nichtaromatischen 
Bestandteilen gewichtsmäßig überwie¬ 
gen und die ähnlich sind den Mineralölen 
imd anderen Erzeugnissen der Destilla¬ 
tion des Hochtemperatur-Steinkohlen¬ 
teers, bei deren Destillation bis 250 
mindestens 65 RHT übergehen (ein¬ 
schließlich der Benzin-Qeruol-Gemische). 
zur VerwerKiur>g als Kraft- oder Heiz¬ 
stoffe 

Raffination und/oder ein oder mehrere 
begünstigte(s) Verfahren 

Andere Verfahren, bei denen alle Vor¬ 
materialien in eine andere Position als 
die hergestellte Ware einzureihen sind. 
Jedoch können Vormaterialien der 
gleichen Position verwendet werden, 
wenn ihr Wert 50 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 


(1) Siehe einleitende Bemerkung 7 - Anhang I. 
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(1) 

(21 

(3) 

ex 2709 

Erdöl und Öl aus bituminösen 

Mineralien, roh 

Schwellung bituminöser Mineralien 

2710bi8 2712 

Erdöl utKl Öl aus bituminösen 

Mineralien, ausgertommen rohe Öle; 
Zubereitungen mit einem Gehalt an 

Erdöl oder öl aus bituminösen 

Mineralien von 70 GHT oder mehr, in 
denen diese Öie den Charakter der 

Waren bestimmen, aruierweit weder 
genannt noch inbegriffen 

Raffittation und/oder ein oder mehrere 
begünstigteis) Verfahren 

Andere Verfahren, bei denen alle 
Vormaterialien in eine andere Position 
als die hergestellte Ware eiruureihen 
sind. Jedoch können Vormaterialien der 
gleichen Position verwerxlet werden, 
wenn ihr Wert 50 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 


Erdgas uitd andere gasförmige 
Kohlenwasserstoffe 



Vaseline; Parraffin, mikroskristaliittes 
Erdölwachs, paraffinische Rückstände 
("slack wax”), Ozokerit, Montanwachs, 
Torf wachs, andere Mineralwachse und 
ähnliche durch Synthese oder andere 
Verfahren gewonnene Erzeugnisse, auch 
gefärbt 


2713 bis 2715 

Petfolkoks, Bitumen aus Erdöl und 
andere Rückstände aus Erdöl oder Öl 
aus bituminösen Mineralien 

Raffination und/oder ein oder mehrere 
begünstigte(s) Verfahren (') 


Naturbitumen utkI Naturasphalt; 
bituminöse oder ölhaltige Schiefer und 
Sande; Asphattite und Asphaltgestein 

Bituminöse Mischungen auf der 

Grundlage von Naturasphalt oder 
Naturbitumen, Bitumen aus Erdöl, 
Mineralteer oder Mineralteerpech 

Arxlere Verfahren, bei denen alle 
Vormaterialien in eine andere Position 
als die hergestellte Ware einzureihen 
sind. Jedoch können Vormaterialien der 
gleichen Position verwerxlet werden, 
wenn ihr Wert 50 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 


(1) Siehe einleitende Bemerkung 7 - Anhang I 
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<1) 

(2) 

(3) 

ex Kapitel 28 

Anorganische chemische Erzeugnisse; 
anorganische oder orgartische . 
Verbiitduttgen von Edelmetallen, 
Seltenerdmetallen, radioaktiven 
Elementen oder Isotopen; 
ausgenommen die Waren, für die unter 
den nachfolgenden Positiorten ex 2811 
UKi ex 2833 besorxlere Regeln 
angeführt sirtd 

Herstellen aus Vormaterialien, die in eine 
andere Position als die hergestellte Ware 
eirrzureihen sind; jedoch können 
Vormaterialien dmelben Position 
verwendet werden, wenn ihr Wert 

20 v.H. des Ab-Werk*Preises der 
hergestellten Ware nicht überschreitet 

ex 2811 

Schwefeltrioxide 

Herstellen aus Schwefeldioxid 

ex 2833 

Alumirvumsulfate 

Herstellen, bei dem der Wert alter 
verwertdeten Vormaterialien 50 v.H. des 
Ab>Werk-Preises der hergestellten Ware 
rächt überschreitet 

ex Kapitel 29 

Organische chemische Erzeugnisse: 
ausgenommen die Waren, für die unter 
den nachfolgertden Positionen 
ex 2901, ex 2902, ex 290S, 2915, 
ex 2932, 2933 und 2934 besorxlere 
Regeln arrgeführt sind 

Herstellen aus Vormateridien. die in eirre 
andere Position als die hergestellte Ware 
einzuraihen sind; jedoch können 
Vormatetialien dmelben Position 
verwendet werden, wertn ihr Wert 

20 vü. des Ab*Werk-Pretees der 
hergestellten Ware nicht überschreitet 

ex 2901 

Acydische Kohlenwasserstoffe, zur 
Verwerviung als Kraft* oder Heizstoffe 

Raffination und/oder ein oder mehrere 
begünstigtefs) Verfahren 



Andere Verfahren, bei denen alle 
Vormateriatien in eine andere Position als 
die hergesteltte Ware einzureihen sind. 
Jedoch können Voimaterialien der 
gleichen Position verwendet werden, 
wenn ihr Wert 50 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 


(1) Siehe einleitende Bemerkung 7 - Anhang I. 
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(1) 

(2) 

(3) 

ex 2902 

Cyclane und Cyciene (ausgenommen 
Azulene), Benzol, Toluol, Xyiole, zur 
Verwendung als Kraft- oder Heizstoffe 

Raffination und/oder ein oder mehrere 
begQnstigte(s) Verfahren 

Andere Verfahren, bei denen alle 
Vormaterialien in eirw arxlere Position 
als (fie hergeatellte Ware einzureihen 
sind. Jedoch kSrmen Vormaterialien der 
gleichen Position verwendet werden, 
wenn ihr Wert 50 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 

ex 2905 

Metallalkoholate von Alkoholen dieser 
Position oder von Etharx)! oder Glycerin 

Herstellen aus Vormaterialien jeder 
Position, einschUeßiich aus anderen 
Vormaterialien der Position 2905; 
jedoch können Metallalkohc^ate dieser 
Position verwendet werden, wenn ftv 
Wert 20 vX. des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht überschreitet 

2915 

Gesittigte acycksche eir4)asische 
Carbonsiuren utkI ihre AnhytMde, 
Halogenide, Peroxide und Peroxysiuren: 
ihre Halogen-, Sutfo-, Nitro- oder 
Nitrosoderivate 

Herstellen aus Vormateri^ien jeder 
Position; Jedoch darf der Wert aller 
VormatariaHen der Position 2915 
oder 2916 insgesamt 20 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
recht überschreiten 

ex 2932 

- Innere Ether und deren Halogen-, 

Sulfo-, Nitro- oder Nitrosoderivate 

Herstellen aus Vormaterialien jeder 
Position; jedoch darf der Wert aller 
Vormaterialien der Position 2909 

20 v.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht überschreiten 


(1) Siehe einleitende Bemerkung 7 - Anhang I. 
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(1) 

(2) 

(3) 

ex 2932 
(Fortsetzung) 

- Cyclische Acetale ur^ innere 
Halbacetate ur>d deren Halogen-, 

Suifo-, Nitro- oder Nhrosoderivate 

Herstellen aus Vormaterialien jeder 
Position 

2933 

Hetefocydische Verbindungen, nur mit 
Stickstoff als Heteroatom(ö): 
NudeinsSuren und ihre Salze 

Herstellen aus Vormaterialien jeder 
Position; jedoch darf der Wert aller 
Vormaterialien der Position 2932 
oder 2933 irtsgesamt 20 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreiten 

2934 

Andere heterocyclische Verbindungen 

Herstellen aus Vormaterialien, die in 
eine andere Position als die hergestellte 
Ware einzur^hen sind; jedoch könrwn 
Vormaterialien derselben Position 
verwendet werden, wenn ihr Wert 

20 v.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht überschreitet 

ex Kapitel 30 

Pharmazeutische Erzeugnisse; 
ausgenommen die Waren, für die unter 
den nachfdgerxien Positionen 3002, 
3003 und 3004 besondere Regeln 
angeführt sind 

Hersteilen aus Vormaterialien, die in 
eine andere Position als die hergesteltte 
Ware einzureihen sind; jedoch können 
Vormaterialien derselben Position 
verwendet werden, wenn ihr Wert 

20 v.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergestelften Ware rächt überschreitet 

3002 

MenscNiches ßlut; tierisches Blut zu 
therapeutischen, prophylaktischen oder 
diagnostischen Zwecken zubereitet; 
Antisera und andere Blutfraktionen; 
Vacdne, Toxirie, Kulturen von 
Mikroorganismen (ausgenommen Hefen) 
und ähnliche Erzeugnisse; 
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(1) 

(2) 

(3) 

3002 

(Fortsetzurig) 

- Waren, bestehend aus zwei oder 
mehr Bestandtrilen, die zu 
therapeutischen oder 
prophylaktischen Zwecken gemischt 
worden sind, oder ungemischte 

Waren zu diesen Zwecken, dosiert 
oder in Aufmachungen für den 
Enzelverkauf 

Herstellen aus Vormaterialien jeder 
l*osition, etnscNieBlich anderer 
Vormaterialien Position 3002; 

jedoch können Vormaterialien dieser 
Beschreibung verwertdet werden, werm 
ihr Wert 20 v.H. des Ab-Werk-Preises 
der hergestellten Ware nicht 
überschreitet 


- arxlere: 



- menschliches Blut 

Herstellen aus Vormaterianen jeder 
Position, einschließlich anderer 
Vormaterialien der Position 3002; 
jedoch könrten Vormaterialien dieser 
BeschreibuTH) verwendet werden, wenn 
ihr Wert 20 v.H. des Ab-Werk-Preises 
der hergesteilten Ware nicht 
überschreitet 


- tierisches Blut zu therapeutischen 
oder prophylaktischen Zwecken 

Herstellen aus Vormaterialien jeder 
Position, einschließlich atvlerer 
Vormaterialien der Position 3002; 
jedoch können Vormaterialien dieser 
Beschreibung verwendet werden, wenn 
ihr Wert 20 v.H. des Ab-Werk-Preises 
der hergesteliten Ware rücht 
überschreitet 


• Blutfraktionen, andere als 

Antisera. Hämoglobin urKi 
Serumgiobine 

Herstellen aus Vormaterialien jeder 
Position, eir«chiießlich anderer 
Vormaterialien der Position 3002; 
jedoch können Vormaterialien dieser 
Beschreiburtg verwerxiet werden, wem 
ihr Wert 20 v.H. des Ab-Werk-Preises 
der hergestellten Ware nicht 
überschreitet | 
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(1) 

(2) 

13) 

3002 

(Fortsetzung) 

• Hämoglobin. Blutglobuline und 
Serumglobuline 

Herstellen Vormaterialien jeder 

Poertion. einschließlich anderer 
Vormaterialien der Position 3002; 
jedoch kdrmen'Vormateriaiien dieser 
Beschreibung verwendet werden, wenn 
ihr Wert 20 v.H. des Ab-Werk-Preises 
der hergestellten Ware nicht 
überschreitet 


• andere 

Herstellen aus Vormaterialien jeder 
Position, eirtschließlich anderer 
Vormaterialien der Position 3002; 
jedoch können Vormaterianen dieser 
Beschreibung verwendet werden, wervi 
ihr Wert 20 v.H. des Ab-Werk-Preises 
der hergestellten Ware nicht 
überschreitet 

3003 und 3004 

Arzneiwaren (ausgenommen Waren der 
, Positionen 3002. 3005 oder 3006) 

Herstellen, bei dem: 

• der Wert aller verwerrdeten 
Vormaterialien SO v.H. des 
Ab-Werk-Prräes der hergestellten 
Ware rücht überschreitet und 

. 


> alle verwerxieten Vormaterialien in 
eine aixlere Position als die 
hergestellte Ware eiruureihen sind; 
jedoch können Vormaterialien der 
Position 3003 oder 3004 verwendet 
werden, werwi ihr Wert insgesamt 

20 V.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht 
überschreitet 
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(1) 

(2) 

(3) 

ex Kapitel 31 

Düngemittel; ausgenommen die Waren, 

Herstellen aus Vormaterialien, die in 


für die unter der nachfolgenden 

eine artdere Position als die hergestellte 


Position ex 3105 eine besondere Regel 

Ware einzureihen sind; jedoch können 


angeführt ist 

Vormaterialien* derselben Position 
verwendet werden, wenn ihr Wert 

20 V.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht überschreitet 

ex 3105 

Mineralische oder chemische 

Düngemittel, zwei oder drei der 

Herstellen, bei dem 


düngenden Stoffe Stickstoff, Phosphor 

- der Wert aller verwendeten 


und Kalium enthaltend: andere 

Vormaterialien 50 v.H. des 


Dürtgemittei; Erzeugrtisse dieses Kapitels 

Ab-Werk-Preises der hergestellten 


in Tabletten oder ähnlichen Formen oder 
in Einzelpackungen. mK einem 

Ware nicht überschreitet und 


Rohgewicht von 10 kg oder weniger. 

• alle verwendeten Vormaterialien in 


ausgenommen: 

eine andere Position als die 



hergestellte Ware einzureihen sind; 


• Natriumnitrat 

jedoch können Vormateriaiien 
derselben Position verwendet 


- Calckimcyanamid 

werden, wenn ihr Wert 20 v.H. des 
Ab-Werk-Preises nicht überschreitet 


• Kaliumsulfat 



• Kaliummagneshimsulfat 


ex Kapitel 32 

Gerb- und FarbstoffauszOge; Tannine 

Herstellen aus VormateriaPen, die in 


und Hwe Derivate: Farbstoffe, Pigmente 

eine andere Position als die hergesteilte 


und andere Farbmittel; Anstrichfarben 

Ware einzureäten sind; jedoch köntwn 


ur>d Lacke; Kitte; Tinten; ausgenommen 

Vormateriaiien derselben Position 


die Waren, für die unter den 

verwendet werden, wenn ihr Wert 


nachfotgerxlen Positionen ex 3201 und 

20 v.H. des Ab^Werk-Preises der 


3205 besondere Regeln artgeführt sind 

hergestellten Ware nicht überschreitet 



















2098 Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil II Nr. 41, ausgegeben zu Bonn am 26. September 1996 


1 

(2) 

,3, 

1 ex 3201 

Tannine sowie deren Salze, Ether, Ester 
und andere Derivate 

Herstellen aus Gerbstoffauszügen 
pflanzlichen Ursprungs 

3205 

Farblacfce; Zubereitungen im Sinne der 
Anmerkung 3 zu diesem K^tel auf der 
Grurtdlage von Farblacken (') 

Herstellen aus Vormaterialien jeder 
Position, ausgertommen der 

Positionen 3202 und 3204; jedoch 
können Vormaterialien der 

Position 3205 verwendet werden, 
wenn ihr Wert 20 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht 1 

überschreitet | 

1 ex Kapitel 33 

Etherische Öle und Resinokfe; 
zubereitete Riech-, Körperpflege- oder 
Schönheitsmittel, ausgerMmmen die 
Waren, für die unter der rtachfdgenden 
Position 3301 eirte besondere Regel 
artgeführt ist 

Herstellen aus Vormaterialien, die in 1 

Mte andere Position ^ die hergestellte 
Ware einzuraihen sitwl; jedoch könrten 
Vormaterialien derselben Position ver¬ 
wendet werden, wenn ihr Wert 20'v.H. 
des Ab-Werk-Preises der hergesteilten 
Ware nicht überschreitet 

3301 

Etherische Öle (auch terpenfrei 
gemacht), einschließlich 'konkrete* oder 
'absolute" öle; Resirtoide: Koruentrate 
etherischer öle in Fetten, rticht- 
flOchtigen Ölen, Wachsen oder ähn- 
Gehen Stoffen, durch Enfleurage oder 
Mazeration gewontten; terpenhaltige 
Nebenerzeugnisse aus etheris^n ölen; 
destilGerte aromatische Wässer und 
wäßrige Lösungen etherischer öle 

Hersteilen aus Materialien jeder 

Position, einschließlich aus Vor- 
mateiiaiien einer anderen Wareiv 
gruppe dieser Position; jedoch 
können Vormaterialien derselben 
Warengruppe verwendet werden, wenn 
tir Wert 20 v.H. des Ab-Werk-Preises 
der hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 


(1) Anrrterkung 3 zu Kapitel 32 besagt, daß es sich bei diesen Zubereitungen um solche handelt, wie sie zum 
Färben beliebiger Stoffe oder zum Hersteilen von Farbzubereitungen verwendet werden, vorausgesetzt, sie 
sind nicht in eine arnJere Position des Kapitels 32 einzureihen. 

(2) Als Warengruppe gilt jeder Teil der Position, der von den übrigen Waren durch einen Strichpunkt getrennt 
ist. 
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(1) 

(2) 

(3) 

ex Kapitel 34 

Seifen, organische grenzflächenaktive 

Herstellen aus Vormaterialien, die in 


Stoffe, zubereitete Waschmittel, 
zubereitete Schmiermittel, künstliche 

eine andere Position als die hergestellte 
Ware einzureihen sind; jedoch körvien 


Wachse, zubereitete Wachse, Schuh- 

VormaterialMi derselben Position ver- 1 


creme, Scheuerpulver und dergleichen, 
Kerzen urtd ähnliche Erzeugnisse, 

wendet werden, wenn ihr Wert 20 v.H. 1 
des Ab-Werfc-Preises der hergestellten 1 


Modelliermassen, ‘Dental Wachs" und 
Zuberehurtgen für zahnärztliche Zwecke 
auf der Grundlage von Gips: ausge¬ 
nommen die Waren, für die uiter den 
rtachfolgenden Positionen ex 3403 
und 3404 besondere Regeln angeführt 
sind 

Ware rticht überschreitet | 

ex 3403 

Zubereitete Schmiermittel, die weniger 
als 70 GHT an Erdöl oder Öl aus bitumi¬ 
nösen Mineralien enthalten 

Raffination und/oder ein oder mehrere 
begünstigteis) Verfahren (') 

Andere Verfahren, bei denen alle Vor¬ 
materialien in eitte andere Position als 
die hergestente Ware einzureihen sirxl. 
Jedoch kötvten Vormaterialien der 
gleichen Position verwendet werden, 
wenn ihr Wert 50 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet 


(1) Siehe einleitende Bemerkung 7 - Anlage I. 
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(1) 

(2) 

(3) 

ex 3404 

KürwtUche Wachse urxJ zubereitete 
Wachse: 



- Künstliche Wachse und zubereitete 
Wachse auf der Gruncüaoe von 
Paraffin, Erdölwachsen oder von 
Wachsen aus bituminösen Mirwralien 
oder von paraffiiüschen Rückständen 

Herstellen aus Vormaterialien, die in 
eine andere Position als die hergestetite 
Ware einzurettien sind. Jedoch kötmen 
Vormaterialien der gleichen Position 
verwendet werden, wenn ihr Wert 

50 V.H. des Ab-Werk-Preises der herge¬ 
stellten Ware nicht überschreitet 


- artdere 

Herstellen aus Vormaterialien jeder 
Position, ausgenommen aus 



- hydrierten Ölen, die den Charakter 
von Wachsen haben, der 

Position 1516. 



• Fettsäuren von chemisch rticht 
eirtdeutig bestimmter Konstitution 
uixl technischen Fettalkoholen, die 
den Charakter von Wachsen haben, 
der Position 1519, 



• Vormaterialien der Position 3404; 
jedoch können alle diese Vor¬ 
materialien verwendet werden, 
wenn ihr Wert 20 vJf. des 
Ab-Werk-Preises der hergesteüten 

Ware irrsgesamt nicht überschreitet. 

ex Kapitel 35 

Eiweißstoffe, modifizierte Stärken; 
Klebstoffe; Enzyme; ausgenommen die 
Waren, für die unter den nachfolgenden 
Positionen 3505 und ex 3507 beson¬ 
dere Regeln angeführt sind 

Herstellen aus Vormaterialien, die in 
eine andere Position als die hergestellte 
Ware einzureihen sind; jedoch können 
Vormaterialien derselben Position ver- 
werxfet werden, wertn ihr Wert 20 v.H. 
des Ab-Werk-Preises der hergestellten 
Ware tricht überschreitet 
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1 (1) 

<2) 

(3) I 

3505 

Dextrine und andere modifizierte 

Stirfcen (z.B. Quellstärice oder veresterte 
Stirfce): Leim« auf der Grundlage von 
Stirlcen. Dextrinen oder anderen modi* 
fizierten StSrken: 

• 


- Stärlceether utkI -ester 

Herstellen aus Vormaterialien jeder 
Position, einscNießlich aus anderen 
Vormaterialien der Position 3505 


- andere 

HersteHen aus Vormaterialien jeder 
Position, ausgenommen aus solchen 
der Position 1108 

ex 3507 

Zubereitete Enzyme, artderweit weder 
genarwit rK>ch inbegriffen 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver¬ 
wendeten Vormaterialien 50 v.H. des 
Ab-Wark-Pr«is«s der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 

Kapitel 36 

Pulver und Sprengstoffe: pyrotechnische 
Artikel; Zündhölzer: ZürrdmetsWegie* 
rurtgen: leicht erttzündiiche Stoffe 

Herstellen aus Vormaterialien, die in 
eine arwiere Position als die hergesteihe 
Ware «mzuteihen sirxl; jedoch können 
Vormaterialien derselben Position ver- 
weivlet werden« wenn ihr Wert 20 v.H. 
ries Ab-Werk-Preises der hergesteltten 
Ware nicht überschreitet 
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1 

(21 

(3) j 

1 ex Kapitel 37 

Erzeugnisse zu photographischen und 
kinematographischen Zwecken; ausge¬ 
nommen die Waren, für die unter den 
nachfolgenden Positiorten 3701. 3702 
und 3704 besondere Regeln angeführt 
sind 

Herstellen aus Vormaterialien, die in 
eine andere Position als die hergestellte 
Ware einzureihen sind; jedoch können 
Vormaterialien derselben Position ver¬ 
wendet werden, wenn i)w Wert 20 v.H. 
des Ab-Werk-Preises der hergestellten 
Ware nicht überschreitet 

3701 

Lichtempfindliche photographische 

Platten und Planfilme, nicht belichtet, 
aus Stoffen aller Art (ausgenommen 
Papier, Pappe oder Spinnstoffe); licht¬ 
empfindliche photographische Sofort¬ 
bild-Planfilme, nicht belichtet, auch in 
Kassetten 

Herstellen aus Vormaterialien, die in 
eine andere Position als die 

Position 3702 einzureihen sind 

3702 

Lichtempfindliche photographische Filme 
m Rollen, nicht belichtet, aus Stoffen 
aller Art (ausgenommen Papier, Pappe 
oder Spinnstoffe); lichtempfindliche 
photographische Sofortbild-Rolifilme, 
rücht belichtet 

Herstellen aus Vormaterialien, die nicht 
in die Positionen 3701 oder 3702 
einzureiften sind 

3704 

Photographische Platten. Filme, Papiere, 
Pappen und Spinnstoffe, beficinet, 
jedoch nicht entwickelt 

Herstellen aus Vormaterialien, die nicht 
in die Positionen 3701 bis 3704 einzu¬ 
reihen sirtd 

ex Kapitel 38 

Verschiedene Erzeugnisse der 
chemischen Industrie; ausgenommen die 
Waren, für die unter den nachfolgenden 
Positionen ex 3801. ex 3803, ex 3805, 
ex 3806, ex 3807, 3808 bis 3814, 

3818 bis 3820, 3822 und 3823 beson¬ 
dere Regeln angeführt sirKl 

Herstellen aus Vormaterialien, die in 
eine andere Position als die hergestellte 
Ware einzureihen sind; jedoch können 
Vormaterialien derselben Position ver¬ 
wendet werden, wenn ihr Wert 20 v.H. 
des Ab-Werk-Preises der hergestellten 
Ware nicht überschreitet 
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m 

(2) 

(3) 

ex 3801 

- Kolloider Graphit in Suspensionen 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver- 


und halbkolloider Graphit; kohlen- 

wendeten Vormaterialien 50 v.H. des 


stoffhaltige Pasten für Elektroden 

Ab-Werk-PreisM tJer hergestellten Ware 
nicht überschreitet 


- GrapNt in Form von Pasten, 

Hersteilen, bei dem der Wert aller ver- 


bestehend aus einer Mischung von 

wendeten Vormaterialien der 


mehr als 30 GHT von Graphit mit 

Position 3403 20 v.H. des Ab-Werk- 


Mineralölen 

Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet 

ex 3803 

Tallöl. raffiniert 

Raffinieren von rohem Tallöl 

ex 3805 

Sutfatterpentinöl. gereinigt 

Remigen durch Destillieren oder Raffi¬ 
nieren von rohem Sulfatterpentinöl 

ex 3806 

Harzester 

Raffinieren von Harzspuren 

ex 3807 

Schwarzpech, auch Pech schlechthin 
genannt 

Destillieren von Holzteer 

3808 

Verschiedene Eneugnisse der 
chemischen Industrie: 


bis 



ex 3811 

• folgervle Waren der Position 3823: 

Herstellen aus Vormaterialien, die in 

3812 


eine andere Position als die hergesteilte 

bis 

• zubereitete BüKfemittet für 

Ware einzureihen sind. Jerfoch körvien 

3814 

GieSereiformen oder Gießerei- 

Vormaterialien derselben Position 

3818 

kerne auf der Gruncflage von 

verwendet werden, wenn ihr Wert 

bis 

itatürlichen Harzprodukten 

20 V.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht überschreitet 

3820 

• Naphthensöuren. ihre wasser- 


3822 

unlöslichen Salze und Ester der 
NaphthensSuren 


und 



3823 

- Sorbit, ausgerrammen Sorbit der 



Position 2905 

- Petroleumsulfonate, ausge- 
rrammen solche des Ammoniums, 
der Alkalimetalle oder der 
Ethanolamine; thiopenhaltige 
Sutfosiuren von Öl aus bitumi¬ 
nösen Mineralien und ihre Salze 
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<1> 

<2) 

<3) 

Fortsetzung 

- Ionenaustauscher 



- absorbierende Zubereitungen 
(Geter) zum VervoilstärKligen des 
Hochvakuums in elektrischen 
Lampen und Röhren ■ 

- nicht ausgebrauchte Gas- 



reinigungsmassen 

- Ammoniakwasser und aiage- 
brauchte Gasreinigungsmassen 

- Sulfonaphthensäuren und ihre 
wasserunlöslichen Salze; Ester der 
Sulfonaphthensäuren 

- Fuselöle und Dippelöle 

- Mischungen von Salzen mit ver¬ 
schiedenen Anionen 



- Kopierpasten auf der Grundlage 
von Gelatine, auch auf Unterlagen 
aus Papier oder Textilien 



- andere 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver¬ 
wendeten Vormaterialien 50 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 

ex 3811 

Zubereitete Additive für Schmieröle, 

Herstellen, bei dem der Wert der ver> 


Erdöl oder Öl aus bituminösen 

wendeten Vormaterialien der 


Mineralien enthaltend 

Position 3811 50 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet 
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(1) 

(2) 

(3) 

ex 3901 
bis 

3915 

Kunststoffe in Primärformen, Abfälle. 
Schnitzel und Bruch, aus Kunststoffen; 
ausgenommen die Waren, für die unter 
der nachfolgenden Position ex 3907 
eine besondere Regel angeführt ist: 



- Additionshomopolymerisations- 
erzeugnisse 

Herstellen, bei dem 

- der Wert aller verwendeten Vor- 
iitaterialien 50 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet und 



- der Wert der verwendeten Vor- 1 

materialien des Kapitels 39 20 v.H. 1 
des Ab-Werk-Preises der hergestell- | 
ten Ware nicht überschreitet (') 1 


- andere 

Herstellen, bei dem der Wert der ver¬ 
wendeten Vormaterianen des Kapi¬ 
tels 39 20 v.H. des Ab-Werk-Preises 
der hergesteüten Ware nicht über¬ 
schreitet (') 1 

ex 3907 

Copoiyfnere, aus Poiycarbonaten und 

Acrylnitrilbutadienstyrolcopolymeren 

(ABS) 

Herstellen aus Vormaterialien, die in | 

eine andere Position als die hergestellte H 
Ware einzureihen sind. Jedoch körtnen | 
Vormaterialien derselben Position ver- | 
werxlet werden, wenn ihr Wert 50 v.H. 1 
des Ab-Werk-Preises der hergestellten | 
Ware nicht überschreitet | 


(1) Bei Erzeugnissen, die aüs Vomnaterialien der Positionen 3901 bis 3906 einerseits und aus Voimaterialien oer 
Positionen 3907 bis 3911 andererseits zusammengesetzt sind, gilt diese Beschränkung nur für jene Gruppe 
von Vormaterialien, die in der hergesteüten Ware gewichtsmäßig überwiegt. 
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1 

12) 

(3> 

1 ex 3916 
bis 

3921 

Halb* und Fertigerzeugnisse aus Kunst¬ 
stoffen. ausgenommen für die Waren, 
für die urUer den nachfolgenden 
Positiorien ex 3916, ex 3917 und 
ex 3920 besorxiere Regeln artgeführt 
sind: 

• 


- Flacherzeugnisse, weiter bearbeitet 
als nur mit Oberflächenbearbeitung 
oder anders als rtur quadratisch oder 
rechtecidg zugeschnitten; andere 
Erzeugnisse, weiter bearbeitet als 
nur mit Oberflächenbearbeitung 

Herstellen, bei dem der Wert der ver¬ 
wendeten Vormaterialien des Kapi¬ 
tels 39 SO v>l. des Ab-Werk-Preises 
der hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 


- andere: 



- aus Additionshomopoiv- 
merisatiortseneugrtissen 

Herstellen, bei dem 

- der Wert aller verwendeten Vor¬ 
materialien 50 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet und 



- der Wert der verwendeten Vor¬ 
materialien des Kapitels 39 20 v.H. 
des Ab-Werk-Preises der hergestell¬ 
ten Ware rwcht überschreitet (’) 


- andere 

Herstellen, bei dem der Wert der ver¬ 
wendeten Vormaterialien des Kapi¬ 
tels 39 20 V.H. des Ab-Werk-Preises 
der hergestellten Ware nicht überschrei- n 
tet (’) 1 


(U Bei Erzeugnissen, die aus Vormaterialien der Positionen 3901 bis 3906 einerseits und aus Vormaterialien -er 
Positionen 3907 bis 3911 andererseits zusammengesetzt sind, gilt diese Beschränkung nur für jene Grup;-e 
von Vormaterialien, die in der hergestellten Ware gewichtsmäßig überwiegt. 
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(1) 

(2) 

(3) 

ex 3916 
und 

ex 3917 

Profile, Rohre und Schläuche 

Hersteilen, bei dem 

- der Wert aller verwendeten Vor- D 

materialien' 50 v.H. des Ab-Werk- 1 

Preises der hergestellten Ware nicht | 

Gberschreitet und | 



- der Wert der Vormaterialien, die in 
dieselbe Position wie die herge¬ 
stellte Ware eiiuureihen sind, 

20 V.H. des Ab-Werk>Preises der 
hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 

ex 3920 

Folien und Filme aus lonomeren 

Herstellen aus einem Salz eines thermo¬ 
plastischen Kurtststoffs, der ein Misch¬ 
polymer aus Ethylen utkI MetacrylsäiMe 
teilweise iteutralisiert durch metallische 
lorten, hauptsScNich Zink und Natrium, 
ist 1 

3922 

bis 

3926 

Fertigerzeugnisse aus Kunststoffen 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver¬ 
wendeten Vormaterialien 50 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergesteilten Ware 
nicht überschreitet 
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1 

(2) 

(3) 

ex 4001 

GescNchtete Platten aus Kautschuk für 
Sohlenkrepp 

Aufeinanderschichten von Platten aus 
Naturkautschuk 

4005 

Kautschukmischungen (sogenannte 
Masterbatches), nicht vtjikarxsiert, in 
PrimSrformen oder in Platten, Blättern 
oder Streifen 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vormaterialieo, 
ausgenorrurren Naturkautschuk. 50 v.H. 
des Ab-Vyerk-Preises der hergestellten 
Ware rvchit überschreitet 

4012 

Luftreifen aus Kautschuk, rurxiemeuert 
(oder gebraucht]; Vollreifen oder 
Hohtkammerreifen (auswechselbare 
Überreifen utkI Felgenbänder), aus 
Kautschuk 

Herstellen aus Vormateriaiien jeder 
Position, ausgerxxnmen aus solchen 
der Position 4011 oder 4012 

ex 4017 

Waren aus Hartkautschuk 

Herstellen aus Hartkautschuk 

ex 4102 

Rohe Felle von Schafen oder Lämmern, 

Enthaaren von Schaffellen oder 


enthaart 

Lammfellen 

4104 

bis 

4107 

Leder, enthaart, ausgenommen Leder 
der Position 4108 oder 4109 

Nachgerben von vorgegerbtem Leder 

oder 

Herstellen aus Vormaterialien, die in 
eine atxfere Position als die hergesteltte 
Ware einzureihen sind 

4109 

Lackleder und folienkaschierte 

Lackleder; metalTisierte Leder 

Herstellen aus Leder der 

Positionen 4104 bis 4107, wenn sein 
Wert 50 v.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware rvcht überschreitet 
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(1) 

<2) 

(3) 

1 ex 4302 

Pelzfelle, gegerbt oder zugerichtet, 
zusammengesetzt: 



- in Platten, Kreuzen oder ähnKchen 
Formen 

Bleichen oder Färben mit Zuschneiden | 

und Zusammensetzen von nicht 1 

zusammengesetzten gegerbten oder | 

zugerichteten Pebfellen H 


- ar>dere 

Herstellen aus nicht Zusammengesetz- || 
ten gegerbten oder zugerichteten Pelz- 1 
feilen | 

4303 

Bekleidung, Bekleidurigszubehör und 
andere Waren, aus Pelzfellen 

Herstellen aus nicht zusammengesetz¬ 
ten gegerbten oder zugerichteten Peb- 
feäen der Position 4302 

ex 4403 

Rohholz, zwei- oder vierseitig grob zuge¬ 
richtet 

Hersteäen aus Rohhob, auch entrirtdet 
oder vom Sglint befreit 

ex 4407 

1 ex 4408 

Hob, in der Lirnisrichtung gesigt oder 
gesiumt, gemessert oder geschSIt, mit 
eirter Dicke von me^ als 6 mm, geho¬ 
belt geschliffen oder keilverzinkt 

Hobeln, Schleifen oder Keilverzinken 


Fumierblätter oder Blätter für Sperrhob, 
mit einer Dicke von 6 mm oder weniger, 
zusammengefügt; anderes Holz, in der 
Längsrichtung gesägt, gemessert oder 
geschält, mit einer Dicke von 6 mm oder 
weniger, gehobelt, geschliffen oder keil¬ 
verzinkt 

Zusammenfügen, Hobeln, Schleifen 
oder Keilverzinken 

' 
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<1) 

(2) 

(3) 

ex 4409 

- Holz (einschließlich Stäbe und Friese 
für Parkett, nicht zusammengesetzt), 
entlang einer oder mehrerer Kanten 
oder Oberflächen profiliert (gekehlt, 
genutet, gefedert, gefalzt, 
abgeschrigt, gefriest, gerundet oder 
in ähnlicher Weise bearbeitet), 
geschliffen oder keilverzinkt 

Schleifen oder Keilverzinken 


- Geflieste oder profilierte Leisten und 
Friese 

Fräsen oder Profilieren 

ex 4410 
bis 

ex 4413 

Gefräste oder profilierte Holzleisten und 
Holzfriese für Möbel, Rahmen, 
Innenausstattungen, elektrische 

Leitungen oder für ähnliche Zwecke 

Fräsen oder Profilieren 

ex 4415 

Kisten, Kistchen, Verschläge, Trommeln 
und ähnliche Verpackungsmittel, aus 

Holz 

Herstellen aus rroch nicht auf die 
erforderfichen Maße zugeschnittenen 
Brettern 1 

1 ex 4416 

Fässer, Tröge, Bottiche, Eimer und 
andere Böttcherwaren urrd Teile davon, 
aus Holz 

Herstellen aus Faßstäben, auch auf y 

beiden Hauptflächen gesägt, aber nicht | 
weiter bearbeitet i 

ex 4418 

- BautiscNer- und 

Zimmermannsarbeiten, aus Holz 

Herstellen aus Vormaterialien, die in | 

eine arrdere Position als die hergestellte H 
Ware einzureihen sind; jedoch können y 
Verbundplatten mit 

Hohlraummittellagen und Schindeln 
Cshingles" und "shakes") verwendet 
werden 


- Gefrieste oder profilierte Leisten und 
Friese 

Friesen oder Profilieren 

ex 4421 

Holz für Zündhölzer, vorgerichtet: 
Holznägel für Schuhe 

Herstellen aus Holz jeder Position, 
ausgenommen aus Holzdraht der 

Position 4409 | 

4503 

Waren aus Naturkork 

Herstellen aus Kork der Position 4501 | 
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(1) 

(2) 

(31 

ex 4811 

Papief und Pappe, nur liniert oder kariert 

Herstellen aus Vormaterialien für die 
Papierherstellung des Kapitels 47 

4816 

Kohlepapier, präpariertes Durchschreibe¬ 
papier und anderes Vervielfäitigungs- 
und Umdruckpapier (ausgkKxnmen 

Waren der Position 4809), vollständige 
Dauerschablorwn urxl Offsetplatten aus 
Papier, auch in Kartons 

Herstellen aus Vormaterialien für die 
Papierherstellung des Kapitels 47 

4817 

Briefumschläge, Bnstecfcbriefe, Postkar¬ 
ten (ohne Bilder) und Briefkartan, aus 
Papier oder Pappe; Zusammenstellungen 
solcher Sehreibwaren, in Schachteln, 
Taschen und ähnlichen Behältnissen, 
aus Papier oder Pappe 

Hersteflen, bei dem 

- alle verwendeten Vormaterialien in 
eine andere Position als die herge- 
stellte Ware einzureihen sittd und 

- der Wert aller verwertdeten Vor¬ 
materialien SO V.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten 
Ware nicht überschreitet 

ex 4818 

Toilettenpapier 

Herstellen aus Vormaterialien für die 
Papierherstellung des Kapitels 47 

ex 4819 

Schachteln, Kartons, Säcke, Beutel, 

Tüten und andere Verpackungsmittel, 
aus Papier, Pappe, Zellstoffwatte oder 
Vliesen aus Zellstoffasem 

Herstellen, bei dem 

- alle verwendeten Vormaterialien in 
eine andere Position als die herge- 
stellte Ware einzureihen sind ur>d 

- der Wert aller verwendeten Vor¬ 
materialien 50 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten 
Ware nicht überschreitet 
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(1) 

(2) 

(3) 

ex 4820 

Briefpapierblöcke 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vormaterialien 50 v.H. 
des Ab-Werk-Preises der hergestellten 
Ware nicht überschreitet 

ex 4823 

Aryfere Papiere, Pappen, Zellstoffwatte 
und Vliese aus Zellstoffasem, 
zugeschnitten 

Herstellen aus Vormaterialien für die 
Papierherstelkmg des Kapitels 47 

4909 

Bedruckte oder illustrierte Postkarten; 
Glöckwunschkarten und bedruckte 

Karten mit Glückwünschen oder 
persönlichen Mitteilungen, auch 
illustriert, auch mit Umschlägen oder 
Verzierungen aller Art 

Herstellen aus Vormaterialien, die nicht 
in die Position 4909 oder 4911 
einzureihen sind 


4910 Kalender aller Art, bedruckt. 

einschüeßlich Blöcke von 
Abreißkalendern: 


- Dauerkaiettder oder Kalertder. deren Herstellen, bei dem 
auswechselbarer Block auf einer 

Unterlage angebracht ist, die nicht - alle verwertdeten Vormaterialien in 
aus Papier oder Pappe besteht eirte andere Position als die 

hergestellte Ware einzureihen sind 
urvl 

- der Wert aller verwendeten 
Vormaterialien 50 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten 
Ware nicht überschreitet 


andere 


Herstellen aus Vormaterialien, die nicht 
in die Position 4909 oder 4911 
einzureihen sind 
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11) 

(2) 

(3) 

ex 5003 

Abfälle von Seide (einscNießlich nicht 
abhaspelbare Kokons, Garnabfälle und 
Reißspinnstoff), gekrempelt oder 
gekämmt 

Krempeln oder Kämmen von Abfällen 
von Seide 

5501 

Synthetische oder künstliche 

Herstellen aus chemischen | 

bis 

5507 

Spinnfasern 

Vormaterialien oder aus Spinnmasse 1 

ex Kapitel 50 
bis 

Kapitel 55 

Game, Monofile und Nähgarne 

Herstellen aus (') | 

- Rohseide, Abfällen von Seide, 
gekrempelt oder gekämmt oder 
anders für die Spinnerei bearbeitet 

- arxiere natürliche Fasern, weder 
gekrempelt noch gekämmt oder 
anders für die Spinnerei bearbeitet 

- chemische Vormaterialien oder 
Spinnmasse oder 

- Vonnaterialien für die 

Papierhersteliut>g 


(1) Wegen der besonderen Vorschrift betreffend Waren, die aus verscNedenen textilen Vormaterialien bestehen, 
siehe Bemerkung 5. 


15 
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(1) 

(2> 

(3) 

Fortsetzung 

Gewebe: 

- in Verbindung mit Kautschukfäden 

- artdere 

Herstellen aus einfachen Garnen (') 

Herstellen aus (') 

• Kokosgamen 

- natürlichen Fasern 

- synthetischen oder künstlichen 1 

Spinnfasern, nicht gekrempelt oder fl 

gekämmt oder nicht anders für die 
Spinr>erei bearbeitet 

- chemischen Vormaterialien oder 
Spinnmasse oder 

- Papier i 

oder 1 

Bedrucken mit mindestens zwei Vor¬ 
oder Nachbehandlungen (wie Reinigen, 
Bleichen, Merzerisieren, Thermofixieren, 
Aufhellen. Kalendrieren, krumpfecht. 
Ausrüsten. Fixieren, Dekatieren, 
Imprägnieren, Ausbessem und 

Noppen), wenn der Wert des 
unbedruckten Gewebes 47,5 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 


<1) Wegen der besonderen Vorschrift betreffend Waren, die aus verschiedenen textilen Vormaterialien bestehen, 
siehe Bemerkung 5. 
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(1) 

(2) 

(3) 

ex Kapitel 56 

Watte, Filze und Vliesstoffe; 

Spezialgame; Bindfäden, Seile, Taue 
und Seilerwaren; ausgenommen die 
Waren, für die unter den nachfolgenden 
Positionen 5602, 5604, 5605 und 5606 
besondere Regeln angeführt sind 

Herstellen aus (') 

- Kokosgarrren 

- natürlichen Fasern 

- chemischen Vormaterialien oder 
Spinnmasse oder 



- 

Vormaterialien für die 

Papierherstellung 

5602 

Filze, auch getränkt, bestrichen, 
überzogen oder mit Lagen versehen: 




- Nadelfilze 

Herstellen aus (') 




natürlichen Fasern 



- 

chemischen Vormaterialien oder 
Spinnmasse; 



jedoch können 



- 

Monofile aus Polypropylen der 

Position 5402 



- 

Spinnfasern aus Polypropylen der 
Position 5503 oder 5506 




oder 




Spinnkabel aus Filamenten aus 
Polypropylen der Position 5501, bei 
denen jeweils eine Faser oder ein 
Filament einen Titer von weniger als 

9 dtex auf weist, verwendet werden, 
wenn ihr Wert 40 v.H des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten 
Ware nicht überschreitet 


(1) Wegen der besonderen Vorschrift betreffend Waren, cfie aus verschiedenen textilen Vormaterialien bestehen, 
siehe Bemerkung 5. 
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1 

12) 

(3) 

1 5602 

1 (Fortsetzung) 

- andere 

Hersteilen aus (M 

- natürlichen Fasern 1 

- Spinnfasern aus Kasein oder 

- chemischen Vormaterialien oder 

Spinnmasse 1 

5604 

Fäden und Kordeln aus Kautschuk, mit 
einem Überzug aus Spinnstoffen: 



Spinnstoffgame. Streifen und 
dergleichen der Position 5404 
oder 5405, mit Kautschuk oder 

Kunststoff getränkt, bestrichen, 
überzogen oder umhüllt: 



- Kautschukfäden und -kordein. 

Herstellen aus Kautschukfäden und 


mit einem Überzug aus Spinnstoffen 

-kordein, nicht mit eirtem Überzug aus 
Spinnstoffen 


- andere 

Herstellen aus (M 

- natürlichen Fasern, nicht gekrempelt 
oder gekämmt oder nicht anders für 
die Spinnerei bearbeitet 

- chemischen Vormaterialien oder 
Spinnmasse oder 

- Vormaterialien für die 

Papierherstellurrg | 


(1> Wegen der besonderen Vorschrift betreffend Waren, die aus verschiedenen textilen Vormaterialien beste-ten, 
siehe Bemerkung 5. 
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<11 

(2) 

(3) 

5605 

Metallgame und metallisierte Game, 
auch umspormen, bestehend aus Garnen 

Herstellen aus (') 


urxi Spinnstoffen, Streifen oder 

- natürlichen Fasern 


dergleichen der Position 5404 

• 


oder 5405. in Verbirtdurtg mit Metall in 

- synthetischen oder künstlichen 


Form von Fiden, Streifen oder Pulver 

Spinnfasern, reicht gekrempelt oder 


oder mit Metall überzogen 

gekämmt oder nicht arxiers für die 
Spinnerei bearbeitet 

- • chemischen Vormaterialien oder 

Spinrwnasse oder 

- Vormaterialien für die 

Papierherstellung 

5606 

Gimpen, umsporwtene Streifen und 

Herstellen aus (') 


dergleichen der Position 5404 



oder 5405 (ausgertommen Waren der 
Position 5605 urtd umsponnerw Game 

- natürlichen Fasern 


aus Roßhaar); Chenillegame; 

- synthetischen oder künstlichen 


"Maschengame" 

Spirmfasem, nicht gekrempelt oder d 
gekämmt oder rücht artders für die 
Spinnerei bearbeitet 

- chemischen Vormaterialien oder 
Spinrwnasse oder 

- Vormaterialien für die 

1 

- 

Papierhersteilurtg 


(1) Wegen der besonderen Vorschrift betreffend Waren, die aus verscNedenen textilen Vormaterialien bestehen, 
siehe Bemerkung 5. 
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(1) _(2)_(3)_ 

Kapitel 57 Teppiche und andere Fußbodenbeläge, aus 

Spinnstoffen; 

- aus Nadelfilz Herstellen aus 

- natürlichen Fasern 

- chemischen Vormaterialien oder 
Spinnmasse; jedoch können 

- Monofile aus Polypropylen der Posi¬ 
tion 5402 

- Spinnfasern aus Polypropylen der 
Position 5503 oder 5506 oder 

- Spinnkabel aus Filamenten aus Poly¬ 
propylen der Position 5501, bei denen 
jeweils eine Faser oder ein Filament 
einen Titer von weniger als 9 dtex 
aufweist, verwendet werden, wenn ihr 
Wert 40 v.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht überschreitet 

- aus anderem Filz Herstellen aus {') 

- natürlichen Fasern, nicht gekrempelt 
oder gekämmt oder nicht anders für die 
Spinnerei bearbeitet 

oder 

- chemischen Vormaterialien oder 
Spinnmasse 


(1) Wegen der besonderen Vorschrift betreffend Waren, die aus verschiedenen textilen Vormaterialien 
bestehen, siehe Bemerkung 5. 
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(1) 

(2) 

(3) 

Kapitel 57 

- andere 

Herstellen aus 

(Fortsetzung) 


- Kokosgarnen 

- Garnen aus synthetischen oder kürut- 

ex Kapitel 58 

Spezialgewebe; getuftete Spirtnstoff- 

Fichen HIamenten 

- natürlichen Fasern oder 

- synthetischen oder künstlichen Spinn* 
fasern, nicht kardiert oder gekämmt 
oder nicht arKlers für die Spinnerei 
bearbeitet 


erzeugnisse; Spitzen; Tapisserien; Posa- 
mentierwaren; Stickereien; ausgertommen 
die Waren-der Positionen 5805 und 5810; 
für die Waren der Position 5810 ist nach- 
folgertd eirte besondere Regel angeführt: 

- in Verbirxlung mit Kautschukfäden 

Herstellen aus einfachen Garnen (') 


- andere 

Herstellen aus (') 



- natürlichen Fasern 

- synthetischen oder künstlichen Spinrv 
fasem, nicht gekrempelt oder gekämmt 
oder nicht anders für die Spirvierei 
bearbeitet, oder 

- chemischen Vormaterialien oder 
Spinnmasse 

oder 


(1> Wegen der besonderen Vorschrift betreffend Waren, die aus verschiedenen textilen Vormaterialien 
bestehen, siehe Bemerkung 5. 
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(1) 

(2) 

(3) 

ex Kapitel 58 


Bedrucken mit mindestens zwei Vor- oder 

(Fortsetzung) 


Nachbehandlungen (wie Reinigen, 

Bleichen, Merzerisieren, Thermofixieren, 
Aufhellen, Kalandrieren, krumpfecht 
Ausrüsten. Fixieren, Dekatieren, Imprä¬ 
gnieren. Ausbessem urrd Noppen), wenn 
der Wert des unbedruckten Gewebes 

47,5 v.H. des Ab-Werk-Preises der her¬ 
gestellten Ware nicht überschreitet 

5810 

1 5901 

Stickereien als Meterware. Streifen oder als 
Motive 

Herstellen, bei dem 

- alle verwendeten Vormaterialien in eine 
arviere Position als die hergestellte 

Ware einzureihen sitKl, und 

- der Wert aller verwervteten Voimate- 
rialien SO v.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht überschreitet 


Gewebe, mit Leim oder stärkehaltigen 
Stoffen bestrichen, von der zum Bnbinden 
von BOchem, zum Herstellen von 

Futteralen. Kartonagen oder zu ähnlichen 
Zwecken verwendeten Art: Pausleinwarvd; 
präparierte Malieinwand: Bougram und 
ähnliche steife Gewebe, von der für die 
Hutmacherei verwendeten Art 

Herstellen aus Garnen 
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(1) 

C2) 

13) 

5902 

Reifencordgewebe aus hochfesten Garnen 
aus Nylon oder anderen Polyamiden, 
Polyestern oder Viskose: 



- mit eirtem Anteil an textilen Vormate¬ 
rialien von nicht mehr als 90 GHT 

Herstellen aus Garnen 


- andere 

Herstellen aus chemischen Vormaterialien 
oder aus Spinrvnasse 

5903 

Gewebe, mit Kunststoff getränkt, bestri¬ 
chen, überzogen oder mit Lagen aus 
Kunststoff versehen, andere als solche der 
Position 5902 

Hersteilen aus Garnen 

5904 

LirK>leum, auch zugeschnitten; Fußbofden- 
beläge, aus einer Spinnstoffunterlage mit 
einer Deckschicht oder einem Otierzug 
bestehend, auch zugeschnitten 

Herstellen aus Garnen 

5905 

Waixiverldeidungen aus Spirtnstoffen: 



- mit Kunststoff getränkt, bestrichen, 
überzogen oder mit Lagen aus 

Kautschuk, Kunststoff oder artderem 
Material versehen 

Herstellen aus Garnen 


(1) Wegen der besonderen Vorschrift betreffend Waren, die aus verschiedenen textilen Vorrnaterialien 
bestehen, siehe Bemerkung 5. 
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1 

(2) 

.131 j 

1 5905 

1 (Fortsetzung) 

- andere 

Herstellen aus 

- Kokosgamen 

- natürlichen Fasern 

- synthetischen oder künstlichen 
Spinnfasern, rticht gekrempelt oder 
gekimmt oder rticht anders für die 
Spinnerei bearbeitet oder 

- chemischen Vormaterialien oder 
Spirmmasse oder 

Bedrucken mit mmdestens zwei Vor- oder 
Nachbehandlungen (wie Reinigen. 

Bleichen. Merzerisieren. Thermofixieren, 
Aufhelien. Kalandrieren, krumpfecht 
AusrCsten. Fbcieren, Dekatieren. Imprä¬ 
gnieren. Ausbessem und Noppen), wenn 
der Wert des urtbedruckten Gewebes 

47.5 v.H. des Ab-Werk-Preises der her¬ 
gestellten Ware nicht überschreitet 


(1) Wegen der besonderen Vorschrift betreffend Waren, die aus verschiedenen textifen Vormateriafcen 
bestehen, siehe Bemerkung 5. 
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(1) 

(2) 

(3) 1 

5906 

Kautschutierte Gewebe, andere als solche 
der Position 5902: 



- aus Gewirken oder Gestricken 

Herstellen aus 



- natürlichen Fasern 



- synthetischen oder künstlichen Spinn¬ 
fasern, nicht gekrempelt oder gekämmt 
oder nicht anders für die Spinnerei 
bearbeitet, oder 



- chemischen Vormaterialien oder 
Spinnmasse 


- andere Gewebe aus synthetischem 
Filamentgam, mit einem Ameil an 
textilen Materialien von mehr' als 

90 GHT 

Herstellen aus chemischen Vormaterialien 


- andere 

Herstellen aus Ganten 

1 5907 

Andere Gewebe, geträrtkt, bestrichen oder 
überzogen: bemalte Gewebe für 
Theaterdekorationen, Atelierhimergründe 
oder dergleichen 

Herstellen aus Garnen 

ex 5908 

Glühstrümpfe, getränkt 

Herstellen aus schlauchförmigen Gewirken 
für Glühstrümpfe 


(1) Wegen der besonderen Vorschrift betreffend Waren, die aus verscNedenen textilen Vormaterialien 
bestehen, siehe Bemerkung 5. 
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(1) 

(2) 

(3) 1 

5909 

Waren des technischen Bedarfs aus 

j 

bis 

Spinrrstoffen: 

1 

5911 

- Polierscheiben und •rir^e, andere als 

Herstellen aus Garnen. Abfällen von 


aus Filz, der Position 5911 

Geweben oder Lumpen der Position 6310 


- andere 

Herstellen aus 

Kapitel 60 

Gewirke und Gestricke 

- Kokosgamen 

- natürlichen Fasern 

- synthetischen oder künstlichen Spirtn- 
fasem, nicht kardiert oder gekämmt 
oder nicht artders für die Spirvterei 
bearbeitet, oder 

- chemischen Vormaterialien oder 
Spinnmasse 

Herstellen aus V) 

Kapitel 61 

Bekleidung und Bekleidungszubehör, aus 

- natürlichen Fasern 

> synthetischen oder künstlichen Spinrv 
fasern, nicht gekrempelt oder gekämmt 
oder nicht anders für die Spirvterei 
bearbeitet, oder 

- chemischen Vormaterialien oder Spinn¬ 
masse 


Gewirken oder Gestricken: 



- die durch Zusammennähen oder soiv 

Herstellen aus Garnen 


stiges Zusammenfügen von zwei oder 
mehr zugeschnittenen oder abgepaßten 
gewirkten oder gestrickten Teilen 
hergesteilt wurden 

- andere 

Herstellen aus <') 



- natürlichen Fasern 

- synthetischen oder kürtsdichen Spirw 
fasern, nicht gekren^peft oder gekämmt 
oder nicht artders für die Spirmerei 
bearbeitet, oder 

- chemischen Vormaterialien oder 
Spinnmasse 


(1) Wegen der besonderen Vorschrift betreffend Waren, die aus verschiedenen textilen Vormaterialien 
bestehen, siehe Bernerkung 5. 

(2) Siehe Bemerkung 6. 
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(1) 

(2) 

(3) 

Kapitel 62 

Bekleidui>g und Bekleidungszubehör, nicht 
gewirkt oder gestrickt; ausgenommen die 

Herstellen aus Garnen * 


Waren, für die unter den nachfolgenden 
Positionen ex 6202, ex 6204, ex 6206, 
ex 6209, ex 6210, ex 6211, 6213. 6214, 
ex 6216 und ex 6217 besondere Regeln 
ar>geführt sind 


ex 6202 

Bekleidung für Frauen, Mädchen oder 

Herstellen aus Garnen D 

ex 6204 

Kleinkirxler, bestickt; 'anderes konfektio- 


ex 6206 
ex 6209 

niertes Bekleidungszubehör', bestickt 

oder 

ex 6211 


Herstellen aus rricht bestickten Geweben. 

urxl 


wenn der Wert der verwendeten nicht 

ex 6217 


bestickten Gewebe 40 v.H. des 



Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
rächt überschreitet 

ex 6210 

Feuerschutzausrüstung aus Geweben, mK 

Herstellen aus Garnen (*) 

ex 6216 

einer Folie aus aluministertem Polyester 


und 

überzogen 

oder 

ex 6217 


Herstellen aus rächt überzogenen 

Geweben, wenn der Wert der verwerrde- 
ten nicht überzogerren Gewebe 40 v.H. 
des Ab-Werk-Preises der hergestellten 

Ware rächt überschreitet f*) 


(1) Siehe Bemerkung 6. 

(2) Wegen der besonderen Vorschrift betreffend Waren, die aus verschiedenen textilen Vormaterialien bestärken, 
siehe Bemerkur>g 5. 
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(1) 

(2) 

(3) 1 

6213 

Taschentücher und Ziertaschentücher, 

Schals, Umschlagtücher, Halstücher, 
Kragenschoner, Kopftücher, Schleier und 
ähnliche Waren 



- bestickt 

Herstellen aus rohen, einfachen Gar¬ 
nen ‘11 (2) 



oder 



Herstellen aus nicht bestickten Geweben, 
wenn der Wert der verwendeten nicht 
bestickten Gewebe 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 0) 


< 

- arKlere 

Herstellen aus rohen, einfachen Garnen (’) 

(") 

ex 6217 

■ 

Gestanzte Krankerv urKi Manschetten- 
einlagen 

Herstellen, bei dem 

- alle verwendeten Vormaterialien in eine 
andere Position als die hergestellte 

Ware einzureihen sind und 



- der Wert aller verwendeten Vormate¬ 
rialien 40 v.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht überschreitet | 


(1) Siehe Bemerkung 6. 

(2) Wegen der besonderen Vorschrift betreffend Waren, die aus verschiedenen textilen Vormaterialien 
bestehen, siehe Bemerkung 5. 
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1 

(2) 

(3) 

1 6301 

Decken; Bettwäsche usw.; Gardinen ttsw.; 


bis 

6304 

andere Waren zur Innenausstattung; 

Herstellen aus 

- natürlichen Fasern oder 

- chemischen Vormaterialien oder 


- aus Filz oder Vliesstoffen 

■ 

- andere: 

Spinnmasse 


- bestickt 

Herstellen aus rohen, einfachen Gar¬ 
nen (’) ‘2) 

oder 

Herstellen aus nicht bestickten Geweben 
(artdere als gewirkte oder gestrickte), 
wenn der Wert der verwerxleten rvcht 
bestickten Gewebe 40 v.H. des 
Ab-Werk-Pretses der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 


- andere 

HersteHen aus rohen, einfachen Gar¬ 
nen (’) (») 

6305 

Säcke urxl Beutel zu Verpackungszwecken 

Herstellen aus ('): 

- natürlichen Fasern 

- synthetischen oder kürwtlichen Spinrv 
fasem, nicht gekrempelt oder gekämmt 
oder nicht anders für die Spinnerei 
bearbeitet, oder 

- chemischen Vormaterialien oder 
Spirw>masse 


(1) Wegen der besonderen Vorschrift betreffer>d Waren, die aus verschiedenen textilen Vormaterialien 
bestehen, siehe Bemerkung 5. 

<2) Für Waren, die aus Gewirken und Gestricken, weder gummielastisch noch kautschutiert, durch 

Zusammettnähen oder sonstiges Zusammenfügen der gewirkten fzugeschhittenen oder abgepaßten) Teile 
hergestellt, siehe Bemerkung 6. 
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111 

(2) 

(3) 

6306 

Planen, Segel für Wasserfahrzeuge, für 
Surfbretter utkI für Landfahrzeuge, 

Markisen, Zelte und Campingausrüstun¬ 
gen: 



- aus Vliesstoffen 

Herstellen aus 



- natürlichen Fasern oder 

- chemischen Vormaterialien oder 
Spinnmasse 


- andere 

Herstellen aus rohen, einfachen Garnen 

ex 6307 

Andere konfektionierte Waren, einschließ¬ 
lich Schnittmuster zum Herstellen von 
Bekleidung 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwendeten VormateriaKen 40 v.H. des 
Ab-Werfc-Preises der hergestellten Waren 
nicht überschreitet 

6308 

Warenzusammensteilungen, aus Geweben 
und Garn, auch mit Zubehör, für die Her- 
steflung von Teppichen, T^sserien, 
bestickten Tischdecken oder Servietten 
oder Shnlichen Spinnstoffwaren, in Auf¬ 
machungen für den Ehuelverkauf 

Jede Ware in der Warenzusammenstel¬ 
lung muß die Regel erfüllen, die anzu¬ 
wenden wäre, wenn sie nicht in der 
Warenzusammenstellung enthalten wäre; 
jedoch können -Waren ohne Ursprungs¬ 
eigenschaft mitverwendet werden, wenn 
ihr Wert 15 v.H. des Ab-Werk-Preises 
der Warenzusammenstellung rticht 
überschreitet 

6401 bis 6405 

Fußbekleidung 

HersteNen aus Vormaterialien jeder | 

Position, ausgenommen aus 
Zusammensetzungen von Oberteilen, die 
mit einer BrarxlsoNe oder anderen 
Sohlenteilen verbunden sind, der Position l 
6406 1 


(1) Wegen der besornteren Vorschrift betreffend Waren, die aus verschiederwn textilen Vormaterialien 
bestehen, siehe Bemerkung 5. 
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{^) 

(2) 

(3) 1 

6503 

Hüte und andere Kopfbedeckungen, aus 

Filz, aus Hutstumpen oder Hutptatten der 
Position 6501 hergestellt, auch 
ausgestattet 

Herstellen aus Garnen oder 

Spirtnfasern 

6505 

Hüte und andere Kopfbedeckungen, 
gewirkt oder gestrickt oder aus Stücken 
(ausgenommen Streifen) von Spitzen, Filz 
oder anderen Spinnstofferzeugnissen 
hergestellt, auch ausgestattet: Haarnetze 
aus Stoffen aller Art, auch ausgestattet 

Herstellen aus Garnen oder | 

Spinnfasern (') 

6601 

Regenschirme und Sonrtenschirme 
(einscMießiich Stockschirme, 

Gartenschirme und Shnliche Waren) 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwerxleten Vormateriaflen 50 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 

ex 6803 

Waren aus Tonschiefer oder aus 

Pießschiefer 

Herstellen aus bearbeitetem ScNefer 

1 ex 6812 

Waren aus Asbest oder aus Mischungen 
auf der Grundlage von Asbest oder auf der 
Grurtdiage von Asbest und 
Magnesiumcarboruit 

Herstellen aus Vormaterialien jeder 

Position 

ex 6814 

Waren aus Glimmer; agglomerierter oder 
rekortstituierter Gümmer, auf Unterlagen 
aus Papier, Pappe oder aus anderen 

Stoffen 

Herstellen aus bearbeitetem Glimmer 
(einscNießlich agglomeriertem oder 
rekonstituiertem Glimmer) 


(1) Siehe Bemerkung 6. 
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(1) 

(2) 

(3) 

7006 

Glas der Position- 7003, 7004 oder 7005, 

HersteNen aus Vormaterialien der Position 


gebogen, mit bearbeiteten Kanten, graviert, 
gelocht, emailliert oder arxlers bearbeitet, jedoch 
weder gerahmt noch in Verbirxlung mit arxieren 
Stoffen 

7001 

7007 

Vorgespanntes Bnschichten-Sicherheitsglas und 
Mehrschichterv-Sicherhehsglas (Verburtdglas) 

Herstellen aus Vormaterialien der Position 
7001 

7008 

Mehrschichtige Isolierverglasungen 

Herstellen aus VormateriaHen der Position 
7001 

7009 

Spiegel aus Glas, auch gerahmt, eiruchließlich 
Rückspiegel 

Herstellen aus Vormateriaiien der Position 
7001 

7010 

Flaschen, Glasballons, Korbflaschen, Flakons, 
Krüge, Töpfe, Röhrchen, Ampullen urx) andere 
Behältnisse aus Glas, zu Transport- oder 
Verpackungszwecken: Kortservengläsen Stopfen, 
Deckel urx) arxlere Verschlüsse aus Glas 

Herstellen aus Vormaterialien, die in eine 
artdere Position als die hergestellte Ware 
eiruureihen sirxl, oder Schleifen von 
Glaswaren, wenn ihr Wert 50 v.H. des Ab- 
Werk-Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet 

7013 

Glaswaren zur Verwerxlung bei Tisch, in der 

Küche, bei der Toilette, im Büro, zur 
InrterMusstattung oder zu ähnlichen Zwecken 
(ausgerK>mmen Waren der Position 7010 oder 
7018) 

Herstellen aus Vormaterialieiv die in eine 
andere Position als die hergesteihe Ware 
einzureäien sind, oder Schleifen von 
Glaswaren, wenn ihr Wert SO v.H. des Ab- 
Werk-Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet, ixler mit der Hand 
ausgeführtes Verzieren (ausgenommen 
Siebdruck) von mundgebiasenen 

Glaswaren, wenn ihr Wert 50 v.H. des Ab- 
Werfc-Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet 

ex 7019 

Waren aus Glasfasern (ausgeriommen Game) 

Herstellen aus: 

- ungefärbten Glasstapelfasem, 
Glasseidensträngen (Rovings) und 

Garnen, geschrittenem TextDglas oder 

• Glaswolle 
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(1) 

(2) 

(3) 

ex 7102 

Edelsteine und Schmucksteine (natürliche. 

Herstellen aus nicht bearbeiteten 

ex 7103 

synthetische oder rekonstituierte). 

Edelsteinen oder Schmucksteinen 

und 

bearbeitet 


ex 7104 


• 

7106, 

Edelmetalle: 


7108 

- in Rohform 

Herstellen aus Vormaterialien, die nicht in 

und 


die Position 7106, 7108 oder 7110 

7110 


eiruureihen sind, 
oder 

elektrolytische, thermische oder 
chemische Treniuing von Edelmetallen der 
Position 7106, 7108 oder 7110 
oder 

Legieren von Edelmetallen der Position 

7106, 7108 oder 7110 untereinander 
oder mit urtedien Metallen 


- als Halbzeug oder Pulver 

Herstellen aus Edelmetallen in Rohform 

ex 7107 

Metalle, mit Edelmetallen plattiert, als 

Herstellen aus mit Edelmetallen plattierten 

ex 7109 
und 

Halbzeug 

Metallen, in Rohform 

ex 7111 

Waren aus echten Perlen oder Zuchtperlen, 

Herstellen, bei dem der Wert aller 


aus Edelsteirwn, Schmucksteinen, 

verwertdeten VormateriaNen 50 v.H. des 


synthetischen oder rekonstituierten 

Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 


Steinen 

nicht überschreitet 

7116 

Phantasieschmuck 

Herstellen aus Vormaterialien, die in eine 
andere Position als die hergestellte Ware 
eirtzureihen sind, 
oder 

7117 


Herstellen aus Teilen aus unedlen 

Metallen, nicht versilbert, vergoldet oder 
platiniert, wenn ihr Wert 50 v.H. des Ab- 
Werk-Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet 
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(1) 

(2) 

(3) 1 

7207 

Halbzeug aus Eisen oder nichtlegiertem 

Stahl 

Herstellen aus Vormaterialien der Position 
7201, 7202, 7203, 7204 oder 7205 

7208 

bis 

7216 

Flachgewalzte Erzeugnisse, Walzdraht, 
Stabstahl und Profile aus Eisen oder nicht 
legiertem Stahl 

Herstellen aus Rohblöcken (Ingots) oder 
anderen Rohformen der Position 7206 

7217 

Draht aus Eisen oder nicht legiertem Stahl 

Herstellen aus Halbzeug der Position 7207 

ex 7218 
7219 
bis 7222 

Halbzeug, flachgewalzte Erzeugnisse, 
Walzdraht, Stabstahl und Profile aus 
nichtrostendem Stahl 

Herstellen aus Rohblöcken (Ingots) oder 
anderen Rohformen der Position 7218 

7223 

Draht aus nichtrosterxlem Stahl 

Herstellen aus Halbzeug der Position 7218 

ex 7224 
7225 
bis 
7227 

Halbzeug, flachgewalzte Erzeugnisse, 
Walzdraht, aus anderem legiertem Stahl 

Herstellen aus Rohblöcken (Ingots) oder 
anderen Rohformen der Position 7224 

7228 

StabstaH und Profite aus arxlerem 
legierten StaM; Hohlbohrerstäbe aus 
legiertem oder nichtlegiertem Stahl 

Herstellen aus Rohblöcken (Ingots) oder 
anderen Rohformen der Position 7206, 

7218 oder 7224 

7229 

Draht aus anderem legiertem Stahl 

Herstellen aus Halbzeug der Position 7224 
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(1) 

<2) 

(31 

ex 7301 

Spundwände 

Herstellen aus Vormaterialien der 

Position 7206 

7302 

Oberbaumaterial für Bahnen, aus Eisen 
oder Stahl, wie Schienen. Leitschienen und 
Zahnstangen. Weichenzungen, Herzstücke. 
Zungenverbindungsstangen und anderes 
Material für Kreuzungen oder Weichen. 
Bahnschwellen, Laschen. Schienenstühle. 
Winkel, Untertagsplatten, Klemmplatten. 
Spurplatten und Spurstangen. utkI anderes 
für das Verlegen. Zusammenfügen oder 
Befestigen von Schienen besorxlers 
hergerichtetes Material 

Herstellen aus Vormaterialien der 

Position 7206 

7304 

7305 
und 

7306 

Rohre und Hohlprofile, aus Gsen 
(ausgerrammen Gu&eisen oder Stahl) 

Herstellen aus Vormaterialien der 

Position 7206, 7207. 7218 oder 7224 

7308 

Konstniktionen utxl Kortstruktiortsteile <z.6. 
Brücken und Brückenelemente. 
Schleusentore. Türme. Gittermaste. Pfeiler. 
SBUlea Gerüste. Dächer. Dachstühle, 

Tore. Türen. Fenster und deren Rahmen 
und Verkleidur>gen. Tor- und Türschwetlen, 
Tür- und Fensterläden. Geländer), aus 

Eisen oder Stahl, ausgenommen 
vorgefertigte Gebäude der Position 9406; 
zu Konstruktionszwecken vorgearbeitete 
Bleche, Stäbe, Profile, Rohre und 
dergleichen, aus Eisen oder StaN 

Herstellen aus Vormaterialien, die in eine 
andere Position als die hergestellte Ware 
einzureihen sind; jedoch dürfen durch 

Schweiften hergesteltte Profile der 

Position 7301 rvcht verwendet werden 

ex 7315 

Gleitschutzketten 

Herstellen, bei dem der Wert aller | 

verwervleten Vormaterialien der Position 7315 1 
5 v.H. des Ab-Werk-Preises der hergestellten 
Ware nicht überschreitet 

ex 7322 

Heizkörper für Zentralheizungen, nicht 
elektrisch beheizt 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwerxieten Vormaterialien der Position 7322 

5 v.H. des Ab-Werk-Preises der hergestellten 
Ware rächt überschreitet 
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(1) 

12) 

(3) 

ex Kapitel 74 

Kupfer und Waren daraus; 
ausgenommen die Waren der 

Positionen 7401 bis 7405; für die 
Waren der Position ex 7403 ist 
nachfolgend eine besorxiere Regel 
angeführt 

Herstellen, bei dem 

- alle verwendeten 

Vormaterialien in eine andere 
Position als die hergestellte 1 

Ware eituureihen sind und | 

- der Wert aller verwendeten 
Vormaterialien 50 v.H. des Ab- 
Werk-Preises der hergestellten 
Ware nicht überschreitet 

ex 7403 

Kupferlegierungen« in Rohform 

Herstellen aus raffiniertem Kupfer, 
in Rohform, oder aus Abfällen und 
Schrott 

ex Kapitel 75 

Nickel und Waren daraus; 
ausgenommen die Waren der 

Positiorten 7501 bis 7503 

Herstellen, bei dem 

- alle verwendeten 

Vormaterialien in eine andere 
Position als die hergesteilte 

Ware eituureihen sind und 

- der Wert aller verwendeten 
Vormaterialien SO v.H. des Ab- 
Werk-Preises der hvgestellten 
Ware nicht überschreitet 

ex Kapitel 76 

Aluminium und Waren daraus; 
ausgenommen Waren der 

Positionen 7601, 7602 und ex 7616; 
für Waren der Positionen 7601 und 
ex 7616 sind nachfolgend besondere 
Regeln angeführt 

Herstellen, bei dem 

- alte verwendeten 

Vormaterialien in eine andere 
Position als die hergestellte 

Ware eituureihen sind und 

- der Wert aller verwendeten 
Vormaterialien SO v.H. des Ab- 
Werk-Preises der hergestellten 
Ware nicht überschreitet 

7601 

Aluminium in Rohform 

Herstellen durch thermische oder 1 

elektrolytische BeharKlIurvg von | 

nichtlegiertem Aluminium oder 1 

Abfällen urtd Schrott von | 

Aluminium | 
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tl) 

(2) 

13) 

ex 7616 

Andere Waren aus Aluminium 
ausgenommen Gewebe. Gitter und 
Geflechte, aus Alumirvumdraht. und 
Streckbleche aus Aluminium 

Herstellen, bei dem 

- alle verwendeten 

Vormaterialien in eine andere 
Position als die hergestellte 

Ware einzureihen sirKf; jedoch 
können Gewebe. Gitter und 
Geflechte aus Aluminiumdraht 
oder Streckbleche aus 
Aluminium verwendet werden 
und 



- der Wert aller verwendeten 
Vormaterialien SO v>l. des Ab- 
Werfc-Preises der hergestellten 
Ware nicht Cberschreitet 

ex Kapitel 78 

Blei urtd Waren daraus; ausgenom- 
.men die Waren der Positionen 7801 
und 7802; für die Waren der Position 
7801 ist nachfolgend eine besondere 
Regel artgefOhrt 

Herstellen, bei dem ^ 

- alle verwendeten Vormateria¬ 
lien in eine andere Position als 
<fie hergestellte Ware einzurei¬ 
hen sind und 



- der Wert aller verwerxleten 
Vormaterialien 50 v.H. des Ab- 
Werk-Preises der hergestellten 
Ware nicht Oberschreitet 

7801 

Blei in Rohform; 



- raffiniertes Blei 

Herstellen aus Barrenblei oder 
Werkblei 


- anderes 

Herstellen aus Vormaterialien, die 
in eine andere Position als die 
hergestellte Ware einzureihen 
sind: jedoch dürfen Abfälle und 
Schrott der Position 7802 rvcht 
verwendet werden 
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(1) 

(2) 

(3) 

ex Kapitel 81 

Andere unedle Metalle, bearbeitet; 

Waren daraus 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vormaterialien, die in 
dieselbe Position wie die herge- | 

stellte Ware einzureihen sind, 9 

50 v.H. des Ab-Werk-Preises der | 

hergestellten Ware nicht über- 1 

schreitet 1 

8206 

Zusammenstellurtgen von Werkzeugen 
aus zwei oder mehr der Posi¬ 
tionen 8202 bis 8205, in Aufmachun¬ 
gen für den Einzelverkauf 

Herstellen aus Vormaterialien, die U 
nicht in die Positionen 8202 bis | 

8205 einzureihen sind: jedoch kann 
die Warenzusammenstellung auch 
Waren der Positionen 8202 bis 

8205 enthalten, wenn ihr Wert 

15 v.H. des Ab-Werk-Reises der 
Warenzusammenstellung nicht 
überschreitet 

8207 

Auswechselbare Werkzeuge zur 
Verwendung in mechanischen oder 
nichtmechanischen Hartdwerkzeugen 
oder in Werkzeugmaschinen (z.B. zum 
Tiefziehen, Gesenkschmieden, Stan¬ 
zen, Lochen, Gewirxleschneiden, 
Gewindebohren, Bohren, Reiben, 

Herstellen, bei dem 

- alle verwendeten Vormateria¬ 
lien in eine andere Position als 
die hergestellte Ware einzurei-' 
hen sind und 

I 

Räumen, Räsen, Dreien. Schrauben), 
einschließlich Ziehwerfczeuge und 
Reßmatrizen zum Ziehen oder 
Strangpressen von Metallen, und Erd-, 
Gesteins- oder Tiefbohrwerkzeuge 

- der Wert aller verwendeten 
Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Reises der herge¬ 
stellten Ware nicht überschrei¬ 
tet 
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(1) 

(21 

(31 

8208 

Messer ufkI Schrwidklir>gen, für 
Maschinen oder mechanische Geräte 

Herstellen, bei dem 

- alle verwendeten Vormateria¬ 
lien in eine arxlere Position als 
die hergestellte Ware einzurei¬ 
hen sind und 



- der Wert aller verwendeten 
Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der herge¬ 
stellten Ware nicht überschrei¬ 
tet 

ex 8211 

Messer mit schneidender Klinge, auch 
gezahnt (einschließlich fOappmesser 
für den Gartenbau), ausgenommen 
Messer der Position 8208 

Herstellen aus Vormaterialien, die 
in eir>e arxiere Position als die 
hergestellte Ware einzureihen sind, 
jedoch können Klirrgen und Griffe 
aus unedlen Metallen verwertdet 
werden 

8214 

Andere Schneidwaren (z.B. Haar¬ 
schneide- und Scherapparate, Spalt¬ 
messer, Hackmesser. Wiegemesser fik 
Metzger oder für den Küchertgebrauch 
und Papiermesser); Instrumente und 
Zusammenstellungen für die Hand¬ 
oder Fußpflege (einschließlich 
Nagelfeilen) 

Herstellen aus Vormaterialien, die 
in eilte andere Position als die 
hergestellte Ware einzureihen sind; 
jedoch könrten Griffe aus unedlen 
Metallen verwendet werden 

8215 

Löffel, Gabeln. Schöpfkellen. 
Schaumlöffel, Tortenheber, Fisch¬ 
messer, Buttermesser, Zuckerzangen 
urtd ähnliche Waren 

Herstellen aus Voimaterialien, die 
in eine andere Position als die 
hergestellte Ware einzureihen sind; 
jedoch können Griffe aus unedlen 
Metallen verwendet werden 

ex 8306 

Statuetten und andere Ziergegerv 
stärtde, aus unedlen Metallen 

Herstellen aus Vormaterialien, die 
in eine arxiere Position als die 
hergestellte Ware einzureihen sind; 
jedoch können andere Vor¬ 
materialien der Position 8306 
verwendet werden, wenn ihr Wert 

30 v.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 
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(1) 

(2) 

(3) 

ex Kapitel 84 

Kernreaktoren, Kessel, Maschinen, 
Apparate und mechanische Geräte; 

Herstellen, bei dem 


Teile davon; ausgenommen die Waren, 

- der Wert aller verwendeten 


für die unter den nachfolgenden 

Vormaterialien 40 v.H. des 


Positionen 

Ab-Werk-Preises der herge- 
stellten Waren nicht über- 


8403, ex 8404, 8406 bis 8409, 8412, 
8415, 8418, ex 8419, 8420, 8425 bis 

schreitet urvl 


8430, ex 8431, 8439, 8441, 8444 bis 

- Vormaterialien, die in dieselbe 


8447, ex 8448, 8452, 8456 bis 8466, 

Position wie die hergestellte 


8469 bis 8472, 8480, 8484 und 8485 

Ware einzureihen sind, inner¬ 
halb der obenstehenden 


besondere Regeln angeführt sind 

Begrenzung nur bis zu einem 
Wert von 5 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der herge¬ 
stellten Ware verwendet 
werden 

8403 

Zentralheizungskessel, ausgenommen 

Herstellen aus Vormaterialien, die 

und 

solche der Position 8402; Hilfs- 

in eine andere Position als die 

ex 8404 

apparate für Zentralheizungskessel 

Position 8403 oder 8404 einzurei¬ 
hen sind; jedoch körtnen Vor¬ 
materialien der Position 8403 oder 
8404 verwendet werden, wenn ihr 
Wert insgesamt 5 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten 
Ware nicht überschreitet 

8406 

Dampfturbinen 

Hersteilen, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vormaterialien 

40 V.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 
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(11 

12) 

(3) 1 

8407 

Hub- und Rotationskolbenverbren- 
nungsmotbrerv mit Fremdzündung 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vormaterialien 

40 v.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 

8408 

Kolbenverbrermungsmotoren mit 
Setbstzöndung (Diesel- oder Haib- 
dieselmotoren) 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vormaterialien 

40 V.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergesteltten Ware nicht über¬ 
schreitet 

8409 

Teile, erkennbar ausschlielUidi oder 
hauptsächlich für Motoren der Posi¬ 
tion 8407 oder 8408 bestimmt 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vormaterialien 

40 V.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergesteltten Ware nicht über¬ 
schreitet 

8412 

Arwlere Motoren und Kraftmaschinen 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwertdeten Vormaterialien 

40 v.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergesteltten Ware nicht über¬ 
schreitet 

8415 

Klimageräte, bestehend aus einem 
motorbetriebenen Ventilator und 
Vorrichtungen zur Änderur^ der 
Temperatur und des Feuchtigkeits* 
gehahs der Luft, einschließlich solcher, 
bei denen der Luftfeuchtigkeitsgrad 
nicht unabhängig von der 

Lufttemperatur reguliert wird 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vormaterialien 

40 V.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 
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Kühl* und Gefrierschrinke. Gefrier- und 
Tiefkühltruhen und arxJere Eiiv 
richtungen. Maschinen, Apparate urrd 
Geräte zur Kätteerzeugurrg. mit elek¬ 
trischer oder arnierer Ausrüstung; 
Wärmepumpen, ausgenommen Klima¬ 
geräte der Position 8415 


Apparate urrd Vorrichtungen für die 
Holz-, Papierhalbstoff'. Papier- und 
Pappindustrie 


Herstellen, bei dem 

- der Wert aller verwendeten 
Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der herge¬ 
stellten Ware niv ht überschrei¬ 
tet und 

- Vormaterialien, die in dieselbe 
Position wie die hergestellte 
Ware einzureihen sind, inner¬ 
halb der obenstehenden 
Begrenzung nur bis zu einem 
Wert von 5 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der herge- 
stellten Ware verwendet 
werden urrd 

- der Wert aller verwendeten 
Vormaterialien ohne Ursprungs¬ 
eigenschaft den Wert der Vor¬ 
materialien mit Ursprungseigen¬ 
schaft nicht überschreitet 

Herstellen, bei dem 

- der Wert aller verwerrdeten 
Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der herge- 
steliten Ware nicht überschrei¬ 
tet und 

- Vormaterialien, die in dieselbe 
Position wie die hergestellte 
Ware einzureihen sind, inner¬ 
halb der obensteherrden 
Begrerrzung nur bis zu einem 
Wert von 25 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der herge- 
steliten Ware verwendet 
werden 
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(1) 

(2) 

13) 

ex 8420 

Kalander und Walzwerke lausge¬ 
nommen Metallwalzwerke und Glas- 
walzmaschinen) sowie Walzen für 
diese Maschinen 

Herstellen, bei dem 

- der Wert aller verwendeten 
Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der herge¬ 
stellten Ware nicht überschrei¬ 
tet und 



Vormateriaiien, die in dieselbe 
Position wie die hergestellte 

Ware einzureihen sind, inner¬ 
halb der obenstehenden 
Begrenzung nur bis zu einem 

Wert von 25 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hcrge- 
stellten Ware verwervlet 
werden und 

8425 

bis 

8428 

Maschinen. Apparate und Geräte zum 
Heben. Beladen. Entladen oder Fördern 

Herstellen, bei dem 

- der Wert aller verwerxfeten 
Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der herge¬ 
stellten Ware nicht überschrei¬ 
tet urtd 



- Vormaterialien, die in die 

Position 8431 einzureihen sind, 
innerhalb der obenstehenden 
Begrenzung nur bis zu einem 

Wert von 5 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware verwendet 
werden 
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(1) 

(2> 

(3) 

8429 

Selbstfahrende Planiermaschinen 
(Bulldozer und Artgledozer), Erd- oder 
Straßenhobel (Grader). Schärfwagen 
(Scraper), Bagger, Schärf- urtd arxfere 
Schaufellader, Stra(&enwatzen und 
andere Bodenverdichter: 



Straßenwalzen 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vormaterialien 

40 V.H. des Ab-Wertc-Preises der 
hergestellten Ware rscht über¬ 
schreitet 


- artdere 

Herstellen, bei dem 



- der Wert aller verwendeten 
Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der herge¬ 
stellten Ware nicht überschrei¬ 
tet und 



- Vormaterialien, die in die 

Position 8431 einzureihen sind, 
inrwrhalb der öbenstehenden 
Begrermmg nur bis zu einem 

Wert von 5 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der 
hergesteltten Ware verwerviet 
werden 

8430 

Artdere Maschinen, Apparate und 

Geräte zur Erdbewegung, zum Planie¬ 
ren, Verdichten oder Bohren des 

Bodens oder zum Abbauen von Erzen 
oder anderen Mineralien; Rammen und 
Pfahlzieher; Schneeräumer 

Herstellen, bei dem 

- der Wen aller verwendeten 
Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der herge¬ 
steltten Ware nicht überschrei¬ 
tet und 



- Vormaterialien, die in die 

Position 8431 einzureihen sind, 
innerhalb der obenstehenden 
Begrenzung rtur bis zu einem 
Wert von 5 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware verwendet 
werden 
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(1) 

(2) 

(3) 

ex 8431 

Teile, erkennbar ausschließlich oder 
hauptsächlich für Straßenwalzen 
bestimmt 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vormaterialien 

40 v.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 

8439 

Maschinen und Apparate zum Her¬ 
stellen von Halbstoff aus cellulose¬ 
haltigen Faserstoffen oder zum Her¬ 
stellen oder Fertigstellen von Papier 
oder Pappe 

Herstellen, bei dem 

- der Wert aller verwendeten 
Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der herge¬ 
stellten Ware nicht überschrei¬ 
tet und 



- Vormaterialien, die in dieselbe 
Position wie die hergestellte 

Ware eirtzureihen sirxd, inner¬ 
halb der obensteherxien 
Begrenzur^ rtur bis zu einem 
Wert von 25 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der herge- 
steliten Ware verwendet 
werden 

8441 

■ 

Andere Maschinen und Apparate zum 
Be- oder Verarbeiten von Papierhalb¬ 
stoff, Papier oder Pappe, einschließlich 
Schneidemaschinen aller Art 

Herstellen, bei dem 

- der Wert aller verwerxfeten 
Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der herge¬ 
stellten Ware nicht überschrei¬ 
tet und 



- Voimaterialien, die in dieselbe 
Position wie die hergestellte 

Ware einzureihen sind, inner¬ 
halb der obenstehenden 
Begrenzung nur bis zu einem 
Wert von 25 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der herge¬ 
stellten Ware verwendet 
werden 
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(1) 

(2) 

(3) 

8444 

bis 

8447 

Maschinen für die Textilindustrie der 
Positionen 8444 bis 8447 

Herstellen, bei dem der Wert aHer 
verwendeten Vormaterialien 

40 v.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergesteilten Ware nicht über¬ 
schreitet 

ex 8448 

Hilfsmaschinen und •apparste für 
Maschirten der Position 8444 oder 

8445 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vormaterialien 

40 v.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 

8452 

Nähmaschinen, andere als Fadenheft¬ 
maschinen der Position 8440; Möbel, 
Sockel utkI Deckel, für Nähmaschinen 
besonders hergerichtet: Näh¬ 
maschinennadeln; 



- Steppstichftähmaschinen, deren 

Kopf Ohrte Motor 16 kg oder 
weniger oder mit Motor 17 kg oder 
weniger wiegt 

Herstellen, bei dem 

- der Wert aller verwendeten 
Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der herge- 
stellten Ware nicht überschrei¬ 
tet und 



- der Wert aller Vormaterialien 
ohr>e Ursprungseigenschaft, die 
zum Zusammenbau des Kopfes 
(ofme Motor) verwerxlet 
werden, den Wert der 
verwendeten Vormaterialien 
mit Ursprungseigenschaft nicht 
überschreitet und 



- der Mechanismus für die 
Oberfadenzuführung, der 
Steuer-Greifer mit Arrtriebs- 
mechanismus urxi die Orgar>e 
für den Zick-Zack-Stich 
Ursprurtgserzeugnisse sind 
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(1) 

(2) 

(3) 

8452 

- andere 

Herstellen, bei dem der Weit aller 

(Fortsetzung) 


verwendeten Vormaterialien 

40 V.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 

8456 

WerkzeugmascNnen. Teile und 

Herstellen, bei dem der Wert aller 

bis 

Zubehör, aus diesen Positionen 

verwendeten Vormaterialien 

8466 


40 V.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 

8469 

Büromaschinen und -apparate 

Herstellen, bei dem der Wert aller 

bis 

(Schreibmaschinen. Recherunaschinen. 

verwendeten Vormaterialien 

8472 

automatische Daten- 

40 V.H. des Ab-Werk-Preises der 


verarbeitungsmaschtnen, Vervielfätti- 

hergestellten Ware nicht über- 


gungsmaschinen, Büroheftmaschinen) 

schreitet 

8480 

Gießerei-Formkästen: Grundplatten für 

Herstellen, bei dem der Wert aller 


Formen; Gieltereimodeüe: Formen für 

verwendeten Vormaterialien 5 v.H. 


Metalle (arrdere als solche zum Gießen 

des Ab-Werk-Preises der 


von Ingots, Masseln oder dergleichen). 

hergestellten Ware nicht über- 


Hartmetalle. Glas, mineralische Stoffe, 
Kautschuk oder Kunststoffe 

schreitet 
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Metalloptische Dichtungen; Sätze oder 
Zusammenstellungen von Dichtungen 
verschiedener stofflicher Beschaffertheit, 
in Beuteln, Kartons, oder ähnlichen 
Umschließungen 

Teile von Maschinen, Apparaten oder 
Geräten, in Kapitel 84 arKierweit weder 
genannt noch inbegriffen, ausgertommen 
Teile mit eleictrischer Isolierurtg, elektri¬ 
schen Anschlußstücken, Wicklungen, 
Kontakten oder anderen charakteristi¬ 
schen Merkmalen elektrotechnischer 
Waren 


Elektrische Maschinen, Apparate, Geräte 
und andere elektronische Waren, Teile 
davon; Tonaufrtahme- oder Tonwieder¬ 
gabegeräte, Bild- und Tonaufzeichnurtgs- 
und -wiedergabegeräte, für das Fernse¬ 
hen. Teile urvi Zubehör für diese Geräte; 
ausgenommen die Waren, für die unter 
den nachfolgertden Positionen 8501, 
8502, ex 8518, 8519 bis 8529, 8535 bis 
8537, 8542, 8544 bis 8546 und 8548 
besondere Regeln angeführt sind 


Elektromotoren und elektrische Generato¬ 
ren, ausgenommen Stromerzeugungs¬ 
aggregate 


Stromerzeugungsaggregate und 
elektrische rotierende Umformer 


Herstellen, bei dem der Wert aller ver¬ 
wendeten Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 


Herstellen, bei dem der Wert aller ver¬ 
wendeten Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 


Herstellen, bei dem 

der Wert aller verwendeten Vor¬ 
materialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten 
Ware nicht überschreitet 
und 

Vormaterialien, die in dieselbe 
Position wie die hergestellte Ware 
einzureihen sirxl, irtnerhalb der 
obenstehertden Begrenzurtg nur bis 
zu einem Wert von 5 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten 
Ware verwendet werden 


Herstellen, bei dem 

der Wert aller verwendeten Vor¬ 
materialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten 
Ware nicht überschreitet 
und 

Vormaterialien, die in die Posi¬ 
tion 8503 einzureihen sind, irmerhalb 
der obenstehenden Begrenzung nur 
bis zu einem Wert von 5 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten 
Ware verwerrdet werden 

Herstellen, bei dem 

der Wert aller verwerrdeten Vor¬ 
materialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten 
Ware nicht überschreitet 
und 

Vormaterialien, die in die Posi¬ 
tion 8501 oder 8503 einzureihen 
sind, insgesamt und innerhalb der 
obenstehenden Begrertzung nur bis 
zu einem Wert von 5 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten 
Ware verwer>det werden 
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<2J 

(3) 1 

8518 

Mikrophone uttd Haltevorrichtimgen da¬ 
für; Lautsprecher, auch in Gehäusen; 

Herstellen, bei dem 


elektrische Tonfrequeruverstärker; elektri- 

der Wert alter verwendeten 


sehe Tonverstärkeeinrichtungen 

Vormateriatien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten 

Ware rticht überschreitet 
und 

der Wert aller verwendeten 
Vormaterialien ohne 
Ursprungseigenschaft den Wert der 
Vormaterianen mit 

Ursprungseigenschaft nicht 
überschreitet 

8519 

Plattenspieler, Schallplattert-Musikauto- 
maten, KassettervTonbandabspielgeräte 

Herstellen, bei dem 


und artdere Tonwiedergabegerite. ohne 

der Wert aller verwendeten 


eingebaute Tonaufnahmevorrichtung 

Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten 

Ware nicht überschreitet 
und 

der Wert aller verwendeten 
Vormaterialien ohne 
Ursprungseigenschaft den Wert der 
Vormaterialien mit 

Ursprungseigertschaft nicht 
überschreKet 
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(11 

(21 

(3) 

8520 

Magrwtbandgeräte und ai>dere 
Tonaufnahmegeräte, auch mit 

Herstellen, bei dem 


eir>gebauter Tonwiedergabevorrichtur^ 

der Wert aller verwerrdeten 
. Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten 

Ware nicht überschreitet 
und 

- der Wert aller verwendeten 
Vormaterialien ohrte 
Ursprungseigenschaft den Wert der 
Vormaterialien mit 
Ursprungseigenschaft nicht 
überschreitet 

8521 

Videogerite zur Bild*.ur)d 

Tonaufzeichnung oder «Wiedergabe 

Hersteilen, bei dem 

• der Wert aller verwendeten 
Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Praises der hergestellten 
Ware rächt überschreitet 
und 

- der Wert aller verwervieten 



Vormaterialien ohrte 
Ursprungseigenschaft den Wert der 
Vormaterialien mit 
Ursprungseigenschaft nicht 
überschreitet 

8522 

Teile und Zubehör für Geräte der 

Herstellen, bei dem der Wert aller 


Positionen 8519 bis 8521 

verwendeten Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk*Preises der hergesteliten Ware 
nicht überschreitet 
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(2) 

(3) 

8523 

Tonträger und ähnliche zur Aufnahme 
vorgerichtete Aufzeichnungsträger, ohne 
Aufzeichnung, ausgenommen Waren des 
Kapitels 37 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Weric-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 

8524 

Schallplatten. Magnetbänder und andere 
Tonträger urtd ähnliche 
Aufzeichnungsträger, mit Aufzeichnung, 
einscNießlich der zur 
Schallplattenherstellung dienenden 

Matrizen und Galvanos, ausgenommen 
Waren des Kapitels 37: 



- Matrizen und Galvanos, für die 
Schaliplattenherstellung 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werlc-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 


- andere 

Herstellen, bei dem 



der Wert aller verwendeten 
Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten 

Ware nicht überschreitet und 



• Vormateriaiien, dHe in die 

Position 8523 einzureihen sind, 
innerhalb der obenstehenden 

Begrenzung rHir bis zu einem Wert 
von 5 V.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware verwendet 
werden 
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<11 

(2) 

(3) 

8525 

Sendegeräte für den Funksprech- oder 
Funktelegraphieverkehr, den Rundfunk 

Herstellen, bei dem 


oder das Fernsehen, auch mit 

der Wert aller verwerrdeten 


eirtgebautem Empfangsgerät, 

Vormaterialien 40 v.H. des 


Tonaufrwhmegerit oder 

Ab-Werk-Preises der hergestellten 


Tonwiedergabegerät; Fernsehkameras 

Ware nicht überschreitet 

UfHl 

der Wert aller verwendeten 
Vormaterialien ohne 
Ursprungseigenschaft den Wert der 
Vormaterialien mit 1 

Ursprtjngseigenschaft nicht y 

überschreitet | 

8526 

Funkmeßgeräte (Radargeräte), 
Funknavigationsgeräte urKi 

Herstellen, bei dem 


Funkfemsteuergeräte 

der Wert aller verwerxleten 
Vomwterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preiees der hergestellten 

Ware nicht überschreitet 

• der Wert aller verweryfeten 
Vormaterialien ohrte 
Ursprungseigenschaft den Wert der 
Vormaterialien mit 

Ursprungseigenschaft nicht 
überschreitet 
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(1) 

(2) 

(3) 

8527 

Empfangsgeräte für den Funksprech- oder 
Funktelegraphieverkehr oder den 

Herstellen, bei dem 


Rundfunk, auch in einem gemeinsamen 

der Wert aller verwendeten 


Gehäuse mit einem Tonaufnahme- oder 

Vormaterialien 40 v.H. des 


Tonwiedergabegerät oder einer Uhr 

Ab-Werfc-Preises der hergestellten 


kombiniert 

Ware nicht überschreitet 

und 1 

der Wert aller verwendeten | 

Vormaterialien ohne fl 

Ursprur^gseigenschaft den Wert der 
Vormaterialien mit 

Ursprurtgseigenschaft nicht 
überschreitet 

8528 

Femsehempfangsgeräte (einschließlich 
Videomonhore und Videoprojektoran), 

Herstellen, bei dem 


auch in einem gemeinsamen Gehäuse mit 

der Wert aller verwendeten 


einem Rundfunkempfangsg^t oder 

Vormaterialien 40 v.H. des 


einem Tor>- oder Bildaufzeichnungs- oder 

Ab-Werfc-Preises der hergestellten 


•wiedergabegerät kombiniert 

Ware nicht überschreitet 

und 

- der Wert aller verwendeten 
Vormaterialien ohne 
Ursprungseigenschaft den Wert der 
Vormateriaiien mit 

Ursprungseigenschaft nicht 
überschreitet 
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_m 

8529 


(2) 

(3) 

Teile, erkennbar ausschließlich oder 
hauptsächlich für Geräte der 

Positionen 8525 bis 8528 bestimmt: 


- erkennbar ausschließlich für 
Videogeräte zur Bild- und 
Tonaufzeichnur^ oder -Wiedergabe 
bestimmt 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vormaterialien 40 v.H. des 
Wertes der hergestellten Ware nicht 
überschreitet 

- andere 

Herstellen, bei dem 


der Wert aller verwendeten 
Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten 

Ware nicht überschreitet 


und 


- der Wert aller verwendeten 
Vormaterialien ohrte 
Ursprungseigenschaft den Wert der 
Vormaterialien mit 

Ursprungseigenschaft nicht 
überschreitet 
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<1) 

(2) 

(3) 

8535 

Elektrische Geräte zum Schließen. 

Herstellen, bei dem 

und 

Unterbrechen, Schützen oder Verbirwien 


8536 

von elektrischen Stromkreisen 

der Wert aller verwendeten 



Vormaterialien 40 v.H. des 



Ab-Werk-Preises der hergestellten 

Ware nicht überschreitet und 

Vormaterialien, die in die 

Position 8538 eituureihen sirvi, 
irvterhalb der obertttehenden 

Begreraung nur bis zu einem Wert 
von 5 v.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware verwendet 
werden 8 

8537 

Tafeln, Felder, Konsolen, Putte, Schränke 
(einschließlich Steuerschränke 

Herstellen, bei dem 1 


numerische Steuerungen) urtd arxlere 

der Wert aller verwendeten 


Träger mit mehreren Geräten der 

Vormaterialien 40 v.H. des 


Position 8S3S oder 8536 oder auch 

Ab-Werk-Preises der hergestellten 


Instrumenten oder Geräten des 

Kapitels 90 ausgerüstet, zum elektrischen 

Ware nicht überschreitet urtd 


Schalten oder Steuern oder für die 

Vormaterialien. die in die 


Stromverteilung, ausgenommen 

Position 8538 einzureihen sind. 


Vermittlungseinrichtungen der 

iivMrhalb der obenstehertden 


Position 8517 

Begrenzung nur bis zu einem Wert 
von 5 V.H. des Ab-Werk-Preises der 1 
hergestetlten Ware verwertdet | 

werden | 
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(1) 

<2) 

(3) 1 

8542 

Elektronische integrierte Schaltungen und 
zusammengesetzte elektronische 
Mikroschattungen {Mikrobausteine) 

Herstellen, bei dem 

der Wert aller verwendeten 
Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten 

Ware nicht überschreitet und 



Vormaterialien, die in die 

Position 8541 oder 8542 eiruureihen 
sirvi, insgesamt utkI innerhalb der 
obenstehenden Begrenzung ruir bis 
zu einem Wert von 5 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten 

Ware verwendet werden 

8544 

Isolierte (auch lackisolierte oder 
elektrolytisch oxidierte) Drähte, Kabel 
(einschließlich Koaxialkabel) und andere 
isolierte elektrische Leiter, auch mit 
Anschlußstucken; Kabel aus optischen, 
einzeln umhüllten Fasern, auch 
elektrische Leiter enthaltend oder mit 
AnscMußstücken versehen 

Herstellen, bei dem der Wen aller 
verwendeten Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 

8545 

KoNeelektroden, Kohlebürsten, 
LampenkoNen, Batterie* und 
Elementekohlen und andere Waren für 
elektrotechnische Zwecke aus Graphit 
oder anderem Kohlertstoff, auch in 
Verbindung mit Metall 

Herstellen, bei dem der Wen aller 
verwertdeten Vormaterialien 40 v.H. des 
AbWerk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 
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(1) 

<2) 

(3) 

8709 

Kraftkarren ohne Hebevorrichtung, von 
der in Fabriken, Lagerhäusern, 

Herstellen, bei dem 


Hafenanlagen oder auf Flugplätzen zum 

der Wert aller verwerKfeten 


Kurzstreckentransport von Waren 

Vormateriairen 40 v.H. des 


verwerKfeten Art; Zugkraftkarren, von der 

Ab-Werk-Preise$ der hergestellten 


auf Bahnhöfen verwerKfeten Art; Teile 
davon 

Ware nicht überschreitet urKf 

- Vormaterialien, die in dieselbe 

Position wie die hergestellte Ware 
eirutureihen sitKf, irtr>erhalb der 
obensteherKfen Begrenzung nur bis 
zu eirtem Wert von 5 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestetiten 

Ware verwendet werden 

8710 

Panzerkampfwagen utkI andere 
seibstfahrerxle gepanzerte 

Herstellen, bei dem 


Kampffahrzeuge, auch mK Waffen; Teile 

der Wert aller verwendeten 


davon 

Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestetiten 

Ware nicht überschreitet urKf 

• Vormaterialien, die in dieselbe 

Position wie die hergesteilte Ware 
einzureihen sirKf, innerhalb der 



obensteherKfen Begrermirtg rKir bis 
zu eirMtm Wert von 5 v.H. des 
AbWerk-Preises der hergestellten 

Ware verwendet werden 

8711 

Krafträder (einschließlich Mopeds) und 
Fahrräder mit Hilfsmotor, auch mit 

Herstellen, bei dem 


Beiwagen; Beiwagen 

- der Wert aller verwerKfeten 
Vormaterialien 40 vX. des 
AbWerk-Preises der hergestellten 

Ware nicht überschreitet 

und 

- der Wert aller verwertdeten 
Vormaterialien ohne 
Ursprungseigenschaft den Wert der 
VormateriaKen mit 

Ursprungseigenschaft rvcht 
überschreitet 
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11) 

(2) 

13) 

8803 

Teile von Waren der Position 8801 oder 
8802 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver- 
werxJeten Vormaterialien der 

Position 8803 5 v.H. des Ab-Werk- 
^eises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet 

1 8804 

FallscNrme (einschließlich lenkbare oder 
rotierende Fallschirme); Teile davon und 
Zubehör: 

Herstellen aus Vormaterialien jeder 
Position, einschließlich artderer Vor¬ 
materialien der Position 8804 


rotierende Fallschirme 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver¬ 
wendeten Vormaterialien der 

Position 8804 5 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet 


andere 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver¬ 
wendeten Vormaterialien der 

Position 8805 S v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreKet 

8805 

Startvorrichtungen für Luftfahrzeuge; 
Abbremsvorrichtungen für Schifftdecks 
ur>d ähnliche LarxieNIfen für Luftfahr¬ 
zeuge; Bodengeräte zur Flugausbildung; 
Teile davon 


Kapitel 89 

Wasserfahneuge und schwimmende 
Vorrichtungen 

Herstellen aus Vormaterialien, die in 
eirre andere Position als die hergestellte 
Ware einzureihen sind; jedoch dürfen 
Rümpfe der Position 8906 rucht ver¬ 
wendet werden 
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(1) 

(2) 

13) 

9011 

Optische Mikroskope, einschließlich 
solcher für MikrophotograpNe, Mikro¬ 
kinematographie oder Mikroprojektion 

Herstellen, bei dem 

- der Wert aller verwendeten Vor¬ 
materialien AO v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet urxl 



Vormaterialien, die in dieselbe 
Position wie die hergestellte Ware 
einzureihen sind, innerhalb der 
obenstehenden Begrenzung nur bis 
zu einem Wert von 5 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestelKen 
Ware verwendet werden 


• 

der Wert aller verwendeten Vor¬ 
materialien ohne Ursprungseigerv 
schaft den Wert der Vormaterialien 
mit Ursprungseigenschaft nicht 
überschreitet 

ex 9014 

Andere Navigationsinstrumente. 

-apparate und -gerate 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver¬ 
wendeten Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 

9015 

Instrumente. Apparate und Geräte für 
die Geodäsie. Topographie. Photo¬ 
grammetrie. Hydrographie. Ozeano¬ 
graphie. Hydrologie. Meteorologie oder 
Geophysik, ausgenommen Kompasse; 
Entfernungsmesser 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver¬ 
wendeten Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 
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<1» 

(2) 

(3) 

9016 

Waagen mit einer Empfindlichkeit von 

50 mg oder feiner, auch mit Gewichten 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver¬ 
wendeten Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergesteltten Ware 
nicht Oberschceitet 

9017 

Zeichen-, Anreiß- oder Recherünstru- 
mente und -gerite (z.B. Zeichen¬ 
maschinen, Pantographen, Winkel¬ 
messer, Reißzeuge, RechenscNeber und 
Rechenscheiben): Längenmeß¬ 
instrumente und -gerate, für den Hartd- 
gebrauch (z.B. Maßstibe und Maß¬ 
binder, Mikrometer, Schieblehren und 
andere Lehren); in Kapitel 90 etKlerweit 
weder genannt noch inbegriffen 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver¬ 
wendeten Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 

ex 9018 

Zahnärztliche Behandlungsstühle mit 
zahrtärztlichen Vorrichtungen oder Spei¬ 
fontänen 

Herstellen aus Vormaterialien jeder 
Position, einschließlich anderer Vor- 
materialien der Position 9018 

9024 

Maschinen, Apparate und Geräte zum 
Prüfen der Härte, Zugfestigkeit, Druck¬ 
festigkeit, Elastizität oder ariderer 
mechanischer Bgenschaften von 
Materialien (z.B. von Metallen, Holz, 
Spinnstoffen, Papier oder Kunststoffen) 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver- 
weruieten Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 

9025 

Oichtemesser (Aräometer, Senkwaagen) 
und ähnliche schwimmende Instru¬ 
mente, Thermometer, P/rometer, Baro¬ 
meter, Hygrometer und Psychrometer, 
auch mit Registriervorrichtung, auch 
miteinander kombiniert 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver¬ 
wendeten Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 
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n, 

<2) 

(3) 1 

9026 

Instrumente, Apparate und Geräte zum 
Messen oder Überwachen von Durch¬ 
fluß, Füllhöhe, Druck oder anderen 
verärideriichen Größen von Flüssigkeiten 
oder Gasen (z.B. Durchflußmesser, 
Rüssigkeitsstand- oder Gasstand¬ 
anzeiger, Manometer, Wärmemengen¬ 
zählerl, ausgenommen Instrumente, 
Apparate und Geräte der Position 9014, 
9015, 9028 oder 9032 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver- 
werxfeten Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergesteliten Ware 
nicht überschreitet 

9027 

Instrumente, Apparate und Geräte für 
physikalische oder chemische Unter¬ 
suchungen (z.B. Polarimeter. Refrakto¬ 
meter, Spektrometer und Unter¬ 
suchungsgeräte für Gase oder Rauch): 

■ Instrumente, Apparate urvl Geräte zum 
Bestimmen der Viskosität, Porosität, 
Dilatation, Oberflächenspanrumg oder 
dergleichen oder für kalorimetrische, 
akustische oder photometrische 
Messungen (eirtschließlich Belichtungs¬ 
messer); Mikrotome 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver¬ 
wendeten Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 

9028 

Gaszähler. Flüssigkeitszähler oder 
Elektrizitätszähler, einschließlich Eich¬ 
zähler dafür: 



Teile und Zubehör 

Herstellen; bei dem der Wert aller ver¬ 
wendeten Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergesteilten Ware 
nicht überschreitet 
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(2) 

-» 

(3) 

9028 (Fortsetzung) 

• andere 

Herstellen, bei dem 



der Wert aller verwendeten Vor- 
materialie'n 40 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet und 



der Wert aller verwendeten Vor¬ 
materialien ohne Ursprungseigen¬ 
schaft den Wert der Vormaterialien 
mit Ursprungseigenschaft nicht 
überschreitet 

9029 

Andere ZShler (z.B. Toureruähier, 
ProduktionszSMer, Taxameter, Kilo¬ 
meterzähler oder Schrittzähler): 
Tachometer utkI andere Geschwirxlig- 
keitsmesser, ausgenommen solche der 
Position 9015; Stroboskope 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver¬ 
wendeten Vprmateriaiien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 

9030 

Osziloskope, Spektralanalysatoren und 
andere Instrumente, Apparate und 

Geräte zum Messen oder Prüfen elek¬ 
trischer Grfißen; Instrumente, Apparate 
und Geräte zum Messen oder zum Nach¬ 
weis von Alpha-, Beta-, Gamnta-, 
RöntgenstraMen, kosmischen oder 
anderen ionisierertden StraNen 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver¬ 
wendeten Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergesteliten Ware 
rvcht überschreitet 

9031 

Instrumente. Apparate. Geräte utkI 
MascNnen zum Messen oder Prüfen, in 
Kapitel 90 anderweit weder genannt 
rwch inbegriffen; Profilprojektoren 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver¬ 
wendeten Vormaterialien 40 v.H. des 
AbWerk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 
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(1) 

(2) 

(3) 

9032 

Irutrumente, Apparate und Geräte zum 
Regeln 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver¬ 
wendeten Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 

9033 

Teile und Zubehör (in Kapitel 90 ander- 
weit weder genannt noch inbegriffen) 
für Maschinen, Apparate. Geräte, Irtstru- 
mente oder andere Waren des Kapi¬ 
tels 90 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver- 
werxieten Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 

ex Kapitel 91 

Uhrmacherwaren: ausgenwnmen die 
Ware, für die unter den nachfolgerxlen 
Positionen 9105, 9109 bis 9113 beson¬ 
dere Regeln ar^eführt sind 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver¬ 
wendeten Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der.hergesteilten Ware 
nicht überschreitet 

9105 

Andere Uhren 

Herstellen, bei dem 



der Wert aller verwendeten Vor- 
materialten 40 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet und 



der Wert aller verwendeten Vor¬ 
materialien ohne Ursprungseigen¬ 
schaft den Wert der Vormateriaiien 
mit Ursprungseigenschaft nicht 
überschreitet 
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(1) 

(2) 

(3) 

9109 

Andere Uhrwerke (ausgenommen Klein¬ 
uhr-Werke), vollständig und zusammen- 

Herstellen, bei dem 


gesetzt 

der Wert aller verwendeten Vor- 
materialieri 40 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet und 

der Wert aller verwendeten Vor¬ 
materialien ohne Ursprungseigen¬ 
schaft den Wert der Vormaterialien 
mit Ursprungseigenschaft nicht 
überschreitet 

9110 

Nicht oder nur teilweise zusammerv 
gesetzte, vollstärtdige Uhrwerke 

Herstellen, bei dem 


(SchablorSen), unvollständige. 

der Wert aller verwendeten Vor- 


zusammengesetzte Uhrwerke, Uhrroh- 

materialien 40 v.H. des Ab-Werk- 


werke 

Preises der hergestellten Ware-nicht 
überschreitet und 

• Vormaterialien, die in die 

Position 9114 einzureihen sirtd, 
inrterhalb der obenstehertden 
Begrenzung nur bis zu einem Wert 
von 5 v.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware verwerviet 
werden 

9111 

Gehäuse für Uhren der Position 9101 
oder 9102, Teile davon 

Herstellen, bei dem 

der Wert aller verwendeten Vor¬ 
materialien 40 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergestelhen Ware nicht 
überschreitet und 

- Vormaterialien, die in dieselbe 

Position wie die hergestellte Ware 
einzureihen sind, hvwrhalb der 
obensteherxien Begrenzung rtur bis 
zu einem Wert von 5 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten 
Ware verwendet werden 

















2168 Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil II Nr. 41, ausgegeben zu Bonn am 26. September 1996 


(1) 

(2) 

,3, 

9112 

Gehäuse für andere 

Uhrmacherwaren, Teile davon 

Herstellen, bei dem 

der Wert aller verwendeten 
Vomiaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht 
überschreitet und 



Vormaterialien, die in dieselbe 
Position wie die hergestellte 
Ware einzureihen sirrd, 
innerhalb der obenstehenden 
Begrenzur>g nur bis zu einem 
Wert von 5 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware verwendet 
werden 

9113 

Uhrarmbänder. Teile davon; 



aus unedlen Metallen, auch 
vergoldet oder versilbert oder 
aus Edelmetallplattierungen 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwerrdeten Vormaterialien 40 v.H. 
des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht 
überschreitet 


- andere 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vormaterialien 50 v.H. 
des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht 
überschreitet 

Kapitel 92 

Musikinstrumente: Teile und 

Zubehör für diese Instrumente 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwerrdeten Vormaterialien 40 v.H. 
des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht 
überschreitet 

Kapitel 93 

Waffen urnl Munition; Teile davon 
und Zubehör 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vormaterialien 50 v.H. 
des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht 
überschreitet 
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ex 9401 
und 

ex 9403 


Möbel aus unedlen Metallen, mit 
nicht gepolsterten 
Baumwollgeweben mit einem 
Quadratmetergewicht von 300 g 
oder weniger * 


Herstellen aus Vormaterialien, die in 
eine andere Position als die 
hergestellte Ware einzureihen sind. 


Herstellen aus gebrauchsfertig 
konfektionierten Baumwollgeweben 
der Position 9401 oder 9403, wenn 


Beleuchtungskörper (einschließlich 
Scheinwerfer) urtd Teile davon, 
anderweit weder genannt noch 
inbegriffen; Reklameleuchten, 
Leuchtschilder, beleuchtete 
Namensschilder und dergleichen, 
mit fest angebrachter Lichtquelle, 
und Teile davon, anderweit weder 
genannt noch inbegriffen 

Vorgefertigte Gebäude 


ihr Wert 25 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht 
überschreitet und 

- alle anderen verwendeten 
Vormaterialien 

Ursprungserzeugnisse und in 
eine andere Position als die 
Position 9401 oder 9403 
einzureihen sind 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vormaterialien 50 v.H; 
des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht 
überschreitet 


Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vormaterialien 50 v.H. 
des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht 
überschreitet 
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(1) 

(2) 

(3) 

9605 

Zusammenstellungen für die Reise 
(Necessaires), von Waren zur 
Körperpflege, zum Nähen, zum 
Reinigen von Schuhen oder 
Bekleidung 

Jede Ware in der 
Warenzusammenstellung muß die 
Regel erfüllen, die anzuwenden 
wäre, wenn .sie nicht in der 
Warenzusammenstellung enthalten 
wäre; jedoch können Waren ohne 
Ursprungseigenschaft mitverwendet 
werden, wenn ihr Wert 15 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der 
Warenzusammenstellung nicht 
überschreitet 

9606 

Knöpfe, Druckknöpfe; Knopfformen 
urxl artdere Teile; Krtopfrohlinge 

Herstellen, bei dem 

- alle verwendeten 

Vormaterialien in eine andere 
Position als die herstellte 

Ware einzureihen sind und 



- der Wert aller verwendeten 

Vormaterialien 50 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht 
überschreitet 

9608 

Kugelschreiber; Schreiber und 
Markierstifte, mit Fitzspitze oder 
anderer poröser Spitze; 

Fültfederhatter und artdere 

Füllhalter; Durchschreibstifte; 
FüllUeistifte; Federhalter, 
Bleistifthalter und ähnliche Waren; 
Teile davon (einschiielUich Kappen 
urxl Klipse), ausgenommen Waren 
der Position 9609 

Herstellen aus Vormaterialien, die in 
eine arxlere Position als die 
hergestellte Ware eiruureihen sind, 
oder aus Schreibfedem oder 
Schreibfederspitzen; jedoch können 
auch arxlere Vormaterialien 
derselben Position verwerxlet 
werden, wenn ihr Wert 5 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten 
Ware rxcht überschreitet 
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<1) 

(2) 

(3) 

9612 

Farbbänder für Schreibmaschinen 
und ährdiche FarbbärKler, mit Tinte 

Herstellen, bei dem 


oder anders für Abdrucke 

alle Vormaterialien in eine 


präpariert, auch auf Spulen oder in 

andere Position als die 


Kassetten; Stempelkissen, auch 

hergestellte Ware einzureihen 


getränkt, auch mit Schachteln 

sirxl uivl 



der Wert aller verwerxieten 



Vormaterialien 50 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht 
überschreitet 

1 ex 9614 

Tabakpfeifen, einscNießlich 
Pfeiferdcöpfe 

Herstellen aus Pfeifenrohformen 


1 


I 


I 
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Anhang III 

Warenverkehrsbescheinigungen EUR.1 

1. Die Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 ist auf dem Formblatt auszustellen, dessen Muster in diesem 
Anhang wiedergegeben ist. Dieses Formblatt ist In einer oder mehreren der Sprachen zu drucken, in 
denen das Abkommen verfaSt ist. Die Bescheinigungen sind in einer dieser Sprachen abzufassen und 
müssen den internen Rechtsvorschriften des Ausfuhrstaats entsprechen. Werden sie handschriftlich aus¬ 
gefüllt, so muß dies mit Tinte oder Kugelschreiber und in Druckschrift erfolgen. 

2. Jede Bescheinigung hat das Format 210 x 297 mm, wobei die Länge höchstens 5 mm weniger und 8 mm 
mehr betragen darf. Es ist weißes, holzfreies, geleimtes Schreibpapier mit einem Quadratmetergewicht 
von mindestens 25 g zu verwertden. Dieses ist mit einem grünen guillochierten Überdnick zu versehen, 
auf dem jede mechanisch oder chemisch vorgenommene Fälschung sichtbar wird. 

3. Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft und Lettlands können sich den Druck 
der Bescheinigungen Vorbehalten oder Ihn Druckereien überlassen, die sie hierzu ermächtigt haben. Im 
letzteren Fall muß in jeder Bescheinigung auf diese Ermächtigung hingewiesen werden. Jede Bescheini¬ 
gung muß den Namen und die Anschrift oder das Kennzeichen der Druckerei enthalten. Sie trägt ferner 
zur Kennzeichnung eine Seriennummer, die auch eingedruckt sein kann. 




( 2 ) 


Nur «utfüAtn. wvrm n^ch d«n N^chtsvoac^ntr^n d«s Amh^wtMtM ed»r •rford«f1icK 
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13 ERSUCHEN UM NACHPRÜFUNG, zu fibersenden an: 

14 ERGEBNIS DER NACHPRÜFUNG 


Die Nic^iüfiinS ha( cf^ebea. diB diese Bescheinigung 

□ von der auf ihr angegebenett ZoQbehötde ausgesceUt «rordeo ist und 
daB die darin eodttlteaea Angaben riebdg sind. 

Es wird um Oberptfifiing dieser Bescheinigung auf ihre Echtheit und 
Richtigkeit ersucht. 

□ nicbl den Eifordeniissea tfir ihre Echlheh und Ifir die Richtigkeit der 
darin eiuhahnim Angaben emsprichl (sie beigeffigv BetrKtfcungen). 

(Ott und Datum) 

(Ott und Damm) 

Stempel 

Stempel 

(Unterschrifi) 

(Untetscfaiift) 

(1) Zutreffendes Feld ankieuaen. 


ANMERKUNGEN 

t. Dk Wiigwetkehisbetcheinigungdaff vttderRisuicniiochObeniahaigenaufwtiiqi. Ei»«iy Äaleimigcnrindio vcmii>danea.dal>dk tmümlichen 

E u ur a g ea gemicbenunil t ettb c . iK , i ifa l U <>ie betbii d ttigttnEinirituateobinaigefattwtnlaL Mt to voiyaioBmicae Änderung muB voo demjeaicea. 
4er 4ie Bercheinigiing iiueef&ih hat, gebBligt und von der ZoDbehdide des aussactlciidca Saales oder Gebietes bcstdiigt werden. 

2. Zwischen den in der Waienveifcefaisfaetclirniiguiitangefiauten Warenposteodürfen fceiae Zwisefaenrdume besieben. jeder Warcaposien mufl mit einer 
laulenden Nrunmer versehen sein. Unmioeihar unter dem letzten Waienposien öl ein waageiecliter ScUuSstiicb zu ziehen. Lcetfclder sind duicb 
Saeiebungen unbrauchbar zu machen. 

3. Die Waren sind nach dem Handelsbrauch genau zu Uzeichnen, daB die Feststellung der Nämlichkeit möglich ist. 
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ANTRAG AUF AUSSTELLUNG EINER WARENVERKEBRSBESCHEINIGUNG 


1 Ausfübnr/Expoitcur (Name, voQstiUidife Aaachrift, Scat) 


KUK..1 Nr. A (xn.ooo 


Vor dem AnriOUea Bemeilaiiifen auf der R a c ta e h e beacbteo 


2 ArnngairfAamli 

Tcrkcfar xwiKiKa 


nr den Prtlcrtse- 


3 Empfibafcr (Name. vollstfni1i|e Anschrift, Staal) 


(Antabe der bctreflenden Saasen, Stt a i emtup pe n oder Gcfaiete) 


f AaiaiMa über die Benrdenmf (AiisftUhiat ftcifcsieUt) 


4 Staat. Sbatt^nne «dar S 

GrWat, ab daatn hn«. deren itiitcairiippr oder -fcbiet 

Unpracnrarca die Warta 

gckca 



> Laufende Nr.: Zeteiien, NonoMn, Anahl md Art der Parlistftrke WartnbackianaiC 


9 Ral«c«icin 10 Rcch- 
(kg) ader aiiaigea 

aadtre (AasfiUtain 

MaBe (I. nP freitesie&O 


(1) Bei unverpackten Waren ist rte AnzaN der GegensUntta oder Jose geschCitter anrugeben. 
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ERKLÄRL'NC DES At'SFÜHRERS/EXPORTEURS 
Der UDterreichner. Ausfubrer/Expoireur der luf der Vorderseite beschriebenen Wireo, 

ERKLÄRT, dafi diese Waren die Voraussetzusgeo erfüllen« tun die betgefüfie Bescheinigung zu erhalten; 

BESCHREIBT den Sacfavertaalt, aufgrund deuen diese Waren die vorgenannten Voruissetznngen erfÜUen. wie folgt: 


LEGT folgende Nachweise VOR^**: 


VERPFLICHTET SICH, auf Verlangender zasdodigeaBebdcde^aOe zusiolkbeaNachweise zu etbcingea, die fÜrdieAinttelhmgdetbeigefugacaBescbctmguog 
eifoideriicb sind, und gegebenenfalls jede KoaooUe aciner luid der HersttBungsbediagungenför die obenge lannarrn Waren zn dulden; 


BEANTRAGT die Ausstellung der beigefugieo Beschemigungenfür diese Waren. 


(On und Datum) 


(Unterschrift) 


(1) Zum Betsr^i: Einfuhrpaf^ere. Warenverk^r^^scheinigun^en, Rechnungen. Erklärungen des Hersteiters usw. (Kier <£e verw^xleten oder die in unverändertem Zustand wieder 
ausgeführten Waren. 


17 
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Anhang IV 
Formblatt EUR.2 

1. Das Formblatt EUFI.2 ist auf dem Formblatt auszufüllen, dessen Muster in diesem 
Anhang wiedergegeben ist. Dieses Formblatt ist in einer oder mehreren der Sprachen 
zu drucken, in denen das Abkommen verfaßt ist Die Formblätter sind in einer dieser 
Sprachen auszufülten und müssen den inländischen Rechtsvorschriften des Ausfuhr¬ 
staats entsprechen. Werden sie handschriftlich ausgefüllt, so muß dies mit Tinte oder 
Kugelschreiber und in Druckschrift erfolgen. 

2. Das Formblatt EUR.2 hat das Format 210 x 297 mm, wobei die Länge höchstens 5 mm 
vreniger und 8 mm mehr betragen darf. Es ist weißes, holzfreies, geleimtes Schreib- 
F>apier mit einem Quadratmetergewicht von mindestens 64 g zu verwenden. 

3. Die zustärxf igen Behörden der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft urxf Lettlartds können 
sich den Druck der Formblätter Vorbehalten oder ihn Druckereien Oberlassen, die sie 
hierzu ermächtigt haben. Im letzteren Fall nujß auf jedem Formular auf diese Ermächti¬ 
gung hingewiesen werden. Jedes Formblatt mußd^ Namen und die Anschrift oder das 
Kermzeichen der Druckerei enthalten. Es trägt ferner zur Kennzeichnurrg eine Serien¬ 
nummer, die auch eingedruckt sein kann. 
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Angabe der beoeffeoden Staaten, Siaaiengnippen oder Gebiete. 

Hinweise auf Piflhmgen durch die rusUndige Befafirde oder Dienststelle, soweit sie schon stattgefimden haben. 

Alt Uisptungsstaas gilt der Staat, die Staatengruppe oder das Gebiet, alt dessen bzw. deren Urspmngswaien die Waren gelten. 
Als Staat gilt auch eine Staatengruppe oder ein Gebiet. 
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13 Ersuchen an Nnchpeilftnig, za fibersenden an: 

Es wird um Obetpiüfung der auf der Voideiseiie dieses Fonnbiaas 
abgegebenen Eiklinmg des Ausfübreis enucht*^. 

14 ERGEBNIS DER NACBFROFUNG 

Die Nachpiäliuif hat eigeben, daB (1) 


□ die auf diesem Fonnbiait eingtngenen Angaben lichdg sind; 


□ 4«t Bnrniblall iiirlit 4eti Fifeedereiw« IBr di« 

Bemerioangea}. 

.den. 19 . . 

. 19 . . 


(Ott und Daum) 

Stempel 

Sirmpel 

(Uotessdnifi) 

(Uniefschrit) 


(1) Zimcfleades Feld ankrenzen. 


MK aK^BafKK nn| W WHBHB CtlQI^ SBC^roPCOWOK 4BCT HBC« «WBB6 a 4HDCDWB M» R^nSBClC ^WCOQ IB 06T &9BCK 0C3 rB^BBIMB VB 

s OS Rnnpm Bcr abbiwbbbb« bcb raciacBn un^vwii ott wcbcochbcb wstcbumb 


Hinweise mr AafsteSuaf des Fo mb l iMs EUR.2 

1. Ein Fonobias EU1L.2 Auf nur fBr Waren ausfesaeili weiden, die in AusftilBsiaat den PesiiHniMntm iSr den ia Feld 1 tenanmes Warenvctkefai 
ena p ie chen. Diese Beiria i iiaiin en sind vor denAusfiUIen des FoimblaitssaisflUtig an lesen. 

2. lmftistveifcefarbe<tederAnsiBhrerbeiratesenilungeadasFonaliUgaadie>aloeilgBnaa.beiB riffimi1 i in tenle|terdasFonnbUniodieSeiiditii|. 
AuBeideaiilctereinrederaardeoGtaDdeaEiikeiiC 1 oder aaf der ZoOmbaltieikliinntC 2/CP 3 den Hinweis’EUX.2* sowie die Ser i e nnuiiunr r 
des Fonnbiass ein. 

3. Diese Besömmmigen b e ftei e n den Ausführer niebt voo der EifüSung aDet sonstigen durch Zoll- oder Postvoiscfaiifteo fesigelegien Fönsbehkenen. 

4. r>i> v«mi.nitiin| eo»TnM.m h>p<hiilx ITir lirr, AiirfTih,»!' ,ii. V»«j <Krlaiiii| H»ti «lU M.f!,«»;»» t,, »rt.nnj.n a» 

filreifaidt-riirblimliwi iniil jede Knnemlle leiner ll»irhfrihniii|imM <>r H>T«>l1nnfiliaiSiiiyiii^y^iiiWin B»M II ,lx 

die nisttnriigen BebOiden za dulden. 
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Anhang V 

Abdruck des in Artikel 21 Absatz 3 Buchstabe b) genannten Stempels 


-300 mm- 



(1) Kennbuchstabe oder Wappen des Ausfirfirstaats. 

(2) Angaben über den ermächtigten AusfOhrer. 
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Protokoll Nr. 4 

über Sonderbestimmungen für den Handel 
zwischen Spanien und Portugal und Lettland 


Kapitel I 

Sondeibestimmungen für den Handel 
zwischen Spanien und Lettland 

Artikel 1 

Die Bestimmungen über den Warenverkehr in Titel II dieses 
Abkommens werden wie folgt geändert, um den Maßnahmen 
und Verpflichtungen der Akte über den Beitritt des Königreichs 
Spanien zu den Europäischen Gemeinschaften ftm folgenden 
.Bertrittsakte“ genannt) Rechnung zu tragen. 

Artikel 2 

Gemäß der Beitrittsakte gewährt Spanien für Ursprungswaren 
Lettlands keine günstigere Behandlung als für die Einfuhr von 
Waren, die ihren Ursprung in den übrigen Mitgliedstaaten haben 
oder sich dort im freien Verkehr befinden. 

Artikel 3 

Spanien kommt den Verpflichtungen gemäß Artikel 4 Absatz 2 
des Abkommens zur gleichen Zeit nach wie die übrigen Mitglied¬ 
staaten, vorausgesetzt, daß Lettland nicht mehr unter die Ver¬ 
ordnung (EG) Nr. 519/94 über die gemeinsame Regelung der Ein¬ 
fuhren aus bestimmten Drittländern fällt. 

Artikel 4 

Für die Einfuhren von Ursprungswaren Lettlands nach Spanien 
können bis zum 31. Dezember 1995 für die in Anhang A auf¬ 
geführten Waren mengenmäßige Beschränkungen angewandt 
werden. 

Artikel 5 

Die Bestimmungen dieses Protokolls getten unbeschadet der 
Verordnung (EWG) Nr. 1911/91 des Flates vom 26. Juni 1991 über 
die Anwendung der Vorschriften des Gemeinschaftsrechts auf 
die Kanarischen Inseln und des Beschlusses 91/314/EWG des 


Rates vom 26. Juni 1991 über ein Programm zur Lösung der spe¬ 
zifisch auf die Abgelegenheit und die Insellage der Kanarischen 
Inseln zurückzuführenden Probleme (POSEICAN). 


Kapitel II 

Sonderbestimmungen für den Handel 
zwischen Portugal und Lettland 

Artikel 6 

Die Bestimmungen über den Warenverkehr in Titel II des Ab¬ 
kommens werden wie folgt geändert, um den Maßnahmen und 
Verpflichtungen der Akte über den Beitritt der Portugiesischen 
Republik zu den Europäischen Gemeinschaften C'm folgenden 
„Beitrittsakte“ genannt) Rechnung zu tragen. 

Artikel 7 

Gemäß der Beitrittsakte gewährt Portugal für Ursprungswaren 
Lettlands keirte günstigere Behandlung als für die Einfuhr von 
Waren, die ihren Ursprung in den übrigen Mitgliedstaaten haben 
oder sich dort im freien Verkehr befinden. 

Artikel 8 

Portugal kommt den Verpflichtungen gemäß Artikel 4 Absatz 2 
des Abkommens zur gleichen Zeit nach wie die übrigen Mitglied¬ 
staaten, vorausgesetzt daß Lettlartd nicht mehr unter die Verord¬ 
nung (EG) Nr. 519/94 über die gemeinsame Regelung der Einfuh¬ 
ren aus bestimmten Drittländern fällt. 

Artikel 9 

Für die Einfuhren von Ursprungswaren Lettlands nach Portugal 
können bis zum 31. Dezember 1995 für die in Anhang B auf¬ 
geführten Waren mengenmäßige Beschränkungen angewandt 
werden. 
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AnhangA 


KN-Kodes 


KN-Kodes 


KN-Kodes. 


ex 01029010’) 

020641 91 

04031022 

ex 01029031 <) 

02064991 

04031024 

ex 010290 33') 

02081010 

04031026 

ex 0102 9035*) 

02090011 

ex 040390 51 

ex 0102 90 37’) 

02090019 

ex 04039053*) 

01039110 

0209 0030 

ex 040390590 

01039211 

02101111 

04041091 

01039219 

02101119 

0404 9011 

020311 10 

021011 31 

0404 9013 

02031211 

02101139 

0404 9019 

020312 19 

02101211 

04049031 

02031911 

02101219 

0404 90 33 

0404 90 39 

020319 13 

020319 15 

02101910 

021019 20 

ex 1601=) 
ex 160210 00=) 
ex 1602 2090=) 

020319 55 

02101930 

020319 59 

021019 40 

1602 41 10 

020321 10 

021019 51 

1602 4210 

02032211 

02101959 

1602 4911 

0203 22 19 

02101960 

• 1602 4913 

0203 2911 

021019 70 

1602 4915 

020329 13 

02101981 

1602 4919 

020329 15 

021019 89 

1602 49 30 

02032955 

02109031 

1602 49 50 

020329 59 

02109039 

ex 1602 9010=) 

02063021 

ex 021090 90*) 

1602 90 51 

020630 31 

ex 0401*) 

ex 1902 20 30’) 


1) Ausgenommen Tiere für den Stierkampf. 

2) von Hausschweinen. 

3) In UmscMieSungen mit einem fnhatt von 2 f oder weniger. 

4) Nur weder haltbar gemacht noch eingedickt, für den menschlichen Verzehr. 

9 f<kir solche mit einem Gehalt an Fleisch oder genieBbaren Schlachtnebenerzeugnissen von Hausschweinen. 

6) Nur solche mit einem Gehalt an Schweineblut 

7) Nur 

• Würste aus Fleisch. genieSbareSchlachtnebenerzeugnlese Oder 8M von Hausa^wetnen; 

• )edt Zubereitung oder Konserve mit einem Gehatt an Fleisch oder genießbaren Schlachtnebenemugrassen von Hmisschweirten. 


AnhangB 

KN-Kodes 

0701 1000 
0701 9010 
0701 9051 
0701 90 59 
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Protokoll Nr. 5 

über Amtshilfe im Zollbereich 


Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 
Im Sinne dieses Protokolls gelten als 

a) „Zollrecht“ die von der Gemeinschaft und von Leftlartd erlas¬ 
senen Vorschriften über die Einfuhr, Ausfuhr und Durchfuhr 
von Waren und deren OberfOhning in ein Zollverfahren 
einschlieBlich Verbote, Beschränkungen ur>d Kontrollen: 

b) „Zollabgaben“ alle Zölle, Steuern, Gebühren urtd sonstigen 
Abgaben, die in den Gebieten der Vertragsparteien aufgrurKf 
des Zollrechts erhoben werden, ausgenommen Gebühren 
und Abgaben, deren Höhe auf die ungefähren Kosten der 
erbrachten Dienstleistungen begrenzt ist; 

c) „ersuchende Behörde“ die von einer Vertragspartei bezeich- 
nete zuständige Behörde, die ein Amtshilfeersuchen im Zolt- 
bereich stellt; 

d) „ersuchte Behörde“ die von einer Vertragspartei bezeichnete 
zuständige Behörde, an die ein Amtshilfeersuchen im Zoll¬ 
bereich gerichtet wird; 

e) „Zuwiderhandlungen“ alle Verletzungen oder versuchten Ver¬ 
letzungen des Zollrechts. 

Artikel 2 

Sachlicher Geltungsbereich 

(1) Die Vertragsparteien leisten einander im Rahmen ihrer 
Zuständigkeiten Amtshilfe in der Form und zu den Bedingur>gen, 
die in diesem Protokoll vorgesehen sirKf. um die Einhaltung des 
Zollrechts zu gewähren, insbesondere durch Verhütung urul Auf¬ 
deckung von Zuwiderhandlurigen gegen das Zollrecht und 
Ermittlung im Zollbereich. 

(2) Die Amtshilfe im Zollbereich im Sinne dieses Protokolls 
betrifft alte Behörden der Vertragsparteien, die für die Anwendung 
dieses Protokolls zuständig sind. Sie berührt weder die Vorschrif¬ 
ten Ober die Amtshilfe in Strafsachen, noch betrifft sie Erkennt¬ 
nisse, die bei der Ausübung von Befugnissen auf Antrag der 
Justizbehörden gewonnen werden, es sei denn, daß letztere ihre 
Zustimmung geben. 

Artikel 3 

Amtshilfe auf Ersuchen 

(1) Auf Antrag erteilt die ersuchte Behörde der ersuchenden 
B^örde alle zweckdienlichen Auskünfte, die es dieser ermögli¬ 
chen, die Einhaltung des Zollrechts zu gewährleisten, einschließ¬ 
lich Auskünfte über festgestellte oder beabsichtigte Handlungen, 
die gegen das Zotlrecht verstoßen beziehurrgsweise verstoßen 
würden. 

(2) Auf Antrag teilt die ersuchte Behörde der ersuchenden 
Behörde mit, ob die aus dem Gebiet der einen Vertragspartei 
ausgeführten Waren ordnungsgemäß in das Gebiet der anderen 
Vertragspartei eingeführt worden sind, soweit angebracht, unter 
Angabe des für die Weiren geltenden Zollverfahrens. 

(3) Auf Antrag der ersuchenden Behörde veranlaßt die ersuchte 
Behörde die Überwachung von 

a) natürlichen oder juristischen Personen, bei denen Grund zu 
der Annahme besteht, daß sie Zuwiderhandlungen gegen das 
Zollrecht begehen oder begangen haben; 

b) Orten, an denen Warenbestände auf eine Weise zusammen¬ 
gestellt worden sind, daß Grund zu der Annahme besteht, daß 
sie als Vorräte für Zuwiderhandlungen gegen das Zollrecht 
der anderen Vertragspartei dienen sollen; 

c) Warenbewegungen, die den vorliegenden Angaben zufolge 
möglicherweise eine schwere Zuwiderhandlung gegen das 
Zollrecht darstellen; 

d) Beförderungsmitteln, bei denen Grund zu der Annahme 
besteht, daß sie bei Zuwiderhandlungen gegen das Zollrecht 
benutzt worden sind, benutzt werden oder benutzt werden 
könnten. 


Artikel 4 

Amtshilfe ohne vorhergehendes Ersuchen 

Die Vertragsparteien leisten einander vn Einklang mit ihren 
Gesetzen und sonstigen Vorschriften sowie artderen Überein- 
kOnften Amtshilfe ohne vorhergehendes Ersuchen, sofern dies 
ihres Erachtens zur Einhaltung des Zollrechts rxftwendig ist, ins¬ 
besondere wenn sie über Erkenntnisse verfügen Ober 

- Handlungen, die gegen das Zollrecht verstoßen haben, ver¬ 
stoßen oder verstoßen könnten und die für die andere Ver¬ 
tragspartei von Interesse sein können; 

- neue Mittel oder Methoden zur Begehung solcher Handlun¬ 
gen; 

- Waren, die bekanntermaßen GegenstarKl von schweren 
Zuwiderhandlungen gegen das Zollrecht sind. 

Artikel 5 

Zustellung/Bekanntgabe 

Auf Antrag der ersucherKten Behörde veranlaßt die ersuchte 
Behörde im Einklang mit ihren Gesetzen und sonstigen Vor¬ 
schriften 

- die Zustellung aller Schriftstücke, 

- die Bekanntgabe aller Entscheidungen, 

die in den sachlichen Geltungsbereich dieses Protokolls fallen, an 
einen Adressaten mit Sitz oder Wohnsitz in ihrem Gebiet In 
diesem Fall findet Artikel 6 Absatz 3 Anwendung. 

Artikel 6 

Form und Inhalt der Amtshilfeersuchen 

(1) Amtshilfeersuchen gemäß diesem Protokoll sirtd schriftlich 
zu stellen. Dem Ersuchen sind alle Unterlagen beizufOgen, die für 
seine Erledigung erforderlich sind. In dringenden Fällen könne¬ 
mündliche Ersuchen zulässig sein, die jedoch unverzügliche' 
schriftlicher Bestätigung bedürfen. 

(2) Amtshilfeersuchen gemäß Absatz 1 müssen folgende Anga¬ 
ben enthalten: 

a) Bezeichnung der ersuchenden Behörde; 

b) Maßnahme, um die ersucht wird; 

c) Gegenstand und Grund des Ersuchens; 

d) betroffene Gesetze und sonstige Vorschriften sowie ande-e 
Übereinkünfte; 

e) möglichst genaue und umfassende Angaben über die natür¬ 
lichen urtd juristischen Persorten, gegen die sich die Ermiti- 
lungen richten; 

f) Zusammenfassung des Sachverhafts und der bereits angs- 
stellten Nachforschungen, außer in den Fällen des Artikels 5. 

(3) Die Amtshilfeersuchen sind in einer Amtssprache de- 
ersuchten Behörde oder in einer von dieser zugelassene' 
Sprache zu stellen. 

(4) Entspricht ein Amtshilfeersuchen nicht den Formvorschrif¬ 
ten, so kann seine Berichtigung oder Ergänzung verlangt werden: 
die Anordnung vorsorglicher Maßnahmen wird dadurch nictr. 
berührt. 

Artikel 7 

Erledigung von Amtshilfeersuchen 

<1) Bei der Erledigung von Amtshilfeersuchen verfährt die 
ersuchte Behörde oder, wenn diese nicht selbst tätig werde- 
kann, die Behörde, welche von dieser Behörde mit dem Ersuchen 
befaßt wurde, im Rahmen ihrer Zuständigkeiten und Mittel so, als 
ob sie in Erfüllung eigener Aufgaben oder auf Ersuchen andere' 
Behörden der eigenen Vertragspartei handelte: zu diesem Zwec»; 
hat sie ihr bereits vorliegende Angaben zu liefern und zweck¬ 
dienliche Nachforschungen anzustellen beziehungsweise zu ve'- 
anlassen. 



Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil II Nr. 41, ausgegeben zu Bonn am 26. September 1996 


2185 


(2) Die Erledigung von Amtshiifeersuchen erfolgt im Einklang 
mit den Gesetzen und sonstigen Vorschriften sowie den anderen 
Übereinkünften der ersuchten Vertragspartei. 

(3) Ordnungsgemäß bevollmächtigte Beamte der einen Ver¬ 
tragspartei können im Einvernehmen mit der anderen Vertrags¬ 
partei und zu den von dieser festgelegten Bedingungen bei der 
ersuchten Behörde oder einer dieser nachgeordneten Behörde 
Auskünfte Ober Zuwiderhandlungen gegen das Zollrecht einho¬ 
len, die die ersuchende Behörde für die Zwecke dieses Protokolls 
benötigt. 

(4) Beamte der einen Vertragspartei könrten kn Eirtvemehmen 
mit der anderen Vertragspartei und zu den von dieser festgeleg¬ 
ten Bedingungen bei auf deren Gebiet durchgefOhrten Ermittlun¬ 
gen zugegen sein. 

Artikel 8 

Form der Auskunftserteilung 

(1) Die ersuchte Behörde teilt der ersuchenden Behörde das 
Erg^nis ihrer Nachforschungen in Form von Schriftstücken, 
beglaubigten Kopien, Berichten oder dergleichen mit. 

(2) Die in Absatz 1 geneinnten Schriftstücke können durch 
mihels Datenverarbeitung in beliebiger Form zum gleichen Zweck 
erstellte Angaben ersetzt werden. 

Artikel 9 

Ausnahmen von der Verpflichtung zur Amtshilfe 

(1) Die Vertragsparteien können Amtshitfe nach Maßgabe 
dieses Protokolls ablehnen, sofern 

a) eine Beeinträchtigung der Souveränität, der öffentlichen Ord¬ 
nung, der Sicherheit oder anderer wesentlicher Interessen 
wahrscheinlich wäre oder 

b) Devisen- oder Steuervorschriften außerhalb des Zollrechts 
betroffen sind oder ■ 

c) ein Betriebs-, Geschäfts- oder Berufsgeheimnis verletzt würde. 

(2) Ersucht eine Behörde um Amtshilfe, die sie selbst im Fall 
eines Ersuchens nicht leisten könnte, so weist sie in ihrem Ersu¬ 
chen auf diesen Umstand hin. Die Erledigung eines derartigen 
Ersuchens steht im Ermessen der ersuchten Behörde. 

(3) Wird die Amtshilfe abgelehnt, so ist diese Entscheidung der 
ersuchenden Behörde unter Angabe der Gründe unverzüglich zu 
notifizieren. 

Artikel 10 
Datenschutz 

(1) Sämtliche Auskünfte nach Maßgabe dieses Protokolls sind 
vertraulich, gleichgültig, in welcher Form sie erteilt werden. Sie 
unterliegen dem Dienstgeheimnis und genießen den Schutz 
sowohl der für derartige Auskünfte geltenden Rechtsvorschriften 
der Vertragspartei, die sie erhalten hat, als auch der entsprechen¬ 
den für die Gemeinschaftsbehörden geltenden Vorschriften. 

(2) Personenbezogene Daten sind nicht zu übermitteln, wenn 
Grund zu der Annahme besteht, daß die Übermittlung oder die 
Verwendung der Daten den Grundsätzen der Rechtsordnung 
einer Vertragspartei widerspricht, insbesondere, wenn dem 
Betroffenen d^us unzumutbare Nachteile erwachsen würden. 
Die empfangende Vertragspartei unterrichtet auf Antrag die über¬ 
mittelnde Vertragspartei davon, wie und mit welchem Ergebnis 
die übermittelten Daten verwendet wurden. 

(3) Personenbezogene Daten dürfen lediglich an Zollbehörden 
und bei gebotener strafrechtlicher Verfolgung an die StrafverfcM- 
gungsbehörden und Gerichte übermittelt werden. An andere Per¬ 
sonen oder Behörden dürfen diese Daten lediglich nach Zustim¬ 
mung der übermittelnden Behörde weitergegeben werden. 

(4) Die übenaittelnde Vertragspartei überprüft die Richtigkeit 
der zu übermittelnden Daten. Stellt sich heraus, daß bereits über¬ 
mittelte Daten unrichtig oder zu löschen waren, so wird dies der 
empfangenden Vertragspartei unverzüglich notifiziert. Letztere ist 
zur Berichtigung oder Löschung der Daten verpflichtet. 

(5) Dem Betroffenen kann auf Antrag Auskunft über die gespei¬ 
cherten Daten und den Zweck dieser Datenspeicherung erteilt 
werden, sofern dem nicht überwiegende öffentliche Interessen 
entgegenstehen. 


Artikel 11 

Verwendung der Auskünfte 

(1) Die erlangten Auskünfte dürfen nur für die Zwecke dieses 
Protokolls verwendet werden; zu anderen Zwecken dürfen sie im 
Gebiet einer Vertragspartei nur mit vorheriger schriftltcher 
Zustimmung der die Auskunft erteilenden Behörde und mit den 
gegebenenfalls von dieser aufärlegten Beschränkungen verwen¬ 
det «verden. Diese Bestimmung findet keine Anwendung, wenn 
die für die Zwecke dieses Protokolls erlangten Auskünfte auch für 
den Kampf gegen den illegalen Handel mit Betäubungsmitteln 
und psy ch otro p en Stoffen verwendet werden könnten. Diese 
Informationen dürfen im Rahmen des Artikels 2 an andere Behör¬ 
den weitergegeben werden, die unmittelbar mit der Bekämpfung 
des Uegalen Drogenhandels befaßt sind. 

(2) Absatz 1 steht der Verwendung von Auskünften bei späte¬ 
ren Gerichts- oder Verwattungsverfahren wegen Zuwiderhand¬ 
lungen gegen das Zollrecht nicht entgegen. 

(3) Die Vertragsparteien können die nach Maßgabe dieses Pro¬ 
tokolls erhaltenen Auskünfte und eingesehenen Schriftstücke als 
Beweismittel in Protokollen, Berichten und für Zeugenverneh¬ 
mungen sowie in gerichtlichen Verfahren und Ermittlungen ver¬ 
wenden. 

Artikel 12 

Sachverständige und Zeugen 

Beamten der ersuchten Behörde der einen Vertragspartei kann 
gestattet werden, im Ftahmen der erteilten Genehmigung in 
Gerichts- oder Verwaltungsverfahren, die unter dieses Protokoll 
fallende Angelegenheiten betreffen, als Sachverständige oder 
Zeugen kn Bereich der Gerichtsbarkeit der anderen Vertragspar¬ 
tei aufzutreten und dabei Gegenstände und Schriftstücke oder 
beglaubigte Kopien davon vorzulegen, sofern dies für das Verfah¬ 
ren erforderlich ist. In der Ladung ist ausdrücklich anzugeben, in 
welcher Angelegenheit und in welcher Eigenschaft oder mit wel¬ 
cher Berechtigung die Beamten befragt werden sollen. 

Artikel 13 

Kosten der Amtshilfe 

Die Vertragsparteien verzichten auf gegenseitige Ansprüche 
auf Erstattung der bei der Anwendung dieses Protokolls angefal¬ 
lenen Kosten; hiervon ausgenommen sind, soweit angebracht. 
Aufwendungen für Zeugen und Sachverständige sowie für Dol¬ 
metscher und Übersetzer, die nicht dem öffentlichen Dienst 
angehören. 

Artikel 14 
Durchführung 

(1) Die Durchführung dieses Protokolls wird den zentralen Zoll¬ 
dienststellen Lettlands einerseits und den zuständigen Dienst¬ 
stellen der Kommission der Europäischen Genneinschaften und. 
soweit angebrachL den Zollbehörden der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union andererseits übertragen. Sie beschließen 
alle dazu notwendigen praktischen Maßneihmen und Vereinba¬ 
rungen unter Berücksichtigung der Datenschutzvorschriften. Sie 
können dem Assoziationsrat Änderungen dieses Protokolls e—o- 
fehlen, die ihres Erachtens notwendig sind. 

(2) Die Vertragsparteien konsultieren einander zu den Duxh- 
führungsbestimmungen, die sie gemäß diesem Protokoll enas- 
sen, und halten einander hierüber auf dem laufenden. 

Artikel 15 

Ergänzender Charakter des Protokolls 

(1) Dieses Protokoll steht Amtshilfeabkommen, die zwischen 
einem oder mehreren Mitgliedstaaten der Europäischen Unon 
und LettlarKf geschlossen worden sind oder geschlossen wer¬ 
den, nicht entgegen, sondern ergänzt sie. Es schließt ferner ene 
im Rahmen dieser Abkommen gewährte werterreichende Amts- 
hilfe nicht aus. 

(2) Unbeschadet des Artikels 11 berühren diese Abkomr-ien 
nicht die Gemeinschaftsvorschriften über den Austausch xon 
Informationen im Zollbereich, die für die Gemeinschaft von Inter¬ 
esse sein könnten, zwischen den zuständigen Dienststellen oer 
Kommission und den Zollbehörden der Mitgliedstaaten. 



2^86 Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil II Nr. 41, ausgegeben zu Bonn am 26. September 1996 


Gesetz 

zu dem Europa-Abkommen vom 12. Juni 1995 
zur Gründung einer Assoziation 
zwischen den Europäischen Gemeinschaften 
und ihren Mitgtiedstaaten einerseits 
und der Republik Litauen andererseits 


Vom 12. September 1996 


Oer Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Luxemburg am 12. Juni 1995 von der Bundesrepublik Deutschland 
Unterzeichneten Europa-Abkommen zur Gründung einer Assoziation zwischen 
den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der 
Republik Litauen andererseits, den der Schlußakte vom selben Tag beigefügten 
Erklärungen und Briefwechseln wird zugestimmt. Das Abkommen, die Schluß¬ 
akte urKi die ihr beigefügten Erklärungen und Briefwechsel werden nachstehend 
veröffentlicht. 


Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Europa-Abkommen nach seinem Artikel 132 Abs. 2 für 
die Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekannt¬ 
zugeben. 


Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und wird im Bundesgesetz¬ 
blatt verkündet. 


Berlin, den 12. September 1996 

Für den Bundespräsidenten 
Der Präsident des Bundesrates 
Dr. Edmund Stoiber 

Oer Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 

Der Bundesminister für Wirtschaft 
Rexrodt 

Der Bundesminister des Auswärtigen 
Kinkel 
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Europa-Abkommen 
zur Gründung einer Assoziation 
zwischen den Europäischen Gemeinschaften, 
und ihren Mitgliedstaaten einerseits 
und der Republik Litauen andererseits 


Das Königreich Belgien, 
das Königreich Dänemark, 
die Bundesrepublik Deutschland, 
die Griechische Republik, 
das Königreich Spanien, 
die Französische Republik, 

Irland, 

die Italienische Republik, 
das Großherzogtum Luxemburg, 
das Königreich der Niederlande, 
die Republik Österreich, 
die Portugiesische Republik, 
die Republik Finnland, 
das Königreich Schweden, 

das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland, 

Vertragsparteien des Vertrags zur Gründung der Europäischen 
Union, des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemein¬ 
schaft, des Vertrags über die Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl und des Vertrags zur Gründung 
der Europäischen Atomgemeinschaft, 

nachstehend „Mitgtiedstaaten“ genannt, und 

die Europäische Gemeinschaft, die Europäische Atomgemein¬ 
schaft und die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl, 

nachstehend »Gemeinschaft* genannt, 

die im Ftahmen der Europäischen Union handeln, 

einerseits und 

die Republik Litauen, 

nachstehend „Litauen“ genannt, 

andererseits - 

eingedenk der historischen BirxJungen zwischen den Vertrags¬ 
parteien und der ihnen gemeinsamen Werte, 

in der Erkenntnis, daß die Gemeinschaft und Litauen diese 
Bindungen stärken und auf der Grundlage der Gegenseitigkeit 
enge und dauerhafte Beziehuhgen herstellen wollen, die es 
Litauen ermöglichen, sich am Prozeß der europäischen Integra¬ 
tion sowie an der Stärkung und Weiterentwicklung der Beziehun¬ 
gen zu beteiligen, die zuvor, insbesondere durch das Abkommen 
über den Handel und die harKlelspolitische und wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und das Abkommen über Freihandel und Han¬ 
delsfragen, hergestellt wurden. 


in der Erwägung, daß die Vertragsparteien für die Stärkung der 
politischen tmd der wirtschaftlichen Freiheiten eintreten, die die 
Grundlage dieses Abkommens bilden, und für die Weiterentwick¬ 
lung des neuen Wirtschafts- urtd Regierungssystems Litauens, 
das - im Einklang unter artderem mit den im Rahmen der Konfe¬ 
renz über Sicherheit urtd Zusammenarbeit in Europa (KSZE) und 
der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
(OSZE) eingegangenen Verpflichtungen - die Rechtsstaatlichke.': 
und die Achtung der Menschenrechte einschließlich der Minder¬ 
heitenrechte sowie ein Mehrparteiensystem mit freien und demo¬ 
kratischen Wahlen und eirte Liberalisierung mit dem Ziel der 
Marictwirtschaft umfaßt, 

in der Erwägung, daß die Vertragsparteien die Auffassung tei¬ 
len, daß Litauen beträchtliche Fortschritte bei seinen politischen 
und wirtschaftlichen Reformen erzielt hat und daß diese Refor¬ 
men fortgesetzt werden, 

in der Erwägung, daß die Vertragsparteien zur Erfüllung der im 
Rahmen der KSZE eingegangerten Verpflichtungen verpflichtet 
sind, insbesondere derjenigen, die sich aus der Schlußakte von 
Helsinki, den abschließenden Dokumenten der Folgetreffen in 
Madrid, Wien und Kopenhagen, der Pariser Charta für ein neues 
Europa, den Schlußfolgerungen der KSZE-Konferenz in Bonn, 
dem Dokument der KSZE-Konferenz in Helsinki von 1992, de* 
Euro(>äischen Menscherwechtskonvention, des Vertrags über d« 
Gesamteuropäische Energiecharta sowie der Ministererktärung 
der Konferenz in Luzern vom 30. April 1993 ergeben, 

in dem Bestreben, die Kontakte zwischen ihren Bürgern sowie 
den freien Austausch von Informationen und Gedanken zu för¬ 
dern, wie es von den Vertragsparteien im Rahmen der KSZE urtc 
der OSZE vereinbart wurde, 

Im Bewußtsein der Bedeutung dieses Abkommens für die 
Schaffung und Förderung eines Systems der Stabilität in Europ« 
auf der Grundlage der Zusammenarbeit, in dem die Europäische 
Union einen der Eckpfeiler bildet. 

In der Erkenntnis, daß die Staats- und Wirtschaftsreform in 
Uttuten mit Hilfe der Gemeinschaft fortgesetzt werden muß, 

unter Berücksichtigung des Wunsches der Gemeinschaft, zu- 
Durchführung der Reformen beizutragen und Litauen zu helfen, 
die wirtschaftlichen und sozialen Folgen der Strukturanpassunc 
zu bewältigen, 

in der Erkenntnis, daß die volle Durchführung des Abkommens 
an die Durchführung eines konsistenten Programms für die Wirt- 
schafts- und Staatsreform durch Litauen gebunden ist, 

in Anerkennung der Notwendigkeit, die regionale Zusammen¬ 
arbeit zwischen den baltischen Staaten fortzusetzen, urwi unte- 
Berücksichtigung der Tatsache, daß ein engerer Zusammen¬ 
schluß zum einen der Europäischen Union und der baltischen 
Staaten und zum anderen der baltischen Staaten untereinande- 
Hand in Hand gehen sollen, 

in der Erwägung, daß die Vertragsparteien für die auf de- 
Grundsätzen des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens 
(GATT) und der Welthandelsorganisation (WTO) beruhende Libe¬ 
ralisierung des Handels eintreten. 
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in der Erwartung, daß dieses Abkommen ein neues Klima für 
ihre Wirtschaftsbeziehungen und vor allem für die Entwicklung 
von Handelsfragen und Investitionen schaffen wird, die für die 
Umstrukturierurtg der Wirtschaft und die Modernisierung der 
T echnologie unertäBlich sind, 

in dem Bewußtsein, daß mit der gemeirtsamen Erklärung vom 
Mai 1992 ein politischer Dialog Ober Themen von beiderseitigem 
Interesse in Gang gesetzt wurde, 

in dem Wunsch, innerhalb des multilateralen Rahmens, der 
vom Europäischen Rat in Kopenhagen im Juni 1993 geschaffen 
und durch den Beschluß des Rates der Europäischen Union vom 
7. März 1994 sowie durch die Schlußfolgerungen des Europäi¬ 
schen Rates von Essen im Dezember 1994 gestärkt wurde, einen 
regelmäßigen politischen Dialog zu entwickeln und zu vertiefen, 

eingedenk dessen, daß Litauen seit Mai 1994 assoziiertes Mit¬ 
glied der Westeuropäischen Union (WEU) ist urKf daß es an dem 
Programm »Partrterschaft für den Frieden“ der Nordatlantik¬ 
vertragsorganisation (NATO) teilnimmt, 

in Anerkertnung des Beitrags, den der Pakt über Stabilität in 
Europa zur Förderung der Stabilität und der gutrtachbarschaftli- 
chen Beziehungen im Ostseeraum leisten kann, urKf in Bestäti¬ 
gung ihrer Entschlossenheit, gemeinsam auf den Erfolg dieser 
Initiative hinzuarbeiten, 

unter Berücksichtigung der Entschlossenheit der Gemein¬ 
schaft, Instrumente der Zusammenarbeit eirtzusetzen sowie wirt¬ 
schaftliche, technische urtd finartzielle Hilfe auf globaler und 
mehrjähriger Grundlage zu leisten, 

im Bewußtsein der wirtschaftlichen und sozialen Unterschiede 
zwischen der Gemeinschaft und Litauen und folglich in der 
Erkenntnis, daß die Ziele dieser Assoziation durch angemessene 
Bestimmungen des Abkommens erreicht werden sollen, 

in dem Wunsch, auf kulturellem Gebiet zusammenzuarbeiten 
und Informationen auszutauschen, 

in dem Bestreben, einen Rahmen für eine Zusammenarbeit zur 
Verhütung ungesetzlicher Handlungen zu schaffen, 

in Anerkennung der Tatsache, daß Litauen letztlich die Mit¬ 
gliedschaft in der Europäischen Union anstrebt und daß die durch 
dieses .Abkommen verwirklichte Assoziation nach Ansicht der 
Vertragsparteien Litauen bei der Verwirklichung dieses Ziels hilft, 

unter Berücksichtigung der auf dem Europäischen Rat vwi 
Essen im Dezember 1994 beschlossenen Strategie zur Vorberei¬ 
tung auf den Beitritt, die politisch durch die Schaffung strukturier¬ 
ter Beziehungen zwischen den assoziierten Staaten und den 
Orgarten der Europäischen Union umgesetzt wird, die das gegen¬ 
seitige Vertrauen fördern und einen Rahmen für die Behandlung 
von Themen bieten, die im gemeinsamen Interesse liegen - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

(1) Zwischen der Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten 
einerseits und Litauen andererseits wird eine Assoziation ge¬ 
gründet. 

(2) Ziel dieser Assoziation ist es, 

- einen geeigneten Rahmen für den politischen Dialog zwi¬ 
schen den Vertragsparteien zu schaffen, der die Entwicklung 
enger politischer Beziehungen ermöglichL 

- schrittweise eine Freihaftdelszorte zwischen der Gemein¬ 
schaft und Litauen zu errichten, die im wesentlichen den 
gesamten beiderseitigen Handel umfaßt, 

- die Ausweitung des Harxfels und ausgewogene Wirtschafts¬ 
beziehungen zwischen den Vertragsparteien zu fördern und 
so die dynamische wirtschaftliche Entwicklung und den Wohl¬ 
stand in Litauen zu begünstigen. 


- eine Grundlage zu schaffen für die wirtschaftliche, finanzielle, 
kulturelle und soziale Zusammenarbeit, für die Zusammen¬ 
arbeit bei der Verhütung ungesetzlicher Handlungen und für 
die Hilfe, die die Gemeinschaft Litauen gewährt, 

- die Bestrebungen Uteujens zur Entwicklung seiner Wirtschaft 
und zur Vollendung des Obergangs zu einer Marktwirtschaft 
zu unterstützen, 

- einen geeigneten Rahmen für die schrittweise Integration 
Litauens in die Europäische Union zu bieten. Litauen wird auf 
die Erfüllung der hierzu notwendigen Voraussetzungen hin¬ 
arbeiten, 

- geeignete Organe für das reibungslose Funktionieren der 
Assoziation einzusetzen. 


Titel I 

Allgemeine Grundsätze 

Artikel 2 

(1) Die Achtung der Grundsätze der Demokratie und der Men¬ 
schenrechte, wie sie in der Schlußakte von Helsinki urtd in der 
Charta von Paris für ein neues Europa verankert sind, sowie die 
Gmndsätze der Marktwirtschaft sind die Grurtdlage der Inrten- 
und Außenpolitik der Vertragsparteien und ein wesentlicher 
Bestandteil dieses Abkommens. 

(2) Die Vertragsparteien sind der Aitsicht, daß es für den künfti¬ 
gen Wohlstand und die Stabilität der Region von wesentlicher 
Bedeutung ist, daß die baltischen Staaten die Zusammenarbeit 
untereinander fortsetzen und ausbauen und werden alle Anstren¬ 
gungen unternehmen, um diesen Prozeß zu fördern. 

Artikel 3 

(1) Die Assoziation umfaßt eine Übergangszeit, auf die an man¬ 
chen Stellen dieses Abkommens Bezug genommen wird und die 
spätestens am 31. Dezember 1999 endet 

(2) Der Assoziationsrat nach Artikel 111 genannt - in dem 
Bewußtsein, daß die Grundsätze der Marktwirtschaft für diese 
Assoziation wesentlich sind - prüft auf der Grundlage der in der 
Präambel festgelegten Grundsätze regelmäßig die Umsetzung 
dieses Abkommens und die Fortschritte Litauens bei der Durch¬ 
führung von Wirtschaftsreformen. 

(3) Die Übergangszeit nach Absatz 1 gilt weder für Titel II noch 
für Titel III. 


Titel 11 

Politischer Dialog 

Artikel 4 

Der politische Dialog zwischen der Europäischen Union und 
Litauen wird ausgebaut und verstärkt. Er begleitet und festigt die 
Annäherung zwischen der Europäischen Union und Litauen, 
unterstützt den sich gerade vollziehenden oder bereits abge¬ 
schlossenen politischen und wirtschaftlichen Wandel in Litauen 
und trägt zur Herstellung enger Solidaritätsbeziehungen und zur 
Schaffung neuer Formen der Zusammenarbeit zwischen den Ver¬ 
tragsparteien bei. Oer politische Oietlog soll insbesondere folgen¬ 
des fördern: 

- Litauens vollständige Integration in die Gemeinschaft demo¬ 
kratischer Nationen urtd seine schrittweise Annäherung an die 
Europäische Union; 

- eine stärkere Konvergenz der Standpunkte der Vertragspar¬ 
teien in internationalen Fragen, insbesondere in Angelegen- 
heiten, die erhebliche Folgen für die Vertragsparteien haben 
können; 

- eine bessere Zusammenarbeit in Bereichen, die in die 
Gemeinsame Außen- urKi Sicherheitspolitik der Europäischen 
Union fallen; 

- Sicherheit und Stabilität in Europa. 
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Artikel 5 

Der politische Dialog wird in dem multilateralen Rahmen und im 
Bnklang mit den Verfahren, die mit den assoziierten Ländern Mit¬ 
teleuropas vereinbart wurden, gefOhrL 

Artikel 6 

(1) Innerhalb des Assoziationsrates wird ein bilateraler politi¬ 
scher Dialog auf Ministerebene geführt Oer Assoziatiortsrat ist 
allgemein für alle Angelegenheiten zuständig, die ä)m die Ver¬ 
tragsparteien vorlegen. 

Im Eirtvemehmen mit den Vertragsparteien werden weitere 
Verfahren für den politischen Dialog eingeführt, und zwar ins¬ 
besondere fotgertde: 

- eventuell erforderliche Treffen hoher Beamter (auf der Ebene 
politischer Direktoren), an derten sowohl Vertreter Litauens als 
auch Vertreter des Vorsitzes des Rates der Europäischen 
Union urxf der Kommission teilnehrrten; 

- die volle Nutzung aller diplomatischen Kartäle zwischen den 
Vertragsparteien, einschlieSlich geeigneter Kontakte in Dritt- 
ländem und innerhalb der Vereinten Nationen, der OSZE und 
anderen internationalen Gremien; 

- die Einbeziehurig Litauens in die Gruppe der Länder, die 
regelmäßig Ober die Aktivitäten im Rahmen der Gemeinsamen 
Außen- und Sicherheitspolitik informiert werden, sowie ein 
Informationsaustausch, der der Verwirklichung der in Artikel 4 
genannten Ziele dient; 

- jede sonstige Maßnahme, die einen nützlichen Beitrag zur 
Festigung, zum Ausbau und zur Verstärkung dieses Dialoges 
leisten könnte. 


Artikel 7 

Der politische Dialog auf parlamentarischer Ebene wird im Rah¬ 
men des Parlamentarischen Ausschusses der Assoziation zwi¬ 
schen den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitglied¬ 
staaten und der Republik Litauen (nachstehend .Parlamentari¬ 
scher Ausschuß* genannt) geführt 


Titel lil 

Freier Warenverkehr 


Artikel 8 

(1) In einer Obergarrgszeit von höchstens sechs Jahren ab 
Inkrafttreten des Abkomntens Ober Freihandel und Handels¬ 
fragen am 1. Januar 1995 errichten die Gemeinschaft urtd Litauen 
im Einkletng mit den Bestimmungen dieses Abkommens und den 
Bestimmungen des GATT und der WTO schrittweise eine Frei¬ 
handelszone. 

(2) Im Handel zwischen den beiden Vertragsparteien gilt für die 
Einreihung der Waren die Kombinierte Nomenidatur. 

(3) Für jede Ware gilt als Ausgangszollsatz, von dem aus die in 
diesem Abkommen vorgesehenen schrittweisen Zollsenkungen 
vorgerK>mmen werden, der am 1. März 1994 tatsächlich erga 
omnes angewandte Zollsatz. Für die in den Kapiteln II und III 
genannten Waren gelten die in den Anhängen II bis V und in 
Anhang XII genannten oder die am 1. Januar 1995 tatsächlich 
erga omnes angewandten Ausgangszollsätze, je nachdem, wel¬ 
che die niedrigeren Zollsätze sind. 

(4) Werden nach Inkrafttreten des Abkommens über Freihandel 
und Handelsfragen, d. h. rtach dem 1. Januar 1995 Zoilsenkun- 
gen erga omnes vorgenommen, insbesondere Zollsenkungen 
aufgrund der Zolltarifübereinkunft, die sich aus der Uruguay- 
Runde im Rahmen des GATT ergibt, so treten die derart gesenk¬ 
ten Zollsätze ab Inkrafttreten dieser Senkungen an die Stelle der 
in Absatz 3 genannten Ausgangszollsätze. 

(5) Die Gemeinschaft und Litauen teilen eincutder ihre jeweiligen 
Ausgangszollsätze mit. 


Kapitel I 

Gewerbliche Waren 
Artikel 9 

(1) Die Bestimmungen dieses Kapitels gelten für Ursprungs¬ 
waren der Gemeinschaft und, Litauens; die unter die Kapitel 25 
bis 97 der Kombinierten Nomenklatur fallen, mit Ausnahme der in 
Arthang I aufgeführten Waren. 

(2) Die Artikel 10 bis 14 gelten nicht für die in Artikel 16 genann¬ 
ten Waren. 

(3) Der Handel zwischen den Vertragsparteien mit den Waren, 
die unter den Vertrag zur Gründung der Europäischen Atom¬ 
gemeinschaft fallen, unterliegt den Bestimmungen dieses Ver¬ 
trags. 

Artikel 10 

(1) Die Einfuhrzölle der Gemeinschaft auf Ursprungswaren 
Utauerts werden am 1. Januar 1995 abgeschafft 

(2) Die mengenmäßigen Beschränkurtgen für Bnfuhren in die 
Genieinschaft und die Maßrtahmen gleicher Wirkurtg werden am 
1. Januar 1995 für Ursprungswaren Litauens beseitigt. 

Artikel 11 

(1) Die Einluhrzölle Litauens auf Urspruttgswaren der Gemein¬ 
schaft. die nicht in den Anhäitgen II, III und IV aufgeführt sind, 
werden am 1. Januar 1995 abgeschafft. 

(2) Die Einfuhrzölle Litauens auf die in Anharrg II aufgeführten 
Ursprurtgswaren der Gemeinschaft werden schrittweise nach 
folgendem Zeitplan gesenkt; 

- Am 1. Januar 1996 wird jeder Zollsatz auf 50 v.H. des Aus¬ 
gangszollsatzes gesenkt; 

- am 1. Januar 1997 werden die verbleibenden Zölle abge¬ 
schafft 

(3) Die Einfuhrzölle Litauerrs auf die in Anhang III aufgeführten 
Ursprungswaren der Gemeinschaft werden schrittweise nach 
folgendem Zeitplan gesenkt: 

- Am 1. Januar 1998 wird jeder Zollsatz auf 50 v.H. des Aus¬ 
gangszollsatzes gesenkt; 

- am 1. Januar 2001 werden die verbleibenden Zölle abge¬ 
schafft. 

(4) Die Einfuhrzölle Litauens auf die in Anhang IV aufgeführten 
Ursprrungswaren der Gemeinschaft werden am 1. Januar 2001 
abgeschafft. 

(5) Die mengenmäßigen Einfuhrbeschränkungen Litauens für 
Ursprungswaren der Gemeinschaft und die Maßrtahmen gleicher 
Wirkung werden am 1. Januar 1995 beseitigt. 

Artikel 12 

Die Bestimmurrgen Ober den Abbau der Einfuhrzölle gelten 
auch für die Finanzzölle. 

Artikel 13 

Alle Abgaben mit gleicher Wirkung wie Einfuhrzölle werden am 
1. Januar 1995 kn Handel zwischen der Gemeinschaft und 
Litauen abgeschafft. 

Artikel 14 

(1) Alle Ausfuhrzölle und Abgaben gleicher Wirkung zwischen 
der Gemeinschaft und Litauen werden bis 1. Januar 1995 schritt¬ 
weise abgeschafft, mit Ausnahme der von Litauen auf die in 
Anhang V aufgeführten Waren erhobenen Ausfuhrzölle und Ab¬ 
gaben, die bis spätestens 1. Januar 2001 beseitigt werden. 

(2) Mengenmäßige Ausfuhrbeschränkungen gegenüber Litauen 
und Maßnahmen gleicher Wirkung werden von der Gemeinschaft 
am 1. Januar 1995 beseitigt. 

(3) Mengenmäßige Ausfuhrbeschränkungen gegenüber der 
Gemeinschaft und Maßnahmen gleicher Wirkung werden von 
Litauen am 1. Januar 1995 beseitigt. 
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" Artikel 15 

Jede Vertragspartei erklärt sich bereit, ihre Zollsätze im Handel 
mit der anderen Vertragspartei schneller als in den Artikeln 10 und 
11 vorgesehen zu senken, teils ihre wirtschaftliche Gesamtiage 
urtd die Lage des betreffenden Wirtschaftszweigs dies zulassen. 

Der Assoziationsrat kann Empfehlungen in diesem Sinne aus¬ 
sprechen. 

Artikel 16 

(1) Die Einfuhrzölle der Gemeinschaft auf die in Anhang Vt auf¬ 
geführten Textilwaren mit Ursprung in Litauen werden zu den 
in diesem Anhang festgelegten Bedingungen ausgesetzt. Der 
Anhang kann durch Beschluß des Assoziationsrates rtach dem 
Verfahren des Artikels 113 geändert werden. 

(2) Protokoll Nr. 1 enthält Bestimmungen für die dort genanrtten 
Textilwaren. 

Artikel 17 

(1) Die Bestimmungen dieses Kapitels schließen rücht aus, daß 
die Gemeinschaft bei den Abgaben auf die in Anhang VII auf¬ 
geführten Erzeugnisse, die Ursprungswaren Litauerts siixl, eine 
landwirtschaftliche Komporrente beibehält 

(2) Die Bestimmungen dieses Kapitels schließen nicht aus, daß 
Litauen bei den Abgaben auf die in Anhang VIII aufgeführten 
Erzeugnisse, die Ursprungswaren der Gemeinschaft sirtd, eine 
landwirtschaftliche Komponente einführt. 


Kapitel II 
Larrdwirtschaft 


Artikel 18 

(1) Die Bestimmungen dieses Kapitels gelten für landwirt¬ 
schaftliche Erzeugnisse mit Ursprung in der Gemeinschaft und in 
Litauen. 

(2) Unter „landwirtschaftlichen Erzeugnissen“ sind die Waren 
zu verstehen, die unter die Kapitel 1 bis 24 der Kombinierten 
Nomenklatur fallen, und die Waren, die in Anhang I aufgeführt 
sind, nicht aber Fischereierzeugnisse im Sinne der Verordnung 
(EWG) Nr. 3759/92. 

Artikel 19 

Protokoll Nr. 2 enthält die Handelsbestimmungen für die dort 
aufgeführten landwirtschaftlichen Verarbeitungserzeugnisse. 

Artikel 20 

(1) Ab 1. Januar 1995 gelten weder für die Einfuhren landwirt¬ 
schaftlicher Erzeugnisse mit Ursprung in Litauen in die Gemein¬ 
schaft noch für die Einfuhren landwirtschaftlicher Erzeugnisse mit 
Ursprung in der Gemeinschaft nach Litauen mengenmäßige 
Beschränkungen. 

(2) Die Gemeinschaft und Litauen gewähren einander einver¬ 
nehmlich und auf der Grundlage der Gegenseitigkeit die In den 
Anhängen IX bis XIII aufgeführten Zugestärxfnisse im Einklang mit 
den dort festgelegten Bedingungen. 

(3) Die in Absatz 2 genannten Zugeständnisse können im Ein¬ 
vernehmen zwischen den Vertragsparteien bis 31. Dezember 
1997 rtach den Grundsätzen und Verfahren des Absatzes 4 über¬ 
prüft werden. 

(4) Unter Berücksichtigung des Umfangs ihres Hartdels mit 
landwirtschaftlichen Erzeugnissen, deren besonderer Empfiitd- 
lichkeit. der Bestimmungen über die gemeirtsame Agrarpolitik der 
Gemeinschaft, der Bestimmungen über die Agrarpolitik Litauens 
und der Bedeutung der Landwirtschaft für die litauische Wirt¬ 
schaft prüfen die Gemeinschaft und Litauen im Assoziationsrat 
für jedes Erzeugnis auf der Grundlage der Ordnungsmäßigkeit 
und der Gegenseitigkeit die Möglichkeiten für die Gewährung 
weiterer Zugeständnisse. 


Artikel 21 

Sollten die Einfuhren von Waren mit Ursprung in der einen Ver¬ 
tragspartei, für die die Zugeständnisse nach Artikel 20 gelten, 
wegen der besonderen Empfindlichkeit der Agrarmärkte ernste 
Störungen auf den Märkten der anderen Vertragspartei hervor- 
rufen, so nehmen beide Vertragsparteien unbeschadet der sotv 
stigen Bestimmungen dieses Abkommens, insbesoTKlere des 
Artikels 30, unverzüglich Konsultaüonen auf, um eine geeignete 
Lösung zu finden. Bis zu einer solchen Lösurtg kann die betrof¬ 
fene Vertragspartei die Maßnahmen treffen, die sie für notwendig 
erachtet. 

Kapitel III 
Rscherei 


Artikel 22 

Die Bestimmungen dieses Kapitels gelten für Fischereierzeuo- 
nisse mit Ursprung in der Gemeinschaft und in Litauen, die in oe- 
Geitungsbereich der Verordnung (EWG) Nr. 3759/92 fallen. 

Artikel 23 

(1) Die Gemeirtschaft und Litauen gewähren einander einver- 
nehmtich urtd auf der Grurtdiage der Gegenseitigkeit die in den 
Anhängen XtV und XV aufgeführten Zugestärrdnisse im Einklang 
mit den dort festgelegten Bedingungen. 

(2) Artikel 20 Absatz 4 und /Vtikel 21 firxlen auf Fischere- 
erzeugnisse entsprechende Anwendung. 


Kapitel IV 

Gemeinsame Bestimmungen 

Artikel 24 

Die Bestimmungen dieses Trtels gelten für den Handel zwi¬ 
schen den Vertragsparteien mit allen Waren, sofern in diesem 
Abkommen oder in den Protokollen Nm. 1 und 2 nichts anderes 
bestimmt ist. 

Artikel 25 

(1) Im Handel zwischen der Gemeinschaft und Litauen weröe* 
abl. Januar 1995 

- weder neue Einfuhr-oder Ausfuhrzölle oder/Abgaben gleicnsr 

Wirkung eingeführt noch die bereits geltenden erhöhL 

- weder neue mengenmäßige Einfuhr- oder Ausfuhrbeschrän¬ 
kungen oder Maßnahrrten gleicher Wirkurtg eirtgeführt nocr 

die bestehenden restriktiver gehaixlhabt. 

(2) Unbeschadet der Zugeständnisse gemäß Artikel 20 beinha'- 
tet Absatz 1 keine Einschränkung der Agrarpolitik Litauens ooe* 
der Gemeinschaft urrd steht der Einführung von Maßnahmen i— 
Ftahmen dieser Politik nicht errtgegen. 

Artikel 26 

(1) Die Vertragsparteien wenden keine Maßnahmen oder Prak¬ 
tiken interner steuerlicher Art an, die unmittelbar oder mittelba' 
die Waren der einen Vertragspartei gegenüber gleichartiger 
Ursprungswaren der arrderen Vertragspartei benachteiligen. 

(2) Für Waren, die in das Gebiet einer Vertragspartei ausgefüh-t 
werden, darf keine Erstattung für inländische mittelbar erhobene 
Abgaben gewährt werden, die höher ist als die auf diese Waren 
unmittelbar oder mittelbar erhobenen Abgaben. 

Artikel 27 

(1) Dieses Abkommen steht der Beibehaltung oder Erricht jn: 
von Zollunionen, Freihandelszonen oder Grenzverkehrsregeijn- 
gen nicht entgegen, sofern diese keine Änderung der in diese~ 
Abkommen vorgesehenen Regelung des Warenverkehrs bewirken^ 
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(2) Im Assoziationsrat finden Konsultationen zwischen den 
Vertragsparteien statt über Abkommen zur Errichtung derartiger 
Zollunionen oder Freihandelszonen und auf Antrag über alle 
anderen wichtigen Fragen im Zusammenhang mit ihrer jeweiligen 
Handelspolitik gegenüber Dritttändem. Derartige Konsultationen 
finden insbesondere im Fall des Beitritts eines Drittlands zur 
Gemeinschaft statt, um sicherzustellen, daB den in diesem 
Abkommen verankerten beiderseitigen Interessen der Gemein¬ 
schaft und Litauens Rechnung getragen wird. 

Artikel 28 

Befristete Austtahmeregelurtgen zu Artikel 11 und zu Artikel 25 
Absatz 1 erster Gedankenstrich können von Litauen in Form 
höherer Zollsätze eingeführt werden. 

Diese Regelungen dürfen nur junge Industrien oder bestimmte 
Wirtschaftszweige betreffen, die sich in der Umstnjkturierung 
befinden oder ernsten Schwierigkeiten gegenüberstehen, die ins¬ 
besondere bedeutende soziale Probleme hervomrfen. 

Die durch diese Regelungen eingeführten Einfuhrzölle Litauens 
auf Ursprungswaren der Gemeinschaft dürfen 25 v. H. des Wertes 
nicht übersteigen und müssen den Ursprungswaren der Gemein¬ 
schaft weiterhin eine Präferenz sichern. 

Der Gesamtwert der Einfuhren der Waren, für die diese Maßnah¬ 
men gelten, darf 15 v.H. der Gesamteinfuhren der in Kapitel I 
genannten gewerblichen Waren aus der Gemeinschaft wätvend 
des letzten Jahres, für das Statistiken vorliegen, nicht über¬ 
steigen. 

Diese Maßnahmen gelten höchstens drei Jahre, sofern vom 
Assoziationsrat keine Verlängerung genehmigt wird. Sie treten 
spätestens am 31. Dezember 2000 außer Kraft. 

Derartige Maßnahmen können nicht für eine Ware eingeführt 
werden, wenn seit der Aufhebung sämtlicher Zölle und mengen¬ 
mäßigen Beschränkungen oder Abgaben beziehungsweise Maß¬ 
nahmen gleicher Wirkung für diese Ware mehr als drei Jahre ver¬ 
gangen sind. 

Litauen unterrichtet den Assoziationsrat über etwaige Ausnahme¬ 
regelungen, die es einzuführen beabsichtigt; auf Antrag der 
Gemeinschaft finden vor Anwendung derartiger Regelungen 
Konsultationen im Assoziationsrat über die Maßnahmen und die 
betroffenen Wirtschaftszweige statt. Bei Einführung derartiger 
Regelungen übermittelt Litauen dem Assoziationsiat einen Zeit¬ 
plan für die Abschaffung der gemäß diesem Artikel eingeführten 
Zölle. Nach diesem Zeitplan muß die Abschaffung dieser Zölle in 
gleichen Jahresraten spätestens zwei Jahre nach ihrer Ein¬ 
führung beginnen. Der Assoziationsiat kann einen anderen Zeit¬ 
plan beschließen. 

Artikel 29 

Stellt eine Vertragspartei im Handel mit der anderen Vertrags¬ 
partei Dumpirtgpraktiken im Sinne von Artikel VI des GATT fest, 
so kann sie im Einklarrg mit den Bestimmungen des Überein¬ 
kommens zur Durchführung von Artikel VI des GATT und mit den 
entsfjrechenden internen Rechtsvorschriften unter den Voraus¬ 
setzungen und gemäß dem Verfahren des Artikels 33 geeignete 
Maßnahmen gegen diese Praktiken treffen. 

Artikel 30 

Wird eine Ware in derart erhöhten Mengen und unter solchen 
Bedingungen eingeführt, daß 

- den inländischen Herstellern gleichartiger oder unmittelbar 
konkunierender Waren im Gebiet einer der Vertragsparteien 
ein erheblicher Schaden zugefügt wird oder droht oder 

- in einem Wirtschaftszweig schwerwiegende Störungen oder 
Schwierigkeiten verursacht werden oder drohen, die eine 
schwerwiegende Verschlechterung der Wirtschaftslage einer 
Region bewirken könnten, 

so kann die Gemeinschaft oder Litauen, je nachdem, weiche Ver¬ 
tragspartei betroffen ist, unter den Voraussetzungen und gemäß 
dem Verfcihren des Artikels 33 geeignete Maßnahmen treffen. 


Artikel 31 

Führt die Einhaltung der Artikel 14 und 25 

i) zu einer Wiederausfuhr in ein Drittland, dem gegenüber d« 
ausführende Vertragspartei für die betreffende Ware mengen¬ 
mäßige Ausfuhrbeschränkurtgen, Ausfuhrzölle oder Maßnah^ 
men gleicher Wirkung aufrechterhätt, oder 

ii) zu einer schwerwiegenden Verkrrappung oder der Gefahr 
einer schwerwiegenden Verkrtappung bei einer für die aus- 
fOhrertde Vertragspartei wesentlichen Ware 

und ergeben sich daraus tatsächlich oder voraussichtlich für d« 
ausführende Vertragspartei erhebliche Schwierigkeiten, so kann 
diese Vertragspartei unter den Voraussetzungen und gemäß dem 
Verfahren des Artikels 33 geeignete Maßnahmen treffen. Diese 
Maßnahmen dürfen nicht diskriminierend sein und müssen be¬ 
seitigt werden, wenn die UmstärKle ihre Aufrechterhaltung nicht 
länger rechtfertigen. 

Artikel 32 

Oie Mitgliedstaaten der Europäischen Union (nachstehend 
.Mitgliedstaaten* genannt) und Litauen formen alle staatlichen 
Handelsmonopole schrittweise so um, daß bis Ende 1999 jede 
Diskriminierung in den Versorgungs- urtd Absatzbedirrgungen 
zwischen den Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten und Litau¬ 
ens ausgeschlossen ist. Oer Assoziationsrat wird über die Maß¬ 
nahmen zur Erreichung dieses Ziels unterrichtet. 

Artikel 33 

(1) Legt die Gemeinschaft oder Litauen für die Einfuhren von 
Waren, die die in Artikel 30 genannten Schwierigkeiten hervor- 
rufen könnten, ein Verwaltungsverfahren fest um schrrell Infor¬ 
mationen über die Entwicklung der Handelsströme zu erhaltea 
so teilen sie dies der anderen Vertragspartei mit. 

(2) Die Gemeinschaft beziehungsweise Litauen stellt dem 
Assoziationsrat in den Fällen der Artikel 29, 30 und 31 vor Ein¬ 
führung der darin vorgesehenen Maßnahmen oder in den Fällen 
des Absaues 3 Buchstabe d so schnell wie möglich alle zweck¬ 
dienlichen Angaben zur Verfügung, um eine für beide Vertrags¬ 
parteien annehmbare Lösung zu ermöglichen. 

Mit Vorrang sind die Maßnahmen zu treffen, die das Funktioniere' 
dieses Abkommens am wenigsten beeinträchtigen. 

Oie Schutzmaßnahmen werden dem Assoziationsrat unverzüg¬ 
lich mitgeteilt und sind dort insbesondere im Hinblick auf die Auf¬ 
stellung eines Zeitplans für ihre möglichst baldige Aufhebung 
Gegenstand regelmäßiger Konsultationen. 

(3) Für die Durchfühning des Absatzes 2 gilt folgendes: 

a) Bezüglich des Artikels 30 wird der Assoziationsrat mit der 
Prüfung der Schwierigkeiten be^L die sich aus der dor; 
beschriebenen Lage ergeben: er kann alle zweckdienliche- 
Beschlüsse zur Beheburrg dieser Schwierigkeiten fassen. 

Hat der Assoziationsrat oder die ausführerxfe Vertragsparte 
binnen 30 Tagen nach Befassung des Assoziatiorrsrates 
keinen Beschluß zur Behebung der Schwierigkeiten gefaS: 
oder ist keine andere zufriedenstellende Lösung erreicht wo'- 
den, so kann die einführende Vertragspartei geeignete Maß¬ 
nahmen zur Lösung des Problems treffen. Dtee Maßnahme- 
müssen sich auf das zur Behebung der aufgetretene-. 
Schwierigkeiten notwendige Maß beschränken. 

b) Bezüglich des Artikels 29 wird der Assoziationsrat über de- 
Dumpingfall unterrichtet, sobald die Behörden der einführen¬ 
den Vertragspartei eine Untersuchung eingeleitet herben. Ist 
binnen 30 Tagen nach Befassung des Assoziationsrates das 
Dumpirtg nicht abgestellt oder keirte andere zufriedenstel¬ 
lende Lösung erreicht worden, so kann die einführende Ver¬ 
tragspartei geeignete Maßnahmen treffen. 

c) Bezüglich des Artikels 31 wird der Assoziationsrat mit de^ 
Prüfung der Schwierigkeiten befaßt, die sich aus der dor. 
beschriebenen Lage ergeben. 

Der Assoziationsrat kann alle zweckdienlichen Beschlüsse 
zur Behebung dieser Schwierigkeiten fassen. Hat er binne-; 
30 Tagen nach seiner Befassung keinen Beschluß gefaßt so 
kann die ausführende Vertragspartei geeignete Maßnahmen 
bei der Ausfuhr der betreffenden Ware treffen. 
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d) Schließen außergewöhnliche Umstände, die ein sofortiges 
Eingreifen erforderlich machen, eine vorherige Unterrichtung 
oder Prüfung aus, so kann die Gemeinschaft oder Litauen, je 
rtachdem, welche Vertragspartei betroffen isL in den Fällen 
der Artikel 29, 30 und 31 unverzüglich die zur AbhHfe unbe¬ 
dingt erforderlichen Sicherungsmaßnahmen treffen. 


Artikel 34 

Protokoll Nr. 3 enthält die Ursprungsregeln für die Gewährurtg 
der in diesem Abkommen vorgesehenen Zollpräfetenzen urtd die 
Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen auf diesem 
Gebiet. 

Artikel 35 

Dieses Abkommen steht Einfuhr-, Ausfuhr- und Durchfuhrver¬ 
boten oder -beschränkungen nicht entgegen, die aus Grüttden 
der öffentlichen Sittlichkeit, Ordnung und Sicherheit und zum 
Schutz der Gesundheit und des Lebens von Menschen, Tieren 
oder Pflanzen, des nationalen Kulturguts von künstlerischem, 
geschichtlichem oder archäologischem Wert oder des geistigen, 
gewerblichen oder kommerziellen Eigentums gerechtfertigt sind; 
ebensowenig steht es Regelungen betreffend Gold urxl Silber 
entgegen. Diese Verbote oder Beschränkurtgen dürfen jedoch 
weder ein Mittel der wiiiküriichen Diskriminierung rK>ch eine ver¬ 
schleierte Beschränkung des Handels zwischen den Vertrags¬ 
parteien darstellen. 

Artikel 36 

Protokoll Nr. 4 enthält die Sonderbestimmurtgen für den Handel 
zwischen Litauen einerseits und Spanien urxJ Portugal anderer¬ 
seits und gilt bis zum 31. Dezember 1995. 


Titel IV 

Freizügigkeit der Arbeitnehmer, 
Niederlassungsrecht, Oienstleistungsverkehr 

Kapitel I 

Freizügigkeit der Arbeitnehmer 
Artikel 37 

(1) Vorbehaltlich der in den einzelnen Mitgliedstaaten gelten¬ 
den Bedingungen und Modalitäten 

- wird den Arbeitnehmern litauischer Staatsangehörigkeit, die 
im Gebiet eines Mitgliedstaats rechtmäßig beschäftigt sind, 
eine Behandlung gewährt, die hinsichtlich der Arbeitsbedin¬ 
gungen, der Entlohnurrg oder der Entlassung keine auf der 
Staatsangehörigkeit beruhende Benachteiligung gegenüber 
den eigenen Staatsangehörigen bewirkt; 

- haben die rechtmäßig im Gebiet eines Mitgliedstaats wohn¬ 
haften Ehegatten und Kinder der dort rechtmäßig beschäftig¬ 
ten Arbeitnehmer während der Geltungsdauer der Aibeits- 
eriaubnis dieser Arbeitnehmer Zugarrg zum Arbeitsmarkt 
dieses Mitgliedstaats; eine Ausnahme bilden Saisonarbeit¬ 
nehmer und Arbeitnehmer, die unter bilaterale Abkommen im 
Sinne von Artikel 41 fallen, sofern diese Abkommen nichts 
anderes bestimmen. 

(2) Litauen gewährt vorbehaltlich der dort geltenden Bedingun¬ 
gen und Modalitäten Arbeitnehmern, die Staatsangehörige eines 
Mitgliedstaats sind und in seinem Gebiet rechtmäßig beschäftigt 
sind, sowie deren Ehegatten utkI Kindern, die in diesem Gebiet 
rechtmäßig wohnhaft sind, die gleiche Behandlung wie in Ab¬ 
satz 1 vorgesehen. 

Artikel 38 

(1) Im Hinblick auf die Koordinierung der Systeme der sozialen 
Sicherheit für Arbeitnehmer litauischer Staatsangehörigkeit, die 
im Gebiet eines Mitgliedstaats rechtmäßig beschäftigt sind, und 
für deren Familienangehörige, die dort rechtmäßig wohnhaft sind. 


urvj vorbehaltlich der in jedem Mitgliedstaat geltenden Bedingun¬ 
gen und Modalitäten 

- werden für diese Arbeitnehmer die in den einzelnen Mitglied¬ 
staaten zurOd^elegten Versicherungs-, Beschäftigurtgs- 
bzw. Auferrthattszeiten bei den Atters-, Invaliditäts- und Hin- 
terbliebenertrenten sowie der KrankheitsfOrsorge für sie und 
ihre Familienangehörigen zusammengerechnet; 

- können alte Alters- und Hinterbliebenenienten und Renten bei 
Arbeitsunhill, Berufekrankheit oder Erwerbsunfähigkeit, wenn 
diese durch einen Aibeitsunfall oder eine Berufskrankheit ver¬ 
ursacht wurde - ntä Ausnahme der nicht beitragsbedingten 
Leistungen -, zu den gemäß den Rechtsvorschriften des 
Schuldnermitgliedstaats bzw. der Schuldnenmitgliedstaaten 
geltenden Sätzen frei transferiert werden; 

- erhalten die betreffenden Arbeitnehmer Familienzulagen für 
ihre vorgenannten Familienangehörigen. 

ß) Litauen gewährt den Arbertnetenem, die Staatsartgehörige 
eines Mitgliedstaats und in seinem Gebiet rechtmäßig beschäftigt 
smd, und deren dort rechtmäßig wohnhaften Familienangehöri¬ 
gen eilte Behandlung, cfie der in Absatz 1 unter dem zweiten urtd 
dritten Gedankenstrich vorgeseherten Behandlurtg entspricht. 

Artikel 39 

(1) Der Assoziationsrat legt durch Beschluß geeignete Bestim¬ 
mungen zur Erreichung des in Artikel 38 niedergelegten Ziels fest 

(2) Der Assoziationsrat legt die Einzelheiten für eine Zusam¬ 
menarbeit der Verwalturtgen fest, die die erforderlichen Verwal- 
tungs- und KontroUgarantien für die Durchführung der in Absatz 1 
geitannten Bestimmungen bietet 

Artikel 40 

Die vom Assoziationsrat gemäß Artikel 39 erlassenen Bestim¬ 
mungen lassen die Rechte imd Pflichten, die sich aus den bilate¬ 
ralen Abkommen zwischen Litauen und den Mitgliedstaaten 
ergeben, unberührt soweit diese eine günstigere Behandlung der 
litauischen Staatsangehörigen oder der Staatsangehörigen der 
Mitgliedstaaten vorsehen. 

Artikel 41 

(1) Unter Berücksichtigung der Aibeitsmaiktlage in dem Mit¬ 
gliedstaat und vorbehaltlich seiner Rechtsvorschriften und der 
Einhaltung seiner Bestimmungen Ober die Mobilität der Arbeit¬ 
nehmer 

- sollten die bestehenden Erleichterungen für den Zugang zur 
Beschäftigung für litauische Arbeitnehmer, die die Mitglied¬ 
staaten im Rahmen bilateraler Abkommen gewähren, beibe¬ 
halten und nach Möglichkeit verbessert werden; 

- werden die anderen Mitgliedstaaten den möglichen Abschluß 
ähnlicher Abkommen wohlwollend prüfen. 

(2) Der Assoziationsrat prüft die Gewährung weiterer Verbesse¬ 
rungen, einschließlich Erleichterungen für den Zugang zur Berute- 
ausbildung, im Einklang mit den getterrden Rechtsvorschriften 
und Verfahren der Mitgliedstaaten und unter Berücksichtigung 
der Arbeitsmarktlage in den Mitgliedstaaten und in der Gemein¬ 
schaft. 

Artikel 42 

Nach Ablauf der Übergangszeit oder früher, falls die wirtschaft¬ 
liche und soziale Lage in Litauen bis dahin weitgehend mit der in 
den Mitgliedstaaten übereinstimmt und falls die Beschäftigungs¬ 
situation in der Gemeinschaft dies zuläßt, zieht der Assoziations¬ 
rat weitere Mittel und Wege zur Verbesserung der Freizügigkeit 
der Arbeitnehmer in Betracht. Der Assoziationsrat spricht dazu 
Empfehlungen aus. 

Artikel 43 

Zur Erleichterung einer Neustrukturierung des Arbeitskräfte¬ 
potentials im Zuge der Umgestaltung der Wirtschaft in Litauen 
leistet die Gemeinschaft technische Hilfe beim Aufbau eines 
angemessenen Systems der sozialen Sicherheit in Litauen, wie in 
Artikel 93 vorgesehen. 
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Kapitel II 

Niederlassungsrecht 
Artikel 44 

(1) Außer in den in Anhang XVI aufgeführten Bereichen ge¬ 
währen die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten ab Inkraft¬ 
treten dieses Abkommens 

I) für die Niederlassung von Gesellschaften Litauens eine 
Behandlung, die nicht weniger günstig ist als die Behandlung, 
die die Mitgliedstaaten ihren eigenen Gesellschaften oder den 
Gesellschaften eines Drittstaates gewähren, sofern letztere 
die günstigere Behartdiung ist; 

iQ für die Geschäftstätigkeit der in ihrem Gebiet niedergelasse¬ 
nen Tochtergesellschaften und Zweigniederlassungen von 
Gesellschaften Litauens eine Behandlurtg, die nicht weniger 
günstig ist als die Behandlung, die die Mitgliedstaaten ihren 
eigenen Gesellschaften und Zweigniederlassungen oder den 
in ihrem Gebi^ niedergelassenen Tochtergesellschaften und 
Zweigniederlassungen von Gesellschaften eines Drittstaates 
gewähren, sofern letztere die gürtstigere Behartdiung ist 

(2) Litauen erleichtert die Aufrtahme der Geschäftstätigkeit 
von Gesellschaften und Staatsangehörigen der Gemeinschaft 
in seinem Gebiet. Zu diesem Zweck gewährt es außer in den in 
Anhang XVIIa aufgefOhrten Bereichen 

i) ab Inkrafttreten dieses Abkommens für die Niederlassurtg von 
Gesellschaften der Gemeinschaft eine Behandlung, die nicht 
weniger günstig ist als die Behartdlurtg seiner eigenen Gesell¬ 
schaften oder der Gesellschaften eines Drittstaates, sofern 
letztere die günstigere Behandlung ist, außer in den in Anhang 
XVIIb aufgeführten Bereichen, in derten die Inländerbehand¬ 
lung spätestens mit Ablauf der in Artikel 3 genannten Über¬ 
gangszeit gewährt wird; 

ü) ab Inkrafttreten dieses Abkommens für die Geschäftstätigkeit 
von in Litauen niedergelassenen Zweigniederlassungen und 
Tochtergesellschaften von Gesellschaften der Gemeinschaft 
eine Behandlur^, die nicht weniger günstig ist als die Behand¬ 
lung seiner eigenen Gesellschaften oder der in seinem Gebiet 
niedergelassenen Tochtergesellschaften und Zweigniederlas¬ 
sungen von Gesellschaften eines Drittstaates, sofern letztere 
die günstigere Behandlung ist. 

(3) Litauen ergreift während der in Absatz 2 Ziffer i genannten 
Übergangszeit keine Maßnahmen, die hinsichtlich der Nieder¬ 
lassung und der Geschäftstätigkeit von Gesellschaften und 
Staatsangehörigen der Gemeirtschaft in seinem Gebiet eine 
Benachteiligung gegenüber seinen eigenen Gesellschaften und 
Staatsangehörigen bewirken. 

(4) Der Assoziationsrat prüft regelmäßig die Möglichkeit für eine 
beschleunigte Gewährung der Inländerbehandlung in den in 
Anhang XVIIb aufgeführten Bereichen und für die Einbeziehung 
der in Anhang XVIIa aufgeführten Bereiche in den Gelturrgsbe- 
reich des Absatzes 2. Diese Anhänge können durch Beschluß des 
Assoziationsrates geändert werden. 

Nach Ablauf der in Artikel 3 genannten Übergangszeit kann der 
Assoziationsrat ausnahmsweise urtd falls erforderlich auf Antrag 
Litauens beschließen, die Ausrtahmeregelung für bestimmte in 
Anhang XVIIb aufgeführte Bereiche für einen begrenzten Zeit¬ 
raum zu verlängern. 

(5) Die in den Absätzen 1 und 2 beschriebene Behandlung für 
die Niederlassung und die Geschäftstätigkeit von Staatsan¬ 
gehörigen gilt vom Ende der in Artikel 3 genannten Übergangszeit 
an. 

(6) Unbeschadet von Artikel 44 Absatz 2 haben litauische Toch¬ 
tergesellschaften und Zweigniederlassungen von Gesellschaften 
der Gemeinschaft vom Inkrafttreten dieses Abkommens an das 
Recht auf Erwerb, Nutzung, Anmietung und Verkauf von Grund¬ 
besitz und hinsichtlich der natürlichen Ressourcen, der landwirt¬ 
schaftlichen Nutzfläche und der Forstwirtschaft das Recht auf 
Pacht, sofern diese Rechte unmittelbar für die Ausübung der 
Erwerbstätigkeiten, für die sie sich niedergeleissen haben, erfor¬ 
derlich sind. 


Den in Litauen niedergelassenen Staatsangehörigen der Gemein¬ 
schaft gewährt Litauen diese Rechte am Ende der in Artikel 3 
genannten Übergangszeit. 

Artikel 45 

(1) Artikel 44 gilt nicht für den Luft- und den Binnenschiffsver¬ 
kehr sowie den Seekabotagevefkehr. 

(2) Der Assoziatiortsrat kann Empfehlungen für die Förderung 
der Niederlassung und der Geschäftstätigkeit in den in Absatz 1 
genannten Bereichen aussprechen. 

Artikel 46 

Im Sinrte dieses Abkommens 

a) ist eine .Gesellschaft der Gemeinschaft* beziehurrgsweise 
.Gesellschaft Litauens* eine GeseilschafL die rtach den 
Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats beziehungsweise 
Utauerts gegründet wurde und ihren satzungsmäßigen Sitz, 
ihre Flauptverwaltung oder ihre Hauptniederlassung in der 
Gemeinschaft beziehungsweise im Gebiet Litauens hat. 

Hat eine nach den Rechtsvorschriften eirres Mitgliedstaats 
beziehurrgsweise Litauens gegründete Gesellschaft mir ihren 
satzungsmäßigen Sitz in der Gemeinschaft beziehungsweise 
im Gebiet Litauens, so gilt diese Gesellschaft als Gesellschaft 
der Gemeinschaft beziehungsweise Litauerrs, sofern irre 
Geschäftstätigkeiten eine echte urtd kontinuieriiche Verbin¬ 
dung mit der Wirtschaft eines der Mitgl'iedstaaten bezie¬ 
hungsweise Litauens aufweisen; 

b) ist eine .Tochtergesellschaft* einer Gesellschaft eirte Gesell¬ 
schaft, die von der ersten Gesellschaft tatsächHch kontrolliert 
wird; 

c) ist eine „Zweigniederlassung* einer Gesellschaft eine 
geschäftliche Niederlassung ohne eigene Rechtspersörtlich- 
keft, die den Anschein der Dauerhaftigken, z.B. als Erweite¬ 
rung einer Muttergeseilschaft, und eine Geschäftsführung hat 
urtd materiell dafür ausgestattet ist, Geschäfte mit Dritten zu 
tätigen, so daß diese Dritten - wissend, daß nötigenfalls eine 
rechtliche Verbindung zur Muttergesellschaft, deren Haupt¬ 
verwaltung sich im Auslartd befindet besteht - nicht urtmittel- 
bar mit der Muttergesellschaft zu verhandeln brauchen, son¬ 
dern Geschäfte mit der geschäftlichen Niederlassung tätigen 
können, die deren Erweiterung darstellt; 

d) ist „Niederlassung* 

0 im Feüle der Staatsangehörigen das Recht auf Aufnahme 
selbständiger Erwerbstätigkeiten sowie auf Gründung von 
Unternehmen, insbesondere von Gesellschaften, dte sie 
tatsächlich kontrollieren. Die Ausübung einer setbständi- 
gen Tätigkeit und einer Geschäftstätigkeit umfaßt nicht die 
Suche oder Annahme einer Beschäftigung auf dem 
Arbeitsmarkt der anderen Vertragspartei urxt verleiht nicht 
das Recht auf Zugang zum Arbeitsmarkt der anderen Ver¬ 
tragspartei. Die Bestimmungen dieses Artikels gelten rricht 
für diejenigen, die nicht ausschließUch eine selbständige 
Tätigkeit ausüben; 

iO im Falle der Gesellschaften der Gemeinschaft oder der 
Gesellschaften UtaueriS das Recht auf Aufnahme von 
Erwerbstätigkeiten durch die Errichtung von Tochter¬ 
gesellschaften utKl Zweigniederlassungen in Litauen be¬ 
ziehungsweise in der Gemeinschaft; 

e) ist „Geschäftstätigkeit* die Ausübung von Erwerbstätigkeiten: 

0 umfassen „Erwerbstätigkeiten* grundsätzlich gewerttiche, 
kaufmännische, freiberufliche und handwerkliche Tätigkeiten; 

g) ist „Staatsangehöriger der Gemeinschaft“ beziehungsweise 
„Staatsangehöriger Litauens* eine natürliche Person, die die 
^aatsangehörigkelt eines der Mrtgliedstaaten beziehungs¬ 
weise Litauens besitzt 

h) Hinsichtlich des internationalen Seeverkehrs, einschlieSiich 
intermodaler Transporte, bei denen ein Teil der Strecke auf 
See zurückgelegt wird, gelten die Kapitel II und III auch für 
Staatsangehörige der Mitgliedstaaten beziehungsweise 
Litauens, die außerhalb der Gemeinschaft beziehungsweise 
Litauens niedergelassen sind, und für Schrffahrtsgesellschaf- 
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ten, die außerhalb der Gemeinschaft beziehungsweise Litau¬ 
ens niedergelassen sind und von Staatsangehörigen eines 
Mitgliedstaats beziehungsweise Litauens kontrolliert werden, 
sofern ihre Schiffe in diesem Mitgliedstaat beziehungsweise 
in Litauen gemäß den dort geltenden Rechtsvorschriften regi¬ 
striert sind. 

Artikel 47 

(1) Vorbehaltlich des Artikels 44 und mit Ausnahme der in 
Anhang XVtlI aufgeführten Finanzdienstleistungen kann jede Ver¬ 
tragspartei die Niederlassung urtd die Geschäftstätigkeit von 
Gesellschaften und Staatsangehörigen in ihrem Gebiet reglemen¬ 
tieren, soweit diese Regelungen die Gesellschaften und Staats¬ 
angehörigen der anderen Vertragspartei gegenüber ihren eigerten 
Gesellschaften und Staatsangehörigen nicht bertachteiligen. 

(2) Hinsichtlich der Rnanzdienstleistungen wird eine Vertrags¬ 
partei ungeachtet etwaiger sortstiger Bestimmurtgen dieses 
Abkommens rücht daran gehindert, aus Gründen der Aufsichts¬ 
pflicht Maßnahmen einschließlich Maßnahmen zum Schutz von 
Investoren, Einlegem. Versicherungsnehmern oder Personen, 
denen gegenüber ein Erbringer von Finanzdienstleistungen treu¬ 
händerische Verpflichtungen haL oder zur Sicherung der Inte¬ 
grität und Stabilität seines Finanzsystems zu treffen. Solche 
Maßnahmen dürfen nicht als Mittel zur Umgehung der Verpflich¬ 
tungen der Vertragspartei aufgrund dieses Abkommens benutzt 
werden. 

(3) Dieses Abkommen ist nicht so auszulegen, als verpflichte es 
eine Vertragspartei zur Offenlegung von Angaben über die 
Geschäftstätigkeit und von Konten einzelner Kunden oder sonsti¬ 
ger vertraulicher oder schutzbedürftiger Informationen, die sich 
im Besitz öffentlicher Stellen befinden. 

Artikel 48 

(1) Die Artikel 44 und 47 schließen nicht aus, daß eine Vertrags¬ 
partei für die Niederlassung urKi Geschäftstätigkeit von Zweig¬ 
niederlassungen von Gesellschaften der anderen Vertiagsp>artei, 
die kn Gebiet der ersten Vertragspartei nicht registriert sind, eine 
Sonderregelung anwendet, die wegen rechtlicher oder techni¬ 
scher Unterschiede zwischen derartigen Zweigniederlassungen 
und den Zweigniederlassungen der in ihrem Gebiet registrierten 
Gesellschaften oder, im Falle der Finanzdienstleistungen, aus 
aufsichtsrechtlichen Gründen gerechtfertigt ist. 

(2) Diese unterschiedliche Behandlung geht nicht über das 
unbedingt notwendige Maß hinaus, wie es sich aus derartigen 
rechtlichen oder technischen Unterschieden oder, im Falle der 
Finanzdienstleistungen, aus aufsichtsrechtlichen Gründen ergibt. 

Artikel 49 

(1) Eine im Gebiet Litauens niedergelassene .Gesellschaft der 
Gemeinschaft“ beziehungsweise eine kn Gebiet der Gemein¬ 
schaft niedergelassene .Gesellschaft Litauens“ ist berechtigt, im 
Einklartg mit den geltenden Rechtsvorschriften des Aufnahme- 
larKles im Gebiet Litauens beziehungsweise der Gemeinschaft 
Personal zu beschäftigen oder von ihren Tochtergesellschaften 
oder Zweigniederlassungen beschäftigen zu lassen, das die 
Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaats der Gemeinschaft 
beziehungsweise Litauens besitzt, sofern es sich dabei um in 
Schlüsselpositionen beschäftigtes Personal im Sinne des Absat¬ 
zes 2 handelt und es ausschließlich von Gesellschaften, Tochter¬ 
gesellschaften oder Zweigniederlassungen beschäftigt wird. 

Die Aufenthalts- und Arbeitserlaubnisse für dieses Personal 
gelten nur für den jeweiligen Beschäftigungszeitraum. 

(2) In Schlüsselpositionen beschäftigtes Personal der oben¬ 
genannten Gesellschaften (im folgenden .Organisationen“ ge¬ 
nannt ist .gesellschaftsintem versetztes Personal“ kn Sinne des 
Buchstaben c, das zu nachstehenden Kategorien gehört, sofern 
die Organisation eine juristische Person ist und die betreffenden 
Personen mirKlestens in dem der Versetzung vorausgehenden 
Jahr von ihr beschäftigt worden sind oder an ihr beteiligt gewesen 
sind (ohne die Mehrheitsbeteiligung zu besitzen): 

a) Führungskräfte einer Organisation, die in erster Linie die 
Niederlassung leiten und allgemeine Weisungen hauptsäch¬ 
lich vom Vorstand oder den Aktionären beziehungsweise 


gleichgestellten Personen erhalten; zu ihren Kompetenzen 
gehören; 

- die Leitung der Niederlassung oder einer Abteilung oder 
Unterabteilung der Niederlassung; 

- die Überwachung und Kontrolle der Arbeit des anderen 
aufsichtsführenden Personals und der anderen Fach- und 
Verwaltungskräfte; 

- die persönliche Befugnis zur Einstellung und Entlassung 
oder zur Empfehlung der Einstellung und Entlassung oder 
sonstiger Personalentscheidurtgen; 

b) Personal einer Organisation mH ungewöhnlichen Kenntnis¬ 
sen, die für Betrieb, Forschungsausrüstung, Verfahren oder 
Verwaltung der Niederlassurtg notwendig sind. Bei der 
Bewertung dieser Kenrttrtisse kann neben besonderen Kennt¬ 
nissen bezüglich der Niederlassung eine hohe Qualifikation 
für bestimmte Arbeiten oder Aufgaben, die spezifische techni¬ 
sche Kenntnisse erfordern, sowie die ZugehörigkeH zu einem 
zulassungspflichtigen Beruf berücksichtigt werden; 

c) das .geselischaftsintem versetzte Persorrat“ umfaßt die 
natürlichen Peisorren, die von einer Organisation im Gebiet 
der einen Vertragspartei beschäftigt utxf zur Ausübung von 
ErwerbstätigkeHen vorübergeherxJ in das Gebiet der anderen 
Vertragspartei versetzt werden; die betreffende Organisation 
muß ihre Hauptniederlassung kn Gebiet der einen Vertrags¬ 
partei haben, und die Versetzung muß in eine Niederlassung 
(Zweigniederlassung, Tochtergesellschaft) dieser Organisa-. 
tion erfolgen, die im Gebiet der anderen Vertragspartei 
tatsächlich gleichartige Erwerbstätigkeiten ausübt. 

(3) Die Einreise von Staatsangehörigen Litauens beziehungs¬ 
weise der Gemeinschaft In das Gebiet der Gemeinschaft be¬ 
ziehungsweise Litauens und deren vorübergeherrder Aufenthalt 
in diesem Gebiet wird gestattet, sofern es sich um Vertreter 
von Gesellschaften handelt, die Führungskräfte im Sinne von 
Absatz 2 Buchstabe a sind und für die Errichtung einer Tochter¬ 
gesellschaft oder Zweigniederlassung einer Gesellschaft LHau- 
ens beziehungsweise die Errichtung einer Tochtergesellschaft 
oder Zweigniederlassung einer Gesellschaft der Gemeinschaft in 
einem MHgliedstaat der Gemeinschaft beziehungsweise in 
Utauen zuständig sind, und sofern: 

- diese Führungskräfte nicht im Direktverkauf beschäftigt sind 
oder Dienstleistungen erbringen und 

- die Gesellschaft ihre Hauptniederlassung außerhalb der 
Gemeinschaft beziehungsweise Litauens hat und in dem 
betreffenden Mitgliedstaat der Gemeinschaft beziehungs¬ 
weise in LHauen keine weiteren Vertreter, Büros, Zweignieder¬ 
lassungen oder Tochtergesellschaften hat. 

Artikel 50 

Um Staatsangehörigen der Gemeinschaft und Staatsangehöri¬ 
gen Litauens die Aufnahme und Ausübung reglementierter Beruf- 
stätigkeHen in Litauen beziehungsweise der Gemeinschaft zu 
erleichtem, prüft der Assoziationsrat, welche Schritte zur gegen- 
seHigen Anerkennung der Befähigungsnachweise erforderlich 
sind. Er kann zu diesem Zweck alle zweckdienlichen Maßnahmen 
ergreifen. 

Artikel 51 . 

Während der in Artikel 3 genannten Übergangszeit kann 
Utauen Maßnahmen einführen, die von den Bestimmungen dieses 
Kapitels über die Niederlassung von Gesellschaften und Staats¬ 
angehörigen der Gemeinschaft abweichen, wenn bestimmte 
Industrien 

- eine Umstrukturierung durchführen oder 

- ernsten SchwierIgkeHen gegenüberstehen, die insbesondere 
schwerwiegende soziale Probleme in Litauen hervorrufen, 
oder 

- einen Verlust oder einen drastischen Rückgang des gesamten 
Marktanteils der Gesellschaften oder Staatsangehörigen 
Utauens in einem bestimmten Wirtschafts- oder Industrie¬ 
zweig in Litauen erfahren oder 

- sich in Litauen erst im Aufbau befinden. 
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Derartige Maßnahmen 

- treten spätestens bei Ablauf der in Artikel 3 genannten Über¬ 
gangszeit außer Kraft und 

- müssen vertretbar und notwendig sein, um Abhilfe zu schaf¬ 
fen, und 

- dürfen nur die Niederlassungen betreffen, die in Litauen nach 
dem Inkrafttreten derartiger Maßnahmen gegründet werden 
sollen, und dürfen keine Benachteiligung der Geschäftstätig¬ 
keit der Gesellschaften oder Staatsangehörigen der Gemein¬ 
schaft, die bei der Einführung einer bestimmten Maßnahme 
bereits in Litauen niedergelassen waren, gegenüber den 
Gesellschaften oder Staatsangehörigen Litauens bewirken. 

Bei der Verfügung und Durchführung derartiger Maßrtahmen 
gewährt Litauen, soweit möglich, den Geselischaften und Staats¬ 
angehörigen der Gemeinschaft eine Präferenzbehandlung, in 
keinem Fall aber eine wertiger günstige Behandlung als den 
Gesellschaften oder Staatsangehörigen eines Drittstaates. 

Vor der Einführung solcher Maßnahmen konsultiert Litauen den 
Assoziationsrat; es setzt sie frühestens einen Monat nach der Mit¬ 
teilung der von Litauen geplanten konkreten Maßnahmen an den 
Assoziationsrat in Kraft, es sei denn, daß ein nicht wiedergutzu¬ 
machender Schaden droht, der Sofortmaßrtahmen erforderlich 
macht. In diesem Fall konsultiert Litauen den Assoziationsrat 
unverzüglich nach deren Einführung. 

Nach Ablauf der In Artikel 3 genannten Übergangszeit kann 
Litauen derartige Maßnahmen nur mit Zustimmung des Assoziati¬ 
onsrates und unter den von diesem festgelegten Bedirtgungen 
einführen. 

Kapitel III 

Oienstleisturrgsverkehr 
Artikel 52 

(1) Die Vertragsparteien verpflichten sich, im Einklang mit den 
nachstehenden B^timmungen die erforderlichen Maßnahmen zu 
treffen, um schrittweise die Erbringung von Dienstleistungen 
durch Gesellschaften oder Staatsarrgehörige der Gemeinschaft 
oder Litauens zu erlauben, die in einer anderen Vertragspartei als 
derjenigen des Leistungsempfängers niedergelassen sind. 

(2) Im Einklang mit der in Absatz 1 genannten Liberalisierung 
und vorbehaltlich des Artikels 56 gestatten die Vertragsparteien 
die vorübergehende Einreise der natürlichen Personen, die die 
Dienstleistung erbringen oder von dem Leistungserbringer als 
Personal in Schlüsselpositionen im Sinne des Artikels 49 Absatz 2 
beschäftigt werden; dazu gehören auch natürliche Personen, die 
Vertreter von Geselischaften oder Staatsangehörigen der 
Gemeinschaft oder Litauens sind und um vorübergehende Ein¬ 
reise zwecks Aushandlung oder Abschluß von Dienstleistungs¬ 
aufträgen für diesen Leistungserbringer ersuchen, sofern diese 
Vertreter nicht im Direktverkauf beschäftigt sind oder selbst 
Dienstleistungen erbringen. 

(3) Spätestens acht Jahre nach Inkrafttreten dieses Abkom¬ 
mens ergreift der Assoziationsrat die für die schrittweise Umset¬ 
zung von Absatz 1 erforderlichen Maßnahmen. Die Fortschritte 
der Vertragsparteien bei der Angleichung ihrer Rechtsvorschrif¬ 
ten werden berücksichtigt. 

Artikel 53 

(1) Die Vertragsparteien ergreifen keine Maßnahmen, die die 
Bedingungen für die Erbringung von Dienstleistungen durch 
Gesellschaften oder Staatsangehörige der Giemeinschaft oder 
Litauens, die in einer anderen Vertragspartei als derjenigen des 
Leistungsempfängers niedergelassen sind, im Vergleich zum 
Tage vor Inkrafttreten dieses Abkommens erheblich einschrän¬ 
kender gestalten. 

(2) Ist eine Vertragspartei der Ansicht, daß die von der anderen 
Vertragspartei seit Unterzeichnung dieses Abkommens einge¬ 
führten Maßnahmen eine Situation zur Folge haben, die hinsicht¬ 
lich der Erbringung von Dienstleistungen erheblich einschränken¬ 
der ist, als sie bei Unterzeichnung des Abkommens war, so kann 
diese erste Vertragspartei die andere Vertragspartei um Auf¬ 
nahme von Konsultationen ersuchen. 


Artikel 54 

(1) Hinsichtlich des internationalen Seeverkehrs verpflichten 
sich die Vertragsparteien, den Grundsatz des ungehinderten 
Zugangs zum Markt und zum Verkehr auf kaufmännischer Basis 
wirksam anzuwerKlen. 

a) Die vorstehende Bestimmung berührt nicht die Rechte und 
Pflichten aus dem Verhaltenskodex der Vereinten Nationen 
für Linienkonferenzen, wie er für die eine oder die andere Ver¬ 
tragspartei dieses Abkommens anwendb^u’ ist. Nichtkonfe¬ 
renz-Reedereien dürfen mit einer Konferenz-Fteederei im 
Wettbewerb stehen, sofern sie den Grundsatz des lauteren 
Wettbewerbs auf kaufmännischer Basis beachten. 

b) Die Vertragsparteien bekräftigen ihr Eintreten für den freien 
Wettbewerb als einen wesentlichen Faktor des Verkehrs mit 
trockenen und flüssigen Massengütern. 

<2) Gemäß den Grundsätzen des Absatzes 1 

a) wenden die Vertragsparteien ab Inkrafttreten dieses Abkom¬ 
mens Ladungsanteilvereinbarungen in bilateralen Abkommen 
zwischen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft und der ehemali¬ 
gen Sowjetunion nicht mehr an; 

b) dürfen die Vertragsparteien in künftige bilaterale Abkommen 
mit Drittländern keine Ladungsanteilvereinbarungen aufneh¬ 
men, wenn nicht der außergewöhnliche Umstand gegeben 
ist, daß Linienreedereien der einen oder der arkferen Vertrags¬ 
partei dieses Abkommens sonst keinen tatsächlichen Zugang 
zum Verkehr von und nach dem betrefferrden Drittland hätten; 

c) untersagen die Vertragsp>arteien Ladungsanteitvereinbarun- 
gen in künftigen bilateralen Abkommen betrefferkl den Ver¬ 
kehr mit trockenen und flüssigen Massengütern; 

d) heben die Vertragsparteien bei Inkrafttreten dieses Abkom¬ 
mens alle einseitigen Maßnahmen sowie alle administrativen, 
technischen und sonstigen Hemmnisse auf, die Beschrän¬ 
kungen oder Diskriminierungen hinsichtlich der Dienstleistungs¬ 
freiheit im internationalen Seeverkehr bewirken könnten. 

Jede Vertragspartei gewährt den von Staatsangehörigen oder 
Gesellschaften der anderen Vertragspartei betriebenen Schiffen 
unter anderem hinsichtlich des Zugangs zu den für den internatio¬ 
nalen Handel geöffneten Häfen, der Benutzung der Infrastruktur 
dieser Häfen und der Inanspruchnahme der dort angebotenen 
Hilfsdienstleistungen sowie der diesbezüglichen Gebühren und 
sonstigen Abgaben, der Zollerieichterurrgen, der Zuweisung von 
Liegeplätzen sowie von Lade- und Löscheinrichtungen eine 
Behandlung, die nicht weniger günstig ist als die den eigenen 
Schiffen gewährte Behandlung. 

(3) Die Staatsangehörigen und Gesellschaften der Gemein¬ 
schaft einerseits urtd die Staatsangehörigen und Gesellschaften 
Litauens arrdererseits, die internationale Seeverkehrsdienst¬ 
leistungen erbringen, dürfen internationale Fkiß-See-Verkehrs- 
dienstleistungen auf den Binnenwasserstraßen Litauens bezie¬ 
hungsweise der Gemeinschaft erbringen. 

(4) Um die Durchfuhr von Waren durch das Gebiet der Ver¬ 
tragsparteien zu gewährleisten, verpflichten sich diese, so bald 
wie möglich und spätestens bis Ende 1999 ein Transitabkommen 
für den intermodalen Verkehr durch das Gebiet der jeweils ande¬ 
ren Vertragspartei zu schließen. 

(5) Zur Sicherstellung einer koordinierten Entwicklung und 
schrittweisen Liberalisierung des Verkehrs zwischen den Ver¬ 
tragsparteien, die ihren wirtschaftlichen Bedürfnissen entspricht, 
werden die Bedingungen für den gegenseitigen Marktzug 2 tng und 
die Erbringung von Dienstleistungen im Straßen-, Schienen- und 
Binnerrschiffsverkehr und gegebenenfalls im Luftverkehr, soweit 
angebracht, in Sonderabkommen behandelt, die von den Ver¬ 
tragsparteien nach Inkrafttreten dieses Abkommens ausgehan¬ 
delt werden. 

(6) Vor Abschluß der Abkommen gemäß Absatz 5 ergreifen die 
Vertragsparteien keine Maßnahmen, die im Vergleich zum Tage 
vor Inkrafttreten dieses Abkommens einschränkender oder dis¬ 
kriminierender sind. 

(7) Während der Übergangszeit gleicht Litauen schrittweise 
seine Rechtsvorschriften einschließlich der administrativen, tech¬ 
nischen und sonstigen Bestimmungen an die jeweils geltenden 
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Rechtsvorschriften der Gemeinschaft im Straßen-, Schienen-, 
Binnenschiffs- und Luftverkehr insoweit an, als dies der Liberali¬ 
sierung und dem gegenseitigen Marktzugang der Vertragspar¬ 
teien dienlich ist und den Personen- und .Güterverkehr erteichteft. 

(8) Parallel zu den gemeinsamen Fortschritten bei der Verwirkli¬ 
chung der 2iele dieses Kapitels pMüft der Assoziationsrat, wie die 
notwendigen Voraussetzungen für die Verbesserung der IKenst- 
leistungsfreiheit kn Straßen-, Schierren-, Binrrenschiffs- und Luft¬ 
verkehr geschaffen werden könrren. 


Kapitel IV 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 55 

(1) Dieser Trtel gilt vorbehaltlich der Beschränkungen, die aus 
Gründen der öffentlichen Ordnung, Sicherheit oder Gesundheit 
gerechtfertigt sind. 

(2) Dieser Trtel gilt nicht für Tätigkeiten, die im Gebiet einer Ver¬ 
tragspartei dauernd oder zeitweise mit der Ausübung hohä'rtlicher 
Befugnisse verbunden sind. 

Artikel 56 

Für die Zwecke dieses Trtels werden die Vertragsparteien 
durch keine Bestimmung dieses Abkommens daran gehindert, 
ihre Rechts- und Venwaltungsvorschriften über Einreise und Auf¬ 
enthalt, Beschäftigung, Beschäftigungsbedingungen, Nieder¬ 
lassung von natürlichen Personen und Erbringung von Dienst¬ 
leistungen artzuwenden, sofern sie dies nicht kt einer Weise tun, 
durch die die Vorteile, die einer Vertragspartei aus einer Bestim¬ 
mung dieses Abkommens erwachsen, zunichte gemacht oder 
verrirtgert werden. 

Artikel 57 

Die Kapitel II, III und IV dieses Trtels gelten auch für Ges^l- 
schaften, die sich im ausschließlichen Miteigentum von Gesell¬ 
schaften oder Staatsangehörigen Utauerts und Gesellschaften 
oder Staatsangehörigen der Gemeinschaft befinden und von 
ihnen gemeinsam kontrolliert werden. 

Artikel 58 

(1) Die gemäß diesem Trtel gewährte Meistbegünstigung gilt 
nicht für die Steuervorteile, die die Vertragsparteien aufgrund von 
Doppelbesteuerungsabkommen rxler sonstigen steuerrechtlkhen 
R^elungen gewähren rxler gewähren werden. 

(2) Dieser Titel ist nicht so auszulegen, als hindere er die Ver¬ 
tragsparteien daran, gemäß den steuenerhtl'ichen Bestimmun¬ 
gen der Doppelbesteuerungsabkommen und sonstiger steuer¬ 
rechtlicher Regelungen oder des internen Steuenechts Maß¬ 
nahmen zu ergreifen oder durchzusetzen, durch die die Steuer¬ 
umgehung oder -hinterziehung verhindert werden soll. 

(3) Dieser Trtel ist nicht so auszulegen, als hindere er die Mit¬ 
gliedstaaten oder Litauen daran, bei der Anwendung ihrer Steuer¬ 
vorschriften die Steuerpflichtigen unterschiedlich zu behandeln, 
die sich insbesondere hinsichtlich ihres Wohnsitzes nicht in einer 
gleichartigen Situation befinden. 

Artikel 59 

Die Bestimmungen dieses Titels werden von den Vertragspar¬ 
teien schrittweise angepaßt. Bei diesbezüglichen Empfehlungen 
berücksichtigt der Assoziationsrat die Verpflichtungen der Ver¬ 
tragsparteien im Rahmen des Allgemeinen Abkommens über den 
Handel mit Dienstleistungen (GATS), insbesondere des Artikels V. 

Artikel 60 

Dieses Abkommen schließt nicht aus, daß jede Vertragspartei 
alle notwendigen Maßnahmen ergreift, um zu verhindern, daß ihre 
Maßnahmen betreffend den Zugang von Drittländern zu ihrem 
Markt mit Hilfe dieses Abkommens umgangen werden. 


Titel V 

Zahlungen, Kapitalverkehr, Wettbewerb 
und sonstige wirtschaftliche Bestimmungen, 
Angleichung der Rechtsvorschriften 

Kapitell 

Laufende Zahlungen urtd Kapitatverkehr 

Artikel 61 

Die Vertragsparteien verpflichten sich, alle Leistungsbila’'z- 
zahlungen in frei konvertierbarer Währung zu gertehmigen, sofern 
die diesen Zahlungen zugrundeliegenden Transaktionen den 
freien Waren- oder Dienstteistungsverkehr oder die Fielzüg'igkeit 
zwischen den Vertragsparteien betreffen, die aufgrurxf dieses 
Abkommens hergestellt worden sind. 

Artikel 62 

(1) Hinsichtlich der Kapitalbilanztransaktionen gewährteistBn 
die Mitgliedstaaten beziehurtgsweise Litauen vom Inkrafttreten 
dieses Abkrxnmens an den freien Kapitalvefkehr kn Zusammen¬ 
hang mit Dkektkivestitkxien in Gesellscrttaften, die gemäß den 
Rechtsvorschriften des Aufnahmelandes gegründet wurden, 
und Investitionen, die gemäß den Bestimmungen des Titels IV 
Kapitel 11 getätigt werden, sowie die Liquidation oder Repam- 
ierung dieser Investitionen und etwaiger Gewinne. 

Die Liquidation oder Repatriierung von Investitionen im Zusam¬ 
menhang mit der Niederlassung von Staatsangehörigen osr 
Gemeinschaft, die sich in Litauen mit einer selbständigen 
Erwerbstätigkett gemäß Titel IV Kapitel II rtiederlassen, wird vom 
Inkraftreten dieses Abkommens an liberalisiert. Unbeschadet der 
vorstehenden Bestimmung wird der vollständig freie Kapite- 
verkehr für alle diese Investitionen am Ende der in Artikel 3 ge¬ 
nannten Übergangszeit gewährleistet. 

(2) Hinsichtlich der Kapitalbilanztransaktionen gewährleister; 
die Mitgliedstaaten beziehungsweise Litauen vom Inkrafttreten 
dieses Abkommens an den freien Kapitalverkehr im Zusammen¬ 
hang mit Portfolio-Investitionen. Dies gilt auch für den freien Kap- 
talverkehr im Zusammenhang mit Krediten für Geschäftstrans- 
aktionen otler die Erbringung von Dienstleistungen, an denen er 
Gebietsansässiger einer der Vertragsparteien beteiligt ist, sowe 
für Finanzkredite. 

(3) Unbeschadet des Absatzes 1 führen die Mitgliedstaater 
vom Inkrafttreten dieses Abkommens an und Litauen vom iros 
der in Artikel 3 genannten Übergangszeit an keirte neuer 
Beschränkungen des Kaprtalverkehrs und der damit zusammer- 
hängenden laufenden Zahlungen zwischen Gebietsansässiger 
der Gemeinschaft und Litauens ein und gestalten die bestehe-- 
den Regelungen nicht einschränkender. 

(4) Die Absätze 1 und 2 hirvjem Litauen nicht daran, die Ajs- 
landsinvestitionen von Staatsangehörigen und Gesellschafter 
Litauens Beschränkungen zu unterwerfen. Die Liquidation oosr 
Repatriierung von Investitionen in Litauen und etwaiger Gewl-rt- 
bleiben hiervon jedoch unberührt Die Vertragsparteien kommsr 
überein, fünf Jahre nach Inkrafttreten dieses Abkommens ursr 
Berücksichtigung aller maßgeblichen währungspolitischen, steur- 
lichen und finanziellen Erwägungen Konsultationen über die AJ- 
rechterhaltung solcher Beschränkungen aufzunehmen. 

(5) Die Vertragsparteien nehmen Konsultationen auf, um zj^ 
Erreichung der Ziele dieses Abkommens den Kapitalverken- 
zwischen der Gemeinschaft und Litauen zu erleichtern. 

Artikel 63 

(1) Während der in Artikel 3 genannten Übergangszeit treffe" 
die Vertragsparteien Maßnahmen, um die erforderlichen Voraus¬ 
setzungen für die weitere schrittweise Übernahme der Rec:fT3- 
vorschriften der Gemeinschaft Ober den freien Kapitalverketr z. 
schaffen. 

(2) Am Eixle der in Artikel 3 genannten Übergangszeit p-Jr 
der Assoziationsrat Mittel und Wege für die volle Übernahme Oe- 
Rechtsvorschriften der Gemeinschaft überden Kapitalverkehr. 
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Kapitel II 
Wettbewerb und 

sonstige wirtschaftliche Bestimmungen 
Artikel 64 

(1) Soweit sie geeignet sind, den Handel zwischen der Gemein¬ 
schaft und Litauen zu beeinträchtigen, sind mit dem ordnungs¬ 
gemäßen Funktionieren dieses Abkommens unvereinbar. 

0 alle Vereinbarungen zwischen Unternehmen, Beschlüsse von 
Untemehmensvereinigurrgen und aufeinander abgestimmte 
Verhaltensweisen, die eine Verhinderung, Einschränkung 
oder Verfälschung des Wettbewerbs bezwecken oder be¬ 
wirken; 

iO die mißbräuchliche Ausnutzung einer beherrschenden Stel¬ 
lung im Gebiet der Gemeinschaft oder Litauens oder auf 
einem wesentlichen Teil desselben durch ein oder mehrere 
Unternehmen; 

iiil staatliche Beihilfen gleich welcher Art die durch die Begünsti¬ 
gung bestimmter Unternehmen oder Produktionszweige den 
Wettbewerb verfälschen oder zu verfälschen drohen. 

(2) Alle Verhaltensweisen, die im Gegensatz zu diesem Artikel 
stehen, werden nach den Kriterien beurteilt die sich aus den Arti¬ 
keln 85,86 urxl 92 des Vertrags zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft beziehungsweise im Falle der EGKS-Erzeugnisse 
aus den entsprechenden Bestimmungen des EGKS-Vertrags 
einschDeeiich des Sekundärrechts ergeben. 

(3) Der Assoziationsrat erläBt bis zum 31. Dezember 1997 
durch BeschluB die erforderlichen Durchführungsbestimmurtgen 
zu den Abs^en 1 uiKf 2. 

Bis :mm Erlaß dieser Bestimmungen finden die Bestimmurrgen 
des Übereinkommens zur Auslegung und Anwendung der Arti¬ 
kel VI, XVI und XXIII des GATT als Durchführungsbestimmungen 
zu Absatz 1 Ziffer iii und zu den sich darauf beziehenden Teilen 
von Absatz 2 Anwendung. 

(4) a) Für die Zwecke des Absatzes 1 Ziffer iii erkennen die 

VertragsF>arteien an, daß bis zum 31. Dezember 1999 
alle von Litauen gewährten staatlichen Beihilfen unter 
Berücksichtigung der Tatsache beurteilt werden, daß 
Litauen den Gebieten der Gemeinschaft nach Artikel 92 
Absatz 3 Buchstabe a des Vertrags zur Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft gleichgestellt wird. Der 
Assoziationsrat beschließt unter Berücksichtigung der 
wirtschaftlichen Lage Litauens, ob dieser Zeitraum um 
weitere Fünfjahreszeiträume zu verlängern ist. 

b) Die Vertragsparteien sorgen für die Transparenz der 
staatlichen Beihilfen, iiKfem sie unter arxferem der 
anderen Vertragspartei jährlich Bericht erstatten über 
den Gesamtbetrag und die Verteilung der Beihilfen und 
auf Antrag Auskunft über die Beihilfensysteme erteilen. 
Auf Antrag einer Vertragspartei erteilt die andere Ver¬ 
tragspartei Auskunft über bestimmte EinzeifäHe staat¬ 
licher Beihilfen. 

(5) Hinsichtlich der in Titel III Kapitel II und III genannten Waren 

- firKlet Absatz 1 Ziffer iii keine Anwerxf ung; 

- werden alle Verhaltensweisen, die im Gegensatz zu Absatz 1 
Ziffer i stehen, nach den Kriterien beurteilt, die die Gemein¬ 
schaft auf der Grundlage der Artikel 42 und 43 des Vertrags 
zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft aufgestellt hat, 
insbesondere nach den Kriterien der Verordnung Nr. 26/1962 
des Rates. 

(6) Wenn die Gemeinschaft oder Litauen der Auffassung ist, 
daß eine bestimmte Verhaltensweise mit Absatz 1 unvereinbar ist 
und 

- in den in Absatz 3 genannten Durchfühnjngsbestimmungen 
nicht in angemessener Weise geregelt ist, und 

- wenn bei Fehlen derartiger Regeln diese Verhaltensweise den 
Interessen der anderen Vertragspartei oder einem inländi¬ 
schen Wirtschaftszweig einschließlich des Dienstleistungs¬ 
gewerbes eine bedeutende Schädigung verursacht oder zu 
verursachen droht. 


kann die Gemeinschaft oder Litauen nach Konsultationen im 
Assoziationsrat oder dreißig Arbeitstage nach dem Ersuchen um 
derartige Konsultationen geeignete Maßnahmen treffen. 

Sind diese Verhaltensweisen mit Absatz 1 Ziffer iii) unvereinbar, 
so können derartige geeignete Maßnahmen, soweit sie unter das 
GATT fallen, nur im Einklang mit den Verfahren und unter den 
Bedingungen des GATT oder aller anderen einschlägigen Instru¬ 
mente eingeführt werden, die im Rahmen des GATT ausge¬ 
handelt wurden und zwischen den Vertragsparteien Anwerxfung 
finden. 

(7) Unbeschadet aller anderslauterrden Bestimmungen, die 
ge^ß Absatz 3 erlassen werden, tauschen die Vertragsparteien 
Informationen unter Berücksichtigung der erforderlichen Be¬ 
schränkungen zur Wahrurtg des Berufs- und Geschäftsgeheim¬ 
nisses aus. 


Artikel 65 

(1) Die Vertragsparteien bemühen sich, keine restriktiven Maß¬ 
nahmen für Zahlungsbilanzzwecke einschlieeiich Maßnahmen 
betreffend die Einfuhren einzuführen. Sollte eine Vertragspartei 
det¥Kx:h derartige Maßrrahmen einführen, so legt sie der arxferen 
Vertragspartei so bald wie möglich einen Zeitplan für ihre Auf¬ 
hebung vor. 

(2) Bei bereits eingetretenen oder bei ernstlich drohertden Zah- 
km^biianzschwierigkeiten eines oder mehrerer Mitgliedstaaten 
oder Litauens kann die Gemeirrschaft beziehungsweise Litauen 
unter den Voraussetzungen des GATT restriktive Maßrrahmen 
einschließlich Maßnahmen betreffend die Einfuhren treffen, die 
von begrenzter Dauer sind utrd nicht über das zur Beheburrg der 
Zahlungsbilanzschwierigkeiten unbedingt notwendige Maß hin¬ 
ausgehen dürfen. Die'Gemeinschaft beziehungsweise Litauen 
unterrichtet die andere VertragsF>artel unverzüglich davon. 

(3) Etwaige restriktive Maßnahmen gelten nicht für Transfers in 
VerbirKfung mit Investitionen uixf insbesondere der Repatriierung 
der investierten oder reinvestierten Beträge und aller sonstigen 
sich daraus ergebenden Einnahmen. 

Artikel 66 

Hinsichtlich der öffentlichen Unternehmen und der Unterneh¬ 
men, denen besondere oder ausschließliche Rechte übertragen 
wurden, sorgt der Assoziationsrat dafür, daß ab dem 1. Januar 
1998 die Grundsätze des Vertrags zur Gründung der Europäi¬ 
schen Gemeinschaft, insbesondere des Artikels 90, und die 
Grurdsätze des Schlußdokuments des Bonner Treffens im Rah¬ 
men der KSZE-Konferenz vom April 1990, insbesondere die Ent¬ 
scheidungsfreiheit der Unternehmer, beachtet werden. 

Artikel 67 

(1) Gemäß diesem Artikel urtd Anhang XIX bekräftigen die Ver¬ 
tragsparteien die Bedeutung, die sie dem angemesserren uixf 
wirksamen Schutz urtd der angemesserten und wirksamen 
Durchsetzung der Rechte an geistigem, gewerblichem und kom¬ 
merziellem Eigentum beimessen. 

(2) Litauen wird den Schutz der Rechte an geistigem, gewerb¬ 
lich^ und kommerziellem Eigwtum weiter verbessern, um am 
Ende der in Artikel 3 genannten Übergangszeit ein vergleichbares 
Schutzniveau zu bieten, wie es in der Gemeinschaft besteht; dazu 
gehören auch wirksame Mittel zur Durchsetzung dieser Rechte. 

(3) Bis zum Ende der in Artikel 3 genannten Übergangszeit tritt 
Litauen den in Anhang XIX Absatz 1 aufgeführten multilateralen 
Übereinkünften über die Rechte an geistigem, gewerblichem und 
kommerziellem Eigerrtum bei, denen die Mitgliedstaaten ange¬ 
hören oder die von ihnm im Einklang mit den einschlägigen 
Bestimmungen dieser Übereinkommen de facto angewarxlt 
werden. 

(4) Treten im Bereich des geistigen, gewerblichen und kommer¬ 
ziellen Eigentums Probleme auf, die die Handelsbedingungen 
beeinflussen, so finden auf Antrag einer Vertragspartei unver¬ 
züglich Konsultationen statt, um für beide Seiten befriedigende 
Lösungen zu finden. 
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Artikel 68 

(1) Die Vertragsparteien betrachten die Öffnung des öffent¬ 
lichen Auftragswesens auf der Grundlage von Nichtdiskriminie¬ 
rung ufKf Gegenseitigkeit insbesondere iin Kontext des GATT und 
der WTO als ein erstrebenswertes Ziel. 

(2) Gesellschaften Litauens im Sinne von Artikel 46 wird vom' 
Inkrafttreten dieses Abkommens an Zugang zu den Vergabever¬ 
fahren in der Gemeinschaft gemäß den Vergabevorschriften der 
Gemeinschaft unter Bedingungen gewährt, die nicht weniger 
günstig sirKj als die Bedingungen, die Gesellschaften der 
Gemeinschaft gewährt werden. 

Gesellschaften der Gemeinschaft im Sinne von Artikel 46 wird 
spätestens am Ende der in Artikel 3 genannten Übergartgszeit 
Zugang zu den Vergabeverfahren in Litauen unter Bedir^ungen 
gewährt, die nicht weniger günstig sind als die Bedingungen, die 
Gesellschaften Litauens gewährt werden. 

Gesellschaften der Gemeinschaft, die gemäß Trtel IV Kapitel tl 
in Litauen in Form von Tochtergesellschaften im Sinne von Arti¬ 
kel 46 und in Formen im Sinne von Artikel 57 niedergelassen sind, 
haben vom Inkrafttreten dieses Abkommerts an Zugang zu den 
Vergabeverfahren unter Bedingurtgen, die nicht wertiger günstig 
sind als die Bedingungen, die Gesellschaften Litauens gewährt 
werden. Gesellschaften der Gemeinschaft, die in Litauen in Form 
von Zweigniederlassurtgen und Agenturen im Sirtrte von Artikel 46 
niedergelassen sind, werden solche Bedirtgurtgen spätesterts am 
Ende der in Artikel 3 genannten Übergangszeit eirtgeräumt. 

Sobald Litauen geeignete Rechtsvorschriften erlassen haL gilt 
dieser Absatz auch für öffentliche Aufträge, die unter die Richt¬ 
linie 93/38/EWG vom 14. Juli 1993 fallen. 

Der Assoziationsrat prüft in regelmäßigen Zeitabständen, ob 
Litauen vor Ende der Übergangszeit allen Gesellschaften der 
Gemeinschaft Zugang zu den Vergabeverfahren in LiUtuen 
gewähren kann. 

(3) Für Niederlassung, Geschäftstätigkeit Erbringung von 
Dienstleistungen zwischen der Gemeinschaft und Litauen sowie 
für die Beschäftigung und Freizügigkeit im Zusammerihang mit 
der Erfüllung öffentlicher Aufträge gelten die Artikel 37 bis 60. 


Kapitel III 

/Vigleichung der Rechtsvorschriften 

Artikel 69 

Die Vertragsparteien erkennen an, daß die /Vigleichung der 
bestehenden und künftigen Rechtsvorschriften Litauens an das 
Gemeinschaftsrecht eine wesentliche Voraussetzung für die wirt¬ 
schaftliche Integration Litauens in die Gemeinschaft darstellt. 
Litauen wird sich dämm bemühen, daß seine Rechtsvorschriften 
schrittweise mit dem Gemeinschaftsrecht vereinbar werden. 

Artikel 70 

Die Angleichung der Rechtsvorschriften betrifft insbesondere 
folgende Bereiche: Zollrecht, GesellschaftsrechL Bankenrecht, 
Rechnungslegung der Unternehmen und Steuern, geistiges 
Eigentum, Finanzdienstleisturrgen, Wettbewerbsregeln, Schutz der 
Gesundheit und des Lebens von Menschen, Tieren und Pflanzen, 
Schutz der /Vbeitnehmer einschließlich Gesundheit und Sicher¬ 
heit am Arbeitsplatz, Verbraucherschutz, indirekte Steuern, tech¬ 
nische Vorschriften und Normen, Rechts- und Verwaltungs¬ 
vorschriften für den Nuklearbereich, Verkehr, Telekommunika¬ 
tion, Umwelt, öffentliches Auftragswesen, Statistik und Produkt¬ 
haftung. 

Dabei sollten insbesondere in den Bereichen Binnenmarkt, Wett¬ 
bewerb, /Vbeitnehmer-, Umwelt- und Verbraucherschutz rasche 
Fortschritte bei der Rechtsangleichung erzielt werden. 

Artikel 71 

Die Gemeinschaft leistet Litauen technische Hilfe bei der 
Durchfühmng dieser Maßnahmen; dazu können unter anderem 
gehören: 

- Austausch von Sachverständigen; 


- rechtzeitige Unterrichtung, vor allem über die einschlägigen 
Rechtsvorschriften; 

- Veranstaltung von Seminaren; 

- Ausbildungsmaßnahmen; 

- Hilfe bei der Übersetzung des einschlägigen Gemeinschafts¬ 
rechts. 

Titel VI 

Wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Artikel 72 

(1) Die Gemeinschaft urKi Litauen bauen ihre wirtschaftliche 
Zusammenarbeit mit dem Ziel aus, zu der Entwicklung Litauens 
urtd dessen Wachstumspotenüal beizutragen. Diese Zusammen¬ 
arbeit soll die bestehertdm Wirtschaftsbeziehungen auf einer 
möglichst breiten Grundlage zum Vorteil beider Vertragsparteien 
stärken. 

(2) Politische und sonstige Maßriahmen werden zur Förderung 
der wirtschaftlichen urxf sozialen Entwicklung Litauens vorbereitet 
und auf dem Grundsatz der langfristig tragbaren Entwicklung auf¬ 
gebaut Sie sollten ferner sicherstellen, daß die Umweltbelartge 
von Anfang an vollauf berücksichtigt werden und den Erfordernis¬ 
sen einer harmonischen Sozialentwicklung Rechnung tragen. 

(3) Zu diesem Zweck sollte sich die Zusammenarbeit vor allem 
auf Politiken und Maßnahmen in den Bereichen gewerbliche Wirt¬ 
schaft, Investitionen, Landwirtschaft und Agroindustrie, Energie, 
Verkehr, Regionalentwicklung und Fremdenverkehr konzentrieren. 

(4) Besortdere Aufmerksamkeit ist Maßnahmen zu widnoen, die 
die Zusammenarbeit zwischen den drei baltischen Staaten und 
mit den Ländern Mittel- und Osteuropas sowie mit den anderen 
Ostseeanrainerstaaten im Hinblick auf eine integrierte Entwick¬ 
lung der Region stärken können. 

Artikel 73 

Industrielle Zusammenarbeit 

(1) Mit der Zusammenarbeit soll insbesondere folgendes ge¬ 
fördert werden: 

- die irxfustrielle Zusammenarbeit zwischen den Wirtschaftsbe¬ 
teiligten der beiden Vertragsparteien, vor allem zur Stärkung 
des Privatsektors in Litauen; 

- die Beteiligung der Gemeinschaft an den Anstrengungen 
Litauens sowohl im öffentlichen als auch im privaten Sektor 
zur l/odemisierung und Umstrukturierung seiner Industrie, 
die den Übergang von einer Planwirtschaft zu einer Marktwirt¬ 
schaft unter Bedingungen bewirken, die den Schutz der 
Umwelt gewährleisten; 

- die Umstrukturierung einzelner Wirtschaftszweige; 

- die Grürrdung neuer Unternehmen in potentiellen Wachs¬ 
tumsbereichen, insbesondere Leichtindustrie, Verbrauchsgü¬ 
ter und marktbezogene Dienstleistungen. 

(2) Die Initiativen der industriellen Zusammenarbeit berücksich¬ 
tigen die von Litauen aufgestellten Prioritäten. Die Maßnahmen 
sollten vor allem darauf abzielen, geeignete Flahmenbedingungen 
für Unternehmen zu schaffen, die Managementfähigkeiten zu ver¬ 
bessern und die Transparenz der Märkte und Bedingungen für 
Unternehmen zu fördern. Soweit angebracht, wird technische 
Hilfe geleistet. 

Artikel 74 

Investitionsförderung und Investitionsschutz 

(1) Die Zusammenarbeit zielt darauf ab, die Rechts- und Ver¬ 
waltungsvorschriften und ein günstiges Klima für die Förderung 
und den Schutz inländischer und ausländischer Privatinvestitio¬ 
nen, die für den Wiederaufbau und die Entwicklung von Wirt¬ 
schaft und Industrie in Litauen wesentlich sind, beizubehalten 
und - falls notwendig - zu verbessern. Die Zusammenarbeit zielt 
ferner darauf ab, Ausieu'idsinvestitionen und die Privatisierung in 
Litauen zu begünstigen und zu fördern. 
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(2) Die Schwerpunkte der Zusammenarbeit sind folgende; 

- Schaffung eines rechtlichen Rahmens zur Förderung und zum 
Schutz von Investitionen in Litauen; 

- Abschluß von bilateralen Investitionsföfderungs- und Investi¬ 
tionsschutzabkommen mit den Mitgliedstaaten, soweit ange¬ 
bracht; 

- weitere Deregulierung sowie Verbesserung der wirtschaft¬ 
lichen Infrastruktur; 

- Austausch von Informationen Ober InvestitionsfnögUchkeKen 
im Rahmen von Handelsmessen, Ausstellungen, Handels¬ 
wochen und anderen Veranstaltungen. 

Die Hilfe der Gemeinschaft könnte in der Anfangsphase Eirtrich- 
turtgen gewährt werden, die kiländische Investitionen fördern. 

(3) Utauen beachtet die Bestimmungen Ober die hartdeis- 
bezogenen Aspekte von Investitionsmaßnahmen (TRIMs). 

Artikel 75 

Kleine und mittlere Unternehmen 

(1) Oie Vertragsparteien arbeiten hin auf die Entwicklung urxf 
Stärkung der kteirren und mittleren Unternehmen (KMU) und der 
Zusamrnenarbeit zwischen KMU in der Gemeinschafl und Litauen. 

(2) Sie fördern den Austausch von Informationen und Fachwis¬ 
sen in folgenden Bereichen; 

- Vetbessbrung, soweit angemessen, der rechtlichen, admini¬ 
strativen, technischen, steuerlichen und finanziellen Voraus¬ 
setzungen für die Grürxlung und Erweitenmg von KMU sowie 
für die grenzübergreiferKle Zusammenarbeit; 

- Bereitstellung der von den KMU bertötigten untentehmens- 
spezifischen Dienstleistungen (Ausbildung von FOhrungs- 
kräften, Rechnungslegung, Marketing, Qualitätskontrolle usw.) 
sowie Stärkung der Einrichtungen, die derartige Dienstlei¬ 
stungen erbringen; 

- Herstellung geeigneter Kontakte zu Entscheidungsträgem in 
der Gemeinschaft Ober Netze für die Kooperation zwischen 
europäischen Unternehmen (BC-NET), um die Unterrichturrg 
der KMU zu verbessern und die grenzObergreifende Zusam¬ 
menarbeit zu fördern. 

(3) Die Zusammenarbeit umfaßt technische Hilfe insbesondere 
für die Schaffung einer geeigneten institutioneilen Unterstützung 
für die KMU auf nationaler urnJ regionaler Ebene in den Bereichen 
Finanzen, Ausbildung, Beratung, Technologie und Vermarktung. 

Artikel 76 

Agrar- und Industrienormen und 
Konformitätsprüfung 

(1) Die Vertragsparteien arbeiten insbesondere mit dem Ziel 
zusammen, die Unterschiede im Bereich der Normen, techni¬ 
schen Vorschriften und Konformitätsprüfurrgsverfahren zu verrin¬ 
gern, gegebenenfalls mit technischer Hilfe der Gemeinschaft. 

(2) Zu diesem Zweck soll durch die Zusammenarbeit folgendes 
angestrebt werden; 

- Förderung der Übernahme der technischen Vorschriften der 
Gemeinschaft und der europäischen Normen urtd Konfor- 
mitätsprOfungsverfahren, wobei es Utauen zur Eneichung 
seiner Ziele hinsichtlich der Umweltqualität freisteht, gegebe¬ 
nenfalls besondere (strengere) Normen zu entwickeln und 
anzuwenden; 

- Abschluß von Abkommen über gegenseitige Anerkennung in 
diesen Bereichen, soweit angebracht; 

- Förderung der aktiven und regelmäßigen Teilnahme Litauens 
an den Arbeiten von Fachorganisationen (GEN, CENELEC, 
ETSI, EOTC, EUROMET); 

- Unterstützung Litauens im Rahmen der europäischen Meß- 
und PrOfungsprogramme; 

- Förderung des Informationsaustausches zwischen interes¬ 
sierten Parteien Ober Technik und Methodik im Bereich der 
Qualitätskontrolle und des Fertigungsprozesses. 

(3) Soweit angebracht, leistet die Gemeinschaft Litauen tech¬ 
nische Hilfe. 


Artikel 77 

Zusammenarbeit in Wissenschaft und Technik 

(1) Die Vertragsparteien fördern die Zusammenarbeit in der 
Forschung und technischen Entwicklung. Folgenden Maßnahmen 
wird besondere Aufmerksamkeit gewidmet 

- Austausch von informatioiien Ober die jeweitige Politik im 
Bereich von Wissertschaft und Techrtik; 

- Veranstalturtg gemeinsamer wissenschaftlicher Treffen (Sen>- 
rtare und Workshops); 

- gemeinsame FuE-TätigkeKen zur Förderung des wissen¬ 
schaftlichen Fortschritts und des Transfers von Technologie 
und Know-how; 

- Ausbildungsmafinahmen und Mobilitätsprogramme für Fo-- 
scher und Fachleute beider Seiten; 

- Entwicklung eines die Forschung und die Anwendung neuer 
Techniken begünstigertden Umfelds urtd angemessener 
Schutz des geistigen Eigentums an Forschungsergebnissen; 

- TeilnahmeUtffiiensanForsrDhungsprogrammenderGemein- 
schaft kn Einklattg mit Absatz 3. 

Soweit angebracht wird technische Hilfe geleistet 

(2) Der Assoziationsrat legt die geeigneten Verfahren für d« 
Entwicklung der Zusammenarbeit fest 

(3) Die Zusammenarbeit aufgrurrd des RahmerHXogramms der 
Gemeinschaft für Forschung urfo technische EntwicMut^g wkd 
durch besondere Übereinkünfte geregelt die nach den geses- 
lichen Verfahren jeder Vertragspartei ausgehandelt urtd geschlos¬ 
sen werden. 


Artikel 78 

Allgemeine und berufliche Bildung 

(1) Die Zusammenarbeit zielt ab auf die harmonische Entwick¬ 
lung der Humanressourcen und die Anhebung des Niveaus der 
allgemeinen Bildung und der beruflichen (Qualifikation kt Litaue*. 
sowohl im öffentlichen als auch im privaten Sektor und unte' 
Berücksichtigung der Prioritäten Litauens. Unter der Schimv 
herrschaft der Europäischen Stiftung für Berufsbildung urtd r^. 
Rahmen von TEMPUS und Eurofakultät werden irtstitutioneiie 
Rahmen und Pläne für die Zusammenarbeit errtwickelt. Die Bets- 
ligung Litauens an anderen Gemeinschaftsprogrammen wirc h 
diesem Zusammenhang gleichfalls erwogen. 

(2) Die Zusammenarbeit konzentriert sich insbesondere auf fo^ 
gende Bereiche; 

- Reform der allgemeirten urtd beruflichen Büdurtg kt Litauen; 

- Erstausbildung, Ausbildurtg am Arbeitsplatz urtd Umschu¬ 
lung, einschließlich Ausbildung von Führurtgskräften r~. 
öffentlichen und privaten Sektor sowie höherer Beamter. \o- 
allem in noch zu bestimmenden ptriorrtären Bereichen; 

- Ausbildung von Lehrern am Arbeitsplatz; 

- Zusammenarbeit zwischen Hochschulen. Zusammenarbet 
zwischen Hochschulen urtd Unternehmen, Mobilität von Lehr¬ 
kräften, Studenten, VerwaKurtgspersortal und Jugendlichen; 

- Förderung der Lehrtätigkeit im Bereich der europäischen 
Studien an geeigneten Lehranstalten; 

- gegenseitige Anerkennung von Studienzeiten urtd Diplomen; 

- Förderung des Sprachunterrichts in Litauen, irtsbesortdere für 
Minderheiten unter der in Utauen lebertden Bevöikeruttg; 

- Unterrichturtg der Gemeinschaftssprachen, Ausbildurtg von 
Übersetzern und Dolmetschern und Förderung der Über¬ 
nahme der Normen urtd der Terminologie der Gemeinschaft 

- Entwicklung des Fernunterrichts und rteuer Ausbildurvjs- 
techniken; 

- Bereitstellung von Lehrmitteln und Ausrüstung. 
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Artikel 79 

Landwirtschaft und Agroindustrie 

(1) Die Zusammenarbeit in diesem Bereich zieh ab auf die 
Modernisierung, die Umstrukturierung und die Privatisierurrg der 
Landwirtschaft, der Binnenfischerei und der AgroirKlustrie sowie 
der Forstwirtschaft. Mit dieser Zusammenarbeit werden der 
Schutz und die nachhaltige Nutzung von Naturlandschaften urKf 
unbelasteten Böden gefördert. 

Zu diesem Zweck umfaßt die Zusammenarbeit insbesorrdere 
folgendes: 

- Entwicklung von privaten landwirtschaftlichen Betrieben urKi 
Vertriebsnetzen, Lagerungs- und Vermarktungstechniken 
usw.; 

- Modernisierung der Infrastrukturen im lärKlIichen Raum (Ver¬ 
kehr, Wetsserversorgung, Telekommunikation); 

- Verbesserung der Raumordnung, einschließlich Bebauungs¬ 
und Stadtplanung; 

- Entwicklurrg von Kriterien für die extensive und intensive 
Nutzung landwirtschaftlicher Flächen, die Forstwirtschaft 
sowie die Binnenfischerei im Einklang mH den nationalen und 
regionalen Entwicklungsplänen und -Programmen; 

- Entwicklung und Förderung einer wirksamen Zusammen¬ 
arbeit im Bereich landwirtschaftficher Informationssysteme; 

- Steigerung der Produktivität und der Qualität durch geeignete 
Methoden und Produkte; Ausbildungs- und Oberwachungs- 
maßrrahmen bei dem Einsatz von Umwettschutztechniken im 
Zusammenharrg mit (Produktionsmitteln; 

- Förderung der Entwicklurtg von ökologischem Landbau sowie 
der Verarbeitung und Vermarktung der Erzeugnisse; 

- Förderung der Anwendung der Nahrungsmittelnormen der 
Gemeinschaft; 

- Umstrukturierung, Entwicklung, Modernisierung und Dezen¬ 
tralisierung der Nahrungsmitteiverarbeitungsbetriebe und 
ihrer Vermarktungstechnik^; 

- Förderurrg der Komplementarität in der Landwirtschaft; 

- Förderung der industriellen Zusammenarbeit in der Landwirt¬ 
schaft und Austausch von Know-how, insbesondere zwi¬ 
schen den Privatsektoren der Gemeinschaft und Litauens; 

- Entwicklurtg der Zusammenarbeit im Bereich der gesundheit¬ 
lichen und pflanzengesundheitlichen Rechtsvorschriften mit 
dem Ziel einer schrittweisen Angleichung an die Gemein¬ 
schaftsnormen durch Unterstützung von Ausbildungsmaß¬ 
nahmen und der Durchführung von Kontrollen; 

- Förderung des Informationsaustausches über Agrarpolitik 
und Agrarrecht; 

- Förderung von Joint-ventures, insbesondere mit dem Ziel der 
Zusammenarbeit auf Drittlandsmärkten. 

(2) Zu diesem Zweck leistet die Gemeinschaft, soweit ange¬ 
bracht, technische Hilfe. 

Artikel 80 
Fischerei 

(1) Die Vertragsparteien entwickeln ihre Zusammenarbeit im 
Bereich der Fischerei im Einklang mit dem Abkommen über die 
Fischereibeziehungen zwischen der Europäischen Wirtschafts¬ 
gemeinschaft und der Republik Litauen. 

(2) Die Zusammenarbeit betrifft insbesondere: 

- die Einführung einer langfristig tragbaren Befischung in den 
Weltmeeren ur>d der Ostsee; 

- die traditionelle Zusammenarbeit im Fischereisektor; 

- die Notwendigkeit der Einführung von Fangkontrollsystemen, 
Far^gstatistiken und Informationssystemen; 

- die Entwicklung des wissenschaftlichen Potentials für Unter¬ 
suchungen der Fischbestände in der Ostsee, Maßnahmen auf 
Gegenseitigkeitsbasis zur Erhaltung und Erneuerung der 
Fischbestände (insbesondere von Lachs und Kabeljau) sowie 
die Einführung moderner Technologien in diesem Bereich; 


- die schrittweise Modernisierung der litauischen Fischerei¬ 
flotte und Fischverarbeitungsindustrie durch Gründung von 
Joint-ventures; 

- die Gründung von Privatuntemehmen in diesem Bereich und 
die Notwendigkeit die Erfahrungen der Gemeinschaft mit 
Vermarktungstechniken zu nutzen; 

- die Entwicklung einer industrielien Zusammenarbeit im 
Fischereisektor und den Austausch von Krraw-how; 

- die Einführurvg der EG-Qualitäts- und -Gesundhertsnormen 
für die litauische Fischzucht (einschließlich Futtermittel); 

- den Informationsaustausch über Fischereipolitik urKf -recht 
sowie über die Schaffung einer Marktordnung für Fischerei¬ 
erzeugnisse; 

- die Zusammenarbeit in internationalen Fischereiorganisatip- 
nen. 

Artikel 81 
Energie 

(1) Unter Beachtung der Grundsätze där Marktwirtschaft und 
der Grundsätze des Vertrages über die Europäische Energie- 
Charta arbeiten die Vertragsparteien im Hinblick auf die schritt¬ 
weise Integration der Energiemärkte in Europa zusammen. 

(2) Die Zusammenarbeit konzentriert sich insbesondere auf 
folgende Bereiche; 

- Ausformulierung und (Planung der Energiepolitik unter 
Berücksichtigung ihrer langfristigen Aspekte; 

- Verwaltung und Ausbildung im Energiebereich; 

- Förderung von Energieeinsparungen und wirksamer Energie¬ 
nutzung; 

- Entwicklung der Energieressourcen; 

- Verbesserung des Vertriebs wie auch Verbesserung und 
Diversifizierung der Versorgung; 

- Umweltausw'iTkungen der Energieerzeugung und des Ener¬ 
gieverbrauchs; 

- Kemenergiesektor, insbesondere nukleare Sicherheit; 

- stärkere Öffnung des Energiemarktes, einschlieBlich der 
Erleichterung des Transitverkehrs von Gas und Strom; 

- Strom- und Gasversorgung, auch unter Berücksichtigung der 
Möglichkeit des Verbunds europäischer Versorgungsnetze; 

- Modernisierung der Energieinfrastiukturen; 

- Ausarbeitung der Rahmenbedingungen für die Zusammen¬ 
arbeit zwischen Unternehmen dieses Sektors; 

- Transfer von Technologie und Know-how; 

- Zusammenarbeit im Bereich der Preis- und Steuerpolitik im 
Energiesektor; 

- regionale Zusammenarbeit der baltischen Staaten im Energie¬ 
sektor, insbesondere als wichtiger Beitrag zur Versorgungs¬ 
sicherheit in der Region. 

(3) Soweit angemessen, wird technische Hilfe geleistet. 

Artikel 82 

Nukleare Sicherheit 

(1) Ziel der Zusammenarbeit ist eine Erhöhung der Sicherheit 
beim Einsatz der Kernenergie. 

(2) Die Zusammenarbeit im Nuklearsektor erstreckt sich vor 
allem auf folgende Bereiche: 

- industrielle Maßnahmen zur sicherheitstechnischen Verbes¬ 
serung des litauischen Kernkraftwerks; 

- (Mifung der Frage, ob eine sicherheitstechnische Verbesse¬ 
rung des Kernkraftwerks in Ignalina machbar ist; 

- Verbesserung der Ausbildung des Personals; 

- Aktualisierung der litauischen Rechts- und Verwattungsvor- 
schriften Ober die nukleare Sicherheit und Stärkung der 
Sicherheitsbehörden sowie Erhöhung ihrer Mittel; 

- nukleare Sicherheit, Katastrophenschutz und Unfallmanage¬ 
ment im Nuklearsektor; 
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- Strahlenschutz, einschließlich Überwachung der Strahlen¬ 
belastung der Umwelt; 

- Probleme des Brennstoffzyklus, Sicherung und physischer 
Schutz von Kemmaterialien; 

- Entsorgung radioaktiver Abfälle; 

- Stillegung und Abnß von Kernkraftwerken; 

- Dekontaminierung; 

- Einführung einheitlicher Sicherheitsnormen zum Schutz der 
Gesundheit des Personals, der Öffentlichkeit urxJ der Umwelt 
sowie Gewährleistung ihrer Anwendurtg. 

(3) Oie Zusammenarbeit schließt auch einen Informations- und 
Erfahrurtgsaustausch sowie FuE-Tätigkeiten gemäß den Bestim¬ 
mungen Ober Wissenschaft und Technik ein. 

(4) Die Vertragsparteien hatten es für erforderlich, sich im Rah¬ 
men ihrer jeweiligen Befugnisse und Zuständigkeiten um eine 
Zusammertarbeit zur Bekämpfung des illegalen Handels mit 
Kemmaterial zu bemühen. Diese Zusamnrenarbeit sollte den Aus¬ 
tausch von Informationen, technische Hilfe bei der Analyse und 
Identifizienjng des Materials sowie administrative und technische 
Hilfe bei der Eiraichtung wirksamer Zollkontrollen umfassen. 
Gegebenenfalls kdnnen auch weitere Maßnahmen der Zusam¬ 
menarbeit getroffen werden. 

Artikel 83 
■ Umwelt 

(1) Die Vertragsparteien entwickeln und verstärken ihre Zusam¬ 
menarbeit zum Schutz der Umwelt und der menschlichen 
Gesundheit. 

(2) Die Zusammenarbeit betrifft insbesondere: 

- die wirksame Überwachung der Verschmutzungsniveaus; 

- die Bekämpfung der lokalen, regionalen und grenzüber- 
greifenden Luft- urkJ Wasserverschmutzung; 

- Energiegewinnung und -verbrauch auf rationelle, nachhaltige 
und saubere Weise; die Sicherheit von Industrieanlagen 
(einschließlich Kernkraftwerke); 

- die Klassifizierung und den unbedenklichen Einsatz von 
Chemikalien; 

- die Wasserqualität, insbesondere der grenzüberschreitenden 
Wasserläufe (Schutz der Ostsee vor Verschmutzung durch 
Schiffe, künstliche Inseln, Plattformen und andere Quellen); 

- die Verringerung, das Recycling und die saubere Entsorgung 
von Abfällen sowie die Durchführung des Basler Überein¬ 
kommens; 

- die nachhaltige Nutzung nichtemeuerbarer natürlicher Res¬ 
sourcen; 

- die Auswirkungen der Landwirtschaft auf die Umwelt, die 
Bodenerosion und -Verschmutzung durch Einsatz von 
Chemikalien in der Landwirtschaft, die Eutrophierung von 
Gewässern; 

- den Schutz der Wälder sowie der RIanzen- und Tierwelt; 

- die Emaltung der Artenvielfalt: 

- Schutzgebiete; 

- die Raumordnung, einschließlich der Bebauungs- und Stadt¬ 
planung; 

- die Verbesserung des öffentlichen Verkehrs, insbesondere in 
den Städten; 

- den Einsatz wirtschaftlicher und fiskalischer Instrumente; 

- die Bewirtschaftung der Küstenzonen und die Veminderung 
der Meeresverschmutzung; 

- die globale Klimaveränderung; 

- die Sanierung verschmutzter Flächen: 

- den Schutz der menschlichen Gesundheit vor umweltbeding¬ 
ten Schäden. 


(3) Die Zusammenarbeit erfolgt insbesondere in folgender 
Form: 

- Austausch von Inforrnationen und Sachverständigen, insbe¬ 
sondere auf dem Gebiet des Transf ers sauberer Technologien 
und der sicheren Nutzung umweltfreundlicher Biotechnolo¬ 
gien: 

- VerwaHurtgsaufbau und Ausbitdungsprogramme; 

- Transfer von Technologie und Know-how; 

- Artgleichung der Rechtsvorschriften (Gemeinschaftsnormen); 

- Zusammenarbeit auf regkxtaler Eberte (eirtschließlich der 
Zusammenarbeit zwischen den drei baltischen Staaten ur>d 

. im Rahmen der Europäischen Umweltagentur) sowie auf 
internationaler Ebene; 

- Entwicklung von Strategien, insbesondere zu globalen 
Umwelt- und zu Klimafragen; 

- Umwelterziehung und Information über Umweltfragen; 

- Umweltverträglichkeitsstudien. 

(4) Die Vertragsparteien entwickein eine Zusammertarbeit in 
verschiedeiten Bereichen der Wasserwirtschaft, irtsbesortdere in 
bezug auf: 

- die umweltfreurtdiiche Nutzung des Wassers von grertzüber- 
greifertden Weisservorkommen, Rüssen urtd Seen; 

- die Harmonisierurtg der Rechtsvorschriften im Bereich der 
Wasserwirtschaft urtd der technischen Möglichkeiten der 
Gewässerregelung (Richtlinien, Grertzwerte, Normen, Stan¬ 
dards, Logistik); 

- die Modemisieruttg von Forschung urtd EntwicMurtg (FuE) 
urtd die Aktualisierung der wissertschaftlichen Gruttdlage für 
die Wasserwirtschaft 

Artikel 84 
Verkehr 

(1) Die Vertragsparteien entwickeln urtd verstärken die Zusam¬ 
menarbeit im Verirr, um Litauen folgendes zu ermöglichen: 

- Umstmkturiemng und Modernisierung des Verkehrswesens: 

- Verbesserurtg des Personen- und Güterverkehrs sowie des 
Zugangs zu den Verkehrsrrtärkten durch Beseitigurtg admini¬ 
strativer, technischer und sonstiger Hemmnisse: 

- Erlefchterung des Transitverkehrs der Gemeinschaft durch 
Litauen auf Straße, Schiene, Binnenwasserstraßen und im 
kombinierten Verkehr, 

- Erreichung von betrieblichen Standards, die denen in der 
Gemeinschaft vergleichbar sind. 

(2) Die Zusammenarbeit erstreckt sich insbesondere auf: 

- Programme für die Ausbildurtg in Wirtschaft, Recht und Tech- 
nik sowie Ausarbeitung des rechtlichen und institutkxteien 
Rahmerts für die Entwicklung urvj Durchführung einer Politik, 
einschließlich der Privatisierung des Verkehrssektors; 

- technische Hilfe, Beratung und Informationsaustausch (Kci- 
ferenzen und Seminare); 

- Unterstützung beim Ausbau der Infrastruktur in Litauen. 

(3) Vorrangige Bereiche der Zusammenarbeit sirrd: 

- Bau und Modernisierung von Straßen, Eisenbahniinien, Bn- 
nenschiffahrtsstraßen, Häfen und Flughäfen auf anerkannten 
transeuropäischen Korridoren und wichtigen Strecken \-on 
gemeinsamem Interesse; 

- Verbesserung der Verkehrsbedingungen, Verkürzung 6er 
Wartezeiten und Erleichterung des Transitverkehrs an oen 
Grenzübergängen auf dem litauischen Abschnitt der auf Kreta 
beschiossenen muitimodalen Korridore Nr. 1 und Nr. 9 ajf 
der Grundlage von Normen, die in internationalen Übere n- 
kommen der Europäischen Union festgesetzt sind, um ce 
Interoperabilität zu gewährleisten; 

- Verwaltung der Eisenbahn, der Häfen und der Flughäfen, 
einschließlich Zusammenarbeit zwischen den zuständigen 
nationalen Behörden; 

- Raumordnung, einschließlich Bebauungs- und Stadtplanung: 
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- Erneuerung der technischen Ausrüstung im Einklang mit den 
Gemeinschaftsnoimen, vor allem in den Bereichen kombi¬ 
nierter Verkehr Straße/Schiene, Containerisierung und Güter¬ 
umschlag; 

- Förderung der Entwicklung einer Verkehrspolitik, die mit der 
Verkehrspolitik in der Gemeinschaft vereinbar ist; 

- Förderung der KOstenschiffahrt als Alternative zum Landver¬ 
kehr und als für den Ostseeraum besonders geeigrtete Beför¬ 
derungsart; 

- Förderung gemeinsamer Forschurtgs- urtd Entwicklungspro- 
gramme; 

- konkrete Projekte der tri- oder multilateralen (Ostseerat) 
regionalen Zusammenarbeit, wie z.B. Via Baltica. 

Artikel 85 

Telekommunikation, Postwesen, Rundfunk und 

Fernsehen 

(1) Oie Vertragsparteien bemühen sich um die Erweiterung und 
Verstärkung der Zusammenarbeit im Bereich der Telekommuni¬ 
kation. Dazu gehören: 

- Informationsaustausch über die Politik in den Bereichen Tele¬ 
kommunikation, Postwesen, Rundfunk und Fernsehen; 

- Schaffung eines stabilen urKf kohärenten rechtlichen Rah¬ 
mens in den Bereichen Telekommunikation, Postwesen, 
Rundfunk und Fernsehen; 

- Austausch von technischen und sonstigen Informationen 
sowie Veranstaltung von Seminaren, Workshops und Konfe¬ 
renzen für Sachverständige beider Seiten; 

- AusbikJungs- und Beratungstätigkeiten; 

- Techrtologietransfer; 

- gemeinsame Ausfühnrng von Projekten durch die zuständi¬ 
gen Einrichtungen beider Seiten; 

- Einführung europäischer Normen und Zertifizierungssysteme; 

- Förderung neuer Kommunikationsmittel, -dienste und -ein- 
richtungen, insbesorKlere für kommerzielle Anwendungen; 

- Zusammenarbeit bei der Entwicklung einer Strategie zur Ein¬ 
führung eines diensteintegrierenden digitalen Netzes (ISDN). 

(2) Diese Maßnahmen konzentrieren sich auf folgende vor¬ 
rangige Bereiche; 

- Entwicklung und Durchführung einer marktgerechten Politik 
im Bereich der Telekommunikation, des Postwesens, des 
Rundfunks und des Fernsehens in Litauen sowie der Rechts¬ 
vorschriften und Verfahren; 

- Modernisierung des litauischen Telekommunikationsnetzes 
und seine Einbeziehung in die europäischen und internationa¬ 
len Netze; 

- Zusammenarbeit mit den europäischen Normenorganisationen; 

- Integration der transeuropäischen Systeme; 

- Rechtsvorschriften im Bereich der Telekommunikation; 

- Verwaltung des Telekommunikationssektors in dem neuen 
wirtschaftlichen Umfeld Europas; Organisationsstnikturen, 
Strategie und Planung. Beschaffungsgrundsätze, Preisgestal¬ 
tung im Sprachtelefondienst; 

- Raumordnung, Bebauungs- und Stadtplanung; 

- Verbesserung des Datennetzes und Entwicklung von daten¬ 
bankgestützten Informationsdiensten. 

Artikel 86 

Informations Infrastruktur 

Die Vertragsparteien bemühen sich um die Enveiterung und 
Verstärkung der Zusammenarbeit zur Errichtung einer Globalen 
Informationsinfrastruktur. Die Zusammenarbeit umfaßt folgende 
Maßnahmen: 

- Austausch von Informationen über die Politik und die Pro¬ 
gramme für den Aufbau der Informationsinfrastruktur und der 
entsprechenden Dienste; 


- enge Zusammenarbeit zwischen Einrichtungen, die beste¬ 
hende Informationsnetze und Datenbanken verwalten (wis¬ 
senschaftliche und/oder staatliche Einrichtungen); 

- Austausch von Informationen Ober Technologien, Markterfor¬ 
dernisse uttd andere Bereiche, Veranstaltung von Seminaren. 
Workshops und Konferenzen für Fachleute und Unternehmer 
beider Seiten; 

- Ausbildungs- und Beratungsmaßnahmen; 

- gemeinsame DurchfOhrurtg von Projekten; 

- Förderung und einvemehmüche Festlegung von Normen im 
Bereich der Informationstechnik sowie von Zertifizierungs¬ 
und Prüfverfahren für Hardware und Software; 

- Förderung der Schaffung eines geeigneten rechtlichen Rah¬ 
mens, Vergleich der geltenden Rechtsvorschriften im Bereich 
der Informationstechnik mit den Rechtsvorschriften der 
Europäischen Union; 

- Maßnahmen zur Förderung des Ausbaus von Informations¬ 
diensten urtd -Infrastrukturen; 

- Zusammertarbett in den Bereichen elektronischer Datenaus¬ 
tausch (EDI) und Datensicherungssysteme urxl -Strategien. 

Artikel 87 

Batiken, Versicherungen und 
andere Finanzdienstleistungen 

(1) Die Vertragsparteien arbeiten mit dem Ziel zusammen, einen 
geeigneten Rahmen für die Förderung des Bank- und Versiche¬ 
rungswesens urtd der Finanzdienstleistungen in Litauen zu schaf¬ 
fen und zu entwickeln. 

(2) Die Zusammenarbeit konzentriert sich auf: 

- die Verbesserung wirksamer Verfahren für Rechnungslegung 
und Rechnungsprüfung in Litauen unter Anlehnurtg an inter¬ 
nationale Regeln und die Normen der europäischen Gemein¬ 
schaft; 

- die Stärkung und Umstrukturierung des Banken- und Finanz¬ 
systems; 

- die Verbesserung und Harmonisierung der Aufsichts- und 
Geschäftsregeln für Banken und Finanzdienstleistungen; 

- die Ausarbeitung von terminologischen Glossaren; 

- den Austausch von Informationen vor allem über bestehende 
oder in Vorbereitung befindliche Rechtsvorschriften; 

- die Ausarbeitung und Übersetzung der Rechtsvorschriften 
der Gemeinschaft und Litauens. 

(3) Zu diesem Zweck schließt die Zusammenarbeit auch techni¬ 
sche Hilfe und Ausbildungsmaßnahmen ein. 

Artikel 88 
Zusammenarbeit 

im Bereich der Rechnungsprüfung 
und der Finanzkontrolle 

(1) Die Vertragsparteien arbeiten mit dem Ziel zusammen, in der 
litauischen Verwaltung wirksame Systeme für die Finanzkontrolle 
und die Rechnungsprüfung gemäß den üblichen Methoden und 
Verfahren der Gemeinschaft zu entwickeln, 

(2) Die Zusammenarbeit konzentriert sich auf: 

- den Austausch einschlägiger Informationen über die Rech¬ 
nungsprüfungssysteme; 

- die Vereinheitlichung der Unterlagen für die Rechnungsprü¬ 
fung; 

- Ausbildungsmaßnahmen und Beratertätigkeit. 

(3) Zu diesem Zweck leistet die Gemeinschaft, sov/eit ange¬ 
bracht, technische Hilfe. 
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Artikel 89 
Währungspolitik 

Auf Antrag der litauischen Behörden leistet die Gemeinschaft 
technische Hilfe, um die MeiBnahmen Litauens zur schrittweisen 
Angleichung seiner Politik an die Politik des Europäischen 
Währungssystems zu unterstützen. Auf Antrag Litauens organi¬ 
siert sie einen informellen Informationsaustausch über die Gnind- 
sätze und die Funktionsweise des Europäischen Währungs¬ 
systems. 

Artikel 90 
Geldwäsche 

(1) Die Vertragsparteien sirtd sich darin einig, daß energische 
Anstrengungen und eine Zusammenarbeit erfonjeräch sind, um 
zu verhindern, daß ihre Finanzsysteme zum Waschen von Erlösen 
aus Straftaten im allgemeinen und aus Orogendelikten im beson¬ 
deren mißbraucht werden. 

(2) Die Zusammenarbeit in diesem Bereich umfaßt Amtshilfe 
und technische Hilfe mit dem Ziel, geeignete Normen zur 
Bekämpfung der Geldwäsche festzulegen, die den von der 
Gemeinschaft und anderen einschlägigen internationalen Gre¬ 
mien, insbesondere der Finarrcial Action Task Force (FATF), fest¬ 
gelegten Normen gleichwertig sind. 

Artikel 91 

Regionalentwicklung 

(1) Die Vertragsparteien verstärken ihre Zusammenarbeit im 
Bereich der Regionalentwicklung und der Raumordnung. 

(2) Zu diesem Zweck können folgende Maßnahmen getroffen 
werden; 

- Informationsaustausch zwischen nationalen, regionalen und 
lokalen Behörden über Fragen der Regional- und Raumord¬ 
nungspolitik und, soweit angebracht, Hilfe für Litauen bei der 
Ausarbeitung dieser Politik; 

- gemeinsame Aktion regionaler und lokaler Behörden im 
Bereich der Wirtschaftsentwicklung; 

- Prüfung koordinierter Konzepte für die Entwicklung der inter¬ 
regionalen Zusammenarbeit mit den Ostseegebieten in der 
Gemeinschaft; 

- gegenseitige Besuche zur Sondierung der Möglichkeiten für 
Zusammenarbeit und Hilfe; 

- Austausch von Beamten und Sachverständigen; 

- technische Hilfe unter besonderer Berücksichtigung der 
Entwicklung benachteiligter Regionen einschließlich Grenz¬ 
gebieten; 

- Aufstellung von Programmen für den Informations- und Erfah¬ 
rungsaustausch durch verschiedene Methoden einschließlich 
Seminaren. 

Artikel 92 

Wohnungs- und Bauwesen 

Die Vertragsparteien arbeiten im Bereich des Wohnungs- und 
Bauwesens zusammen. Ziel dieser Zusammenarbeit ist unter 
anderem die Modernisierung und Umstrukturierung des Woh¬ 
nungs- und Bauwesens unter Berücksichtigung von Gesund- 
heits-, Sicherheits- und Umweltaspekten sowie der Energie¬ 
effizienz. 

Artikel 93 

Zusammenarbeit im sozialen Bereich 

(1) Im Bereich des Gesundheitsschutzes, der Sicherheit am 
Arbeitsplatz und des öffentlichen Gesundheitswesens entwickeln 
die Vertragsparteien eine Zusammenarbeit mit dem Ziel, den 
Gesundheitsschutz und die Sicherheit am Arbeitsplatz unter 
Zugrundelegung des Schutzniveaus in der Gemeinschaft zu ver¬ 
bessern. Diese Zusammenarbeit umfaßt insbesondere; 

- technische Hilfe; 

- Austausch von Sachverständigen; 


- Zusammenarbeit zwischen Unternehmen; 

- Information und Ausbildungsmaßnahmen; 

- Zusamnrrenarbeit im öffentlichen Gesundheitswesen. 

(3) Im Bereich der Beschäftigung konzentriert sich die Zusam¬ 
menarbeit zwischen den Vertragsparteien insbesondere auf fol¬ 
gendes; 

- Organisation des Arbeitsmarktes; 

- Modernisierung von Arbeitsvermittlungs- und Berufsbera¬ 
tungsdiensten und Umschulungseinrichtungen; 

- Planung und Umsetzung von regionalen Umstrukturierungs¬ 
programmen; 

- Förderung der Entwicklung örtlicher Arbeitsmärkte. 

Die Zusammenarbeit in diesen Bereichen erfolgt durch Maßnah¬ 
men wie Durchführung von Studien, Hilfe durch Sachverständige 
sowie Informations- urtd Ausbildungsmaßnahmen. 

(3) Im Bereich der sozialen Sicherheit zielt die Zusammenarbet 
zwl^hen den Vertragsparteien darauf ab, das Sozialversiche¬ 
rungssystem in Litauen an das neue wirtschaftliche und soziale 
Umfeld anzupassen, in erster Linie durch die Hilfe von Sachver¬ 
ständigen sowie Informations- und Ausbildungsmaßnahmen. 

Artikel 94 
Fremdenverkehr 

Die Vertragsp>arteien verstärken und entwickeln ihre Zusam¬ 
menarbeit im Bereich des Fremdenverkehrs, die insbesorrde'e 
auf folgendes abzielt; 

- Erleichterung des Fremdenverkehrs; 

- Intensivierung des Informationsflusses durch internationale 
Netze, Datenbanken usw.; 

- Transfer von Know-how durch Ausbildung, Austausch ur>d 
Seminare; 

- Förderung von Projekten der regionalen Zusammenarbeit; 

- Prüfung der Möglichkeiten für gemeinsame Projekte (grerc- 
Obergreifende Projekte, Städtepartnerschaften usw.); 

- Entwicklung des ländlichen Tourismus; 

- Einführung EDV-gestützter (vorzugsweise in allen drei bait- 
schen Staaten gleicher) Platzbuchungs- und InformationE- 
systeme sowie von Verbraucherschutznormen für Urlauber. 

Artikel 95 

Information und Kommunikation 

(1) In den Bereichen Information urtd Kommunikation treffen ö>e 
Gemeinschaft und Litauen geeignete Maßnahmen zur Fördeoing 
eines wirksamen Informationsaustausches. Vorrang erhalten Pro¬ 
gramme, die Basisinfonnationen über die Europäische Union fCr 
die breite Öffentlichkeit sowie sprezifische Informationen für Fach¬ 
kreise in Litauen vermitteln; dazu gehört nach Möglichkeit auc* 
der Zugang zu den Datenbanken der Gemeinschaft 

(2) Die Vertragsparteien werden ihre Politik in bezug auf d>s 
Reglementienjng grenzübergreifender Rundfunk- und Fernseh¬ 
sendungen, die technischen Normen und die Förderung ösr 
europäischen audiovisuellen Technik koordinieren und, sowe' 
angebracht, harmonisieren. 

(3) Die Zusammenarbeit kann bei Bedarf Austauschprogramme. 
Stipendien und Ausbildungsmaßnahmen für Journalisten unc 
Medienfachleute einschließen. 

Artikel 96 
Verbraucherschutz 

(1) Die Vertragsparteien arbeiten zusammen mit dem Ziel. Oe 
volle Vereinbarkeit des Verbraucherschutzsystems Litauens mn 
dem der Gemeinschaft zu erreichen. Es wird ein wirksamer Ve'- 
braucherschutz benötigt, um das ordnungsgemäße Funktionie¬ 
ren der Marktwirtschaft zu gewährleisten. 
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(2) Zu diesem Zweck fördern und gewährleisten die Vertrags¬ 
parteien im Hinblick auf ihre beiderseitigen Interessen: 

- eine aktive Verbraucherschutzpolitik im Einklang mit den 
Rechtsvorschriften der Gemeinschaft und, soweit relevant, 
mit den Verbraucherschutzrichtlinien der Vereinten Nationen; 

- die Harmonisierung der Rechtsvorschriften ur*d die Anglei- 
chung des Verbraucherschutzes in Litauen an die in der 
Gemeinschaft geltenden Vorschriften; 

- einen wirksamen Rechtsschutz der Verbraucher, um die Qua¬ 
lität der VerbrauchsgOter zu verbessern urtd geeigrrete 
Sicherheitsnormen für diese Güter zu gewährleisten. 

(3) Oie Zusammenarbeit kann folgende Maßnahmen umfassen: 

- Informationsaustausch über gefährliche Produkte; 

- Ausbildung von Sachverständigen auf dem Gebiet des Ver¬ 
braucherschutzes sowohl für staatliche Stellen als auch für 
Nichtregierungsorganisationen; 

- Hilfe beim Aufbau unabhängiger Einrichtungen, die durch ihre 
Informatiorrstätigkeit für eine verbesserte Unterrichtung der 
Verbraucher sorgen sollen; 

- Eirvichtung von Informations- und Beraturtgszentren zur Bei¬ 
legung von Streitfällen und Erteilung rechtlicher urrd anderer 
Ratschläge an Verbraucher; Zusammenarbeit der litauischen 
Zentren mit denen in der Gemeinschaft; 

- Zugang zu den Datenbanken der Gemeinschaft; 

- Entwicklung des Meinungsaustausches zwischen den Vertre¬ 
tern der Verbraucherinteressen. 

(4) Die Gemeinschaft leistet, soweit angebracht, technische 
Hilfe. 

Artikel 97 
Zoll 

(1) Das Ziel der Zusammenarbeit im Zollbereich besteht darin, 
die Einhaltung aller Vorschriften zu gewährleisten, die in Verbin¬ 
dung mit dem Handel angenommen werden sollen, und für die 
Angleichung der Zollregelung Litauens an die der Gemeinschaft 
zu sorgen, um damit die in diesem Abkommen geplanten Liberali¬ 
sierungsmaßnahmen zu erleichtern. 

(2) Die Zusammenarbeit betrifft insbesondere folgendes: 

- Austausch von Informationen auch über Ermittlungsmetho¬ 
den; 

- Entwicklung einer grenzübergreifenden Infrastruktur; 

- Einführung des Einheitspapiers und Herstellung einer Verbin¬ 
dung zwischen den Versandverfahren der Gemeinschaft und 
Litauens; 

- Vereinfachung der Kontrollen und Förmlichkeiten im Güter¬ 
verkehr; 

- Veranstaltung von Seminaren und Praktika; 

- Unterstützung der Einführung moderner Zollinformations¬ 
systeme. 

Soweit angebracht, wird technische Hilfe geleistet. 

(3) Unbeschadet sonstiger Maßnahmen der Zusammenarbeit 
gemäß diesem Abkommen und insbesondere gemäß Artikel 101 
und Titel VII wird die Amtshilfe im Zollbereich zwischen den Ver¬ 
waltungsbehörden der VertragsiDarteien durch das Protokoll Nr. 5 
geregelt. 

Artikel 98 

Zusammenarbeit im Bereich der Statistik 

(1) Die Zusammenarbeit in diesem Bereich dient der Entwick¬ 
lung eines leistungsfähigen Statistiksystems, rJamtt rasch und 
rechtzeitig zuverlässige Statistiken vorliegen, die zur Unterstüt¬ 
zung und Überwachung des wirtschaftlichen Refoimfxozesses 
und zur Entwicklung von Privatuntemehmen in Litauen benötigt 
werden. 


(2) Die Vertragsparteien arbeiten vor allem in folgenden Berei¬ 
chen zusammen: 

- Ausbau des statistischen Dienstes Litauens; 

- Angleichung an die international (urKf insbesondere in der 
Gemeinschaft) angewendeten Methoden, Normen und Klas¬ 
sifikationen; 

- Bereitstellung der erforderlichen Daten für die Unterstützung 
und Überwachung der Wirtschaftsreform; 

- Bereitstellung geeigneter makro- und mikroökonomischer 
Daten für die Privatwirtschaft; 

- Gewährleistung des Datenschutzes; 

- Austausch statistischer Informationen. 

(3) Soweit angebracht, leistet die Gemeinschaft technische 
Hilfe. 

Artikel 99 

Wirtschaftswissenschaften 

(1) Die Gemeinschaft urxj Litauen erteichtem den wirtschaft¬ 
liche Reform- und IntegrationsprozeB durch eine Zusammen¬ 
arbeit zur Verbesserung der Kenntnis der wesentlichen Aspekte 
ihrer Volkswirtschaften sowie der Ausarbeitung und Durch¬ 
führung der Wirtschaftspolitik in einer Marktwirtschaft. 

(2) Zu diesem Zweck werden die Gemeinschaft und Litauen 

- Angaben über die gesamtwirtschaftliche Leistung, die Wirt¬ 
schaftsaussichten und die Entwicklungsstrategien austau- 
schen; 

- gemeinsam Wirtschaftsfragen von beiderseitigem Interesse 
einschließlich der Gestaltung der Wirtschaftspolitik und der 
Instrumente für deren Durchführung analysieren; 

- insbesondere durch das Aktionsprogramm für die Zusam¬ 
menarbeit im Bereich der Wirtschaftswissenschaften (ACE- 
Programm) eine weitreichende Zusammenarbeit zwischen 
Wirtschaftswissenschafüem und Führungskräften der Wirt¬ 
schaft in der Gemeinschaft und in Litauen fördern, um den 
Transfer von Know-how für die Konzeption der Wirtschafts¬ 
politik zu beschleunigen und für eine weite Verbreitung der für 
diese Politik relevanten Forschungsergebnisse zu sorgen. 


Artikel 100 

Öffentliche Verwaltung 

Die Vertragsparteien fördern die Zusammenarbeit zwischen 
ihren Verwaltungsbehörden, gegebenenfalls durch technische 
Hilfe, einschließlich der Einrichtung von Austauschprogrammen. 
um die gegenseitige Kenntnis der Struktur und Funktionsweise 
ihrer Systeme zu verbessern. 


Artikel 101 
Drogen 

(1) Die Vertragsparteien arbeiten im Rahmen ihrer jeweiligen 
Befugnisse und Zuständigkeiten zusammen, um die Wirksamket 
und die Effizienz von Strategien und Maßnahmen zu erhöhen, mft 
denen verhindert werden soll, daß Betäubungsmittel und psy- 
Chotrope Substanzen widerrechtlich hergestellt, beschafft und 
gehandelt werden, einschließlich der Verhütung der mißbräucht- 
chen Verwendung von Ausgangsstoffen, sowie um die Verhütung 
und Reduzierung der Nachfrage nach Drogen zu fördern. 

0 Die Vertragsparteien einigen sich auf die erforderlichen 
MetfkxJen der Zusammenarbeit zur Erreichung dieser Ziele 
einschlieBlich der Modalitäten der Durchführung gemeinsamer 
Aktionen. 

(3) Die Zusammenarbeit in diesem Bereich beruht auf gegen¬ 
seitigen Konsultationen und enger Koordinierung der Ziele urx: 
Maßnahmen in den in Absatz 1 genannten Bereichen und 
schließt, soweit verfügbar, technische Hilfe der Gemeinschaft ein. 
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Die Zusammenarbeit zur Verhütung des widerrechtlichen Han¬ 
dels mit Betäubungsmitteln und psychotropen Substanzen 
schließt technische Hilfe und Amtshilfe ein, insbesondere in fol¬ 
genden Bereichen: 

- Konzeption urrd Durchführung nationaler Rechtsvorschriften; 

- Schaffung oder Stärkung von Einrichtungen und Informa¬ 
tionszentren sowie von Sozial- und Gesundheitszentren; 

- Erhöhung der Leistungsfähigkeit der Einrichtungen zur 
Bekämpfung des widerrechtlichen Handels mit Drogen; 

- Personalausbildung und Forschung; 

- Verhütung der mißbräuchlichen Verwendung von Ausgartgs- 
stoffen und arKteren wichtigen chemischen Substanzen zur 
widerredttrichen Herstellurtg von Betäubungsmitteln und psy¬ 
chotropen Substanzen durch Einführung geeigneter Nonnen, 
die denjenigen gleichwertig sind, die von der Gemeinschaft 
und anderen zuständigen internationalen Gremien, insbeson¬ 
dere der Chemical Action Task Force (CATF), verabschiedet 
worden sind. 

Die Vertiagsparteien können einvemehmlich weitere Bereiche 
einbeziehen. 


TrtelVIl 

Zusammenarbett bei der Verhütung von Straftaten 

Artikel 102 

(1) Die Vertragspiarteien arbeiten im Rahmen ihrer Befugnisse 
und Zuständigkeiten mit dem Ziel zusammen, die fotgerxien 
Straftaten zu verhüten, insbesondere: 

- illegale Einwanderung und illegaler Aufenthalt von Staats¬ 
angehörigen der einen Vertragspartei im Gebiet der anderen, 
unter Berücksichtigung der Grundsätze und der Praxis der 
Wiederzutassung; 

- Konuption; 

- illegale Geschäfte mit Industriemüll und nachgeahmten 
Waren; 

- illegaler Handel mit Drogen und psychotropen Substanzen; 

- organisierte Kriminalität. 

(2) Die Zusammenarbeit in den in Absatz 1 genannten Berei¬ 
chen beruht auf gegenseitigen Konsultationen und auf enger 
Koordinierung zwischen den Vertragspcrteien und sollte techni¬ 
sche und administrative Hilfe in folgenden Bereichen umfassen: 

- Ausarbeitung innerstaatlicher Rechtsvorschriften; 

- Einrichtung von Informationszentren; 

- Steigerung der Effizienz der Einrichtungen, die mit der Verhü¬ 
tung von Straftaten beauftragt sind; 

- Ausbildung des Personals und Entwicklung von Fahndungs¬ 
strukturen; 

- Ausarbeitung von für beide Seiten annehmbaren Maßnahmen 
zur VerhOtimg von Straftaten. 

Die Vertragsparteien können einvemehmlich weitere Bereiche 
einbeziehen. 


Titel VIII 

Kulturelle Zusammenarbeit 


Artikel 103 

(1) Die Vertragsparteien fördern, begünstigen und erleichtern 
die kulturelle Zusammenarbeit. Soweit angebracht, werden die 
von der Gemeinschaft oder von einem oder mehreren Mitglied¬ 
staaten durchgeführten Maßnahmen der kulturellen Zusammen¬ 
arbeit auf Litauen ausgedehnt und zusätzliche Aktivitäten von 
gemeinsamem Interesse entwickelt. 


Diese Zusammenarbeit kann insbesondere folgendes betreffen: 

- literarische Übersetzungen; 

- Austausch von nichtkommerziellen Kunstwerken und von 
Künstlern; 

- Erhaltung und Restaurierung von historischen und kulturellen 
Denkmälern und Stätten (architektonisches und kulturelles 
Erbe); 

- Ausbildungsmaßnahmen; 

- Kulturveranstaltungen (z.B. Musikfestivals); 

- Werbung für bedeutende Kulturveranstaltungen; 

- Zusammenarbeit zwischen Bibliotheken. 

(2) Die Vertragsparteien können bei der Förderung der audiovi¬ 
suellen Industrie in Europa Zusammenarbeiten. Insbesondere 
könnte der audiovisuelle Sektor in Litauen die Teilnahnne an den 
Aktionen beantragen, die von der Gemeinschaft im Rahmen des 
MEDIA-Programms durchgeführt werden; dabei sind die Verfah¬ 
ren, die von den für die Verwaltung der verschiedenen Aktionen 
zustäTKligen Gremien festgelegt werden, sowie die Entscheidung 
des Rates vom 21. Dezember 1990 zur Festlegung des Pro¬ 
gramms zu beachten. 

Die Vertragsparteien koordinieren und harmonisieren, soweit 
angebracht, ihre Politik in bezug auf die Reglementierung grenz- 
übergreifender Rundfunk- und Fernsehsendungen unter beson¬ 
derer Berücksichtigung des Erwerbs der Rechte an geistigem 
Eigentum bei Programmen, die über Satellit oder Kabel gesendet 
werden, in bezug auf die technischen Normen im audiovisuellen 
Bereich und die Förderung der europäischen audiovisuellen 
Technik. 

Die Zusammenarbeit könnte unter arxlerem den Austausch von 
Programmen, Stipendien und Ausbildungsmaßnahmen für Jour¬ 
nalisten und andere Medienfachleute einschließen. 

Titel IX 

Finanzielle Zusammenarbeit 
Artikel 104 

Zur Erreichung der Ziele dieses Abkommens und im Einklang 
mit den Artikeln 105,106.107 und 108 und unbeschadet des Arti¬ 
kels 107 erhält Litauen vorübergehend Finanzhilfe von der 
Gemeinschaft in Form von Zuschüssen und Darlehen einschließ¬ 
lich Darlehen der Europäischen Investitionsbank (EIB) gemäß 
Artikel 18 der Satzung der Bank, um die wirtschaftliche Umgestal¬ 
tung Litauens zu beschleunigen. 

Artikel 105 

Diese Finanzhilfe 

- wird entweder im Rahmen eines PHARE-MehrjahresiichtpMO- 
gramms gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 3906/89 des Rates 
in der geänderten Fassung oder eines neuen Mehrjahresf^ 
nanzrahmens bereitgestetit, der von der Gemeinschaft nac/: 
Konsultationen mit Litauen und unter Berücksichtigung de' 
Artikel 106 und 107 dieses Abkommens festgelegt wird; 

- umfaßt Darlehen der Europiäischen Investitionsbank, wöbe 
Höchstbetrag und Laufzeit nach Konsuttationen mit Litaue- 
gemäß den einschlägigen Bestimmungen des Vertrags übe' 
die Europäische Union festzulegen sind. 

Artikel 106 

Die Ziele und die Bereiche der Finanzhilfe der Gemeinschaft 
werden in einem Richtprogramm festgelegt, das zwischen beiden 
Vertragsparteien vereinbart wird. Die Vertragsparteien unterrich¬ 
ten den Assoziationsrat. 

Artikel 107 

(1) Die Gemeinschaft wird im Bedarfsfall unter Berücksicht»- 
gung aller verfügbaren Finanzinstrumente auf Antrag Litauens 
und in Koordinierung mit den internationalen Finanzorganisatio- 
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nen im Rahmen der G-24 die Möglichkeit prüfen, vorübergehend 
Finanzhilfe zu gewähren, um 

- MaBrrahmen zu unterstützen, die darauf abzielen, die Konver¬ 
tierbarkeit der litauischen Währung aüfrechtzuerhaften; 

- die Bemühungen um mittelfristige Stabilisierung und wirt¬ 
schaftliche Umstrukturierung zu unterstützen, einschließlich 
2rahlungsbilanzhilfe. 

(2) Diese Finanzhilfe hängt davon ab, daß Litauen der G-24, 
soweit arrgebrachL vom IWF genehmigte F’rogramme für die 
Korwertierbarkeit und/oder die Umgestatturrg seiner Wirtschaft 
vorlegt, daß diese die Zustimmung der Gemeinschaft finden, daß 
Litauen an diesen Programmen festhält und daß letztlich eine 
rasche Umstellung auf Finanzmittel aus (xivaten Quellen emeicht 
wird. 

(3) Oer Assoziationsrat wird über die 6edingur>gen dieser Hilfe 
und die Erfüllung der von Litauen im Zusammenhang mit dieser 
Hilfe eingegangenen Verpflichtungen unterrichtet. 

Artikel 108 

Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird festgelegt entsprechend 
dem festgestellten Bedarf und dem Entwicklungsstand Litauens 
unter Berücksichtigurrg der Prioritäten und der Aufruhmekapa- 
zität der Rtauischen Wirtschaft, der Rückzahlungskapazitat sowie 
der Fortschritte bei der Brrführung der Marktwirtschaft urrd der 
Umstrukturierurrg in Litauen. 

Artikel 109 

im Hinblick auf einen optimalen Einsatz der verfügbaren Mittel 
sorgen die Vertragsparteien dafür, daß die Beiträge der Gemein¬ 
schaft eng koordiniert werden mit den Beiträgen aus anderen 
Quellen, wie Mitgliedstaaten der Gemeinschaft, andere Länder 
einschließlich G-24 und internationale Finanzorganisationen, ins¬ 
besondere der Internationale Währungsfonds, die Intemationate 
Bank für Wiederaufbau und Entwicklung und die Europäische 
Bank für Wiederaufbau und Entwicklung. 

Artikel 110 

Litauen nimmt an Rahmen- und Sonderprogrammen, Projekten 
oder anderen Maßnahmen der Gemeinschaft in den in Anhang XX 
gertannten Bereichen teil. Unbeschadet der derzeitigen Teil¬ 
nahme Litauens an den in Anhang XX geriannten Maßrtahmen 
setzt der Assoziationsrat die Bedingurtgen für die Teilnahme 
Litauens an diesen Maßnahmen fest Der finanzielle Beitrag 
Litauertszu den in Anhang XX gertanrrten Maßnahmen richtet sich 
nach dem Grundsatz, daß Litauen die durch seirte Teilnahme ent¬ 
stehenden Kosten selbst trägt Bei Bedarf kann die Gemeirtschaft 
von Fall zu Fall und gemäß den für den allgemeinen Haush^ts- 
plan der Europäischen Gemeinschaften geltenden Bestimmun¬ 
gen beschließen, einen Teil des litauischen Beitrags zu über¬ 
nehmen. 


Titel X 

Bestimmmungen Ober die Organe, 
allgemeine und SchluBbestimmungen 

Artikel 111 

Es wird ein Assoziationsrat eingesetzt, der die Durchführung 
dieses Abkommens überwacht Der Assoziationsrat tagt einmal 
Jährlich auf Ministerebene sowie Jedesmal, wenn die Umstände 
dies erfordern. Er prüft alle wichtigen Fragen, die sich aus diesem 
Abkommen ergeben, sowie alle anderen bilateralen oder interna¬ 
tionalen Fragen von gemeinsamem Interesse. 

Artikel 112 

(1) Der Assoziationsrat besteht aus den Mitgliedern des Rates 
der Europäischen Union und Mitgliedern der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften einerseits und aus von der Regie¬ 
rung Litauens ernannten Mitgliedern andererseits. 


(2) Die Mitglieder des Assoziationsrates können sich nach 
Maßgabe seiner Geschäftsordnung vertreten lassen. 

(3) Der Assoziationsrat gibt sich eine Geschäftsordnung. 

(4) Den Vorsitz im Assoziationsrat führt abwechselnd ein Mit¬ 
glied des Rates der Europäischen Union und ein Mitglied der 
Regierung Litauens nach Maßgabe der Geschäftsordnung. 

(5) Soweit angemessen, wird die EIB als Beobachter an den 
Arbeiten des Assoziationsrates teilnehmen. 

Artikel 113 

Zur Eneichung der Ziele dieses Abkommens und in den darin 
vorgesehenen Fällen ist der Assoziationsrat befugL Beschlüsse 
zu fassen. Die Beschlüsse sind fCh' die Vertragsparteien verbind¬ 
lich; diese treffen die erforderlichen Maßnahmen zu ihrer Durch¬ 
führung. Der Assoziationsrat kann auch zweckdienliche Empfeh¬ 
lungen abgeben. 

Die Beschlüsse und Empfehlurtgen des Assoziationsrates werden 
von den beiden Vertragsparteien einvemehmlich ausgearbeitet 

Artikel 114 

(1) Jede der beiden Vertragsparteien kann den Assoziationsrat 
mit jeder Streitigkeit Ober die Anwendung oder Auslegung dieses 
Abkommens befassen. 

(2) Der Assoziationsrat kann die Streitigkeit durch Beschluß 
beil^en. 

(3) Jede Partei ist verpflichtet' die Maßnahmen zu treffen, die 
zur Durchführung des in Absatz 2 genannten Beschlusses erfor¬ 
derlich sind. 

(4) Kann die Streitigkeit nicht gemäß Absatz 2 beigelegt wer¬ 
den, so kann die eine Partei der anderen Partei mitteilen, daß sie 
eilten Schiedsrichter bestellt hat; die andere Partei ist verpflichtet, 
binnen zwei Monaten einen zweiten Schiedsrichter zu besteüen. 
Für die Anwendung dieses Verfahrens gelten die Gemeinschaft 
und die Mitgliedstaaten zusammen als eine Streitpartei. 

Der Assoziationsrat bestellt einen dritten Schiedsrichter. 

Die Schiedssprüche ergehen mit Stimmenmehrheit. 

Jede Streitpartei ist verpflichtet, die zur Durchführung des 
Schiedsspruchs erforderlichen Maßnahmen zu treffen. 

Artikel 115 

(1) Der Assoziationsrat wird bei der Erfüllung seiner Aufgaben 
von einem AssoziationsausschuB unterstützt, dem Vertreter der 
Mitglieder des Rates der Europäischen Union und von Mitgr«- 
dem der Kommission der Europäischen Gemeinschaften einer¬ 
seits und Vertreter der Regierung Litauens aiKlererseits 
angehören, bei denen es sich normalerweise um hohe Beamte 
handelt. 

Der Assoziationsrat legt in seiner Geschäftsordnung Arbeitswase 
und Aufgaben des Assoziationsausschusses fest, zu denen auch 
die Vorbereitung der Tagungen des Assoziationsrates gehört 

(2) Der Assoziationsrat kann seine Befugnisse dem Assozia¬ 
tionsausschuß übertragen. In diesem Fall faßt der Assoziations- 
ausschuß seine Beschlüsse nach Maßgabe des Artikels 113. 

Artikel 116 

Der Assoziationsrat kann Sonderausschüsse oder Arbets- 
gruppen einsetzen, die ihn bei der Erfüiijng seiner Aufgaben 
unterstützen. 

Der Assoziationsrat legt in seiner Geschäftsordnung die Zusam¬ 
mensetzung und die Aufgaben sowie die Arbeitsweise derart.oer 
Ausschüsse oder Arbeitsgruppen fest. 

Artikel 117 

Es wird ein Parlamentarischer Ausschuß eingesetzt In diesern 
Gremium treffen Abgeordnete des litauischen Parlamentes und 
des Europäischen Parlamentes zu einem Meinungsaustausch 
zusammen. Er tagt in regelmäßigen Zeitabständen, d'te er setst 
festlegt. 
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Artikel 118 

(1) Der Parlamentarische Ausschuß besteht aus Abgeordneten 
des Europäischen Parlamentes einerseits und Abgeordneten des 
litauischen Parlamentes andererseits. 

(2) Oer Paiiamentaiische Ausschuß gibt sich eine Geschäfts¬ 
ordnung. 

(3) Den Vorsitz im Parlamentarischen Ausschuß führt abwech¬ 
selnd das Europäische Parlament und das litauische Parlament 
nach Maßgabe der Geschäftsordnung. 

Artikel 119 

Der Parlamentarische Ausschuß kann den Assoziationsrat um 
sachdienHche Informationen zu der DurchfOhrurtg dieses Abkom¬ 
mens ersuchen; dieser erteilt dann dem Ausschuß die erbetenen 
Informationen. 

Der Parlamentarische Ausschuß wird über die Beschlüsse des 
Assoziatiortsrates unterrichtet. 

Der Parlamentarische Ausschuß kann Empfehlungen an den 
Assoziationsrat richten. 

Artikel 120 

Die Vertragsparteien verpflichten sich, im Anwendungsbereich 
dieses Abkommens dafür zu sorgen, daß rmtüriiche urtd juristi¬ 
sche Personen der anderen Vertragspartei ohne Benachteiligung 
gegenüber den eigenen Staatsangehörigen die zustärKligen 
Gerichte urrd Verwaltungsbehörden der VertragsF>arteien anrufen 
können, um ihre persönlichen Rechte und ihre Eigentumsrechte 
einschließlich der Rechte an geistigem, gewerblichem urul kom¬ 
merziellem Eigentum geltend zu machen. 

Artikel 121 

Keine Bestimmung dieses Abkommens hindert eine Vertrags¬ 
partei daran, alle Maßnahmen zu ergreifen. 

a) die sie für notwendig erachtet, um die Weitergabe von Infor¬ 
mationen zu verhindern, die ihren wesentlichen Sicherheits¬ 
interessen widerspricht; 

b) die die Herstellung von oder den Handel mit Waffen, Munition 
und Kriegsmaterial oder eine für Verteidigungszwecke unent¬ 
behrliche Forschung, Entwicklung oder Produktion betreffen; 
diese Maßnahmen dürfen die Wettbewerbsbedingungen hin¬ 
sichtlich der nicht eigens für militärische Zwecke bestimmten 
Waren nicht beeinträchtigen; 

c) die sie zur Wahrung ihrer eigenen Sicherheitsinteressen im 
Falle schwerwiegender innerstaatlicher Störungen der öffent¬ 
lichen Sicherheit und Ordnung, im Kriegsfall, bei einer 
ernsten, eine Kriegsgefahr darstellenden internationalen 
Spannung oder in Erfüllung der von ihr übernommenen Ver¬ 
pflichtungen zur Aufrechterhaltung des Friedens und der 
internationalen Sicherheit für notwendig erachtet: 

d) die sie für notwendig erachtet, um ihren internationalen Ver¬ 
pflichtungen und Zusagen zur Überwachung von gewerbli¬ 
chen Waren und Technologien mit doppeltem Verwendungs¬ 
zweck nachzukommen. 

Artikel 122 

(1) In den unter dieses Abkommen fallenden Bereichen und 
unbeschadet der darin enthaltenen besonderen Bestimmungen 

- bewirken die von Litauen gegenüber der Gemeinschaft ange¬ 
wandten Regelungen keinerlei Diskriminierung zwischen den 
Mitgliedstaaten, deren Staatsangehörigen oder deren Gesell¬ 
schaften oder Zweigniederlassungen; 

- bewirken die von der Gemeinschaft gegenüber Litauen ange¬ 
wandten Regelungen keinerlei Diskriminierung zwischen 
Staatsangehörigen Litauens oder deren Gesellschaften oder 
Zweigniederlassungen. 

(2) Absatz 1 berührt nicht das Recht der Vertragsparteien, ihre 
einschlägigen Steuervorschriften gegenüber Steuerpflichti^n 
anzuwenden, die sich hinsichtlich ihres Wohnsitzes nicht in einer 
gleichartigen Situation befinden. 


Artikel 123 

Für Ursprungswaren Litauens gilt bei der Einfuhr in die Gemein¬ 
schaft keine günstigere Behandlung, als sie die Mitgliedstaaten 
einarKfer gewähren. 

Die Behandlung, die Litauen gemäß Trtel IV und Trtel V Kapitel I 
gewährt wird, darf nicht günstiger sein als diejenige, die die Mit¬ 
gliedstaaten einander gewähren. • 

Artikel 124 

(1) Die Vertragsparteien treffen alle allgemeinen oder besonde¬ 
ren Maßnahmen, die zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen aus die¬ 
sem Abkommen erforderfleh sind. Sie sorgen dafür, daß die Ziele 
dieses Abkommens erreicht werden. 

(2) Ist eine Vertragspartei der Auffassung, daß die andere Ver¬ 
tragspartei einer Verpflichtung aus diesem Abkommen nicht 
nachgekommen ist, so kann sie geeignete Maßnahmen treffen. 
Abgesehen von besonders dringenden Fällen unterbreitet sie vor 
Ergreifen dieser Maßnahmen dem Assoziationsrat alle zweck¬ 
dienlichen Informationen für eine gründliche Prüfung der Situa¬ 
tion, um eine für die Vertragsparteien annehmbare Lösung zu fin¬ 
den. 

Es sind mit Vorrang solche Maßnahmen zu wählen, die das Funk¬ 
tionieren dieses Abkommens am wenigsten stören. Diese Maß¬ 
nahmen werden dem Assoziationsrat unverzüglich mitgeteilt und 
sind auf Antrag der anderen Vertragsprartei Gegenstand von Kon¬ 
sultationen im Assoziationsrat. 


Artikel 125 

Bis zur Verwirklichung der Gleichheit der Rechte von Einzelper¬ 
sonen und Wirtschaftsbeteiligten nach Maßgabe dieses Abkom¬ 
mens läßt dieses Abkommen die Rechte unberührt, die diesen 
aufgrund bestehender Abkommen zwischen einem oder mehre¬ 
ren Mitgliedstaaten einerseits und Litauen andererseits gewährt 
werden, abgesehen von den Bereichen, die in die Zuständigkeit 
der Gerneinschaft fallen, und unbeschadet der Verpflichtungen 
der Mitgliedstaaten aus diesem Abkommen in den Bereichen 
ihrer Zuständigkeit. 

Artikel 126 

Im Sinne dieses Abkommens sind „Vertragsparteien" die 
Gemeinschaft oder ihre Mitgliedstaaten oder die Gemeinschaft 
und ihre Mitgliedstaaten gemäß ihren Befugnissen einerseits und 
Litauen andererseits. 


Artikel 127 

Die Protokolle Nr. 1 bis 5 und die Anhänge I bis XX s^nd 
Bestandteil dieses Abkommens. 


Artikel 128 

Dieses Abkommen wird auf unbegrenzte Zeit geschlossen. 

Jede Vertragspartei kann dieses Abkommen durch Notifizierung 
an die andere Vertragspartei kündigen. Dieses Abkommen tritt 
sechs Monate nach dem Tag dieser Notifizierung außer Kraft. 

Artikel 129 

Das Generalsekretariat des Rates der Europäischen Llnk>n ist 
Verwahrer dieses Abkommens. 

Artikel 130 

Dieses Abkommen gilt für die Gebiete, in denen der Vertrag zur 
Gründung der Europäischen Gemeinschaft, der Vertrag zur Grün¬ 
dung der Europäischen Atomgemeinschaft und der Vertrag über 
die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl angewendet werden, und nach Maßgabe jener Verträge 
einerseits sowie für das Gebiet der Republik Litauen anderersets. 
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Artikel 131 

Dieses Abkommen ist in zwei Urschriften in dänischef, deut¬ 
scher, englischer, finnischer, französischer, griechischer, italieni¬ 
scher, niedertärKlischer, portugiesisch^, schwedischer, spani¬ 
scher und litauischer Sprache abgefaßt, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 

Artikel 132 

Dieses Abkommen wird von den Vertragsparteien nach ihren 
eigenen Verfahren genehmigt. 

Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des zweiten Monats in 
Kraft, der auf den Tag folgt, an dem die Vertragsparteien einander 
den Abschluß der in Absatz 1 genannten Verfahren notifiziert 
haben. 

Dieses Abkommen ersetzt mit seinem Inkrafttreten das am 
11. Mai 1992 in Brüssel Unterzeichnete Abkommen zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft urKf der Europäischen 
Atomgemeirtschaft einerseits urtd der Republik Litauen arxlerer- 
seits über den Handel und die handelspolitische utkI wirtschaft¬ 
liche Zusammenarbeit. 


Dieses Abkommen beruht zum Teil auf dem am 18. Juli 1994 
Unterzeichneten Abkommen über Freihandel und Handelsfragen 
zwischen der Europäischen Gemeinschaft, der Europäischen 
Atomgemeinschaft und der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl einerseits und der Republik Litauen andererseits, 
baut es weiter aus und enthält dessen wichtigste Bestimmungen. 
Das vorliegende Abkommen ersetzt mit seinem Inkrafttreten das 
Abkommen über Freihandel und Handelsfragen. 

Die Beschlüsse des Gemischten Ausschusses, der durch das 
Abkommen Ober den Handel und die handelspolitische und wirt¬ 
schaftliche Zusammenarbeit eingesetzt wurde und der auch die 
ihm durch das Abkommen über Freihandel und Handelsfragen 
übertragenen Aufgaben wahmimmL gelten bis zu ihrer Aufhe¬ 
bung durch Beschlüsse des Assoziationsrates weiterhin. 

Der Assoziationsrat nimmt auf seiner ersten Tagung alle erforder 
liehen Änderungen zu dem vorliegenden Abkommen - insbeson¬ 
dere zu seinen Protokollen und Anhängen - an, um es an die 
Änderungen zu dem Abkommen über Freihandel und Handelsfra¬ 
gen anzupassen, die der Gemischte Ausschuß zwischen der 
Unterzeichnung und dem Inkrafttreten des vorliegenden Abkom¬ 
mens beschließt. 
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Schlußakte 


Die Bevollmächtigten 
des Königreichs Belgien, 
des Königreichs Dänemark, 
der Bundesrepublik Deutschland, 
der Griechischen Republik, 
des Königreichs Sfjanien, 
der Französischen Republik, 

Irlands, 

der Italienischen Republik, 
des GroSherzogtums Luxemburg, 
des Königreichs der Niederlande, 
der Republik Österreich, 
der Portugiesischen Republik, 
der Republik Finnland, 
des Königreichs Schweden, 

des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland, 

Vertragsparteien des Vertrags Ober die Europäische Union, des 
Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, des Ver¬ 
trags über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl und des Vertrags zur Gründung der Europäi¬ 
schen Atomgemeinschaft, 

nachstehend .Mitgliedstaaten“ genannt, und 

der Europäischen Gemeinschaft, der Europäischen Atomgemein¬ 
schaft und der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, 

nachstehend „Gemeinschaft“ genannt, 
die im Rahmen der Europäischen Union handeln, 
einerseits und 

die Bevollmächtigten der Republik Litauen, 
nachstehend „Litauen“ genannt, 
andererseits, 

die am zwölften Juni neunzehnhundertfünfundneunzig in Luxem¬ 
burg zur Unterzeichnung des Europa-Abkommens zur Gründung 
einer Assoziation zwischen den Europäischen Gemeinschaften 
und ihren Mitgliedstaaten einerseits und Litauen andererseits 
(„Europta-Abkommen“) zusammengetreten siird, haben folgende 
Texte angenommen; 

Das Europa-Abkommen und folgende Protokolle: 

Protokoll Nr. 1 gemäß Artikel 16 Absatz 2 über Bestimmungen 
für den Handel mit Textilwaren 

Protokoll Nr. 2 über den Handel mit landwirtschaftlichen Ver¬ 
arbeitungserzeugnissen zwischen der Gemein¬ 
schaft und Litauen 


Protokoll Nr. 3 über die Bestimmung des Begriffs „Erzeugnisse 
mit Ursprung in“ oder „Ursprungserzeugnisse“ 
und Ober die Methoden der Zusammenarbeit der 
Verwaltungen 

Protokoll Nr. 4 über Sonderbestimmungen für den Handel zwi¬ 
schen Spanien und Portugal und Litauen 

Protokoll Nr. 5 Ober Amtshilfe im Zollbereich. 

Die Bevollmächtigten der Mitgliedstaaten und der Gemein¬ 
schaft und die Bevollmächtigten Litauens haben die folgenden, 
dieser Schlußakte beigefügten gemeinsamen Erklärungen ange¬ 
nommen: 

Gemeinsame Erklärung zu Artikel 37 Absatz 1 des Abkommens 

Gemeinsame Erklärung zu Artikel 37 des Abkommerts 

Gemeirtsame Erklärung zu Artikel 38 des Abkommens 

Gemeinsame Erklärung zu Trtel IV Kapitel II des Abkommens 

Gemeinsanrte Erklärung zu Artikel 46 Buchstabe d Ziffer i des 
Abkommens 

Gemeinsame Erklärung zu Artikel 56 des Abkommens 
Gemeinsame Erklärung zu Artikel 67 des Abkommens 
Gemeinsame Erklärung zu Artikel 116 des Abkommerks 
Gemeinsame Erklärung zu Protokoll Nr. 5 zum Abkommen. 

Die Bevollmächtigten der Mitgliedstaaten und der Gemein¬ 
schaft und die Bevollmächtigten Litauerts haben ferner die fol¬ 
genden, dieser Schlußakte beigefügten Briefwechsel zur Kennt¬ 
nis genommen; 

Abkommen in Form eines Briefwechsels zwischen der Euror>äi- 
schen Gemeinschaft und der Republik Litauen über den Seever¬ 
kehr 

Abkommen in Form eines Briefwechsels zwischen der Europäi¬ 
schen Gemeinschaft und der Republik Litauen über die Anerken¬ 
nung des regional begrenzten Auftretens der Afrikanischen 
Schweinepest im Königreich Spanien. 

Die Bevollmächtigten Litauens haben die folgenden, dieser 
Schlußakte beigefügten einseitigen Erklärungen zur Kenntnis 
genommen: 

Erklärung der französischen Regierung. 

Die Bevollmächtigten der Mitgliedstaaten und der Gemein¬ 
schaft haben die folgenden, dieser Schlußakte beige^ügten ein- 
seit^en Erklärungen zur Kenntnis genommen: 

Erklärung Litauens zu Trtel III des Abkommens 
Erklärung Litauens zu Artikel 44 Absatz 6 des Abkommens 
Erklärung Litauens zu Artikel 56 des Abkommens. 


Geschehen zu Luxemburg am zwölften Juni neunzehnhundertfünfundneunzig. 


18 
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Gemeinsame Erklärungen 


1. Artikel 37 Absatz 1 

Es wird vereinbart, daß .die in den eirizelnen MKgliedstaaten geltenden Bedingungen 
und Modalitäten“ die einschlägigen Gemeinschaftsvorschriften umfassen. 

2. Artikels? 

Es wird vereinbart daß der Begriff .Kinder“ im Einklang mit den Rechtsvorschriften des 
betreffenden Aufnahmelandes bestimmt wird. 

3. Artikel 38 

Es wird vereinbart daß der Begriff .deren Familienangehörige“ im Einklang mit den 
Rechtsvorschriften des betreffenden Aufnahmelandes bestimmt wird. 

4. Titel IV Kapitel II 

Unbeschadet Trtel IV Kapitel 11 kommen die Vertragsparteien Oberein, daß die 
Behandlung von Staatsangehörigen oder Gesellschaften der einen Vettragspartei als 
weniger gOnstig als die Behandlur>g derjenigen der aiKleren Vettragspartei angesehen 
wird, wenn diese Behandlung entweder formeii oder de facto wertiger günstig ist als die 
BeharKUung, die denjenigen der anderen Vertragspartei gewährt wird. 

5. Artikel 46 Buchstabe d Ziffer i 

Unbeschadet des Artikels 45 kommen die Vertragsparteien überein, daß die Bestim- 
mungen des Abkommens nicht so auszulegen sind, als verweigerten sie den Vertrags¬ 
parteien das Recht zur Kontroile und ReguNening, um sicherzustellen, daß die natür¬ 
lichen Personen, die in den Genuß des Niederlassungsrechtes kommen, effektiv eine 
selbständige Tätigkeit ausOben. 

6. Artikel 56 

Durch die Tatsache allein, daß von Litauen kir natürliche Personen bestimmter Mitglied¬ 
staaten ein Visum vorgeschrieben wird und für diejenigen anderer Mitgliedstaaten nicht 
oder daß von bestimmten Mitgliedstaaten für natürliche Personen Litauens ein Visum 
vorgeschrieben wird und von anderen nicht, werden die Vorteile, die aus einer be¬ 
stimmten Verpflichtung erwachsen, nicht zunichte gemacht oder veningert. 

7. Artikel 67 

Die Vertragsparteien kommen überein, daß für die Zwecke dieses Abkommens 
.geistiges, gewerbliches und kommerzielles Eigentum“ insbesondere den Schutz 
von Urheben-echten urnj verwandten Schutzrechten, Patenten, Gebrauchsmustern, 
Markenzeichen und Dienstleisturtgsmarken, Topographien integrierter Schaltkreise, 
Software, geographischer Bezeichnungen sowie den Schutz gegen unlauteren Wettbe¬ 
werb gemäß Artikel 10a der Pariser Verbandsübereinkunft zum Schutz des gewerb¬ 
lichen Eigentums und den Schutz geheimer Informationen über Know-how umfaßL 

8. Artikel 116 

Die Vertragsparteien kommen überein, daß der Assoziationsrat gemäß Artikel 116 die 
Einsetzung eines Konsultativgremiums prüft, das sich aus Mitgliedern des Wirtschafts¬ 
und Sozialausschusses der Gemeinschaft und entsprechenden Partnern Litauens 
zusammensetzL 

9. Protokoll Nr. 5 zum Abkommen 

Die Vertragsparteien kommen überein, daß für die Durchführung von Artikel 8 Absatz 2 
alle sachdienlichen Informationen zur Auslegung oder Verwendung der Schriftstücke 
gleichzeitig bereitgestellt werden müssen. 
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Abkommen 

in Form eines Briefwechseis 
zwischen der Europäischen Gemeinschaft 
und der Republik Litauen 
über den Seeverkehr 


A. Schreiben der Gemeinschaft 


B. Schreiben der Republik Litauen 


Herr.... 

wir wären Ihnen dankbar, wenn Sie uns die Zustimmung Ihrer 
Regierung zu folgendem bestätigen würden: 

Als das Freihandelsabkommen zwischen den Europäischen 
Gemeinschaften und Litauen unterzeichrtet wurde, haben sich die 
Vertragsparteien verpflichtet, sich auf geeignete Weise mit den 
Fragen der Schiffahrt zu befassen, insbesorKlere mit den Fällen, 
in denen die Entwicklung des Handels behwKlert werden kfirvite. 
Es wird nach für beide Seiten befriedigertden Lösungen für die 
Schiffahrt gesucht werden, bei denen der Grurxfsatz des freien 
und lauteren Wettbewerbs auf kaufmännischer Basis beachtet 
wird. 

Es ist außerdem vereinbart worden, daß diese Fragen auch im 
Assoziationsrat erörtert werden sollten. 

Gertehmigen Sie, Herr..., den Ausdruck uriserer ausgezeichrtet- 
sten Hochachtung. 

Im Namen des Rates 
der Europäischen Union 


Herr..., 

ich beehre mich, den Empfang Ihres Schreibens und die Zustim- 
murtg meiner Regiemng zu folgendem zu bestätigen: 

,Als das Freihandelsabkommen zwischen den Europäischen 
Gemeinschaften urvJ Litauen unterzeichrwt wurde, haben 
sich die Vertragsparteien verpflichtet, sich auf geeigrrete 
Weise mit den Fragen rter Schiffahrt zu befassen, insbeson¬ 
dere mit den Fällen, in denen die Entwicklung des Harxlels 
behindert werden könnte. Es wird nach für beide Seiten 
befriedigerrden Lösungen für die Schiffahrt gesucht werden, 
bei derten der Grundsatz des freien urtd lauteren Wettbe¬ 
werbs auf kaufmännischer Basis beachtet wird. 

Es ist außerdem vereinbart worden, daß diese Fragen auch im 
Assoziationsrat erörtert werden soiften.“ 

Genehmigen Sie, Herr.... den Ausdruck unserer ausgezeichnet¬ 
sten Hochachtung. 

Für die Regierung 
der Republik Litauen 
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Abkommen 

in Form eines Briefwechsels 
zwischen der Europäischen Gemeinschaft 
und der Republik Litauen 

über die Anerkennung des regional begrenzten Auftretens 
der Afrikanischen Schweinepest im Königreich Spanien 


A. Schreiben der Republik Litauen 


B. Schreiben der Gemeinschaft 


Herr..., 


ich nehme Bezug auf die Diskussionen über Vereinbarungen für 
den Handel mit bestimmten landwirtschaftlichen Erzeugnissen, 
die zwischen der Gemeirrschaft urtd Litauen im Rahmen der 
Verhandlungen über das Freihandeisabkommen stattgefünden 
haben. 

Ich bestätige Ihnen hiermtt, daS Litauen bereit ist, unter den in der 
Entscheidung 83/21/EWQ des Rates vom 14. Dezember 1988 
utkI den nachfolgerKlen Entscheidur>gen der Kommission vorge¬ 
sehenen Bedingungen armjerkenr«en,daB das Gebiet des König¬ 
reichs Spaniens, mit Ausrtahme der Provinzen Badajoz, Huelva, 
Sevilla und Cördoba, frei von Afrikanischer Schweinepest ist 

Litauen erkennt diese Ausnahmetegelung unbeschadet aller 
sonstigen Anforderur)gen des litauischen Veterinärrechts an. 

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir die Zustimmurrg der 
Gemeinschaft zu dem InhaK dieses Schreibens bestätigen 
würden. 


Genehmigen Sie, Herr ..., den Ausdruck meiner ausgezeichnet¬ 
sten Hochachtung. 

Für die Regierung 
der Republik Litauen 


Sehr geehrter Hen..., 

ich bestätige Ihnen den Erhalt Ihres heutigen Schreibens mit fol¬ 
gendem Wrxtlaut 

.Ich nehme Bezug auf die Diskussior>en über Vweinbarungen 
für den Handel mit bestimmten landwirtschaftlichen Erzeug¬ 
nissen, die zwischen der Gemeinschaft und Litauen im Rah¬ 
men der Verhandhmgen über das Freiharxleisabkommen 
stattgefunden haben. 

Ich bestätige ttmen hiermH, daß Litauen bereit isL unter den in 
der Errtscheiduf^ 89/21/EWG des Rates vom 14. Dezember 
1988 und den rrachfotgervlen Entscheidungen der Kommis¬ 
sion vorgesehenen Bedingungen anzuerkermen, daB das 
Gebiet des Königreichs Spaniens, mit Ausnahnte der Provin¬ 
zen Badajoz, Huelva, Sevilla imd Cördoba, frei von Afrikani¬ 
scher Schweinepest ist. 

Litauen erkerwrt diese Ausnahmeregelung unbeschadet aller 
sortstigen Anforderurtgen des litauischen Veterinärrechts an. 

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir die Zustimmung der 
Gemeinschaft zu dem Inhalt dieses Schreibens bestätigen 
würden.* 

Ich bestätige Ihnw die Zustimmung der Gemeinschaft zum Inhalt 
Ihres Schreibens. 

Genehmigen Sie, Herr.... den Ausdruck meiner ausgezeichnet¬ 
sten Hochachtung. 

Im Namen des Rates 
der Europäischen Union 
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Einseitige Erklärungen 
Erklärung der französischen Regierung 

Frankreich erklärt, daß das Europa-Abkommen mit der Republik Litauen nicht für die mit der Europäischen 
Gemeinschaft gemäß dem Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft assoziierten übersee¬ 
ischen Länder und Gebiete gilt. 


Erklärung der Republik Litauen 

1. Trtellll 

In Anbetracht des Beitritts der skandinavischen Länder zur Europäischen Union bekurxlete Litauen sein 
Interesse an Neuverhandkirtgen Ober den Handel mit Textilien und Agrarprodukten mit dem Ziel, eirte 
angemesserte Anpassung vorzusehen, um die beiderseitige Uberatisierung des Hartdels zu vertiefen. 

2. Artikel 44 Absatz 6 

Litauen unternimmt alle zweckdienlichen Anstrengungen, um zu gewährleisten, daß nach Ablauf der 
Übergangszeit litauische Tochtergesellschaften und Zweigniederlassungen von Gesellschaften und 
Staatsartgehörigen der Gemeinschaft die gleir^ten Rechte genießen wie Tochtergesellschaften und 
Zweigniederiassurtgen litauischer Gesellschaften oder Staatsangehöriger in der Gemeinschaft. 

3. Artikel 56 

Litauen hält es zur Verwirklichung der Ziele dieser Assoziation für wesentlich, eirte Visa-freie Regelung 
zwischen der Republik Litauen urtd den Mitgliedstaaten der Europäischen Union einzuführen. 
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Verzeichnis der Anhänge 


1 

Artikel 9 und 18 

Bestimmung der Begriffe .gewerbliche Waren“ und .landwirtschaftliche 
Erzeugnisse“ 

II 

Artikel 11 Absatz 2 

EinfuhrzoitzugestärKfnisse Litauens 

Itl 

Artikel 11 Absatz 3 

Einfuhrzollzugeständnisse Litauens 

IV 

Artikel 11 Absatz 4 

Einfuhrzollzugeständnisse Litauens 

V 

Artikel 14 Absatz 1 

Ausfuhrzollzugeständnisse Litauens 

VI 

Artikel 16 Absatz 1 

ZollzugestärKfnisse der Gemeinschaft für Textilien 

VII 

Artikel 17 Absatz 1 

Landwirtschaftliche Verarbeitungserzeugnisse 

VIII 

Artikel 17 Absatz 2 

Landwirtschaftliche Verarbeitungserzeugnisse 

IX 

Artikel 20 Absatz 2 

Zugeständnisse der Gemeinschaft für landwirtschaftliche Erzeugnisse 
- Zollzugeständnisse 

X 

Artikel 20 Absatz 2 

Zugeständnisse der Gemeinschaft für laiklwiitschaftliche Erzeugnisse 
- Vereinbarungen für die Tier- und Fleischeinfuhren 

XI 

Artikel 20 Absatz 2 

Zugeständrüsse der Gemeinschaft für landwirtschaftliche Erzeugnisse 
-Zollkontingente 

XII 

Artikel 20 Absatz 2 

Zugeständnisse Litauens für larxJwirtschaftliche Erzeugnisse 
-Zölle 

XIII 

Artikel 20 Absatz 2 

Zugeständnisse Litauens für landwirtschaftliche Erzeugnisse 
-Zollkontingente 

XIV 

Artikel 23 Absatz 1 

Zugeständnisse der Gemeinschaft für Rschereierzeugnisse 

XV 

Artikel 23 Absatz 1 

Zugeständrusse Utauerts für Fischereierzeugnisse 

XVI 

Artikel 44 Absatz 1 

Niederlassungsrecht: Ausrrahmen der Gemeinschaft 

XVtla 

Artikel 44 Absatz 2 

Niederlassungsrecht: Ständige Ausnahmen Litauens 

XVIIb 

Artikel 44 Absatz 2 Ziffer 1 

Niedertassungsrecht Vorübergehende Ausnahmen Litauens 

XVIII 

Artikel 47 

Finartzdienstieistungen 

XIX 

Artikel 67 

Schutz des geistigen, gewerblichen und kommerziellen Eigentums 

XX 

Artikel 110 

Teilnahme Litauens an Gemeinschaftsprogrammen 
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Anhangi 

Liste der in den Artikeln 9 und 18 genannten Waren bzw. Erzeugnisse 


KN-Code 

Warenbezeichnung 

ex 3502 

Albumine, Albuminate und andere Albuminderivate: 

ex 3502 10 

- Geralbumin: 

— anderes: 

3502 10 91 

— getrocknet {in Blättern, Rocken, Kristallen, Pulver usw.) 

3502 10 99 

— anderes 

ex 3502 90 

- andere: 

- Albumine, ausgenommen Eieralbumin: 

- Molkenproteine (Lactalbumin): 

3502 90 51 

— getrocknet (in Blättern, Flocken, Kristallen, Pulver usw.) 

3502 90 59 

— andere 

4501 

Naturkork, unbearbeitet oder nur zugerichtet; Korkabfälle; Kork¬ 
schrot und Korkmehl 

5201 

Baumwolle, weder gekrempelt noch gekämmt 

5301 

Rachs, roh oder bearbeitet, jedoch nicht versponnen; Werg und 
Abfälle von Flachs (einschließlich Garnabfälle und Reißspinnstoff) 

5302 

Hanf (Cannabis sativa L.}, roh oder bearbeitet, jedoch nicht ver¬ 
sponnen; Werg und Abfälle von Hanf (einschließlich Garnabfälle 
oder Reißspinnstoff) 


Anhang II 

Liste der in Artikel 11 Absatz 2 genannten Erzeugnisse 


KN-Code 

Warenbezeichnung 

Ausgangszollsatz 

6403 

Schuhe 

10 % 
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Anhang Hl 

Liste der in Artikel 11 Absatz 3 genannten Erzeugnisse 


1 KN-Code 

Warenbezeichnung 

Ausgangs¬ 
zollsatz % 

3401 

Seifen; ... 

10 

3402 20 

Organische grenzflächenaktive Stoffe: Zubereitungen für den 
Einzelverkauf 

10 

3402 90 

Andere organische grenzflächenaktive Stoffe 

10 

3404 

Künstliche Wachse und zubereitete Wachse 

10 

1 3405 

Creme, Wachs und Poliermittel 

10 1 

3406 

Kerzen 

10 1 

3605 

Zündhölzer 

J25 1 

3917 22 91 

Rohre und Schläuche, nicht biegsam, aus Polymeren des Propylens, 
für Gas- oder Hüssigkeitsleitungen, mit Formstücken, 

Verschiußstücken oder Verbindungsstücken, für zivile Luftfahrzeuge 

10 

3917 22 99 

Rohre und Schläuche, nicht biegsam, aus Polymeren des Propylens, 
andere 

10 

3917 23 

Rohre und Schläuche, nicht biegsam, aus Polymeren des 

Vinylchlorids 

10 

3917 29 

Rohre und Schläuche, nicht biegsam, aus anderen Kunststoffen 

10 

3917 31 

Biegsame Rohre und Schläuche 

10 

3917 32 11 

Andere Rohre und Schläuche ohne Formstücke, Verschlußstücke 
oder Verbindungsstücke aus Kondensationspolymerisations- und 
Umlagerungspolymerisationserzeugnissen, aus Exposidharzen 

10 

3917 32 19 

Andere Rohre und Schläuche aus anderen 
Kondensationspolymerisations- und 
Umlagerungspolymerisationserzeugnissen 

10 

3917 32 31 

Andere Rohre und Schläuche, aus 

Additionspolymerisationserzeugnissen aus Polymeren des Ethylens 

10 

3917 32 35 

Andere Rohre und Schläuche aus 

Additionspolymerisationserzeugnissen aus Polymeren des 

Vinylchlorids 

10 

3917 32 39 

Andere Rohre und Schläuche aus 
Additionspolymerisationserzeugnissen, andere 

10 


3917 32 51 


andere Rohre und Schläuche, andere, nicht verstärkt 


10 
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KN-Code 

Warenbezeichnung 

Ausgangs¬ 
zollsatz % 

3917 32 99 

Andere Rohre und Schläuche, andere 

10 

3917 33 

Andere Rohe und Schläuche, mit Formstucken, Verschlußstücken 
oder Verbindungsstücken 

10 

3917 39 

Andere nahtlose Rohe und Schläuche 

10 

3917 40 

Formstücke, Verschlußstücke oder Verbindungsstücke 

10 

3918 

Bodenbeläge aus Kunststoffen 

10 

3920 10 21 

Andere Tafeln, Platten, Folien usw. aus Kunststoffen, aus 

Polyethylen mit einer geringen Dichte 

10 

3920 10 29 

Andere Tafeln, Platten, Folien usw. aus Kunststoffen, aus 

Polyethylen mit einer hohen Dichte 

10 

3920 10 50 

Andere Tafeln, Platten, Folien usw. aus Kunststoffen, aus anderen 
Polymeren des Ethylens (geringe Dicke) 

10 

3920 10 90 

Andere Tafeln, Platten, Folien usw. aus Kunststoffen, aus anderen 
Polymeren des Ethylens (dick) 

10 

3920 20 

Andere Tafeln, Platten, Folien usw. aus Kunststoffen, aus Polymeren 
des Propylens 

10 

3920 41 

Andere Tafeln, Platten, Folien usw. aus Kunststoffen, aus Polymeren 
des Vinylchlorids, nicht biegsam 

10 

3920 42 

Andere Tafeln, Platten, Folien usw. aus Kunststoffen, aus Polymeren 
des Vinylchlorids, biegsam 

10 

3920 51 

Andere Tafeln, Platten, Folien usw. aus Kunststoffen, aus 
Polymethyl-Methacrylat 

10 

3920 59 

Andere Tafeln, Platten, Folien usw. aus Kunststoffen, aus anderen 
Acrylpolymeren 

10 

1 3920 61 

Andere Tafeln, Platten, Folien usw. aus Kunststoffen, aus 
Polycarbonaten 

10 

3920 62 

Andere Tafeln, Platten, Folien usw. aus Kunststoffen, aus 
Polyethyienterephthalat 

10 

3920 63 

Andere Tafeln, Platten, Folien usw. aus Kunststoffen, aus 
ungesättigten Polyestern 

10 


3920 69 


Andere Tafeln, Platten, Folien usw. aus Kunststoffen, aus anderen 
Polyestern 


10 
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KN-Code 

Warenbezeichnung 

Ausgangs¬ 
zollsatz % 

1 3920 71 

Andere Tafeln, Platten, Folien usw. aus Kunststoffen, aus 
regenerierter Cellulose 

•10 

1 3920 72 

Andere Tafeln, Platten. Folien usw. aus Kunststoffen, aus 

Vulkanfiber 

10 

3920 73 

Andere Tafeln, Platten, Folien usw. aus Kunststoffen, aus 
Celluloseacetaten 

10 1 

3920 79 

Andere Tafeln, Platten. Folien usw. aus Kunststoffen, aus anderen 
Cellulosederivaten 

10 1 

3920 91 

Andere Tafeln, Platten. Folien usw. aus Kunststoffen, aus 
Polyvinylbutyral 

10 1 

3920 92 

Andere Tafeln, Platten, Folien usw. aus Kunststoffen, aus 

Polyamiden 

10 1 

3920 93 

Andere Tafeln, Platten, Folien usw. aus Kunststoffen, aus 

Aminoharzen 

10 

i 3920 94 

Andere Tafeln, Platten, Folien usw. aus Kunststoffen, aus 

Pherrotharzen 

10 

3920 99 

Andere Tafeln, Platten, Folien usw. aus Kunststoffen, aus anderen 
Kunststoffen 

10 

3921 11 

Andere Tafeln, Platten, Folien usw. aus Zeilkunststo^, aus 

Polymeren des Styrols 

10 

3921 12 

Andere Tafeln, Platten, Folien usw. aus Zellkunststoff, aus 

Polymeren des Vinylchlorids 

10 

3921 14 

Andere Tafeln, Platten, Folien usw. aus Zellkunststoff, aus 
regenerierter Cellulose 

10 

3921 19 

Andere Tafeln, Platten, Folien usw. aus Zeilkunsr^stoff, aus anderen 
Kunststoffen 

10 

3921 90 

Andere Tafeln. Platten, Folien, Filme, Bänder und Streifen, aus 
Kunststoffen 

10 

3922 

Badewannen, Duschen, Waschbecken, Klosetteiie und ähnliche 

Waren zu sanitären oder hygienischen Zwecken, aus Kurrststoffen 

10 

1 3923 21 

Transport- oder Verpackungsmittel aus Kunststoffen, aus Polymeren 
des Ethylens 

10 

3923 30 90 

Ballons. Flaschen, Flakons usw. aus Kunststoffen, mit einem 
Fassungsvermögen von mehr als 2 Litern 

10 





3923 40 


Spulen, Spindeln, Hülsen und ähnliche Warenträger aus Kunststoffen 


10 
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KN-Code 

Warenbezeichnung 

Ausgangs¬ 
zollsatz % 

3923 50 

Stöpsel, Deckel, Kapseln und andere Verschlüsse aus Kunststofen 

10 

3923 90 

Andere Transport- und/oder Verpackungsmittel aus Kunststoffen 

10 

3924 

Geschirr und andere Haushaltsgegenstände, aus Kunststoffen 

10 

3925 

Baubedarfsartikel aus Kunststoffen, anderweit nicht genannt 

10 

y 3926 

Andere Waren aus Kunststoffen oder aus anderen Stoffen 

10 1 

4201 

Sattlerwaren für alle Tiere 

10 1 

4202 

Koffer usw. aus Leder, rekonstituiertem Leder, Kunststoffolien, 
Spinnstoffen, Vulkanfiber oder Pappe 

10 1 

4203 

Bekleidung und Bekleidungszubehör, aus Leder oder rekunstituiertem 
Leder 

10 

1 4410 10 10 

Spanplatten und ähnliche Platten, roh 

10 1 

1 4410 10 50 

Spanplatten mit melaminharzgetränkten Papierlagen beschichtet 

10 1 

4410 10 90 

Andere Spanplatten aus Holz 

10 1 

4410 90 

Spanplatten aus anderen holzigen Stoffen 

.10 

4411 

Faserplatten aus holzigen Stoffen 

10 

4413 

Verdichtetes Holz 

10 

4414 

Holzrahmen 

10 

4415 

Kisten und Ladungsträger aus Holz 

10 

4416 

Fässer, Tröge, Bottiche, Eimer usw. aus Holz 

10 

4417 

Werkzeuge, Stiele und Griffe für Bürsten und Pinsel oder 
Schuhspanner, aus Holz 

10 

4418 

Bautischler- und Zimmermannsarbeiten, aus Holz 

10 

1 4419 

Holzwaren zur Verwendung bei Tisch oder in der Küche 

10 

1 4420 

Ziergegenstände aus Holz, Kästen für Schmuck aus Holz oder andere 
Innenausstattungsgegenstände aus Holz 

10 
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1 KN-Code 

Warenbezeichnung 

Ausgangs¬ 
zollsau % 

4421 

Andere Waren aus Holz 

10 

4802 52 

Papiere und Pappen, weder gestrichen noch überzogen, mit einem 
geringen Gehalt an Fasern, in einem mechanischen 
Aufbereitungsverfahren gewonnen, mit einem Quadratmetergewicht 
von 40 g bis 150 g 

10 

1 6401 

Wasserdichte Schuhe aus Kautschuk oder Kunststoff, bei denen das 
Oberteil nicht zusammengefügt ist 

10 

1 6402 

Andere Schuhe aus Kautschuk oder Kunststoff 

10 

1 6404 

Schuhe mit Laufsohlen aus Kautschuk, Kunststoff oder Leder und 
Oberteil aus Spinnstoffen 

10 

6405 

Andere Schuhe 

10 

8403 

Bestimmte Zentralheizungskessel 

10 

8414 30 30 

Kompressoren von der für Kältemaschinen verwendeten Art, mit 
einer Leistung von 0,4 kW oder weniger 

10 

8418 21 

Kompressorkühlschränke für den Haushalt 

25 

8418 22 

Elektrische Absorberkühlschränke für den Haushalt 

25 

8418 29 

Andere Haushaltskühlschränke 

25 

8418 30 

Gefrier- und Tiefkühltruhen mit einem Inhalt von 800 Litern oder 
weniger 

.s 

1 8418 40 

Gefrier- und Tiefkühlschränke mit einem Inhalt von 900 Litern oder 
weniger 

25 

8506 11 11 

Kleine elektrische Primärelemente und Primärbatterien aus 
Mangandioxid, alkalische Rundzelien 

25 

8506 11 19 

Andere kleine alkalische elektrische Primärelemente und 

Primärbatterien aus Mangandioxid 

25 

8506 11 91 

Andere kleine elektrische Primäreiemente und Primärbatterien aus 
Mangandioxid: Rundzelien 

25 

1 8506 11 99 

Andere Meine elektrische Primärelemente und Primärbatterien aus 
Mangandioxid 

25 

8509 

Elektromechanische Haushaltsgeräte 

10 

8519 

Tonwiedergabegeräte, ohne eingebaute Tonaufnahmevorrichtung 

10 
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KN-Code 

Warenbezeichnu ng 

Ausgangs¬ 
zollsatz % 

8520 

Magnetbandgeräte und andere Tonaufnahmegeräte 

10 

8528 10 41 

Videomonitore für mehrfarbiges Bild, mit Kathodenstrahlröhre und 
Abtastparametern von 625 Zeilen oder weniger 

20 

8528 10 43 

Videomonitore für mehrfarbiges Bild, mit Kathodenstrahlröhre und 
Abtastparametern von mehr als 625 Zeilen 


8528 10 49 

Andere Videomonitore für mehrfarbiges Bild 

20 

8528 10 52 

Andere Fernsehempfangsgeräte für mehrfarbiges Bild, mit 
eingebauter Bildröhre und einer Diagonale des Bildschirms von 42 cm 
oder weniger 

20 

8528 10 54 

Andere Fernsehempfangsgeräte für mehrfarbiges Bild, mit 
eingebauter Bildröhre und eir>er Diagonale des Bildschirms von mehr 
als 42 cm bis 52 cm 

20 

8528 10 56 

Andere Fernsehempfangsgeräte für mehrfarbiges Bild, mit 
eingebauter Bildröhre und einer Diagonale des Bildschirms von mehr 
als 52 cm bis 72 cm 

20 

8528 10 58 

Andere Fernsehempfangsgeräte für mehrfarbiges Bild, mit 
eingebauter Bildröhre und einer Diagonale des Bildschirms von mehr 
als 72 cm 

20 

8528 10 72 

Andere Fernsehempfangsgeräte für mehrfarbiges Bild, mit einer 
vertikalen Auflösung von weniger als 700 Zeilen 

20 

8528 10 76 

Andere Fernsehempfangsgeräte für mehrfarbiges Bild, mit einer 
vertikalen Auflösung von 700 Zeilen oder mehr 

20 

8528 10 81 

Andere Fernsehempfangsgeräte für mehrfarbiges Bild, mit einem 
Verhältnis der Breite zur Höhe des Bildschirms von weniger als 1,5 

20 

8528 10 89 

Andere Fernsehempfangsgeräte für mehrfarbiges Bild ohne 

Bildschirm 

20 

8528 10 98 

Andere Fernsehempfangsgeräte mit eingebauter Bildröhre, aber ohne 
Bildschirm 

20 

8528 20 

Fernsehempfangsgeräte für einfarbiges Bild 

20 

9028 20 

Flüssigkeitszähler 

10 

9401 

Sitzmöbel 

25 

9403 10 

BOromöbel aus Metall 

25 

9403 20 10 

Andere Metallmöbel für zivile Luftfahrzeuge 

25 

9403 30 

BOromöbel aus Holz 

25 
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KN-Code 

Warenbezeichnung 

Ausgangs- 
zoilsatz % 

9403 40 

Küchenmöbel aus Holz 

25 

9403 50 

Schlafzimmeitnöbel aus Holz 

25 1 

9403 60 

Andere Holzmöbel 

25 

9403 80 

Möbel aus anderen Stoffen, einschließlich Stuhlrohr, Korbweide, 
Bambus und ähnlichen Stoffen 

25 

1 9403 90 30 

Möbelteiie aus Holz 

25 

1 9303 90 90 

Möbelteile aus anderen Stoffen (außer Metall) 

25 

9404 30 

Schlafsäcke 

25 1 

9404 90 

Bettausstattungen, andere 

25 1 

9405 

Beleuchtungskörpfer 

10 I 
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Anhang IV 

Liste der in Artikel 11 Absatz 4 genannten Erzeugnisse 
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AnhangV 

Liste der in Artikel 14 /Uisatz 1 genannten Erzeugnisse 


KN-CODE 

Warenbezeichnung 

Zollsatz (%) 1 

1.1.1995- 

31.12.1997 

1.1.1998- 

31.12.2000 

Ab 1 

1.1.2001 1 

4101-1403 

Rohe Häute und Felle 

50 

30 

0 1 

4104 10-4104 10 91, 

4104 21-4104 29, 

4105 11-4105 19, 

4106 11-4106 19, 

4107 10 10, 4107 21. 

4107 29 10, 4107 90 10 

Halbzeug aus Leder 

10 

5 

0 

4301 

Rohe Pelzfelle 

15 

8 

0 

4403 20 00 

Rohholz von Nadelholz 

20 

20 

0 

4403 91 

Rohholz, Eichenholz 

50 

50 

0 

4403 99 90 

Rohholz, Eschenholz 

50 

50 

0 

4403 91, 

4403 99 90 

Rohholz von anderen 
Laubbäumen 

10 

10 

0 

7204 

Abfälle und Schrott aus 

Eisen oder Stahl 

15 

8 

0 

7404, 7503, 7602. 

7802, 7902, 8002, 

8101 91 90, 8103 10 90, 
8104 20, 8104 10 90, 

1 8108 10 90, 8111 00 19, 

1 8112 20 39, 8112 40 19, 

1 8112 91 39 

Abfälle und Schrott, nicht 
aus Eisen oder Stahl 

15 

15 

0 
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Anhang Vi 

Liste der Textilwaren mit Ursprung in Litauen, 
für die die Gemeinschaft Zolipiafonds festgesetzt hat. 


Kategorie 

(Einheiten) 

KN/Taric- 

Code 

Warenbezeichnut^ 

Enzel- 

plafonds 

1 

5204 11 00 

5204 19 00 

5205 

5206 

5604 90 00*50 

Baumwollgarne, nicht in Aufmachur>gen für 
den Einzelverkauf 

2 261 
(Tonnen) 

2 

5208 

5209 

5210 

5211 

5212 

5811 00 00*91 
*92 

6308 00 00*11 
•19 

Gewebe aus Baumwolle, andere als Oreher- 
gewebe. Sdilingengewebe. 

(Frottiergewebe), Bärvler, Samt, Plüsch, 
Schlingertgewebe, Cheniilegewebe, Tülle 
und geknüpfte Netzstoffe 

2 737 
(Tonnen) 

3 

5512 

5513 

5514 

5515 

5803 90 30 

5905 00 70*10 

6308 00 00*20 

(Sewebe aus synthetischen Spinnfasern, 
arxlere als Bänder, Samt, Plüsch, 
Schlingertgewebe (einschließlich 
Frottiergewebe) und Chenillegewebe 

630 

(Tonrwn) 

4 

6105 10 00 

6105 20 10 

6105 20 90 

6105 90 10 

6109 10 00 

6109 90 10 

6109 90 30 

611020 10 

6110 30 10 

Oberhemden, T-SNrts, Unterziehpullis 
(andere als aus Wolle oder feinen 

Tierhaaren), Unterhemden und ähnliche 
Waren, aus Gewirken 

1 883 

(1000 Stück) 


(1) Ungeachtet der Auslegungsregeln für die Kombinierte Nomenklatur gilt die angegebene Warenbezeich¬ 
nung nur als Hinweis: Für die Präferenzbehandlung sind die KN- und, gegebenenfalls, die 
Taric-Codes (*) maßgeblich. 

(2) Für Einfuhren, die diese jährlichen Plafonds überschreiten, kann die Gemeinschaft zu jeder Zeit während 
des betreffenden Jahres Zölle Wiedereinfuhren. 
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Kategorie 

(Einheit) 


KNn’aric- 


Code 

Warenbezeichnung (1) 

6101 10 90 

Pullover, Slipover, Twinsets, Westen und Strick¬ 

6101 20 90 

jacken (artdere als zugeschnitten und genäht). 

6101 30 90 

Artoraks, Wirtdjacken urtd ähnliche Waren, -aus 
Gewirken 

6102 10 90 

6102 20 90 

6102 30 90 


6110 10 10 

6110 1031 

6110 10 35 

6110 10 38 

6110 10 91 

6110 10 95 

6110 10 98 

6110 20 91 

6110 20 99 

6110 30 91 

6110 30 99 


6203 41 10 

Shorts und andere kurze Hosen (andere als Bade¬ 

6203 41 90 

hosen) und lange Hosert, aus Geweben für 

6203 42 31 

Männer und Knaben; lange Hosen aus Geweben 

6203 42 33 

für Frauen und Mädchen, aus Wolle, Baumwolle 

6203 42 35 

oder synthetischen oder künstlichen Spinnstoffen; 

6203 42 90 

Unterteile von Trainingsanzügen, gefüttert. 

6203 43 19 

andere als solche der Kategorien 16 oder 29, aus 

6203 43 90 

Baumwolie oder synthetischen oder kürtstlichen 

6203 49 19 

6203 49 50 

Spinnstoffen 

6204 61 10 

6204 62 31 

6204 62 33 

6204 62 39 


6204 63 18 

6204 69 18 


6211 32 42 

6211 33 42 

6211 42 42 

6211 43 42 


6106 10 00 

Blusen und Hemdblusen aus Gewirken ur>d andere 

6106 20 00 

als aus Gewirken, aus Wolle, Baumwolle oder 

6106 90 10 

synthetischen oder künstlichen Spinnstoffen, für 
Frauen und Mädchen 

6206 20 00 

6206 30 00 

6206 40 00 



Einzel- 
plafonds (2) 

1 510 

11000 Stück) 


1 750 

(100Ö Stück) 


972 

(1000 Stück) 
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Kategorie 

(Einheit) 

KN/Taric- 

Code 

Warenbezeichnung (1) 

Einzel¬ 
plafonds (2) 

8 

6205 10 00 

6205 20 00 

6205 30 00 

Oberhemden, andere als aus Gewirken, für 

Mänrrer imd Knaben, aus Wolle, Baumwolle oder 
synthetischen oder künstlichen Spinnstoffen 

1 917 

(1000 Stück) 

9 

5802 11 00 

5802 19 00 

6302 60 00*90 

Schlingengewebe (Frottiergewebe); Wäsche zur 
Körperpflege oder Haushaltswäsche, aus 
Schlingengewebe (Frottiergewebe), aus 

Baumwolle, andere als aus Gewirken 

131 

(Tonnen) 

15 

6202 11 00 

6202 12 10*90 
6202 12 90*90 
6202 13 10*90 
6202 13 90*90 

6204 31 00 

6204 32 90 

6204 33 90 

6204 39 19 

6210 30 00 

Mäntel (einschließlich Kurzmäntel) (eittscNießlich 
Umhänge} und Jacken für Frauen und Mädchen, 
aus Gewebe, aus Wolle, Baumwolle oder 
synthetischen oder künstlichen Spinnstoffen 
(ausgenommen Parkas der Kategorie 21) 

227 

(1000 Stück) 

16 

6203 1 i 00 

6203 12 00 

6203 19 10 

6203 19 30 

6203 21 00 

6203 22 80 

6203 23 80 

6203 29 18 

6211 32 31 

6211 33 31 

Anzuge urtd Kombinatiorten, artdere als aus 
Gewirken, fik Mäniter und Knaben, aus Wolle, 
BaumwoNe oder synthetischen oder künstlichen 
Spinthstoffen, ausgenommen Skianzüge; 
Trainirtgsanzüge, gefüttert mit Außertsehe aus ein 
und demselben Rächerterzeugnis, für Männer und 
Knaben, aus Baumwolle oder synthetischen oder 
künstlichen Spinnstoffen 

99 

(1000 Stück) 

17 

6203 31 00 

6203 32 90 

6203 33 90 

6203 39 19 

Sakkos und Jacken, ausgenommen taillierte 
Jacken, andere als aus Gewirken, für Männer und 
Knaben, aus Wolle, Baumwolle oder 
synthetischen oder küristlichen Spinnstoffen 

81 

(1000 Stück) 

20 

6302 21 00 

6302 22 90 

6302 29 90 

6302 31 10 

6302 31 90 

6302 32 90 

6302 39 90 

Bettwäsche, andere als aus Gewirken 

232 

(Tonnen) 
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Kategorie 

(Einheit) 

KN/Taric- 

Code 

Warenbezeichnung (1) 

Einzel¬ 
plafonds (2) 

39 

6302 51 10 

6302 51 90 

6302 53 90 

6302 59 00*90 
6302 91 10 

6302 91 90 

6302 93 90 

6302 99 00*90 

Tischwische, Wische zur Körperpflege und Haus- 
hattswische, andere als aus Gewirken, andere als 
aus Frottiergewebe, aus Baumwolle 

101 

(Tonnen) 

10 

6111 1010 

6111 20 10 

6111 30 10 

6111 90 00*11 
6116 10 10 

6116 10 90 

6116 91 00 

6116 92 00 

6116 93 00 

6116 99 00 

Handschuhe aus Gewirken 

308 

1.537 
(1000 Paar) 

12 

6115 12 00 

6115 1910 

6115 19 90 

6115 20 11 

6115 20 90 

6115 91 00 

6115 92 00 

6115 93 10 

6115 93 30 

6115 93 99 

6115 99 00 

Strümpfe, Strumpfhosen, Unterz'iehstrümpfe, 
Socken, Söckchen, Strumpfschor^r und ähnliche 
Wirkwaren, aivJere als für Säuglirtge, 
einschließlich Krampfaderstrümpfe, 
ausgenommen Waren der Kategorie 70 

3-189 
(1000 Paar 
oder Stück) 

13 

6107 11 00 

6107 12 00 

6107 19 00 

6108 21 00 

6108 22 00 

6108 29 00 

Slips und andere Unterhosen für Männer und 
Knaben; Slips und andere Unterhosen für Frauen 
und Mädchen, aus Gewirken, Wolle,. Baumwolle 
oder synthetischen oder künstlichen Spinrtstoffen 

2 018 

(1000 Stück) 

14 

6201 11 00 

6201 12 10*90 
6201 12 90*90 
6201 13 10*90 
6201 13 90*90 
6210 20 00 

Mäntel und Umhänge, für Männer und Knaben, 
aus Gewebe, aus Wolle, Baumwolle oder 
synthetischen oder künstlichen Spinnstoffen 
(ausgenommen Parkas der Kategorie 21) 

.46 

(lOOÖ Stück) 
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Kategorie 

(Einheit) 


KN/Taric- 

Code 



6207 

6207 

6207 

6207 

6207 

6207 

6207 

6207 

6208 
6208 
6208 
6208 
6208 
6208 
6208 
6208 
6208 
6208 
6208 


11 00 
19 00 
21 00 
22 00 
29 00 

91 00 

92 00 
99 00 

11 00 
19 10 
19 90 
21 00 
22 00 
29 00 
91 10 

91 90 

92 10 
92 90 
99 00 




6213 20 00 
6213 90 00 


6201 12 10*10 
6201 12 90*10 
6201 13 10*10 
6201 13 90*10 
6201 91 00 
6201 92 00 

6201 93 00 

6202 12 10*10 
6202 12 90*10 
6202 13 10*10 
6202 13 90*10 
6202 91 00 
6202 92 OO 
6202 93 00 

6211 32 41 
6211 33 41 
6211 42 41 
6211 43 41 


Warenbezeichnung (1) 


Unterhemden. Slips und andere Unterhosen, 
Nachthemden. SchlafatuOge, Bademäntel und 
-jacken. Hausmäntel und ähnliche Waren, für 
Männer und Knaben, andere als aus Gewirken 


Eiruel- 
plafonds (2) 


112 

(1000 Stück) 


Unterhemden, Unterkleider, Unterröcke, Slips und 
andere Unterhosen, Nachthemden, ScMafanzüge, 
Nägligäs, Bademäntel utkI -jacken, Hausmärrtel 
und ähnliche Waren, für Frauen und Mädchen, 
andere als aus Gewirken 


Taschentücher lkkI Ziertaschentücher, andere als 
aus Gewirken 


Parkas, Anoraks. Wirxljacken und dergleichen. 
arKlere als aus Gewirken, aus Wolle, Baumwolle 
oder synthetischen oder künstlichen Spinnstoffen; 
Oberteile von TrairüngsanzOgen, gef(ittert. andere 
als solche der Kategorien 16 oder 29, aus 
Baumwolle oder synthetischen oder kürtstlichen 
Spinnstoffen 


1 746 

(1000 Stück) 


562 

(1000 Stück) 
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Kategorie 

(Einheit) 




KN/Taric- 

Code 


5508 10 11 

5508 10 19 

5509 11 00 
5509 12 00 
5509 21 10 
5509 21 90 
5509 22 10 
5509 22 90 
5509 31 10 
5509 31 90 
5509 32 10 
5509 32 90 
5509 41 10 
5509 41 90 
5509 42 10 
5509 42 90 
5509 51 00 
5509 52 10 
5509 52 90 
5509 53 00 
5509 59 00 
5509 61 10 
5509 61 90 
5509 62 00 
5509 69 00 
5509 91 10 
5509 91 90 
5509 92 00 
5509 99 00 


5508 20 10 

5510 11 00 
5510 12 00 
5510 20 00 
5510 30 00 
5510 90 00 


6107 21 00 
6107 22 00 
6107 29 00 
6107 91 00 
6107 92 00 

6107 99 00*10 

6108 31 10 
6108 31 90 
6108 32 11 
6108 32 19 
6108 32 90 
6108 39 00 
6108 91 00 
6108 92 00 
6108 99 10 


Warenbezeichnung (1) 


Game aus syntttetischen Spinnfasern, nicht in 
Aufmachungen für den Einzelverkauf 



649 

(Tonrren) 


Game aus kimstiichen Spinnfasern, nicht in Auf* 
machungen für den Einzelverkauf 


308 

(T orvien) 


Nachthemden, Schlafanzüge, Bademäntel ur>d 
-jacken, Hausmäntel und ähnliche Waren für 
Männer urrd Knaben, aus Gewirken 


Nachthemden, Schlafanzüge, Näglig^s, 
Bademäntel und -jacken, Hausmäntel und 
ähnliche Waren für Frauen und Mädchen, aus 
Gewirken 


499 

(1000 Stück) 
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Kategorie 

(Eiitheit) 





KN/Taric- 

Code 


6104 41 00 
6104 42 00 
6104 43 00 
6104 44 00 

6204 41 00 
6204 42 00 
6204 43 00 
6204 44 00 


6104 51 00 
6104 52 00 
6104 53 00 
6104 59 00 

6204 51 00 
6204 52 00 
6204 53 00 
6204 59 10 


6103 41 10 
6103 41 90 
6103 42 10 
6103 42 90 
6103 43 10 
6103 43 90 
6103 49 10 

6103 49 91 

6104 61 10 
6104 61 90 
6104 62 10 
6104 62 90 
6104 63 10 
6104 63 90 
6104 69 10 
6104 69 91 



6204 

6204 

6204 

6204 

6204 

6204 

6204 

6204 


11 00 
12 00 
13 00 
19 10 
21 00 
22 80 
23 80 
29 18 



6211 42 31 
6211 43 31 


6212 10 00 


Warenbezeichnung (1) 


Kleider für Frauen und Mädchen, aus Wolle, 
Baumwolle oder synthetischen oder künstlichen 
Spinnstoffen 


Einzel¬ 
plafonds (2) 


395 

(1000 Stück» 


Röcke, einscNießlich Hosenröcke, für Frauen tmd 
Mädchen 


260 

(1000 Stück) 


Lange Hosen (einschließlich Kniebundhosen und 
ähnliche Hosen), Latzhosen und kurze Hosen, 
andere als Badehosen, aus Gewirken aus Wolle, 
Baumwolle oder synthetischen oder künstlichen 
Spiiuistoffen 


109 

(1000 Stück) 


Kostüme und Kombinationen, andere als aus 
Gewirken, für Frauen und Mächen, aus Wolle, 
Baumwolle oder synthetischen oder künstlichen 
Spinnstoffen, ausgenommen SkianzOge; 
Trainingsanzüge, gefüttert, mit Außer^eite aus 
ein und demselben Rächenerzeugnis, für Frauen 
und Mädchen, aus Baumwolle oder synthetischen 
oder künstlichen Spinnstoffen 


Büstenhalter, aus Geweben oder aus Gewirken 


124 

(1000 Stück» 


674 

(100Ö Stück) 
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Kategorie 

KN/Taric- 


Eirtzel- 

(Einheit) 


Code 

Warenbezeichnung (1) 

plafonds (2) 

32 

5801 

1000 

Samt, Plüsch, Schlingengewebe und 

90 


5801 

21 00 

Chenillegewebe (ausgenommen Frottiergewebe 

(Tonnen) 


5801 

22 00 

aus Baumwolle und Bänder) und Nadelflo'rgewebe 



5801 

23 00 

aus Wolle, Baumwolle oder synthetischen oder 



5801 

24 00 

künstlichen Spinnstoffen 



5801 

25 00 




5801 

26 00 




5801 

31 00 




5801 

32 00 




5801 

33 00 




5801 

34 00 




5801 

35 00 




5801 

36 00 




5802 20 00 

5802 30 00 



33 

5407 20 11 

Gewebe aus Garnen aus synthetischen 

242 




Filamenten, aus Streifen oder dergleichen, aus 

(Tonnen) 


6305 31 91 

Polyäthylen oder Polypropylen, mit einer Breite 



6305 31 99 

von weniger als 3 m; Säcke und Beutel zu 





Verpackungszwecken, andere als aus Gewirken, 
aus Streifen oder dergleichen 


34 

5407 20 1 9 

Gewebe aus Garnen aus synthetischen 

8 




RIamenten, aus Streifen oder dergleichen, aus 
Polyäthylen oder Polypropylen, mit einer Breite 

(Tonnen) 




von 3 m oder mehr 
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Kategorie 

KN/Taric- 

(Einheit) 

Code 


5407 

5407 

5407 

5407 

5407 

5407 

5407 

5407 

5407 

5407 

5407 

5407 

5407 

5407 

5407 

5407 

5407 

5407 

5407 

5407 

5407 

5407 

5407 

5407 

5407 

5407 

5407 

5407 

5407 

5407 

5407 

5407 

5407 

5407 

5407 


1000 
20 90 
30 00 

41 00 

42 10 

42 90 

43 00 

44 10 
44 90 

51 00 

52 00 

53 10 

53 90 

54 00 
60 10 
60 30 
60 51 
60 59 
60 90 

71 00 

72 00 

73 10 
73 91 

73 99 

74 00 
81 00 
82 00 
83 10 

83 90 

84 00 

91 00 

92 00 

93 10 

93 90 

94 00 


Warenbezeichnung (1) 

Gewebe aus synthetischen Spinnfäden, andere 
als für die Reifenherstellung der Kategorie 114 


Einzel¬ 
plafonds (2) 


264 

(Tonnen) 


5811 00 00*95 



5905 00 70*90 


5408 10 00 
5408 21 00 
5408 22 10 
5408 22 90 
5408 23 10 
5408 23 90 
5408 24 00 
5408 31 00 
5408 32 00 
5408 33 00 
5408 34 00 

5811 00 00*96 

5905 00 70*20 


Gewebe aus künstlichen Spinnfäden, artdere als 58 

für die Reifenherstellung der Kategorie 114 (Tonnen) 
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Kategorie 

(Einheit) 






KN/Taric- 

Code 


5516 11 00 
5516 12 00 
5516 13 00 
5516 1400 
5516 21 00 
5516 22 00 
5516 23 10 
5516 23 90 
5516 24 00 
5516 31 00 
5516 32 00 
5516 33 00 
5516 34 00 
5516 41 00 
5516 42 00 
5516 43 00 
5516 44 00 
5516 91 00 
5516 92 00 
5516 93 00 
5516 94 00 

5803 90 50 

5905 00 70*30 


6002 43 11 
6002 93 10 


6303 91 00*10 
6303 92 90*10 
6303 99 90*20 


6303 91 00*91 
*99 

6303 92 90*90 

6303 99 90*31 

*39 

*90 

6304 19 10 
6304 19 90*91 
6304 92 00 
6304 93 00*90 
6304 99 00*92 


Warenbezeichnur>g (1) 


Gewebe aus künstlichen Spinnfasern 


Einzel- 
piafonds (2) 


386 

(Tormen) 


Gewirke aus synthetischen Spinnfasern, für Vor* 
hänge und Gardinen 


Gardinen, arxlere als aus Gewirken 


Gardinen, Vorhänge und Irmenroilos; Schabracken 
und Bettvorhänge und arKlere Waren zur 
Innertausstattung, andere als aus Gewirken, aus 
Wolle, aus Baumwolle oder synthetischen oder 
künstlichen Spinnstoffen 


22 

(Tonnen) 


1 

(Tonne) 


37 

(Tonnen) 
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n Kategorie 

(Einheit) 

KN/Taric- 

Code 

Warenbezeichnut>g (1)- 

42 

5401 20 10 

Game aus kOnstlichen Rtamenten, nicht in Auf¬ 
machungen für den Bnzelverkauf, andere als 


5403 10 00 

Game, ungezwimt, aus Viskose, urtgedreht oder 


5403 20 10 

mit nicht mehr als 250 Drehungen je Meter und 


5403 20 90 

nicht texturierte Game, ungezwimt, aus 


5403 32 00*90 
5403 33 90 

5403 39 00 

5403 41 00 

5403 42 00 

5403 49 00 

5604 20 00*20 

Zelluloseacetat 

43 

5204 20 00 

Game aus synthetischen oder künstlichen 
Filamenten, Game aus künstlichen Spinnfasern, 


5207 10 00 

Game aus Baumwolle, in Aufmachungen für den 


5207 90 00 

5401 10 90 

5401 20 90 

5406 10 00 

5406 20 00 

5508 20 90 

5511 30 00 

Bnzelverkauf 

47 

5106 10 10 

Game aus Wolle oder feinen Tierhaaren, 


5106 10 90 

gekrempelt, nicht in Aufmachungen für den 


5106 20 11 

5106 20 19 

5106 20 91 

5106 20 99 

5108 10 10 

5108 10 90 

Einzelverkauf 

48 

5107 10 10 

Game aus Wolle oder feinen Tierhaaren, 


5107 10 90 

gekämmt, nicht in Aufmachungen für den 


5107 20 10 

5107 20 30 

5107 20 51 

5107 20 59 

5107 20 91 

5107 20 99 

Einzelverkauf 


Einzel¬ 
plafonds (2) 

75 

(T onnen) 


77 

(Tonnen) 


18 

(T onnen) 


60 

(Torwen) 


5108 20 10 
5108 20 90 
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Kategorie 

(Einheit) 

KN/Taric- 

Code 

Warenbezeichrrung (1) 

Einzel¬ 
plafonds (2) 

49 

5109 10 10 

5109 10 90 

5109 90 10 

5109 90 90 

Game aus Wolle oder feinen Tierhaaren, in Auf¬ 
machungen für (ten Einzelverkauf 

24 

(Tonnen) 1 

50 

5111 

11 

11 

Gewebe aus Wolle oder feinen Tierhaaren 

60 1 


6111 

11 

19 


(Tonnen) | 


5111 

11 

91 


1 


5111 

11 

99 


1 


5111 

19 

11 


1 


5111 

19 

19 


1 


5111 

19 

31 


1 

■ 

5111 

19 

39 


. 

1 

5111 

19 

91 




5111 

19 

99 




5111 

20 

00 




5111 

30 

10 




5111 

30 

30 




5111 

30 

90 




5111 

90 

10 




5111 

90 

91 


1 


5111 

90 

93 


1 


5111 

90 

99 


1 


5112 

11 

10 




5112 

11 

90 




5112 

19 

11 




5112 

19 

19 




5112 

19 

91 




5112 

19 

99 




5112 

20 

00 




5112 

30 

10 




5112 

30 

30 




5112 

30 

90 




5112 

90 

10 




5112 

90 

91 




5112 

90 

93 




5112 

90 

99 



53 

5803 10 00 

Drehergewebe au$ Baumwolle 

(Tonr>e) | 

54 

5507 00 00 

Künstliche Spinnfasem utkI Abfälle, gekrempelt, 
gekSmmt oder anders für die Spinnerei vorbereitet 

7 1 

(Tonnen) | 
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Kategorie 

(Einheit) 

KN/Taric- 

Code 

Warenbezeichnung (1) 

Einzel¬ 
plafonds (2) 

55 

5506 10 00 

5506 20 00 

5506 30 00 

5506 90 10 

5506 90 91 

5506 90 99 

Synthetische Spinnfasern utkI Abfälle, 
gekrempelt, gekämmt oder anders für die 

Spinnerei vorbereitet 

60 

(Tonnen) 

56 

5508 10 90 

5511 10 00 

5511 20 00 

Game aus synthetischen Spinnfasern 
(einschließlich Abfälle), in Aufmachurtgen für den 
Einzelverkauf 

53 

(Tonnen) 

58 

5701 10 10 

5701 10 91 

5701 10 93 

5701 10 99 

5701 90 10 

5701 90 90 

Geknüpfte Teppiche, auch konfektioniert 

283 

(T onnen) 
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2239 


Kategorie 

(Einheit) 


KN/Taric- 

Code 


>2 10 00 
>2 31 10 
>2 31 30 
>2 31 90 
>2 32 10 
>2 32 90 
>2 39 10 
12 41 10 
>2 41 90 
>2 42 10 
>2 42 90 
>2 49 10 
12 51 00 
12 52 00 
»2 59 00*20 
12 91 00 
12 92 00 
»2 99 00*20 


Warenbezeichnung (1) 


Teppiche und andere Bodenbeläge aus 
Spinrrstoffen, andere als Teppiche der 
Kategorie 58 


Eiruel- 
plafonds (2) 


310 

(Tonnen) 


10 10 
10 90 
20 11 
20 19 
20 91 
20 99 
30 11 
30 19 
30 51 
30 59 
30 91 
30 99 
90 10 
90 90*90 


5704 10 00 
5704 90 00 



5705 00 10 
5705 00 31 
5705 00 39 
5705 00 90*11 
*19 


5805 00 00 


Tapisserien, handgewebt (Gobelins. Randrische 
Gobelins. Aubusson. Beauvais und ähr^iche). und 
Tapisserien als Nadelarbeit (z.B. Petit Point, 
Kreuzstich), auch konfektioniert 


(Torme) 
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1 Kategorie 

1 (Einheit) 

KNH'aric- 

Code 

Warenbezeichnung (1) 

Einzel- 
plafonds (2) 

1 

5806 10 00*90 
5806 20 00 

5806 31 10 

5806 31 90 

5806 32 10 

5806 32 90 

5806 39 00*90 
5806 40 00*90 

Bänder und schußlose Bärtder aus paralielgelegten 
ur>d geklebten Garnen oder Fasern (bolducs), 
ausger>ommen Etiketten und ähnliche Waten der 
Kategorie 62 

Gummielastische Gewebe (ausgenommen 

Gewirke) 

48 

(Tonnen) 

62 

5606 00 91 

5606 00 99 

Chenillegame, Gimpen (andere als umsponnene 
Garne aus Roßhaar) 

•61 

(Tonnen) 


5804 10 11 

5804 10 19 

5804 10 90 

5804 21 10 

5804 21 90 

5804 29 10 

5804 29 90 

5804 30 00 

Tülle, Bobinetgardinenstoff und geknüpfte Netz¬ 
stoffe, Spitzen (maschir>en- oder handgefertigt), 
als Meterware oder als Motiv 



5807 10 10 

5807 10 90 

Etiketten, Abzeichen urvf ähnlicite Waren, aus 
Spinnstoffen, als Meterware oder zugeschnitten, 
nicht bestickt, gewebt 



5808 10 00 

5808 90 00 

Geflechte und sonstige Posamentierwaren, als 
Meterware; Quasten, Troddeln, Oliven, Nüsse, 
Pompons und dergleichen 



5810 10 10 

5810 10 90 

5810 91 10 

5810 91 90 

5810 92 10 

5810 92 90 

5810 99 10 

5810 99 90 

Stickereien, als Meterware oder als Motiv 
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Kategorie 

(Einheit) 

KN/Taric- 

Code 

Warenbezeichnung (1)- 

Einzel- 
plaforxfs (2) 

63 

5906 91 00 

6002 10 10*10 
6002 10 90 

6002 30 10*10 
6002 30 90 

Gewirke aus synthetischen Spinnfasern mit einem 
Anteil an Elastomer-Fäden von mehr als 

5 Gewichtshurvlertteilen und Gewirke mit-einem 
Anteil an gummielastischen Fäden von mehr als 

5 Gewichtshundertteilen 

33 

(Tonrwn) 


6001 10 00*10 

Raschelspitzen und hochflorige Gewirke, aus 
synthetischen Spinnfasern 



6002 20 31 

6002 43 19 




10 
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2243 


Kategorie 

KN/Taric- 


Eiruel- 

(Einheit) 

Code 

Warenbezeichnung (1) 

Plafonds (2) 



6301 10 00 
6301 20 91 
6301 20 99 
6301 30 90 
6301 40 90*91 
*99 

6301 90 90*21 
*99 


5807 90 90 

6113 00 10 

6117 1000 
6117 20 00 
6117 80 10 
6117 80 90 
6117 90 00 


Decken, andere als aus Gewirken, aus Wolle, 
Baumwolle oder synthetischen oder künstlichen 
Spinnstoffen 


23 

(Tonnen) 


Bekleidung und Bekleidungszubehör, andere als 
für Siuglinge, aus Wirkwaren; Wäsche aller Art, 
aus Gewirken; Gardinen; Vorhänge und 
Innenrollos; Schabracken und Bettvorhänge und 
andere Waren zur Inneitausstattung, aus 
Gewirken; Decken aus Gewirken; andere 
Kleidungsstücke und Bekleidungszubehör 


85 

(Tonnen) 


6301 20 10 
6301 30 10 
6301 40 10 

6301 90 10 

6302 10 10 
6302 10 90 
6302 40 00 

6302 60 00*10 

6303 11 00 
6303 12 00 

6303 19 00 

6304 11 00 

6304 91 00 

6305 20 00*10 
6305 31 10 
6305 39 00*91 
6305 90 00*20 



6307 10 10 
6307 90 10 


6111 10 90 
6111 20 90 
6111 30 90 
6111 90 00*19 

6209 10 00*90 
6209 20 00*90 
6209 30 00*90 
6209 90 00*90 


Säuglingskleidung urvj Bekleidungszubehör für 
Säuglirrge, ausgenommen Handschuhe für 
Säuglinge der Kategorien 10 und 87, urnf 
Strümpfe, Socken und Söckchen für Säuglinge, 
andere als aus Gewirken, der Kategorie 88 


91 

(Tonnen) 
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Kategorie 

(Enheit) 

KN/Taric- 

Code 

Warenbezeichnung (1) 

Enzel- 
plafotrds (2) 

69 

6108 11 10 

6108 11 90 

6108 19 10 

6108 19 90 

Unterkleider imkI Unterröcke, aus Gewirken, für 
Frauen und Mädchen 

102 

(1000 Stück) 

70 

611511 00 

6115 20 19 

6115 93 91 

Strumpfhosen, aus synthetischen Spinnstoffen, 
mit einem Titer der Einfachfäden von weniger als 
67 Decitex (6,7 Tex) 

Strümpfe für Frauen, aus synthetischen 

Spinnfasern 

6 731 

(1000 Stück 
oder Paar) 

72 

6112 31 10 

6112 31 90 

6112 39 10 

6112 39 90 

6112 41 10 

6112 41 90 

6112 49 10 

6112 49 90 

6211 11 00 

6211 12 00 

Badeanzüge und Badehosen, aus Wolle, 

Baumwolle oder synthetischen oder künstlichen 
Spinnstoffen 

189 

(1000 Stück) 

73 

6112 11 00 

6112 12 00 

6112 19 00 

Kostüme und Kombinationen, aus Gewirken, für 
Frauen urrd Mädchen, aus Wolle, Baumwolle oder 
synthetischen oder künstlichen Spinrrstoffen 

181 

(1000 Stück) 

74 

6104 11 00 

6104 12 00 

6104 13 00 

6104 19 00*10 
6104 21 00 

6104 22 00 

6104 23 00 

6104 29 00*10 

Kostüme urxi Kombirtationen, aus Gewirken, für 
Frauen utkI Mädchen, aus Wolle, Baumwolle oder 
synthetischen oder künstlichen Spinnstoffen, 
ausgenommen Skianzüge 

67 

(1000 Stück) 

75 

6103 11 00 

6103 12 00 

6103 19 00 

6103 21 00 

6103 22 00 

6103 23 00 

6103 29 00 

Aruüge urxl Kombinationen, aus Gewirken, für 
Männer und Knaben, aus Wolle, Baumwolle oder 
synthetischen oder küistlichen Spinnstoffen, 
ausgerKxnmen Skianzüge 

10 

(1000 Stück) 
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2245 



KN/Taric- 

Code 

6203 22 10 
6203 23 10 
6203 29 11 
6203 32 10 
6203 33 10 
6203 39 11 
6203 42 11 
6203 42 51 
6203 43 11 
6203 43 31 
6203 49 11 

6203 49 31 

6204 22 10 
6204 23 10 
6204 29 11 
6204 32 10 
6204 33 10 
6204 39 11 
6204 62 11 
6204 62 51 
6204 63 11 
6204 63 31 
6204 69 11 
6204 69 31 

6211 32 10 
6211 33 10 
6211 42 10 
6211 43 10 


Warenbezeichnur>g (1) 

Arbeits- imd Berufskleidung, für Männer und 
Knaben, ar>dere als aus Gewirken; Schürzen, 

Kittel urtd andere Arbeits- und Berufskleidung, für 
Frauen ur>d Mädchen, andere als aus Gewirken 


Etnzel- 
plafonds (2) 

169 

(Tonnen) 


77 


6211 20 00*10 


Kombinationen und Skianzüge, andere als aus 
Gewirken 


45 

(Tonnen) 
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Kategorie 

KN/Taric- 


Einzel- 

(Einheit) 

Code 

Warenbezeichnung (1)' 

plafotxls (2) 1 





6203 41 30 
6203 42 59 
6203 43 39 

6203 49 39 

6204 61 80 
6204 61 90 
6204 62 59 
6204 62 90 
6204 63 39 
6204 63 90 
6204 69 39 
6204 69 50 

6210 40 00 

6210 50 00 

6211 31 00 
6211 32 90 
6211 33 90 
6211 41 00 
6211 42 90 
6211 43 90 


6101 10 10 
6101 20 10 

6101 30 10 

6102 10 10 
6102 20 10 

6102 30 10 

6103 31 00 
6103 32 00 
6103 33 00 

6103 39 00*10 

6104 31 00 
6104 32 00 
6104 33 00 
6104 39 00*10 

6112 20 00*10 

6113 00 90 

6114 1000 
6114 20 00 
6114 30 00 


6214 20 00 
6214 30 00 
6214 40 00 
6214 90 10 


Bekleidung, andere als aus Gewirken, 
ausgenommen Bekleidung der Kategorien 6, 7, 8, 
14, 15, 16, 17, 18, 21, 26, 27, 29, 68, 72, 76 
and 77 



Mäntel (einschließlich Kurzmäntel), Jacken und 
andere Bekleidung, eiittcNießiich Skianzüge, aus 
Gewirken, ausgenommen Bekieidurtg der Kate- 
gorien 4, 5, 7, 13, 24, 26. 27, 28, 08, 69, 72. 
73, 74 and 75 


60 

(Tonnen) 


Schals, Umschlagtücher, Halstücher, Kragen¬ 
schoner, Kopftücher, Schleier und ähnliche 
Waren, andere als aus Gewirken, aus Wolle, 
Baumwolle oder synthetischen oder künstlichen 
Spinnstoffen 


15 

CT onnen) 
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Kategorie 

(Einheit) 

KN/T aric- 
Code 

Warenbezeichnung (1) 

Eiruel- | 

plafÖTKls (2) 

85 

6215 20 00 

6215 90 00 

Krawatten, Querbinder und Krawattenschals, 
andere als aus Gewirken, aus Wolle, Baumwolle 
oder synthetischen oder künstlichen Spinrtstoffan 

1 

(Tonne) 

86 

6212 20 00 

6212 30 00 

6212 90 00 

Büstenhalter, Hüftgürtel, Korsette, Hosenträger, 
Strumpfhalter, Strumpfbänder und ähnliche 

Waren sowie ihre Teile, auch aus Gewirken 

140 

(1000 Stück) 

87 

6209 10 00*10 
6209 20 00*10 
6209 30 00*10 
6209 90 00*10 

6216 00 00 

Handschuhe, armiere als aus Gewirken 

37 

(Tonnen) 

88 

6209 10 00*20 
6209 20 00*20 
6209 30 00*20 
6209 90 00*20 

6217 10 00 

6217 90 00 

Strümpfe, Socken und Söckchen, nicht gewirkt; 
artderes Bekleidut>gszubeh5r, ausgenommen für 
SäugTinge, nicht gewirkt 

8 

(Tonnen) 

90 

5607 41 00 

5607 49 11 

5607 49 19 

5607 49 90 

5607 50 11 

5607 50 19 

5607 50 30 

5607 50 90 

BirKlfäden, Seile utkI Taue, auch geflochten, aus 
synthetischen Spinrrstoffen 

76 

(Tonnen) 

91 

6306 21 00 

6306 22 00 

6306 29 00 

Zelte 

69 

(Tonnen) 

93 

6305 20 00*90 
6305 39 00*99 
6305 90 00*99 

Säcke und Beutel zu Verpackungszwecken, aus 
Spinnstoffen, andere als aus Streifen oder der¬ 
gleichen, aus Polyäthylen oder Polypropylen 

28 

(Tonnen) 

94 

5601 10 10 

5601 10 90 

5601 21 10 

5601 21 90 

5601 22 10 

5601 22 91 

5601 22 99 

5601 29 00 

5601 30 00 

Watte und Waren daraus, aus Spinnstoffen; 
Spinnfasern mit einer Breite von 5 mm oder 
weniger (Sciwrstaub), Krwten und Noppen, aus 
Spinnstoffen 

91 

(Tonnen) 
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Kategorie 

KN/Taric- 


Gnzel- 

(Einheit) 

Code 

Warenbezeichnung (1) 

plafonds (2) 



5602 1019 
5602 10 31 
5602 10 39 
5602 10 90 
5602 21 00 
5602 29 90 
5602 90 00 

5807 90 10-10 

5905 00 70*50 

6210 10 10 

6307 90 91 


5603 00 10 
5603 00 91 
5603 00 93 
5603 00 95 
5603 00 99 


Filze und Waren daraus, auch getrSnIct oder 
bestrichen, atviere als Bodenbeläge 


62 

(Tonnen) 


Vliesstoffe md Waren daraus, auch getränkt oder 
bestrichen 


388 

(Tormen) 


5807 90 10*10 


5905 00 70*40 


6210 10 
6210 10 

6301 40 

6301 90 

6302 22 
6302 32 
6302 53 

6302 93 

6303 92 

6303 99 

6304 19 
6304 93 
6304 99 


90*10 

90*10 


90*10 

00*10 

00*91 


6305 39 00*10 


6307 10 
6307 90 


30 

99*10 
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1 Kategorie 

H (Eirtheit) 

KN/Taric- 

Code 

Warenbezeichnung (1) 

Einzel¬ 
plafonds (2) 

97 

5608 11 11 

5608 11 19 

5608 11 91 

5608 11 99 

5608 19 11 

5608 19 19 

5608 19 31 

5608 19 39 

6608 19 91 

5608 19 99 

5608 90 00 

Netze, in Stücken oder als Meterware, aus Bind¬ 
fäden. Seilen oder Tauen, konfektionierte Fischer¬ 
netze, aus Bindfäden, Seilen oder Tauen 

22 

(Tonnen) 

98 

5609 00 00 

5905 00 10 

Waren aus Bindfäden, Seilen oder Tauen, ausge¬ 
nommen Gewebe, Waren aus Geweben und 

Waren der Kategorie 97 

14 

(Tonnen) 

1 99 

5901 10 00 

5901 90 00 

Gewebe, mit Leim oder stärkehaltigen Zurichte¬ 
stoffen bestrichen, wie sie üblicherweise zum Ein¬ 
binden von Büchern, zum Herstellen von 

Futteralen und anderen Kartonagen oder zu 
ähnlichen Zwecken verwendet werden; 
Pausleinwand: präparierte Malleinwand; Bougram 
und ähnliche Erzeugnisse für die Hutmacherei 

75 

(Tonnen) 


5904 10 00 

5904 91 10 

5904 91 90 

5904 92 00 

Linoleum, auch zugeschnitten; Bodenbeläge, 
bestehend aus einer Spinnstoffuntertage mit einer 
Deckschicht oder einem Überzug, auch zuge¬ 
schnitten 



5906 10 10 

5906 10 90 

5906 99 10 

5906 99 90 

Kautschutierte Gewebe, andere als aus Gewirken, 
mit Ausnahme von Geweben für die 
Reifenherstellung 



5907 00 10 

5907 00 90 

Andere Gewebe, getränkt oder bestrichen, 
bemalte Gewebe für Theaterdekorationen, 
Atelierhintergründe und dergleichen, andere als 
Waren der Kategorie 100 


100 

5903 10 10 

5903 10 90 

5903 20 10 

5903 20 90 

5903 90 10 

5903 90 91 

5903 90 99 

Gewebe, mit Zellulosederivaten oder arxleren 
Kunststoffen getränkt, bestrichen oder überzogen 
oder mit Lagen aus diesen Stoffen versehen 

138 

(Tonrren) 

101 

5607 90 00*90 

Bindfäden, Seile und Taue, auch geflochten, 
andere als aus synthetischen Chemiefasern 

8 

(Tonnen) 
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Kategorie 

(Einheit) 

109 

110 

111 

112 

113 

114 


KN/Taric- 

Code 

Warenbezeichnung (1) 

6306 11 00 

Planen, Segel und Marfdsen 

6306 12 00 


6306 19 00 

• 

6306 31 00 


6306 39 00 


6306 41 00 

Luftmatratzen, aus Geweben 

6306 49 00 


6306 91 00 

Zeltlagerausrüstungen, aus Geweben, arxlere als 

6306 99 00 

Luftmatratzen ur>d Zelte 

6307 20 00 

Artdere konfektionierte Waren, aus Geweben, 

6307 90 99*91 

andere als Waren der Kategorien 113 und 114 

•99 


6307 10 90 

Scheuertücher, SpültOcher und Staubtücher, 


artdere als aus Gewirken 

5902 10 10 

Gewebe und Waren für technische Zwecke 

5902 10 90 


5902 20 10 


5902 20 90 


5902 90 10 


5902 90 90 


5908 00 00 


5909 00 10 


5909 00 90 


5910 00 00 


5911 10 00 


5911 20 00*90 


5911 31 11 


5911 31 19 


5911 31 90 


5911 32 10 


5911 32 90 


5911 40 00 


5911 90 10 


5911 90 90 



Einzel- 
plaforrds (2) 

13 

(Tonnen) 


68 

(Tonnen) 

4 

(Tonnen) 

33 

(Tonnen) 

26 

(Tonnen) 

63 

(Tonnen) 
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Kategorie 

KN/Taric- 


Einzel- 

(Einheiten) 

Code 

Warenbezeichnung (1) 

plafonds (2) 







5306 10 11 
5306 10 19 
5306 10 31 
5306 10 39 
5306 10 50 
5306 10 90 

5306 20 11 
5306 20 19 
5306 20 90 

5308 90 11 
5308 90 13 
5308 90 19 


5309 11 11 
5309 11 19 
5309 11 90 
5309 19 10 
5309 19 90 
5309 21 10 
5309 21 90 
5309 29 10 
5309 29 90 

5311 00 10 

5803 90 90 

5905 00 31 
5905 00 39 


6302 29 10 
6302 39 10 
6302 39 30 
6302 52 00 
6302 59 00*10 
6302 92 00 
6302 99 00*10 


6303 99 90*10 

6304 19 30 
6304 99 00*10 


5607 90 00*20 


Leinengarne und Ramiegame 


104 

(Torv»en) 



33 

(Tonrwn) 


Bettwäsche, Tischwäsche, Wäsche zur Körper* 
pflege urxJ ar^re Haushaltswäsche, aus Leinen 
oder Ramie, andere als aus Gewirken 


15 

(Tonnen) 


Gardinen, Vorhänge und Innenroilos, 
Schabracken und andere Bettvorhänge und 
arulere Waren zur Irmenausstattung, andere als 
Gewirke aus Flachs oder Ramie 


Bindfäden, Seile und Taue, auch geflochten, aus 
Flachs oder Ramie 


'3 

(T onnen) 


26 

(Tonnen) 
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1 Kategorie 

1 (Einheiten) 

KN/Taric- 

Code 

Warenbezeichnung (1) 

1 

6305 90 00*91 

Säcke und Beute) zu Verpackungszwecken, 


*92 

gebraucht, aus Flachs, Ramie oder Sisal, andere 
als aus Gewirken 

123 

5801 90 10 

Samt, Plüsch, Schlingengewebe und Chenille- 


5801 90 90*20 

gewebe, aus Flachs oder Ramie, ausgenommen 
Waren der Position 5802 oder 5806; Schals, 


6214 90 90*11 

Umschlagtücher, Halstücher, Kragenschoner, 


•91 

Kopftücher, Schleier urtd ähnlicl^ Waren aus 

Flachs oder Ramie, andere als aus Gewirken 

124 

5501 10 00 

Synthetische Spinnfasern 


5501 20 00 

5501 30 00 

5501 90 00 

5503 10 11 

5503 10 19 

5503 10 90 

5503 20 00 

5503 30 00 

5503 40 00 

5503 90 10 

5503 90 90 

5505 10 10 

5505 10 30 

5505 10 50 

5505 10 70 

5505 10 90 


125 A 

5402 41 10 

Synthetische Spinnfäden, andere als die Fäden 


5402 41 30 

5402 41 90 

5402 42 00 

5402 43 10 

5402 43 90 

der Kategorie 41 

125 B 

5404 10 10 

Morrafile, Streifen (künstliches Stroh urvl der- 


5404 10 90 

gleichen) und Katgutnachahmungen, aus 


5404 90 11 

synthetischer oder künstlicher Spinnmasse: 


5404 90 10 

- aus synthetischer Spinnmasse 


5404 90 19 

- Monofile 


5604 20 00*90 
5604 90 00*20 

- arKlere 


Einzel- 
plafonds (2) 


23 

(Tonnen) 



453 

(Tonnen) 


273 

(Tonr>en) 
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Kategorie 

(Einheiten) 

KN/Taric- 

Code 

Warenbezeichnung (1) 

Einzel- | 

plafonds (2) 

126 

5502 00 10 

5502 00 90 

5504 10 00 

5504 90 00 

5505 20 00 

Künstliche Spinnfasern 

1 701 
(Tonnen) 

127 A 

S403 31 00 

5403 32 00*10 
5403 33 10 

Synthetische und künstliche Spinnfäden, nicht in 
Aufmachungen für den Einzelverkauf, andere als 
die der Kategorie 42 

141 1 

(Tonnen) 1 

127 B 

5405 00 00 

5604 90 00*30 

Monofile, Streifen (künstliches Stroh urxl der¬ 
gleichen) und Katgutnachahmungen, aus 
synthetischer oder künstficher Spirwvnasse 

19 

(Tonnen) 

129 

5110 00 00 

Game aus groben Tierhaaren 

2 

(Tonnen) 

130 A 

5004 00 10 

5004 00 90 

5006 00 10 

Seidengame (andere als Bourretteseidengame) 

13 

(Tonnen) 

130B 

5005 00 10 

5005 00 90 

5006 00 90 

5604 90 00*10 

Seidengame, andere als die der Kategorie 130 A 

Messinahaar 

36 

(Tonnen) 

131 

5308 90 90 

Game aus anderen pflanzlichen Spinnstoffen 

6 

(Tonnen) 

132 

5308 30 00 

Papiergarne 

8 

(Tonrren) 
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Kategorie 

KN/Taric- 


Einzel- 

(Einheiten) 


Code 

Warenbezeichnung (1) 

plafonds (2) 

133 

5308 20 10 

Hanfgarne 

73 


5308 20 90 


(Tonnen) 

134 

5605 00 00 

Metallgame 

24 





(Tonnen) 

135 

5113 00 00 

Gewebe aus groben Tierhaaren oder aus Roßhaar 

1 





(Tonne) 

136 

5007 

10 00 

Gewebe aus Seide 

121 


5007 

20 10 


(Tonnen) 


5007 

20 21 




5007 

20 39 




5007 

20 41 




5007 

20 51 




5007 

20 59 




5007 

20 61 




5007 

20 69 




5007 

20 71 




5007 

90 10 




5007 

90 30 




5007 

90 SO 




5007 

90 90 




5803 

90 10 




5905 

00 90*20 




5911 

20 00*20 



137 

5801 

90 90*10 

Samt, Plüsch, Schlingengewebe ur>d Chenille- 

1 




gewebe, ausgenommen Gewebe der Posi¬ 
tionen 5508 utkI 5805, aus Seide, Schappeseide 
oder Bourretteseide 

(T onne) 


5806 10 00*10 

Bänder aus Seide, Schappeseide oder Bourrette- 





Seide 


138 

5311 00 90 

Gewebe aus pflanzlichen Spinnstoffen, andere 

16 




als aus Flachs, Jute oder anderen textilen Bast¬ 
fasern 

(T onnen) 


5905 00 90*90 

Gewebe aus Papiergarnen 
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Kategorie 

(Enheiten) 

KNn’aric- 

Code 

* 

Warenbezeichnung (1) 

Einzel¬ 
plafonds (2) 

139 

5809 00 00 

Gewebe aus Metall* oder metallisierten FSden 

2 

(Torwien) 

140 

6001 10 00*90 
6001 29 90 

6001 99 90 

6002 20 90 

6002 49 00 

6002 99 00 

Andere Gewirke als aus Baumwolle, Wolle, 
kOnstlichen oder synthetischen Spinnstoffen 

3 

(Tonnen) 

141 

6301 90 90*29 
*99 

Andere Decken als aus Baumwolle, Wolle, künst¬ 
lichen oder synthetischen Spinnstoffen 

4 

(Tofwien) 

142 

5702 39 90*20 
5702 49 90*20 
5702 59 00*30 
5702 99 00*30 

5705 00 90*31 
*39 

Teppiche und artdere Fußbodenbeläge, aus 
Spinnstoffen, andere als die aus Kokosfasern, 
der Position 5303 oder die der Kategorie 59 

57 

(Torwien) 

144 

5602 10 35 

5602 29 10 

Filz aus groben Tierhaaren 

1 

(Tonne) 

145 

5607 30 00 

5607 90 00*10 

Bindfäden, Seile und Taue, auch geflochten 
- aus Abaca (Manilahanf oder Musa textilis 

Nee) oder aus anderen harten Blattfasem oder 
aus Hanf 

121 

(Tonnen) 

146 A 

5607 21 00*11 
*19 

Bindfäden, Seile und Taue, auch geflochten 

- Bindegarne und Pressengame für landwirt¬ 
schaftliche Maschinen, aus Sisal öder anderen 
Agavefasem 

246 

(Tonnen) 
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Kategorie 

(Einheiten) 

KN/Taric- 

Code 

Warenbezeichnung (1) . 

Einzel¬ 
plafonds (2) 

146 B 

6607 21 00*91 
*99 

5607 29 10 

5607 29 90 

Bindfäden, Seile und Taue, auch geflochten 

- aus Sisal oder anderen Agavefasem, andere 
als (fie Waren der Kategorie 146 A 

19 

(Tonnen) 1 

152 

5602 10 11 

Filze und Waren daraus, auch getränkt oder 
bestrichen 

- Filze als Meterware oder ruir quadratisch oder 
rechteckig zugeschnitten, 

- genadelt, aus Jute oder anderen textilen 
Bastfasern der Position 5703, weder getränkt 
noch bestrichen, andere als für Bodenbeläge 

4 

(Tonnen) 

156 

6106 90 30 

6110 90 90*30 

Blusen und Pullover aus Seide, Schappeseide 
oder Bourretteseide, für Frauen, Mädchen und 
Kleinkmder 

4 

(Tonnen) 
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Kategorie 

KN/Taric- 


Einzel- 

(Einheiten) 

Code 

Warenbezeichnung (1) 

piafonds (2) 


6101 90 10 

6101 90 90 

6102 90 10 

6102 90 90 

6103 39 00*90 

6103 49 99 

6104 19 00*90 
6104 29 00*90 
6104 39 00*90 
6104 49 00 

6104 69 99 

6105 90 90 


Kleidung, weder gummielastisch noch kaut- 
schutiert, andere als die der Kategorien 1 • 
bis 123 und der Kategorie 156 


15 

(Tonnen) 



6106 90 50 

6106 90 90 

6107 99 00*90 

6108 99 90 

6109 90 90 

6110 90 10 

6110 90 90*90 

6111 90 00*90 

6112 20 00*90 
6114 90 00 


6204 49 10 

6206 10 00 

6214 1000 

6215 10 00 


Kleider, Blusen utkI Hemdblusen aus Seide, 
Schappeseide oder Bourretteseide, aus Geweben 

Schals, UmscNagtücher, Halstücher, Kragecv 
schoner, Kopftücher, ScNeier und Shnliche 
Waren 

- aus Seide, Schappeseide oder Bourretteseide 
Krawatten 

- aus Seide, Schappeseide oder Bourretteseide 


39 

(Tonnen) 
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Kategorie 

(Einheiten) 

160 

161 


220 


KN/Taric- 

Code 


Warenbezeichnung (1) 


Einzel¬ 
plafonds (2) 


6213 10 00 


6201 19 00 

6201 99 00 

6202 19 00 

6202 99 00 

6203 19 90 
6203 29 90 
6203 39 90 

6203 49 90 

6204 19 90 
6204 29 90 
6204 39 90 
6204 49 90 
6204 59 90 

6204 69 90 

6205 90 10 

6205 90 90 

6206 90 10 
6206 90 90 

6211 20 00*90 
6211 39 00 
6211 49 00 


Taschentücher und Ziertaschentücher ,1 

- aus Seide, Schappeseide oder BourretteSeide (Tonne) 


Kleidung, aridere als aus Gewirken, andere als 74 

die der Kategorien 1 bis 123 und der Kate- (Tonnen) 

gorie 159 


6214 90 90*19 
*99 


6309 00 00 


Gebrauchte Kleidung 


1 030 
(T onnen) 


230 


5604 10 00 


Fäden und Kordeln aus Kautschuk, mit einem 
Überzug aus Spinnstoffen 


24 

(Tonnen) 
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Kategorie 

(Einheiten) 

240 


Warenbezeichnung (1) 

5801 90 90*90 Andere Textilwaren, aridere als die der Kate- 1 

gorien 1 bis 230 (Tonne) 

5811 00 00*14 
*15 
*99 

6002 10 10*99 
6002 30 10*99 

6304 19 90*99 

6304 99 00*99 

6305 90 00*10 
6305 90 00*93 


Einzel¬ 
plafonds (2) 


KN/Taric- 

Code 


6308 00 00*90 
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Anhang VII 

Liste der in Artikel 17 Absatz 1 genannten Erzeugnisse 


Erzeugnisse, bei denen die Gemeinschaft 
bei den Abgaben eine landwirtschaftliche Komponente beibehält 


1 KN-Code 

Warenbezeichnung 

2905 43 

Mannitol 

2905 44 

D-Glucitol (Sorbit) 

ex 3505 10 

Dextrine und andere nnodifizierte Stärken, ausgenommen ver- 
etherte und veresterte Stärken der Unterposition 3505 10 50 

3505 20 

Leime auf der Grundlage von Stärken, Dextrinen oder anderen 
modifizierten Stärken 

3809 10 

Zubereitete Schiichtemittel und Appreturmittel auf der Grundlage 
von Stärke oder Stärkederivaten 

3823 60 

Sorbit, ausgenommen Erzeugnisse der Unterposition 2905 44 


Anhang Vlil 

Liste der in Artikel 17 Absatz 2 genannten Erzeugnisse 


Erzeugnisse, bei denen Litauen 

bei den Abgaben eine landwirtschaftliche Komponente beibehält 


KN-Code 

Warenbezeichnung 

ex 3505 10 

Dextrine und andere modifizierte Stärken, ausgenommen veretherte 
und veresterte Stärken der Unterposition 3505 10 50 
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Anhang IX 

Liste der in Artikel 20 Absatz 2 genannten Erzeugnisse 

FOr die Einfuhren der folgenden Erzeugnisse mit Ursprung in Litauen 
in die Europäische Gemeinschaft gelten die nachstehenden Zölle: 


1 KN-Code 

Warenbezeichnung 

Zoll 1 

0101 19 10 
0101 19 90 

Pferde, lebend: 

Pferde zum Schlachten 

Andere 

frei n 

11,5 % 

0206 22 90 
0205 41 99 

Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse von Rindern, Schweinen, 
Schafen, Ziegen, Pferden, Eseln, Maultieren oder Mauleseln, 
frisch, gekühlt oder gefroren 

frei 

frei 

0207 31 

1 0207 50 10 

Fettlebem von Gänsen oder Enten, frisch, gekühlt oder gefroren 

frei 

0409 

Natürlicher Honig 

17,3 % 1 

0601 10 

Bulben, Zwiebeln, Knollen, Wurzelknollen und Wurzelstücke, 
ruhend 

5,1 % 

0707 00 25 
0707 00 30 

Gurken, frisch oder gekühlt (vom 16. Mai bis 31. Oktober) 

16 % 

0709 51 30 

Pfifferlinge 

frei 


(1) Ungeachtet der Vorschriften für die Auslegung der Kombinierten Nomenklatur gilt die 
angegebene Warenbezeichnung nur als Hinweis; für das Präferenzsystem sind im 
Rahmen dieses Anhangs die KN-Codes maßgebend. Wenn Ex-KN-Codes angegeben 
werden, so ist das Präferenzsystem durch Anwendung des KN-Codes zusammen mit der 
entsprechenden Warenbezeichnung festzulegen. 
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KN-Code 

Warenbezeichnung 

Zoll 

0810 30 10 

Schwarze Johannisbeeren, frisch 

8,8 % ‘2) 

1502 00 90 

Fett von Rindern 

3,2 % 


Apfelsaft, mit einer Dichte von nicht mehr als 1,33 g/cm® 
bei 20 ®C 


2009 70 30 

mit einem Wert von 18 ECU oder mehr für 100 kg 

Eigengewicht, zugesetzten Zucker enthaltend 

12 % 

2009 70 93 

mit einem Wert von 18 ECU oder weniger für 100 kg 
Eigengewicht, mit einem Gehalt an zugesetztem Zucker von 

30 GHT oder weniger 

12 % 1 

2009 70 99 

keinen zugesetzten Zucker enthaltend 

12 % 1 


(1) Ungeachtet der Vorschriften für die Auslegung der Kombinierten Nomenklatur gilt die 
angegebene Warenbezeichnung nur als Hinweis; für das Präferenzsystem sind im 
Rahmen dieses Anhangs die KN-Codes maßgebend. Wenn Ex-KN-Codes angegeben 
werden, so ist das Präferenzsystem durch Anwendung des KN-Codes zusammen mit der 
entsprechenden Warenbezeichnung festzulegen. 

(2) Hierfür gilt die Mindesteinfuhrpreis-Vereinbarung im Anhang. 


Anhang zu Anhang IX 

Mindesteinfuhrpreis-Vereinbarung für bestimmte BeerenfrOchte zur Verarbeitung 


1. Die Mindesteinfuhrpreise werden für jedes Wirtschaftsjahr für folgende Erzeugnisse festgelegt; 


KN-Code 

Warenbezeichnung 

0810 30 10 

Schwarze Johannisbeeren, frisch 


Die Mindesteinfuhrpreise werden von der Gemeinschaft im Benehmen mit Litauen unter Berücksichti¬ 
gung der Preisentwicklung, der Einfuhrmengen und der Entwicklung des Marktes in der Gemeinschaft 
festgelegt. 

2. Die Mindesteinfuhrpreise sind gemäß den folgenden Kriterien einzuhalten: 

- In jedem Quartal des Wirtschaftsjahres darf der durchschnittliche Einheitswert der einzelnen in 
Nummer 1 genannten Erzeugnisse bei der Einfuhr in die Gemeinschaft nicht niedriger sein als der 
Mindesteinfuhrpreis für das jeweilige Erzeugnis. 

- In einem beliebigen zweiwöchigen Zeitraum darf der durchschnittliche Einheitswert der in Nummer 1 
genannten Erzeugnisse bei der Einfuhr in die Gemeinschaft nicht niedriger sein als 90 v.H. des 
Mindesteinfuhrpreises für das jeweilige Erzeugnis, sofern die während dieses Zeitraums eingeführten 
Mengen nicht weniger als 4 v. H. der normalen jährlichen Einfuhren ausmachen. 

3. Bei Nichteinhaltung eines dieser Kriterien kann die Gemeinschaft Maßnahmen treffen, um sicherzu¬ 
stellen, daß der Mindesteinfuhrpreis für jede Sendung des betreffenden aus Estland eingeführten Erzeug¬ 
nisses eingehalten wird. 
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Anhang X 

In Artikel 20 Absatz 2 genannte Erzeugnisse 

Vereinbarungen für die Einfuhren von lebenden Rindern, Rindfleisch, Schaf- und Ziegenfleisch in die 
Gemeinschaft. 

1. Unabhängig von den Bestimmungen der Verordnung (EWG) Nr. 805/68 betreffend die Versorgungsbilanz 
wird für die Einfuhren aus Lettland, Litauen urtd Estla^ ein globales Zotlkontingent von 3 500 lebenden 
Rindern eröffnet, welche zur Mast oder zum Schlachten bestimmt sind, ein Lebendgewicht von nicht 
weniger als 160 kg und nicht mehr als 300 kg haben urxf unter den KN-Code 0102 feiten. 

Die ermäßigte Abschöpfung oder der ermäßigte spezifische Zollsatz für Tiere, die unter dieses Kontingent 
feilen, wird auf25 96 der vollen Abschöpfung oder des vollen spezifischen Zollsatzes festgesetzt 

2. Ist aufgrund von Vorausschätzungen damit zu rechnen, daß die Einfuhren in die Gemeinschaft in einem 
Jahr 425 000 Stück überschreiten, kann die Gemeinschaft im Einklang mit der Verordnung (EWG) 
Nr. 805/68 unbeschadet anderer Rechte kn Rahmen dieses Abkommens Schutzmaßnahmen ergreifen. 

3. Für die Einfuhren aus Lettland, Litauen und Estland wird ein globales Zoltkontingent von 1 5001 frischem, 
gekühltem oder gefrorenem Rindfleisch der KN-Codes 0201 und 0202 eröffnet 

Oie kn Rahmen dieses Kontingents ermäßigte Abschöpfung oder der ermäßigte spezifische Zollsatz wird 
auf 40 % des vollen Satzes festgesetzt. 

4. Im Ftahmen der autorKxnen Einfuhrregelungen gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 3643/85 ist Lettland, 
Litauen und Estland ein globales Kontingent von 100 t frischem, gekühltem oder gefrorenem Schaf- oder 
Ziegenfleisch des KN-Codes 0204 Vorbehalten. 
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Anhang XI 

Liste der in Artikel 20 Absatz 2 genannten Erzeugnisse 

Für die Einfuhren der folgenden Erzeugnisse mit Ursprung in Lettland in die Gemeinschaft 
werden im Fiahmen der angegebenen Mengen (Zollkontingente) 
die variablen Abschöpfungen, die Wertzölle uiKl/oder die spezifischen Zölle um 60 % gesenkt. 


1 KN-Code 

Warenbezeichnung 

1995 

1996 

1997 und 
darauffolgende 
Jahre 



(Tonnen) | 

1 0203 

Fletsch von Haus¬ 
schweinen, frisch oder 
gekühlt 

1 000 

1 000 

1 000 1 

0207 1015 

0207 21 10 

0207 10 19 

0207 21 90 

0207 39 21 

0207 41 41 

0207 39 23 

0207 41 51 

Ganze Hühner; 
Hühnerbrüste; Hühner¬ 
schenkel 

500 

500 

500 

0402 1019 

Magermilchpulver 

2 900 

3 200 

3 500 

1 0402 21 19 

Vollmiichpuiver 




0402 29 99 

Milch oder Rahm, 
eingedickt, mit Zusatz 
von Zucker 

200 

200 

200 

0405 00 11 

0405 00 19 

Butter 

1 000 

1 100 

1 200 


(1) Ungeachtet der Vorschriften für die Auslegung der Kombinierten Nomenklatur gilt die angegebene 
Warenbezeichnung nur als Hinweis; für das Präferenzsystem sind im Rahmen dieses Anhangs die KN-Codes 
maßgeberKi. Wenn Ex-KN-Codes angegeben werden, so ist das Präferenzsystem durch Anwendurrg des 
KN-Codes zusammen mit der entsprechenden Warenbezeichnung festzulegen. 

(2) Ausgenommen Filets, getrennt gestellt. 
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KN-Code 

Warenbezeichnung 

1995 

1996 

1997 und 
darauffolgende 
Jahre 




fTonnen) 


1 0406 10 80 

Frischkäse, Fettgehalt 
> 40 GHT 

700 

700 

700 

0406 30 31 

0406 30 39 

0406 90 11 

Schnoelzkäse, 

Fettgehalt < 48 GHT 
Schmelzkäse, 

Fettgehalt > 48 GHT 
Anderer Käse, für die 
Verarbeitung 

700 

700 

700 

0702 00 30 

0702 00 35 

0702 00 40 

Tomaten, frisch oder 
gekühlt 

100 

100 

100 

0703 20 00 

Knoblauch 

100 

100 

100 1 

0808 10 10 

Mostäpfel, lose 
geschüttet ohne 
Zwischenlagen 

800 

900 

1 000 1 


(1) Ungeachtet der Vorschriften für die Auslegung der Kombinierten Nomenklatur gilt die angegebene 

Warenbezeichnung nur als Hinweis; für das Präfererusystem sind im Rahmen dieses Anhar^gs die. KN*Codes 
maßgebend. Wenn Ex-KN-Codes angegeben werden, so ist das Präferenzsystem durch Anwerxiung des 
KN-Codes zusammen mit der entsprechenden Warenbezeichnung festzulegen. 
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Anhang XII 

Liste der in Artikel 20 Absatz 2 genannten Erzeugnisse 

1. Für die Einfuhren der folgenden Erzeugnisse mit Ursprung in der Gemeinschaft nach Litauen gelten nach¬ 
stehende Zölle. 


2. Landwirtschaftliche Erzeugnisse mit Ursprung in der Gemeinschaft, die in diesem Anhang nicht aufge¬ 
führt werden, können zollfrei oder frei von Abgaben gleicher Wirkung nach Litauen eingefuhrt werden. 


KN-Code 

Warenbezeichnung 

Zollsatz (%) 1 

Ausgangs- 

zoOsatz 

1995 

1996 

1997 

1998 

1999 

2000 1 

11) 

(2) 

(3) 

14) 

(5) 

(6) 

(7) 

(8) 

(9) 1 

01 

Lebende Tiere und Waren 
tierischen Ursprungs 

20 

19 

18 

18 

17 

17 

16 1 

0201 

0202 

Fleisch von Rirxlem, frisch, 
gekühlt, gefroren 

40 

39 

39 

38 

37 

37 

36 

0203 (*) 

Heisch von Schweinen, 
frisch, gekühlt oder gefro¬ 
ren 

40 

39 

38 

38 

37 

37 

36 

0204 

Heisch von Schafen oder 
Ziegen, frisch, gekühlt oder 
gefroren 

20 

19 

19 

18 

18 

15 

15 

0205 

Heisch von Pferden, Eseln, 
Maultieren oder Mauleseln, 
frisch gekühlt oder gefroren 

20 

19 

19 

18 

18 

15 

15 

0206 

Genießbare Schlacht¬ 
nebenerzeugnisse von Rin¬ 
dern, Schweinen, Schafen, 
Ziegen, Pferden, Eseln, 
Maultieren oder Mauleseln, 
frisch, gekühlt oder gefro¬ 
ren 

8 

7 

7 

6 

6 

5 

5 

0207 (■) 

Fleisch und genießbare 
Schlachtneberterzeugnisse 
von Hausgeflügel der Posi¬ 
tion 0105, frisch gekühlt 
oder gefroren 

25 

23 

23 

22 

22 

20 

20 

0208 

Anderes Fleisch und andere 
genießbare Schlacht¬ 
nebenerzeugnisse, frisch, 
gekühlt oder gefroren 

40 

38 

38 

37 

37 

35 

35 

0209 (*) 

Schweinespeck ohne mage¬ 
re Teile, Schweinefilet und 
Geflügelfett, nicht ausge¬ 
schmolzen, frisch, gekühlt, 
gefroren, gesalzen, in Salz¬ 
lake, getrocknet oder geräu¬ 
chert 

40 

39 

39 

39 

38 

38 

38 


(’) Zollkontingent nach Anhang XIII. Auf die Mengen, die diese Zollkontingente überschreiten, wird der 
Ausgangszollsatz erhoben. 
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(1) 

(2) 

(3) 

(4) 

15) 

(6) 

(7) 

(8) 

(9) 

0210 

Fleisch urnl genießbare 
Schlachtnebenerzeugnisse, 
gesalzen, in Salzlake, getrock¬ 
net oder gerSuchert; genieß¬ 
bares Mehl von Reisch oder 
von Schlachtnebenerzeug¬ 
nissen 

40 

38 

38 

36 

36 

35 

35 

0401 

Milch und Rahm, weder einge¬ 
dickt noch mit Zusatz von 
Zucker oder anderen Süßmit¬ 
teln 

50 

48 

48 

45 

45 

40 

30 

1 0402 C*) 

Milch und Rahm, eingedickt 
oder mit Zusatz von Zucker 
oder anderen Süßmitteln 

40 

38 

38 

36 

36 

35 

35 

0403 (’) 
ausgerwmmen 
0403 10 51- 
0403 10 99; 
0403 90 71- 
0403 90 99 

Buttermilch, saure Milch und 
saurer Rahm,... 

20 

18 

18 

15 

15 

10 

10 

0404 

Molke, auch eingedickt oder 
mit Zusatz von Zucker oder 
anderen Süßmitteln:... 

30 

30 

30 

30 

30 

30 

15 

0405 

Butter und andere Fettstoffe 
aus der Milch 

60 

60 

60 

60 

60 

60 

60 

0406 0 

Kise und Quark 

40 

38 

38 

35 

35 

32 

32 

0407 00 30 (•) 

Vogeieier in der Schale, frisch, 
haltbar gemacht oder gekocht: 

• von Hausgeflügel 
- andere 

so 

45 

45 

42 

42 

40 

40 

0408 91 10 O 

Ganze Eier, getrocknet 

50 

45 

45 

42 

42 

40 

40 


(') Zollkontingent nach Anhang XIII. Auf die Mengen, die diese Zollkontingente überschreiten, wird der 
Ausgangszollsatz erhoben. 
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1 

12) 

(3) 

(4) 

(5) 

(6) 

(7) 

(8) 

C9) 

1 0409 00 00 

Natürlicher Honig 

50 

48 

46 

44 

42 

42 

40 

0410 00 00 

Genießbare Waren tierischen 
Urspruttgs, anderweit weder 
genannt rtoch inbegriffen 

60 

59 

59 

58 

B 

55 

55 

0603 O 

Blumen und Blüten sowie 
deren Knospert. geschnitten, 
zu Binde- oder Zierzwecken, 
frisch, getrocknet, gebleicht, 
gefärbt, imprägniert oder 
artders bearbeitet 

40 

40 

40 

35 

30 

30 

30 

0603 10 11 

Roses 








0603 10 13 

Nelken 

30 

30 

30 

25 

25 

20 

20 

0603 10 IS 

Orchideen 

30 

30 

30 

25 

25 

20 

20 

0603 10 21 

Gladiolen 

30 

30 

25 

25 

20 

20 

15 

0603 10 25 

Chrysanthemen 

40 

40 

40 

35 

30 

25 

25 

0603 10 29 

Andere 

20 

20 

20 

20 

15 

15 

15 

0603 10 51 

Rosen 

SO 

SO 

45 

40 

35 

35 

35 

1 0603 10 53 

Nelken 

40 

40 

40 

35 

35 

30 

30 

0603 10 SS 

Orchideen 

40 

40 

40 

35 

35 

30 

30 

0603 10 65 

Chrysanthemen 

30 

30 

30 

25 

25 

20 

15 

0603 10 69 

Andere 

30 

30 

30 

30 

25 

25 

25 

0701 

Kartoffeln, frisch oder gekühlt 








0701 10 00 

Pflanzkanoffeln 

50 

10 

10 

5 

5 

5 

5 

0701 90 

Andere 

50 

50 

48 

46 

46 

45 

45 

0702 O 

0702 00 10 

Tomaten, frisch oder gekühlt 

10 

10 

10 

10 

10 

10 

10 

0702 00 90 


40 

40 

40 

40 

35 

35 

20 


(*) Zollkontingent nach Anhang XIII. Auf die Mengen, die diese Zollkontingente überschreiten, wird der 
Ausgangszollsatz erhoben. 
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1 

<21 

(3) 

(4) 

(5) 

(6) 

(7) 

(8) 

(9) 

0703 

Speisezwiebeln, Schalotten, 
Knoblauch, Porree und andere 
Gemüse der Alkim-Arten, 
frisch oder gekühlt 








0703 10 19 

Speisezwiebeln, artdere 

30 

30 

25 

20 

20 

20 

20 

0703 20 00 

Knoblauch 

40 

40 

40 

35 

35 

30 

25 

0704 10 

BkjmenkoN 








0704 10 10 


40 

40 

40 

30 

25 

20 

20 

0704 10 90 


10 

10 

10 

5 

5 

frei 

frei 

0705 

Salate und Chicorte, frisch 
oder gekühl 








0705 11 

0705 11 10 

Kopfsalat 

40 

40 

35 

30 

25 

20 

20 

0705 11 90 


10 

10 

10 

5 

5 

frei 

frei 

0705 19 00 

Salate, andere 

30 

30 

30 

25 

25 

20 

20 

0706 

Karotten und Speisemöhren, 
Speiserüben, Rote Rübea 
Schwarzwurzeln, KrMHert- 
sellerie, Rettiche urtd Shnliche 
genießbare Wurzeln, frisch 
oder gekühlt 








1 0706 10 00 

Karotten urtd Speisemöhren, 
Speiserüben 

40 

40 

40 

35 

35 

30 

30 1 

0706 90 

Andere 


■H 




M 


0706 90 11 

Knoliensellerie 

10 

mm 

19 

5 

5 

Bl 

frei 

0706 90 19 


30 


Kl 

25 

25 

Kl 

20 

0706 90 90 

Andere (Rettich) 

30 

Bl 

Bl 

25 

25 

Bl 

20 

0707 00 (*) 

Gurken und Cornichorts, frisch 
oder gekühlt 








0707 00 11 


20 

20 

20 

20 

15 

15 

10 1 

0707 00 19 


50 

50 

50 

40 

30 

25 

25 1 


(*) Zollkontingent nach Anhang XIII. Auf die Mengen, die diese Zollkontingente überschreiten, wird der 
Ausgangszollsatz erhoben. 
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(1) 

(2) 

(31 

(4) 

(5) 

(6) 

(7) 

18) 

(9) 

0709 

Anderes Gemüse, frisch oder ge¬ 
kühlt 








0709 51 

Pilze 








0709 61 10 

Zuchtpilze 

40 

40 

40 

40 

35 

30 

30 

0709 60 10 

Gemüsepaprika oder Paprika ohrte 
brenrwtKien Geschmack 

35 

35 

35 

30 

30 

25 

20 

0808 

Äpfel, Birnen urtd Quitten, frisch 








0808 10 

Äpfel 
- Arxlere 








0808 10 91 

- vom 1. August bis 31. Dezember 

55 

53 

50 

SO 

45 

45 

40 

0808 10 93 

- vom 1. Januar bis 31. März 

55 

53 

50 

so 

45 

45 

40 

0808 10 99 

- vom 1. April bis 31. Juli 

10 

10 

10 

10 

5 

5 

5 

0808 20 

Birnen und Quitten 
- Birnen 








0808 20 10 


10 

10 

10 

10 

10 

10 

10 

0808 20 31 


5 

5 

5 

5 

5 

5 

5 

0808 20 33 


5 

5 

5 

5 

5 

5 

5 

0808 20 35 


30 

30 

25 

20 

20 

20 

15 

0808 20 39 


20 

20 

20 

20 

15 

15 

10 

0809 

Aprkosen, Kirschen, Pfirsiche, 
Pflaumen und Schlehen, frisch 


■ 






0809 20 

Kirschen 

- vom 1. Mai bis 15. Juli 

- vom 16. Juli bis 30. April 

40 

40 

35 

30 

25 

25 

20 

0809 40 
0809 4011 

Pflaumen uikI Schlehen 

40 

40 

35 

30 

25 

25 

20 

0809 40 19 


5 

5 

5 

5 

5 

5 

5 

0810 

Andere Früchte, frisch 
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(1) 

(2) 

(3) 

(4) 

(5) 

(6» 

17 ) 

(8) 

(9) 1 

1 0810 10 

H 0810 10 10 

Erdbeeren 

30 

30 

25 

20 

20 

20 

20 1 

1 0810 10 90 


10 

10 

10 

5 

5 

5 

5 1 

0810 20 

Himbeeren, Brombeeren, 
Maulbeeren und Loganbearen 





■ 



0810 20 10 


40 

40 

35 

30 

25 

25 

20 1 

0810 30 1 0 

Schwarze. weiBa oder rote 
Johannisbeeren und Stachel¬ 
beeren 








0810 30 10 


SO 

so 

45 

40 

3S 

30 

30 

0810 30 30 


30 

30 

30 

2S 

20 

20 

20 

1001 

Weizen utkI Mengkom 








1001 10O 

Hartweizen 

30 

30 

30 

30 

30 

20 

20 

1001 90 

Weizen und Mertgkom. andere 

30 

30 

30 

30 

30 

20 

.20 1 

1 1002 

Roggen 

30 

30 

30 

30 

30 

20 

20 

1 1003 

Gerste 

30 

30 

30 

30 

30 

20 

20 

1 1004 

Hafer 

30 

30 

30 

30 

30 

20 

20 


Mehr von Wetzen oder Mertg¬ 
kom 








1 1101 00 

- MeN von Weizen, jedoch 

30 

28 

28 

26 

26 

2S 

25 


nicht weniger als 

SO USO/Tonrte 








1 1103 19 30 

Grobgrieß, Feingrieß und 

Pellets 

so 

SO 

48 

48 

46 

46 

4S 

1 1104 

Getreidekiömer, anders bear¬ 
beitet (MischfuttrermitteD 

30 

30 

30 

20 

20 

20 

20 

1 1105 

Mehr, Grieß, Flocken, Granu¬ 
lat urtd PeHets von Kartoffeln 

so 

so 

48 

46 

46 

45 

45 


(') Zollkontingent nach Anhang XIII. Auf die Mengen, die diese Zolikontingente überschreiten, wird der 
Ausgangszollsatz erhoben. 
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1 

(2) 

(3) 

<4) 

(5) 

(6) 

(7) 

(8) 

(9) 1 

1 ^^07 

Malz, auch geröstet 

30 

28 

28 

26 

26 

25 

25 

1 1108 

Stärke; ... 

50 

50 

48 

46 

46 

45 

45 

1501 

Schweineschmalz; anderes Schweine¬ 
fett und Geflügelfett, ... 

15 

14 

14 

13 

13 

11 

11 

1602 

Fett von Rirrdern, Schafen oder Ziegen, 

30 

25 

25 

20 

20 

15 

H 

1503 

Schmalzstearin, Schmalzöt, Oleostearin, 

30 

25 

25 

20 

20 

20 

20 

1504 

Fete und öle sowie deren Fraktionen, 
von Fischen oder Meeressäugetieren.... 

30 

25 

25 

20 

20 

20 

20 

1515 

Andere pflanzliche Fette, ... 

30 

30 

29 

28 

27 

25 

24 

1516 ausge¬ 
nommen 

1516 20 10 

Tierische und pflanzliche Fette und Öle 
sowie deren Fraktionen, gartz oder 
teilweise hydriert, ... 

30 

25 

25 

20 

20 

20 

20 

1601 00 O 

Würste und ähnliche Erzeugnisse ... 

25 

24 

24 

23 

23 

20 

20 

1602 

Reisch, Schlachtnebenerzeugnisse oder 
Blut, arrders zuberertet oder haltbar 
gemacht, ausgerwmmen 1602 49 19 

40 

39 

39 

38 

38 

36 

36 

1701 

Rohr- und Rübenzucker und chemisch 
reifte Saccharose, fest, jedoch nicht 
weniger als 200 USO/Tonne 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

1702 

1702 30 

1702 40 

1702 90 
ausgenommen 
1702 90 10 

Andere Zucker,... 

40 

39 

39 

38 

38 

36 

36 

1 2001 

1 2001 10 00 

Gemüse, Früchte, Nüsse .... mit Essig 
zubereKet oder haltbar gemacht 

Gurken 

40 

38 

38 

36 

36 

35 

35 


(*) Zollkontingent nach Anhang XIII. Auf die Mengen, die diese Zollkontingente überschreiten, wird der 
Ausgangszollsatz erhoben. 
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<2) 

<31 

(4) 

16) 

16) 

(7) 

(8) 

(9) 1 

2001 20 00 

Speisezwiebeln 

40 

38 

38 

36 

36 

35 

35 

2001 90 80 

Tomaten, ... 

40 

38 

38 

36 

36 

35 

35 

2007 

Konfitüren, Fruchgelees, Marmeladen. 
Fruchmuae... 



■ 

■ 




2007 99 39 

Mus, Marmelade,.... von Äpfeln 

40 

38 

38 

36 

36 

35 

35 

2009 

2009 70 O 
2009 70 11 

Fruchtsifte ... 

Apfelsaft 

40 

38 

38 

36 

36 

35 

35 

2009 70 19 


40 

38 

m 

36 

36 

35 

35 

2009 70 30 


40 

Bi 

38 

36 

36 

35 

35 

2009 70 91 


40 

38 

38 

36 

36 

35 

35 

2009 70 93 


40 

38 

38 

36 

36 

35 

35 

2009 70 99 


40 

38 

38 

36 

36 

35 

35 

2106 90 55 

Zuckersifupe, aromatisiert oder gefirbt 
Gkicose 

40 

40 

40 

40 

40 

40 

40 

2204 

2204 10 11 
2204 21 10 
2204 29 10 

Wein aus frischen Weintrauben, jedoch 
nicht weniger als 1,0 USO/I 

50 

50 

48 

47 

46 

45 

45 

2204 21 21 
2204 01 90 

H 2204 29 21 

1 2204 30 99 


30 

30 

28 

27 

26 

25 

25 

2206 

Andere gegorene Getränke 

30 

30 

28 

27 

26 

25 

25 

2209 00 

Speiseessig 

50 

48 

48 

46 

46 

45 

45 


{') Zollkontingent nach Anhang Xill. Auf die Mengen, die diese Zollkontingente überschreiten, wird der 
Ausgangszollsatz erhoben. 
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Anhang XIII 

Liste der in Artikel 20 Absatz 2 genannten Erzeugnisse 

Für die Einfuhr der folgenden Erzeugnisse mit Ursprung in der Gemeinschaft nach Litauen 
wird die Präfererrzbehandlung nach Anhar>g XII 
bis zur Höhe der rurchsteherKlen Met^gen (ZoHkontingente) gewährt 

(inTonrren) 


KN-Code 

Warenbezeichnung 

1995 

1996 

1997 

1998 

1999 

2000 1 

(1) 

(2) 

14) 

(5) 

(6) 

(7) 

18) 

(9) 1 

0201 

0202 

Fleisch von Rindern, frisch 
oder gekühlt 

800 

880 

960 

1 040 

1 120 

1 200 

0203 

Fleisr^ von Schweinen, 
frisch, gekühlt oder gefro¬ 
ren 

400 

440 

480 

520 

560 

600 

ex 0207 

Fleisch urx) genießbare 
Schlachtneberterzeugnisse 
von Hausgeflügel der Posi¬ 
tion 0105. frisch gekühlt 
oder gefroren 

400 

440 

480 

520 

560 

600 

0209 

Schweirtespeck ohne 
magere Teile. Schweinefett 
und Geflügelfett (nicht 
ausgeschmolzen), frisch, 
gekühlt, gefroren, gesalzen, 
in Salzlake, getrocknet oder 
geräuchert 

200 

220 

240 

260 

280 

300 1 

ex 0402 

Milch und Rahm, eingedickt 
oder mit Zusatz von Zucker 
oder anderen Süßmittein 

400 

440 

480 

520 

560 

600 

0403 

Buttermilch, saure Milch 
urrd saurer Rahm, Joghurt 

200 

220 

240 

260 

280 

300 
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(1) 

(2) 

(4) 

(5) 

(6) 

(7) 

(8) 

(9) 

0406 

Käse und Quark 

400 

440 

480 

520 

560 

600 

0407 00 30 

Vogeleier in der Schale, 
frisch, haltbar gemacht oder 
gekocht: 

- von Hausgeflügel 

- andere 

800 

880 

960 

1 040 

1 120 

1 200 

■ 

0408 91 10 

Garue Ber, getrocknet 

50 

55 

60 

63 

B 

75 

0603 

Blumen und Blüten sowie 
deren Knospen, geschnitten, 
zu Birvie- oder Zierzwecken, 
frisch, getrocknet, gebleicht, 
gefärbt, imprägniert oder 
anders bearbeitet, kg 

40 

40 

40 

40 

40 

40 

0702 00 10 

Tomaten, frisch oder gekühlt 

800 

800 

800 

800 

800 

800 

0707 00 

Gurken und Cornichons, 
frisch oder gekühlt 

100 

100 

100 

m 

100 

100 

1001 10 

Hartw^en (zur Ernährung) 

10 000 

10 000 

10 000 

10 000 

10 000 

10 000 

1601 00 

Würste und ähnliche Erzeug¬ 
nisse 

100 

110 

120 

130 

140 

150 

2009 70 

Apfelsaft 

200 

220 

240 

260 

280 

300 
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Anhang XIV 

Liste der in Artikel 23 Absatz 1 genannten Erzeugnisse 


Erzeugnisse mK Ursprung in Litauen, fOr die <fie Eiropäische Gemeinschaft ZoMkontingente gewährt 


1 KN-Code 

Warenbezeichnung 

Zollkontingente | 


Aale (Anguilla-Arten), lebend^risch 

20 t zu 0 % 1 

0301 99 19 
0302 69 19 

Süßwasserfische, andere, iebend/frisch 

200 t zu 4 % 

0302 22 00 
0303 32 00 

Schollen oder Goldbutt (Pleuronectes platessa], 
frisch/gefroren 

60 t zu 7,5 % 

0302 50 

1 0303 60 

1 0302 69 35 

1 0303 79 41 

Kabeljau (Gadus morhua, Gadus ogac, Gadus 
macrocephalus) und Fische der Art Boreogadus saida, 
frisch/gefroren 

1 800 t zu 6 % 

1 0303 31 30 

Atlantischer Heilbutt (Hippoglossus hippoglossus), 
gefroren 

150 t zu 4% 
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KN-Code 

Warenbezeichnung 

Zoltkontingente 

0303 71 99 

Sprotten (Sprattus sprattus) vom 

16. Juni bis 14. Februar, frisch/gefroren 

500 t zu 6,5 % 

ex 0303 79 55 

Theragra chalcogramma, gefroren 

1 000 t zu 7,5 % 1 

0303 79 83 

Blauer Wittling (Micromesistius 
poutassou or Gadua poutassou), gefro¬ 
ren 

500 t zu 7,5 % 1 

ex 1604 19 91 

Filets von Kabeljau, roh, lediglich mit 

Teig umhüllt oder mit Paruermehl 
bestreut (paniert), auch in öl vorge- 
backen, gefroren 

100 t zu 7,5 % 

1604 19 92 

Kabeljau, in andere Weise zubereitet 
oder haltbar gemacht, ganz oder in 
Stücken, jedoch nicht fein zerkleinert 

65 tzu 10 % 
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Anhang XV 

Liste der in Artikel 23 Absatz 1 genannten Erzeugnisse 

Erzeugnisse mit Ursprung in der Gemeinschaft, für die Litauen seine Zölie senkt 


KN-Code 

Warenbezeichtuing 

Zollsatz (%) 

1995 

1996 

1997 

1998 

1999 

2000 

0301 93 00 

Karpfen, leberKi 

48 

46 

44 

42 

40 

40 

0302 50 

0303 60 

Kabeljau (Gadus morhua, Gadus 
macrocephalus), frisch/gefroren 

18 

16 

14 

12 

11 

10 

ex 0303 50 
ex 0304 10 92 
ex 0304 10 93 
ex 0304 10 98 
ex 0304 20 75 
ex 0304 90 21 
ex 0304 90 25 

Heringe (Ciupea harengus), ganz, 
gefroren, Lappen und Filets, 
frisch/gekühlt, gefrorer» Filets und 
Lappen 

18 

16 

14 

1 

11 

10 

1 ex 0303 71 91 
ex 0303 71 99 

Sprotten (Ostsee, Sprattus 
sprattus), gefroren 

18 

16 

14 

12 

11 

10 

0305 

Fische, getrockr>et, gezalzen oder 
in Salzlake; Rsche, geräuchert, 
auch vor oder während des 
Räucherns gegart; Mehr, Pulver 
und Pellets von Fischen, genieß¬ 
bar (1) 

45 

40 

35 

30 

25 

25 

1604 

Fische, zubereitet oder haltbar 
gemacht; Kaviar und Kaviarersatz, 
aus Fischeiem gewonnen 

35 

35 

30 

25 

22,5 

22,5 


(1) 0305 insgesamt, ausgerrammen 0305 41 00 (Lachs, geräuchert) und 0305 49 10/20 (Heilbutt, geräu¬ 

chert); diese sind bereits zollfrei. 
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Anhang XVI 

Betreffend Artikel 44 Absatz 1 

Rechtsakte betreffend Immobilien in Grenzget^en kn Einklang mit den geltenden Rechtsvorschriften 
bestimmter Mitgliedstaaten der Gemeinschaft. 

Diese Ausnahmeregelung darf nicht in ekter Weise angewertdet werden, die mit dem Grurxtsatz der Meist- 
begünstigur^g unvereinbar ist. 


Anhang XVIIa 

Betreffend Artikel 44 Absatz 2 

1. Erwerb von Grurtdstücken im Gebiet der Republik Litauen. 

2. Erwerb von Erdölvorkommen und natürlichen Ressourcen. 

3. Glücksspiele, Wetten, Lotterien und ähnliche Tätigkeiten. 

Diese Ausnahmeregelungen dürfen nicht in einer Weise angewerrdet werden, die mit dem Grurrdsatz der 
Meistbegünstigung unvereinbar ist. 


Anhang XVIIb 

Betreffend Artikel 44 Absatz 2 Ziffer i 

1. Herstellung von Wodka, Likören und anderen alkoholischen Getränken. 

2. Exploration und Ausbeutung von Erzlagerstätten, Ausbeuturtg natürlicher Ressourcen. 

3. Betrieb von Post (regelmäBige Annahme, Zustellung und BeRkderung von Briefen, Postkarten, Paketen, 
Annahme und Zustellung von Zahlungsaufträgen, Post-Giro) und Femmeldewesen (kommerzieller 
Nachrichtenverkehr zum unmittelbaren Nachrichtenaustausch zwischen den an das öffentliche Fem- 
meldenetz angeschlossenen Teilnehmern) mit Fazilitäten zur Gewährleistung des Funktionierens der 
Anlagen. 

Diese Ausnahnrreregelungen dürfen nicht in einer Weise angewendet werden, die mit dem Gnjndsatz der 
Meistbegünstigung unvereinbar ist. 
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Anhang XVIIi 
Betreffend Artikel 47 

Firrarrzdierrstleistungen 

Bestimmung des Begriffs .Finanzdierrstleisturrg' 

Eine Finanzdienstleistung ist jede Dienstleistung finanziellef Art, die von einem Fnanzdierrstleistungs- 
erbringer einer Vertragspartei angeboren wird. Firranzdienstleistungen schließen folgende Tätigkeiten ein: 

A. Alle Versicherwrgsdienstleistungenurxf versicherungsbezogenen Dienstleistungen 

1. Direktversichefung (einschließlich Mitversicherung) 
i) Lebensversichefung 

iQ Sachversicherung 

2. Rückversicherung und Retrozession 

3. Versicherurrgsvermittlung wie Leistungen von Versicherungsmaklem und -agenturen 

4. Versicherungsbezogene Hitfsdienstleistungen wie Beratung, Versicherungsmathematik, FUsikobe- 
wertung und Schadensregulierung 

B. Bank- utkI sonstige Finanzdierrstleistungen (ausgertonrmen Versicherungsdienstleisturtgen) 

1. Annahrrre von Spar- urtd sonstigen rückzahlbaren Einlagen von KurKlen 

2. Ausreichung von Krediten jeder Art eirrschließlich Verbraucherkredit, Hypothekenkredit, Factoring 
und Fitraruöerung von Handelsgeschäften 

3. Firranzleasirrg 

4. sämtliche Zahlungs- und Überweisurtgsdiertstleistungen eirrschHeßlich Kredit- urtd Scheckkarten, 
Reiseschecks und Bankwechsel 

5. Bürgschaften und Verpflichtungen 

6. Geschäfte für eigene und für Kundenrechnurtg an Börsen, im Schalterverkehr oder in sonstiger Form 
mit folgendem: 

a) Geldmarkttitel (einschließlich Schecks, Wechsel, Einlagenzertifikate) 

b) Devisen 

c) derivative Instrumente, darunter Futures und Optionen 

d) Wechselkurs- und Zinstitel einschließlich Swaps, Kurssicherungsvereinbarungen 

e) begebbare Wertpapiere 

f) sonstige begebbare Titel und Finanzanlagen einschließlich ungeprägtes Gold 

7. Beteiligung an Emissionen von Wertpapieren jeder Art einschließlich Übernahme und Plazierung von 
Emissionen als (öffentlicher oder privater) Finanzmakler sowie Erbringung von Dienstleistungen im 
Zusammenhang mit derartigen Emissionen 

8. Geldmaklergeschäfte 

9. '' Vermögensverwaltung wie Kassenhaltung und Bestandsverwalturig, alle Formen von kollektivem 

Anlagemanagement, Pensionsfondverwaltung, Depotverwahrung, Auftrags- und treuhänderische 
Verwaltung 

10. Saldenausgleichs- urtd Verrechnungsdiensttersturrgen im Zusammenhartg mit Finanzanlagen 
einschließlich Wertpapieren, derivativen Instrumenten urxf sonstigen begebbaren Instrumenten 

11. Beratungs-, Vermittlungs- urKi sonstige Zusatzfinanzdienstleistungen in bezug auf sämtliche unter 
den Ziffern 1 bis 10 aufgeführte Tätigkeiten einschließlich Kreditauskunft und Bonitätsprüfung, 
Anlage- urtd Vermögensbestartdsartalyse und -beratung, Beratung über Akquisition, Untemehmen- 
sumstrukturierung und -Strategien 

12. Bereitstellung und Übermittlung von Finanzinformationen, Verarbeitung von Finanzdaten und dazu¬ 
gehörender Datenträger von Erbringern anderer Finanzdienstleistungen 

Der Begriff „Finanzdienstleistungen“ umfaßt nicht folgende Tätigkeiten: 

a) Tätigkeiten von Zentralbanken oder sonstigen öffentlichen Organen in Ausüburrg von Geld- oder 
Währungspolitik; 

b) Tätigkeiten, die von Zentralbanken, staatlichen Stellen oder Behörden oder öffentlichen Organen für 
Rechnung oder aufgrund Gewährfeisturrg der Regierung ausgeübt werden, außer in den Fällen, in denen 
diese Tätigkeiten von den Erbringern von Finanzdienstleistungen im Wettbewerb mit solchen öffentlichen 
Einrichtungen ausgeObt werden können; 

c) Tätigkeiten im Rahmen eines gesetzlichen Systems der sozialen Sicherheit oder einer staatlichen Atters¬ 
sicherung, außer in den Fällen, in denen diese Tätigkeiten von den Erbringern von Finanzdienstleistungen 
im Wettbewerb mit öffentlichen oder privaten Einrichtungen ausgeübt werden können. 
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AnhangXIX 
Betreffend Artikel 67 

Schutz des geistigen, gewerblichen und kommerzieiien Eigentums 

1. Artikel 67 Absatz 3 betrifft die folgenden multilateralen Übereinkünfte: 

r 

~ Internationales Abkommen Ober den Schutz der ausübenden Künstler, der Hersteller von Tonträgern 
und der Sendeuntemehmen (Rom 1961); 

- Madrider Abkommen über die internationale Registrierung von Marken 
(Stockholmer Fassung von 1967, ergänzt 1979); 

- Abkommen von Nizza über die internationale Klassifikation von Weven und Dienstleistungen für die 
Eintragung von Marken (Genf 1977, ergänzt 1979) 

~ Protokolt zum Madrider Abkommen über die internationale Registrierung von Marken (Madrid 1989); 

- Budapester Vertrag Ober die internationale Anerkennung der Hinterlegung von Mikroorganismen für 
die Zwecke von Patentverfahren (1977, geärxlert 1980); 

- Internationales Übereinkommen zum Schutz von Pflanzenzüchtungen (UPOV) 

(Genfer Fassung von 1991). 

Der Assoziationsrat kann beschließen, daß Artikel 67 Absatz 3 auf weitere multilaterale ÜbereinkOnfte 
anwendbar ist. 

2 . Die Vertragsparteien bekräftigen, daß sie der Einhaltung der Verpflichtungen, die sich aus den folgenden 
multilateralen Übereinkünften ergeben, besondere Bedeutung einräumen: 

- Berner Übereinkunft über den Schutz von Werken der Literatur und Kunst 
(Pariser Fassung von 1971); 

- Pariser Verbandsübereinkunft zum Schutz des gewerblichen Eigentums 
(Stockholmer Fassung von 1967, ergänzt 1979); 

- Vertrag Ober die internationale Zusammenarbeit auf dem (Gebiet des Patentwesens 
(Washington 1970, ergänzt 1979 und geändert 1984). 

3. Ab dem Inkrafttreten dieses Abkommens gewährt Litauen den Gesellschaften und Staatsangehörigen 
der Gemeinschaft hinsichtlich der Anerkennung und des Schutzes von geistigem, gewerblichem und 
kommerziellem Eigentum eine Behandlung, die nicht weniger günstig ist als die Behandlung, die es einem 
Drittland gemäß einem bilateralen Abkommen gewährt. 

4. Absatz 3 gilt nicht für die Vorteile, die Litauen einem Drittland auf der Grundlage tatsächlicher Gegen¬ 
seitigkeit gewährt. 
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Anhang XX 
Betreffend Artikel 110 

Beteitigung Litauens an GemeinschaftsprograiTMTien 

Litauen kann an Rahmen- und Sonderprogrammen, Projekten oder anderen Maßnahmen der Gemeinschaft 
in folgenden Bereichen teilnehmen: 

- Forschung 

- Informationsdienste 

- Unrtwelt 

- Ailgemeine und berufliche Bildung sowie Jugend 

- Sozial- uTKl GesurKlheitspotitik 

- Verbraucherschutz 

- Kleine ur>d mittlere Unternehmen 

- Fremdenverkehr 

- Kultur 

- Audiovisueller Sektor 

- Katastrophertschutz 

- Erleichterung des Handels 

- Energie 

- Verkehr und 

- Kampf gegen Drogen urKl Drogenabhängigkeit 

Der Assoziationsrat kann Obereinkommen, rien vorgenannten Bereichen weitere Bereiche hinzuzufügen, in 
denen die Gemeinschaft tätig ist, sofern die Auffassung vertreten wird, daß dies im beiderseitigen Interesse 
Hegt oder zur Verwirklichung der Ziele des Europa-Abkommens beiträgL 
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Verzeichnis der Protokolle 

1 Nach Artikel 16 Absatz 2 über Bestimmungen für Textilwaren 

2 Ober den Handel mit landwirtschaftlichen Veraibeitungserzeugnissen zwischen 
der Gemeinschaft ur>d Litauen 

3 Über die Ursprungsregeln und über die Methoden der Zusammenarbeit der Ver¬ 
waltungen 

4 Über SotKletbestimmungen für den Handel zwischen Spanien und Portugal utkI 
Litauen 

5 Ober Amtshilfe im Zoilbereich 


Protokoll Nr. 1 

itach Artikel 16Absatz2 
Ober Bestiinimingen für Textilwaren 


Dieses Protokott besteht aus dem am 20. Jt4i 1993 in Brüssel paraphierten und diesem 
Protokoll beigefügten Abkommen zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und der Republik Litauen über den Handel mit Tmrtilwaren. 
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Abkommen 

zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und der Republik Litauen 
über den Handel mit Textilwaren 


Der Rat der Europäischen Gemeinschaften 
einerseits ur>d 

die Regierung der Republik Litauen 
andererseits, 

in dem Wunsch, mit dem Ziel einer dauerrKfen Zusammenar¬ 
beit und unter Bedingungen, die jede Gewähr für die Sicherheit 
des Hartdels bieten, die ungestörte urxl ausgewogene Entwick¬ 
lung des Handels mH Textilwaren zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft (nachsteherxf .Gemeinschaft' genannt) 
und der Republik Litauen (nachstehend .Litauen“ genannt) zu 
fördern, 

entschlossen, den ernsten wirtschaftlichen und sozialen Pro¬ 
blemen, derten sich die Textilwirtschaft in den Onfuhrtärrdem wie 
in den Ausfuhrtändem gegerrübersieht, weitestgehend RechrHjng 
zu tragen und insbesorKfere den bestehenden Gefahren einer 
MarktzerrOttung in der Gemeinschaft und eirrer Zerrüttung des 
Textilhandeis Litauens zu begegnen, 

haben beschlossen, dieses Abkommen zu schließen, urxf 
haben zu diesem Zweck als Bevolirrrächtigte errrannt: 

der Rat der Europäischen Gemeirrschaften: 

die Regierung der Republik Litauen: 

diese sirrd wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

(1) Der Handel mit den in Anhang I aufgefOhrten Textilwaren 
mit Ursprung im Gebiet der Vertragsparteien wird für die Laufzeit 
dieses Abkommens unter den darin festgelegten Bedingungen 
liberalisiert. 

(2) Vorbehaltlich der Bestimmungen dieses oder späterer 
Abkommen verpflichtet sich die Gemeirrschaft, für die in Anhang I 
aufgeführten Waren die Anwendung der gegenwärtig geltenden 
mengenmäßigen Einfuhrbeschränkungen auszusetzen und keine 
neuen mengenmäßigen Beschränkungen eirrzuführen. 

Mengenmäßige Einfuhrbeschränkungen werden wiedereinge¬ 
führt, wenn dieses Abkommen gekündigt oder nicht ersetzt wird. 

(3) Maßnahmen mit gleicher Wirkung wie mengenmäßige 
Bes^ränkungen sind bei der Einfuhr der in Anhang I aufgefOhrten 
Waren in die Gemeinschaft für die Laufzeit dieses Abkommens 
untersagt. 

Artikel 2 

(1) Die Ausfuhren Litauens der in Anhang I aufgeführten Waren 
mit Ursprung in Litauen in die Gemeinschaft unterliegen ab dem 
Inkrafttreten dieses Abkommens keinen Höchstmengen. Höchst¬ 
mengen können jedoch in der Folge unter den Bedingungen nach 
Artikel 5 eingeführt werden. 

0 Werden Höchstmengen für die Ausfuhren der Textilwaren 
eingefOhrt, so werden diese Ausfuhren einem System der doppel¬ 
ten Kontrolle unterworfen, dessen Einzelheiten in Protokoll A fest¬ 
gelegt sind. 

(3) Ab dem Inkrafttreten dieses Abkommens werden die Aus¬ 
fuhren der Waren in Anhang II, die keinen Höchstmengen unterlie¬ 
gen, dem in Absatz 2 genannten System der doppelten Kontrolle 
unterworfen. 

(4) Nach dem Inkrafttreten dieses Abkommens können die Aus¬ 
fuhren der Waren in Anhang I, die keinen Höchstmengen unter¬ 
liegen und nicht in Anhang II aufgeführt sind, im Anschluß an Kon¬ 
sultationen nach dem Verfahren des Artikels 15 dem in Absatz 2 
genannten System der dopprelten Kontrolle oder einem von der 
Gemeinschaft eingeführten System der vorherigen Überwachurrg 
unterworfen werden. 


Artikel 3 

(1) Für Einfuhren von unter dieses Abkommen fallertden Textil¬ 
waren in die Gemeinschaft gelten die gemäß diesem Abkommen 
festgesetzten Höchstmengen nicht, sofern bei der Anmeldurrg 
dieser Waren angegeben wird, daß sie im Rahmen der in der 
Gemeinschaft besteherxlen Verwattungskontrolte zur Wieder- 
misfuhr aus der Gemeinschaft in unverändertem Zustand oder 
nach Veredelurtg bestimmt sind. 

Die Abfertigung der unter den vorgenannten Bedingungen in die 
GemeitKchaft eirrgeführten Waren zum freien Verkehr ist jedoch 
von der Vortage einer von den litauischen Behörden erteilten Aus¬ 
fuhrlizenz sowie einer Ursprungsbescheinigung gemäß Proto¬ 
koll A abhängig. 

(2) Stellen die zuständigen Behörden der Gemeinschaft fest, 
daß eingeführte Textilwaren auf eine nach diesem Abkommen 
festgesetzte Höchstmenge aitgerechnet, dann aber aus der 
Gemeinschaft wiederausgefOhrt wurden, so teilen die betrefferr- 
den Behörden den litauischen Behörden irmerhalb von vier 
Wochen die entsprechenden Merrgen mit und genehmigen Ein¬ 
fuhren der gleichen Waren in gleicher Höhe ohne Arxechnung auf 
die nach diesem Abkommen festgesetzte Höchstmenge für das 
laufende oder das folgende Jahr. 

(3) Die Gemeinschaft und Litauen erkennen den besortderen 
und eigerren Charakter der Wiedereinfuhr von Textilwaren in die 
Gemeinschaft nach Veredelung in Litauen als besondere Form 
der irKlustriellen und handelspolitischen Zusammenarbeit an. 

Werden Höchstmengen gemäß Artikel 5 festgesetzt, so gelten 
diese für solche Wiedereinfuhren nichL sofern letztere im Ein¬ 
klang mit den in der Gemeinschaft geltenden Bestimmungen Ober 
den wirtschaftlichen passiven Veredelungsverkehr erfolgen und 
der besonderen Regelung nach Protokoll C unterliegen. 

Artikel 4 

Werden Höchstmengen genrräß Artikel 5 eingeführt, so gelten 
folgende Bestimmungen: 

1. In jedem Abkommensjahr kann bei jeder Warenkategorie eine 
Teilmenge der für das folgende Abkommensjahr festgesetz¬ 
ten Höchstmenge bis zu 5 % der für das laufende Abkom¬ 
mensjahr geltenden Höchstmenge im Vorgriff ausgenutzt 
werden. 

Die im Vorgriff gelieferten Mengen werden von den für das 
fotgerxle Abkommensjahr festgesetzten Höchstmengen ab¬ 
gezogen. 

2. Die Obertragung der Im Laufe eines Abkommensjahres nicht 
ausgenutzten Mengen auf die entsprecherKle Höchstmenge 
des folgenden Abkommensjahres ist für jede Warenkategorie 
bis zu 7 % der Höchstmenge des laufenden Abkommensjah¬ 
res zulässig. 

3. In der GrujDpe I dürfen Übertragungen zwischen Kategorien 
nur wie folgt vorgenommen werden: 

- Übertragungen zwischen den Kategorien 2 und 3 sowie 
von Kategorie 1 auf die Kategorien 2 und 3 sind bis zu 4 % 
der Höchstmenge der Kategorie zulässig, auf die die 
Übertragung vorgenommen wird; 

- Übertragungen zwischen den Kategorien 4, 5, 6, 7 und 8 
sind bis zu 4 % der Höchstmenge der Kategorie zulässig, 
auf die die Übertragung vorgenommen wird. 

Übertragungen von einer oder mehreren Kategorien in den 
Gnjpfien I, II, III, IV und V auf eine Kategorie in den Grupfjen II. 
III, IV und V sind bis zu 5 % der Höchstmenge der Kategorie 
zulässig, auf die die Übertragung vorgenommen wird. 

4. Die für die vorgenannten Übertragungen anweridbare Äquiva¬ 
lenztabelle ist in Anhang I wiedergegeben. 
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5. Die Erhöhung, die sich für eine bestimmte Warenkategorie 
aus der kumulativen Anwendung der Absätze 1. 2 und 3 in 
einem Abkommensjahr ergibt, darf folgende Prozentsätze 
nicht überschreiten: 

- 13 %fürdieWarenkategorien in Gruppei; 

- 13,5 % für die Warenkategorien in den Gruppen II, III, IV 
und V. 

6. Oie Behörden Litauens notifizieren die Inanspruchnahme der 
Absätze 1,2 und 3 mindestens 15 Tage im voraus. 

Artikel 5 

(1) Für die Ausfuhren der Textilwaren in Anhang I dieses 
Abkommens können nach Maßgabe der folgerKien Absätze 
Höchstmengen festgesetzt werdea 

(2) Stellt die Gemeinschaft im Rahmen der eingerichteten Ver- 
waltungskontrolle fest daß die Höhe der Einfuhren einer be¬ 
stimmten in Anhang I aufgeführten Kategorie von Waren mit 
Ursprung in Litauen im Verhältnis zur gesamten Vorjahreseinfuhr 
von Waren dieser Kategorie in die Gemeinschaft - ungeachtet 
ihres Ursprungs-die foigerkfen Prozentsätze übersteigt 

- 0,4 % für Warenkategorien in Gruppe I, 

- 2,4 % für Warenkategorien in Gruppe II. 

- 6 % für Warenkategorien in den Gruppen lil, IV und V. 

so kann sie die Aufnahme von Konsultationen nach dem Verfah¬ 
ren des Artikels 15 beantragen, um eirte Einigurrg über ein ange¬ 
messenes Höchstmertgenruveau für die Waren der betrefferxfen 
Kategorie herbeizuführen. 

(3) Bis- zu einer für beide Seiten zufriedertstellenden Lösurtg 
ve^ichtet sich Litauen, ab dem Zeitpunkt der Notifizienmg des 
Konsultationsersuchens die Ausfuhren von Waren der betreffen¬ 
den Kategorie in die Gemeittschaft bzw. in das oder die von der 
Gemeinschaft angegebenen Gebiete des Gemeinschaftsmarktes 
auszusetzen oder auf die von der Gemeinschaft angegeberie 
Menge zu beschränken. 

Oie Gemeinschaft genehmigt die Einfuhr von Waren der betref¬ 
fenden Kategorie, die vor dem Zeitpunkt der Notifizierung des 
Konsultationsersuchens aus Litauen versandt wurden. 

(4) Gelingt es den Vertragsparteien im Verlauf der KonsuHatio- 
r>en nicht, innerhalb der in Artikel 15 genannten Frist eine zufrie¬ 
denstellende Lösung zu finden, so hat die Gemeinschaft das 
Recht, eine endgültige Höchstmenge einzuführen, die auf Jahres¬ 
basis nicht niedriger ist als das rrach der Formel in Absatz 2 
berechnete Niveau oder als 106 % der Bnfuhren des Kalerxler- 
jahres, das dem Kalenderjahr vorausgegangen isL in dem die Ein¬ 
fuhren das rtach der Formel in Absatz 2 berechnete Niveau über¬ 
schritten und damit das Konsuttationsersuchen ausgelöst haben, 
wobei jeweils der höhere dieser beiden Werte zugrurrdegelegt 
wird. 

Wenn die Entwicklung der Gesamteinfuhren der betreffenden 
Ware in die Gemeinschaft es erfordert wird diese jährliche 
Höchstmenge nach Konsultationen nach dem Verfahren ctes Arti¬ 
kels 15 heraufgesetzt, um die Einhaltung der Bedingungen in 
Absatz 2 sicherzustellen. 

^ Oie jähifiche Steigerungsrate für die gemäß diesem Artikel 
eingeführten Höchstmengen wird nach Maßgabe des Proto¬ 
kolls D festgesetzt. 

(6) Oieser Artikel findet keine Anwendung, wenn die in Absatz 2 
genannten Prozentsätze infolge eines Rückgangs der Gesamt¬ 
einfuhren der Gemeinschaft und nicht infolge eines Anstiegs der 
Ausfuhren von Ursprungswaren Litauens erreicht werden. 

(7) Im Falle der Anwerkf ung der Absätze 2,3 oder 4 verpflichtet 
sich Litauen, für Waren, über die vor der Festsetzung der Höchst¬ 
menge Verti^e abgeschlossen wurden, Ausfuhrlizenzen bis zur 
Höhe der festgesetzten Höchstmenge zu erteilen. 

(8) Bis zum Zeitpunkt der Mitteilung der in Artikel 12 Absatz 6 
genannten statistischen Angaben komrrrt Absatz 2 dieses Artikels 
auf der Grundlage der von der Gemeirrschaft zuvor mitgeteilten 
Jahresstatistiken zur Anwendung. 


Artikel 6 

(1) Im Hinblick auf die Gewährleistung der ordnungsgemäßen 
Anwerxfung dieses Abkommens vereinbaren die Genneinschaft 
urrd Litauen, uneingeschränkt zusammenzuarbeiten, um die 
Umgehung dieses Abkommens durch Umladung, Umleitung, 
falsche Angabe des Ursprungslandes oder -ortes, Fälschung von 
Papieren, falsche Angaben über SpImnstoffgehaK, Mengen. 
Warenbezeichnur^ oder Tarifierung oder auf sonstige Weise zu 
verhüten bzw. aufeudecken und die tx>twendigen rechtlichen 
urxf/oder administrativen Maßnahmen gegen solche Vorgänge zu 
treffen. Entsprechend vereinbaren Litauen urtd die Gemeinschaft, 
die rrotwendigen Rechtsvorschriften und Verwaltungsverfahren 
festzulegen, um ein wirksames Vcxgehen gegen solche Vcxgänge 
zu ermöglichen; dazu gehört auch die Einführung von rechtsver¬ 
bindlichen Sanktionen gegen die betreffenden AusfOhrer 
urrd/rxler Einführer. 

(2) Gelangt die Gemeinschaft aufgrund von verfügbaren An^ 
ben zu der Auffassung, daß dieses Abkommen umgangen wird, 
so führt sie Kcmsultationen mit Litauen, um zu einer für beide Sei¬ 
ten zufriedenstellenden Lösung zu gelangen. Diese Konsultatio¬ 
nen finden so bald wie möglich statt auf jeden Fall aber innerhalb 
von 30 Tagen nach cfem Konsultationsersuchen. 

(3) Bis zum Abschluß der in Absatz 2 vorgesehenen Konsutta- 
tionen trifft Utauen auf Antrag der Gemeinschaft vcxsorgikh cfie 
erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, daß die Anpas¬ 
sungen von gemäß Artikel 5 festgesetzten Höchstmengen, wel¬ 
che in Konsultaticxien nach Absatz 2 vereirtbart werden könrrtert. 
in dem Jahr der Notifizierung des Konsultationsersuchens rtach 
Absatz 2 cxf er, wenn die Höchstmenge für das lauferxfe Jahr aus¬ 
geschöpft ist, im darauffolgervjen Jahr vorgetxxnmen werden 
können, sofern hinrekhecxfe Beweise für die Umgehurtg vcx- 
liegen. 

(4) Gelingt es den Vertragsparteien im Verlauf der ttonsultatio- 
nen t»ch Absatz 2 nicht, eme für beide Seiten zufrieder^teilende 
Lösurtg zu finden, so hat die Gemeinschaft das Recht 

a) sofern hinreichecHle Beweise dafür voriiegen, daß Waren mit 
Urspnjng in Litauen unter Umgehung dieses Abkommens ein¬ 
geführt wurden, die betreffenden Mengen auf die gemäß Arti¬ 
kel 5 festgesetzten Höchstmengen anzurechnen; 

b) sofern hinreicherKfe Beweise dafür vorliegen, daß falsche 
Angaben über Spinnstoffgehalt, Mengen, Warerhezekhnung 
oder Tarifierung vcxi Waren mit Ursprung in Litauen gemacht 
worden sind, die betreffenden Einfuhren zurückzuweisen; 

c) sofern festgestellt wird, daß im Gebiet Litauens eine Umla¬ 
dung cxfer Umleitung von Waren vorgenommen wurde, die 
nicht Ursprungswaren Litauens sind, Höchstmeogen für die 
gleichen Waren mit Ursprung in Litauen einzuführen, sofern 
solche Höchstmengen nicht bereits gelten, cxler jede andere 
geeignete Maßnahme zu treffen. 

(5) Die Vertragsparteien kommen Oberein, ein System der 
adnvnistrativen Zusammenarbeit zu schaffen, um Problenrre im 
Zusammenhang mit der Umgehung dieses Abkommens zu ver¬ 
hüten bzw. nach Maßgabe des Protokolls A zu diesem Abkcxn- 
men wirksam zu lösen. 

Artikel 7 

(1) Die gemäß diesem Abkommen festgesetzten Höchstmen¬ 
gen für Einfuhren von Textilwaren mit Ursprung in Litauen in die 
Gemeinschaft werden nicht in gebietsweise getterrde Teilmengen 
aufgeteilt. 

(2) Die Vertragsparteien arbeiten zusammen, um zu verhinderrt. 
daß plötzlich auftretende, ungünstige Veränderurrgen in den 
traditionellen Handelsströmen zu einer Konzentraticxi der Direkt¬ 
einfuhren auf einzelne Gebiete der Gemeinschaft fuhren. 

(3) Bei Waren, für die Höchstmengen cxler eine Oberwachungs- 
reg^ung gelten, überwacht Utauen seine Ausfuhren in de 
Gemeinschaft. Kcxnmt es zu plötzlich auftretenden, ungünstigen 
Veränderungen in den traditicxrellen Harxlelsströmen. so kann (£e 
Gemeinschaft im Hinblick auf eine zufriedenstellende Lösung 
dieser Probleme Kcxisultationen beantragen. Die Kcxisultaficxien 
finden innerhalb von fünfzehn Arbeitstagen nach dem Kcxrsultaß- 
onsersuchen der Gemeinschaft statt. 
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(4) Litauen bemüht sich sicherzustellen, daß bei Textilwaren, für 
die Höchstmengen gelten, die Ausfuhren in die Gemeinschaft 
möglichst gleichmäßig über das Jahr gestaffelt sind, wobei ins- 
besorrdere saisonbedingte Faktoren berücksichtigt werden. 

Artikel 8 

Bei KürKligung dieses Abkommens gemäß Artikel 19 Absatz 3 
werden die gemäß diesem Abkommen festgesetzten Höchst¬ 
mengen pro rata tempKxis verringert, sofern die Vertragsparteien 
einvemehmlich nichts arxferes beschließen. 

Artikel 9 

Für litauische Ausfuhren von Geweben, die in Handwerks¬ 
betrieben auf WebstOhlen mit Hand- oder FuSantrieb hergesteift 
werden, sowie von Bekleidungsartikeln oder anderen Waren, die 
aus diesen Geweben handgefertigt werden, und von harKfwerk- 
lichen Waren der traditionellen Volkskunst gelten keine Höchst¬ 
mengen, sofern diese Waren mit Ursprung in Litauen die Voraus¬ 
setzungen rrach Protokoll B erfüllen. 

Artikel 10 

(1) Ist die Gemeinschaft der Auffassung, daß eine unter dieses 
Abkommen fallende Textilware aus Litauen zu Preisen in die 
Gemeinschaft eingeführt wird, die ungewöhnlich weit unter dem 
normalen Wettbewerbsniveau liegen, so daß den Herstellem 
gleichartiger oder unmittelbar konkurriererKler Waren in der 
Gemeinschaft ein ernster Schaden entsteht oder zu entstehen 
droht, so kann sie Konsultationen gemäß Artikel 15 beantragen; in 
diesem Fall gelangen die nachstehenden besorxieren Bestim- 
murrgen zur Anwendurrg. 

(2) Wird im Verlauf dieser Konsultationen einvemehmlich fest- 
gestellt, daß die in Absatz 1 genannte Lage besteht, so trifft 
Litauen im Flahmen seiner Befugnisse die erforderlichen Maßnah¬ 
men zur Bereinigung dieser Lage, insbesorKlere im Hinblick auf 
den Verkaufspreis der betreffenden Ware. 

(ß) Um festzustellen, ob der Preis einer Textilware ungewöhn¬ 
lich weit unter dem normalen Wettbewerbsniveau liegt kann er 
mit folgenden Preisen verglichen werden: 

- den Preisen, zu denen gleichartige Waren im allgemeinen 
unter normalen Bedingungen von anderen Ausfuhrländern auf 
dem Markt des Einfuhrlandes verkauft werden; 

- den Preisen gleichartiger inländischer Waren auf einer ver¬ 
gleichbaren Vermarktungsstufe auf dem Markt des Einfuhr¬ 
landes; 

- den niedrigsten Preisen, zu denen die gleichen Waren im nor¬ 
malen Handelsverkehr in den drei Monaten vor dem Konsulta¬ 
tionsersuchen von einem Drittland verkauft wurden, ohne daß 
die Gemeinschaft deswegen Maßnahmen getroffen hat. 

(4) Gelingt es im Verlauf der Konsultationen nach Absatz 2 
nicht, innerhalb von 30 Tagen ab dem Tag des Konsultationsersu¬ 
chens der Gemeinschaft eine Einigurrg zu erzielen, so kann die 
Gemeinschaft die Einfuhr der betreffenden Ware zu den in 
Absatz 1 genannten Preisen zeitweilig verweigern, bis im Verlauf 
der Konsultationen eine für beide Seiten zufriedenstellende 
Lösung gefunden wird. 

(5) Unter ganz besonderen und kritischen Umständen, wenn 
die Einfuhr bestimmter Waren aus Litauen in die Gemeinschaft zu 
Preisen erfolgL die ungewöhnlich weit unter dem rrormalen Wett¬ 
bewerbsniveau liegen, und dadurch eirten schwer wiedergutzu¬ 
machenden Schaden zu verursachen droht, kann die Gemein¬ 
schaft die Einfuhr der betreffenden Waren zeitweilig aussetzen, 
bis im Verlauf der unverzüglich einzuleiteixfen Konsultationen 
Einigung über eine Lösung erzielt wird. Beide Vertragsparteien 
bemühen sich im Rahmen des Möglichen, innerhalb von 
10 Arbeitstagen nach Eröffnung der Konsultationen zu einer für 
beide Seiten annehmbaren Lösung zu gelangen. 

(6) Ergreift die Gemeinschaft die unter den Absätzen 4 und 5 
genannten Maßnahmen, so kann Litauen jederzeit die Eröffnung 
von Konsultationen beantragen, um die Möglichkeit der Aufhe¬ 
bung oder Änderung dieser Meißnahmen zu erörtern, sofern die 
Gründe für die Einleitung dieser Maßnahmen nicht mehr be¬ 
stehen. 


Artikel 11 

(1) Die Tarifierung der unter dieses Abkommen fallenden Waren 
erfolgt anhand der zolltariflichen und statistischen Nomenklatur 
der Gemeinschaft (nachstehend .Kombinierte Nomenklatur* oder 
abgekürzt .KN* genannt) mit den dazu erlassenen Änderungen. 
Hat eine Tarifierungsentscheidung eirte Änderung der Tarifie¬ 
rungspraxis oder eirten Wechsel-der Kategorie für eine unter die¬ 
ses Abkommen fallende Ware zur Folge, so gilt für die betreffende 
Ware die Praxis oder die Handelsregelung für die Kategorie, unter 
die sie nach diesen Änderungen fällt 

Änderungen der Kombinierten Nomenklatur (KN), die nach den in 
der Gemeinschaft geltenden Verfahren vorgerHynmen werden 
und unter dieses Abkommen fallende Warenkategorien betreffen, 
sowie Entscheidungen über die Tarifierung von Waren dürfen 
keine Herabsetzung der gemäß diesem Abkommen festgesetzten 
Höchstmengen bewirken. 

(2) Der Ursprung der unter dieses Abkommen fallerxlen Waren 
wird nach Maßgabe der in der Gemeinschaft geltenden Vorschrif¬ 
ten bestimmt 

Änderungen dieser Vorschriften werden Litauen mitgeteilt und 
dürfen keine Herabsetzung der gemäß diesem Abkommen fest¬ 
gesetzten Höchstmengen bewirken. 

Die Verfahren für die Kontrolle des Ursprungs der vorgenannten 
Waren sind in Protokoll A festgelegt. 

Artikel 12 

(1) Litauen übermittelt der Kommission genaue, nach Mitglied- 
Staaten der Gemeinschaft aufgeschlüssefte statistische Mengen- 
und Wertangaben Ober alle erteilten Ausfuhrlizenzen für die Kate¬ 
gorien von Textilwaren, die den gemäß diesem Abkommen fest¬ 
gesetzten Höchstmengen oder einem System der doppelten 
Kontrolle unterliegen, sowie Ober alle von den zuständigen litaui¬ 
schen Behörden ausgestellten Bescheinigungen für die Waren, 
die in Artikel 9 genannt sind und unter Protokoll B fallen. 

(2) Desgleichen übermittelt die Gemeinschaft den litauischen 
Behörden genaue statistische Angaben Ober die von den Behör¬ 
den der Gemeinschaft ausgestellten Einfuhrgertehmigungen 
sowie Einfuhrstatistiken über die Waren, die unter die Regelung 
nach Artikel 5 Absatz 2 fallen. 

(3) Die vorgenannten Angaben sind für alle Warenkategorien 
vor dem Ende des Monats zu übermitteln, der auf den Monat 
folgt, auf den sich die Statistiken beziehen. 

(4) Auf Antrag der Gemeinschaft übermittelt Litauen Einfuhr¬ 
statistiken über alle Waren in Anharig I. 

(5) Zeigt sich bei der Analyse der ausgetauschten Angaben, 
daß zwischen den Ausfuhrdaten und den Einfuhrdaten bedeu¬ 
tende Abweichungen bestehen, so können nach dem Verfahren 
des Artikels 15 Konsultationen eingeleitet werden. 

(6) Für die Anwendung des Artikels 5 verpflichtet sich die 
Gemeinschaft, den litauischen Behörden vor dem 15. April jedes 
Jahres die Vorjahresstatistiken über die Einfuhren aller unter 
dieses Abkommen fallenden Textilwaren, nach Lieferländem und 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft aufgeschlüsselt, zu über¬ 
mitteln. 

Artikel 13 

(1) Litauen schafft günstige Bedingungen für die Einfuhren der 
in Anhang I aufgeführten Textilwaren mit UrsF>rung in der Gemein¬ 
schaft und gewährt ihnen unter anderem, soweit angemessen, 
eine nichtdiskriminierende Behandlung im Hinblick auf die 
Anwendung mengenmäßiger Beschränkungen, die Erteilung von 
Lizenzen und die Zuteilung der Zahlungsmittel für die Bezahlung 
dieser Einfuhren. Litauen wird seinen Einführem des weiteren 
empfehlen, die von den Gemeinschaftsherstellem der oben 
genannten Textilwaren gebotenen Möglichkeiten zu nutzen, und 
wird unter Berücksichtigung der Entwicklung des Handels zwi¬ 
schen den Vertragsparteien diese Einfuhren soweit wie möglich 
liberalisieren. 

(2) Ergibt sich ein zusätzlicher Versorgungsbedairf, der insbe¬ 
sondere eine Diversifizierung der Einfuhren von Textilwaren in 
Litauen zur Folge hat, gewährt Litauen den Einfuhren von Textil¬ 
waren mit Urspirurtg in der Gemeinschaft eine nichtdiskriminie¬ 
rende Behandlung. 
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Artikel 14 

(1) Die Vertragsparteien kommen überein, die Entwicklung des 
Handels mit Textilwaren und Bekleidung jedes Jahr im Rahmen 
der Konsultationen nach Artikel 15 anhand der in Artikel 12 
genannten Statistiken zu prüfen. 

(2) Ist die Gemeinschaft der Auffassung, daß sie sich in den in 
Artikel 13 Absatz 2 dieses Abkommens genannten Fällen vergli¬ 
chen mit einem Drittland in einer ungünstigen Position befindet, 
so kann sie Litauen rrach dem Verfahren des Artikels 15 um Kon¬ 
sultationen ersuchen, um geeignete Maßnahmen zu ergreifen. 

Artikel 15 

(1) Sofern in diesem Abkommen nichts Gegenteiliges bestimmt 
ist, gelten für die in diesem Abkommen genannten Konsultations¬ 
verfahren foigende Bestimmungen; 

- Konsultationen finden soweit wie möglich regelmäßig statt. 
Darüber hinaus können spezielle zusätzliche Konsultationen 
stattfinden. 

- Ein Konsultationsersuchen wird der anderen Vertragspartei 
schriftlich notifiziert. 

- Dem Konsultationsersuchen ist innerhalb einer angemesse¬ 
nen Frist - in jedem Fall aber spätestens 15 Tage nach der 
Notifizierung - gegebenenfalis eine Darstellung der Umstände 
beizufOgen, die nach Ansicht der antragsteller>den Vertrags¬ 
partei dieses Konsultationsersuchen rechtfertigen. 

- Die Vertragsparteien nehmen spätestens einen Mortat nach 
der Notifizierung des Ersuchens Konsultationen auf, um bin¬ 
nen höchstens eirtem weiteren Monat zu einer Einigung oder 
einem für beide Seiten annehmbaren Ergebnis zu gelangen. 

- Die vorgenannte Frist von einem Monat, innerhalb deren eine 
Einigung oder ein für beide Seiten annehmbares Ergebnis zu 
erzielen ist, kann einvemehmlich verlängert werden. 

(2) Die Gemeinschaft kann Konsultationen gemäß Absatz 1 
beantragen, wenn sie feststellt, daß in einem bestimmten Jahr der 
Anwerxfung des Abkommens Schwierigkeiten in der Gemein¬ 
schaft oder in einem ihrer Gebiete auftreten, weil im Vergleich 
zum Vorjahr die Einfuhren einer bestimmten Warenkategorie der 
Gruppe 1, für die gemäß diesem Abkommen Höchstmengen gel¬ 
ten, plötzlich und erheblich gestiegen sind. 

(3) Auf Antrag einer Vertragspartei finden Konsultationen über 
alle Probleme im Zusammenhang mit der Anwendung dieses 
Abkommens statt. Konsultationen aufgrund dieses Artikels wer¬ 
den im Geiste der Zusammenarbeit und in dem Bestreben um 
Beilegung der Differenzen zwischen den Vertragsparteien 
geführt. 


Artikel 16 

Die Vertragsparteien verpflichten sich. Besuche von Einzel¬ 
personen, Gruppen und Delegationen aus Kreisen der Wirtschaft, 
des Handels und der Industrie zu fördern, Kontakte im industriel¬ 
len, kommerziellen und technischen Bereich im Zusammenhang 
mit dem Handel und der Zusammenarbeit im Textil- und Beklei¬ 
dungssektor zu erieichtem und die Veransteütung von Messen 
und Ausstellungen von beiderseitigem Interesse zu unterstützen. 

Artikel 17 

Hinsichtlich des geistigen Eigentums finden auf Antrag eirter 
Vertragspartei Konsultationen nach dem Verfahren des Arti¬ 
kels IS statt, um für Probleme im Zusamrrtenhang mit dem 
Schutz von Warenzeichen, Mustern oder Modellen von Beklei- 
ditfigsartikeln und Textilwaren eine gerechte Lösung zu finden. 

Artikel 18 

Dieses Abkommen gilt für die Gebiete, in denen der Vertrag zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft Anwen¬ 
dung findet, und nach Maßgabe jenes Vertrags einerseits sowie 
für das Gebiet der Republik Litauen andererseits. 

Artikel 19 

(1) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des Monats in Kraft, 
der auf den Tag folgt, an dem die Vertragsparteien einander den 
Abschluß der erforderlichen Verfahren notiTiziert haben. Es gilt bis 
zum 31. Dezember 1997. 

(2) Dieses Abkommen gilt mit Wirkung vom 1. Januar 1993. 

<3) Jede Vertragspartei kann jederzeit Änderungen zu diesem 
Abkommen vorschlagen oder dieses Abkommen unter Einhal¬ 
tung einer Frist von mindestens sechs Monaten kündigen. In 
diesem Fall endet das Abkommen mit Ablauf der Kündigungsfrist 

(4) Die Vertragspcirteien kommen Oberein, spätestens sechs 
Monate vor dem Außerkrafttreten dieses Abkommens Konsulta¬ 
tionen aufzunehmen, um gegebenenfalls ein neues Abkommen 
zu schließen. 

(5) Die Anhänge, Protokolle und Vereinbarten Niederschriften 
sowie die beigefügten Schreiben sind Bestandteil dieses Abkom¬ 
mens. 

Artikel 20 

Dieses Abkommen ist in zwei Urschriften in dänischer, deut¬ 
scher, englischer, finnischer, französischer, griechischer, italieni¬ 
scher, niederländischer, portugiesischer, schwedischer, spian- 
scher und litauischer Sprache abgefaßt, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 
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Anhar>gl 

Liste der Textilwaren nach Artikel 1 


1. Unbeschadet der Regeln för die Auslegung der Kombinierten Nomenkiatur hat der Wortlaut der Warenbezeichnung nur hinweisen¬ 
den Charakter, die unter die jeweilige Kategorie fallenden Waren werden im Rahmen dieser Verordnung durch die Tragweite der 
KN-Codes bestimmt. Befindet sich ein ,ex" vor dem KN-Code, so werden die unter die jeweilige Kategorie fallenden Waren durch 
die Tragweite des KN-Codes und durch die entsprechende Beschreibung bestimmt. 

2. Waren, die nicht als Männer- oder Knabenkteidung oder als Frauen- oder Mädchenkleidung erkennbar sind, werden als Bekleidung 
für Frauen und Mädchen behandelL 

3. Der Begriff «Bekleidung für Säuglinge* umfaßt Bekleidung bis einschließlich Handelsgröße 66. 


Gruppe lA 


KN-Code 

1994 



Warertbezeichnung 


Baumwollgame. nicht in Aufmachurtgen für den Einzelverkauf 
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1 

(2) 

(31 

(4) 

(5) 

(Forts.) 

5206 34 00 
5206 35 10 
5206 35 90 
5206 41 00 
5206 42 00 
5206 43 00 
5206 44 00 
5206 45 10 
5206 45 90 

ex 5604 90 00 

• 



2 

5208 11 10 
5208 11 90 
5208 12 11 
5206 12 13 
5208 12 15 
5208 12 19 
5208 12 91 
5208 12 93 
5208 12 95 
5208 12 99 
5208 13 00 
5208 19 00 
5208 21 10 
5208 21 90 
5208 22 11 
5208 22 13 
5208 22 15 
5208 22 19 
5208 22 91 
5208 22 93 
5208 22 95 
5208 22 99 
5208 23 00 
5208 29 00 
5208 31 00 
5208 32 11 
5208 32 13 
5208 32 15 
5208 32 19 
5208 32 91 
5208 32 93 
5208 32 95 
5208 32 99 
5208 33 00 
5208 39 00 
5208 41 00 
5208 42 00 
5208 43 00 
5208 49 00 
5208 51 00 
5208 52 10 
5208 52 90 
5208 53 00 

5208 59 00 

5209 11 00 
5209 12 00 
5209 19 00 
5209 21 00 
5209 22 00 
5209 29 00 
5209 31 00 
5209 32 00 
5209 39 00 
5209 41 00 
5209 42 00 
5209 43 00 

Gewebe aus Baumwolle, andere als Drehergewebe, 
Schfirrgengewebe (Frottiergewebe), Binder, Samt, 
Plüsch, Schlingertgewebe, Chenillegewebe, Tülle 
und geknüpfte Netzstoffe 
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<u 

(2) 

2 

5209 

49 

10 

(Forts.) 

5209 

49 

90 


5209 

51 

00 


5209 

52 

00 


5209 

59 

00 


5210 

11 

10 


5210 

11 

90 


5210 

12 

00 


5210 

19 

00 


5210 

21 

10 


5210 

21 

90 


5210 

22 

00 


5210 

29 

00 


5210 

31 

10 


5210 

31 

90 


5210 

32 

00 


5210 

39 

00 


5210 

41 

00 


5210 

42 

00 


5210 

49 

00 


5210 

51 

00 


5210 

52 

00 


5210 

59 

00 


5211 

11 

00 


5211 

12 

00 


5211 

19 

00 


5211 

21 

00 


5211 

22 

00 


5211 

29 

00 


5211 

31 

00 


5211 

32 

00 


5211 

39 

00 


5211 

41 

00 


5211 

42 

00 


5211 

43 

00 


5211 

49 

11 


5211 

49 

19 


5211 

49 

90 


5211 

51 

00 


5211 

52 

00 


5211 

59 

00 


5212 

11 

10 


5212 

11 

90 


5212 

12 

10 


5212 

12 

90 


5212 

13 

10 


5212 

13 

90 


5212 

14 

10 


5212 

14 

90 


5212 

15 

10 


5212 

15 

90 


5212 

21 

10 

1 

5212 

21 

90 


5212 

22 

10 


5212 

22 

90 


5212 

23 

10 


5212 

23 

90 


5212 

24 

10 


5212 

24 

90 


5212 

25 

10 

1 

1 

5212 

25 

90 


ex 5811 

00 

00 


ex 6308 

00 

00 
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11) 

(21 

(3) 

(4) 


2 (a) 

5208 31 00 
5208 32 11 
5208 32 13 
5208 32 15 
5208 32 19 
5208 32 91 
5208 32 93 
5208 32 95 
5208 32 99 
5208 33 00 
5208 39 00 
6208 41 00 
5208 42 00 
5208 43 00 
5208 49 00 
5208 51 00 
5208 52 10 
5208 52 90 
5208 53 00 

5208 59 00 

5209 31 00 
5209 32 00 
5209 39 00 
5209 41 00 
5209 42 00 
5209 43 00 
5209 49 10 
5209 49 90 
5209 51 00 
5209 52 00 

5209 59 00 

5210 31 10 
5210 31 90 
5210 32 00 
5210 39 00 
5210 41 00 
5210 42 00 
5210 49 00 
5210 51 00 
5210 52 00 

5210 59 00 

5211 31 00 
5211 32 00 
5211 39 00 
5211 41 00 
5211 42 00 
5211 43 00 
5211 49 11 
5211 49 19 
5211 49 90 
5211 51 00 
5211 52 00 

5211 59 00 

5212 13 10 
5212 13 90 
5212 14 10 
5212 14 90 
5212 15 10 
5212 15 90 
6212 23 10 
5212 23 90 
5212 24 10 
5212 24 90 
5212 25 10 
5212 25 90 

ex 5811 00 00 

ex 6308 00 00 

e) davon: 

andere als roh oder gebleicht 


(5) 1 
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5S12 11 00 
5512 19 10 
5512 19 90 
5512 21 00 
5512 29 10 
5512 29 90 
5512 91 00 
5512 99 10 
5512 99 90 


Gaweb« aus synthetischen Spinnfasem, andere als Binder, Samt, 
Plüsch, Schüngengeweba (atnschlieSfich Frettiargawabal urtd 
ChaniMageweba 


5513 11 10 
5513 11 30 
5513 11 90 
5513 12 00 
5513 13 00 
5513 1900 
5513 21 10 
5513 21 30 
5513 21 90 
5513 22 00 
5513 23 00 
5513 29 00 
5513 31 00 
5513 32 00 
5513 33 00 
5513 39 00 
5513 41 00 
5513 42 00 
551343 00 
5513 49 00 


5514 11 00 
55141200 
5514 13 00 
5514 19 00 
5514 21 00 
5514 22 00 
5514 23 00 
5514 29 00 
5514 31 00 
5514 32 00 
5514 33 00 
5514 39 00 
5514 41 00 
5514 42 00 
5514 43 00 
5514 49 00 
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Gruppe I B 


(2) 

(3) 

(4) 

(51 

6105 10 00 
6105 20 10 
6105 20 90 
6105 90 10 

ObartMtndan, T-Shirts, Untarziehpullis (anders als aus Wolle oder 
feuten Tierhaaren). Unterhemden und ihnüche Waren, aus Gewirfcen 

6,48 

154 

6109 10 00 
6109 90 10 
6109 90 30 




6110 20 10 
6110 30 10 




6101 10 90 
6101 20 90 
6101 30 90 

Pullover. Slipover, Twinsets, Westen und Strickjacken (andere als 
zugeschnitten und geniht); Anoraks, Windjacken ur>d ihnüche 

Waren, aus Gewirfcen 

4.53 

221 

6102 10 90 
6102 20 90 
6102 30 90 




6110 10 10 
6110 10 31 
6110 10 35 
611010 38 
6110 10 91 
611010 95 
6110 10 98 
6110 20 91 
6110 20 99 
6110 30 91 
6110 30 99 




6203 41 10 
6203 41 90 
6203 42 31 
6203 42 33 
6203 42 35 
6203 42 90 
6203 43 19 
6203 43 90 
6203 49 19 
6203 49 SO 

Shorts urtd andere fcurze Hosen (andere als Badehosen) und lange 
Hosen, aus Geweben, fOr Minner und Krtaben; lange Hosen aus 
Geweben, fOr Frauen urtd Midchen, aus Wolle, Baumwolle oder 
synthetischen oder fcOctstlichen Spirvtstoffen; Unterteile von 
TrainingsaiuOgen, gefOttert, artdere als der Kategorien 16 oder 29, 
aus Baumwolle oder syrrthetischen oder künstlichen Spjnnstoffen 

%,76 

568 

6204 61 10 
6204 62 31 
6204 62 33 
6204 62 39 
6204 63 18 
6204 69 18 




6211 32 42 
6211 33 42 
6211 42 42 
6211 43 42 




(5106 10 00 
6106 20 00 
6106 90 10 

Blusen und Hemdblusen, ms Gewirfcen urtd andere als aus Gewir¬ 
fcen. aus Wolle, BMmwolle oder synthetischen oder künstlichen 
Spinnstoffen, für Rauen urtd Midchen 

5,55 

180 

6206 20 00 
6206 30 00 
6206 40 00 




6205 10 00 
6205 20 00 
6205 30 00 

Oberhemden, andere als ms Gewirken, für Mirtner uitd Knaben, aus 
Wolle. Baumwolle oder synthetischen oder künstlichen Spinnstoffen 

4,60 

217 
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5802 11 00 
5802 19 00 

ex 6302 60 00 



5508 10 11 
5508 10 19 


SchCngengewebe (Frottiergewebe); Wische nx Körpeqrflege oder 
Haushattswische, andere als aus Gewirken, aus SchKngengewebe 
(Frottiergewebe}, aus Baumwolle 




Game aus synthetischen Spinnfasern, nicht in Aufmachungen für den 
Einzeh/erkauf 


5508 10 19 I a) davon: Polyacryl-Spinnfasern 



5508 20 10 

5510 11 00 
5510 12 00 
5510 20 00 
5510 30 00 
5510 90 00 


Gan>e aus künstlichen Spinnfasern, nicht in Aufmachungen für den 
Einzetverkauf 
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Samt, PlOsch, Schlingangeweba und Chanillegeweba (ausganomman 
Frottiergawaba aua BaumwoHa und Undar) und Nadalflorgawaba, aus 
Wolla, Baumwolle oder aynthatischan oder kOrtstlichan Spinnstoffen 


5802 20 00 
5802 30 00 

5801 22 00 


6302 51 10 
6302 51 90 
6302 53 90 
ex 6302 59 00 
6302 91 10 
6302 91 90 
6302 93 90 
ex 6302 99 00 


a) davon: 
Rippensamt 


Uschwische. Wische zur Kfirparpfiaga und Haushaltswischa. andere 
als aus Gawirkan, andere als aus Frottiergawaba, aus Baumwolle 
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6107 11 00 
6107 12 00 
6107 19 00 


Strümpfe, Strumpfhosen, Unterziehstrümpfe, Socken, Söckchen, 
Strumpfschor>er und ähnliche Wirkwaren, ertdere als für Söuolinge, 
einscNieBIich Krampfaderstrümpfe, ausgenommen Waren der Kate^ 
gorie 70 


Slips und andere Unterhosen, für MSruier urvf Knaben; Slips urtd 
andere Unterhosen für Frauen und Midchen, aus Gewirken, Wolle, 
Baumwolle oder synthetischen oder künstlichen Spinnstoffen 


6108 21 00 
6108 22 00 
6108 29 00 


6201 11 00 
ex 6201 12 10 
ex 6201 12 90 
ex 6201 13 10 
ex 6201 13 90 


MSntel und UmhSnge, für Minner und Knaben, aus Gewebe, aus 
Wolle. Baumwolle oder synthetischen oder künstlichen Spinnstoffen 
(ausgerMmmen Parkas der Kategorie 21) (einschließlich Kurzmintel) 


6210 20 00 


6202 11 00 
ex 6202 12 10 
ex 6202 12 90 
ex 6202 13 10 
ex 6202 13 90 


Mäntel (einschließlich KurzmänteO (einschließlich Umhinge) urxl 
Jacken für Frauen und Midchen, aus Gewebe, aus WoOe. Baumwolle 
oder synthetischen oder künstlichen Spirwistoffen (ausgenommen 
Parkas der Kategorie 21) 


6204 31 00 
6204 32 90 
6204 33 90 
6204 39 19 

6210 30 00 


6211 32 31 
6211 33 31 


Aruüge und Kombinatior>en, andere als aus Gewirken, für Minner und 
Knaben, aus Wolle, Baumwolle odw syrrthetischen oder künstlichen 
Spinnstoffen, ausgenommen Skianzüge: Trainirtgsanzüge. gefüttert, 
mit Außenseite aus ein und demselben Flichenerzeugnis, für Männer 
und Knaben, aus Baumwolle oder synthetischen oder künstlichen 
Spirmstoffen 


6203 31 00 
6203 32 90 
6203 33 90 
6203 39 19 



Sakkos und Jacken, andere aus als Gewirken, für Minner und 
Knaben, aus Wolle, Baumwolle oder synthetischen oder künstlichen 
Spinrtstoffen 


Unterhemden, Slips und andere Unterhosen, Nachthemden, Schlaf¬ 
anzüge, Bademäntel und -jacken, Hausmäntel und ähnliche Waren, für 
Mänr>er und Knaben, andere als aus Gewirken 
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JIL 


J2L 


J3L 


18 

(Forts.) 


6207 92 00 
6207 99 00 


6208 

6208 

6208 

6208 

6208 

6208 

6208 

6208 

6208 

6208 

6208 

6208 


11 00 
19 10 
19 90 
21 00 
22 00 
29 00 
91 11 
91 19 

91 90 

92 10 
92 90 
99 00 


Unterhemden, Unterkleider, Unterröcke, Slips und andere Unter¬ 
hosen, Nachthemden, Schlafanzüge, Negligös, Badem&ntel uijd 
-jacken, Hausmintel urtd Shrtliche Waren, für Frauen und 
Mädchen, artdere als aus Gewirken 


19 


6213 20 00 
6213 90 00 


Taschentücher und Ziertaschentücher, andere als aus Gewirken 


21 


ex 6201 12 10 
ex 6201 12 90 
ex 6201 13 10 
ex 6201 13 90 
6201 91 00 
6201 92 00 

6201 93 00 

ex 6202 12 10 
ex 6202 12 90 
ex 6202 13 10 
ex 6202 13 90 

6202 91 00 
6202 92 00 
6202 93 00 

6211 32 41 
6211 33 41 
6211 42 41 
6211 43 41 


Parkas, Anoraks, Wirtdjacken und dergleichen, andere als aus 
Gewirken, aus Wolle, Baumwolle oder synthetischen oder kOrtst- 
Rchen Spinnstoffen; Oberteile von TrainingsanzOgen, gefüttert, 
artdere als der Kategorie 16 oder 29. aus Baumwolle oder 
synthetischen oder künstlichen Spinnstoffen 


24 


6107 21 00 
6107 22 00 
6107 29 00 
6107 91 10 
6107 91 90 
6107 92 00 
ex 6107 99 00 


6108 
6108 
6108 
6108 
6108 
6108 
6108 
6108 
6108 
-6.1 Q9 


31 10 

31 90 

32 11 
32 19 
32 90 
39 00 
91 10 

91 90 

92 00 

9 9 19 


Nachthemden, Schlafanzüge, Bademäntel uitd -Jacken, Haus¬ 
mäntel und ähnliche Waren iüt Männer und Knaben, aus Gewir¬ 
ken 


Nachthemden, Schlafanzüge. Negligäs, Bademäntel urtd -Jacken, 
Hausmäntel und ähnliche Waren für Frauen urKl Mädchen, aus 
Gewirken 


26 


6104 41 00 
6104 42 00 
6104 43 00 
6104 44 00 

6204 41 00 
6204 42 00 
6204 43 00 
6204 44 00 


Kleider für Frauen und Mädchen, aus Wolle, Baumwolle oder 
synthetischen oder kürtstlichen Spinnstoffen 


27 


6104 S1 00 
6104 52 00 
6104 53 00 
6104 59 00 


Röcke, einschließlich Hosenröcke, für Frauen und Mädchen 
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J2L 


J2L 


J2L 


27 

CFort».» 


6204 61 00 
6204 62 00 
6204 63 00 
6204 69 10 


28 


6103 41 10 
6103 41 90 
6103 42 10 
6103 42 90 
6103 43 10 
6103 43 90 
6103 49 10 

6103 49 91 

6104 61 10 
6104 61 90 
6104 62 10 
6104 62 90 
6104 63 10 
6104 63 90 
6104 69 10 
6104 69 91 


Lang« Hoaan (ainschliaGRch Kniebundhotan und ihnHche Hosan). 
Latzhoaan und kurze Hoaan, andere als Badahoaen, aus Gawirkart, 
aus WoOe, BaumwoU« oder synthetischen oder kOnstRchan Spinn- 
SToffen 


29 


6204 

6204 

6204 

6204 

6204 

6204 

6204 

6204 


11 00 
1200 
1300 
19 10 
21 00 
22 80 
23 80 
29 18 


KostOme und Kombinationan. artdara als aus Gauärkan. für Frauen 
uftd MMchan, aus Wolle, Baurmvolla oder synthetischan oder 
kOnctDchan Spirwwoff a tv, «usgenonwnan SUanzOga: TraMngs- 
anzOga, gafOnart, mit AuBansaita aus sin und damsaBjan FUchart- 
arzaugnis, fOr Frauan und Mbdchen, aus BaumwoU« jodar 
synthetischen oder künstlichan Spinnstoffen 


6211 42 31 
6211 43 31 


31 


6212 10 00 


BOstanhaftar, aus Geweben oder aus Gewirken 


68 



6111 

10 

90 


6111 

20 

90 


6111 

30 

90 

•X 

6111 

90 

00 

•X 

6209 

10 

00 

•X 

6209 

20 

00 

•X 

6209 

30 

00 

•X 

6209 

90 

00 


6112 

11 

00 


6112 

12 

00 


6112 

19 

00 


6203 

22 

10 


6203 

23 

10 


6203 

29 

11 


6203 

32 

10 


6203 

33 

10 


6203 

39 

11 


6203 

42 

11 


6203 

42 

51 


6203 

43 

11 


6203 

43 

31 


6203 

49 

11 


6203 

49 

31 


Siuglirrgsklaidung urtd BaUaidurtgszubahlSr fOr Siugiinga. ausga- 
iwmm an Handschuhe fOr SUugUrtga dar Kategorien 10 und 87, 
und StrOmpfa, Socken und Sdcfcchan fOr Siugiinga, andere als 
«US Gawirkan, dar Kategorie 88 


73 


TraMngsanzOga aus Gawirkan, aus WoUa, Baumwofle oder 
synthetischan oder kOnstiichen Spinnstoffen 


76 


Arbaits- und Berufskleidung, fOr Mirmar und Knaben, ander« als 
aus Gewirken: Schürzen, KitM urtd artdar« Arbaits* und Berufs¬ 
kleidung, für Frauen urxl MMdwn, arrdere als aus Gawirkan 
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76 

(Forts.) 



6204 

22 

10 


6204 

23 

10 


6204 

29 

11 


6204 

32 

10 


6204 

33 

10 


6204 

39 

11 


6204 

62 

11 


6204 

62 

51 


6204 

63 

11 


6204 

63 

31 


6204 

69 

11 


6204 

69 

31 


6211 

32 

10 


6211 

33 

10 


6211 

42 

10 


6211 

43 

10 

ex 

6211 

20 

00 


6203 

41 

30 


6203 

42 

59 


6203 

43 

39 


6203 

49 

39 


6204 

61 

80 


6204 

61 

90 


6204 

62 

59 


6204 

62 

90 


6204 

63 

39 


6204 

63 

90 


6204 

69 

39 


6204 

69 

50 


6210 

40 

00 


6210 

50 

00 


6211 

31 

00 


6211 

32 

90 


6211 

33 

90 


6211 

41 

00 


6211 

42 

90 


??11 

41 



6101 

10 

10 


6101 

20 

10 


6101 

30 

10 


6102 

10 

10 


6102 

20 

10 


6102 

30 

10 


6103 

31 

00 


6103 

32 

00 


6103 

33 

00 

ex 

6103 

39 

00 


6104 

31 

00 


6104 

32 

00 


6104 

33 

00 

ex 

6104 

39 

00 

ex 

6112 

20 

00 


6113 

00 

90 


6114 

10 

00 


6114 

20 

00 


6114 

30 

00 



Kombirtatioiwn und SkianzOge, andere als aus Gewirken 


Bekleidurtg. andere als aus Gewirken, ausgenommen Bekleidung der 
Kategorien 6. 7. 8.14, 15, 16, 17. 18. 21, 26. 27, 29, 68, 72, 76 
und 77 



Mimel (einschließlich KurzmSntel), Jacken und andere Bekleidung, 
einscNießlich Skianzüge, aus Gewirken, ausgenommen Bekleidung der 
Kategorien 4. 5, 7, 13, 24, 26, 27. 28, 68, 69, 72, 73, 74 und 75 
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5407 20 11 


6305 31 91 
6305 31 99 


5407 20 19 


Gewebe aus Garnen aus synthetischen Filamenten aus Streifen oder 
dergleichen, aus Polyäthylen oder Polypropylerv mit einer Breite von 
weniger als 3 m; 

SScke und Beutel zu Verpackungszwecken, arvfere als aus Gewirken, aus 
Streifen oder dergleichen 


Gewebe aus Garnen aus synthetischen Rlamenten aus Streifen oder 
dergleichen, aus Polyäthylen oder Polypropylen, mit einer Breite von 3 m 
oder mehr 


Gewebe aus synthetischen Spinnfäden, andere als für die Reifenherstetlur>g 
der Kategorie 114 



ex 5811 00 00 


ex 5905 00 70 


davon: 

andere als roh oder gebleicht 
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Gewebe aus kOnstlichen Spinnfaden, andere als für die Reifen¬ 
herstellung der Kategorie 114 


a) davon: 

andere als roh oder gebleicht 


ex 5905 00 70 


5408 10 00 
5408 21 00 
5408 22 10 
5408 22 90 
5408 23 10 
5408 23 90 
5408 24 00 
5408 31 00 
5408 32 00 
5408 33 00 
5408 34 00 

ex 5811 00 00 

ex 5905 00 70 

5408 10 00 
5408 22 10 
5408 22 90 
5408 23 10 
5408 23 90 
5408 24 00 
5408 32 00 
5408 33 00 
5408 34 00 

ex 5811 00 00 

ex 5905 00 70 


5516 11 00 Gewebe aus künstlichen Spitmfasem 

5516 12 00 

5516 13 00 

5516 14 00 

5516 21 00 

5516 22 00 

5516 23 10 

5516 23 90 

5516 24 00 

5516 31 00 

5516 32 00 

5516 33 00 

5516 34 00 

5516 41 00 

5516 42 00 

5516 43 00 

5516 44 00 

5516 91 00 
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37 

(Forts.) 


5516 92 00 
5516 93 00 
5516 94 00 

5803 90 50 

ex 5905 00 70 

5516 12 00 
5516 13 00 
5516 14 00 
5516 22 00 
5516 23 10 
5516 23 90 
5516 24 00 
5516 32 00 
5516 33 00 
5516 34 00 
5516 42 00 
5516 43 00 
551644 00 
5516 92 00 
5516 93 00 
5516 94 00 


davon: 

andere als roh oder gebleicht 


ex 5803 90 50 
ex 5905 00 70 





6002 43 11 
6002 93 10 


ex 6303 91 00 
ex 6303 92 90 
ex 6303 99 90 


ex 6303 91 00 
ex 6303 92 90 
ex 6303 99 90 

6304 19 10 
ex 6304 19 90 
6304 92 00 
ex 6304 93 00 
ex 6304 99 00 


Gewirke aus symhetischen Spinnfasern, für Vorhinge urtd Gardirten 


Gardinen, arrdere als aus Gewirken 


Gardinen, Vorgänge und Innenrollos; Schabracken tmd Bettvorhänge 
und arxlere Waren zur kmenausstattung, andere als aus Gewirken, aus 
Wolle, Baumwolle oder synthetischen oder künstlichen Spirmstoffen 



5401 10 11 

5401 10 19 

5402 10 10 
5402 10 90 
5402 20 00 
5402 31 10 
5402 31 30 
5402 31 90 
5402 32 00 
5402 33 10 
5402 33 90 
5402 39 10 
5402 39 90 
5402 49 10 
5402 49 91 
5402 49 99 
5402 51 10 
5402 51 30 


Garne aus synthetischen Filamenten, nicht in Aufmachungen für den 
Eittzelverkauf, andere als nicht texturierte Game, ungezwimt, unge¬ 
dreht, oder Game mit nicht mehr als 50 Drehurtgen je' Meter 
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5401 20 10 


1000 
20 10 
20 90 

32 00 

33 90 
39 00 

41 00 

42 00 
49 00 



Garne aus synthetischen und künstlichen Spinnfäden, nicht in Auf¬ 
machungen für den Einzelverkauf: 

Game aus künstlichen Spinnfäden: 

Game aus kürtstiichen Filainenten, nicht in Aufmachungen für den 
Einzelverkauf, andere als Game, ungezwimt, ungedreht, aus Viskose 
oder mit nicht mehr als 250 Drehungen je Meter und nicht texturierte 
Game, ungezwimt, aus Zelluloseacetat 



Game aus synthetischen oder küruitlichen RIamenten, Game aus künst¬ 
lichen Spinnfasern, Game aus Baumwolle, nicht in Aufmachungen für 
den Einzelverkauf 



1000 
21 00 

29 00 

30 10 
30 90 


5106 10 10 
5106 10 90 
5106 20 11 
5106 20 19 
5106 20 91 
5106 20 99 

5108 10 10 
5108 10 90 


5107 10 10 
5107 10 90 
5107 20 10 
5107 20 30 


Wolle ur«d feine Tierhaare, gekrempelt oder gekämmt 



Garne aus Wolle oder feinen Tierhaaren, gekrempelt, nicht in Auf¬ 
machungen für den Einzelverkauf 



Garne aus Wolle oder feinen Tierhaaren, gekämmt, nicht in Auf¬ 
machungen für den Einzetverkauf 


21 
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(1) 

_«1_ 

48 

! 5107 

20 61 

(Forts.) 

6107 

20 59 


6107 

20 91 


6107 

20 99 


5108 

20 10 


5108 

20 90 

49 

5109 

10 10 


5109 

10 90 


5109 

90 10 


5109 

90 90 

50 

5111 

11 00 


5111 

19 10 


5111 

19 90 


5111 

20 00 


6111 

30 10 


5111 

30 30 


5111 

30 90 


5111 

90 10 


5111 

90 91 


5111 

90 93 


5111 

90 99 


5112 

11 00 


5112 

19 10 


5112 

19 90 


5112 

20 00 


5112 

30 10 


6112 

30 30 


5112 

30 90 


5112 

9010 


5112 

90 91 


5112 

90 93 


5112 

90 99 

51 

5203 

00 00 

53 

5803 

1000 

54 

6507 

00 00 

55 

5506 

1000 


5506 

20 00 


5506 

30 00 


5506 

90 10 


5506 

90 91 


5506 

90 99 

56 

5508 

10 90 


5511 

1000 


5511 

20 00 

58 

5701 

10 10 


6701 

10 91 


6701 

10 93 


6701 

10 99 


6701 

90 10 


5701 

90 90 



Game aus Wolle oder feinen Tierhaaren, in Aufmachungen für den 
Einzelvertcauf 


Gewebe aus Wolle oder feinen Tierhaaren 


Baumwolle, gekrempelt oder gekimmt 
Orehergewebe aus Baumwolle 

Künstliche Spinnfasern und AbfStle, gekrempelt, gekimmt oder 
arxfers für die Spinnerei vorbereitet 

Synthetische Spinnfasern und AbfMe, gekrempelt, gektmmt oder 
anders für die Spinnerei vorbereitet 


Game aus synthetischen Spinnfasern (einschrieOlich Abfille), in 
Aufmachungen für den Einzelverkauf 

Geknüpfte Teppiche, auch konfektioniert 
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5702 
5702 
5702 
5702 
5702 
5702 
5702 
5702 
5702 
5702 
5702 
5702 
5702 
5702 
ex 5702 
6702 
5702 
ex 5702 


10 00 
31 10 
31 30 

31 90 

32 10 
32 90 
39 10 
41 10 

41 90 

42 10 
42 90 
49 10 

51 00 

52 00 
59 00 

91 00 

92 00 
99 00 


Teppiche und ar>dere BodenbelSge aus Spinnstoffen, andere als Teppiche 
der Kategorie 58 




5703 10 10 
5703 10 90 
5703 20 11 
5703 20 19 
5703 20 91 
5703 20 99 
5703 30 11 
5703 30 19 
5703 30 51 
5703 30 59 
5703 30 91 
5703 30 99 
5703 90 10 

5703 90 90 

5704 10 00 

5704 90 00 

6705 00 10 
6705 00 31 

5705 00 39 
ex 5705 00 90 


5805 00 00 


ex 5806 10 00 
5806 20 00 
5806 31 10 
5806 31 90 
5806 32 10 
5806 32 90 
5806 39 00 
5806 40 00 


5606 00 91 
5606 00 99 


Tapisserien, handgewebt (Gobelins, nandrische Gobelins. Aubusson, 
Beauvais und ähnliche) und Tapisserien als Nadelarbeit (z.B. Petit Point, 
Kreuzstich), auch konfektioniert 


Bär>der urxf schußlose BärvJer aus parallelgelegten urxf geklebten Garnen 
oder Fasern (bolducs), ausgenommen Etiketten und ähnliche Waren der 
Kategorie 62 

Gummielastische Gewebe (ausgenommen Gewirke) 



Chenillegarne, Gimpen (andere als umsponnene Garne aus Roßhaar) 


Tülle, Bobinetgardinenstoff und geknüpfte Netzstoffe, Spitzen 
(maschinen- oder handgefertigt), als Meterware oder als Motiv 
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62 

(Forts.! 


5807 10 10 

5807 10 90 

5808 10 00 
5808 90 00 



5906 91 00 

ex 6002 10 10 
6002 10 90 
ex 6002 30 10 
6002 30 90 

ex 6001 10 00 

6002 20 31 
6002 43 19 


5606 00 10 

ex 6001 10 00 
6001 21 00 
6001 22 00 
6001 29 10 
6001 91 10 
6001 91 30 
6001 91 SO 
6001 91 90 
6001 92 10 
6001 92 30 
6001 92 50 
6001 92 90 
6001 99 10 


Etiketten, Abzeichen und IhnUche Waren, aus Spinnstoffen, als Meterware 
oder zugeschnitten, nicht bestickt, gewebt 

Geflechte und sonstige Posamecnierwaren. als Meterware; Quasten, 
Troddeln, Oliven, Nüsse, Pomports und dergleichen 

Stickereien, als Meterware oder als Motiv 



Gewirke aus synthetischen Spinnfasern mit einem Anteil an Eiastomer>Fäden 
von mehr als 5 Gewichtshurtdertteilen uttd Gewirke mit einem Anteil an 
gummielastischen FSden, von mehr als 5 Gewichtshurtdertteilen 

Raschelspitzen und hochftorige Gewirke, aus synthetischen Spiititfasern 



Gewirke, andere als Waren der Kategorien 38 A urtd 63, aus Wolle, Baum¬ 
wolle oder syrtthetischen oder kürtstlichen Spinnstoffen 


ex 6002 
6002 
6002 
6002 
6002 
ex 6002 
6002 
6002 
6002 
6002 
6002 
6002 
6002 
6002 
6002 
6002 
6002 
6002 
6002 
6002 
6002 
6002 
6002 
6002 
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Grup>pe III B 
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6112 31 10 
6112 31 90 
6112 39 10 
6112 39 90 
611241 10 
6112 41 90 
6112 49 10 
6112 49 90 

6211 11 00 
6211 12 00 



6104 
6104 
6104 
ex 6104 
6104 
6104 
6104 
ex 6104 







6214 20 00 
6214 30 00 
6214 40 00 
6214 90 10 


6215 20 00 
6215 90 00 


6212 20 00 
6212 30 00 
6212 90 00 


ex 6209 10 00 
ex 6209 20 00 
ex 6209 30 00 
ex 6209 90 00 

6216 00 00 


ex 6209 10 00 
ex 6209 20 00 
ex 6209 30 00 
ex 6209 90 00 


BadeanzOge urtd Badehosen, aus Wolle, Baumwolle oder 
synthetischen oder künstlichen Spinnstoffen 



11 00 
1200 
1300 
19 00 
21 00 
22 00 
23 00 
29 00 


Kostüme und Kombinationen, aus Gewirken, für Frauen und 
MMchen, aus Wolle, Baumwolle oder synthetischen oder künst¬ 
lichen Spinnstoffen, ausgenommen SkianzOge 





Anzüge und Kombinationen, aus Gewirken, für Männer und 
Knaben, aus Wolle, Baumwolle oder synthetischen oder künstlichen 
Spinnstoffen, ausgenommen Skiattzüge 




Schals. Umschlagtücher, Halstüt^r, Kragertschoner, Kopftücher, 
Schleier ufxl ähnliche Waren, andere als aus Gewirken, aus Wolle, 
Baumwolle oder synthetischen oder künstlichen Spinnstoffen 


Krawatten, Querbinder und Krawattenschals, andere als aus Gewir¬ 
ken. aus Wolle, Baumwolle oder synthetischen oder künstlichen 
Spinnstoffen 


Büstenhalter, Hüftgürtel, Korsette, Hosenträger, Strumpfhalter, 
Strumpfbänder und ähnliche Waren, sowie ihre Teile, auch'aus 
Gewirken 


Handschuhe, andere als aus Gewirken 








Strümpfe, Socken und Söckchen, nicht gewirkt: anderes Beklei¬ 
dungszubehör, Teile von Bekleidung oder von Bekleidungszubehör, 
ausgenommen für Säuglinge, nicht gewirkt 


6217 10 00 
6217 90 00 
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96 5603 00 10 Vliesstoffe und Waren daraus, auch getränkt oder bestrichen 

5603 00 91 
5603 00 93 
5603 00 95 
5603 00 99 

ex 5807 90 10 

ex 5905 00 70 

6210 10 91 
6210 10 99 

ex 6301 40 90 
ex 6301 90 90 

6302 22 10 
6302 32 10 
6302 53 10 

6302 93 10 

6303 92 10 
6303 99 10 
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( 1 ) 

96 

(Forts.l 

97 


98 

99 


100 

101 

109 


ex 6304 19 90 
ex 6304 93 00 
ex 6304 99 00 

ex 6305 39 00 

6307 10 30 
ex 6307 90 99 


5609 00 00 
5905 00 10 




Netze, kl Stücken oder als Meterware, aus BindfMen, Seilen oder Tauen; 
konfektionierte Fiscfiemetze, aus BindfMen, Seilen oder Tauen 


Waren aus BindfMen, Seiten oder Tauen, ausgenommen Gewebe, Waren 
aus Geweben und Waren der Kategorie 97 


5901 10 00 Gewebe, mit Lekn oder stirkehahigen Zurichtestoffen bestrichen, wie sie 
5901 90 00 üblicherweise zum Einbinden von Büchern, zum HersteHen von Futteralen 
und anderen Kartonagen oder zu ihnlichen Zwecken verwendet werden. 
Pausleinwand: priparierte Matieinwand; Bougram Und Ähnliche Erzeugnisse 
für die Hutmacherei 


5904 10 00 
5904 91 10 
5904 91 90 
5904 92 00 


Linoleum, auch zugeschnitten; BodenbelAge, bestehend aus einer Spinnstoff¬ 
unterlage mit einer Deckschicht oder einem Oberzug, auch zugeschnitten 


5906 10 10 Kautschutierte Gewebe, andere als aus Gewirken, mit Ausnahme von 
5906 10 90 Geweben für die Rerfenhersteliung 
5906 99 10 

5906 99 90 

5907 00 00 Andere Gewebe, getrinkt oder bestrichen; bemalte Gewebe für Theater- 


dekorationen, AtelierhintergrOnde und dergleichen, andere als Waran der 
Kategorie 100_ 


5903 10 10 
5903 10 90 
5903 20 10 
5903 20 90 
5903 90 10 
5903 90 91 
5903 90 99 

Gewebe, mit Zellulosederivaten oder anderen Kunststoffen getrfinkt, 
bestrichen oder überzogen oder mit Lagen aus diesen Stoffen versehen 

ex 5607 90 00 

Bindfiden, Seile und Taue, auch geflochten, andere als aus synthetischen 
Chemiefasern 


6306 11 00 Planen, Segel und Markisen 

6306 12 00 

6306 19 00 

6306 31 00 

6306 39 00 
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6302 29 10 
6302 39 10 
6302 39 30 
6302 52 00 
ex 6302 59 00 
6302 92 00 
ex 6302 99 00 


120 ex 6303 99 90 


6304 19 30 
ex 6304 99 00 


Bettwäsche, Tischwäsche, Wäsche zur Körperpflege und andere Haus« 
hattswäsche, aus Leinen oder Ramie, andere als aus Gewirken 


Gardinen, Vorgänge und Innenrollos; Schabraken und Bettvorhänge und 
arrdere Waren zur Innenausstattung, andere als aus Gewirken, aus 
Rachs oder Ramie 


ex 5607 90 00 I Bindfäden, Seile und Taue, auch geflochten, aus Flachs oder Ramie 


122 ex 6305 90 00 


5801 90 10 



6214 90 90 


Säcke und Beutel zu Verpackungszwecken, aus Rachs, arrdere als aus 
Gewirken 


Samt- und Plüschgewebe, Schlingengewebe (Rottiergewebe), und 
Chenillegewebe, aus Rachs oder Ramie, ausgenommen aus Bändern 

Schals, Umschlagtücher, Kragenschoner, Kopftücher, Schleier und 
ähnliche Waren, aus Rachs oder Ramie, andere als aus Gewirken 
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5501 10 00 
5501 20 00 
5501 30 00 
5501 90 00 

5503 10 11 
5503 10 19 
5503 10 90 
5503 20 00 
5503 30 00 
5503 40 00 
5503 90 10 
5503 90 90 

5505 10 10 
5505 10 30 
5505 10 50 
5505 10 70 
5505 10 90 


5402 41 10 
5402 41 30 
5402 41 90 
5402 42 00 
5402 43 10 
5402 43 90 


5404 10 10 
5404 10 90 
5404 90 11 
5404 90 19 
5404 90 90 

ex 5604 20 00 
ex 5604 90 00 


5502 00 10 
5502 00 90 

5504 10 00 

5504 90 00 

5505 20 00 


5403 31 00 
ex 5403 32 00 
5403 33 10 


5405 00 00 
ex 5604 90 00 


5105 40 



Game aus synthetisctien Hiamenten. nicht in Aufmachungen fOr 
den Einzelverfcauf, andere als Game der Kategorie 41 


Mortofile, Streifen (künstliches Stroh und dergleichen) uttd Katgut- 
nachahmungen, aus synthetischer oder künstlicher Spirtnntasse 



Game aus künstlichen FHamentsn, nicht in Aufmachurrgen für den 
Eiruelverkauf, andere als Game der Kategorie 42 



Grobe Tierhaare, 


(t oder gekimmt 


5110 (X> 00 I Game aus groben Tierhswen oder Roßhaar 


5004 00 10 Seidengame, andere als Schappeseidengame oder Bourrette- 
5004 00 90 Seidengarne 


5006 00 10 
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( 1 ) 


( 2 ) 


(3) 


130 8 


5005 00 10 

5005 00 90 

5006 00 90 
ex 5604 90 00 


Seidengsme. andere als die der Kategorie 130 A; Messina- 
haar 


131 


5308 90 90 


Game aus artderen pflanzlichen Spinnstoffen 


132 


5308 30 00 


Papiergarne 


133 


5308 20 10 
5308 20 90 


Hanfgarrte 


134 


5605 00 00 


MetaHgarrte und rrtetalfisierte Game 


135 


511300 00 


Gewebe aus groben Herhaareo oder aus Roßhaar 


136 


6007 

5007 

5007 

5007 

6007 

6007 

5007 

5007 

5007 

6007 

6007 

5007 

6007 

5007 

5007 

6007 


1000 
20 11 
20 19 
20 21 
20 31 
20 39 
20 41 
20 51 
20 59 
20 61 
20 69 
20 71 
90 10 
90 30 
90 50 
90 90 


Gewebe aus Seide, Schappeseide oder Bourretteseide 


5803 90 10 
ex 5905 00 90 
ex 5911 20 00 


137 


ex 5801 90 90 
ex 5806 10 00 


Samt und Plüsch, gewebt, und Chenillegewebe sowie Binder 
aus Seide, Schappeseide oder Bourretteseide 


138 


5311 00 90 
ex 5905 00 90 


Gewebe aus Papiergarnen und aus anderen Spinnstoffen, 
andere als aus Ramie 


139 


5809 00 00 


Gewebe aus Metallfiden, Gewebe aus MetaUgamen oder aus 
metallisierten Garnen 


140 


6001 10 00 
6001 29 90 

6001 99 90 

6002 20 90 
6002 49 00 
6002 99 00 


Gewirke und Gestricke aus Spinnstoffen, andere als Wolle 
oder feinen Tierhaaren, Baumwolle oder Chemiefasern 


141 


ex 6301 90 90 


Decken aus Spinnstoffen, andere als Wolle oder feinen Tier¬ 
haaren, Baumwolle oder Chemiefasern 
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(11- 

(2) 

(3) 

<4) 

(5) 

142 

ex 5702 39 90 
ex 5702 49 90 
ex 5702 59 00 
ex 5702 99 90 

ex 5705 00 90 

Teppiche und endere Fußbodenbelige, aus Spinnstoffen, aus Sisal, 
anderen Agavefasern oder Manilahanf 



144 

5602 10 35 
5602 29 10 

Filz aus groben Tierhaaren 



145 

5607 30 00 
ex 5607 90 00 

Bindfäden, Seäe und Taue, auch geflochten: aus Abaca (Manilahanf) 
oder aus anderen harten BIsttfasem 



146 A 

ex 5607 21 00 

BiiHlegamen und Pressertgame für landwirtschaftliche Maschinen, 
aus Sisal oder anderen Agavefasem 



146 B 

ex 5607 21 00 
5607 29 10 
5607 29 90 

Bindfäden, Seite ui>d Taue aus Sisal oder anderen Agavefasem, 
arxlere als die Waren der Kategorie 146 A 



146 C 

5607 10 00 

Bindfädert, Seile urtd Taue, auch geflochten, aus Jute oder anderen 
textilen Bastfasern der Position 5303 



147 

5003 90 00 

Abfälle von Seide (eirtschließlich nicht abhaspelbare Kokorts, Gam- 
abfäHe und ReiBspirmstoff), andere als weder gekrempelt tK>ch 
gekämmt 



148 A 

5307 10 10 
5307 10 90 
5307 20 00 

Game aus Jute oder anderen textilen Bastfasern der Position 5303 



148 B 

5308 10 00 

Kokosgame 



149 

5310 10 90 
ex 5310 90 00 

Gewebe aus Jute oder artderen textilen Bastfasern mit einer Breite 
von mehr als 150 cm 



150 

5310 10 10 
ex 5310 90 00 
6305 10 90 

Gewebe aus Jute oder anderen textilen Bastfasern mit einer Breite 
von 150 cm oder weniger 

Säcke und Beutel zu Verpackungszwecken, aus Jute oder anderen 
textilen Bastfasern, andere als gebraucht 



151 A 

5702 20 00 

Fußbodenbeläge aus Kokosfasern 



151 B 

ex 5702 39 90 
ex 5702 49 90 
ex 5702 59 00 
ex 5702 99 00 

Teppiche und andere FuBbodenbeläge, aus Jute oder anderen textilen 
Bastfasern, andere als getuftet oder beflockt 



152 

5602 10 11 

Nadelfilze aus Jute oder anderen textilen Bastfasern, weder getränkt 
noch bestrichen, andere als Fußbodenbelige 

■ 


153 

6305 10 10 

Gebrauchte Säcke utKl Beutel zu Verpackungszwecken, aus Jute 
oder anderen textilen Bastfasern der Position 5303 
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(21 

13) 

5001 00 00 

Seidenraupankolrons, zum Abhaspeln geeignet 

5002 00 00 

Gr^e, weder gedreht noch gezwirnt 

5003 10 00 

Abfälle von Seide (einschlielUich nicht abhaspelbare Kokons, G.arnabfälle 
ufKl Reißspinnstoff), weder gekrempelt rwch gekämmt 

5101 11 00 
5101 19 00 
6101 21 00 
6101 29 00 
5101 30 00 

Wolle, weder gekrempelt ttoch gekämmt 

5102 10 10 
5102 10 30 
5102 10 50 
5102 10 90 
6102 20 00 

Feine oder grobe Tierhaare, weder gekrempelt noch gekämmt 

5103 10 10 
5103 10 90 
5103 20 10 
5103 20 91 
5103 20 99 
5103 30 00 

Abfälle von Wolle oder feinen oder groben Tierhaaren (einschließlich 
Gamabfälle), ausgenommen Reißspinnstoff 

5104 00 00 

Reißspinnstoff aus Wolle oder feinen oder groben Tierhaaren 

5301 10 00 
5301 21 00 
5301 29 00 
5301 30 10 
5301 30 90 

Flachs, roh oder bearbeitet, jedoch nicht versponnen; Werg urtd Abfälle 
von Rachs (einschlieiyich Garriabfälle und Reiltepinnstoff) 

5305 91 00 
5305 99 00 

Ramie und andere pflandiche Spinnstoffe, roh oder bearbeitet, jedoch nicht 
versponnen; Werg und Abfälle, andere als Kokos und Abaca der 

Position 5304 

5201 00 10 
5201 00 90 

Baumwolle, weder gekrempelt noch gekämmt 

5202 10 00 
5202 91 00 
5202 99 00 

Abfälle von Baumwolle (einschließlich Gamabfälle und Reißspinnstoff} 

5302 1 0 00 
5302 90 00 

Hanf (Cannabis sativa L.), roh oder bearbeitet, jedoch nicht versponnen; 

Werg und Abfälle von Hanf (einschließlich Garnabfälle und Reißspinnstoff) 

5305 21 00 
5305 29 00 

Abaca (Manilahanf oder Musa textilis Nee), roh oder bearbeitet, jedoch 
nicht versporuten; Werg uf>d Abfälle von Abaca (einschließlich Garnabfälle 
urKi Reißspinnstoff) 

5303 10 00 
5303 90 00 

Jute urrd andere textile Bastfasern (ausgenommen Flachs, Harrf und 

Ramie), roh oder bearbeitet, jedoch nicht versponnen; Werg ur>d Abfälle 
von diesen Spinnstoffen (einschließlich Garnabfälle und Reißspirtnstoff) 

5304 10 00 

5304 90 00 

5305 11 00 
5305 19 00 
5305 91 00 
6305 99 00 

Andere pflaruliche Spinnstoffe, roh oder bearbeitet, jedoch nicht ver¬ 
sponnen; Werg und Abfälle von diesen Spinnstoffen (einschließlich Gam¬ 
abfälle und Rei(tepinnstoff) 

6106 90 30 

ex 6110 90 90 

Blusen und Pullover, aus Gewirken oder Gestricken, aus Seide, Schappe- 
seide oder Bourretteseide, für Frauen oder Mädchen 


14) (5) 
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6101 90 10 
6101 90 90 


6102 90 10 
6102 90 90 

•X 

6103 39 00 
6103 49 99 

•X 

6104 19 00 

•X 

6104 29 00 

«X 

6104 39 00 
6104 49 00 
6104 69 99 


6105 90 90 


6106 90 SO 
6106 90 90 

•X 

6107 99 00 


6108 99 90 


6109 90 90 


6110 90 10 

•X 

6110 90 90 

•X 

6111 90 00 
6114 90 00 



6204 49 10 
6206 10 00 

6214 10 00 


6215 10 00 


6213 10 00 


6201 19 00 

6201 99 00 

6202 19 00 
6202 99 00 


B«kl«iduno au< Gawirkan oder Gaatrickan, andara als dia dar Kategorian 1 bis 123 und 
dar Katagoria 1S6 


Maidar. Bhjsan und Hamdbkisan, andara als aus Gawirksn odar Gastrickan, aus Saida, 
SchappasaMa odar Bo ur r a tt aa ai d e 

Schals, UinschlagtOchar, KalstOchar, Kraganschonar, KopftOchar, Schlaiar und ihnlicha 
Waran, andara als aus Gawirkan edar Gastrickan, aus Saida, Schappasaida odar 
Bourrattesaida 

Krawattan, Schlaifan (t.B. Quarfaitidaf) und Krawattanschals 


TaschantOchar und ZiaftaschantOchar 


Baklaidung, andara als aus Gawirken odar Gastrickan, andara als dia dar Katagorian 1 
bis 123 odar dar Katagoria 159 



6203 19 90 
6203 29 90 
6203 39 90 

6203 49 90 

6204 19 90 
6204 29 90 
6204 39 90 
6204 49 90 
6204 59 90 

6204 69 90 

6205 90 10 

6205 90 90 

6206 90 10 
6206 90 90 


ax 6211 20 00 
6211 39 00 
.6211 49 00 
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Anhang 11 


Waren, die keinen Höchsttnengen, aber dem System der doppelten Kontrolle nach Artikel 2 

Absatz 3 des Abkommens unterliegen. 

(Die voNstfirxtigen Bezeictviungen dar Waran, die unter die in diesem Anhang genannten 

Kategorien fallen, sind in Anhang I artgegeben.) 

Kategorie: 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 
12 
13 
20 
24 
28 
39 

117 

118 
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Protokoll A 


Titel I 

Klassifizierung 
Artikel 1 

(1) Die zuständigen Behörden der Gemeinschaft verpflichten 
sic^, Litauen über alle Änderungen der Kombinierten Nomen¬ 
klatur (KN) zu untenichten. bevor diese in der Gemeinschaft in 
Kraft treten. 

(2) Die zuständigen Behörden der Gemeinschaft verpflichten 
sich, den zuständigen Behörden Litauens alle Entscheidungen 
über die Einreihung von unter dieses Abkommen fallenden Waren 
spätestens einen Monat nach ihrer Annahme mitzuteilen. Diese 
Mitteilungen enflialten; 

a) eine Beschreibung der betreffenden Waren, 

b) die betreffende Kategorie und die entsprechenden KN- 
Codes, 

c) die Gründe für die getroffene Entscheidung. 

(3) Hat eine Tarifierungsentscheidung eine Änderung der Tari¬ 
fierungspraxis oder einen Wechsel der Kategorie für eine unter 
dieses Protokoll fallende Ware zur Folge, so setzen die zuständi¬ 
gen Behörden der Gemeinschaft eine Frist von 30 Tagen ab dem 
Zeitpunkt der Mitteilung der Gemeinschaft, bevor die Entschei¬ 
dung wirksam wird. Für Waren, die vor dem Zeitpunkt des Wirk¬ 
samwerdens der Entscheidung versandt werden, gilt weiter die 
frühere Tarifieiungspraxis, sofern die betreffenden Waren inner¬ 
halb von 60 Tagen nach diesem Zeitpunkt zur Einfuhr in die 
Gemeinschaft gestellt werden. 

(4) Betrifft eine Tarifierungsentscheidung der Gemeinschaft, 
die eine Änderung der Tarifierungspraxis oder einen Wechsel der 
Kategorie für eine unter dieses Protokoll fallende Ware zur Folge 
hat, eine einer Höchstmenge unterliegende Kategorie, so verein¬ 
baren die Vertragsparteien, Konsultationen nach dem Verfahren 
des Artikels 15 des Protokolls eirtzuleiten, um der Verpflichtung 
gemäß Artikel 11 Absatz 1 Unterabsatz 2 des Protokolls nachzu¬ 
kommen. 

(5) Bestehen zwischen den zuständigen Behörden der Gemein¬ 
schaft und Litauen am Ort des Verbringens in die Gemeinschaft 
Meinungsverschiedenheiten über die Tarifierung von unter dieses 
Protokoll fallenden Waren, so erfolgt die Tarifierung vorläufig 
anhand der von der Gemeinschaft gelieferten Angaben, bis Kon¬ 
sultationen nach Artikel 15 stattfinden, um zu einer Einigung über 
die endgültige Tarifierung der betreffenden Ware zu gelangen. 


Titel II 
Urspixing 

Artikel 2 

(1) Für Waren mit Ursprung in Litauen, die nach Maßgabe der in 
diesem Protokoll festgelegten Regelung in die Gemeinschaft aus¬ 
geführt werden, ist ein Ursprungszeugnis Litauens vorzulegen, 
das dem Muster im Anhang zu diesem Protokoll entspricht. 

(2) Das Ursprungszeugnis wird von den nach litauischem Recht 
dazu befugten litauischen Stellen ausgestellt, wenn die betreffen¬ 
den Waren im Sinne der in der Gemeinschaft geltenden einschlä¬ 
gigen Vorschriften als Ursprungswaren dieses Landes gelten 
können. 

(3) Die Waren der Gruppen III, IV und V können jedoch nach 
Maßgabe der in diesem Abkommen festgelegten Regelung auf 
Vorlage einer Erklärung des Ausführers auf der Rechnung oder 
einem anderen Handelspapier in die Gemeinschaft eingefOhrt 
werden, aus der hervorg^t, daß die betreffenden Waren im Sinne 
der in der Gemeinschaft geltenden einschlägigen Vorschriften 
Ursprungswaren Litauens sind. 

(4) Das Urspnjngszeugnis nach Absatz 1 wird nicht verlangt 
bei der Einfuhr von Waren, für die ein nach tfen einschlägigen 
Gemeinschaftsvorschriften ausgefüllte Warenverkehrsbescheini¬ 
gung nach Formblatt EUR.1 oder EUR.2 vorgelegt wird. 


Artikel 3 

Das Ursprungszeugnis wird nur auf schriftlichen Antrag erteilt, 
der vom Ausführer oder unter der Verantwortung des Ausführers 
von dessen bevoUmächtigtem Vertreter zu stellen ist. Die rtach 
litauischem Recht dazu befugten Htauschen Stellen sorgen dafür, 
daß das Ursprungszeugnis ordnungsgemäß ausgefüllt isL und 
verlangen zu diesem Zweck die Vorlage aller notwendigen Belege 
oder nehmen alle Prüfungen vor, die sie für angebracht hatten. 

Artikel 4 

Sind für Waren derselben Kategorie unterschiedliche Kriterien 
für die Bestimmung des Ursprungs festgelegt, so müssen die 
Ursprungszeugnisse oder Ursprungserklärungen eine hinrei¬ 
chend genaue Warenbeschreitüng enthalten, damit ein Urteil 
über das von Litauen angewarHjte Kriterium möglich isL anhartd 
dessen das Ursprungszeugnis ausgestellt oder die Ursprungs¬ 
erklärung abgegeben wurde. 

Artikel 5 

Die Feststellung geringfügiger Abweichungen zwischen den 
Angaben in dem Ursprungszeugnis und den Angaben in den der 
Zollstelle zur Erfüllung der Einfuhrförmlichkeiten vorgelegten 
Unterlagen begründet nicht schon allein Zweifel an der Richtigkeit 
der Angaben in dem Urspnjngszeugnis. 


Trtel 111 

System der doppelten Kontrolle 

Abschnitt I 
Ausfuhr 


Artikel 6 

Die zuständigen litauischen Behörden erteilen für alle aus 
Litauen abgehenden Sertdungen von Textilwaren, die vorläufigen 
oder endgültigen Höchstmengen gemäß Artikel 5 des Abkom¬ 
mens unterliegen, Ausfuhrlizenzen bis zur Erreichung der betref¬ 
fenden Höchstmengen, die nach Maßgabe der Artikel 4,6 und 8 
des Protokolls geändert werden können; sie erteilen ebenfalls 
Ausfuhrlizenzen für alle Sendungen von Textilwaren, die einem 
System der doppelten Kontrolle ohne Höchstmengen gemäß 
Artikel 2 Absätze 3 und 3 des Abkommens unterliegen. 

Artikel 7 

(1) Die Ausfuhrlizenzen für Waren, die gemäß diesem Abkom¬ 
men Höchstmengen unterliegen, müssen dem Muster 1 im An¬ 
hang zu diesem Protokoll entsprechen und sind für Ausfuhren in 
das gesamte Zollgebiet gültig, in dem der Vertrag zur Gründung 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft Anwendung findet. 
Benjft sich die Gemeinschaft jedoch gemäß der Vereinbarten 
Niederschrift Nr. 1 auf die Artikel 5 und 7 des Abkommens oder 
auf die Vereinbarte Niederschrift Nr. 2. so dürfen die unter die 
betreffertden Ausfuhrlizenzen fallenden Waren nur in dem (den) in 
diesen Lizenzen angegebenen Gebiet(en) der Gemeinschaft in 
den freien Verkehr übergeführt werden. 

(2) Sofern gemäß diesem Abkommen Höchstmengen gelten, 
muß in den Ausfuhrlizenzen unter anderem bescheinigt werden, 
daß die betreffende Warenmenge auf die Höchstmenge für die 
entsprechende Warenkategorie angerechnet wurde; Ausfuhr¬ 
lizenzen dürfen jeweils nur für eine Warenkategorie erteilt werden, 
für die Höchstmengen gelten. Sie können für eine oder mehrere 
Sendungen der betreffenden Waren verwendet werden. 

(3) Die Ausfuhriizenzen für Waren, für die ein System der dop¬ 
pelten Kontrolle ohne Höchstmengen gilt, müssen dem Muster 2 
im Anhang zu diesem Protokoll entsprechen. Die Ausfuhrlizenzen 
dürfen jeweils nur für eine Warenkategorie erteilt werden und kön¬ 
nen für eine oder mehrere Sendungen der betreffenden Waren 
verwendet werden. 
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Artikel 8 

Die zuständigen Behörden der Gemeinschaft sind umgehend 
von der Rücknahme oder Änderung einer bereits erteilten Aus¬ 
fuhrlizenz zu unterrichten. 

Artikel 9 

(1) Die Ausfuhren von Textilwaren, die gemäß diesem Protokoll 
Höchstmengen unterliegen, werden auf die Höchstmengen für 
das Jahr angerechnet, in dem die Waren versandt werden, auch 
wenn die Ausfuhrlizenz erst nach dem Versand erteilt wird. 

(2) Als Zeitpunkt des Versands der Waren bn Sinr>e des Absat¬ 
zes 1 gilt der Zeitpunkt des Vertadens in das Hugzeug, auf das 
Kraftfahrzeug oder auf das Schiff zur Ausfuhr. 

Artikel 10 

Oie Vorlage einer Ausfuhrlizenz gemöB Artikel 12 mu8 späte¬ 
stens am 31. März des Jahres erfolgen, daS auf das Jahr folgt, in 
dem die in der Lizenz aufgeführten Waren versandt wurden. 

Abschnitt II 
Einfuhr 

Artikel 11 

Die Einfuhr in die Gemeirtschaft ist für Textilwaren, die gemäß 
diesem Abkommen Höchstmengen oder einem System der 
doppelten Kontrolle unterliegen, von der Vorlage einer Einfuhr¬ 
genehmigung abhängig. 

Artikel 12 

(1) Die zuständigen Behörden der Gemeinschaft erteilen die in 
Artikel 11 genannten Einfuhrgerrehmigungen innerhalb von fünf 
Arbeitstagen nach Vortage des Origirtals der entsp)rechenden 
Ausfuhrlizenz durch den Einführer. 

(2) Die Einfuhrgenehmigungen für Waren, die gemäß diesem 
Abkommen Höchstmengen unterliegen, sind für die Dauer von 
sechs Monaten ab dem Zeitpunkt ihrer Erteilung für Einfuhren in 
das gesamte Zollgebiet gültig, in dem der Vertrag zur Gründung 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft Anwendung findet. 
Beruft sich die Gemeinschaft jedoch gemäß der Vereinbarten 
Niederschrift Nr. 1 auf die Artikel 5 und 7 des Abkommens oder 
auf die Vereinbarte Niederschrift Nr. 2, so dürfen die unter die 
betreffenden Genehmigungen fallenden Waren nur in dem (den) 
darin angegebenen Gebietfen) der Gemeinschaft in den freien 
Verkehr übergeführt werden. 

(3) Die Einfuhrgenehmigungen für Waren, die einem System der 
doppelten Kontrolle ohne Höchstmengen unterliegen, sind für 
die Dauer von sechs Monaten ab dem Zeitpunkt ihrer Erteilung 
für Einfuhren in das gesamte Zollgebiet gültig, in dem der Vertrag 
zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft An¬ 
wendung findet. 

(4) Die zuständigen Behörden der Gemeinschaft erklären 
bereits erteilte Einfuhrgenehmigungen für ungültig, wenn die ent¬ 
sprechenden Ausfuhrlizenzen zurückgerKxnmen wurden. 

Werden jedoch die zuständigen Behörden der Gemeinschaft von 
der Rücknahme oder Annullierung einer Ausfuhrlizenz erst nach 
der Einfuhr der Waren in die Gemeinschaft unterrichtet, so wer¬ 
den die betreffenden Mengen auf die Höchstmengen für die 
betreffende Kategorie und das betreffende Jahr angerechnet. 

Artikel 13 

(1) Stellen die zuständigen Behörden der Gemeinschaft fest, 
daß bei einer Warenkategorie die Gesamtmenge, für die Litauen 
Ausfuhrlizenzen erteitt hat, in einem Jahr die gemäß Artikel 5 
des Abkommens festgesetzte Höchstmenge für diese Kategorie 
- gegebenenfalls geändert nach Maßgabe der Artikel 4,6 und 8 
des Abkommens - überschreitet, so können die genannten 
Behörden die Erteilung von Einfuhrgenehmigungen zeitweilig 
einstellen. In diesem Fall unterrichten die zuständigen Behörden 
der Gemeinschaft umgehend die litauischen Behörden Litauens, 
und das besondere Konsultationsverfahren nach Artikel 15 des 
Abkommens wird unverzüglich eingeleitet. 


(2) Für Waren mit Ursprung in Litauen, für die Höchstmengen 
oder das System der doppelten Kontrolle gelten und für die keine 
nach Maßgabe dieser Anlage erteilten Ausfuhrlizenzen Litauens 
vorgelegt werden, körmen die zustärxfigen Behörden der Gemein¬ 
schaft die Erteilung von Einfuhrgertehmigungen verweigem. 

Lassen die zuständigen Behörden der Gemeinschaft jedoch die 
Einfuhr solcher Wairen in die Gemeinschaft zu, so werden unbe¬ 
schadet des Artikels 6 des Abkommens die betreffenden Mertgen 
nur mit ausdrücklicher Zustimmung der zuständigen litauischen 
Behörden auf die entsprecherKfen gemäß diesem Abkommen 
festgesetzten Höchstmengen angerschnet 


TitaliV 

Form und Ausstellung der Ausfuhrlizenzen 
und der Ursprungszeugnisse; 
Gemeinsame Bestimmungen 
über die Ausfuhren in die Gemeinschaft 


Artikel 14 

(1) Die Ausfuhrlizenzen und die Urspnjngszeugnisse können 
mit' ordnungsgemäß kenntlich gemachten zusätzlichen Durch¬ 
schriften ausgestellt werden. Sie sind in ertglischer oder französi¬ 
scher Sprache abzufassen. Werden sie handschriftlich ausgefüllt, 
so muß dies mit Tmte oder Kugelschrett>er und in Druckschrift 
erfolgen. Die Dokumente haben das Format 210 x 297 mm. Es ist 
weißes geleimtes Schreibpapier ohne mechanischen Papier¬ 
halbstoff mit einem Quadratmetergewicht von mindestens 25 g 
zu verwenden. Werden die Dokumente mit mehreren Durch¬ 
schriften ausgestellt, so ist das Original mit einem guillochierten 
Oberdruck zu versehen. Dieses Exemplar ist deutlich als .Origi¬ 
nal* zu kennzeichnen, währetxl die übrigen Exemplare als 
.Durchschrift* zu kennzeichnen sind. Nur das Original wird von 
den zuständigen Behörden der Gemeinschaft nach Maßgabe der 
in diesem Abkommen festgelegten Regelung anerkannt 

(2) Jedes Dokument trägt zur Kennzeichnung eine standardi¬ 
sierte Seriennummer, die auch eingedruckt sein kann. 

Diese Nummer setzt sich wie folgt zusammen: 

- zwei Buchstaben zur Bezeichnung des Ausfuhrlandes rtach 
folgendem Code: LT; 

- zwei Buchstaben zur Bezeichnung des vorgesehenen Ver¬ 
zollungsmitgliedstaats nach folgendem Code: 

AT = Österreich. 

BL = Benelux. 

DE = Deutschland, 

DK = Dänemark, 

EL = Griechenland, 

ES = Spanien, 

Fl = Finnland 

FR = Frankreich, 

GB = Vereinigtes Königreich, 

IE = Irland. 

rr = Italien, 

PT = Portugal, 

SE = Schweden; 

- eine einstellige Zahl zur Bezeichnung des Kontingentsjahrs 
entsprechend der letzten Ziffer des betrefferKlen Jaihrs (Bei¬ 
spiel: 4 für 1994); 

- eine zweistellige Zahl von 01 bis 99 zur Bezeichnung der aus¬ 
stellenden Behörde im Ausfuhrland; 

- eine fünfstellige Zahl, durchlaufend von 00001 bis 99999, die 
dem vorgesehenen Verzollungsmitgliedstaat zugeteilt wird. 
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Artikel 15 

Ausfuhrlizenzen und Ursprungszeugnisse können nach dem 
Versand der Waren, auf die sie sich beziehen, ausgestellt werden. 
In diesem Fall tragen sie den Vermerk .dölivirö a posteriori* oder 
„issued retrospectively“. 

Artikel 16 

(1) Bei Diebstahl, Verlust oder Vernichtung eirter Ausfuhrlizenz 
oder eirtes Ursprungszeugnisses kann der AusfOhrer bei den 
zustärrdigen litauischen Behörden, die die Papiere ausgest^lt 
haben, eine Zweitausfertigung beantragen, die anhand der in 
seinem Besitz befirrdlichen Ausfuhrpapiere angefertigt wird. Die 
Zweitausfertigung einer Ausfuhrlizenz oder eines Ursprungszeug - 
nisses mu6 den Vermerk „duplicata* oder .dt^icate* tragen. 

(2) Oie Zweitausfertigung der Ausfuhrlizenz oder des Ursprungs¬ 
zeugnisses muß mit dem Datum des Originais ausgestellt wer¬ 
den. 

Titel V 

Admirtistrative Zusammenarbeit 


Artikel 17 

Die Gemeinschaft und Litauen arbeiten zum Zwedc der Durch- 
fOhrung dieses ProtokoBs eng zusammen. Beide Vertr^- 
parteien fördern im Hinblick darauf Kontakte und Meinungs¬ 
austausche, auch Ober technische Fragen. 

Artikel 18 

Um die rydnungsgemaSe Anwendung dieses Protokolls zu 
gewährleisten, unterstOtzen die Gemeinschaft und Litauen ein¬ 
ander bei der Überprüfung der Echtheit und Richtigkeit der nach 
Maßgabe dieses fWokolls ausgestellten Ausfuhrlizenzen und 
Ursprungszeugnisse beziehungsweise Ursprungserklärungen. 

Artikel 19 

Litauen übermittelt der Kommission der Europäischen Ge¬ 
meinschaften die Namen und Anschriften der für die Erteilung ur>d 
Überprüfung von Ausfuhrlizenzen und Ursprungszeugnissen 
zustärxiigen Behörden sowie die Abdrücke der von diesen 
Behörden verwendeten Stempel und Unterschriftsproben der für 
die Unterzeichnung der Ausfuhrlizenzen und der Urspoingszeug- 
nisse zuständigen Beamten. Ferner teilt Litauen der Gemein¬ 
schaft jede diesbezügliche Änderung mit. 

Artikel 20 

(1) Eine nachträgliche Überprüfung von Ursprungszeugnissen 
oder Ausfuhrlizenzen wird stichprobenweise sowie immer dann 
vorgenommen, wenn die zustäridigen Behörden in der Gemein¬ 
schaft begründete Zweifel an der Echtheit der Ursprungszeug¬ 
nisse oder der Ausfuhiiizeruen oder an der Richtigkeit der Anga¬ 
ben über den tatsächlichen Ursprung der betreffenden Waren 
haben. 

(2) In diesem Fall senden die zuständigen Behörden in der 
Gemeinschaft das Ursprungszeugnis bzw. die Ausfuhriizeru’ oder 
eine Abschrift davon an die zuständigen litauischen Behörden 
zurück, wobei sie gegebenenfalls die formalen oder sachlichen 
Gründe für eine Untersuchung angeben. Ist eine Rechnung vor¬ 
gelegt worden, so wird sie oder eine Kopie davon dem 
Ursprungszeugnis oder der Ausfuhrlizenz oder der Kopie davon 
beigefügt. Oie Behörden teilen ferner alle bekannten Umstände 
mit, die auf die Unrichtigkeit der Angaben in den betreffenden 
UrspHungszeugnissen oder Ausfuhrlizenzen schließen lassen. 

(3) Absatz 1 gilt auch für nar^trägliche Überprüfungen der in 
Artikel 2 dieses Protokolls genannten Ursprungserklärungen. 


(4) Die Ergebnisse der gemäß den Absätzen 1 und 2 durchge¬ 
führten rtachträglichen Überprüfungen werden den zuständigen 
Behörden in der Gemeinschaft innerhalb von drei Mortaten mit- 
geteitt. Mitzuteilen isL ob das strittige Ursprungszeugr>is bzw. die 
strittige Ausfi4x1izenz oder Erklärurtg sich auf die tatsächlich aus¬ 
geführten Waren bezieht und ob die Waren nach Maßgabe der mit 
diesem Abkommen festgelegten Regelung ausgeführt werden 
dürfen. Auf Antrag der Gemeinschaft sind ferner Abschriften aller 
Unterlagen vorzulegen, die erforderlich sml, um den genauen 
Sachverhalt zu er mi tteln und i rw b esorxlere den tatsächlichen 
Ursprung der Waren festzustellen. 

Werden bei diesen NachprChjngen systematische Unregelmäßig¬ 
keiten bei der Verwetxlung der Ursprungserklärungen festge- 
stellL so kartn die Gemeinschaft für die Einkihren der betreffen¬ 
den Waren Artikel 2 Absatz 1 dieses Protokolls in Anspruch neh¬ 
men. 

(5) Für die nachträgliche Überprüfung von Ursprungszeugnis¬ 
sen werden die Durchschriften der Ursprungszeugnisse sowie 
etwaige diesbezügliche Ausfuhrpapiere von den zustärrdigen 
litauischen Behörden mii>destens zwei Jahre lang aufbewahrt. 

(6) Die in diesem Artikel beschrieberte stichprobenweise vorge- 
nommerre Überprüfung darf die Abfertigung der betreffenden 
Waren zum freien Verkehr nicht behirnJem. 


Artikel 21 

(1) Geht aus dem NachprOfungsverfahten gemäß Artikel 20 
oder aus den den zuständigen Behörden der Gemeinschaft oder 
Litauens vorliegenden Angaben hervor, daß die Bestimmungen 
dieses Abkommens umgangen oder verletzt werden, so arbeiten 
die beiden Vertragsparteien mit der gebotenen Dringlichkeit eng 
zusammen, um solche Umgehungen oder Verletzungen zu ver¬ 
hindern. 

(2) Zu diesem Zweck führen die zustärrdigen Behörden Litau¬ 
ens von sich aus oder auf Ersuchen der Gemeinsdiaft angemes¬ 
sene Untersuchungen Ober die erwiesenermaßen oder nach 
Ansicht der Gememschaft die Besttmmungen dieses Protokolls 
umgehenden oder verletzenden Geschäfte durch beziehungs¬ 
weise veranlassen die Durchführung solcher Untersuchungen. 
Litauen teilt der Gemeinschaft die Ergebnisse dieser Unter¬ 
suchungen zusammen mit allen sachdienlichen Angaben mit, 
anhand deren die Umstände der Umgehurrg oder Verletzurrg 
sowie der tatsächliche Ursprung der Waren festgestellt werden 
können. 

(3) Zwischen der Gemeinschaft und Litauen kann vereinbart 
werden, daß von der Gemeinschaft benannte Beamte bei den in 
Absatz 2 beschrieberren Untersuchungen zugegen sind. 

(4) Im Rahmen der Zusammerrarbeit nach Absatz 1 tauschen 
die zuständigen Behörden der Gemeinschaft utkI Litauens alle 
Angaben aus, die die eine oder andere Vertragspartei zur Verhü¬ 
tung der Umgehung oder Verletzurtg von Bestimmurrgen dieses 
Protokolis für zweckdienlich erachtet. Dazu könrten auch Artga¬ 
ben Ober die Textilproduktion in Litauen sowie Ober den Handel 
mit den unter dieses Protokoll fallenden Textilwaren zwischen 
Litauen und Drittländern gehören, insbesondere wenn die 
Gemeinschaft begründeten Anlaß zu der Annahme hat, daß die 
betreffenden Waren vor ihrer Bnfuhr in die Gemeinschaft durch 
das Gebiet Litauens nur durchgeführt wurden. Auf Antrag der 
Gemeinschaft gehören dazu auch Durchschriften aller verfügba¬ 
ren einschlägigen Unterlagen. 

(5) Gibt es hinreichende Beweise dafür, daß die Bestimmungen 
dieses Protokolls umgartgen oder verletzt wurden, so können die 
zuständigen Behörden Litauens und der Gemeinschaft und die 
vereinbaren, die Maßnahmen nach Artikel 6 Absatz 4 des Abkom¬ 
mens und alle anderen zur Verhütung einer Wiederholung solcher 
Umgehungen oder Verletzungen erforderlichen Maßnahmen zu 
treffen. 
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Anhang zu Protokoll A, Artikel 2 Absatz 1 


1 Exporter (name. full address. counti>) 

Expoitaieur (nom. adressc complite, ptys) 

ORIGINAL 

2 No 


3 Quoa ycar 

Ann(e coniingeniaire 

4 Caaegoiy nuniber 

Numfio de cakgorie 

5 Coosigiiee (name. Aill adibess. oounciy) 

Desdnaiaiie (nom, adresse compKse, pays) 

CEmmcAis OF origin 
(T enfle producta 


CERTIFICAT D’ORIGINE 
ffrodulta Icxiiks) 


6 Cotnuiy of ocigm 

1 Fays d'origme 

1 

7 Commyofdetlinalioa 

Pays de desdnadon 

g Flace and dale of düpmem - Meaas of nanspoit 

Lieir es dale d’embarqacinein - Moyen de oampon 

1 

1 9 Supptentf-maiy dtafls 

1 Domfessopiiklineniaiits 



10 Mufcsutilanitm- Nnnibeiaadkiadof pickaces- DESCKIKIKM OF GOODS 11 Qiaaiiqr 12 POSvilae 

Manjoes ct - Nombic et mane des colis - DfeSKjNATXlN DES MASCHANDISES (1) Q) 

duMtHttil) Vikar fob a) 


13 CERTIFICAtlON BY THE COMPETENT AUTH<MUTY - VISA DE L'AUTORTlt COMPETENTE 

I, dte nndeisifiied, ceitify ifaat ifae foods described above otiginated u die couony sbown m box No 6. io accoidance «ridi die provisioaa in fbtoe in die 
Eanpean Econoiaic Comnuniqr. 

Je aoussigntceitifie qaeles marchandiaesdfiigiitoci-desiusioittoritinairesdupayf figiaattdans la caie 6, confonnteieMaaxdiqxisitionseQ viguear 
dant la Comamnantf dcooomiqaeeaiopieaae. 


Al-A . , oo- le 


fSignauie) (Stanqi - Cachet) 


0) Show net weigbt (kg) and also quamity in die anit picscribed for caiegoiy wbeic ocber iban tbe net weight - Indiquer k poids net en kilogtammes ainsi 
que la quandti dans l’unit^ privue pour la catigorie si eene uniii n’est pas k poids nee 



(2) In die cunency of the sale contiact • Dans la moimaie du cootrat de vente. 
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Anhang zu Protokoll A, Artikel 7 Absatz 1: Muster 1 


1 Exporter (nsme, full address, courury) 

Exportatcur (Dom. adresse compliic. pays) 

ORIGINAL 

2 No 


1 3 Quota year 

Aonte coDiingeoiaire 

4 Caiegory number 

Numdio de caldgorie 

S CoosigiMe (Dame, (un address, couirny) 

Desdnaaire (nom. adresse complbte. pays) 

EXPORT UCENCE 
(TcalBe producls) 


UCENCE DTEXPORTATION 
(Froduils textiles) 

6 Country of origin 

Pays d’origine 

7 Counny of destuaoon 

Pays de destxoation 

S Place and daie of shipmen • Means of uanspon 

Lieu et date d'embarquement - Moyen de oan^n 

9 Suppiemenouy deiaib 

Donndes suppMmentaijes 



10 Muks and nimben • Number ud Idiid of packages - DESCRIFTION OF GOODS 11 QuamiQr IZFOBvahie 

Mairpies ct Dumifos • Nombre et naoire des coUs • D^SIGNATION DES MARCHANDISES (1) (2) 

Quaiith£(l) Valeur fob (2) 


13 CERTIFICATION BY THE COMPETENT AUTHOWTr - VISA DE L’AÜTOlUTß COMP^TENTE 

1, die nndersigoed, ccitify diai tbe (oods above have been cbaiged againn (he qiunthalive Iniiii fbr die year sbown io box No 3 in lespect of 

(he caiegoiy sbown in box No 4 by the provisions legulaling tnde in texlfle pniducts widi die European E c onomic Community. 

Je soussigni ceitifie que ies maichandises dtsigndes ci-dessos ont ttt impottes sur b limiie quantitadve fixie pour l’aonfe indiqufe «bin b case 3 pour b 
catfgorie (bsignie dans b case 4 dans b cadre des diqiositions rdgissant Ies fcbanges de pioduits textiles avec b Cotnmunaub fconomique euiopdenne. 


At - A .on • le 


(Signature) (Stamp - Cacbet) 


(1) Show net weigbt (kg) and also quaotity in the unit prescribed for caaegoiy wherc otber iban tbe net weight - Indiquer Ic poids net en küogiammes ainsi 
que b quantii^ dans l'unitd prdvue pour b catdgoiie si cette unib n'est pis b poids net 

(2) In the currency of the sale contract - Dans b inonnaie du concrat de veote. 
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Anhang zu Protokoll A, Artikel 7 Absatz 3: Muster 2 


1 Exporter (nunc. hiU address, countiy) 

Exportateur (nom, adietse complöte, pays) 

ORIGINAL 

2 NoBD 


3 Ouota year 

Amide contmgemaiie 

4 Calegory Dumber 

Numdro de catdgorie 

S Cotuignee (name. full address, country) 

Drtthiataire (nom. adresse complbte, pays) 

EXFOSTUCENCE 
(Textile pradnels) 


UCENCE D*EXFOSTATION 
(TMdleteitflei) 

6 CeoBiiy of etigiB 

Pxysd'origine 

7 Country of destinarioB 

Pays de destmalion 


8 Ptace and dale of dii|iaieot - Menu of onqiott 9 Su p p tamt aiy detafla 

lieu et date d'embeiqua II 60 K ■ Moycs tnnipoft | Donn^i^ suppMowjifMits 


NCW-ftESntAlNED TPCTI L E CATCOORY 
CATiOORlE TEXmE NON LIMTIlgE 


10 Maiksaod Bumben- NnBberand Uadof packafca-DESCRIPTKMiOF CO^S II Qdaadqr IZPOBvalue 

Marquea et mmäot - Notniite et oattiR des oolis • l^SIGNATION DK MARCHANDISES (I) (2) 

Qnaadif (1) Valeur fob (2) 


13 CERimCATION BY THE COMPETENT AUTHORTTY - VISA DE L’AUTORrrt COMPfel EN T E 

I, theaadernined. ceilify that die toodsdeacribed aboveoriginalBd in die coustry Aown in box No 6. in acootdancc widi die provisioiis in fbtce in die 
Acreemeot oo trade m textile ptoduets bet we en die European Eoonomic Community and die Republic of Latvia. 

Je soussipiid ceitifie tpie les matchanditet dfrignAit ci-detius tont oiiginaires du payt figurtnt dans la cate 6, confonnänem anx dispositioiis en vigueui 
dans l'Accoid tur le commerce des produits textiles enoe la Communauid dconomique europdemie et la Leoonie. 



(1) Show net weight (leg) and also quantity in die unit presetibed for calegory wbere otber Ihan (he net weighr - Indiquer le poids net en küogranmies «ma 
que ta quanntd dans l’unitd pidvue pour la caldgorie si cette unitd n’est pas le poids net. 

(2) ln tfae currency of the sale contract - Dans la monnaie du contm de vente. 
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Protokoll B 
gemSB Artikel 9 


In Handwerksbetrieben hergestellte Waren und Waren der Volkskunst 
mit Ursprung in Litauen 

(1) Die Ausruihme, die in Artikel 9 für in Handwerksbetrieben hergestellte Waren vor¬ 
gesehen ist, gilt nur für folgende Waren: 

a) Gewebe aus Spinrtstoffen, die auf hand- oder fuBbetriebenen Webstühlen gewebt und 
traditionell in litauischen Handwerksbetrieben hergesteilt werden; 

b) Bekleidung oder arKfere Textilwaren, die traditionell in litauischen Handwerksbetrieben 
hergestellt werden und aus den vorgenannten Geweben hartdgefertigt und ohne Ein¬ 
satz von Maschinen ausschlieBlich harxigenäht sind; 

c) handgefertigte Waren der traditionellen Volkskunst Litauens, die in einer zwischen der 
Gemeinschaft und Litauen zu vereinbarertden Liste aufgefOhrt sind. 

Oie Ausnahme wird nur für Waren gewährt, für die eirte von den zustärtdigen litauischen 
Behörden ausgestellte Bescheinigurtg vorgelegt wird, die dem Muster im Anhartg zu 
diesem Protokoll entspricht Diese Bescheinigung enthält Angaben rlarüber, aus weichen 
Grürtden die Ausrtahme gewährt wird, ixtd wird von den zuständigen Behörden der 
Gemeinschaft artgerKtmmen, nachdem sich diese davon überzeugt haben, daB die be¬ 
treffenden Waren die in diesem Protokoä genannten Voraussetzungen erfüllen. Beschemi- 
gungen für unter Buchstabe c genannte Waren tragen deutlich sichtbar den Stempel 
.FOLKLORE“. Bei Meinungsverschiedenheiten zwischen den Vertragsparteien über die Art 
der betreffenden Waren werden innerhalb eines Monats Konsultationen zur Beilegung 
dieser Meinungsverschiedenheiten durchgeführt. 

Erreichen die Einfuhren einer unter diesem Protokoll fallenden Ware Ausmafie, die in der 
Gemeinschaft Schwierigkeiten verursachen können, so werden mit Litauen so bald wie 
möglich Konsultationen nach dem Verfahren des Artikels 15 dieses Abkommens «nge- 
leitet, um das Problem rtotfalls durch Festlegurtg einer Höchstmenge zu lösen. 

(2) Die Titel IV und V der Anlage A gelten sinngemäß für die in Absatz 1 des vorliegenden 
Protokolls genannten Waren. 
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Anhang zu Protokoll B 


Exporter (name. full address, country) 
Exportateur (nom, adresse compliie, paysi 


CERTIFICATE in regard to HANDLOOMS. TEXTILE HANOtCRAFTS and 
TRADTTIONAL TEXTILE PRODUCTS. OF THE COTTAGE MOUSTRY, 
laaMad in confbrmity wWi and undac 1ha condWon a ragutating trada in 
taxlle pfoducta wtth dia Emapaan Ec anamie Cananunity 


3 Consignaa (nama, fuH addrass. oauntryl 
Dastinataire (nom, adreasa complAte. pays) 


CerriHCAT »alatif aux TISSUS TISS£S SUR MtTIERS A MAMS. aus 
PROOWTS TEXTILES FAfTS A LA MAIN, at aus PRODUITS TEXTILES 
RHEVANT DU FOLKLORE TRADITIONN^ DE FASRiCATION 
ARTISANALE. dMvid an confonnitd avac at aoua laa concStions 
idgliiant laa dehangaa da produlta taxlSaa a«ae la ConwnunaiiM 


4 Country of origin 
Paya «Torigina 


S Country of daatination 
Paya da daatination 


6 Placa ar>d data of ahipment - Maana of tranaport 
Liau at data d'ambarquamant - Moyan da tranaport 


7 Supptemantary dataHs 
Oonndaa auppWmainairea 


8 Marka and numbara - Numbar and kind of packagaa - OESCRIPTION OF GOODS 

Marquaa at numdroa - Nombro at rtatura doa eolia • OtelGNATION OES MARCHANDISES 


9 Quantity 
Quanthd 


FOB vahia 
(11 

Valeur fob (1| 


13 CERTIFICATION BY THE COMPETENT AUTHORITY - VISA OE L'AUTORlTt COMPeTENTE 

I, tha undersigned, certrfy that tfw consignment daacnliad above mdudea only tha foNowing textile producta of the Cottage induatry of 

the country ahown in box No 4: 

a) fabrics woven on looms oparated aolely by hand or foot (harKSooms) (2) 

b| garmams or other textile artictaa obtainad manually from tfta fabric» daacribad under al and aawn soiely by hand withouth the aid of 
any machine (hartdicrafta) (2) 

c| tradhional folklora handicraft taxtila producta mada by hand, aa dahned inthelist agraad batwean the European Ecortomic Commuitity 
and tha country ahown in the box No 4. 

Je aouasignd certifia qua l'erwoi ddaignd ci-desaua oontient exckiaivement las produita textiles auivants relevant de ta fabrication 

artiaartale du paya figurant dana la casa 4; 

al tiaaus tiaate aur daa mdtiars actionnda k la main ou au pied (handlooma) (2) 

b) vCtements ou autrea artidea textilaa obtetHia matHiallaTnant k partir de tiasua iMcrits aoua a) at couaua uniquament k la main aans 
l'aide d'utte machine (handicrafta) <21 

c| produita textiles relevant du folklore tradrtionnal fabriquda k la main, cotnme ddfinis dana la liste convenue antre la (^mmunauti 
dconomique europdenne at la paya indiqud dana la caaa 4. 


14 (^mpetent authority (rtame, full address, country) 
Autoritd compdtente (nom, adreasa compidte, pays) 


(Signature) 


(Stamp - CachetI 


(1J In the currency of tha aale contract - Dans la monnaie du contrat de vente. 
(2! Delete as appropriate - Biffer la (las) mention(s) irtutilels). 
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Protokolle 

Für die im Anhang zu diesem Protokoll aufgefOhrten Waren gelten bei der Wi^ereinfuhr 
in die Gemeinschaft kn Sinne des Artikels 3 Absatz 3 dieses Abkommens die Bestimmun¬ 
gen dieses Abkommenss, sofern nicht im folgenden besondere Bestimmungen festgelegt 
sind: 

1. Vorbehaltlich der Nummer 2 gelten nur die in die Gemeinschaft erfolgenden Wieder¬ 
einfuhren von Waren, die den im Anhang diesem Protokoll genannten besonderen 
Höchstmengen unterliegen, als Wiedereinfuhren im Sinne des Artikels 3 Absatz 3 des 
Abkommens. 

2. Für die Wiedereinfuhr von nicht unter den Anhang zu diesem Protokoll fallenden Waren 
können nach Konsultationen gemöB Artikel 15 des Abkommens besondere Höchst¬ 
mengen festgelegt werden, sofern die betrefferrden Waren gemäß dem Abkommen 
Höchstmengen, einem System der doppelten Kontrolle oder Überwachungsmaß¬ 
nahmen unterliegen. 

3. Unter Berücksichtigung der Interessen beider Vertragsparteien kann die Gemeinschaft 
von sich aus oder aufgnind eines Antrags gemäß Artikel 15 des Abkommens 

£0 die Möglichkeit prüfen, Übertragungen zwischen Kategorien vorzur>ehmen oder 
Teilmengen der besonderen Höchstmertgen von einem Jahr auf das andere im Vor¬ 
griff auszunutzen bzw. zu übertragen; 

b) erwägen, besoTHjere Höchstmengen zu erhöhen. 

4. Jedoch kann die Gemeinschaft die Flexibilitätsbestimmungen nach Nummer 3 automa¬ 
tisch nur innerhalb folgender Grenzen in Anspruch nehmen; 

a) Übertragungen zwischen Kategorien bis zu 20 % der Höchstmenge für die Katego¬ 
rie, auf die die Übertragung vorgenommen wird; 

b) Übertragungen einer besorKleren Höchstmenge von einem Jahr auf das andere bis 
zu 10,5 % der Höchstmenge für das Jahr der tatsächlichen Ausnutzung; 

c) Ausnutzung der besonderen Höchstmengen im Vorgriff von einem Jahr auf das 
andere bis zu 7,5 % der Höchstmenge für das Jahr der tatsächlichen Ausnutzung. 

5. Oie Gemeinschaft untenichtet Litauen über alle aufgrund der vorstehenden Nummern 
getroffenen Maßnahmen. 

6. Die Anrechnung auf eine besondere Höchstmenge nach Nummer 1 wird von den 
zuständigen Behörden der Gemeinschaft zum ZeitpMjnkt der Erteilung der vorherigen 
Bewilligung gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 636^2 des Rates über den wirtschaft¬ 
lichen passiven Veredelungsverkehr vorgenommen. Die Anrechnung auf eine beson¬ 
dere Höchstmenge erfolgt für d£is Jahr, in dem die vorherige Bewilligung erteilt wird. 

7. Ein Ursprungszeugnis wird für alle unter diese Anlage fallenden Waren von den 
nach litauischem Recht dazu befugten Stellen nach Maßgabe des Protokolls A des 
Abkommens ausgestellt. Das Ursprungszeugnis trägt einen Hinweis auf die vorherige 
Bewilligung nach Nummer 6 als Nachweis dafür, daß der darin beschriebene Ver¬ 
edelungsvorgang in Litauen durchgeführt wurde. 

8. Die Gemeinschaft übermittelt Litauen die Namen und Anschriften der für die Erteilung 
der vorherigen Bewilligungen nach Nummer 6 zuständigen Behörden der Gemeinschaft 
sowie die Abdrücke der von diesen Behörden verwendeten Stempel. 

9. Unbeschadet der Nummern 1 bis 8 setzen die Gemeinschaft und Litauen die Konsulta¬ 
tionen im Hinblick auf eine beiderseitig annehmbare Lösung fort, die es beiden Ver¬ 
tragsparteien gestattet, die Protokollbestimmungen über den passiven Veredelungs¬ 
verkehr zu nutzen, um so zu einer echten Entwicklung des Textilwarenhandels 
zwischen der Gemeinschaft und Litauen beizutragen. 


Anhang zu Protokoll C 

(Die Bezeichnungen der Waren, die unter die in diesem Anhang genannten Kategorien 
fallen, sind in Anhang I dieses Abkommens angegeben.) 

PV-Höchstmengen 

Gemeinschaftshöchstmengen 

Kategorie Einheit 1993 1994 1995 1996 1997 

(p.m.) (p.m.) (p.m.) (p.m.) (p.m.) (p.m.) (p.m.) 
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Protokoll D 


Die jährliche Steigerungsrate für die Höchstmengen, die gemäB Artikel 5 des Abkommerrs 
für unter das Abkommen fallerxle Waran eingeführt werden kötvten, wird von den Vertrags¬ 
parteien gemäß den Konsultationsverfahren rrach Artikel 15 des Abkommerts einver¬ 
nehmlich festgesetzt 
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Vereinbarte Niederschrift Nr. 1 


Im Zusammenhang mit dem am 20. Juli 1993 in BrOssel paraphierten Abkommen zwischen 
der Ewofjaischen Wirtschaftsgemeirtschaft und der Republik Litauen Ober den Handel mit 
Textilwaren sirKi die Vertragsparteien Obereingekommen, daS Artikel 5 des Abkommens 
nicht ausschlieBt, daß die Gemeinschaft in eirrem oder in mehreren ihrer Gebiete im Ein¬ 
klang mit den Grundsätzen des Binnenmarktes Schutzmaßnahmen anwendet, wenn die 
Voraussetzungen hierfür erfüllt sind. 

In diesem Fall wird Litauen im voraus davon unterrichtet, welche einschlägigen Bestim- 
murtgen des Protokolls A des Abkommens gegebenenfalls angewendet werden sollen. 


Vereinbarte Niederschrift Nr. 2 


Unbeschadet des Artikels 7 Absatz 1 des Abkommens kann die Gemeinschaft aus 
zwirtgenden techrüschen oder administrativen Gründen oder zur Überwindung wirtschaft¬ 
licher Probleme infolge einer Konzentration von Einfuhren auf einzelne Gebiete oder um der 
Umgehung und Verletzung der Bestimmungen dieses Abkommens entgegenzuwirken, für 
einen begrenzten Zeitraum und im Gnklang mit den Grundsätzen des Binnenmarktes ein 
besonderes Verwaltungssystem einrichten. 

Gelingt es iedoch den Vertragsparteien nichL in den Kortsultationen rtach Artikel 7 Ab¬ 
satz 3 eine zufriedenstellende USeung zu fktden, so verpflichtet sich Litauen, auf Antrag der 
Gemeinschaft für ein oder mehrere Gebiete der Gemeinschaft zeitweilig Ausfuhrhöchst¬ 
mengen einzuhalten. Dies schließt nicht aus, daß in das oder die betreffenden Gebiete 
, Waren eingeführt werden, die in Litauen aufgrund von Ausfuhrlizenzen versarnft wurden, 
die erteilt wutxien, bevor die Gemeinschaft Litauen von der Gnführung der vorgenannten 
Höchstmertgen förmlich unterrichtete. 

Oie Gemeinschaft unterrichtet Litauen von den technischen und administrativen Maßnah¬ 
men, die zur Umsetzung der vorstehenden Absätze im Gnklang mit den Grundsätzen des 
Binnenmarktes von beiden Vertragsparteien zu treffen sirxi. 


Vereinbarte Niederschrift Nr. 3 


Im Zusammenhartg mit dem am 20. Juli 1993 in Brüssel paraphierten Abkommen zwischen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik Litauen über den Handel mit 
Textilwaren sind die Vertragsparteien übereingekommen, daß Litauen darauf achtet, daß 
bestimmten Gebieten der Gemeinschaft mit seit jeher verhältnismäßig kleinen Anteilen an 
Gemeinschaftshöchstmengen nicht die Möglichkeit zur Einfuhr von Waren genommen 
wird, die als Vorleistungen für ihre Verarbeitungsindustrie dienen. 

Die Gemeinschaft und Litauen sind ferner übereingekommen, gegebenenfalls in Konsulta¬ 
tionen einzutreten, um etwaige diesbezügliche Probleme abzuwenden. 


Vereinbarte Niederschrift Nr. 4 


Im Zusammenhang mit dem am 20. Juli 1993 in Brüssel paraphierten Abkommen zwischen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik Litauen über den Heindel mit 
Textilwaren erklärt sich Litauen bereit, ab dem Zeitpunkt eines Konsultationsersuchens und 
während der Konsultationen nach Artikel 7 Absatz 3 mit der Gemeinschaft zusammenzu- 
arbeiten und keine Ausfuhrlizenzen zu erteilen, die zur Verschärfurtg der Probleme bei¬ 
tragen würden, die infolge der Konzentration von Direkteinfuhren auf einzelne Gebiete der 
Gemeinschaft auftreten. 
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Notenwechsel 


Die Generaldirektion Außenwirtschaftsbeziehungen der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften beehrt sich, gegenüber dem Außerwninisterlum der Republik Litauen 
Bezug zu nehmen auf das am 20. Juli 1993 in Brüssel paraphierte Abkommen über Textil¬ 
waren zwischen Litauen und der Gemeinschaft 

Die Generaldirektion gestattet sich, dem Außenministerium mitzuteilen, daß die Gemein¬ 
schaft bis zur Vollendung der für den Abschluß und das In kra ftt re ten des Abkommerrs 
erforderlichen Verfahren bereit ist das Abkommen de facto ab 1. Januar 1993 anzuwen¬ 
den. Es besteht Einvemehmen darüber, daß Jede Partei diese De-facto-Anwendung des 
Abkommens jederzeit unter EirthaHurtg einer KOrKügungsfrlst von 120 Tagen beenden 
kann. 

Die Generaldirektion Außenwirtschaftsbeziehurtgen wäre dankbar, weiwi das Ministerium 
sein Einvefständrtis mit dem Vorstehenden bestätigte. 

Die Generaidirektion Außenwirtschaftsbeziehurtgen benutzt diesen Anlaß, das Außen¬ 
ministerium der Republik Litauen ihrer ausgezeichnetsten HochachUmg zu versichern. 


Notenwechsel 


Das Außenministerium der Republik Litauen beehrt sich, gegenOber der Generaldirektion 
Außenwirtschaftsbeziehungen der Kommssion der Europäischen Gemeinschaften Bezug 
zu nehmen auf das am 20. Juli 1993 in Brüssel pen^shierte Abkommen Ober Textilwaren 
zwischen Litauen urKf der Gemeinschaft. 

Das Außenministerium der Republik Litauen gestattet sich, der Genetaldirektion mitzu¬ 
teilen, daß die Regierung der Republik Litauen bis zur VolletKlung der für den Abschluß und 
das Inkrafttreten des Abkommens erforderlichen Verfahren bereit ist, das Abkommen de 
facto ab 1. Januar 1993 anzuwenden. Es besteht Einvemehmen darüber, daß Jede Partei 
diese De-facto-Anwendung des Abkommens jederzeit unter Einhaltung einer Kündigungs¬ 
frist von 120 Tagen beenden kann.- 

Oas Außenministerium der Republik Litauen benutzt diesen Anlaß, die Generaidirektion 
Außenwirtschaftsbeziehungen der Kommission der Europäischen Gemeinschaften seiner 
ausgezeichnetsten Hochachturrg zu versichern. 
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Protokoll Nr. 2 

über den Handel mit landwirtschaftlichen Verarbeitungserzeugnissen 
zwischen der Gemeinschaft und Litauen 


Artikel 1 

(1) Die Gemeinschaft gewährt für landwirtschaftliche Verarbei¬ 
tungserzeugnisse mit Ursprung in Litauen die in Anhang 1 aufge- 
fuhrten Zollzugeständnisse. Im Fall der in Arthang II aufgeführten 
Waren wird die ErmäBigung der latdwirtschaftlichen Komporten¬ 
ten jedoch nur bis zu darin festgelegten Mengen gewährt. 

(2) Litauen gewährt die Zollzugeständnisse itach Artikel 4. 

(3) Oer Assoziationsrat kann 

- das Verzeichnis der unter dieses Protokoll fallettden landwirt¬ 
schaftlichen Verarbeiturtgserzeugnisse erweitem; 

- die Mertgen der landwirtschaftlichen Verarbeitungserzeug¬ 
nisse erhöhen, für die rtach diesem Protokoll Zollzugeständ¬ 
nisse gewährt werden. 

(4) Oer Assoziationsrat kann die Zolizugeständnisse durch Aus¬ 
gleichsbeträge ohne mertgenntäBige Beschrärtkung ersetzen, die 
auf den Unterschieden der Preise basieren, welche auf den Märk¬ 
ten der Gemeinschaft und Litauens für die larKlwirtschaftlichen 
Erzeugnisse festgestellt werden, die zur Herstellurtg der unter 
dieses Protokoll fallenden larKJwirtschaftrichen Verarbeitungser¬ 
zeugnisse tatsächlich verwerrdet wurden. Oer Assoziationsrat 
erstellt das Verzeichnis der Erzeugnisse, auf die die Ausgleichs¬ 
beträge zu erheben sind, und das Verzeichnis der Grunderzeug¬ 
nisse. Er erläßt dazu allgemeine Ourchführungsvorschriften. 

Artikel 2 

Im Sinne dieses Protokolls 

- sind .Waren“ die unter dieses Protokoll fallenden landwirt¬ 
schaftlichen Verarbeitungserzeugnisse: 

- ist die .landwirtschaftliche Komponente“ der Teil der Abgabe, 
der der Differenz zwischen den Preisen der landwirtschaft¬ 
lichen Erzeugnisse, die als zur Herstellung der Waren verwen¬ 
det gelten, auf den Binnenmärkten der Vertragsparteien und 
den Preisen dieser landwirtschaftlichen Erzeugnisse, die in 
Einfuhren aus Drittländern enthalten sind, entspricht; 

- ist die „nichtlandwirtschaftliche Komponente“ der Teil der 
Abgabe, der der Differenz zwischen der landwirtschaftlichen 
Komponente und der Abgabe insgesamt entspricht: 

- sind .Grunderzeugnisse“ die landwirtschaftlichen Erzeug¬ 
nisse, die im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 3448/93 als zur 
Herstellung der Waren verwendet gelten; 

- ist der .Ausgangsbetrag“ der für ein Grunderzeugnis gemäß 
/Vtikel 3 der Verordnung (EG) Nr. 3448/93 berechnete Betrag, 
der bei der Bestimmung der landwirtschaftlichen Kompo¬ 
nente für eine bestimmte Ware gemäß jener Verordnung 
zugrunde gelegt wird. 


Artikel 3 

(1) Die Gemeinschaft gewährt Litauen die folgenden Zuge¬ 
ständnisse: 

- Die nichtlandwirtschaftliche Komprorrente der Abgabe wird 
gemäß Anhang I ermäßigt 

- Für die Waren, für die Anhang leine ermäßigte landwirtschaft¬ 
liche Komponente (M06R) vorsieht wird diese so berechnet, 
daß die Ausgartgsbeträge für die Grunderzeugnisse, für die 
eine Ermäßigung der Abschöpfung gewährt wird, 1995 um 
20 V.H., 1996 um 40 v.H. urxf ab 1997 um 60 v.H. gesenkt 
werden. Die Ausgangsbeträge für die übrigen Grurtderzeug- 
nisse werden um 10 v.H., 20 v.H. beziehungsweise 30 v.H. 
gesenkt. Diese Senkung wird nur bis zur Höhe der in Anhang II 
festgelegten Zollkontirtgente gewährt. Für die Mengen, die 
diese Zollkontingente überschreiten, wird <Tie gegenüber 
Drittländern geltende landwirtschaftliche Komponente ange¬ 
wandt. 

{2) Die landwirtschaftlichen Komponenten werden für die 
Waren, die nach dem Verfahren des Artikels 1 Absatz 3 in das Ver¬ 
zeichnis aufgerwmmen werden, durch ermäßigte landwirtschaft¬ 
liche Komponenten ersetzt. 

Artikel 4 

(1) Vor dem 31. Dezember 1996 bestimmt Litauen die landwirt¬ 
schaftliche Kompronente der Abgabe auf die unter die Verordnung 
(EG) Nr. 3448/93 fallenden Waren auf der Grundlage der in Ab¬ 
satz 2 festgesetzten Einfuhrabgaben auf die Grunderzeugnisse 
mit Ursprung in der Gemeinschaft, die als zur Herstellung dieser 
Waren verwendet gelten. Es übermittelt diese Abgaben dem 
/tssoziationsrat. 

(2) Die Einfuhren der unter die Verordnung (EG) Nr. 3448/93 
fallenden landwirtschaftlichen Verarbeitungserzeugnisse mit 
Ursprung in der Gemeinschaft nach Litauen sind abgabenfrei, mit 
Ausnahme der in Anhang III aufgeführten Waren: auf diese 
werden die darin angegebenen Abgaben erhoben. Bewirkt die 
Reform der litauischen Agrarpolitik jedoch eine Erhöhung der 
landwirtschaftlichen Komponente der /Vbgabe im Sinne des /Vti- 
kels 2, so setzt Litauen den Assoziationsrat davon in Kenntnis; 
dieser kann eine entsprechende Erhöhung der betreffenden 
Abgabe genehmigen. 

(3) Litauen senkt die Einfuhrabgaben auf die unter die Verord¬ 
nung (EG) Nr. 3448/93 fallenden Waren nach folgendem Zeitplan: 

- Die nichtlandwirtschaftliche Komponente der Abgabe wird 
zum 31. Dezember 2001 abgeschafft. 

- Die landwirtschaftliche Kompionente wird vom /^ssoziations- 
rat gemäß den in Artikel 3 genannten Grundsätzen ermäßigt. 
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Anhang I 

Einfuhrzölle der Gemeinschaft auf Waren mit Ursprung in Litauen 


KN-Code 

Warenbezeichnung 

Zollsatz Orimänder 

Zollsatz 




Ab 1.1.1995 

Ab 1.1.1996 

ex 0505 10 90 

Federn 

3.5 

0 

0 

1704 90 71 

HartkarameHen 

13 +MOB 

MAX 27 + AD S/Z 

3 + MOB 

MAX 27+AO S/Z 

O+MOB 

MAX 27+AO S/Z | 

1704 90 75 

WeichkarameOen 

13+MOB 

MAX 27+AO S/Z 

3+MOBR 

M/0( 27+AO S/Z 

O+MOBR 1 

MAX 27+AD S/Z | 

1806 90 11 

Schokolade und kakaohaltige 
2tubereitungen 

12+MOB 

MAX 27+AO S/Z 

4+MOBR 

MAX 27+AD S/Z 

O + MOBR 

MAX 27+AD S/Z 

1806 90 19 

Schokolade und kakaohaltige 
Tuberehurtgen 

12+MOB 

MAX 27+AD S/Z 

4 + MOBR 

MAX 27 + AO S/Z 

O+MOBR 

MAX 27+AD S/Z 

1806 90 31 

Schokolade und kakaohaltige 
2ubereitungen 

12+MOB 

MAX 27+AO S/Z 

4+MOBR 

MAX 27+AO S/Z 

O+MOBR 1 

MAX 27+AO S/Z | 

1806 90 39 

Schokolade ut>d kakaohaltige 
Zubereitungen 

12+MOB 

MAX 27+AO S/Z 

4 + MOBR 

MAX 27+AO S/Z 

O + MOBR 1 

M/VX 27 + AO S/Z 1 

1806 90 SO 

Schokolade und kakaohaltige 
Zubererturtgen 

12 + MOB 

M/OC 27+AD S/Z 

4 + MOBR 

MAX 27 + AD S/Z 

O + MOBR 

MAX 27 + AD S/Z 

1806 90 60 

Schokolade und kakaohaltige 
Zubereitungen 

12+MOB 

MAX 27+/VD S/Z 

6+MOBR 

MAX 27+AO S/Z 

O + MOBR 

MAX 27+AO S/Z 

1806 90 70 

Schokolade und kakaohaltige 
Zubereitungen 

12+MOB 

MAX 27+AD S/Z 

6 + MOBR 

M/kX 27+AD S/Z 

O + MOBR 

MAX 27 + AD S/Z 

1806 90 90 

Schokolade und kakaohaltige 
Zubereitungen 

12 + MOB 

MAX 27+AD S/Z 

6 + MOBR 

MAX 27 + AD S/Z 

O + MOBR 1 

MAX 27 + AD S/Z | 


2208 90 31 


Wodka 


1.3 ECU/% vol/hl 
+ 5 ECU/hl 


1,1 ECU/% vol/hl 
+4 ECU/hl 


0.9 ECU/% vol/hl 
+ 3,5 ECU/hl 
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Anhang II 

Bei der Bnfuhr in die Gemeinschaft geltende Zollkontingente fOr Waren mit Ursprurig in Litauen, 
fOr die gemSB Artikel 3 eine ErmSBigung der tarxlwirlschaftlichen Komponente gewährt wird 


KN-Code 

Warenbezeichnung 

Mengen (in Torrrten) [ 

1995 

1996 

1997 

1998 

1999 

2000 

1704 90 71 

HartkarsmeHen 

100 

110 

120 

130 

140 

150 

1704 90 75 

Weichkaramellen 

1806 90 

Schokolade und kakaohaltige 
Zubereiturtgen 

250 

275 

300 

325 

350 

375 

2208 90 31 

Wodka 

130 

145 

160 

175 

190 

205 
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Anhang 111 

Liste der in Artikel 4 genannten Erzeugnisse 

Auf die Einfuhren der folgenden landwirtschaftlichen Verarbeitungserzeugnisse mit Ursprung in der Gemeinschaft 

nach Litauen die rrachsteherKfen Zölle erhoben. 


KN-Code 

WarenbezeichiHirtg 

Aus- 

Zollsatz 



gangs‘ 

zoHsatt 

1995 

1996 

1997 

1998 

1999 

2000 

0403 10 51 

Buttermilch, saure Milch uf>d 

20 

18 

16 

13+ 

10 + 

6 + 

3 + 

0403 10 53 

saurer Rahm, Joghurt,. Kefir 








0403 10 59 

und andere fermentierte oder 




MOB 

MOB 

MOB 

MOB 

0403 10 91 

gesiuerte Milch (eittschließ- 








0403 10 93 

lieh Rahm), auch eingedickt 








0403 10 99 

oder aromatisiert, auch mit 








0403 90 71 

Zusatz von Zucker, artderen 








0403 90 73 

S08mrtteln, Frachten, Nüssen 








0403 90 79 
0403 90 91 
0403 90 93 
0403 90 99 

oder Kakao 








0505 10 

FMem von der zum Fullen 
verwertdeten Art; Daunen 

30 

25 

20 

15 

10 

10 

5 

1 1506 

Andere tierische Fette urtd Öle 
sowie deren Fraktionen, auch 

30 

25 

20 

15 + 

10 + 

PI 

0 + 


raffiniert, jedoch nicht che¬ 
misch modifiziert 




MOB 

MOB 


MOB 

1517 10 10 

Margarirte, ausgenommen 
flüssige Margarine,.. . 

20 

18 

16 

14 

12 

8 

6 

1517 90 10 

Margarine, andere . . . 

20 

18 

16 

14 

12 

8 

6 


22 
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KN-Code 

Warenbezeichnung 

Aus- 

Zollsatz 



gangs- 

zoltsatz 

1995 

1996. 

1997 

1998 

1999 

2000 

1518 

Tierische und pflanzliche Fette 
und Öle sowie deren Frak- 

15 

12 

10 

7 + 

5-t- 

3 + 

0 


tionen. gekocht, oxidiert, 
dehydratisiert, ... 




MOB 

MOB 

MOB 

MOB 

1704 

Zuckerwaren ohne Kakao¬ 
gehalt (einscMießlich weiße 
Schokolade) 

25 

23 

18 

15 

12 

8 

5 

1806 

Schokolade und andere 
kakaohahige Lebertsmittel- 
zubereitungen 

30 

28 

25 

20 

15 

10 

5 

190120 

Malzextrakt Lebensmittel- 
Zubereitungen aus Mehl usw.. 

25 

22 

18 

14-f 

10 + 

6 + 

3 + 


..Mischurtgen und Teig, 
zum Herstellen von Back¬ 
waren der Position 1905 




MOB 

MOB 

MOB 

MOB 1 

1902 

Teigwaren, auch gekocht oder 

25 

22 

18 

14-f 

10-f 

6-f 

BiMil 


gefiMt (nüt Fleisch oder ande- 









ren Stoffen) oder in anderer 
Weise zubereitet z. B. 
Spaghetti, Makkaroni. Nudeln, 
Lasagne. Gnocchi, Ravioli. 
CatMtelloni: Couscous. auch 
zubareitet 




MOB 

MOB 

MOB 

MOB 

1905 

Backwaren, auch kakaohaltig; 
Hostien, leere Oblatenkapseln 

30 

28 

24 

20-f 

16-f 

10-f 

R 


von der fOr Arzneiwaren ver¬ 
wendeten Art Siegeloblaten, 
getrocknete Teigblitter aus 
MeM oder Stärke urtd ähnliche 
Waren 




MOB 

MOB 

MOB 

■ 
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KN-Code I Warertbezaichnung 


2004 10 91 Kartoffeln, in Form von Mehl, 
Grieß oder Flocken, ofme 
Essig zubereitat oder haltbar 
gemacht, gefroren 


2005 20 10 Kartoffeln, ohne Essig zube* 
reitet oder haltbar gemacht, 
nicht gefroren 


2102 10 


2105 


Aus¬ 

gangs¬ 

zollsatz 


Hefen, lebend 


Spe isee i s , auch kakaohaltig 


Wasser, eitwchlieSrich Mine¬ 
ralwasser und kohlensiure- 
hattiges Wasser, mit Zusatz 
von Zucker, anderen SOß- 
mittaln oder Aromastoffen, 
und andere nichtalkahoi- 
haltige Gelrinke, ausge¬ 
nommen Frucht- uttd GemOse- 
sifta der Position 2009 


Bier aus Malz 


Zollsatz 


1995 1996 1997 1998 1999' 2000 


15 

12 

10 

6 

3 

2 

0 

30 

28 

24 

20 + 

15 + 

10 + 

5 + 




MOB 

MOB 

MOB 

MOB 


27-«- I 27-I- i 25-I- 


MOB MOB I MOB MOB 
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1 KN-Code 

Warenbezeichnung 

1 2205 

Wermutwein und andere 

Weine aus frischen Wein¬ 
trauben. mit Pflanzen oder 
anderen Stoffen aromatisiert 

2207 

Ethylalkohol mit einem Alko¬ 
holgehalt von 80 % vol oder 
mehr, unvergällt; Ethylalkohol 
und Branntwein mit belie¬ 
bigem Alkoholgehalt, vergällt 

2208 

Ethylalkohol . . unvergällt 

2402 

2ganai (einschlieBUch Swm- 
pen), Zigarillos und Zigateoen 


Aus- 

gangs- 

zoHsatz 


Zollsatz 


Nicht weniger als 0.1 USD/%vol/litrD 


Nicht weniger als 
0.08 USD/% vol/1 


Nicht weniger als 
0,07 USD/% vol/l 


Nicht weniger als 4 USD pro 1 000 Einheiten 
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Protokoll Nr. 3 

Ober die Bestimmung des Begriffs 
„Erzeugnisse mit Ursprung in“ oder MUrsprungserzeugnisse“ und 
Ober die Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen 


Trtell 

Allgemeines 


Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 
Im Sinne dieses Protokolls bedeuten 

a) der Begriff .Herstetlen“ jede Be- oder Verarbeitung ein- 
schlieBlich Zusamnr>enbau oder besondere Vorgänge; 

b) der Begriff .Vormaterial“ jegliche Zutaten, Rohstoffe, Kompo¬ 
nenten oder Teile usw., die beim Herstellen des Erzeugnisses 
verwendet werden; 

c) der Begriff «Erzeugnis* die hergestellte Ware, auch wenn sie 
zur späteren Verwendurtg in eirtem anderen Hersteliungs- 
vorgang bestimmt ist; 

d) der Begriff «Waren* sowohl Vormaterialien als auch Erzeug¬ 
nisse; 

e) der Begriff «Zollwert“ den Wert, ^ gemäß dem am 12. April 
1979 in Genf urrterzeichneten Übereinkommen zur Durch¬ 
führung des Artikels VII des Allgemeinen Zoll- und Harkfeisab- 
kommens festgelegt wird; 

f) der Begriff ,Ab-Werk-Preis* den Preis der Ware ab Werk, der 
dem Hersteller, in dessen Unternehmen die letzte Be- oder 
Verarbeitung durchgefOhrt worden ist, gezahlt wird, sofern 
dieser Preis den Wert aller verwendeten Vormaterialien 
umfaßt, abzüglich aller internen Abgaben, die erstattet 
werden oder erstattet werden können, wenn das Erzeugnis 
ausgeführt wird; 

g) der Begriff «Wert der Vormaterialien* den Zollwert der ver- 
wendeten Vormaterialien ohne Ursprungseigertschaft zum 
Zeitpunkt der Einfuhr oder, wenn dieser nicht bekannt ist utkI 
nicht festgestellt werden kann, den ersten feststellbaren 
Preis, der in den betreffenden Gebieten für die Vormaterialien 
gezahlt wird; 

h) der Begriff «Wert der Vomnaterialien mit Ursprurtgseigen- 
schaft* den Wert dieser Vormaterialien gemäß Buchstabe g, 
der sinngemäß anzuwerxfen ist; 

0 der Begriff „Wertzuwachs* den Ab-Werk-Preis abzüglich des 
Zollwerts aller enthaltenen Erzeugnisse, die nicht Ursprungs¬ 
erzeugnisse des Landes sind, in dem diese Erzeugnisse her- 
gestellt worden sind; 

j) die Begriffe „Kapitel* und „Position“ die Kapitel und die Posi¬ 
tionen (vierstellige Codes) der Nomenklatur des Harmonisier¬ 
ten Systems zur Bezeichnung und Codierung der Waren (in 
diesem Protokoll als „Harmonisiertes System* oder «HS* 
bezeichr>et); 

k) der Begriff „Einreihen* die Einreihurtg von Erzeugnissen oder 
Vormaterialien in eine bestimmte Position; 

l) der Begriff „Sendung“ Erzeugnisse, die entweder gleichzeitig 
von einem Ausführer an einen Empfänger oder mit einem ein¬ 
zigen Frachtpapier oder - bei Fehlen eines solchen Papiers - 
mit einer einzigen Rechnung vom AusfOhrer an den Ernpfän- 
ger versandt werden. 


Titel II 

Besbnimung des Begriffs 
«Erzeugnisse mit Ursprung in“ 
oder «Ursprungserzeugnisse“ 

Artikel 2 

Ursprungskriterien 

Für die Zwecke dieses Abkommens gelten urtbeschadet der 
Artikel 3 und 4 dieses Protokolls 

1. als Ursprungserzeugnisse der Gemeinschaft 

a) Erzeugnisse, die im Sinne des Artikels 5 dieses Protokolls 
vollständig in der Gemeinschaft gewonnen oder herge¬ 
stellt worden sind; 

b) Erzeugnisse, die in der Gemeinschaft unter Verwendung 
von Vormaterialien hergestellt worden sind, die dort nicht 
vollständig gewonnen oder hergestellt worden sirtd, vor¬ 
ausgesetzt, daß diese Vormaterialien in der Gemeinschaft 
im Sinne des Artikels 6 dieses Protokolls in ausreichen¬ 
dem Maße be- oder verarbeitet worden sind; 

2. als Ursprungserzeugnisse Litauens 

a) Erzeugnisse, die im Sinne des Artikels 5 dieses Protokolls 
vollständig in Litauen gewonnen oder hergestellt worden 
sind; 

b) Erzeugnisse, die in Litauen unter Verwendur>g von Vorma¬ 
terialien hergestellt worden sind, die dort nicht vollständig 
gewonnen oder hergestellt worden sind, vorausgesetzt 
daß diese Vormaterialien in Litauen im Sinne des Arti¬ 
kels 6 dieses Protokolls in ausreichendem Maße be- oder 
verarbeitet worden sind. 

Artikel 3 

Bilaterale Kumulierung 

(1) Unbeschadet des Artikels 2 Nummer 1 Buchstabe b gelten 
Vormaterialien, die kn Sinne dieses Protokolls Ursprungserzeug¬ 
nisse Litauens sind, als Vormaterialien mit Ursprurrg in der 
Gemeinschaft, ohne daß sie dort ausreichend be- oder verarbei¬ 
tet worden sein müssen, sofern die durchgeführten Be- oder 
Verarbeitungen über die Behandlungen im Sinrte des Artikels 7 
dieses Protokolls hinausgehen. 

(2) Unbeschadet des Artikels 2 Numnrer 2 Buchstabe b gelten 
Vormaterialien, die im Sinne dieses Protokolls Ursprungserzeug¬ 
nisse der Gemeinschaft sind, als Vormaterialien mit Ursprung in 
Litauen, ohne daß sie dort ausreichend be- oder verarbeitet 
worden sein müssen, sofern die durchgeführten Be- oder Ver¬ 
arbeitungen über die Behandlungen im Sinne des Artikels 7 die¬ 
ses Protokolls hinausgehen. 

Artikel 4 

Kumulierung mit Ursprungserzeugnissen 
Lettlands und Estlands 

( 1 ) 

a) Unbeschadet des Artikels 2 Nummer 1 Buchstabe b sowie der 

Absätze 2 und 3 gelten Vormaterialien, die im Sinne des Pro¬ 
tokolls Nr. 3 zu den Abkommen zwischen der Gemeirrschaft 
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und Lettland bzw. Estlands Ursprungserzeugnisse dieser 
Länder sind, als Vormaterialien mit Ursprung in der Gemein¬ 
schaft, ohne daß sie dort ausreichend be- oder verarbeitet 
worden sein müssen, sofern die durchgeführten Be- oder Ver¬ 
arbeitungen über die Behandlungen im Sinne des Artikels 7 
dieses Protokolis hinausgehen. 

b) Unbeschadet des Artikels 2 Nummer 2 Buchstabe b und vor¬ 
behaltlich der Absätze 2 und 3 gelten Vormaterialien, die im 
Sinne der Protokolle Nr. 3 zu den Abkommen zwischen der 
Gemeinschaft und Lettland bzw. Estland Urspnmgserzet^- 
nisse dieser Länder sind, als Vormaterialien mit Ursprung kt 
Litauen, ohrte daß sie dort ausreichertd be- oder v^arbeitet 
worden sein müssen, sofern die durchgeführten Be- oder Ver¬ 
arbeitungen über die Behandlungen im Sinrte des Artikels 7 
dieses Protokolls hinausgehen. 

(2) Erzeugnisse, die die Ursprurtgseigenschaft nach Absatz 1 
erworben haben, bleiben Ursprungserzeugnisse der Gemein¬ 
schaft oder Litauens nur dann, wenn der dort erzielte Wert¬ 
zuwachs den Wert der verwendeten Ursprungserzeugnisse 
Litauens bzw. Estlartds übersteigt. 

Anderenfalls gelten die betreffenden Erzeugnisse für die Zwecke 
dieses Abkommens oder der Abkommen zwischen der Gemein¬ 
schaft und Letti£^ bzw. Estland als Ursprungserzeugnisse 
Lettlartds oder Estlands, }e rtachdem, kt welchem dieser Lärtder 
der Wert der mitverarbeiteten Ursprungserzeugnisse am höch¬ 
sten ist. 

(3) Für die Zwecke dieses Artikels gelten den Ursprungsregeln 
dieses Protokolls entsprechertde Ursprungsregeln für den Waren¬ 
verkehr zwischen der Gemeinschaft und Lettland bzw. Estland, 
zwischen Litauen urtd den beiden genannten Lärtdem sowie 
zwischen diesen drei Ländern untereinander. 

Artikel 5 

Vollständig gewonnene 
oder hergestellte Erzeugnisse 

(1) Im Sinne des Artikels 2 Nummer 1 Buchstabe a und Num¬ 
mer 2 Buchstabe a gelten als in der Gemeirtschaft oder kt Litauen 
.vollständig gewonnen oder hergestellt“: 

a) dort aus dem Boden oder dem Meeresgrund gewonnene 
mineralische Erzeugnisse; 

b) dort geerntete pflanzliche Erzeugnisse; 

c) dort geborene oder ausgeschlüpfte und dort aufgezogene 
lebende Tiere; 

d) Erzeugnisse von dort gehaltenen lebenden Tieren; 

e) dort erzielte Jagdbeute und Fischfänge; 

f) Erzeugnisse der Seefischerei und andere von Schiffen der 
Gemeinschaft oder Litauens außerhalb der eigenen Küsten¬ 
meere aus dem Meer gewonnene Erzeugnisse; 

g) Erzeugnisse, die an Bord von Fabrikschiffen der Gemein¬ 
schaft oder Litauens ausschließlich aus den unter Buchstabe f 
genannten Erzeugnissen hergestellt werden; 

h) dort gesammelte Altwaren, die nur zur Gewinnung von Roh¬ 
stoffen verwendet werden können, einschließlich gebrauchte 
Fleifen, die nur zur Runderneuerung oder als Abfall verwendet 
werden können; 

i) bei einer dort ausgeübten Produktionstätigkeit anfallende 
Abfälle; 

j) aus dem Meeresboden oder Meeresuntergrund außerhalb der 
eigenen Küstenmeere gewonnene Erzeugnisse, sofern die 
Gemeinschaft oder Litauen zum Zwecke der Nutzbarma¬ 
chung Ausschließlichkeitsrechte über diesen Teil des Meeres¬ 
bodens oder Meeresuntergrunds ausübt; 

k) dort ausschließlich aus Erzeugnissen gemäß den Buch¬ 
staben a bis j hergestellte Waren. 

(2) Die Begriffe .Schiffe der Gemeinschaft oder Litauens“ urtd 
.Fabrikschiffe der Gemeinschaft oder Litauens“ in Absatz 1 
Buchstaben f und g sind nur anwendbar auf Schiffe und Fabrik¬ 
schiffe, 

- die in einem EG-Mitgliedstaat oder in Litauen ins Schiffsregi¬ 
ster eingetragen oder dort angemeldet sind; 


- die die Flagge eines EG-Mitgliedstaats oder Litauens führen; 

- die mindestens zur Hälfte Eigentum von Staatsangehörigen 
der EG-Mitgliedstaaten oder Litauens oder einer Gesellschaft 
sind, die ihren Hauptsitz in einem dieser Staaten hat, bei der 
der oder die Gesc^ftsführer, der Vorsitzende des Verwal¬ 
tungsrats oder des Aufsichtsrats und die Mehrheit der Mitglie¬ 
der dieser Gremien Staatsangehörige der EG-Mitgliedstaaten 
oder Litauens sind und - kn Fälle von Persortengesellschaften 
oder Gesellschaften mH beschränkter Haftung - außerdem 
das GesellschaftskapHal mindestens zur Hälfte den betreffen¬ 
den Staaten oder Litauen oder öffentlich-rechtlichen Körper¬ 
schaften oder Staatsangehörigen dieser Staaten gehört; 

- deren Kapitän und Offiziere Staatsangehörige der EG-Mit- 
gliedstaaten oder ütauens sind; 

- deren Besatzung zu mirtdestens 75 % aus Staatsangehörigen 
der EG-MHgliedstaaten oder Utauens besteht 

(3) Die Begriffe .Utauen“ und .Gemeinschaft“ umfassen auch 
die Küstenmeere Litauens und der Mitgliedstaaten der Gemein¬ 
schaft. 

Hochseegängige Schiffe einschließlich der Fabrikschiffe, auf 
denen die durch Fischfang geworwenen Erzeugnisse be- oder 
verarbeHet werden, gehen als Teil des Gebiets der Gemeinschaft 
oder Litauens, wenn sie die Voraussetzungen des Absatzes 2 
erfüllen. 

Artikel 6 

In ausreichendem Maße 
be- oder verarbeitete Erzeugnisse 

(1) Für die Zwecke des Artikels 2 gehen vorbehaltlich der 
Absätze 2 uiKl 3 Vormaterialien ohne Urspruigseigettschaft als 
ausreichend be- oder verarbeheL wenn das hergesteihe &zeug- 
nis in eine andere Position einzureihen ist als die Position, in die 
jedes einzelne der bei der Herstellung verwendete Vormaterial 
ohne Ursprurtgseigenschaft einzureihen ist. 

C2) Bei einem in den Spähen 1 urtd 2 der Liste des Anhangs II 
genannten Erzeugnis müssen anstelle der Voraussetzungen des 
Absatzesl die für dieses Erzeugnis kt Spähe 3 festgelegten Vor¬ 
aussetzungen erfOth sein. 

Wird in der Liste des Anhangs II zur Feststellung der Urspmngs- 
eigenschaft eines in der Gemeirtschaft oder kt Litauen hergestell¬ 
ten Erzeugnisses eine Prozentregel angewandt, so muß der auf¬ 
grund der Be- oder Verarbeitungen hinzugefügte Wert dem Ab- 
Werk-Preis dieses Erzeugnisses abzüglich des Wertes der kt die 
Gemeinschaft oder nach Litauen eingeführten Drittlandswaren 
entsprechen. 

(3) In diesen Voraussetzungen sind für alle unter das Abkom¬ 
men failertden Erzeugnisse die Be- oder Verarbehurtgen festge¬ 
legt. die an den bei der Herstellung der Erzeugnisse verwendeten 
Vormaterialien ohne Ursprurtgseigenschaft vorgertommen wer¬ 
den müssen; sie gehen nur für diese Vormaterialien. Ein Erzeug¬ 
nis, das entsprechend den Voraussetzungen der Liste die 
Ursprungseigenschaft erworben hat und zur Herstellurtg eines 
anderen Erzeugnisses verwendet wird, hat die für das andere 
Erzeugnis gehenden Voraussetzungen nicht zu erfüllen; die ge- 
gebenfalls zur Herstellung des ersten Erzeugnisses verwendeten 
Vormaterialien ohne Ursprrungseigenschaft bleiben demnach 
unberücksichtigt. 

Artikel 7 

Nicht ausreichende Be- oder Verarbeitungen 

Für die Zwecke des Artikels 6 gelten ohne Rücksicht darauf, ob 
ein Wechsel der Position stattgefunden hat, folgende Be- oder 
Verarbeitungen als nicht ausreichend, um die Ursprungseigen¬ 
schaft zu verleihen: 

a) Behandlungen, die dazu bestimmt sind, die Erzeugnisse 
während des Transports oder der Lagerung in ihrem Zustand 
zu erhaben (Lüften, Ausbrehen, Trocknen, Kühlen, Einlegen in 
Salz oder in Wasser mh Zusatz von Schwefeldioxid oder von 
anderen Stoffen, Entfernen verdorbener Teile und ähnliche 
Behandlungen); 

b) einfaches Entstauben, Sieben, Aussondem, Einordnen, Sor¬ 
tieren (einschlieBlich des Zusammenstellens von Sortimenten), 
Waschen, Anstreichen, Zerschneiden; 
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c) i) Auswechseln von Umschließungen, Teilen oder Zusam¬ 

menstellen von Packstöcken: 

ii) einfaches Abfüllen in Raschen, Räschchen, Säcke, Etuis, 
Schachteln, Befestigen auf Kettchen usw. sowie alle 
anderen einfachen Verpackungsvorgänge; 

d) Anbringen von Marken, Etiketten oder anderen gleichartigen 
Unterscheidungszeichen auf den Erzeugnissen selbst oder 
auf ihren Umschließungen: 

e) einfaches Mischen von Erzeugnissen auch verschiedener 
Arten, wenn ein oder mehrere Bestarxiteile der Mischurtg 
nicht den in diesem Protokoll festgelegten Voraussetzurtgen 
entsprechen, um als Ursprungserzeugnisse der Gemein¬ 
schaft oder Litauens zu gelten; 

f) einfachesZusammenfugen vonTeäenzueinem vollständigen 
Erzeugnis; 

g) Zusammentreffen von zwei oder mehr der unter den Burrfi- 
staben a bis f gerrannten Behandlungen; 

h) Schlachten von Tieren. 


Artikel 8 

Maßgebende Einheit 

(1) Maßgeberxte Einheit für die Anwendung dieses Protokolls 
ist die für die Einreihung in die Position des Harmonisierten 
Systems maßgebliche Einheit. 

Daraus ergibt sich, daß 

tß jede Gruppe oder Zusammenstellurtg von Erzeugnissen, die 
nach dem Harmonisierten System in eine einzige Position ein¬ 
gereiht wird, als Ganzes die maßgebende Einheit darstellt; 

b) bei einer Sendung mit gleichen Erzeugnissen, die In dieselbe 
Position des Harmonisierten Systems eingereiht werden, 
jedes Erzeugnis für sich betrachtet werden muß. 

(2) Werden Umschließungen gemäß der Allgemeinen Vorschrift 5 
zum Harmonisierten System wie das darin enthaltene Erzeugnis 
eingereiht, so werden sie auch für die Bestimmung des 
Ursprungs wie das Erzeugnis behandelt 

Artikel 9 

Zubehör, Ersatzteile und Werkzeuge 

Zubehör, Ersatzteile und Werkzeuge, die mit Geräten, Maschi¬ 
nen, Apparaten oder Fahrzeugen geiiefert werden, werden mit 
diesen zusammen als Einheit arrgesehen, wenn sie als Bestarxj- 
teil der NormalausrOstung in deren Preis enthalten sind oder nicht 
gesondert in Rechnung gestellt werden. 

Artikel 10 

Warenzusammenstellungen 

Warenzusammenstetlungen im Sirme der Allgemeinen Vor¬ 
schrift 3 zum Harmonisierten System gelten als Ursprurrgs- 
erzeugnisse, wenn alle Bestandteile Ursprungserzeugnisse sirxi. 
Jedoch gilt eine Wareruusammenstellung aus Ursprungserzeug¬ 
nissen und Erzeugnissen ohne Ursprungseigenschaft insgesamt 
als Ursprungserzeugnis, sofern der Wert der Erzeugnisse ohne 
Ursprungseigenschaft 15 v. H. des Ab-Werk-Preises der Waren¬ 
zusammenstellung nicht überschreitet. 


Artikel 11 

Neutrale Elemente 

Bei der Feststeilung, ob ein Erzeugnis ein Ursprungserzeugnis 
der Gemeinschaft oder Litauens ist, wird nicht geprüft, ob elektri¬ 
sche Energie, Brennstoffe, Anlagen und Ausrüstung, Maschinen 
und Werkzeuge, die zur Herstellung des Erzeugnisses verwendet 
wurden, oder sonstige Weiren, die im Verlauf der Herstellung ver¬ 
wendet wurden, aber nicht in die endgültige Zusammensetzung 
des Erzeugnisses eingehen sollten und auch nicht eingegangen 
sind, Ursprungseizeugnisse sind oder nicht. 


Titel III 

Territoriale Auflagen 
Artikel 12 

Territorialitätsprinzip 

Voibehalttich der Artikel 3 und.4 müssen die in Titel II gerrann- 
ten Bedingungen für den Erwerb der Ursprungseigenschaft ohne 
Unterbrechung in der Gemeinschaft oder in Litauen erfüllt sein. 

Artikel 13 

Wiedereinfuhr von Waren 

Ursprungserzeugnisse, die aus dem Gebiet der Gemeinschaft 
oder aus Litauen in ein Drittland ausgelOhrt und anschließend 
w'iedereingeführt worden sind, gelten vorbehaltlich der Artikel 3 
und 4 als Erzeugnisse ohne Ursprungseigenschall, es sei denn, 
es kann den Zollbehörden glaubhaft dargelegt werden, daß 

a) die wiedereirrgeführten Waren dieselben wie die ausgeführten 
Waren sirrd; und 

b) diese Waren während ihres Aufenthalts in dem betreffenden 
Drittland oder während des Transports keine Behandlung 
erfahren haben, die Ober das zur Erhaltung ihres Zustands 
erforderliche Maß hinausgeht 

Artikel 14 

Unmittelbare Beförderung 

(1) Die im Rahmen des Abkommens vorgesehene Präferenz- 
beharxllung gilt nur für Erzeugnisse und Vormateriaiien, die zwi¬ 
schen dem Gebiet der Gemeirrschaft und dem Gebiet Litauens, 
oder, wenn Artikel 4 Anwendung firtdet, Estlands oder Lettlarxls 
befördert werden, ohne dabei ein anderes Gebiet zu berühren. 
Waren mit Ursprung in Litauen oder in der Gemeinschaft die eine 
einzige nicht aufgeteitte Seridung bilden, können jedoch durch 
andere Gebiete als das Gebiet der Gemeinschaft rxler Litauens 
oder, wenn Artikel 4 Anwendung findet Estlands oder Lettlands 
beförelert werden, gegebertenfalls auch mit Umladung oder vor- 
übergeherKler Bnlagetung in diesen Gebieten, sofern die Waren 
unter zollamtlicher Überwachung der Behörden des Durchfuhr¬ 
oder Einlagerungslarxls geblieben und dort nur ent- oder wieder 
verladen worden sind oder eine auf die Erhaltung ihres Zustands 
gerichtete Behandlung erfahren haben. 

Erzeugnisse mit Ursprung in Litauen oder in der Gemeinschaft 
können durch Rohrleitungen über andere Gebiete als das Gebiet 
der Gemeinschaft oder Litauens befördert werden. 

(2) Der Nachweis, daß die in Absatz 1 genannten Voraus¬ 
setzungen erfüllt sind, ist erbracht «verm den Zollbehörden des 
Einfuhrlartds folgernde Unterlagen vorgelegt werden: 

ai ein im Ausfuhrland ausgestelltes durchgeherKles Fracht- 
papier, mit dem die Beförderung durch das Durchfuhrtarrd 
erfolgt ist 

oder 

b) eine von den Zollbehörden des Durchfuhrtands ausgestellte 
Bescheinigung mit folgenden Angaben: 

0 genaue Warenbeschreibung, 

10 Zeitpunkt des Ent- und Wiederverladens der Waren, ge¬ 
gebenenfalls unter Angabe der benutzten Schiffe, und 

iiO die Bedingungen, unter denen die Waren im Durchfuhr¬ 
land geblieben sind, 

oder, 

c) falls diese Papiere nicht vorhanden sind, alle sonstigen 
beweiskräftigen Unterlagen. 

Artikel 15 
Ausstellungen 

(1) Werden Erzeugnisse aus dem Gebiet einer Vertragspartei zu 
einer Ausstellung in ein Drittland versarxlt und nach der Ausstel- 
tung zur Einfuhr in das Gebiet eirter anderen Vertragspartei ver¬ 
kauft, so erhalten sie bei der Einfuhr die Begünstigimgen des 
Abkommens, sofern sie die Voraussetzungen dieses Protokolls 
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für die Anerkennung als Ursprungserzeugnisse der Gemeinschaft 
oder Litauens erfüllen und sofern den Zollbehörden glaubhaft 
dargelegt wird, daß 

a) ein Ausführer diese Erzeugnisse aus dem Gebiet einer Ver¬ 
tragspartei in das Aussteifungsfand versandt und dort aus¬ 
gestellt hat; 

b) dieser Ausführer die Erzeugnisse einem Empfdrtger kn Gebiet 
einer anderen Vertragspartei vedtauft oder Obertassen hat; 

c) die Erzeugnisse während oder urunittelbar rtach der Aus¬ 
stellung kl dem Zustand, in dem sie zur Ausstellung versandt 
worden waren, in das Gebiet der zuletzt genannten Vertrags¬ 
partei versandt worden sind; und 

d) die Erzeugnisse ab dem Zeitpunkt, zu dem sie zur Ausstellung 
versandt wurden, nicht zu anderen Zwecken als zur Vor¬ 
führung auf dieser Ausstellung verwendet worden sind. 

ß) Nach Maßgabe des Titels IV ist ein Ursprungsnachweis aus¬ 
zustellen oder auszufertigen und den Zollbehörden des Einfuhr¬ 
lands unter den üblichen Voraussetzungen vorzulegen. Darin sind 
Bezeichnung und Anschrift der Ausstellung anzugeben. Falls 
erforderlich, kann ein zusätzlicher Nachweis Ober die Beschaffen¬ 
heit der Waren und die Umstände verfangt werden, unter denen 
sie ausgestellt worden sind. 

(3) Absatz 1 gilt für alle Ausstellungen, Messen und ähnlichen 
öffentlichen Veranstaltungen kommerzieller, industrieller, land¬ 
wirtschaftlicher oder handwerklicher Art, bä denen die Waren 
unter zollamtlicher Überwachung bleiben; ausgenommen sind 
Veranstaltungen zu privaten Zwecken für den Verkauf ausländi¬ 
scher Erzeugnisse in Läden oder Geschäftslokalen. 


Titel IV 

Nachweis der Ursprungseigenschaft 
Artikel 16 

Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 

Oer Nachweis, daß Erzeugnisse die Ursprungseigenschaft kn 
Sinne dieses Protokolls besitzen, wird durch eine Warenverkehrs¬ 
bescheinigung EUR.1 nach dem Muster in Anhang III zu diesem 
Protokoll erbracht. 

Artikel 17 

Normales Verfahren für die Ausstellung 
der Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 

(1) Die Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 wird von den 
Zollbehörden des Ausfuhrlands auf schriftlichen Antrag des 
Ausführers von seines bevollmächtigten Vertreters unter Ver¬ 
antwortung des Ausführers ausgestellt. 

(2) Der AusfOhrer oder sein bevollmächtigter Vertreter füllt 
das Formblatt der Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 und des 
Antrags nach den Mustern in Anhang III aus. 

Die Formblätter sind gemäß den Rechtsvorschriften des Ausfuhr¬ 
lands in einer der Sprachen auszufüllen, in denen das Abkommen 
abgefaßt ist Werden sie handschriftlich ausgefOllt, so muß dies 
mit Tinte in Druckschrift erfolgen. Die Warenbezeichnung ist in 
dem dafür vorgesehenen Feld ohne Zellenzwischenraum einzu¬ 
tragen. Ist das Feld nicht vollständig ausgefüllt so ist unter die 
letzte Zeile der Warenbezeichnung ein waagerechter Strich zu 
ziehen und der nicht ausgefüllte Teil des Feldes durchzustreichen. 

(3) Der Ausführer, der die Ausstellung der Warenverkehrsbe¬ 
scheinigung EUR.1 beantragt, hat auf Verlangen der Zollbehör¬ 
den des Ausfuhrlands, in dem die Warenverkehrsbescheinigung 
EUR.1 ausgestellt wird, jederzeit alle zweckdienlichen Unterlagen 
zum Nachweis der Ursprungseigenschaft der betreffenden 
Erzeugnisse sowie der Erfüllung der übrigen Voraussetzungen 
dieses Protokolls vorzulegen. 

Der Ausführer hat die in Unterabsatz 1 genannten Unterlagen 
mindestens drei Jahre lang aufzubewahren. 

Die Anträge auf Warenverkehrsbescheinigungen EUR.1 sind von 
den Zollbehörden des Ausfuhrstaats mindestens drei Jahre lang 
aufzubewahren. 


(4) Die Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 wird von den Zoll¬ 
behörden eines Mitgliedstaats der Europäischen Gemeinschaft 
erteilt, wenn die Ausfuhrwaren als Urspmngserzeugnisse der 
Gemeinschaft im Sinne des Artikels 2 Nummer 1 dieses Proto¬ 
kolls angesehen werden können. Die Warenverkehrsbescheini¬ 
gung EUR.1 wird von den Zollbäiörden Litauens erteilt, wem 
die Ausfuhrwaren als Ursprungserzeugnisse Litauens im Sinne 
des Artikels 2 Nummer 2 dieses Protokolls angesehen werden 
können. 

(5) Gelten die Kumulierungsregeln der Artikel 2 bis 4, so dürfen 
die Zollbehörden der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft ode- 
Utauens Warenverkehrsbescheinigungen EUR.1 unter den in die¬ 
sem Protokoll festgelegten Voraussetzungen erteilen, wenn die 
Ausfuhrwaren als Ursprungserzeugnisse kn Sinne dieses Proto¬ 
kolls angesehen werden können und sich die Waren, auf die sich 
die Warenverkehrsbescheinigungen EUR.1 beziehen, in der 
Gemeinschaft oder in Litauen befinden. 

In diesen Fällen werden die Warenverkehrsbescheinigungen 
EUR.1 nur auf Vorlage des zuvor ausgestellten oder ausgefertig¬ 
ten Ursprungsnachweises erteilt. Dieser Ursprungsnachweis is: 
von den Zollbehörden des Ausfuhrstaats mindestens drei Jahre 
lang aufeubewahren. 

(6) Die ausstellenden Zollbehörden treffen die erforderlichen 
Maßnahmen, um die Ursprungseigenschaft der Erzeugnisse und 
die Erfüllung der übrigen Voraussetzungen dieses Protokolls zj 
überprüfen. Zu diesem Zweck sind sie berechtigt, alle Beweis¬ 
mittel zu verlangen und jede Art von Obetprüfüng der Buch¬ 
führung des Ausführers oder sonstige von tmen für zweck¬ 
dienlich erachtete Kontrollen vorzunehmen. 

Die ausstellenden Zollbehörden achten ferner darauf, daß die in 
Absatz 2 genannten Formblätter ordnungsgemäß ausgefüllt sind. 
Sie prüfen insbesondere, ob das Feld mit der Warenbezeichnunc 
so ausgefOllt ist, daß jede Möglichkeit eines mißbräuchlichen 
Zusatzes ausgeschlossen ist. 

(7) In dem von den Zollbehörden auszufüllenden Teil der 
Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 ist das Ausstellungsdatum 
anzugeben. 

iß) Die Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 wird bei der Aus¬ 
fuhr der Erzeugnisse, auf die sie sich beziehL von den Zollbehör¬ 
den des Ausfuhrlands ausgestellt Sie wird zur Verfügung des 
Ausführers gehalten, sobald die Ausfuhr tatsächlich erfolgt octe" 
sichergestellt ist. 

Artikel 18 

Nachträglich ausgestellte 
Waren Verkehrsbescheinigungen EUR.1 

(1) Unbeschadet des Artikels 17 Absatz 8 kann die Warenver¬ 
kehrsbescheinigung EUR.1 ausnahmsweise auch nach der Aus¬ 
fuhr der Erzeugnisse, auf die sie sich bezieht ausgestellt werdea 

a) wenn sie infolge eines Irrtums, eines unverschuldeten Ver¬ 
sehens oder besonderer Umstände bei der Ausfuhr nicht aus¬ 
gestellt worden ist; oder 

b) wenn den Zollbehörden glaubhaft dargelegt wird, daß eine 
Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 ausgestellt aber bei de- 
Einfuhr aus formalen Gründen nicht angenommen worden isL 

ß) Bei Inanspruchnahme des Absatzes 1 hat der Ausführer ir 
seinem Antrag Ort und Zeitpunkt der Ausfuhr der Erzeugnisse, atr 
die sich die Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 beaeht, sowie 
die Gründe für seinen Antrag anzugeben. 

(3) Die Zollbehörden dürfen eine Warenverkehrsbescheinigunc 
EUR.1 nachträglich erst ausstellen, nachdem sie geprüft haben 
ob die Angaben im Antrag des Ausführers mit den entsprecherv 
den Unterlagen übereinstimmen. 

(4) Nachträglich ausgestellte Warenverkehrsbescheinigunger 
EUR.1 müssen einen der folgenden Vermerke tragen: 

.NACHTRAGUCH AUSGESTELLT“, «DEUVRt A POSTERI¬ 
ORI“. .RILASCIATO A POSTERIORI“. .AFGEGEVEN A POSTE¬ 
RIORI“. .ISSUED RETROSPECTIVELY“, .UDSTEDT EFTER¬ 
FOLGENDE“, „EKAOGEN EK TON YrTEPtlN“, .EXPEDIDO A 
POSTERIORI“. .EMITADO A POSTERIORI“, .IS’DUOTAS PC 
EKSPORTAVIMO“, .ANNETTU JÄLKIKÄTEEN“, .UTFÄRDAT I 
EFTERHAND“. 
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(5) Der in Absatz 4 genannte Vermerk wird in Feld 7 „Bemerkun¬ 
gen“ der Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 eingetragen. 

Artikel 19 

Ausstellung eines Duplikats 
der Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 

(1) Bei Diebstahl, Verlust oder Vernichtung einer Warenver¬ 
kehrsbescheinigung EUR.1 kann der AusfOhrer bei den Zoll¬ 
behörden, die sie ausgesteitt haben, ein Duplikat beantragen, das 
anharKi der in ihrem Besitz befindlichen Ausfuhipapiere ausge¬ 
fertigt wird. 

(2) Dieses Duplikat ist mit einem der folgenden Vermerke zu 
versehen; 

.DUPUKAT“, „DUPUCATA“, .DUPUCATO“, .DUPUCAAT“, 
„DUPLICATE*, .ANTirPA<I>0“, „DUPUCADO*. „SEGUNDA 
VIA“, „DUPLIKATAS“, „KAKSOISKAPPALE“, „DUPUKAT“. 

(3) Der in Absatz 2 genannte Vermerk, das Ausstellungsdatum 
und die Seriennummer des Originals werden in Feld 7 .Bemer¬ 
kungen“ des Duplikats der Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 
eirrgetragen. 

(4) Das Duplikat trägt das Datum des Originals und gilt mit 
Wirkung von diesem Tage. 

Artikel 20 

Ersetzung von Bescheinigungen 

(1) Eine oder mehrere Waenverkehrsbescheinigungen EUR.1 
können jederzeit durch eine oder mehrere andm Bescheinigun¬ 
gen ersetzt werden, sofern dies bei der fOr die Überwachung der 
Waren zustärKf igen ZoHstelle erfolgt. 

(2) Die Ersatzbescheinigung gilt als endgültige Warenverkehrs¬ 
bescheinigung EUR.1 für die Zwecke dieses Protokolls ein- 
schlieBlich dieses Artikels. 

(3) Die Ersatzbescheinigung wird auf schriftlichen Antrag des 
Wiederausführers ausgestellt, nachdem die zuständigen Behör¬ 
den die in diesem Antrag enthaltenen Angaben geprüft haben. 
Das Datum und die Seriennummer der ursprünglichen Waren¬ 
verkehrsbescheinigung EUR.1 sind Feld 7 „Bemerkungen“ einzu¬ 
tragen. 

Artikel 21 

Vereinfachtes Verfahren für die 
Ausstellung von Bescheinigungen 

(1) Abweichend von den Artikeln 17, 18 und 19 dieses Proto¬ 
kolls karm ein vereinfachtes Verfahren für die Ausstellung von 
Warenverkehrsbescheinigungen EUR.1 nach Maßgabe der nach¬ 
stehenden Bestimmungen angewandt werden. 

(2) Die Zollbehörden des Ausfuhrlands können einem Ausführer 
(im folgenden „ermächtigter Ausführer“ genannt), der häufig 
Waren ausfOhrt, für die eirre Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 
ausgestellt werden kann, und der jede von den zuständigen 
Behörden für erforderlich gehaltene Gewähr für die Kontrolle der 
Ursprungseigenschaft der Erzeugnisse bietet, zum Zweck der 
Ausstellurrg einer Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 unter den 
Voraussetzurrgen des Artikels 17 dieses Protokolls bewilligen, 
daB er bei der Zollstelle des Ausfuhrlands zum Zeitpunkt der 
Ausfuhr weder die Waren zu gestellen noch den Antrag auf Aus¬ 
stellung einer Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 vorzulegen 
braucht. 

(3) Die zuständigen Behörden legen in der Bewilligung nach 
Absatz 2 fest, daß Feld 11 „Sichtvermerk der Zollbehörde“ der 
Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 

a) entweder im voraus mit dem Abdruck des Stempels der 
zuständigen Zollstelle des Ausfuhrlands sowie mit der Unter¬ 
schrift eines Beamten dieser Zollstelle, die auch eine Faksi- 
mileunteischrift sein darf, oder 

b) von dem ermächtigten Ausführer mit dem Abdruck eines 
von den Zollbehörden des Ausfuhrlands zugelassenen 
Sonderstempels versehen wird, der dem Muster in Anhang V 
dieses Protokolls entspricht. Dieser Abdruck kann in die 
Formblätter eingedruckt werden. 


(4) In den Fällen des Absatzes 3 Buchstabe a ist in Feld 7 
„Bemerkungen“ der Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 einer 
der folgenden Vermerke einzutragen: 

„PROCEDIMIENTO SIMPLIFICADO“, „FORENKLET PROCE- 
DURE“, „VERHNFACHTES VERFAHREN“, jmAOYriBYMENH 
AIAAIKAHA“, „SIMPLIFIED PROCEDURE“, „PROCEDURE 
SIMPLIFIEE“, .PRCXJEDURA SEMPUFICATA“, „VEREENVOU- 
DIGDE PROCEDURE“. .PROCEDIMENTO SIMPUFICADO“. 
„SUPAPRATSTINTA PROCEDÜRA, „YKSINKERTAISTETTU 
MENETTELY“, „FÖRENKLAD PROCEDUR“. 

(5) Feld 11 „Sichtvermerk der Zollbehörde“ der Warenverkehrs¬ 
bescheinigung EUR.1 ist von dem ermächtigten AusfOhrer ge¬ 
gebenenfalls zu vervoilstärKligen. 

(6) Der ermächtigte AusfOhrer hat gegebenenfalls in Feld 13 
„Ersuchen um NachprOfurtg“ der Waienverkehrsbescheinigung 
EUR.1 die Bezeichrtung und die Anschrift der für die Prüfung die¬ 
ser Bescheinigung zuständigen Behörde zu vermerken. 

(7) Die Zollbehörden des Ausfuhrstaats können für den Fall des 
vereinfachten Verfahrens die Verwendung von Warenverkehrs¬ 
bescheinigungen EUR.1 vorschreiben, die mit einem Unterschei¬ 
dungszeichen versehen sind. 

(8) Die zuständigen Behörden legen in der Bewilligung nach 
Absatz 2 insbesondere feät 

si die Voraussetzungen, unter denen die Anträge auf Ausstel¬ 
lung von Waranverkehrsbescheinigungen EUFi.1 auszufOOen 
sind; 

b) die Voraussetzungen, unter denen die Anträge mirrdestens 
drei Jahre lang aufzubewahren sind; 

c) in den Fällen des Absatzes 3 Buchstabe b die für die 
nachträgliche Prüfung nach Artikel 30 dieses Protokolts 
zustäTKlige Behörde. 

(9) Die Zollbehörden des Ausfuhrlands können bestimmte 
Warenarten von den in Absatz 2 vorgesehenen Erleichterungen 
ausschließen. 

(10) Die Zollbehörden verweigem die in Absatz 2 vorgesehenen 
Bewilligungen einem Ausführer, der nicht die Gewähr bietet, d« 
sie für erforderlich halten. Die zuständigen Behörden können die 
Bewilligung jederzeit widerrufen. Sie haben zu widemrfen, wenn 
der ermächtigte Ausführer die Voraussetzungen nicht mehr erfüllt 
oder diese Gewähr nicht mehr bietet. 

(11) Der ermächtigte Ausführer kann verpflichtet werden, d« 
zuständigen Behörden nach einem von ihnen festgelegten Ver¬ 
fahren von dem beeä^sichtigten Versand der Waren zu unterrich¬ 
ten, um diesen Behörden die Möglichkeit zu geben, vor Versen¬ 
dung der Waren eine Kontrolle durchzuführen. 

(12) Die Zollbehörden des Ausfuhrlands dürfen bei den ermäch¬ 
tigten Ausführem Kontrollen durchführen, die ihnen zweck¬ 
dienlich erscheinen. Diese Ausführer müssen solche Korrtronen 
dulden. 

(13) Die Rechtsvorschriften der Gemeinschaft, der Mitglied¬ 
staaten und Litauens über die Zollförmlichkeiten und die Ver¬ 
wendung von Zollpapieren bleiben unberührt. 

Artikel 22 

Geltungsdauer der Ursprungsnachweise 

(1) Die Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 bleibt vier Monaa 
nach dem Datum der Ausstellung im Ausfuhrland gültig und e: 
innerhalb dieser Frist den Zollbehörden des Einfuhrlands vorzu¬ 
legen. 

(2) Warenverkehrsbescheinigungen EUR.1, die den Zollbehör¬ 
den des Einfuhrlands nach Ablauf der in Absatz 1 genannten Vor¬ 
lagefrist vorgelegt werden, können zur Anwendung der Prt^e- 
renzbehandlung angenommen werden, wenn die Frist aus Grün¬ 
den höherer Gewalt oder wegen außergewöhnlicher Umstände 
nicht eingehalten werden konnte. 

(3) In allen anderen Fällen können die Zollbehörden des E.--;- 
fuhrlands verspätet vorgelegte Warenverkehrsbescheinigunoen 
EUR.1 annehmen, wenn die Erzeugnisse diesen Behörden vor 
Ablauf der Vorlagefrist gestellt worden sind. 
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Artikel 23 

Vorlage der Ursprungsnachweise 

Warenverfcehrsbescheinigungen EUR.1 sind den Zollbehörden 
des Einfuhrlands nach den dort geltenden Verfahrerrsvorschriften 
vorzulegen. Diese Behörden können eine Übersetzung der 
Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 verlangen. Sie können 
außerdem verlarrgen, daß die Einführzoflanmeldung durch eine 
Erklärung des Einfuhrers ergänzt, aus der hervorgeht, daß die 
Erzeugnisse die Voraussetzurtgen für die Anwendung des Ab¬ 
kommens erfüllen. 

Artikel 24 

Einfuhr von Teilsendungen 

Werden auf Antrag des Bnführers und unter den von den Zoll¬ 
behörden des Einfuhrlands festgelegten Bedirtgungen zerlegte 
oder rK)ch nicht zusammertgesetzte Erzeugnisse der Kapitel 84 
und 85 des Harmonisierten Systems im Sinne der Ailgemeirren 
Vorschrift 2a zum Harmonisieilen System in Teilsertdurtgen ein- 
geführt, so ist den Zollbehörden bei der Einfuhr der ersten Teil¬ 
sendung ein einziger Ursprungsrrachweis für die betreffenden 
Erzeugnisse vorzuiegen. 

Artikel 25 
Formblatt EUR.2 

(1) Unbeschadet des Artikels 16 i^ der Nachweis, daß Serrdun- 
gen, die ausschließlich Ursprungserzeugnisse enthaften, deren 
Wert 3 000 ECU je Sendung nicht überschreitet, die Ursprur^s- 
eigenschaft im Sinne dieses Protokolls besitzen, durch ein Form¬ 
blatt EUR.2 nach dem Muster in Anhang IV dieses Protokolls zu 
erbringen. 

(2) Das Formblatt EUR.2 ist vom Ausführer oder unter Verant¬ 
wortung des Ausführers von seinem bevollmächtigten Vertreter 
gemäß diesem Protokoll auszufüllen und zu unterzeichnen. 

(3) Für jede Sendung ist ein Formblatt EUR.2 auszufüllen. 

(4) Der Ausführer, der das Formblatt EUR.2 beantragt hat, legt 
auf Verlangen der Zollbehörden des Ausfuhrlands alle zweck¬ 
dienlichen Unterlagen über die Verwendung dieses Formblatts vor. 

(5) Auf die Formblätter EUR.2 finden die Artikel 22 und 23 ent¬ 
sprechende Anwendung. 

Artikel 26 

Ausnahmen vom förmlichen Ursprungsnachweis 

(1) Erzeugnisse, die in Kleinsendungen von Privatpersonen an 
Fhivatpersonen versanrJt werden oder die sich im persönlichen 
Gep>äck von Reisenden befinden, werden ohne Vorlage eines 
förmlichen Ursprungsnachweises als Ursprungserzeugnisse an¬ 
gesehen, sofern es sich um Einfuhren nichtkommerzieller Art 
handelt und erklärt wird, daß sie die Vrxaussetzungen dieses 
Protokolls erfüllen, wobei an der Richtigkeit dieser Erklärung kein 
Zweifei bestehen darf. Bei Postversand kann diese Erklärurrg auf 
der Zollinhattserklärung C2/CP3 oder einem dieser beigefOgten 
Blatt abgegeben werden. 

(2) Als Einfuhren nichtkommerzieller Art gelten solche, die ge- 
le^ntlich erfolgen und ausschließlich aus Erzeugnissen beste¬ 
hen, die zum persönlichen Ge- oder Verbrauch der Empfänger 
oder Reisenden oder in deren Haushalt bestimmt sind; dabei 
dürfen diese Erzeugnisse weder durch ihre Beschaffenheit noch 
durch ihre Menge vermuten lassen, daß ihre Einfuhr aus kommer¬ 
ziellen Gründen erfolgt. 

(3) Außerdem darf der Gesamtwert der Erzeugnisse bei Klein¬ 
sendungen 300 ECU und bei den im persönlichen Ge(>äck von 
Reteenden enthaltenen Erzeugnissen 800 ECU nicht überschreiten. 

Artikel 27 

Abweichungen und Formfehler 

(1) Bei geringfügigen Abweichungen zwischen den Angaben in 
der Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 oder dem Formblatt 
EUR.2 urxi den Angaben in den Unterlagen, die der Zollstelle zur 
Erfüllung der Einfuhrförmlichkeiten für die Einfuhr der Erzeugnisse 
vorgelegt werden, ist die Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 
oder das Formblatt EUR.2 nicht allein dadurch ungültig, sofern 


einwandfrei nachgewiesen wird, daß dieses Papier sich auf die 
gestellten Waren bezieht. 

(2) Eindeutige Formfehler wie Tippfehler in der Warenverkehrs¬ 
bescheinigung EUR.1 oder dem Formblatt EUR.2 dürfen nicht zur 
Ablehnung dieser Nachweise führen, wenn diese Fehler keine 
Zweifel an der Richtigkeit der darin gemachten Angaben entste¬ 
hen lassen. 

Artikel 28 

In ECU ausgedrOckte Beträge 

(1) Beträge in der Währung des Ausfuhrlands, die den in ECU 
ausgedrückten Beträgen entsprechen, werden durch das Aus¬ 
fuhrland festgelegt und den anderen Vertragsparteien mitgeteilt. 
Sind diese Beträge höher als die betreffenden durch das Einfuhr¬ 
land festgelegten Beträge, so erkennt das Einfuhrland sie an, 
wenn die Erzeugnisse in der Währur^ des Ausfuhrlands oder in 
der Wähftjng eines der in Artikel 4 dieses Pnotokolis gerrarmten 
anderen Läri^ in Rechnung gestellt werden. 

Werden die Erzeugnisse in der Währur^ eines anderen Mitglied¬ 
staats der Gemeinschaft in Rechnung gesteilt. so erkennt das 
Einfuhrland den vom betreffenden Larnl mitgeteilten Betrag an. 

(2) Für die Umrechnung der in ECU ausgedrückten Beträge in 
die jeweilige Landeswffivung gilt bis einschließlich 30. AprH 2000 
der ECU-Kurs der jeweiRgen Landeswähoing vom 1. Oktober 1994. 

Alle fünf Jahre werden die in ECU ausgedrOckten Beträge und 
deren Gegenwert in den jeweiligen Landeswährungen der Staa¬ 
ten vom Gemischten Ausschuß überprüft, wobei die jeweiligen 
ECU-Kurse des ersten Arbeitstags im Oktober des Jahres 
zugrurrde gelegt werden, das jeweils dem neuen Fünf jahreszeit¬ 
raum vorangehL 

Bei dieser Überprüfung sorgt der Gemischte Ausschuß dafür, daß 
sich die in den Landeswährungen ausgedrOckten Beträge nicht 
verringern; ferner erwägt er, ob es erstrebenswert ist, die Aus- 
wirkutrgen dieser Beschränkungen in realen Werten zu erhalten. 
Zu diesem Zweck kann er beschließen, die in ECU ausgedrückten 
Beträge zu ändern. 

TrtelV 

Methoden der Zusammenaitreit der Verwaltungen 

Artikel 29 
Übermittlung von 

Stempelabdrücken und Anschriften 

Die Zollbehörden der Mitgliedstaaten und Litauens übermitteln 
einander über die Kommission der Europäischen Gemeinschaf¬ 
ten die Musterabdrücke der Stempel, die ihre ZoHsteilen bei der 
Ausstellung der Warenverkehrsbescheinigungen EUR.1 ver¬ 
wenden. Gleichzeitig teilen sie einander die Anschriften der Zoll¬ 
behörden mit, die für die Ausstellung der Warenverkehrsbeschei¬ 
nigungen EUR.1 und für die Prüfung dieser Bescheinigungen und 
der Formblätter EUR.2 zuständig sind. 

Artikel 30 

Prüfung der Warenverkehrsbeschei¬ 
nigungen EUR.1 und der Formblätter EUR.2 

(1) Nachträgliche Prüfungen der Warenverkehrsbescheinigun¬ 
gen EUR.1 oder der Formblätter EURZ erfolgen stichproben¬ 
weise oder immer dann, wenn die Zollbehörden des Einfuhrlands 
begründete Zweifel an der Echtheit des Papiers, der Urspojngs- 
eigenschaft der betreffenden Erzeugnisse oder der Erfüllung der 
übrigen Voraussetzungen dieses Protokolls haben. 

ß) In Fällen nach Absatz 1 senden die Zoltbehörden des Ein¬ 
fuhrlands die Warenverkehrsbescheinigungen EUR.1, das Form¬ 
blatt EURZ oder eine Abschrift davon an die Zoltbehörden des 
Ausfuhrlands zurück, gegebenenfalls unter Angabe der sachli¬ 
chen oder formalen Gründe, die eine Untersuchung rechtfertigen. 

(3) Diese Prüfung wird von den Zollbehörden des Ausfuhrlands 
durchgeführt Diese sind berechtigl, zu diesem Zweck die Vor¬ 
lage von Belegen zu verlangen und jede Art von Überprüfung der 
Buchführung des Ausführers oder sonstige von ihnen für zweck¬ 
dienlich erachtete Kontrollen durchzuführen. 
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(4) Beschließen die Zollbehörden des Einfuhrlands, bis zum 
Eingang des Ergebnisses der Nachprüfung die Präferenzbehand¬ 
lung für die betreffenden Erzeugnisse nicht zu gewähren, so kön¬ 
nen sie dem Einführer vorbehaltlich der für notwendig erachteten 
Sicherungsmeißnahmen die Waren freigeben. 

(5) Das Ergebnis dieser Prüfung ist den Zollbehörden, die die 

PrOfurtg beantragt haben, binnen zehn Monaten mitzuteilen. 
Anhand dieses Ergebnisses muß sich eindeutig feststellen las¬ 
sen, ob die Nachweise echt sirKf und ob die Waren als Ursprungs¬ 
erzeugnisse angesehen werden können urKf die übrigen Voraus¬ 
setzungen dieses Protokolls erfüllt sind. • 

(6) Ist bei begründeten Zweifeln binnen zehn Monaten keirte 
Antwort erfolgt oder enthält die Antwort unzureicherrde Angaben, 
um Ober die Echtheit des betrefferxlen Papiers oder den tatsäch¬ 
lichen Ursprung der Erzeugnisse entscheiden zu können, so 
lehnen die Zollbehörden, die die Prüfung beantragt haben, die 
Gewährung der Präferenzbehandlung ab, es sei denn, es liegen 
höhere Gewalt oder außergewöhnliche Umstände vor. 

Artikel 31 

Beilegung von Streitigkeiten 

Streitigkeiten in Verbindung mit den Prüfungsverfahren des 
Artikels 30, die zwischen den Zollbehörden, die eine Prüfung be¬ 
antragen, und den für diese Prüfung zuständigen Zollbehörden 
entstehen, oder Fragen zur Auslegung dieses Protokolls sind 
dem Assoziationsrat vorzulegen. 

In allen Fällen erfolgt die Beilegung von Streitigkeiten zwischen 
dem Einführer und den Zollbehörden des Einfuhrlctnds gemäß 
den Rechtsvorschriften des genannten Landes. 

Artikel 32 
Sanktionen 

Sanktionen werden gegen denjenigen angewendet, der ein 
Schriftstück mit sachlich falschen Angaben anfertigt oder an¬ 
fertigen läßt, um die Präferenzbehandlung für ein Erzeugnis zu 
erlangen. 

Artikel 33 

Freizonen 

(1) Die Mitgliedstaaten und Litauen treffen alle erforderlichen 
Maßnahmen, um zu verhindern, daß von einer Warenverkehrs¬ 
bescheinigung EUR.1 begleitete Erzeugnisse, die während der 
Beförderung zeitweilig in einer Freizone auf ihrem Gebiet ver¬ 
bleiben, dort ausgetauscht oder anderen als den zur Erhaltung 
bestimmten üblichen Behandlungen unterzogen werden. 

(2) Werden von einer Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 
begleitete Ursprungserzeugnisse der Gemeinschaft oder Litauens 
in eine Freizone eingeführt urKJ dort einer Behandlung oder einer 
Verarbeitung unterzogen, so müssen die zuständigen Behörden 
abweichend von Absatz 1 auf Antrag des Ausführers eine neue 
Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 aussteiien, sofern die Be¬ 
handlung oder die Verarbeitung im Einklang mit diesem Protokoll 
steht. 

Titel VI 

Ceuta und Melilla 

Artikel 34 

Durchführung des Protokolls 

(1) Der in diesem Protokoll verwendete Begriff „Gemeinschaft“ 
schließt Ceuta und Melilla nicht ein. Der Begriff „Ursprungs¬ 
erzeugnisse der Gemeinschaft“ umfaßt nicht die Erzeugnisse mit 
Ursprung in diesen Gebieten. 

(2) Dieses Protokoll findet vorbehaltlich der in Artikel 35 festge¬ 
legten besonderen Voraussetzungen auf Erzeugnisse mit 
Ursprung in Ceuta und Melilla entsprechende Anwendung. 

Artikel 35 

Besondere Voraussetzungen 

(1) Anstelle von Artikel 2 gelten die nachstehenden Bestimmun¬ 
gen; die Hinweise auf den genannten Artikel gelten sinngemäß für 
diesen Artikel. 


(2) Vorausgesetzt, daß sie gemäß Artikel 14 unmittelbar be¬ 
fördert worden sind, gelten 

1. als Ursprungserzeugnisse Ceutas und Meiillas 

a) Erzeugnisse, die vollständig in Ceuta und Melilla gewon- 

' nen oder hergestellt worden sind; 

b) Erzeugnisse, die in Ceuta und Melilla unter Verwendung 
anderer als der unter Buchstabe a genannten Vormateria¬ 
lien hergestellt worden sind, vorausgesetzt, 

0 daß diese Vormaterialien im Sinne des Artikels 6 
dieses Protokolls in ausreichendem Maße be- oder 
verarbeitet worden sind oder 

ii) daß diese Vormaterialien im Sinne dieses Protokolls 
Urspcungserzeugnisse Litauens oder der Gemein¬ 
schaft sind, sofern sie Be- oder Verarbeitungen unter¬ 
zogen worden sind, die Ober die nicht ausreichenden 
Be- oder Verarberturtgen im Sinne des Artikels 7 hin¬ 
ausgehen; 

2. als Ursprungserzeugnisse Litauens 

a) Erzeugnisse, die vollständig in Litauen gewonnen oder 
hergestetit worden sind; 

b) Erzeugnisse, die in Litauen unter Verwendung anderer als 
der unter Buchstabe a genannten Vormaterialien her¬ 
gestellt worden sind, vorausgesetzt, 

0 daß diese Vormaterialien im Sinne des Artikels 6 
dieses Protokolls in ausreichendem Maße be- oder 
verarbeitet worden sind oder 

ii) daß diese Vormaterialien im Sinne dieses Protokolls 
Ursprungserzeugnisse Ceutas und Meiillas oder der 
Gemeinschaft sind, sofern sie Be- oder Verarbeitun¬ 
gen unterzogen worden sind, die über die nicht aus¬ 
reichenden Be- oder Verarbeitungen im Sinne des 
Artikels 7 hinausgehen. 

P) Ceuta und Melilla gelten als ein Gebiet. 

(4) Der Ausführer oder sein bevollmächtigter Vertreter ist ver¬ 
pflichtet, in Feld 2 der Warenverkehrsbescheinigungen EUR.1 die 
Vermerke „Litauen* und „Ceuta und Melilla“ einzutragen. Bei 
Ursprungserzeugnissen Ceutas und Meiillas ist ferner die 
Urspnjngseigenschaft in Feld 4 der Warenverkehrsbescheinigun¬ 
gen EUR.1 einzutragen. 

(5) Die spanischen Zollbehörden gewährleisten die Durch¬ 
führung dieses Protokolls in Ceuta und Melilla. 


Titel VII 

Schlußbestimmungen 

Artikel 36 

Änderungen des Protokolls 

Der Assoziationsrat prüft alle zwei Jahre oder auf Ersuchen 
Litauens oder der Gemeinschaft die Anwendung dieses Proto¬ 
kolls, um die erforderlichen Änderungen oder Anpassungen vor¬ 
zunehmen. 

Bei dieser Prüfung ist insbesondere die Beteiligung der Vertrags¬ 
parteien an Freihandelszonen oder Zollunionen mit Drittländern 
zu berücksichtigen. 

Artikel 37 

Ausschuß für Zusammenarbeit im Zollwesen 

(1) Es wird ein „Ausschuß für Zusammenarbeit im Zollwesen“ 
eingesetzt, der beauftragt ist, im Hinblick auf die ordnungs¬ 
gemäße und einheitliche Anwendung dieses Protokolls die 
Zusammenarbeit der Verwaltungen sicherzustellen urrd alle sonsti¬ 
gen Aufgaben auf dem Gebiet des Zollwesens durchzuführen, die 
ihm übertragen werden. 

(2) Der Ausschuß setzt sich einerseits aus Sachverständigen 
der Mitgliedstaaten und aus für Zollfragen verantwortlichen 
Beamten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
und andererseits aus von Litauen benannten Sachverständigen 
zusammen. 
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Artikel 38 

Anhänge 

Oie Anhänge sind Bestandteil dieses Protokolls. 

Artikel 39 • 

DurchfOhrung des Protokolls 

Oie Gemeinschaft und Litauen treffen jeweils für ihren Bereich 
die zur OurchfOhrung dieses Protokoils erforderlichen MaB- 
nahnf»en. 

Artikel 40 

Vereinbarungen mit Lettland und Estland 

Oie Vertragsparteien treffen die erfordertichen Maßrtahmen für 
den AbschkiB von Vereinbarungen mit Lettland und Estland, um 
die Durchführung dieses Protokolls zu ermöglichen. Die Vertrags¬ 


parteien notifizieren einander die zu diesem Zweck getroffenen 
Maßnahmen. 


Artikel 41 

Waren im Durchgangsverkehr oder im Zollager 

Auf Waren, die sich am Tag des Jrtkrafttretens des Abkommens 
Ober FretianM und Handeisfragen auf dem Trartsport befinden 
oder in der Gemeinschaft oder in Litauen oder, soweit Artikel 2 
anwerxfbar isL in Lettland oder Estland unter die Regelung für die 
vorübergehetKle Verwahrung, die ZoHager- urtd Freizonenrege¬ 
lung fallen, karm das Abkommen arrgewarrdt werden, wenn den 
Zollbehörden des Einfuhrlartds kmerhalb von vier Monaten rtach 
diesem Zeitpurtkt eine nachträglich von den zuständigen Behör¬ 
den des Ausfuhrlands ausgestellte Warenverkehrsbescheinigung 
EUR1 sowie Unterlagen zum Nachweis der unmittelbaren Beför¬ 
derung vorgelegt werden. 
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Anhang I 
Bemerkungen 


Vorbemerkung 

Diese Bemerkungen gelten in den entsprechenden Fällen auch 
für alle Erzeugnisse, die unter Verwendung von Vormateriaiien 
ohne Ursprungseigenschaft hergestellt werden, urtd zwar auch 
dann, wenn diese Erzeugnisse nicht Gegenstand besonderer 
Voraussetzungen gemäß der Liste des Anhartgs II sind, sorxlem 
allein der Regel des Wechsels der F*osition gemäß Artikel 6 
Absatz 1 unterliegen. 

Bemerkung 1 

1.1 Die ersten beiden Spalten in dieser Liste beschreiben die 
hergestellte Ware. In der ersten Spalte steht die Fk)sition 
oder das Kapitel nach dem Harmonisierten System, in der 
zweiten Spalte die Warenbezeichrtung, die im Harmonisier¬ 
ten System für diese Position oder dieses Kapitel verwendet 
wird. Für jede Eintragung in den ersten beiden Spalten ist in 
Spalte 3 eine Regel vorgesehen. Steht vor der Eintragung in 
der ersten Spalte ein .ex“, so bedeutet dies, daß die Reget in 
Spalte 3 nur für jenen Teil der Position oder des Kapitels gilt, 
der in Spalte 2 genannt ist. 

1.2 In Spalte 1 sirxl in bestimmten Fällen mehrere Positionen 
zusamnrengefaßt oder Kapitei angeführt; dementsprechefKl 
ist die zugehörige Warenbezeichnung in Spalte 2 in allgemei¬ 
ner Form enthalten. Die entsprecherrde Reget in Spalte 3 
bezieht sich dann auf alle Waren, die gemäß dem Harmoni¬ 
sierten System in die Positionen des Kapitels oder in jede der 
Positionen einzureihen sind, die in Sfjalte 1 zusammengefaßt 
sind. 

1.3 Wenn in dieser Liste verschiederte Regeln angeführt sirtd, die 
auf verschiedene Waren einer Position anzuwenden sind, 
enthält jede Bntragung die Bezeichnung jenes Teils der 
Position, auf die sich die entsprecherKle Regel in Spalte 3 
bezieht. 

Bemerkung 2 

2.1 Bei allen Positionen oder Teiien einer Position, die nicht in 
dieser Liste angeführt sind, gilt die Regel des Wechsels der 
Position gemäß Artikel 6 Absatz 1. Wenn bei einer Eintra¬ 
gung in der Liste das Erfordernis des Wechsels der Position 
gilt, dann ist dies bei der Regel in Spalte 3 angegeben. 

2.2 Die gemäß einer Regel in Spalte 3 erforderlichen Be- oder 
Verarbeitungen müssen nur an den verwendeten Vormate¬ 
rialien ohne Ursprungseigenschaft vorgenommen werden. 
Ebenso beziehen sich die in einer Regel in Spalte 3 enthalte¬ 
nen Beschränkungen nur auf verwendete Vormsrterialien 
ohne Ursprungseigenschaft. 

2.3 Wenn eine Regel besagt, daß „Vormaterialien jeder Position“ 
verwendet werden können, können Vormaterialien dersel¬ 
ben Position wie die hergestellte Ware ebenfalls verwendet 
werden, wenn die besonderen Beschränkungen beachtet 
werden, die die Regel enthält. Jedoch bedeutet der Aus¬ 
druck „Herstellen aus Vormaterialien jeder Position, ein¬ 
schließlich anderer Vormaterialien der Position ...", daß nur 
Vormaterialien derselben Position wie die hergestellte Ware 
mit einer anderen Warenbezeichnung als der. die sich aus 
Spalte 2 ergibt, verwendet werden können. 

2.4 Wird eine Ware, die aus eingeführten Vormaterialien herge¬ 
stellt wurde und dabei durch die Reget des Wechsels der 
Position oder durch ihre eigene Regel in dieser Liste die 
Ursprungseigenschaft erworben hat, zur Herstellung einer 
anderen Ware verwendet, so wird auf sie eine für die andere 
Ware vorgesehene Regel nicht angewendet. 

Beispiel; 

Ein Motor der Position 8407. für den die Regel in dieser Liste 
vorsieht, daß der Wert der verwerrdbaren Vormaterialien 
ohne Urspaingseigenschaft 40 v.H. des Ab-Werk-Preises 


nicht übersteigen darf, wird aus vorgeschmiedetem, legier¬ 
tem Stahl der Position 7224 hergestellt. 

Wenn dieser vorgeschmiedete Stahl in dem betreffenden 
Land aus eir>em Ingot ohne Ursprungseigenschaft ge¬ 
schmiedet wurde, hat er bereits die Ursprungseigenschaft 
durch die Regel der Position ex 7224 dieser Ltete erworben. 
Bei der BerechrHirtg der Wertanteile für den Motor kann der 
geschmiedete Stahl daher als Ursprurrgserzeugnis ange¬ 
rechnet werden, ohne Rücksicht darauf, ob er kn selben 
Unternehmen oder in einem arxleren hergestellt wurde. Der 
Wert des Ingots ohrw Ursprurrgseigenschaft wird d^rer 
nicht zu den bei der Herstellung des Motors verwerrdeten 
Vormaterialien gerechnet. 

2.5 Selbst wenn die Regel des Wechsels der Position oder die in 
dieser Liste enthaltene Regel erfüllt ist. hat die hergestellte 
Ware nicht die Ursprungseigerrschaft, wertn der vorgenom¬ 
mene Herstellungsvorgang insgesamt nicht ausreicherKi im 
Sinne des Artikels 7 ist. 

Bemerkung 3 

3.1 Die Regel in dieser Liste legt das Mindestausmaß der erfor¬ 
derlichen Be- oder Verarbeitungen fest und ein darüber 
hinausgehender Herstellungsvorgang verleiht gleichfalls die 
Ursprungseigenschaft; umgekehrt verleiht ein weniger weit 
gehender Herstellungsvorgang nicht die Ursprungseigen¬ 
schaft. Wenn daher eine Regel vorsieht, daß Vormaterial 
ohne Ursprungseigenschaft einer bestimmten Verarbei¬ 
tungsstufe verwendet werden karm, ist auch die Verwen¬ 
dung von Vormaterial dieser Art auf einer vorgehenden Ver¬ 
arbeitungsstufe zulässig, nicht aber die Verwendung von 
solchem Vormaterial auf einer höheren Verarbeitungsstufe. 

3.2 Wenn diese Regel in dieser Liste vorsieht daß eine Ware aus 
mehr als einem Vormaterial hergestellt werden kann, bedeu¬ 
tet dies, daß eines oder mehrere dieser Vormaterialien ver¬ 
wendet werden können; es müssen aber nicht alle verwen¬ 
det werden. 

Beispiel: 

Die Regei für Gewebe sieht vor, daß natürliche Fasern ver¬ 
wendet werden können, daß aber chemische Materialien 
- neben anderen - ebenfalls verwendet werden müssen, 
man kann sowohl die einen als auch die anderen oder beide 
verwenden. 

Bezieht sich hingegen eine Beschränkung auf ein Vormate¬ 
rial und eine andere Beschränkung in derselben Regel auf 
ein anderes Vormaterial, dann ist nur die auf das tatsächlich 
verwendete Vormaterial bezügliche Beschränkung anzu¬ 
wenden. 

Beispiel; 

Die Regel für Nähmaschinen sieht vor, daß der verwendete 
Mechanismus für die Oberfadenzuführung ein Ursprrungs- 
erzeugnis sein muß und daß die verwerrdeten Steuerorgane 
für den Zick-Zack-Stich gleichfalls Ursprungseigenschaft 
haben müssen; beide Beschränkungen finden nur dann 
Anwendung, wenn die betreffenden Mechanismen auch 
tatsächlich in die Nähmaschine eingebaut v/erden. 

3.3 Wenn eine Regel in dieser Liste vorsieht, daß eine Wa'e aus 
einem bestimmten Vormaterial hergesteitt werden muß, so 
schließt diese Bedingung die Verwendung anderer Vormate¬ 
rialien nicht aus, die ihrer Natur nach nicht unter diese Regel 
fallen können. 

Beispiel; 

Die Regel für die Position 1904 schließt die VerwerKlung von 
Getreide und seinen Folgeprodukten ausdrücklich aus, ver¬ 
hindert aber nicht die Verwendung von Salzen. Chemikalien 
und anderen Zusätzen, die nicht aus Getreide hergestellt 
werden. 
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Beispiel: 

Bei einer Ware aus Vliesstoffen ist die Verwendung nur von 
Garnen ohne Ursprungsetgenschaft zulässig; obwohl Vlies- 
Stoffe rKxmalerweise nicht aus Garnen hergestellt werden 
können, darf man jedoch nicht von Vliesstoffen ausgehen, in 
solchen Fällen müßte das zulässige Vormaterial normaler¬ 
weise eine Stufe vor dem Vliesstoff liegen, d. h. auf der Stufe 
der Fasern. 

Bezüglich Textilien siehe auch Bemerkung 6.3. 

3.4 Sind m einer Regel in dieser Liste als Höchstwert für die zu¬ 
lässigen Vormaterialien ohne Ursprungseigenschaft zwei 
oder mehr Vomhundertsätze vorgesehen, so dürfen diese 
nicht zusammengezählt werden. Der Gesamtwert aller Vor¬ 
materialien ohne Ursprungseigenschaft darf den höchsten 
der vorgesehenen Vomhuridertsätze niemals überschreiten. 
Darüber hinaus dürfen die emzekren Vomhundertsätze 
bezüglich der jeweiligen Vormaterialien, für die sie vorgese¬ 
hen sind, r»cht überschritten werden. 

Bemerkung 4 

4.1 Der in dieser Liste verwendete Begriff .natürliche Fasern* 
bezieht sich auf alte Fasern, die rücht kürrstlich oder synthe¬ 
tisch sirxf; er ist auf die Veratbeiturtgsstufen vor dem Spin¬ 
nen beschränkt und schließt auch Abfälle ein. Soweit nichts 
Gegenteiliges bestimmt isL umfeißt er daher auch Fasern, die 
gekrempelt, gekämmt oder auf andere Weise bearbeitet, 
aber noch nicht gesponnen sind. 

4.2 Der Begriff ,/iatflrfiche Fasern* umfaßt Roßhaar der Position 
0503, Seide der Positionen 5002 und 5003, WoUe, feine urtd 
grobe Tterhaare der Positionen 5101 bis 5105, ^umwotle 
der Positionen 5201 bis 5203 und andere pflanzliche Spinn¬ 
stoffe der Positiorwn 5301 bis 5305. 

4.3 Die Begriffe .Spinnmasse*, .chemische Materialien* und 
.Materialien für die Papiertierstellung* stehen in dieser Liste 
als Beispiel für alle nicht in die Kapitel 50 bis 63 einzureihen¬ 
den Vormaterialien, die für die Herstellurrg künstlicher oder 
synthetischer Fasern oder Game oder solcher aus Papier 
verwendet werden können. 

4.4 Oer in dieser Liste verwendete Begriff „synthetische oder 
künstliche Spinnfasern* bezieht sich auf synthetische oder 
künstliche Spinnfasern oder auf Abfälle der Positionen 5501 
bis 5507. 

Bemerkung 5 

5.1 Wird bei einem Erzeugnis in dieser Liste auf diese Bemer¬ 
kung verwiesen, so werden die in Spalte 3 der Liste vorgese¬ 
henen Bedingungen auf alle bei ihrer Herstellung verwende¬ 
ten textilen Grundmaterialien nicht angewendet, die 
zusammengerrommen 10 v. H. oder weniger des Gesamtge¬ 
wichts aller verwendeten textilen Grundmaterialien ausma¬ 
chen (siehe jedoch auch die folgenden Bemerkungen 5.3 
und 5.4). 

5.2 Diese Toleranz kann jedoch nur auf Mischerzeugnisse ange¬ 
wendet werden, die aus zwei oder mehr textilen Grundmate¬ 
rialien hergestellt sind. 

Textile Grundmaterialien sind 

- Seide, 

- Wolle, 

- grobe Tierhaare, 

- feine Tierhaare, 

- Roßhaar, 

- Baumwolle, 

- Materialien für die Papierherstellung und Papier, 

- Flachs, 

- Hanf, 

- Jute und andere textile Bastfasern, 

- Sisal und andere textile Agavefasern, 


- Kokos, Abaca, Ramie und andere pflanzliche Spinn¬ 
stoffe, 

- synthetische Filamente, 

- künstliche RIamente, 

- synthetische Spinnfasern, 

- künstliche Spinnfasern.' 

Beispiel: 

Ein Garn der Position 5205, das aus Baumwollfasem der 
Position 5203 urrd aus synthetischen Spinnfasern der Posi¬ 
tion 5506 hergestellt isL ist ein Mischgarn. Daher können 
synthetische Spinnfasern ohne Ursprungseigenschaft, die 
die Ursprungsregeln nicht erfüllen (die das Herstellen aus 
chemischen Vormaterialien oder Spinnmasse verlangen), bis 
zu 10 v. H. des Gewichts des Gams verwerKfet werden. 

Beispiel: 

Ein Kammgamgewebe aus Wolle der Position 5112, das aus 
Kammgarn aus Wolle der Position 5107 utkI aus Garn aus 
synthetischen Sptnri^eem der Position 5509 heigestellt ist, 
ist ein Mischgewebe. Daher kann synthetisches Garn, das 
die Ursprungsregeln nicht erfont (die das Herstellen aus 
chemischen Vormaterialien oder Spinranasse verlangen), 
oder Kammgarn aus Wolle, das den Ursprungsregeln nicht 
entspricht (die das Herstellen aus Naturfasern, weder 
gekrempelt noch gekämmt, oder arxlerweit für das Spinnen 
vorbereiteL verlangen) oder eine Mischurtg aus diesen bei¬ 
den (äamarten bis zu 10 v.H. des Gewichts des Gewebes 
verwendet werden. 

Beispiel: 

Ein getuftetes Spinnstofferzeugnis der Position 5602, das 
aus Baumwollg^ der Positkxi 5205 und aus Baumwoll- 
gewebe det Position 5210 hergestelit ist. ist nur dann eine 
Mischware, wenn das Baumwollgewebe selbst ein Misch¬ 
gewebe aus Garnen ist, die in zwei verschiedenen Positio¬ 
nen eingereiht werden, oder wenn die verwendeten Baum¬ 
wollgarne selbst eine Mischware sind. 

Beispiel: 

Wenn das betreffende getuftete Spinnstofferzeugnis aus 
Baumwollgarn der Position 5205 und aus synthetischem 
Gewebe der Position 5407 hergestellt worden ist, sind die 
verwendeten Game zwei verschiedene textile Grundmate^a- 
lien und ist deis getuftete Spinnstofferzeugnis folglich ene 
Mischware. 

Beispiel: 

Ein getufteter Teppich, der aus künstlichen Garnen und a-s 
Baumwollgarnen und einem Grundgewebe aus Jute herce- 
stellt ist, ist eine Mischware, weil drei textile Grundmatera- 
lien verwendet worden sind. Daher können alle anderen Vo'- 
materialien ohne Ursprungseigenschaft einer weiteren Ver¬ 
arbeitungsstufe, als die Regel erlaubt, verwendet we-cen. 
wenn ihr Gesamtgewicht 10 v.H. des Gewichts der text‘-en 
Vormaterialien in dem Teppich nicht überschreitet. Das 
Grundgewebe aus Jute und/oder die künstlichen Game 
können in dieser Verarbeitungsstufe eingeführt werden, vc'- 
ausgesetzt, die Gewichtsgrenze ist eingehalten. 

5.3 Diese Toleranz erhöht sich auf 20 v.H. oder weniger ces 
Gesamtgewichts für VJaren aus Polyuretftangamen mit 
Zwischenstücken aus elastischen Polyethersegmenten. 
auch umsponnen. 

5.4 Diese Toleranz erhöht sich auf 30 v.H. oder weniger ces 
Gesamtgewichts für Waren aus Streifen mit einer Breite \-cri 
nicht mehr als 5 mm, bestehend aus einer Seele aus erem 
dünnen Aluminiumstreifen oder aus einem mit Aluminij—- 
puder bedeckten oder nicht bedeckten Kunststoffstre^e^. 
die mit durchsichtigem oder gefärbtem Leim zwischen r.'.ei 
Streifen aus Kunststoff geklebt ist. 
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Bemerkung 6 

6.1 Textile Vormaterialien, ausgenommen Futter und Einla¬ 
gestoffe, die nicht die Regel erfüllen, die in Spalte 3 dieser 
Liste für die betreffenden Konfektionswaren vorgesehen ist, 
können dennoch verwendet werden, vorausgesetzt, daß sie 
in eine andere Position als die hergestellte Ware etnzureihen 
sind und ihr Wert 8 v. H. des Ab-Werk-Preises der hergestell¬ 
ten Ware nicht überschreitet: dies gilt jedoch nur für jene 
Spinnstofferzeugnisse, die bi dieser Liste mit ebier auf diese 
Anmerkung bezüglichen Fußnote bezeichnet sind. 

6.2 Vormaterialien, die nicht zu den Kapiteln 53 bis 63 gehören, 
können ohne Rücksicht darauf, ob sie Spinnstoffe enthalten 
oder nicht, unbeschränkt verwendet werden. 

Beispiel: 

Wenn eine Regel in der Liste vorsieht, daß für ein bestimmtes 
Textilerzeugnis, wie etwa lange Hosen, Garn verwendet wer¬ 
den muß, schließt dies nicht die Verwendung von Metallge¬ 
genständen, wie etwa Knöpfen aus, weil die Knöpfe nicht zu 
den Kapiteln 50 bis 63 gehören. Aus demselben Grund ist 
auch die Verwendung von Reißverschlüssen nicht ausge¬ 
schlossen, obwohl diese bi der Regel Spinnstoffe enthalten. 

6.3 Ihr Wert muß aber bei der Berechnung des Wertes der 
verwendeten Vormaterialien ohne Ursprungseigenschaft 
berücksichtigt werden, wenn eine Prozentregel gilt 

Bemerkung 7 

7.1 Als .begünstigte Verfahren“ im Sinne der Positionen bzw. 
Unterpositionen ex 2707, 2713 bis 2715, ex'2901, ex 2902 
und ex 3403 gelten: 

a) die Vakuumdestillation; 

b) die Redestillation zur weitgehenden Zerlegung*); 

c) das Kracken: 

d) das Reformieren: 

e) die Raffination mit Selektiv-Lösungsmitteln; 

f) die Behandlung mit konzentrierter Schwefelsäure, 
Oleum oder Schwefelsäureanhydrid und anschließender 
Neutralisation mit Alkalien sowie Bleichen und Reinigen 
mit von Natur aktiven Erden, mit Bleicherde oder Aktiv¬ 
kohle und Bauxit; 

g) die Polymerisation; 

h) die Alkylierung; 

i) die Isomerisation. 


') S»ehe die zusätzliche Anmerkung 4b zu Kapitel 27 der Kombinierten Nomenklatur. 


7.2 Als „begünstigte Verfahren“ im Sinne der Positionen 2710. 
2711 und 2712 gelten: 

a) die Vakuumdestillation; 

b) die Redestillation zur weitgehenden Zerlegung; 

c) das Kracken: 

d) das Reformieren; 

e) die Raffination mit Selektiv-Lösungsmitteln; 

Q die Behantflung mit konzentrierter Schwefelsäure. 
Oleum oder Schwefelsäureanhydrid und anschüeßerxfer 
Neutralisation mit Alkalien sowie Bleichen und Reinigen 
mit von Natur aktiven Erden, mit Bleicherde oder Aktiv¬ 
kohle oder Bauxit; 

g) die Polymerisation; 

h) die Alkylierung; 

i) die Isomerisation; 

k) nur für Schweröle der Unterposition ex 2710: das Err- 
schwefeln unter Verwendung von Wasserstoff, wem 
dabei der Schwefelgehalt der Erzeugnisse um minde¬ 
stens 85 % vermindert wbd (Methode ASTM D1266-59 T;: 

1} nur für Erzeugnisse der Position 2710: das Entparaffinie- 
ren, ausgenommen einfaches Filtern; 

m) nur für Schweröle der Unterposition ex 2710; die Be¬ 
handlung mit Wasserstoff bei einem Druck über 20 bar 
und einer Temperatur über 250 *C mit Hilfe eines Kataly¬ 
sators zu anderen Zwerricen als zum Entschwefeln, wem 
dabei der Wasserstoff aktiv an ebier chemischen Reak¬ 
tion beteiligt ist Die Nachbehandlung von Schmierölen 
der Unterposition ex 2710 mit Wasserstoff (zum Beispiel 
Hydrofinishing oder Entfärbung) zur Verbesserung ins¬ 
besondere der Farbe oder der Stabilität gilt jedoch nicht 
als begünstigtes Verfahren; 

n) nur für Heizöl der Unterposition ex 2710: die atmosphä'i- 
sche Destillation, wenn bei der Destillation der Erzeug¬ 
nisse nach ASTM D 86 bis 300 'C einschCeeiich der 
Destillationsverluste weniger als 30 RHT übergehen; 

o) nur für Schweröle, andere als Gasöl und Heizöl osr 
Unterposition ex 2710: die Bearbeitung durch elektrische 
Hochfrequenz-Entladung. 

7.3 Im Sinne der Positionen bzw. Unterpositionen ex 2707,27*. 3 
bis 2715, ex 2901, ex 2902 urxJ ex 3403 verleihen einfacTe 
Behandlungen wie das Reinigen, das Klären, das Entsalzen, 
das Abscheiden des Wassers, das Filtern, das Färben, das 
Markieren, die Gewinnung eines bestimmten Schwefe¬ 
gehalts durch Mischen von Erzeugnissen mit untsrschieo- 
lichem Schwefelgehalt, alle Kombinatiooen dieser Behand¬ 
lungen oder ähnliche Behandlungen nicht die Bgenschaf. 
von Ursprungswaren. 
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Anhang 11 

Liste der Be- oder Verarbeitungen. 

die an Vormaterialien ohne Ursprungsägenschaft vorgenommen werden rrtOssen, 
um der hergesteilten Ware die Urspnjngseigertschaften zu verleihen 


1 HS-Positi(}n 

Warenbezeichnurtg 

Be- oder Verarbeitungen von Vormaterialien 
ohne Ursprungseigenschaft, die Ursprung 
verleihen 

(1) 

<2) 

13) 

0201 

Fleisch von Rindern, frisch oder 
gekühlt 

Herstellen aus Vormaterialien jeder Position, 
ausgenonunen Fleisch von Rindern, gefroren, 
der Position 0202 

0202 

1 0206 

Fleisch von Rindern, gefroren 

Herstellen aus Vormaterialien jeder Position, 
ausgenommen Fleisch von Rindern, frisch 
oder gekühlt, der Position 0201 


Genießbare Schlachtneberterzeugnisse 
von Rindern, Schweinen, Schafen, 
Ziegen, Pferden, Eseln, Maultieren 
oder Mauleseln, frisch, gekühlt oder 
gefroren 

Herstellen aus Vorrhaterialien jeder Position, 
ausgenommen Tierkörper der PosKionen 

0201 bis 0205 

0210 

Reisch und genießbare Schiachtneben¬ 
erzeugnisse, gesalzen, in Salzlake, 
getrocknet oder geriuchert; genieß¬ 
bares Mehl von Fleisch oder von 
Schlachtnebenerzeugnissen 

Herstellen aus Vormaterialien jeder Position, 
ausgenommen Fleisch und Schlachtneben¬ 
erzeugnisse der Positionen 0201 bis 0206 
und 0208 oder Geftügeliebem der Position 

0207 

0302 

bis 

0305 

Fisch, anderer als lebend 

Herstellen, bei dem alle verwendeten Vor- 
materialien des Kapitels 3 Ursprungswaren 
sein müssen 

0402, 

0404 

bis 

0t406 

Milch und Milcherzeugnisse 

Herstellen aus Vormaterialien jeder Position, 
ausgenommen Milch oder Rahm der Position 
0401 oder 0402 
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(1) 

(2) 

(3) 

0403 

Buttermilch, saure Milch und 
saurer Rahm, Joghurt, Kefir und 
andere fermentierte oder gesäuerte 
Milch (einschließlich Rahm), auch 
eingedickt oder aromatisiert, auch 
mit Zusatz von Zucker, arvieren 
Süßmitteln, Früchten oder Kakao 

Hersteilen, bei dem 

alle verwendeten Vormaterialien 
des Kapitels 4 Ursprur>gswaren sein 
müssen 

verwendete Fruchtsäfte (ausge¬ 
nommen Ananas-, Umonen-, 

Limetten- und Grapefruitsäfte) der 
Position 2009 Ursprungserzeug¬ 
nisse sind und 



der Wert der verwendeten Vorma¬ 
terialien des Kapitels 17 30 v. H. 
des Ab-Werk-Preises der hergestell¬ 
ten Ware nicht überschreitet 1 

0408 

Vogeleier, nicht in der Schale, urKi 
Egelb, frisch, getrockrtet, in 

Wasser oder Dampf gekocht, 
geformt, gefroren oder anders 
haltbar gemacht, auch mit Zusatz 
von Zucker oder anderen Süß¬ 
mitteln 

Herstellen aus Vormaterialien aller Posi- 1 

tionen, ausgenommen Vogeleier der Posi- | 
tion 0407 1 

ex 0502 

Zubereitete Borsten von Haus¬ 
schweinen oder Wildschweinen 

Reinigen, Desinfizieren, Sortieren urvl 
Gleichrichten von Borsten R 

ex 0506 

Knochen und Stimbeinzapfen, roh 

Herstellen, bei dem alle verwendeten 
Vormaterialien des Kapitels 2 Ursprungs- 
waren sein müssen 

0710 bis 

0713 

Gemüse, die zu Ernährungs¬ 
zwecken verwendet werden, 
gefroren, getrocknet oder vorläufig 
haltbar gemacht; ausgenommen 
die Positionen ex 0710 und 
ex 0711 

Herstellen, bei dem alle verwendeten 
Gemüsewaren Ursprungswaren sein 
müssen 

ex 0710 

Zuckermais, auch in Wasser oder 
Dampf gekocht, gefroren 

Herstellen aus frischem oder gekühltem 
Zuckermais 


ex 0711 


Zuckermais, vorläufig haltbar 
gemacht 


Herstellen aus frischem oder gekühltem 
Zuckermais 
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(1) 

(2) 

(3) 

0811 

FrOcht«, such in Wasser oder 

Dampf gekocht, gefroren, auch mit 
Zusatz von Zucker oder anderen 
SOBmitteln: 

. 


- mit Zusatz von Zucker 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwen¬ 
deten Vormaterianen des Kapitels 17 30 
v.H. des Ab-Werk-Preises der Ware nicht 
überschreitet 


- andere 

Herstellen, bei dem alle verwendeten 
Früchte Ursprungswaren sein müssen 

0812 

Früchte, vortiufig haltbar gemacht 
(z.B. durch Schwefeldioxid oder in 
Wasser, dem Salz, Schwefeldioxid 
oder andere vorläufig kortser- 
viererKl wirkerxle Stoffe zugesetzt 
sirxi), zum urwnittelbaren Genuß 
nicht geeignet 

Herstellen, bei dem alle verwendeten 
Früchte Ursprungswaren sein müssen 

0813 

Früchte (ausgenommen solche der 
Positionen 0801 txs 0806), 
getrocknet; Gemische von getrock¬ 
neten Früchten oder von Schalerv 
flüchten dieses Kapitels 

Herstellen, bei dem alle verwendeten 
Frü^e Ursprur>gswaren sein müssen 

0814 

Schalen von Zitrusfrüchten oder 
von Melonen (einschließlich 
Wassermelonen), frisch, gefroren, 
getrocknet oder zum vorläufigen 
Haltbarmachen in Salzlake oder in 
Wasser mit einem Zusatz von 
anderen Stoffen eingelegt 

Herstellen, bei dem alle verwendeten 
Früchte Ursprungswaren sein müssen 
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(1) 

(2) 

{31 

ex Kapitel 11 

Müllereierzeugnisse: Malz, Stärke, 

Inulin, Kleber von Weizen, ausge- 
rKMnmen Position ex 1106, deren 
Anwendungsvorschriften rtachstehend 
aufgeführt sind 

Herstellen, bei dem alle verwerxieten 
Getreide, genießbaren Gemüse, 1 

Pflanzen, Wurzeln utkI Knollen der G 

Position 07 14 öder Früchte Ursprungs- | 
waren sein müssen | 

1 ex 1106 

Mehl und Grieß der getrockneten 
geschälten Hülsenfrüchte der 

Position 0713 

Trocknen und Mahlen von Hülsen¬ 
früchten der Position 0708 

1301 

Schellack; natürliche Gummen, Harze, 
Gummiharze und Balsame 

Hersteilen, bei dem der Wert aller ver¬ 
wendeten Vormaterialien der Posi¬ 
tion 1301 50 V.H. des Ab-Werk-Preises 
der Ware nicht überschreitet 

ex 1302 

Schleime und Verdickungsstoffe von 
Pflanzen, auch modifiziert 

Herstellen aus nichtmodifizierten 
Schleimen und Verdickungsstoffen | 

1 1501 

Schweineschmalz: anderes Schweine¬ 
fett und Geflügelfett, ausgeschmolzen, 
auch ausgepreßt oder mit Lösungs¬ 
mitteln ausgezogen: 



- Knochenfett urtd Abfallfett 

Herstellen aus Vormaterialien aller 
Positionen, andere als solche der Posi¬ 
tionen 0203,'0206 oder 0207 oder aus 
Knochen der Position 0506 


• anderes 

Herstellen aus Fleisch oder genießbaren 
Schlachtnebenerzeugnissen von 
Schweinen der Positionen 0203 oder 
0206 oder aus Reisch oder genieß¬ 
baren Schlachtnebenerzeugnissen von 
Hausgeflügel der Position 0207 

1502 

Fett von Rindern, Schafen oder Ziegen, 
roh oder ausgeschmolzen, auch ausge¬ 
preßt oder mit Lösungsmitteln ausge¬ 
zogen: 



- Knochenfett und Abfallfett 

Herstellen aus Vormaterialien aller 
Positionen, andere als solche der 
Positionen 0201, 0202, 0204 oder 

0206 oder aus Knochen der 

Position 0506 


- anderes 


Herstellen, bei dem alle verwendeten 
tierischen Vormaterialien des Kapitels 2 
Ursprungswaren sein müssen 
























2356 Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil II Nr. 41, ausgegeben zu Bonn am 26. September 1996 


(1) _ m _(3)_ 

1504 Fette und öle sowie deren Fraktionen, von 
Fischen oder MeeressSugetieren, auch 
raffinieft, jedoch nicht chemisch modi¬ 
fiziert: 

- Fette und Öle sowie deren Fraktionen, Herstellen aus allen Vormaterialien, ein- 
von Fischen und Meeressäugetieren schließlich anderer Vormaterialien der Posi¬ 
tion 1504 

- andere Herstellen, bd dem alle verwendeten tieri¬ 

schen Erzeugnisse der Kapitel 2 und 3 
Ursprungswaren sein müssen 


ex 1505 Raffiniertes Lanolin Herstellen aus rohem Wollfett der Posi¬ 

tion 1505 

1506 Arxlere tierische Fette urxl Öle sowie deren 
Fraktionen, auch raffiniert, jedoch nicht 
chemisch modifiziert: 

- feste Fraktionen Herstellen aus allen Vormaterialien, ein¬ 

schließlich anderer Vormaterialien der Posi¬ 
tion 1506 

- andere Herstellen, bei dem alle verwerKleten tieri¬ 

schen Vormaterialien des Kapitels 2 
Ursprungswaren sein müssen 
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(1) 

(2( 

(3) 

ex 1507 bis 
1515 

Fette, pflanzliche Öle sowie deren Fraktionen, auch 
raffiniert, jedoch nicht chemisch modifiziert: 



- feste Fraktionen, ausgenommen jer>e von 

Jojobaöl 

Herstellen aus anderen Waren der 
Positionen 1507 bis 1515 


- andere, ausgerrommen: 



— Ttmgöl (Holzöl) und Oiticiaöl, Myrten- 
wachs und Japanwachs 

— zu technischen oder industriellen 

Zwecken, ausgenommen zum Herstellen 
von Lebensmitteln 

Herstellen, bei dem alle verwen¬ 
deten pflanzlichen Vormaterialien 
Ursprungswaren sein müssen 

ex 1516 

Tierische und pflanzliche Fette und Öle sowie 
deren Fraktionen, wiederverestert, auch raffiniert, 
jedoch nicht weiterverarbeitet 

Herstellen, bei dem alle verwen¬ 
deten tierischen urxl pflanzlichen 
Vormaterialien Ursprungswaren sein 
müssen 

ex 1517 

Genießbare flüssige Mischungen der pflanzlichen 

Öle der Positionen 1507 bis ISIS 

Herstellen, bei dem alle verwerv 
deten pflanzlichen Vormaterialien 
Ursprungswaren sein müssen 

ex 1519 

Technische Fettalkohole von der Art künstlicher 
Wachse 

Herstellen aus Vormaterialien jeder 
Position, einschließlich aus Fett¬ 
säuren der Position 1519 
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(1) 

(2) 

(3) 

1601 

Würste und ähnliche Erzeugnisse, aus Reisch, 
Schlachtnebenerzeugnissen oder Blut; 
Lebensmittelzubereitungen auf der Grundlage 
dieser Erzeugnisse 

Herstellen aus Tieren des Kapitels 1 

1602 

Fleisch, Schlachtnebenerzeugnisse und Blut, 
anders zubereitet oder haltbar gemacht 

Herstellen aus Tieren des Kapitels 1 

1603 

Extrakte und Säfte von Fleisch, Rschen, 
Krebstieren, Weichtieren und arxieren wirbel¬ 
losen Wassertieren 

Herstellen aus Tieren des Kapitels 1; alle 
verwendeten Rsche, Krebstiere, Weichtiere 
und arvleren wirbellosen Wassertiere müssen 
jedoch Ursprungswaren sein 

1604 

Fische, zubereitet oder haltbar gemacht; 

Kaviar und Kaviarersatz, aus Fischeiem 
geworvien 

Herstellen, bei dem der Fisch oder die Fisch¬ 
eier Ursprungswaren sein müssen 

1605 

Krebstiere, Weichtiere urvi andere wirbellose 
Wassertiere, zubereitet oder haltbar gemacht 

Herstellen, bei dem alle verwendeten Krebs¬ 
tiere, Weichtiere urtd anderen wirbellosen 
Wassertiere Ursprurtgswaren sein müssen 
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(1) 

(2) 

(3) 

ex 1701 

Rohr- und Rübenzucker sowie chemisch reine 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwen- 


Saccharose, fest, aromatisiert oder gefärbt 

deten Vprmaterialien des Kapitels 17 30 v.H. 

1702 


des Ab-Werk-Preises der Ware nicht über- 


Andere Zucker, einscNießlich chemisr^ reine 
Lactose, Maltose, Glukose urxi Fructose, 
fest; Zuckersirupe, ohne Zusatz von Aroma¬ 
oder Farbstoffen: Invertzuckercreme, auch 
mit natürlichem Honig vermischt; Zucker urxl 
Melassen, karamelisiert: 

schreitet 


- chemische reine Maltose und Fructose 

Herstellen aus Vormaterialien jeder Position, 
einschließlich anderer Vormaterialien der 
Position^ 1702 


- arxlere Zucker, fest, aromatisiert oder 

Herstellen, bei dem der Wert aller verwen- 


gefärbt 

deten Vormaterialien des Kapitels 17 30 v.H. 
des Ab-Werk-Preises der Ware nicht über¬ 
schreitet 


- andere 

Herstellen, bei dem alle verwendeten Vor¬ 
materialien Ursprungswaren sein müssen 

ex 1703 




Melassen aus der Gewinnung oder Raffination 

Herstellen, bei -dem der Wert aller verwen- 


von Zucker, aromatisiert oder gefärbt 

deten Vormaterialien des Kapitels 17 30 v.H. 
des Ab-Werk-Preises der Ware nicht über¬ 
schreitet 

1704 




Zuckerwaren ohne Kakaogehalt (einscNieß- 

Herstellen aus Vormaterialien, die in eir>e 


lieh weiße Schokolade) 

andere Position als die hergestellte Ware 
einzureihen sitKl, vorausgesetzt, daß der 

Wert aller verwendeten Vormaterialien des 
Kapitels 17 30,v.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht überschreitet 
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(U 

(2) 

(3) 

1806 

Schokolad« und andere Icakaohaltige 
Lebensmittelzubereitungen 

HersteMen aus Vormaterialien, die in eine 
andere Position als die hergesteltte Ware 
eümaeihen sirtd, vorausgesetzt, daß der 
Wert aller arxJeren verwendeten Vor- 
materiaiien des Kapitels 17 30 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 

1901 

Malzextrakt; Lebensmittelzuberei- 
tungen aus MeN, Grieß, StSrke oder 
Matzextrakt, ohne Gehalt an Kakao¬ 
pulver oder mit einem Gehalt an 
Kakaopulver von weniger als 50 GHT, 
anderweit weder genannt rtoch inbe¬ 
griffen; Lebensmittetzuberertungen aus 
Waren der Positionen 0401 bis 0404, 
ohne Gehalt an Kakaopulver oder mit 
einem Gehalt an Kakaopulver von 
weniger als 10 GHT, arxierweit weder 
genarwit noch inbegriffen: 



- Malzextrakt 

Herstellen aus Getreide des Kapitels 10 


• andere 

Herstellen aus Vornwteri^n, cfie in eine 
atxlere Position als die hergestellte Ware 
ettuureihen sind, vorausgesetzt, daß der 
Wert aller verwendeten Vormaterialien 
des Kapitels 17 30 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet 

1902 

Teigwaren, auch gekocht oder gefüllt 
(mit Fleisch oder anderen Stoffen) oder 
in arxierer Weise zubereitet, z.B. 
Spaghetti, Makkaroni, Nudeln, 

Lasagne, GrK>cchi, Ravioli, Canr>elloni; 
Couscous, auch zubereitet 

Herstellen, bei dem jedes Getreide (aus- 
gerwmmen Hartweizen), das gesamte 
Fleisch, alle Schlachtnebenerzeugnisse, 
alle Fische, alle Krebstiere oder alle 
Weichtiere Urspr\jngswaren sein müssen 
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(1) 

(2) 

(3) 

1903 

Tapiokasago und Sago aus anderen 
Stärken, in Form von Flocken. 

Graupen. Perlen, Krümeln und der¬ 
gleichen 

Herstellen aus Vormaterialien jeder 
Position, ausgenommen aus Kartoffel¬ 
stärke der Position 1108 

1904 

Lebensmittel, durch Aufblähen oder 
Rösten von Getreide oder Getreide¬ 
erzeugnissen hergestellt (z.B. Com 
Flakes): Getreidekömer, ausgenommen 
Mais, vorgekocht oder in anderer 

Weise zubereitet: 



- ohne Zusatz von Kakao: 



- Getreidekömer. ausgenommen 
Mais, vorgekocht oder in 
anderer Weise zubereitet 

Herstellen aus Vormaterialien Jeder 
Position; jedoch dürfen Zuckermais- 
kömer oder -kolben, zubereitet oder 
haltbar gemacht, der Positionen 2001. 
2004 und 2005 und Zuckermais, auch 
in Wasser oder Dampf gekocht, 
gefroren, der PosKion 0710 nicht 
verwendet werden 


- aridere 

Herstellen, bei dem 



- jedes verwendete Getreide und 
seine Foigeprodukte (ausge¬ 
nommen Mais der Art *Zea 
indurata’ und Hartweizen sowie 
ihre Folgeprodukte) vollständig 
erzeugt sind und 


• 

- der Wert aller verwendeten Vor¬ 
materialien des Kapitels 17 30 v.H. 
des Ab-Werk-Preises der herge¬ 
stellten Ware nicht überschreitet 
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1 

(2) 

(3) 

■ 

1904 (Fort¬ 
setzung) 

- mit Zusatz von Kakao 

Herstellen aus Vormaterialien, die 
nicht in die Position 1806 eirrzureihen 
sind, vorausgesetzt, daß der Wert 
aller verwendeten Materialien des 
KapKels 17 30 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet 

1905 

Backwaren, auch kakaohaltig; Hostien, 
leere Oblatenkapseln der fOr Arznei¬ 
waren verwendeten Art, Siegeioblaten, 
getrocknete Teigblätter aus Mehl oder 
Stärke und ähnliche Waren 

Herstellen aus Vormaterialien jeder 
Position, ausgenommen aus Vor¬ 
materialien des Kapitels 11 

2001 

Gemüse, Fruchte und andere genieß¬ 
bare Pflanzenteile, mit Essig zubereitet 
oder haltbar gemacht 

Herstellen, tei dem alle verwervieten 
Früchte oder Gemüse Ursprungswaren 
sein müssen 

2002 

Tomaten, ohne Essig zubereitet oder 
haltbar gemacht 

Herstellen, bei dem alle verwervleten 
Tomaten Ursprungswaren sein 
müssen 

2003 

Pilze und Trüffeln, ohne Essig zube¬ 
reitet oder haltbar gemacht 

Herstellen, bei dem alle verwerxieten 
Pilze oder Trüffeln Ursprungs waren 
sein müssen 

2004 und 2005 

Artderes Gemüse, ohive Essig zuberei¬ 
tet oder haltbar gemacht, auch 
gefroren 

Herstellen, bei dem alle verwendeten 
Gemüse Ursprungswaren sein müssen 

2006 

Früchte, Fruchtschaien und arxiere 
Pflanzenteile, mit Zucker haltbar 
gemacht (durchtränkt und abgetropft, 
glasiert oder kandiert) 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vormaterialien des 

Kapitels 17 30 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet 
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(1) 

(2) 

(3) 1 

ex 2009 

Fnichttifte (eintchlie&lidi Trei4)«t- 
most), rrieht gegoren, ohne Zusatx von 
Alkohol, euch mit Zusatz von Zucker 
oder anderen SOßmitteln 

Hersteilen, bei dem alle verwerxleten 1 
Vormateriafien in eine arxiere Position 1 
als die hergestelite Ware einzureihen 
rind, vorausgMetzt, daß der Wert aller 
verwendeten Vormaterialien ohne 
Ursprurtgseigenschaft des Kapitels 17 

30 v.H. des Ab-Werk-Preises der Ware 
nicht überschreitet 

ex 2101 

Geröstete Zichorienwurzein sowie Aus¬ 
züge, Essenzen utkI Konzentrate hieraus 

Herstellen, bei dem alle verwertdeten 
Zchorienwurzeln Ursprungswaren sein 
müssen 

ex 2103 

- Zubereitungen zum Herstellen von 
Würzsoßen und zubereitete WOrz- 
soßen; zusammengesetzte WOrz- 
mittel 

Herstellen, bei dem alle verwerxleten 
Vomtateriaiien in eine andere Position 
als die hergestellte Ware einzureihen 
sind. Senfmehl oder Senf (eittschiießlich 
zubereitetes Senfmehl) dürfen jedoch 
verwerxiet werden 


• Senf (einschließlich zubereitetes 
Senfmehl) 

Herstellen aus Senfmehl 

1 ex 2104 

• Zubereitungen zum Herstelten von 
Suppen und Brühen sowie Zuberei¬ 
tungen dafür 

Herstellen aus Vormaterialien jeder 
Position, ausgerx>mmen aus zuberei¬ 
teten oder haltbar gemachten Gemüsen 
der Positionen 2002 bis 2005 


• Zusammengesetzte homogenisierte 
Lebensmittelzubereitungen 

Die Regel für die Position, zu der das 
Erzeugnis in loser Schüttung gehören 
würde, firrdet Anwerxlung 

1 ex 2106 

Zuckersirupe, aromatisiert oder gefärbt 

Herstellen, bei dem der Wert alter ver- 
werxieten Vormaterialien des Kapi¬ 
tels 17 30 v.H. des Ab-Werk-Preises 
der Ware nicht überschreitet 
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(1) 

(2) 

(3) 

2201 

Wasser, einschließlich i>atiirliches oder 

Herstellen, bei dem das verwerxlete 


künstliches Mineralwasser und kohleiv 
säurehaltiges Wasser, ohne Zusatz von 
Zucker, anderen Süßmitteln oder 
Aromastoffen; Es und Schnee 

Wasser Ursprungsware sein muß 

2202 

Wasser, einschließlich Mineralwasser 
und kohlensäurehaltiges Wasser, mit 
Zusatz von Zucker, arxieren Süßmitteln 
oder Aromastoffen, urxl andere nicht¬ 
alkoholische Getränke, ausgenommen 
Frucht- und Gemüsesäfte der Posi¬ 
tion 2009 

Herstellen, bei dem alle verwendeten 
Vormaterialien in eine arxlere Position 
als die hergestellte Ware einzureihen 
sirxf. Jedoch darf der Wert aller ver¬ 
wendeten Vormaterialien des Kapi¬ 
tels 17 30 V.H. des Ab-Werk-Preises 
der hergestellten Ware rächt über¬ 
schreiten urxJ die verwerxleten Frucht¬ 
säfte (ausgenommen Ananas-, 

Limonerv, Umetterv und Grapefruit¬ 
säfte) der Position 2009 müssen 
Ursprungserzeugnisse sein 

ex 2204 

Wein aus frischen Weintrauben, eiiv 
schließlich mit Alkohol angereicherte 
Weine und Traubenmost, dessen Gärung 
durch Zusatz von Alkohol unterbunden 
oder unterbrochen ist (stummgemachter 
Traubenmost) 

Herstellen aus arxierem Traubenmost 

2205 

Folgende Waren, Weintrauben enthal- 

Herstellen unter Verwertdung von Vor- 

ex 2207, 
ex 2208 und 
ex 2209 

terxl: 

Wermutwein und andere Weine aus 
frischen Weintrauben, mit Pflanzen oder 
arxleren Stoffen aromatisiert; Ethylalko- 
hol urxi Branntwein, auch vergällt; 
Branntwein, Likör und andere Spirituo¬ 
sen; zusammengesetzte alkoholische 
Zubereiturrgen der zum Hersteilen von 
Getränken verwendeten Art; Speise¬ 
essig 

materialien jeder Position außer Wein¬ 
trauben oder ihrer Folgeprodukte 

ex 2208 

WNsky mit einem Alkoholgehalt von 
weniger als 50 % vol 

Herstellen unter Verwendung von 
Branntwein auf der Grundlage von 
Getreide, dessen Wert 15 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der Ware nicht über¬ 
schreitet 
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[ m 

(2) 

(3) 

1 ex 2303 

ROeketinde von der Maieetirkegewiiv 
iHing (ausgenommen eingedicktes Mais¬ 
quellwasser) mit einem auf den 
Trockenstoff bezogerten Proteingehalt 
von mehr als 40 GHT 

Herstellen, bei dem der gesamte ver¬ 
wendete Mais Ursprur^sware sein muß 

ex 2306 

Olivendlkuchen urvi andere RückstSnde 
aus der Gewinnung von Olivenöl mit 
einem Gehalt an Olivenöl von mehr als 

3 GHT 

Herstellen, bei dem alle verwendeten 
Oliven Ursprungswaren sein müssen 

2309 

Zubereitungen der zur Füttenmg ver- 
werrdeten Art 

Herstellen, bei dem das gesamte ver¬ 
wendete Getreide, Zucker oder 

Melassen, Fleisch oder Milch Ur¬ 
sprungswaren sein müssen 

1 2402 

Zigarren (einschließlich Stumpen), 
Zigarilios und Zigaretten, aus Tabak 
oder Tabakersatzstoffen 

Herstellen, bei dem mirtdestens 70'GHT 
des verwerxieten unverarbeiteten 

Tabaks oder der verwerrdeten Tabaks¬ 
abfälle der Position 2401 Ursprungs¬ 
waren sein m.üssen 

ex 2403 

Rauchtabak 

Herstellen, bei dem mindestens 70 GHT 
des verwendeten unverarbeiteten 

Tabaks oder der verwerrdeten Tabaks¬ 
abfälle der Position 2401 Ursprur«gs- 
waren sein müssen 

ex 2504 

Natürlicher, kristalliner Gr^^t mit ange¬ 
reichertem Kohlenstoffgehalt, gereinigt, 
gemahlen 

Anreicherung des Kohlenstoffgehalts, 
Reinigen imd -Mahlen von kristallirwm 
Rohgraphit 

ex 2515 

Marmor, durch Sägen oder auf andere 
Weise lediglich zerteilt, in Blöcken oder 
quadratischen oder rechteckigen Platten 
mit einer Dicke von 25 cm oder weniger 

Zerteilen von Marmor, auch bereits 
zerteiltem, mit einer Dicke von mehr als 
25 cm, durch Sägen oder auf arxlere 
Weise 
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(1) 

(2) 

(3) 

ex 2516 

Granit, Porphyr, Basalt, Sandstein und 

Zerteilen von Steinen, auch bereits 


andere Werksteine, durch Sägen oder 

zerteilten, mit einer Dicke von mehr als 


auf aridere Weise lediglich zerteilt, in 

25 cm, durch Sägen oder auf arxlere 


Blöcken oder quadratischen oder recht¬ 
eckigen Platten mit einer Dicke von 25 
cm oder weniger 

Weise 

ex 2518 

Dolomit, gebrannt 

Brennen von nicht gebranntem Dolomit 

ex 2519 

Natürliches Magnesiumcarbonat 

Herstellen aus Vormaterialien, die in 


(Magnesit), gebrochen in luftdicht ver- 

«ne andere Position als die hergestellte 


scNossenen Behältnissen; Magnesium- 

Ware einzureihen sind; jedoch kann 


oxid, auch rein, ausgerrammen 

natürliches Magnesiumcarbonat 


Magrtesia und geschmolzene tot¬ 
gebrannte (gesinterte) Magnesia 

Gips, zu zahnärztlichen Zwecken besoiv 

(Magnesium) verwendet werden 

ex 2520 

ders zubereitet 

Natürliche Asbestfasem 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver¬ 
wendeten Vormaterialien 50 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 

ex 2524 

Glimmerpulver 

Herstellen aus Asbestkoruentrat 

ex 2525 

Farberden, gebrannt oder gemahlen 

Mahlen von Glimmer und Glimmerabfall 

ex 2530 


Brennen oder Mahlen von Farberden 

ex 2707 

Öle, in denen die aromatischen Bestand- 

Raffirvition und/oder ein oder mehrere 


teile gegenüber den nichtaromatischen 
Bestandteilen gewichtsmäßig überwie- 

begOnstigte(s) Verfahren 


gen und die ähnlich sirxi den Mineralölen 

Andere Verfahren, bei denen alle Vor- 


und anderen Erzeugnissen der Destilla- 

materialien in eine andere Position als 


tion des Hochtemperatur-Steinkohlen- 

die hergestellte Ware einzureihen sind. 


teers, bei deren Destillation Ixs 250 °C 

Jedoch können Vormaterialien der 


mindestens 65 RHT übergehen (ein- 

gleichen Position verwendet werden. 


schließlich der Benzin-Benzol-Gemische), 

wenn ihr Wert 50 v.H. des 


1 zur Verwendung als Kraft- oder Heiz- 

Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 


Stoffe 

nicht überschreitet 


(1) Siehe einleitende Bemerkung 7 - Anhang I. 
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(1) 

(2) 

(3) 

ex 2709 

Erdöl und öl aus bituminösen Mine* 
ralien, roh 

Schwellung bituminöser Mineralien 

2710 bis 2712 

Erdöl und öl aus bituminösen Minera¬ 
lien, ausgenommen rohe öle; Zuberei¬ 
tungen mit einem Gehalt an Erdöl oder 

Öl aus bitinninösen MineraTien von 

70 GHT oder mehr, in denen diese Öle 
den Charakter der Waren bestimmen, 
anderweit weder genannt noch inbe¬ 
griffen 

Raffination und/oder ein oder mehrere 
begünstigteis) Verfahren 

Andere Verfahren, bei denen alle Vor¬ 
materialien in eine andere Position als 
die hergestellte Ware einzureihen sind. 
Jedoch könnm Vormaterialien der 
gleichen Position verwendet werden, 
wenn ihr Wert 50 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 


Erdgas und andere gasförmige Kohlerv 
Wasserstoffe 



VaseTin; Paraffin, mikroskristallines 
Erdölwachs, paraffinische Rückstände 
('slack wax*), Ozokerit, Montanwachs, 
Torf wachs, andere Mineralwachse urul 
ihrrliche durch Synthese oder andere 
Verfahren gewonnerre Erzeugnisse, auch 
gefärbt 


2713 bis 2715 

Petrolkoks, Bitumen aus Erdöl und 
andere Rückstände aus Erdöl oder Öl 
aus bituminösen Mineralien 

Raffination und/oder ein oder mehrere 
begünstigte(s) Verfahren (') 


Naturbitumen und Naturasphait: txtumi- 
nöse oder ölhaltige Schiefer und Sande; 
Asphattite urtd Asphaltgestein 

Bituminöse Mischungen auf der Grund¬ 
lage von Naturasphalt oder Natur¬ 
bitumen, Bitumen aus Erdöl, Mineralteer 
oder Mineralteerpech 

Andere Verfahren, bei denen alle Vor¬ 
materialien in eine andere Position als 
die hergestellte Ware einzureihen sind. 
Jedoch können Vormaterialien der 
gleichen Position verwerxiet werden, 
wenn ihr Wert 50 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 


(1) Siehe einleitende Bemerkung 7 - Anhang 1. 
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11) 

(2) 

(3) 

ex Kapitel 28 

ArK>rganische chemische Erzeugnisse: 
anorganische oder organische Verbin¬ 
dungen von Edelmetallen, Selten¬ 
erdmetallen. radioaktiven Elementen 
oder Isotopen; ausgenommen die 

Waren, für die unter den nach¬ 
folgenden Positiorten ex 2811 und 
ex 2833 besondere Regeln artgeführt 
sittd 

Herstellen aus Vormaterialien, die in eine 
andere Position als die hergestellte Ware 
eirtzureihen sirtd; jedoch könrten Vor¬ 
materialien derselben Position verwendet 
werden, wenn ihr Wert 20 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 

ex 2811 

Schwefeltrioxide 

Herstellen aus Schwefeldioxid 

ex 2833 

Aluminiumsulfate 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver- 
wertdeten Vormaterialien SO v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
rticht überschreitet 

ex Kapitel 29 

Organische chemische Erzeugnisse: 
ausgenommen die Waren, für die unter 
den rtachfolgenden Positionen 
ex 2901, ex 2902, ex 2905. 2915, 
ex 2932, 2933 urxl 2934 besondere 
Regeln artgeführt sind 

Herstellen aus Vormaterialien, die in eirte 
attdere Position als die hergestellte Ware 
eiruureihen sirxl; jedoch können Vor¬ 
materialien derselben Position verwendet 
werden, wetm ihr Wert 20 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschr^et 

ex 2901 

Acyclische Kohlenwasserstoffe, zur 
Verwendung als Kraft- oder Heizstoffe 

Raffination urvJ/oder ein oder mehrere 
begünstigteis) Verfahren j 



Andere Verfahren, bei denen alle Vor¬ 
materialien in eine andere Position als die 
hergestellte Ware einzureihen sind. 

Jedoch können Vormaterialien der 
gleichen Position verwendet werden, 
wenn ihr Wert'50 v.H. des 
AbWerk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 


(1) Siehe einleitende Bemerkung 7 - Anhang I. 


23 
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1 

(2) 

{3) 

1 ex 2902 

Cydane urxl Cyclene (eusgenommen 
Azuiene), Benzol, Toluol, Xytole, zur 
Verwendung eis Kraft- oder Heizstoffe 

Raffination und/oder ein oder mehrere 
begOnstigteCs) Verfahren 

Andere Verfahrm. bei denen alle Vpr- 
materiaBen in eine andere Position als 
die hergestelte Ware einzureihen sirxl. 
Jedodi können Vormaterialien der 
gleichen Position verwendet werden, 
wenn fiw Wert SO v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht Oberschreitet 

ex 2905 

Metallaikoholate von Alkoholen dieser 
Position oder von Ethanol oder Glycerin 

Herstellen aus Vormaterialien jeder 
Position, einschließlich aus arvleren 
Vormaterialien der Position 2905; 
jedoch können Metallaikoholate dieser 
Position verwendet werden, wenn ihr 
Wert 20 v.H..des Ab-Weik-Preises der 
hergestellten Ware recht überschreitet 

2915 

Gesättigte acydische einbasische 
Carbonsiuren und ihre Anhydride, 
Halogenide. Peroxide und Peroxysäuren; 
ihre Halogeiv, Surio-, Nitre- oder 
Nitrosoderivate 

Herstellen aus Vormaterialien jeder 
Position; jedoch darf der Wert aller 
Vormaterialien rier Position 2915 
oder 2916 insgesamt 20 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreiten 

ex 2932 

- Innere Ether und deren Halogeiv, 
Suifo-, Nitro- oder Nitrosoderivate 

Herstellen aus Vormaterialien jeder 
Position; jedoch darf der Wert aller 
Vormaterialien der Position 2909 

20 v.H. des Ab-Werk-Preises der herge¬ 
stellten Ware nicht überschreiten 


(1) Siehe einleitende Bemerkung 7 - Anhang I. 
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1 

(2) 

(3) 

1 ex 2932 (Fort- 
1 Setzung) 

- Cyclische Acetale und innere Halb¬ 
acetale und deren Halogerv, Suifo-, 
Nitro* oder Nitrosoderivate 

Herstellen aus Vormaterialien jeder 
Position 

2933 

Heterocyclische Verbindungen, nur mit 
Stickstoff als Heteroatomfe); Nudein- 
säuren und ihre Salze 

Herstellen aus Vormaterialien jeder 
Position; jedoch darf der Wert aller 
Vormaterialien der Position 2932 
oder 2933 irrsgesamt 20 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
rücht überschreiten 

2934 

Andere heterocyclische Verbindungen 

Herstellen aus Vormaterialien, die in 
eine arrdere Position als die hergestellte 
Ware eiruureihen sirtd; jedoch könrren 
Vormaterialieh derselben Position 
verwerxlet werden, wenn ihr Wert 

20 v.H. des Ab-Werk-Preises der herge¬ 
stellten Ware nicht überschreitet 

ex Kapitel 30 

Pharmazeutische Erzeugnisse; ausge¬ 
nommen die Waren, für die unter den 
nachfolgenden Positionen 3002. 3003 
und 3004 besondere Regeln angeführt 
sind 

Herstellen aus Vonnaterialien, die in 
eirre atrdere Position als die hergestellte 
Ware einzureihen sirrd; jedoch könrren 
Vormaterialien derselben Position ver¬ 
wendet werden, wenn ihr Wert 20 v.H. 
des Ab-Werk-Preises der hergestellten 
Ware nicht überschreitet 

3002 

Menschliches Blut; tierisches Blut zu 
therapeutischen, prophylaktischen oder 
diagrtostischen Zwecken zubereitet; 
Antisera und andere Blutfrakdonen; 
Vaccine. Toxine. Kulturen von Mikro- 
orgarvsmen (ausgenommen Hefen) utkI 
ihnliche Erzeugnisse: 
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II 

(2) 

<3) 1 

1 3002 

1 (Fortsetzung) 

• Waren. basteherKl aus zwei oder 
mehr Bestandteilen, die zu 
therapeutischen oder 
prophylaktischen Zwecken gemischt 
worden sind, oder ungemischte 

Wwen ZU'diesen Zwecken, dosiert 
oder in Aufmachur>gen für den 
Bnzelverkauf 

Hersteien aus Vormaterialien jeder | 

Position, aihschlieBlich anderer | 

Vormateriaiien der Position 3002; 
jedoch künttan Vormaterialien dieser 
Beschreibung verwendet werden, werm 
ihr Wert 20 v.H. des Ab-Werk-Preises 
der hergestellten Ware nicht 
überschreitet 


• andere: 



• menschliches Blut 

Herstellen aus Vormaterialien jeder 
Position, einschließlich anderer 
Vormaterialien der Position 3002; 
jedoch können Vormaterialien dieser 
Beschreiburtg verwertdet werden, wenn 
9ir Wert 20 v.H. des Ab-Werk-Preises 
der hergesteilten Ware nicht 
überschreitet 


- tierisches Blut zu therapeutischen 
oder prophylaktischen Zwecken 

Herstellen aus Vormaterialien jeder 
Position, einschließlich anderer 
Vormateriaiien der Position 3002; 
jedoch köniwn Vormaterialien dieser 
Beschreibung verwendet werden, wenn 
ihr Wert 20 v.H. des Ab-Werk-Preises 
der hergestellten Ware nicht 
überschreitet 


• Blutfraktionen, artdere als 

Antisera, Hämoglobin uttd 
Serumgiobine 

Herstellen aus Vormaterialien jeder 
Position, einschließlich anderer 
Vormaterialien der Position 3(X)2; 
jedoch können Vormaterialien dieser 
Beschreibung verwendet werden, wenn 
ihr Wert 20 v.H. des Ab-Werk-Preises 
der hergestellten Ware nicht 
überschreitet 
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«D 

(2) 

(3) 

3002 

(Fortsetzung) 

• Hämoglobin, Blutglobuline und 
Serumglobuline 

Herstellen aus Vormaterialien jeder 
Position, einscMießlich anderer 
Vormaterialien der Position 3002; 
jedoch können Vormaterialien dieser 
Beschreibung. verweiKlet werden, wenn 
ihr Wert 20 v.H. des Ab-Werk-Preises 
der hergestellten Ware nicht 
überschreitet 


- andere 

Herstelien aus Vormaterialien jeder - 
Position, einschTießiich anderer 
Vormaterialien der Position 3002; 
jedoch könrten Vormaterialien dieser 
Beschreiburtg verwendet werden, wenn 

Ihr Wert 20 vJ4. des Ab-Werk-Preises 
der hergestellten Ware nicht 
überschreitet 

3003 und 3004 

Arzneiwaren (ausgenommen Waren der 
Positionen 3002, 3005 oder 3006) 

Herstellen, bei dem: 

- der Wert aller verwervieten 
Vormaterialien SO v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten 

Ware nicht überschreitet und 



- alle verwervleten Vormaterialien in 
eine andere Position als die 
hergestellte Ware einzureihen sind; 
jedoch können Vormaterialien der 
Position 3003 oder 3004 verwerxlet 
werden, werwi ihr Wert insgesamt 

20 V.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht 
überschreitet | 
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1 

(2) 

(31 

1 ex Kapitel 31 

Düngemittel; ausgerwmmen die Waren, 
für die unter der nachfolgenden 

Position ex 3105 eine besondere Regel 
angeführt ist 

Herstellen aus Vormaterialien, die in 
eine arxfere Position als die hergestellte 1 
Ware einzureihen sind; jedoch könnea H 
Vormaterialien derselben Position 
verwendet werden, wenn ihr Wert - 
20 v.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergesteilten Ware nicht überschreitet 

ex 3105 

Mineralische oder chemische 

Düngemittel, zwei oder drei der 
düngenden Stoffe Stickstoff, Phosphor 
und Kalium enthaltend; arxlere 

Herstellen, bei dem 

- der Wert aller verwendeten 
Vormaterialien 50 v.H. des 


Düngemittel; Erzeugnisse dieses Kapitels 
in Tabletten oder ähnlichen Formen oder 
in Enzelpackungen, mit einem 

Rohgewicht von 10 kg oder weniger, 
ausgenommen; 

- Natriumnitrat 

- Calciumcyanamid 

• Kaliumsulfat 

- Kaliummagnesiumsutfat 

Ab-Werk-Preises der hergestellten 
Ware nicht überschreitet und 

• alle verwendeten Vormaterialien in 
eine andere Position als die 
hergestelHe Ware einzureihen sind; 
jedoch kücmen Vormaterialien 
derselben Position verwendet 
werden, wenn ihr Wert 20 v.H. des 
AbWerk-Preises nicht überschreitet 

ex Kapitel 32 

Gerb- und Farbstoffauszüge; Tannine 
urxi ihre Derivate; Farbstoffe, Pigmente 
und andere Farbmittel: Anstrichfarben 
und Lacke; Kitte; Tinten; ausgenommen 
die Waren, für die unter den 
nachfoigerxlen Positionen ex 3201 und 

Herstellen aus Vormaterialien, die in 
eine aivfere Position als die hergestellte 
Ware einzureihen sind; jedoch können 
VormateriaHen derselben Position 
verwMidet werden, wenn ihr Wert 

20 v.H. des AbWerk-Preises der 


3205 besotxlere Regeln angeführt sind 

hergestellten Ware nicht überschreitet 
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I 

.(2) 

(3) 

I ex 3201 

Tannine sowie deren Salze, Ether, Ester 
und aixlere Derivate 

Herstellen aus Gerbstoffauszügen 
pflanzlichen Ursprungs 

3205 

Farblacke; Zubereitungen im Sinne der 
Anmerkung 3 zu diesem Kapitel auf der 
Grundlage von Farblacken 

Herstellen aus Vormaterialien jeder 
Position, ausgenommen der 

Positionen 3202 und 3204; Jedoch 
können Vormaterialien der 

Position 320S verwendet werden, 
wenn ihr Wert 20 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet 

ex Kapitel 33 

Etherische öle und Resinoide; 
zubereitete Riech-, Körperpflege- oder 
Schönheitsmittel, ausgerwmnnen die 
Waren, für die unter der itachfolgenden 
Position 3301 eine besortdere Regel 
angeführt ist 

Herstellen aus Voimaterialien, die in 
eine andere Position als die hergestellte 
Ware einzureihen sind; jedoch können 
Vormaterialien derselben Position ver¬ 
wendet werden, wenn ihr Wert 20 v.H. 
des Ab-Werk-Preises der hergestelKen 
Ware nicht überschreitet 

3301 

Etherische Öle (auch terpenfr« 
gemacht), einschließlich 'konkrete" oder 
"absolute* Öle; ReskMide; Konzentrate 
etherischer Öle in Fetten, nicht¬ 
flüchtigen ölen, Wachsen oder ährt- 

Herstellen aus Materialien jeder 

Position, einschließlich aus Vor¬ 
materialien einer anderen Waren- 
giuppe dieser Position; jedoch 
können Vormaterialien derselben 


liehen Stoffen, durch Enfleura^ oder 
Mazeration gewonnen: terpenhaltige 
Nebenerzeugnisse aus etherischen Ölen; 
destillierte aromatische Wässer und 
wäßrige Lösungen etherischer Öle 

Warengruppe verwervlet werden, wenn 
ihr Wert 20 v.H. des Ab-Werk-Preises 
der hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 


(1) Anmerkung 3 zu Kapitel 32 besagt, daß es sich bei diesen Zubereitungen um solche 
handelt, wie sie zum Färben beliebiger Stoffe oder zum Herstellen von 
Farbzubereitungen verwendet werden, vorausgesetzt, sie sind nicht in eine andere 
Position des Kapitels 32 einzureihen. 

(2) Als Warengruppe gilt jeder Teil der Position, der von den übrigen Waren durch einen 
Strichpunkt getrennt ist. 
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<11 

(21 

(3) 

ex Kapitel 34 

Seifen, organische grenzflichenaktive 

Herstellen aus Vormaterialien, die in 


Stoffe, zubereitete Waschmittel, 

eine aixiere Position als die hergesteilte 


zubereitete Schmiermittel, künstliche 

Ware einzureihen sind; jedoch körtnen 


Wachse, zubereitete Wachse, Schuh- 

Vormaterialien derselben Position ver- 


creme, Scheuerpulver und dergleichen. 

wendet werden, wenn ihr Wert 20 v.H. 


Kerzen und ähnliche Erzeugnisse, 

des Ab-Werk-Preises der hergestellten 


Modelliermassen, 'Oental Wachs’ und 
Zubereitungen für zahnärztliche Zwecke 
auf der GrurKlIage von Gips; ausge¬ 
nommen die Waren, fix die unter den 
nachfolgenden Positionen ex 3403 
urxl 3404 besorxiere Regeln ar>geführt 
sind 

Ware nicht überschreitet 

ex 3403 

Zubereitete Schmiermittel, die weniger 

Raffination ur>d/oder ein oder mehrere 


als 70 GHT an Erdöl oder öl aus bitumi- 

begüitstigteis) Verfahren 


nösen Mineralien enthalten 

Andere Verfahren, bei denen alle Vor¬ 
materialien in eine andere Position als 



die hergesteilte Ware einzureihen sind. 
Jedoch können Vormaterialien der 
gleichen Position verwendet werden, 
wenn äv Wert SO v.H. des Ab-Werk- 
Prelses der hergestellten Ware nicht 
überschreitet 


(1) Siehe einleitende Bemerkung 7 - Anlage I. 
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(1) 

(2) 

1 

ex 3404 

Künstliche Wachse und zubereitete 
Wachse: 



• Künstliche Wachse und zubereitete 
Wachse auf der Grundlage von 
Paraffin, Erdölwachsen oder von 
Wachsen aus bituminösen MirteraTien 
oder von paraffinischen RückstSnden 

Herstellen aus Vormaterialien, die in 
eilte andere Position als die hergesteilte 
Ware einzureihen sind. Jedoch können 
Vormaterialien der gleichen Position 
verwendet werden, wenn ihr Wert 

50 V.H. des Ab-Werk-Preises der herge- 
stelKen Ware nicht überschreitet 


• andere 

Herstellen aus Vormaterialien jeder 
Position, ausgenommen aus | 



- hydrierten ölen, die den Charakter 
von Wachsen haben, der 

Position 1516, 



• Fettsäuren von chemisch nicht 
eindeutig bestimmter Konstitution 
und techitischen Fettalkoholen, die 
den Charakter von Wachsen haben, 
der Positiön 1519, 



• Vormaterialien der Position 3404; 
jedoch können alle diese Vor¬ 
materialien verwertdet werden, 
werv) ihr Wert 20 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten 

Ware insgesamt nicht überschreitet. 

ex Kapitel 35 

Eiweißstoffe, modifizierte Stärken; 
Klebstoffe; Enzyme; ausgenommen die 
Waren, für die unter den nachfolgenden 
Positionen 3505 und ex 3507 beson¬ 
dere Regeln angeführt sind 

Herstellen aus Vormaterialien, die in 
eine andere Position als die hergestellte 
Ware eiruureihen sind; jedoch können 
Vormaterialien derselben Position ver¬ 
wendet werden, wenn ihr Wert 20 .v.H. 
des Ab-Werk-Preises der hergestellten 
Ware nicht überschreitet 



















2378 Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil II Nr. 41, ausgegeben zu Bonn am 26. September 1996 


(1) 

(2) 

(3) 1 

3505 

Dextrine und andere modifiaerte 

Stärken (z.B. Quellstärke oder veresterte 
Stärke); Leime auf der Grurxilage von 
Stärken, Dextrinen oder anderen modi¬ 
fizierten Stärken: 



- Stärkeether und -ester 

Herstellen aus Vormaterialien jeder | 

Position, einschließlich aus andren | 

Vormaterialien der Position 3505 | 


• ändere 

Herstellen aus Vormaterialien jeder 
Position. ausgerK>mmen aus solchen 
der Position 1108 

ex 3507 

Ziä>efeitete Enzynte, anderweit weder 
genannt rtoch inbegriffen 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver- 
werxfeten VormateriaKen 50 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergesteilten Ware 
nicht überschreitet 

Kapitel 36 

Pulver und Sprengstoffe; pyrotechnische 
Artikel; ZOrxlhölzer; Zürxlmetallegie- 
rungen; leicht entzündliche Stoffe 

Hersteilen aus Vormaterialien, die in 
eine arKlere Position als die hergestellte 
Ware einzureihen sirxl: jedoch können 
Vormateriaiien derselben Position ver- 
werxlet werden, wenn ihr Wert 20 v.H. 
des Ab-Werk-Preises der hergestellten 
Ware nicht überschreitet 
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(1) 

(2) 

1 

(3) 

1 ex Kapitel 37 

Erzeugnisse zu photograpWschen und 
kinematographischen Zwecken; ausge¬ 
nommen die Waren, für die unter den 
nachfolgenden Positionen 3701, 3702 
und 3704 besondere Regeln angeführt 
sind 

Herstellen aus Vormaterialien, die in 
eine andere Position als die hergestellte 
Ware einzureihen sind; jedoch künnen 
Vormaterialien derselben Position ver¬ 
wendet werden, wenn ihr Wert 20 v.H. 
des Ab-Werk-Preises der hergestellten 
Ware nicht überschreitet 

1 

UchtempfindTiche photograpNsche 

Platten und Planfilme, nicht belichtet, 
aus Stoffen aller Art (ausgenommen 
Papier, Pappe oder Spinnstoffe); licht- 
empfirKlIiche photographische Sofort¬ 
bild-Planfilme, nicht belichtet, auch in 
Kassetten 

Herstellen aus Vormaterialien, die in 
eine atxlere Position als die 

Position 3702 einzureihen sirxi 

3702 

Lichtempfindliche photographische Filme 
in Rollen, nicht belichtet, aus Stoffen 
aller Art (ausgenommen Papier, Pappe 
oder Spinnstoffe); lichtempfirKlIidie ' 
photographische Sofortbild-Roltfiime. 
nicht belichtet 

Herstellen aus Vormaterialien, die rvcht 
in die Positionen 3701 oder 3702 
einzureihen sirxf 

3704 

Photographische Platten, Filme, Papiere, 
Pappen utkI Spiimstoffe, belichtet, 
jedoch nicht entwickelt 

Herstellen aus Vormaterialien, die reicht 
in die Positionen 3701 bis 3704 einzu¬ 
reihen sind 

ex Kapitel 38 

Verschiedene Erzeugnisse der 
chemischen Industrie; ausgenommen die 
Waren, für die unter den nachfolgerxlen 
Positionen ex 3801, ex 3803, ex 3805, 
ex 3806, ex 3807, 3808 bis 3814, 

3818 bis 3820, 3822 und 3823 beson¬ 
dere Regeln angeführt sind 

Herstellen aus Vormaterialien, die in 
eine andere Position als die hergestellte 
Ware einzureihen sind; jedoch können 
Vormaterialien derselben Position ver¬ 
wendet werden, wenn ihr Wert 20 v.H. 
des Ab-Werk-Preises der hergestellten 
Ware nicht überschreitet | 
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(1) 

(2) 

13) 

ex 3801 

- Kolloider Graphit in Suspensionen 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver- 


urxi halbkolloider Graphit; kohlen- 

werxieten Vormaterialien 50 v.H. des 


stoffhaltige Pasten für Elektroden 

Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 


- Graphit in Form von Pasten, 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver- 


bestehend aus einer Mischung von 

wetvJeten Vormaterialien der 


mehr als 30 GHT von Graphit mit 

Position 3403 20 v.H. des Ab-Werk- 


Mineralölen 

Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet 

ex 3803 

Tallöl. raffiniert 

Raffinieren von rohem Tallöl 

ex 3805 

Sulfatterpentinöl, gereinigt 

Reinigen durch Destillieren oder Raffi¬ 
nieren von rohem Sulfatterpentiiräl 

ex 3806 

Harzester 

Raffinieren von Harzspuren 

ex 3807 

Schwarzpech, auch Pech schlechthin 
genannt 

Destillieren von Holzteer 

3808 

Verschiedene Erzeugnisse der 
chemischen Industrie: 


bis 



ex 3811 

• folgende Waren der Position 3823: 

Herstellen au$ Vormaterialien, die in 

3812 


OfW aixlere Position als die hergestellte 

bis 

- zubereitete Birxlemittel für 

Ware einzureihen sind. Jedoch können 

3814 

Gießereiformen oder Gießerei- 

Vormaterialien derselben Position 

3818 

kerne auf der Grundlage von 

verwendet werden, wenn ihr Wert 

bis 

natürlichen Harzprodukten 

20 V.H. des Ab-Werk-Preises der . 
hergestellten Ware nicht überschreitet 

3820 

- Naphthensäuren, ihre wasser- 


3822 

unlöslichen Salze und Ester der 
Naphthensäuren 


und 



3823 

- Sorbit. ausger>ommen Sorbit der 
Position 2905 

- Petroleumsulfonate, ausge- 
rtommen solche des Ammoniums, 
der Alkalimetalle oder der 
EtharMlamirw; thioperthaltige 
Sulfosäuren von Öl aus bitumi- 



nösen Mineralien und ihre Satze 




















Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil II Nr. 41, ausgegeben zu Bonn am 26. September 1996 


2381 


(1) 

(2) 

(3» 

Fortsetzung 

- Ionenaustauscher 

- absorbierende Zubereitungen 



(Geter) zum VervoHst&xftgen des 
Hochvakuums in elektrischen 
Lampen urxl Röhren 

- nicht ausgebrauchte Gas- 
reinigungsmassen 



- Ammoniakwasser und ausge¬ 
brauchte Gasreinigungsnrtassen 

- Sulfonaphthensäuren imd ihre 
wasserunlöslichen Salze; Ester der 
Su>foniv>hthensSuren 

- Fuselöle und Oippelöle 

- Mischungen von Salzen mit ver¬ 
schiedenen Anionen 

- Kopierpasten auf der Grundlage 
von Gelatine, auch auf Unterlagen 



aus Papier oder Textilien 



- andere 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver¬ 
wendeten Vormaterialien 50 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 

ex 3811 

Zubereitete Additive für Schmieröle, 

Herstellen, bei dem der Wert der ver- 


Erdöl oder Öl aus bituminösen 

werxJeten Vormaterialien der 


Mineralien enthaltend 

Position 3811 50 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet 
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1 

(2) 

(3) 

1 ex 3901 

1 bis 

1 3915 

Kunststoffe in Primirformen, Abfälle, 
Schnitzel und Bnjch, aus Kunststoffen; 
ausgenommen die Waren, für die unter 
der nachfolgenden Position ex 3907 
eine besondere Regel angeführt ist: 

• 


- Addhionshomopolymerisations' 
erzeugnisse 

Herstellen, bei dem 

- der Wert aller verwendeten Vor¬ 
materialien SO V.H. des Ab-Werfc- 
Preises der hergesteilten Ware nicht 
überschreitet urxl 



- der Wert der verwetxleten Vor¬ 
materialien des Kapitels 39 20 v.H. 
des Ab-Werk-Preises der hergestell¬ 
ten Ware nicht überschreitet (') 


- andere 

HersteUen, bei dem der Wert der ver¬ 
wendeten Vormaterialien des Kapi¬ 
tels 39 20 v.H. des Ab-Werk-Preises 
der hergesteilten Ware nicht über¬ 
schreitet 

ex 3907 

Copolymere, aus Poiycarbonaten und 

Acrylnitrilbutadienstyrolcopolymeren 

<ABS» 

HersteUen aus Vormaterianen. die in 
eiire atviere Position als die hergesteilte 
Ware einzureihen skxi. Jedoch könrren 
Vormaterialien derselben Position ver¬ 
wendet werden, wenn ihr Wert 50 v.H. 
des Ab-Werk-Preises der hergesteilten 
Ware nicht überschreitet 


(1) Bei Erzeugnissen, die aus Vormaterialien der Positionen 3901 bis 3906 einerseits und 
aus Vormaterialien der Positionen 3907 bis 3911 andererseits zusammengesetzt sind, 
gilt diese Beschränkung nur für jene Gruppe von Vormaterialien, die in der hergestellten 
Ware gewichtsmäßig Oberwiegt. 
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(1) 

{21 

(31 j 

ex 3916 
bis 

3921 

Halb- urvl Fertigerzeugnisse aus Kunst¬ 
stoffen, ausgenommen für die Waren, 
für die unter den nachfolgenden 
Positionen ex 3916, ex 3917 und 
ex 3920 besondere Regeln angeführt 
sind: 

■ 


- Flacherzeugnisse, weiter bearbeitet 
als nur mit Oberflächenbearbeitung 
oder anders als rxir quadratisch oder 
rechteckig zugeschnitten: arxlere 
Erzeugnisse, weiter bearbeitet als 
nur mit Oberflächenbearbeiturtg 

Herstellen, bei dem der Wert der ver¬ 
wendeten Vormaterialien des Kapi¬ 
tels 39 50 v.H. des Ab-Werk-Preises 
der hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 


- andere: 



- aus AddHionshomopoly- 
merisatiortserzeugnissen 

Herstellen, bei dem 

- der Wert aller verwendeten Vor- 
materialien 50 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergesteltten Ware nicht 
überschreitet utkI 



- der Wert der verwerxleten Vor¬ 
materialien des Kapitels 39 20 v.H. 
des Ab-Werk-Preises der hergestell¬ 
ten Ware nicht überschreitet hl 


- arxlere 

Herstellen, bei dem der Wert der ver¬ 
wendeten Vormateriaiien des Kapi¬ 
tels 39 20 V.H. des Ab-Werk-Preises 
der hergestellten Ware nicht überschrei¬ 
tet (’i 


(1) Bei Erzeugnissen, die aus Vormateriaiien der Positionen 3901 bis 3906 einerseits und 
aus Vormaterialien der Positionen 3907 bis 3911 andererseits zusammengesetzt sind, 
gilt diese Beschränkung nur für jene Gruppe von Vormaterialien, die in der hergestellten 
Ware gewichtsmäßig überwiegt. 
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(1) 

<2) 

(3) 

1 ex 3916 

1 und 

Profile, Rohre und Schläuche 

Herstellen, bei dem 

ex 3917 


- der Wert aller verwendeten Vor¬ 
materialien 5.0 V.H. des Ab-Werk- 
Praises der hergestellten Ware nicht 
Gberschreitet und 

- der Wert der Vormaterialien, die in 
dieselbe Position wie die herge- 
steHte Ware einzurethen siiKl, 

20 V.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergestelhen Ware nicht über¬ 
schreitet 

ex 3920 

Folien und Filme aus lonomeren 

Herstellen aus einem Salz eines thermo¬ 
plastischen Kucrststoffs, der ein Misch¬ 
polymer aus Ethylen urxi Metacryl- 
säure, teiwmse neutralisiert durch 
metallische Ionen, hauptsächlich Zink 
und Natrium, ist 

3922 

bis 

1 3926 

Fertigerzeugnisse aus Kurrststoffen 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver- 
werxleten Vormaterialien SO v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergesteliten Ware 
nicht überschreitet 
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(1) 

(2) 

(31 

ex 4001 

Geschichtete Platten aus Kautschuk für 
Sohienkrepp 

Aufeinanderschichten von Platten aus 
Naturkautschuk 

4005 

Kautschukmischungen (sogenannte 
Masterbatches), nicht vulkanisiert, in 
Primirformen oder in Platten, Blättern 
oder Streifen 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vormaterialien, 
ausgenommen Naturkautschuk, SO v.H. 
des Ab-Werk-Preises der hergesteliten 
Ware nicht überschreitet 

4012 

Luftreifen aus Kautschuk, runderneuert 
oder gebraucht: Vollreifen oder 
Hohlkanrwnerreifen, auswechselbare 
Überreifen urxi Feigenbänder, aus 
Kautschuk 

Herstellen aus Vormaterialien jeder 
Position, ausgenommen aus solchen 
der Position 4011 oder 4012 

ex 4017 

Waren aus Hartkautschuk 

Herstellen aus Hartkautschuk 

ex 4102 

Rohe FeNe von Schafen oder Lämmern, 
enthaart 

Enthaaren von Schaffellen oder 

Lammfellen 

4104 

bis 

4107 

Leder, enthaart, ausgenommen Leder 
der Position 4108 oder 4109 

Nachgerben von vorgegerbtem Leder 

oder 

Herstellen aus Vormaterialien, die in 
eine andere Position als die hergesteltte 
Ware einzurMhen sirvi 

4109 

Lackleder und folien-kaschierte 

Lackleder; metallisierte Leder 

Herstellen aus Leder der 

Positiotwn 4104 bis 4107, wenn sein 
Wert 50 vM. des Ab-Werk-Preisas der 
hergestellten Ware nicht überschreitet 
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(1) 

(2) 

(3) 

ex 4302 

Pelzfelle, gegerbt oder zugerichtet, 
zusammengesetzt: 



- in Platten, Kreuzen oder ähnlichen 
Formen 

Bleichen oder Färben mit Zuschneiden 
und Zusammensetzen von nicht 
zusammengesetzten gegerbten oder 
zugerichteteir Pelzfellen 


- andere 

Herstellen aus nicht zusammengesetz¬ 
ten gegerbten oder zugerichteten Pelz¬ 
fellen 

4303 

Bekleidung, Bekleidungszubehör und 
andere Waren, aus Pelzfellen 

Herstellen aus rticht zusammengesetz¬ 
ten gegerbten oder zugerichteten Pelz¬ 
fellen der Position 4302 

ex 4403 

Rohholz, zwei- oder vierseitig grob zuge¬ 
richtet 

Hers^llen aus Rohholz, auch entrindet 
oder'vom Splint befreit 

ex 4407 

Holz, in der Längsrichtung gesägt oder 
gesäumt, gemessert oder geschält, mit 
einer Dicke von mehr als 6 mm, geho¬ 
belt, gescNiffen oder keitverzinkt 

Hobeln, Schleifen oder Keilverzinken 

ex 4408 

Fumierblätter oder Blätter für Sperrholz, 
mit ekrer Dicke von 6 mm oder weniger, 
zusammengefügt; anderes Holz, in der 
Längsrichtung gesägt, gemessert oder 
geschält, mH einer Dicke von 6 mm oder 
weniger, gehoben, geschliffen oder keil¬ 
verzinkt 

Zusammenfügen, Hobeln, Schleifen 
oder Keilverzinken 












Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil 11 Nr. 41, ausgegeben zu Bonn am 26. September 1996 


2387 


(1) 

(2) 

(3) 1 

ex 4409 

- Holz (einscNießlich Stibe ixid Friese 
für Parkett, nicht zusammengesetzt), 
entlang einer oder mehrerer Kanten 
oder Oberflächen profiliert (gekehlt, 
genutet, gefedert, gefalzt, 
abgeschrigt. gefriest, gerurtdet oder 
in ihnlicher Weise bearbeitet), 
geschliffen oder keiiverzinkt 

Schleifen oder Keilverzinken | 


- Gefrieste oder profilierte Leisten und 
Friese 

Fräsen oder Profilieren 

ex 4410 
bis 

ex 4413 

Gefrfiste oder profilierte Holzleisten urtd 
Holzfriese für Möbel, Rahmen, 
Innertausstatttmgen, elektrische 

Leitungen oder für ihnfiche Zwecke 

Fräsen oder Profilieren 

ex 4415 

Kisten, Kistchen, VerscNäge, Trommeln 
und ähnliche Verpackungsmittel, aus 

Holz 

Herstellen aus rtoch nicht auf die 
erforderlichen Maße zugeschnitterten 
Brettern 

ex 4416 

Fässer, Tröge, Bottiche, Gmer und 
andere Böttcherwaren urtd Teile davon, 
aus Holz 

Herstellen aus Faßstäben, auch auf 
beiden Hauptfiächen gesägt, aber nicht 
weiter bearbeitet 

ex 4418 

, 

- Bautisdtler- utkI 

Zirrimermannsarbeiten, aus Holz 

Herstellen aus Vormaterialien, die in 
eine andere Position als die hergestellte 
Ware einzureihen sind; jedoch können 
Verbundplatten mit 

Hohlraummittenagen und ScNndeln 
("sKngles* urtd "shakes”) verwendet 
werden 


- Gefrieste oder profilierte Leisten und 
Friese 

Friesen oder Profilieren 1 

ex 4421 

Holz für Zündhölzer, vorgerichtet; 
Holznägel für Schuhe 

Herstellen aus Holz jeder Position, 
ausgenommen aus Holzdraht der 

Position 4409 

4503 

Waren aus Naturkork 

Herstellen aus Kork der Position 4501 
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(1) 

(2) 

(3) 

ex 4811 

Papier urxl Pappe, nur liniert oder kariert 

Herstellen aus Vormaterialien für die 
Papierherstellung des Kapitels 47 

4816 

Kohlepapier, präpariertes Our^chreibe* 
papier urxl arideres Vervielfitdgungs- 
urtd Umdruckpapier (ausgenommen 

Waren der Position 4809), voitstilndige 
Dauerschabiorten und Offsetpiatten aus 
Papier, auch in Kartons 

Herstellen aus Vormaterialien fü' die 
Papierhersteltung des Kapitels 47 

4817 

Briefumschlige, Einsteckbriefe, Postkar¬ 
ten (ohne Bilder) utkI Briefkarten, aus 
Papier oder Pappe; Zusammenstellungen 
solcher Schreibwaren, in Sdwchtein, 
Taschen und fihniichen BehSItrUssen, 
aus Papier oder Pappe 

Herstellen, bei dem 

- alle verwendeten Vormaterialien in 
eine andere Position als die herge¬ 
stellte Ware einzureihen sirxl utkI 

- der Wert aller verwerxleten Vor¬ 
materialien 50 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten 
Ware nicht überschreitet 

ex 4818 

Toilettenpapier 

Herstellen aus Vormaterialien für die 
Papierherstellurtg des Kapitels 47 

ex 4819 

Schachteln, Kartons, Säcke, Beutel, 

Tüten und arxiere Verpackungsmrttel, 
aus Papier, Pappe, Zellstoffwatte oder 
Vliesen aus Zellstoffasem 

Herstellen, bei dem 

- alle verwendeten Vormaterlalien in 
eirw arxiere Position als die herge- 
stellte Ware eirtzureihen sind und 

- der Wert aller verwerxleten Vor¬ 
materialien 50 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten 
Ware nicht überschreitet 
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1 

(2) 

(3) 1 

1 ex 4820 

Briefpapierblöcke 

Herstellen, .bei dem der Wert aller | 

verwendeten Vormäterialien 50 v.H. | 

des Ab-Werk-Preises der hergestellten 
Ware rticht üljerschreitet 

1 ex 4823 

Andere Papiere, Pappen, 2ellstoffwatte 
und Vliese aus Zellstoffasem, 
zugeschnitten 

Herstellen aus Vormaterialien für die 
Papierherstellung des Kapitels 47 

4909 

Bedruckte oder illustrierte Postkarten; 
Glückwunschkarten urxl bedruckte 

Karten mit Glückwünschen oder 
persönlichen Mitteilurrgen, auch 
illustriert, auch mit Umschlägen oder 
Verzierungen aller Art 

Herstellen aus Vormaterialien, die nicht 
in die Position 4909 oder 4911 
einzureihen sind 

4910 

Kalerxler aller Art, bedruckt, 
eirtschließlich Blöcke von 

Abreißkalendern: 



- Dauerkalertder oder Kalertder, deren 
auswechselbarer Block auf einer 
Unterlage angebracht ist, die nicht 
aus Papier oder Pappe besteht 

Herstellen, bei dem 

- alle verwendeten Vormaterialien in 
eine atxiere Position als die 
hergestellte Ware einzureihen sind 
und 



- der Wert aller verwendeten 
Vormaterialien 50 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten 

Ware nicht überschreitet 


andere 


Herstellen aus Vormaterialien, die nicht 
in die Position 4909 oder 4911 
einzureihen sind 
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1 

(2) 

<3} 1 

1 ex 5003 

Abfälle von Seide (einschließlich nicht 

Krempeln oder Kämmen von Abfällen 


aUiaspelbare Kokons, Gamabfälle und 
Reißspinnstoffl, gekrempelt oder 

von Seide 

1 

gekämmt 

• 

1 5501 

Synthetische oder künstliche 

Hersteilen aus chemischen 

1 

Spinnfasern 

Vormaterialien oder aus Spinnmasse 

5507 



ex Kapitel 50 

Game, Monofile und Nähgarne 

Herstellen aus 

bis 



Kapitel 55 


- Rohseide, Abfällen von Seide, 
gekrempelt oder gekämmt oder 
anders für die Spinnerei bearbeitet 

- aixiere i^atürliche Fasern, weder 
gekrempelt noch gekämmt oder 
atxters für die Spinnerei bearbeitet 

- chemische Vormateriaiien oder 
Spinnmasse oder 

- Vormaterialien für die 

Papierhersteltung 


(1) Wegen der besonderen Vorschrift betreffend Waren, die aus verschiedenen textilen 
Vormaterialien bestehen, siehe Bemerkung 5. 
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1 

(2) 

(3) 

D Fortsetzung 

Gewebe: 


1 

- in Verbindung mit KautschukfSden 

Hersteilen aus einfachen Garnen 


• andere 

Herstellen aus (*] 

- Kokosgamen 

- natürlichen Fasern 

• synthetischen oder künstlichen 
Spinnfasem. nicht gekrempelt oder 
gekinunt oder nicht anders für die 
Spinnerei bearbeitet 



• chemischen Vormaterialien oder 



Spinnmasse oder 

- Papier 

oder 

Bedrucken mit mindestens zwei Vor¬ 
oder Nachbehandlungen (wie Reinigen, 
Bleichen, Merzerisieren, Thermofixieren, 
Aufhellen, Kalertdrieren, krumpfecht. 
Ausrüsten, Fixieren, Dekatieren, 
Imprägnieren, Ausbessem und 

Noppen), wenn der Wert des 
unbedruckten Gewebes 47,5 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 


(1) Wegen der besonderen Vorschrift betreffend Waren, die aus verschiedenen textilen 
Vormaterialien bestehen, siehe Bemerkung 5. 
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(1) 

(2) 

(3) 

ex Kapitel 56 

Watte, Filze und Vlieastoffe; 

Spezialgame; BirxlfSden, Seile, Taue 

Herstellen aus 


und Seilerwaren; ausgenommen die 

- Kokosgamen 


Waren, für die unter den nachfolgenden 

• 


Positionen 5602, 5604, 5605 und 5606 
besondere Regeln angeführt sind 

- natürlichen Fasern 

- chemischen Vormaterialien oder 
Spinnmasse oder 

- Vormaterialien für die 
Papierherstellung 

5602 

Filze, auch getränkt, bestrichen, 
überzogen oder mit Lagen versehen: 



- Nadetfiize 

Hersteilen aus (') 

- natürlichen Fasern 

- chemischen Vormaterialien oder 


» 

Spinnmasse; 

jedoch können 

- Morrafile aus Polypropylen der 
Position 5402 

- Spinnfasern aus Polypropylen der 
Position 5503 oder 5506 

oder 



- Spinnkabel aus Filamenten aus 
Polypropylen der Position 5501, bei 
denen jeweils eine Faser oder ein 
Filament einen Titer von weniger als 

9 dtex aufweist, verwendet werden, 
wenn ihr Wert 40 v.H des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten 
Ware nicht überschreitet 


(1) Wegen der besonderen Vorschrift betreffend Waren, die aus verschiedenen textilen 
Vormaterialien bestehen, siehe Bemerkung 5. 
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(1) 

(2) 

(3) 

5602 

(Fortsetzung) 

- andere 

Herstellen aus 

- natürlichen Fasern 

- Spirmfasem aus Kasein oder 

- chemischen Vormaterialien oder 
Spinnmasse 

5604 

FSden und Kordeln aus Kautschuk, mit 
emem Überzug aus Spinnstoffen; 
Spinnstoffgame. Streifen utk! 
dergleichen der Position 5404 
oder 5405, mit Kautschuk oder 

Kunststoff getrinkt, bestrichen. 

Oberzogen oder umhOllt: 



- Kautschutdäden und -kordein, 

Herstellen aus KautschukfSden urxi 


mit einem Überzug aus Spinnstoffen 

•kordekv nicht mit einem Überzug aus 
Spinnstoffen 


- andere 

Herstellen aus (') 

- natürlichen Fasern, nicht gekrempelt 
oder gekimmt oder nicht anders für 
die Spinnerei bearbeitet 

- chemischen Vormaterialien oder 
Spinnmasse oder 

- Vormaterialien für die 

Papierherstellung 


(1) Wegen der besonderen Vorschrift betreffend Waren, die aus verschiedenen textilen 
Vormaterialien bestehen, siehe Bemerkung 5. 
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(1) 

(2) 

(3) 1 

5605 

Metallgame und metallisierte Game, 
auch umsponnen, besteherxi aus Garnen 

Herstellen aus 


urxl Spinnstoffen, Streifen oder 

- natürlichen Fasern | 


dergleichen der Position 5404 

- 


oder 5405, in Verbindung mit Metall in 

- synthetischen oder kürtstlichen 


Form von Fäden, Streifen oder Pulver 

Spinnfasern, rvcht gekrempelt oder 


oder mit Metall überzogen 

gekämmt oder nicht anders für die 
Spinnerei bearbeitet 

- chemischen Vormaterialien oder 
Spinnmasse oder 

- Vormaterialien für die 

Papierherstellung 

5606 

Gimpen, umspormene Streifen urxf 
dergleichen der Position 5404 

Herstellen aus (') 


oder 5405 (ausgetwmmen Waren der 

- natürlichen Fasern 


Position 5605 und umsporvwne Game 

- 


aus Roßhaar): Cherullegame; 

- synthetischen oder künstlichen 


" Mascher>game* 

Spinnfasern, nicht gekrempelt oder 
gekämmt oder nicht artders für die 
Spinrwrei bearbeitet 

- chemischen Vormaterialien oder 
Spinnmasse oder 

- Vormaterialien für die 

Papierherstellung 


(1) Wegen der besonderen Vorschrift betreffend Waren, die aus verschiedenen textilen Vormaterialien bestehen, 
siehe Bemerkung 5. 
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(1) 

(2) • 

(3) 

Kapitel 57 

Teppiche und andere Fußbodenbeläge, aus 



Spinrtstoffen: 



- aus Nadelfilz 

Herstellen aus 

- natörlichen Fasern 

- chemischen Vormaterianen oder 
Spinnmasse; jedoch können 

- Monofile aus Polypropylen der Posi¬ 
tion 5402 

- Spinnfasern aus Polypropylen der 

Position 5503 oder 5506 oder 



- Spinnkabel aus Filamenten aus Poly¬ 
propylen der Position 5501, bei derten 
. jeweils eine Faser oder ein FHament 
einen Titer von weniger als 9 dtex 
aufweist, verwendet werden, wenn ihr 
Wert 40 y.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht überschreitet 


- aus anderem Filz 

Herstellen aus (') 

- natürlichen Fasern, nicht gekrempelt 
oder gekämmt oder nicht anders für die 
Spinnerei bearbeitet 

oder 

- chemischen Vormaterialien oder 



Spinnmasse 


(1) Wegen der besonderen Vorschrift betreffend Waren, die aus verscNedenen textilen Vormaterialien 
bestehen, siehe Bemerkung 5. 
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(1) 

(2) 

13) 

Kapitel 57 
(Fortsetzung) 

- andere 

Herstellen aus * 

- Kokosgamen 



- Garnen aus synthetischen oder künst¬ 
lichen Filamenten 

- natürlichen Fasern oder 

- synthetischen oder künstlichen Spirw 
fasern, nicht kardiert otler gekämmt 
oder nicht anders für die Spinrrerei 
bearbeitet 

ex Kapitel 58 

Spezialgewebe; getuftete Spinnstoff- 
erzeugnisse; Spitzen; Tapisserien; Posa- 
mentiefwaren; Sficketeien; ausgenommen 
die Waren der Positionen 5805 und 5810; 

■ für die Waren der Position 5810 ist trach- 
folgend eine besorxlere Regel angeführt: 



- in Verbindung mit Kautschukfäden 

Herstellen aus einfachen Garr>en (') 


- andere 

Herstellen aus (') 



- rratürtirdien Fasern 

- synthetischen oder künstlichen Spirw 
fasem, nicht gekrempelt oder gekämmt 
oder nicht anders für die Spinnerei 
bearbeitet, oder 

- chemischen Vormaterialien oder 
Spinrmasse 

oder 1 


(1) Wegen der besonderen Vorschrift betreffend Waren, die aus verschiedenen textilen Vormateriaiien 
bestehen, siehe Bemericur^ 5. 
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(1) 

(2) 

(3) 

ex Kapitel 58 
(Fortsetzurtg) 

• 

Bedrucken mit mindestens zwei Vor- oder 
Nachbehartdlungen Iwie Reinigen, 

Bleichen, Merzerisieren, Thermofixieren, 
Aufhellen, Kalandrieren, krumpfecht 
Ausrüsten, Fixiwen, Dekatieren, Imprä¬ 
gnieren, Ausbessem und Noppen), wenn 
der Wert des unbedruckten Gewebes 

47,5 v.H. des Ab-Werk-Preises der her¬ 
gestellten Ware nicht überschreitet 

5810 

Stickereien als Meterware, Streifen oder als 
Motive 

Herstellen, bei dem 

- alle verwendeten Vormaterialien in eine 
andere Position als die hergestellte 

Ware eirtzureihen sind, und 



- der Wert aller verwendeten Vormate¬ 
rialien SO vJf. des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht überschreitet 

1 5901 

Gewebe, mit Leim oder stärkehaltigen 
Stoffen bestrichen, von der zum Einbinden 
von Büchern, zum Herstellen von 

Futteralen, Kartonagen oder zu älmlichen 
Zwecken verwendeten Art; Pausleinwand; 
präparierte MaNeinwand: Bougram und 
ähnliche steife Gewebe, von der Itk die 
Hutmacherei verwendeten Art 

Herstellen aus Garnen 
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1 

(2) 

(3) 

1 5902 

Reifencordgewebe aus hochfesten Garnen 
aus Nylon oder arxleren Polyamiden, 
Polyestem oder Viskose: 



- mit einem Anteil an textilen Vormate¬ 
rialien von nicht mehr als 90 GHT 

Herstellen aus Garnen 


- artdere 

Herstellen aus chemischen Vormaterialien 
oder aus Spirvtmasse 

5903 

Gewebe, mit Kunststoff getränkt, bestri¬ 
chen, überzogen oder mit Lagen aus 
Kunststoff versehen, andere als solche der 
Position 5902 

Herstellen aus Garnen 

1 5904 

Linoleum, auch zugeschnitten; Fußboden¬ 
beläge. aus einer Spinnstoffuntertage mit 
einer DeckscNcht oder einem Überzug 
bestehend, such zugeschnitten 

Herstellen aus Garnen 

5905 

Wandverkleidungen aus Spinnstoffen; 



- mit Kunststoff getränkt, bestrichen, 
überzogen oder mit Lagen aus 

Kautschuk, Kunststoff oder anderem 
Material versehen 

Herstellen aus Garnen 


(1) Wegen der besonderen Vorschrift betreffend Waren, die aus verschiedenen textilen Vormaterialien 
bestehen, siehe Bemerkung 5. 
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(1) 

(2) 

(3) j 

5905 

(Fortsetzung! 

- andere 

Mt i 

Herstellen aus ''' 

- Kokosgamen 

- natürlichen Fasern 

- synthetischen oder künstlichen 
Spinnfasern, nicht gekrempelt oder 
gekämmt oder recht anders für die 
Spinnerei'bearbeitet oder 

- chemischen Vormaterialien oder 
Spirmmasse oder 

Bedrucken mit mirKlestens zwei Vor- oder 
Nachbehandlungen (wie Reinigen, 

Bleichen, Merzerisieren, Thermofixieren, 
AufheHen, Kalandrieren, krumpfecht 
Ausrüsten, Fixieren, Dekatieren, Imprä¬ 
gnieren, Ausbessem und Noppen), wenn | 
der Wert des unbedruckten Gewebes | 

47,5 V.H. des Ab-Werk-Preises der her- | 

gestellten Ware nicht überschreitet | 


(1) Wegen der besorKleren Vorschrift betreffend Waren, die aus verscNedenen textilen Vormateriaiien 
bestehen, siehe Bemerkung 5. 











2400 


Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil II Nr. 41, ausgegeben zu Bonn am 26. September 1996 



{2) 

13) j 

5906 

Kautschutierte Gewebe, andere als solche 
der Position 5902: 



- aus Gewirken oder Gestricken 

Herstellen aus ' 

- natürlichen Fasern 

- syrtthetischen oder künstlichen Spinn¬ 
fasern, nicht gekrempelt oder gekämmt 
oder nicht ar>ders für die Spinnerei 
bearbeitet, oder 

- chemischen Vormaterialien oder 
Spinnmasse 


- andere Gewebe aus synthetischem 
Filamentgam, mit einem Artteil an 
textilen Materialien von mehr als 

90 GHT 

Herstellen aus cttremischen Vormaterialien 


- arrdere 

Herstellen aus Garnen 

5907 

Andere Gewebe, getränkt, bestrichen oder 
überzogen: bemalte Gewebe für 
Theaterdekorationen, Atelierhitttergründe 
oder dergleichen 

Herstellen aus Garnen 

ex 5908 

Glühstrümpfe, getränkt 

Herstellen aus schlauchförmigen Gewirken 
für Glühstrümpfe 


(1) Wegen der besonderen Vorschrift betreffend Wären, die aus verscNedenen textilen Vormaterialien 
bestehen, siehe Bemerkung 5. 
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<1) 

(2) 

(3) 

5909 

Waren des technischen Bedarfs aus 


bis 

Spinnstoffen: 


5911 




- Polierscheiben und -ringe, andere als 

Herstellen aus Gemen, Abfillen von 


aus Filz, der Position 5911 

Geweben oder Lumpen der Position 6310 


- andere 

Herstellen aus (') 

- natürlichen Fasern 

- synthetischen oder künstlichen Spinrv 
fasem, nicht gekrempelt oder gekämmt 
oder nicht anders für die Spinnerei 
bearbeitet, oder 



- chemischen Vormaterialien oder Spitvr- 
masse 

Kapitel 60 

Gewirke urxi Gestricke 

Herstellen aus 

- Kokosgamen 

- natürlichen Fasern 

- synthetischen oder künstlichen Spirw 
fasern, rscht kardiert oder gekämmt 
oder nicht arvlers für die Spirmerei 



bearbeitet, oder 

- chemischen Vormaterialien oder 
Spintwnasse 


(1) Wegen der blonderen Vorschrift betreffend Waren, die aus verschiedenen textilen Vormaterialien 
bestehen, siehe Bemerkung 5. 


24 
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(1) 

(2) 

13) 

Kapitel 61 

Bekleidung urtd Bekleidungszubehör, aus 
Gewirken oder Gestricken: 



- die durch Zusammennähen oder son¬ 
stiges Zusammenfügen von zwei oder 
mehr zugeschnittenen oder abgepaßten 
gewirkten oder gestrickten Teilen 
hergestellt wurden 

Herstellen aus Garnen 


- andere 

Herstellen aus (^) 

- natürlichen Fasern 

- synthetischen oder künstlichen Spinn¬ 
fasern. nicht gekrempelt oder gekämmt 

^ oder rücht anders für die Spinnerei 
bearbeitet, cxier 

- chemischen Vormaterialien oder 
Spinrvnasse 

Kapitel 62 

Bekleidung urvi Bekleidungszubehör, rticht 
gewirkt oder gestrickt; ausgerK>mmen die 
Waren, für die unter den nachfr^geitden 
Positionen ex 6202, ex 6204, ex 6206, 
ex 6209, ex 6210, ex 6211, 6213, 6214, 
ex 6216 und ex 6217 besondere Regeln 

Herstellen aus Garnen (*) 


angeführt sind 


ex 6202 

Bekleidung für Frauen, Mädchen oder 

Herstellen aus Garnen (') 

ex 6204 

Kleinkinder, bestickt: "anderes konfektio- 


ex 6206 

niertes Bekleidungszubehör", bestickt 

oder 

ex 6209 



ex 6211 


Herstellen aus nicht bestickten Geweben, 

und 


wenn der Wert der verwendeten nicht 

ex 6217 


bestickten Gewebe 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 

ex 6210 

Feuerschutzausrüstung aus Geweben, mit 

Herstellen aus Garnen (') 

ex 6216 

einer Folie aus aluminisiertem Polyester 


und 

ex 6217 

überzogen 

oder 

Herstellen aus nicht überzoger>en 

Geweben, wenn der Wert der verwende¬ 
ten nicht überzogenen Gewebe 40 v.H. 
des Ab-Werk-Preises der hergestellten 

Ware nicht überschreitet (’ I 


(1) Siehe Bemerkung 6. 

(2) Wegen der besonderen Vorschrift betreffend Waren, die aus verschiedenen textilen Vormateriaiien bestehen, 
siehe Bemerkung 5. 
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(1) 

(2) 

(3) 1 

6213 

Taschentücher urxJ Ziertaschentücher, 
Schals, Umschlagtücher. Halstücher, 
Kragenschoner, Kopftücher, Schleier und 
ähnliche Waren 



- bestickt 

Herstellen aus rohen, einfachen Gar¬ 
nen <2) 



oder 



Herstellen aus nicht bestickten Geweben, 
wenn der Wert der verwendeten nicht 
bestickten Gewebe 40 v.H. des 
Ab-Werk-Freises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet (') 


- andere 

Herstellen aus rohen, einfachen Garnen (') 

(*) 

ex 6217 

Gestanzte Kragert- imd Manschetteiv 
einlagen 

Herstellen, bei dem 

- alle verwendeten Vormaterialien in eine 
andere Position als die hergestellte 

Ware einzureihen sind und 



- der Wert aller verwervfeten Vormate¬ 
rialien 40 v.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht überschreitet 


(1) Siehe Bemerkung 6. 

(2) Wegen der besorxieren Vorschrift betreffend Waren, die aus verschiedenerr textilen Vormaterialien 
bestehen, siehe Bemerkung 5. 
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1 

(2) 

13) 

1 6301 

Decken; BettwSsche usw.; Gardinen usw.; 

. - 

1 

1 6304 

arxlere Waren zw kvMnausstattuig: 

Herstellen aus 

- natürlichen Fasern oder 

- chemischen Vormaterialien oder 
Spinnmasse 


- aus Filz oder Vliesstoffen 

- andere: 


- bestickt 

Herstellen aus rohen, einfachen Gar¬ 
nen (’) <2) 

oder 



Herstellen aus rächt bestickten Geweben 
(arxiera als gewirkte oder gestrickte), 
wenn der Wert der verwendeten nicht 
bestickten Gewebe 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preise$ der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 


- andere 

Herstellen aus rohen, einfachen Gar¬ 
nen C) (*) 

6305 

SScke und Beutel zu Verpackungszwecken 

Herstellen aus ('): 

- natürlichen Fasern 

- synthetischen oder künstlichen Spinn¬ 
fasern. nicht gekrempelt oder gekimmt 
oder nicht anders für die Spinrwrei 
bearbeitet, oder 

- chemischen Vormaterialien oder 
Spinnmasse 


(1) Wegen der besonderen Vorschrift betreffend Waren, die aus verschiedenen textilen Vormaterialien 
bestehen, siehe Bemerkung 5. 

(2) Für Waren, die aus Gewirken und Gestricken, weder gummielastisch noch kautschutiert, durch 
Zusammertnähen oder sonstiges Zusammenfügen der gewirkten (zugeschnittenen oder abgepaßten) Teile 
hergestellt, siehe Bemerkung 6. 
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(1) 

(2) 

(3) 

6306 

Planen, Segel für Wasserfahrzeuge, für 
Surfbretter und für Landfahrzeuge, 

Markisen, Zelte und Campingausrüsturv 
gen: 

- aus Vliesstoffen 

- andere 

Herstellen aus 

- natürlichen Fasern oder 

- chemischen Vormeterialien o^r 
Spiniwnasse 

Herstellen aus rohen, einfachen Garnen 

ex 6307 

Artdere konfektionierte Waren, einschKeß* 
lieh Schnittmuster zum Herstellen von 
Bekleidung 

Hwstellen, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Waren 
nicht überschreitet 

6308 

Warenzusammenstellimgen, aus Geweben 
und Garn, auch mit Zubehör, fik die Her¬ 
stellung von Teppicheiv Tapisserien, 
bestickten Tischdecken oder Servietten 
oder ShnUchen Spinnstoffwaren, in Auf¬ 
machungen für den Bruelverkauf 

Jede Ware in der Warenzusammenstel¬ 
lung muß die Regel erfüllen, die anzu¬ 
wenden wSre, wann sie nicht in der 
WarenzusammenstenuTHi enthalten w§re; 
jedoch können Waren ohne Ursprungs¬ 
eigenschaft mitverwerxlet werden, werm 
ihr Wert 15 v.H. des Ab-Werk-Preises 
der Warenzusammenstellung nicht 
überschreitet 

6401 bis 6405 

Fußbekleidung 

Herstellen aus VormateriaPen jeder 

Position, ausgenommen aus 
Zusammensetzungen von Oberteilen, die 
mit einer Brartdsohle oder anderen 
Sohlenteilen verburxlen sind, der Position 
6406 


(1 ) Wegen der besonderen Vorschrift betreffend Waren, die aus verschiedenen textilen Vormaterialien 
bestehen, siehe Bemericur>g 5. 
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1 (1, 

(2) 

(3) 

6503 

Hüte und andere Kopfbedeckungen, aus 

Riz, aus Hutstumpen oder Hutplatten der 
Position 6501 hergestellt, auch 
ausgestattet 

Herstelen aus Garnen oder 

Spinnfasern 

6505 

Hüte und andere Kopfbedeckungen, 
gewirkt oder gestrickt oder aus Stücken 
(ausgenommen Streifen) von Spitzen, RIz 
oder anderen Spinnstofferzet^nissen 
hergesteilt, auch ausgestattet: Haarnetze 
aus Stoffen aller Art, auch ausgestattet 

Herstellen aus Garnen oder 

Spirwifasem (') 

6601 

Regenschirme und Sonnenschirme 
(einschließlich Stockschirme, 

Gartenschirme und ähnliche Waren) 

Herstelen, bei dem der Wert aller 
verwerxleten Vormaterialien 50 v.H. des 
Ab-Werfc-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 

1 ex 6803 

Waren aus Tonschiefer oder aus 

Preßschiefer 

HersteUen aus bearbeitetem Schiefer 

1 ex 6812 

Waren aus Asbest oder aus Mischungen 
auf der Grundlage von Asbest oder auf der 
Grundage von Asbest urxl 
Magnesiumcarbonat 

Hersteflen aus Vormaterialien jeder 

Position 

1 ex 6814 

Waren aus Glimmer; agglomerierter oder 
rekoiwtituerter Glimmer, auf Unterlagen 
aus Papier, Pappe oder aus anderen 

Stoffen 

Herstellen aus bearbeitetem Glimmer 
(einschließlich agglomeriertem oder 
rekonstituiertem Glimmer) 


(1) Siehe Bemerkung 6. 
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«. 

(2» 

(3) 

7006 

Glas der Position 7003, 7004 oder 7005, 
gebogen, mit bearbeiteten Kanten, graviert, 
gelocht, emailliert oder anders bearbeitet, jedoch 
weder gerahmt noch in Verbindurtg mit anderen 
Stoffen 

Herstellen aus Vormaterialien der Position 
7001 

7007 

Vorgespanntes BnscNchten-Sicherheitsglas utkI 
Mehrschichterv-Sicherheitsglas (Verburvlglas) 

Herstellen aus VormateriaTien der Position 
7001 

7008 

MehrscNchtige Isoiierverglasungen 

Herstellen aus VormateriaTien der Position I 
7001 1 

7009 

Spiegd aus Glas, auch gerahmt, einschließlich 
Rückspiegel 

Herstellen aus Vormaterialien der Position jj 
7001 1 

7010 

Raschen, Glasballons, Korbflaschen, Rakons, 
Krüge, Töpfe, Röhrchen, Ampulten utkI arxiere 
Behiltrtisse aus Glas, zu Transport- oder 
Verpackungszweeken; Konservartgiiser: Strafen, 
Deckel und andere Verschlüsse aus Glas 

Herstellen aus Vormaterialien, die in eine 
andere Position als die hergestellte Ware 
einzureihen sind, oder Schleifen von 
Glaswaren, wenn ihr Wert SO v.H. des Ab- 
Werk-Preises der hergestellten Ware rücht 
überschreitet 

7013 

Glaswaren zur Verwendung bei Tisdr, in der 

Küche, bei der Toilette, im Büro, zur 
Innenausstattung oder zu fihnlichen Zwecken 
(ausgenommen Waren der Position 7010 oder 
7018) 

Herstellen aus Vormaterialien, die in eine 
andere Position als lüe hergestellte Ware 
einzureihen sind, rxier Schleifen von 
Glaswaren, wenn ihr Wert 50 v.H. des Ab- 
Werk-Preises rter hergestellten Ware nicht 
überschreitet, oder mit der Hand 
ausgeführtes Verzieren (ausgenommen 
Siebdruck) von mundgeblasenen 

Glas waren, wenn ihr Wert SO v.H. des Ab* 
Werk-Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet 

ex 7019 

Waren aus Glasfasern (ausgenommen Game) 

Herstellen aus: 

- ungefärbten Glasstapelfasem, 
Glasseidensträngen (Rovings) und 

Garnen, geschnittenem Textilglas oder 

- Glaswolle- 
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1 

(2) 

(3) 1 

1 ex 7102 
ex 7103 
und 

ex 7104 

Edelsteine und Schmucksteine (natürliche, 
synthetische oder rekonstituierte), 
bearbeitet 

Herstellen aus rächt bearbeiteten | 

Edelsteinen oder Schmucksteirren 1 

7106, 

7108 

und 

7110 

Edelmetalle: 

- in Rohform 

Herstellen aus Vormaterialien, die nicht in 
die Position 7106, 7108 oder 7110 
eiruureihen sitrd, 
oder 

elektrolytische, thermische oder 
chemische Trervrurrg von Edelmetallen der 
Position 7106, 7108 oder 7110 
oder 

Legieren von Edelmetallen der Position 

7106, 7108 oder 7110 untereirrarrder 
oder mit unedlen Metallen 


- als Halbzeug oder Pulver 

Herstellen aus Edelmetallen in Rohform 

ex 7107 

1 ex 7109 

1 

ex 7111 

Metalle, mit Edelmetallen plattiert, als 
Halbzeug 

Herstellen aus mit Edelmetallen plattierterr. 
Metallen, in Rohform 

7116 

Waren aus echten Perlen oder Zuchtperien, 
aus Edelsteinen, Schmucksteirren, 
synthetischen oder rekonstituierten 

Steinen 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwerrdeten Vormaterialien 50 v.H. ries 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 

7117 

Phantasieschmuck 

Herstellen aus Vormaterialien, die in eirre 
arxlere Position als die hergestellte Ware 
einzureihen sind, 
oder 

Herstellen aus Teilen aus unedlen 

Metallen, nicht versilbert, vergoldet oder 
platiniert, wenn ihr Wert 50 v.H. des Ab- 
Werk-Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet 
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(1) 

(2) 

(3» 

7207 

Halbzeug aus Eisen oder Nchtlegiertem 

Stahl 

Herstellen aus Vormaterialien der Position 
7201, 7202, 7203, 7204 oder 7205 


Rachgewalzte Erzeugnisse, Walzrb’aht, 
StabstaN und Profile aus Eisen oder nicht 
legiertem Stahl 

Herstellen aus RohNOcken (Ingots) oder | 
arxleren Rohformen der Position 7206 | 

7217 

Draht aus Eisen oder nicht legiertem Stahl 

Herstellen aus Halbzeug der Position 7207 | 

ex 7218 
7219 
bis 7222 

Halbzeug, flachgewalzte Erzeugnisse, 
Walzdraht, StabstaN und Profile aus 
nichtrostendem Stahl 

Herstellen aus RohNScken (Ingots) oder 1 
arxleren Rohformen der Position 7218 H 

7223 

Draht aus nichtrostendem Stahl 

Herstellen aus Halbzeug der Position 7218 

ex 7224 
7225 
bis 

7227 

Halbzeug, flachgewaizte Erzeugnisse, 
Walzdraht aus anderem legiertem Stahl 

Herstellen aus RohNScken (Ingots) oder 
anderen Rohformen der Position 7224 

7228 

StabstaN und Profile aus anderem 
legierten StaN; HoNbohrerstibe aus 
legiertem oder nchdegiertem StaN 

Herstellen aus RohUficken (Ingots) oder 
anderen Rohformen der Position 7206, 

7218 oder 7224 

7229 

Draht aus anderem legiertem Stahl 

Herstellen aus Halbzeug der Position 7224 
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1 

12) 

<3) 

1 ex 7301 

SpuiKlwände 

HersteMen aus Vormateriaiien der 

Position 7206 

1 7302 

Oberbaumaterlai für Bahnen, aus Bsen 
oder StaN, wie Schienen, Leitschienen und 
Zahnstangen, Weichenzungen, Herzstücke, 
Zungenverbindungsstangen und anderes 
Material für Kreuzungen oder Wei^n, 
Bahnschwellen, Laschen, SchienertstOhle, 
Winkel. Unterlagspiattan. Klemmplatten, 
Spurplatten und Spurstattgen. und arxleres 
für das Verlegen, Zusammenfügen oder 
Befestigen von Schienen besonders 
hergerichtetes Material 

Herstellan aus Vormateriaiien der 

Position 7206 

1 7304 

1 7305 

1 7306 

Rohre utkI HoHprofile, aus Eisen 
(ausgeiKxnmen Gußeisen oder Stahl) 

Herstellen aus Vormaterialien der 

Position 7206, 7207, 7218 oder 7224 

1 7308 

Konstruktionen und Konstruktionsteile (z.B. 
Brücken und Brückenelemente, 
Schleusentore, Türme, Gittermaste, Pfeiler, 
SSulen, Gerüste, OScher, Dachstühle, 

Tore, Türen, Fenster und deren Rahmen 
und Verkleidungen, Tor- und Türschwetten, 
Tür- und Fensterliden. Geländer), aus 

Esen oder Stahl, ausgeiwmmen 
vorgefertigte Gebäude der Position 9406; 
zu Konstruktkxrszwecken vorgearbeitete 
Bleche, Stäbe, Profile, Rohre und 
dergleichen, aus Esen oder Stahl 

Herstellen aus Vormaterialien, die in eine 
andere Position als die hergesteihe Ware 
einzureihen sind: jedoch dürfen durch 

Schweißen hergestelite Profile der 

Position 7301 nicht verwendet werden 

1 ex 7315 

Gleitschutzketten 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vormaterialien der Position 7315 

5 v.H. des Ab-Werk-Preises der hergestellten 
Ware nicht überschreitet 

1 ex 7322 

Heizkörper für Zentralheizungen, nicht 
elektrisch beheizt 

Hersteilen, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vormaterialien der Position 7322 

5 v.H. des Ab-Werk-Preises der hergesteiften 
Ware nicht überschreitet 
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<11 

(2) 

C3) 

ex Kapitel 74 

Kupfer utxl Waren daraus; 
ausgenommen die Waren der 
Positionen 7401 bis 7405; für die 
Waren der Position ex 7403 ist 
nachfolgend eine besorxiere Regel 
angeführt 

Herstellen, bei dem 

- alle verwerxleten 

Vormatdrialien in eine andere 
Position als die hergestellte 

Ware einzureihen sirtd und 

• 


- der Wert aller verwendeten 
Vprroaterialien 50 v.H. des Ab- 
Werfc-Preises der hergestellten 
Ware nicht überschreitet 

ex 7403 

Kupferlegierungen, in Rohform 

Herstellen aus raffiniertem Kupfer, 
in Rohform, oder aus Abfällen urtd 
Schrott 

ex Kapitel 75 

Nickel utkI Waren daraus; 
ausgertommen die Waren der 
Positionen 7501 bis 7503 

Herstellen, bei dem 

- alle verwerxleten 

Vormaterialien in eine andere 
Position als die hergestellte 

Ware einzureihen sirxl utxJ 

. 


- der Wert aller verwerxleten 
Vormaterialien 50 v.H. des Ab- 
Werk-Preises der hergestellten 
Ware nicht überschreitet 

ex Kapitel 76 

Aluminium und Waren daraus; 
ausgermmmen Waren der 

Positionen 7601, 7602 und ex 7616; 
für Waren der Positionen 7601 urxj 
ex 7616 sirxl nachfolgerxl besorxlere 
Regeln angeführt 

Herstellen, bei dem 

- alle verwendeten 

Vormaterialien in eine andere 
Position als die hergestellte 

Ware einzureihen sind und 



- der Wert aller verwerxleten 
Vormaterialien 50 v.H. des Ab- 
Werk-Preises der hergestellten 
Ware nicht überschreitet 

7601 

Aluminium in Rohform 

Herstellen durch thermische oder 
elektrolytische Beharxllung von 
nichtlegiertem Aluminium oder 
Abfällen urxl Schrott von 

Aluminium 
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<1. 

(2) 

<3) 

ex 7616 

Andece Waren aus Aluminium, 
ausgenommen Gewebe, Gitter und 
Geflechte, aus /UuminKimdraht, und 
Streckbleche aus Aluminium 

Herstellen, bei dem 

- alle verwendeten 

Vormaterialien in eine andere 
Position als die hergestellte 

Ware einzureihen sind; jedoch 
können Gewebe. Gitter urxl 
Geflechte aus Aluminiumdraht 
oder Streckbleche aus 

Aluminium verwerxlet werden 
urvi 



- der Wert aller verwendeten 
Vormaterialien 50 v.H. des Ab- 
Werk-Preises der hergestellten 
Ware nicht überschreitet 

ex Kapitel 78 

Blei und Waren daraus; ausgenom¬ 
men die Waren der Positionen 7801 
uixi 7802; für die Waren der Position 
7801 ist nachfolgerxi eine besondere 
Regel angeführt 

Herstellen, bei dem 

- alle verwerxleten Vormateria¬ 
lien in eitM arxiere Position als 
die hergestellte Ware eiruurei- 
hen sirxl urxi 



- der Wert aller verwendeten 
Vormaterialien 50 v.H. des Ab- 
Werk-Preises der hergestellten 
Ware nicht überschreitet 

7801 

Blei in Rohform: 



- raffiniertes Blei 

Herstellen aus Barrenblei oder 
Werkblei 


- aixferes 

Herstellen aus Vormaterialien, die 
in eine andere Position als die 
hergestellte Ware einzureihen 
sirxl; jedoch dürfen Abfälle und 
Schrott der Position 7802 reicht 
verwendet werden 
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<1) 

(2) 

(3) 

ex Kapitel 79 

Zink und Waren daraus^ ausgenommen 
die Waren der Positionen 7901 und 
7902; für die Waren der Position 7901 
ist nachfolgend eine besondere Pegel 
angefi^ 

Herstellen, bei dem 

- alle verwendeten Voimateria- 
tien in eitte atMlere Position als 
<fie hergestdite Ware einzu* 
reihen sind und 

- der Wert ^ler verwendeten 
VormateriaRen 50 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der herge¬ 
stellten Ware nicht überschrei¬ 
tet 

7901 

Zink in Rohform 

Hersteilen aus Vormateriaiien, die 
in eine arxlere Position als die 
hergestellte Ware ^nzureihen sind; 
jedoch diafen AbfSlle urvl Schrott 
der Position 7902 rvcht verwendet 
werden 

ex Kapitel 80 

Zinn und Waren daraus; ausgenommen 
die Waren der Positionen 8001, 8002 
und 8007; für die Wwen der 

Position 8001 ist nadifolgend eine 
besondere Regel angefiMwt 

Herstellen, bei dem 

- alle verwendeten Vormateria¬ 
lien in eine andere Position als 
die hergestellte Ware eiruurei- 
hen sind uihJ 

- der Wert aller verwerxleten 
Vormaterialien 50 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der herge¬ 
stellten Ware rscht überschrei¬ 
tet 

8001 

Zinn in Rohform 

Herstellen aus Vormaterialien, die 
in eir>e andere Position als die 
hergestellte Ware einzureihen sind: 
jedoch dürfen AbfSlle und Schrott 
der Position 8002 nicht verwervlet 
werden 
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(1) 

(2) 

<3) 

ex Kapitel 81 

Andere unedle Metalle, bearbeitet: 

Waren daraus 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vormaterialien, die in 
dieselbe Position wie die herge¬ 
stellte Ware einzureihen sind, 

50 v.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 

8206 

ZusanunensteKungen von Werkzeugen 
aus zwei oder mehr der Posi¬ 
tionen 8202 bis 8205, in Aufmachun¬ 
gen für den Einzelverkauf 

Herstellen aus Vormaterialien, die | 
nicht in die Positionen 8202 bis fl 

8205 einzureihen sind; jedoch kann 
die Warenzusammenstellung auch 
Waren der Positiorren 8202 txs 

8205 enthalten, wenn ttv Wert 

15 v.H. des Ab-Werk-Preises der 
Warenzusammenstellurrg nicht 
überschreitet 

8207 

Auswechseibare Werkzet^ zur 
VerwerKlung in tnechanis^ten oder 
nichtmechanischen Handwerkzeugen 
oder in Werkzeugmaschinen (z.B. zum 
Tiefziehen, Gesrnkachmieden, Stan¬ 
zen, Lochen, Gewindeschneiden, 
Gewindebohren, Bohren, Reiben, 
Riumen, FrSsen, Drehen, Schrauben), 
einschiieElich Ziehwerkzeuge und 
Preßmatrizen zum Ziehen oder 

Herstellen, bei dem 

- alle verwendeten Vormateria¬ 
lien in eine arvlere Position als 
die hergesteltte Ware einzurei¬ 
hen sind und 

- der Wert aller verwendeten 
Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der herge- 


Strangpressen von Metallen, und Erd-, 

stellten Ware nicht Oberschrei- 


Gesteins- oder Tiefbrrfirwerkzeuge 

tet 
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1 

(2) 

(3) 1 

8208 

Messer und Schneidldirtgen, für 
MascNnen oder mechanische Geräte 

Herstellen, bei dem 

- alle verwerxleten Vormateria¬ 
lien in eine andere Position als 
' die hergest^e Ware einzurei¬ 
hen sind und 



- der Wert aller verwendeten 
Vormateriafien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der herge¬ 
stellten Ware rä^ übersdv^ 
tet 

ex 8211 

Messer mit schneidertder Klinge, auch 
gezahnt (einschließlich Klappmesser 
für den Gartenbau), ausgeriommen 
Messer der Position 8208 

Herstellen aus Vormaterialien, die 
in eirre andere Position als die 
hergestellte Ware einzureihen sind, 
jedoch können Klingen und Griffe 
aus unedlen Metallen verwendet 
werden 

8214 

Andere SchnMwaren (z.B. Haar¬ 
schneide- und Scherapparate, Spalt¬ 
messer, Hackmesser, Wiegemesser für 
Metzger oder für den Küchengebrauch 
und Papiermesser); Irrstrumente und 
Zusammenstellungen für die Hand¬ 
oder Fußpflege (einschließlich 
Nagelfeilen) 

Herstellen aus Vormaterialien, die 
in eine andere Position als die 
hergestellte Ware eirrzureihen sind; 
jedoch könrren Griffe aus urredien 
Metallen verwerxiet werden 

8215 

l^ffei, Gabeln, Schöpfkellen, 
Schaumlöffel, Tortenheber, Rsch- 
messer, Buttermesser, Zuckerzangen 
und ähnliche Waren 

Herstellen aus Vormaterialien, die 
in eine andere Position als die 
hergestellte Ware einzureihen sind; 
jedoch können Griffe aus unedlen 
Metallen verwendet werden 

ex 8306 

Statuetten und andere Ziergegen¬ 
stände, aus unedlen MeUdlen 

Herstellen aus Vormaterialien, die 
in eirre andere Position als die 
hergestellte Ware einzureihen sirxl; 
jedoch könrren atrdere Vor¬ 
materialien der Position 8306 
verwerxiet werden, werxi ihr Wert 

30 v.H. des Ab-Werk-Preises der 
herg^tellten Ware nicht über¬ 
schreitet 
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11) 

(2) 

13) 

ex Kapitel 84 

Kemreaktoren, Kessel, Maschinen. 
Apparate urxl mechanische Gerite; 

Herstellen, bei dem 


Teile davon; ausgenommen die Waren. 

- der Wert aller verwendeten 


für die unter den nachfolgenden 

Vorma^arien 40 v.H. des 


Positionen 

Ab-Werk-Preises der herge¬ 
stellten Waren nicht über- 


8403. ex 8404. 8406 bis 8409. 8412. 
8415. 8418. ex 8419. 8420. 8425 bis 

schreitet und 


8430. ex 8431. 8439. 8441, 8444 bis 

- Vormaterialien, die in dieselbe 


8447. ex 8448, 8452, 8456 bis 8466, 

Position wie die hergestellte 


8469 bis 8472, 8480. 8484 und 8485 

Ware einzureihen sind, inner¬ 
halb der oberatehenden 


besondere Regeln angeführt sirxl 

Begrenzung nur bis zu einem 
Wert von 5 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der herge- 
steliten Ware verwendet 
werden 

8403 

Zentralheizungskessel, ausgenommen 

Herstellen aus Vormaterialien, die 

urtd 

solche der Position 8402; Hitfs- 

in eine andere Position als die 

ex 8404 

apparate für Zentralheizungskessel 

Position 8403 oder 8404 einzurei¬ 
hen sind;.jedoch körvten Vor- 
materiaiien der Position 8403 oder 
8404 verwertdet werden, wenn ihr 
Wert iragesamt 5 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten 
Ware,nicht überschreitet 

8406 

Dampfturbinen 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vormaterialien 

40 v.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 
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0) 

(2) 

(3) 

8407 

Hub- ur>d Rotationskolbenverbren- 
nungsmotoren. mit Fremdzündung 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vomiaterialien 

40 V.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergesteltten Ware nicht über¬ 
schreitet 

8408 

Kolbenverbrennungsmotoren mit 
Seibstzündurtg (Diesel- oder Halb¬ 
dieselmotoren) 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vormaterialien 

40 V.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 

8409 

Teile, erkennbar ausschließlich oder 
hauptsächlich für Motoren der Posi¬ 
tion 8407 oder 8408 bestimmt 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vormaterialien 

40 V.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 

8412 

Arxiere Motoren und KraftmascNnen 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vormaterialien 

40 v.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 

8415 

Klimageräte, bestehervl aus einem 
motorbetriebenen Ventilator und 
Vorrichtungen zur Änderung der 
Temperatur und des FeiK^igkeits- 
gehatts der Luft, einscNießlich solcher, 
bei denen der Luftfeuchtigkeitsgrad 
nicht unabhängig von der 

Lufttemperatur reguliert wird 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vormaterialien 

40 v.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 
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(1) 

(2) 

(3) 

8418. 

Kühl- und Gefrierschrinke, Gefrier- und 
Tiefkühltruhen urx) andere Eirv 

Herstellen, bei dem 


richtungen, Maschinen, Apparate und 

- der Wert aller verwerxleten 


Gerste zur KSIteerzeugung, mit elek- 

Vormaterialien 40 v>l. des 


trischer oder anderer Ausrüslurrg: 

Ab-Werk-Preises der berge- 


WSrmepumpen, ausgenommen Klima- 

stellten Ware nicht überschrei- 


gerSte der Position 8415 

tat und 

- Vormaterialien, die in dieselbe 
Position wie die hergestelite 

Ware einzureihen sirrd, inner- 



halb der obenstehenden 
Begrenzung nur bis zu einem 
Wert von 5 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der herge¬ 
stellten Ware verwendet 
werden urxl 

- der Wert aller verwendeten 
Vormaterialien ohr>e Ursprungs- 
eigenschaft den Wert der Vor¬ 
materialien mit Ursprungseiger>- 



Schaft nicht überschreitet 

ex 8419 

Apparate und Vorrichtungen für die 
Holz-, Papierhalbstoff-, Papier- und 

Herstellen, bei dem 


Pappindustrie 

- der Wert aller verwendeten 



Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der herge¬ 
stellten Ware nicht überschrei¬ 
tet und 



- Vormaterialien, die in dieselbe 
Position wie die hergestellte 

Ware einzureihen sind, inner¬ 
halb der obenstehenden 
Begrenzung nur bis zu eir>em 
Wert von 25 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der herge¬ 
stellten Ware verwendet 
werden 
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1 

(2) 

(3) 1 

1 ex 8420 

Kalander imd Walzwerke (ausge- 

Herstellen, bei dem 

1 

nomnoen Metaliwalzwerke urxl Glas- 



walzmaschinen) sowie Walzen für 

- der Wert aller verwerxleten 


diese Maschirten 

Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der herge¬ 
stellten Ware nicht überschrei¬ 
tet und 

- Vormaterialien, die in dieselbe 
Position wie die hergestellte 

Ware einzureihen sind, irtner- 
halb der obenstehenden 
Begrenzung nur bis zu eirwm 

Wert von 25 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der herge¬ 
stellten Ware verwervfet 
werden und 

8425 

Maschinen, Apparate und Ger§te zum 

Herstellen, bei dem 1 

bis 

Heben, Beladen. Entladen oder Fördern 

1 

8428 


- der Wert aller verwerxleten | 

Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der herge¬ 
stellten Ware nicht überschrei¬ 
tet und 

- Vormaterialien, die In die 

Position 8431 einzureihen sind, 
inr>erhalb der obensteherxlen 
Begrenzung mir bis zu einem 

Wert von 5 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware verwendet 1 
werden | 
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<1) 

(2) 

(3) 1 

8429 

Selbstfahrende Ptaniermaschinen 
(Bulldozer utkI Angledozer), Erd* oder 
Straßenhobel (Grader), SchSrfwagen 
(Scraper), Bagger, Schärf- und arKlere 
Sdwufellader. Straßenwalzen ur>d 
andere Bodenverdichter: 



- Straßenwalzen 

HersteHen, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vormaterialien 

40 vif. des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 


- andere 

Herstellen, bei dem 



- der Wert aller verwendeten 
Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der herge¬ 
steilten Ware nicht überschrei¬ 
tet und 



- Vormaterialien, die in die 

Position 8431 einzureihen siivf, 
innerhalb der obertstehefvien 
Begrenzur^g nur bis zu einem 

Wert von 5 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware verwertdet 
werden 

8430 

Andere Maschinen, Apparate ur>d 

Geräte zur Erdbewegung, zum Plaive- 
ren. Verdichten oder Bohren des 

Bodens oder zum Abbauen von Erzen 
oder arKleren Mineralien; Rammen und 
Pfahlzieher; Schneeräumer 

Herstellen, bei dem 

- dpr Wert aller verwendeten 
Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der herge¬ 
stellten Ware nicht überschrei¬ 
tet urvf 



- Vormaterialien, die in die 

Position 8431 einzureihen sind, 
innerhalb der obensteherxlen 
Begreruurtg nur bis zu eir>em 

Wert von 5 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware verwendet 
werden 
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11) 

<2) 

(3) 

ex 8431 

Teile, erkennbar ausscNießlich oder 
hauptsichtich für Straßenwalzen 
bestimmt 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwerxleten Vormaterialien 

40 V.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 

8439 

Maschirten und Apparate zum Her¬ 
stellen von Halbstoff aus cellutose- 
haltigen Faserstoffen oder zum Her¬ 
stellen oder Fertigstellen von Papier 
oder Pappe 

Herstellen, bei dem 

- der Wert aller verwendeten 
Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der herge- 
steliten Ware ivcht überschrei¬ 
tet und 


' 

- Vormaterialien, die in dieselbe 
Position «vie die hergestellte 
Ware eüuureihen sind, inner¬ 
halb der obertstehenden 
Begrenzung nur bis zu einem 
Wert von 25 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der herge- 
stellten Ware verwervlet 
werden 

8441 

Ar>dere MascNrten utvl Apparate ztan 
Be- oder Verarbeiten von Papierhalb¬ 
stoff, Papier oder Pappe, einscNießlich 
SchrteidemascNrten aller Art 

Herstellen, bei dem 

- der Wert aller verwendeten 
Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der herge¬ 
stellten Ware nicht überschrei¬ 
tet und 



- Vormaterialien, die in dieselbe 
Position wie die hergestellte 
Ware einzureihen sind, inner¬ 
halb der obenstehenden 
Begrenzung nur bis zu eirwm 
Wert von 25 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der herge¬ 
stellten Ware verwendet 
werden 
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(1) 

(2) 

(3) 

8444 

bis 

8447 

Maschinen fOr die Textilindustrie der 
Positionen 8444 bis 8447 

Herstelien, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vormateriaiien 

40 V.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 

ex 8448 

Hilfsmaschinen und -apparate für 
MascNnen der Position 8444 oder 

8445 

Hersteilen, bei dem der Wert aller 
verwerxleten Vormaterialien 
•40 V.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 

8452 

Nähmaschinen, andere als Faderiheft- 
maschinen der Position 8440; Möbel, 
Sockel und Deckel, für Nähmaschinen 
besonders hergerichtet; Näh- 
maschirtennadeln: 



- Steppstichnähmaschinen, deren 

Kopf ohne Motor 16 kg oder 
werüger oder mit Motor 17 kg oder 
weniger wiegt 

Herstellen, bei dem 

- der Wert aller verwendeten 
Vormaterianen 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der herge- 
steliten Ware rvcht überschrei¬ 
tet urul 



- der Wert aller Vormateriaiien 
ohne Ursprurtgseigenschaft, die 
zum Zusammenbau des Kopfes 
(ohne Motor) verwerxlet 
werden, den Wert der 
verwendeten Vormaterialien 
mit Ursprungseigenschaft nicht 
überschreitet urx) 



- der Mechanismus für die 
Oberfadenzuführ\mg, der 
Steuer-Greifer mit Antriebs¬ 
mechanismus ur>d die Organe 
für den Zick-Zack-Stich 
Ursprungserzeugnisse sir>d 
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<1) 

(2) 

(3) 

8452 

(Fortsetzung) 

- andere 

Herstellen, bei dem der Wert alter 
verwendeten Vormaterialien 

40 V.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergesteltten Ware nicht über¬ 
schreitet 

8456 

bis 

8466 

Werkzeugmaschinen. Teile utkI 

Zubehör, aus diesen Positionen 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vormaterialien 

40 V.H. des'Ab-Werk-Preises der 
hergesteilten Ware nicht über¬ 
schreitet 

8469 

bis 

8472 

Büromaschinen und -apparate 
(Schreibmaschinen. Rechenmaschir^en, 
automatische Daterv 
Verarbeitungsmaschinen. Vervieifälti- 
gungsmaschinen. BüroheftmascNnen) 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwervleten Vormaterialien 

40 V.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware rücht über¬ 
schreitet 

8480 

Gießerei-Formkästen; Grvirtdplatten für 
Formen; Gießereimodeiie; Formen für 
Metalle (arvJere als solche zum Gießen 
von Ingots. Masseln oder dergleichen), 
Hartmetalle. Glas, mineralische Stoffe. 
Kautschuk oder Kunststoffe 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vormaterialien 5 v.H. 
des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht über¬ 
schreitet 
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11) 

(2) 

13) 

8484 

Metalloptische Dichtungen; Sätze oder 

Herstellen, bei 'dem der Wert aller ver- 


Zusammenstellungen von Dichtungen 

wendeten Vormaterialien 40 v.H. des 


verschiedener stofflicher Beschaffenheit, 

Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 


in Beuteln, Kartons oder ähnlichen 
Umschließungen 

nicht überschreitet 

8485 

Teile von Maschinen, Apparaten oder 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver- 


Geräten, in Kapitel 84 anderweit weder 

wendeten Vormaterialien 40 v.H. des 


genannt noch inbegriffen, -ausgenommen 

Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 


Teile mit elektrischer Isolierung, elektri¬ 
schen AnscNußstücken, Wicklungen, 
Kontakten oder anderen charakteristi¬ 
schen Merkmalen elektrotechnischer 

Waren 

nicht überschreitet 

ex Kapitel 85 

Elektrische Maschinen, Apparate, Geräte 
und artdere elektronische Waren, Teile 

Herstellen, bei dem 


davon; Tonaufnahme- oder Ton wieder- 

der Wert aller verwendeten Vor- 


gabegeräte, Bild- und Tonaufzeichnungs- 

materialien 40 v.H. des 


und -Wiedergabegeräte, für das Femse- 

Ab-Werk-Preises der hergestellten 


hen, Teile urtd Zubehör für diese Geräte; 

Ware nicht überschreitet 


ausgenommen die Waren, für die unter 

und 


den nachfolgenden Positionen 8501, 

- Vormaterialien, die in dieselbe 

8502, ex 8518, 8519 bis 8529, 8535 bis 

Position wie die hergestellte Ware 


8537, 8542, 8544 bis 8546 und 8548 

einzureihen sirtd, inr>erhalb der 


besondere Regeln angeführt sind 

oberotehenden Begreruung nur bis 
zu eir«m Wert von 5 v.H. des 



Ab-Werk-Preises der hergestellten 

Ware verwendet werden 

8501 

Elektromotoren und elektrische Generato¬ 
ren, ausgenommen Stromerzeugungs- 

Herstellen, bei dem 


aggregate 

der Wert aller verwendeten Vor¬ 
materialien 40 v.H. des 

Ab-Werk-Preises der hergestellten 

Ware nicht überschreitet 
und 

Vormaterialien, die in die Posi¬ 
tion 8503 einzureihen sind, innerhalb 
der obenstehenden Begrenzung nur 
bis zu einem Wert von 5 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten 

Ware verwendet werden 
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(1) 

(2) 

(3) 

8502 

Stromerzeugungsaggregate ur>d 

Herstellen, bei dem 


elektrische rotierende Umformer 

der Wert aller verwendeten Vor¬ 
materialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten 
Ware nicht überschreitet 
und 

Vormaterialien, die in die Posi¬ 
tion 8501 oder 8503 einzureihen 
sirxl, insgesamt und inrterhalb der 
obenstehenden Begrenzung rajr bis 
zu einem Wert von 5 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten 
Ware verwendet werden 

8518 

Mikrophone und Haltevorrichtungen da¬ 
für; Lautsprecher, auch in Gehäusen; 

Herstellen, bei dem 


elektrische Tonfrequenzverstärker; elektri- 

der Wert aller verwendeten 


sehe Tonverstärkeeinrichtur>gen 

Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestelKen 
Ware nicht überschreitet 
und 



der Wert aller verwervieten 
Vormaterialien ohne 
Ursprurtgseigertschaft den Wert der 
Vormaterialien mit 
Ursprungseigenschaft nicht 
überschreitet 

8519 

Plattenspieler, SchallplattervMusikauto- 
maten, Kassetten-Tonbandabspielgeräte 

Herstellen, bei dem 


ur>d andere Tonwiedergabegeräte, ohne 

der Wert aller verwendeten 


eingebaute Tonaufnahmevorrichtung 

Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten 

Ware nicht überschreitet 
und 

der Wert aller verwendeten 
Vormaterialien ohne 
Ursprungseigenschaft den Wert der 
Vormaterialien mit 
Ursprungseigenschaft nicht 
überschreitet 
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(1» 

(2) 

(3) 

8520 

Magnetbandgerite und arxlere 
TonaufnahmegerSte, auch mit 

Herstellen, bei dem 


eingebauter Tonwiedergabevorrichtur^ 

der Wert aller verwendeten 
Vormaterialien-40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten 

Ware nicht überschreitet 
urrd 

- der Wert aller verwendeten 



Vormaterialien ohrre 
Ursprungseigenschaft den Wert der 
Vormaterialien mit 
Ursprungseigenschaft rücht 
überschreitet 

8521 

Videogeräte zur Bild- und 

Tonaufzeichnmg oder -Wiedergabe 

Herstellen, bei dem 

der Wert aller verwertdeten 
Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten 

Ware nicht überschreitet 
und 



- der Wert aller verwendeten 
Vormaterialien ohne 
Ursprungseigenschaft den Wert der 
Vormaterialien mit 
Ursprungseigerrschaft nicht 
überschreitet 

8522 

Teile und Zubehör für Geräte der 

Herstellen, bei dem der Wert aller 


Positionen 8519 bis 8521 

verwerxleten Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 
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(1) 

(2) 

(3) 

8523 

Tonträger und ähnliche zur Aufnahme 
vorgerichtete Aufzeichnungsträger, ohne 
Aufzeichnung, ausgenommen Waren des 
Kapitels 37 

Herstellen, bei dem der Wert aller 1 

verwendeten Vormaterialien 40 v.H. des 1 
Ab-Werfc-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 

8524 

Schallplatten, Magnetbänder und andere 
Tonträger utkI ähnliche 
Aufzeichnungsträger, mit Aufzeichnur^g, 
einschließlich der zur 
Schallplattenherstellung dienenden 

Matrizen und Galvanos, ausgenommen 
Waren des Kapitels 37: 



- Matrizen utkI Galvanos, für die 
Schallplattenhersteliung 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwervleten Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 1 
nicht überschreitet 1 


- andere 

Herstellen, bei dem 1 



der Wert aller verwendeten 
Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Wertc-Preises der hergestellten 

Ware nicht überschreitet und 



Vormaterialien, die in die 

Position 8523 einzureihen sirvl, 
innerhalb der obensteherKien 

Begrenzung nur bis zu einem Wert 
von 5 V.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware verwendet 
werden 1 
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(1) 

(2) 

(3) 

8525 

Sertdegertte für d«n Funkspre^ oder 
Fur^ktelegraphieverkehr, den Rurxffunlc 

Herstellen, bei dem 


oder das Fernsehen, auch mit 

dar Wert aller verwendeten 


eingebautem Empfangsgerät, 

Vormaterialien 40 v.H. des 


Tonaufnahmegerit oder 

Ab>Werk-Preises der hergestellten 


TonwiedergabegerSt; Femsdikameras 

Ware riciht (%erschreitet 

und 

der Wert aller verwerxleten 
Vormaterialien ohne 
Ursprungseigensehaft den Wert der 
Vormateriaiien mit 
Ursprungseigenschaft nicht 
überschreitet 

8526 

Funkmeßgeräte (Radargeräte), 
Funknavigationsgeräte und 

Herstellen, bei dem 


Funkfemsteuergeräte 

der Wert aller verwerxleten 
Vormaterianen 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten 



Ware nicht überschreitet 

urxl 

der Wert aller verwerxleten 
Vormaterialien i^xre 
Ursprurrgseigenschaft den Wert der 
Vormaterialien mit 
Ursprungseigenschaft nicht 
überschreitet 
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(1) 

(2) 

(3) 

8527 

Empfangsgeräte für den Funksprech- oder 
Funktelegraphieverkehr oder den 

Hersteilen, bei-dem 


Rundfunk, auch in einem gemeinsamen ' 

der Wert aller verwendeten 


Gehäuse mit efawm Tortaufnahme- oder 

Vormaterialien 40 v.H. des 


Tonwiedergabegerät oder eirter Uhr 

Ab-Werk-Preises der hergestellten 


kombiniert 

Ware nicht überschreitet 

und 

- der Wert aller verwendeten 
Vormaterialien ohne 



Ursprurtgseigertschaft den Wert der 
Vormaterialien mit 
Ursprurtgseigertschaft iticht 
überschreitet 

8528 

Femsehempfangsgeräte (einschließlich 
Videomortitore und Videoprojektoren). 

Herstellen, bei dem 


auch in einem gemeinsamen Gehäuse mit 

der Wert aller verwertdeten 


eirtem Rurtdfunkempfangsgerät oder 

Vormateriayen 40 v.H. des 


einem Ton- oder Bildaufzeichnungs- oder 

Ab-Werk-Pteises der hergestellten 


-wiedergabegerät kombirtiert 

1 

Ware nicht überschreitet 

und 

- der Wert aller verwendeten 
Vormaterialien ohne 
Ursprurtgseigenschaft den Wert der 
Vormaterialien mit 
Ursprungseigertschaft nicht 
überschreitet 
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(1) 

(2) 

(3) 

8529 

Teile, erkennbar ausschlie&tich oder 
hauptsächlich für Geräte der 

Positionen 8525 bis 8528 bestimmt: 



- erkennbar ausschließlich für 
Videogerite zur Bild- und 
TonaufzeichrHjng oder -Wiedergabe 
bestimmt 

HersteHen, bei -dem der Wert aller 
verwendeten Voimaterialien 40 v.H. des 
Wertes der hergesteliten Ware nicht 
überschreitet 


- andere 

HersteHen, bei dem 



der Wert aller verwendeten 
Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten 

Ware nicht überschreitet 



und 



- der Wert aller verwendeten 
Vormaterialien ohne 
Ursprungseigenschaft den Wert der 
Vormaterialien mit 
Urspnmgseigenschaft nicht 
überschreitet 
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(1) 

(2) 

(3) 

8535 

Elektrische Geräte zum Schließen, 

Herstellen, bei dem 

und 

Unterbrechen, Schützen oder Verbir>den 


8536 

von elektrischen Stromkreisen 

• der Wert aller verwervieten 
Vormaterialieih 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten 
Ware rvcht überschreitet und 

Vormaterialien, die in die 

Position 8538 einzureihen sind; 
innerhalb der obertstehenden 



Begrenzurtg nur bis zu einem Wert 
von 5 V.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware verwendet 
werden 

8537 

Tafeln, Felder, Konsolen, Pulte, Schränke 
(einschließäch Steuerschränke für 

Herstellen, bei dem 


numerische Steuerungen) und andere 

der Wett aller verwendeten 


Träger mit mehreren Geräten der 

Vormaterialien 40 v.H. des 


Position 8535 oder 8536 oder auch 

Ab-Werfc-Pteises der hergestellten 


Irtstrumenten oder Geräten des 

Kapitels 90 ausgerüstet, zum elektrischen 

Ware nicht überschreitet und 


Schatten oder Steuern oder für die 

- Vormaterialien, die in die 


Stromverteilung, ausgenommen 

Position 8538 einzureihen sind. 


Vermittlut>gseinrichtur>gen der 

innerhalb der obenstehenden 


Position 8517 

Begrenzung nur bis zu einem Wert 
von 5 V.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergesteilten Ware verwendet 
werden 
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(1) 

(2) 

(3) 

8542 

Elektronische integrierte Schaltungen urtd 
zusammengesetzte elektronische 
Mikroschattungen (Mikrobausteine) 

Herstellen, bei dem 

der Wert aller verwendeten 
Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten 
Ware nicht überschreitet ur>d 

- 


Vormaterialien, die in die 

Position 8541 oder 8542 eiruureihen 
sind, insgesamt und innerhalb der 
obensteheiKlen Begrenzung nur bis 
zu eirtem Wert von 5 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten 
Ware verwendet werden 

8544 

Isolierte (auch lackisoiierte oder 
elektrolytisch oxkfierte) Drähte, Kabel 
(einschäefilich Koaxialkabel) und andere 
isolierte elektrische Leiter, auch mit 
AnschlußstQcken; Kabel aus optischen, 
einzeln umhüllten Fasern, auch 
elektrische Leiter enthalterxl oder mit 
Arttchiufistücken versehen 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vormateriaiien 40 v.H. des 
Ab-W^-Pieises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 

8545 

Kohleelektroden, Kohlebürsten, 
LampenkoHen, Batterie- und 
Elementekohlen und andere Waren für 
elektrotechnische Zwecke aus Graphit 
oder anderem Kohlenstoff, auch in 
Verbindung mit Metall 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 
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(11 

(2) 

(3) 

8546 

Elektrische Isolatoren aus Stoffen aller Art 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vormaterialien 40 v.H. des 1 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 

8548 

Elektrische Teile von Maschinen, 

Hersteilen, bei dem der Wert aller 


Apparaten oder Geräten, in Kapitel 85 

verwendeten Vormaterialien 40 v.H. des 


anderweit weder genannt noch 

Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 


inbegriffen 

nicht überschreitet 

8601 

Lokomotiven, schienertgebundene Wagen 

Herstellen, bei dem der Wert aller 

1 

und Teile davon 

verwendeten Vormaterialien 40 v.H. des 

8607 


Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 

8608 

Ortsfestes Gleismaterial: mechanische 
(auch elektromechanische) Signal-, 

Herstellen, bei dem 


Sicherungs-, Überwachungs- oder 

der Wert aller verwendeten 

Steuergeräte für Schienenwege oder 

Vormaterialien 40 v.H. des 


dergleichen, Straßen, 

Ab-Werk-Preises der hergestellten 


Binnenwasserstraßen, Parkplätze oder 
Parkhäuser, Hafenanlagen oder 

Ware recht überschreitet und 


Flughäfen: Teile davon 

Vormaterialien, die in dieselbe 

Position wie die hergesteilte Ware 
einzureihen sind, innerhalb der 
obenstehenden Begrenzung nur bis 
zu einem Wert von 5 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der liergestellten 

Ware verwendet werden 1 

8609 

Warenbehälter (Container), einschließlich 

Herstellen, bei dem der Wert aller i 


solcher für Flüssigkeiten oder Gase, 

verwendeten Vormaterialien 40 v.H. des i 


speziell für eine oder mehrere 

Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware | 


Beförderungsarten gebaut und 
ausgestattet 

nicht überschreitet | 

ex Kapitel 87 

Zugmaschinen, Kraftwagen, Krafträder, 

Herstellen, bei dem der Wert aller 


Fahrräder und andere nicht 

verwendeten Vormaterialien 40 v.H. des 


schienengebundene Landfahrzeuge, Teile 

Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 


davon und Zubehör, ausgenommen die 
Waren, für die unter den nachfolgerxlen 
Positionen 8709 bis 8711, ex 8712, 

8715 und 8716 besondere Regeln 
arigeführt sind 

nicht überschreitet 


25 
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(1) 

(2) 

(31 j 

8709 

Kraftkarren ohne Hebevorrichtung, von 
der in Fabriken, Lagerhäusern, 

Herstellen, bei dem 


Hafenaniagen oder auf Flugplätzen zum 

der Wert aller verwendeten 


Kurzstreckentransport von Waren 

Vormaterialien 40 v.H. des 


verwendeten Art; Zugkraftkarren, von der 

Ab-Werk-Preises der hergestellten 


auf Bahnhöfen verwerxieten Art: Teile 
davon 

Ware nicht Oberschreitet und 

Vormateriaiien, die in dieselbe 

Position wie die hergesteilte Ware 
einzureihen sirvl, irwierhaib der 
obenstehenden Begrenzung nur bis 
zu einem Wert von 5 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergesteiften 

Ware verwerxlet werden 

8710 

1 

Paruerkampfwagen und andere 
selbstfahrende gepartzerte 

Herstetten, bei dem 


Kampffahrzeuge, auch mit Waffen; Teile 

der Wert aller verwendeten 


davon 

Vormateriaiien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten 

Ware nicht überschreitet und 

Vormaterialien, die in dieselbe 

Position wie die hergestellte Ware 
einzureihen sirvl, innerhalb der 
obensteherxlen Begrerutmg rnir bis 
zu einem Wert von 5 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten 

Ware venw.endet werden 

8711 

Krafträder (einschlieCiich Mopeds) imd 
Fahrräder mit Hilfsmotor, auch mit 

Herstellen, bei dem 


Beiwagen; Beiwagen 

• der Wert aller verwendeten 
Vormateriaiien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten 

Ware nicht überschreitet 

ur>d 

- der Wert aller verwerxieten 
Vormaterialien ohne 
Ursprungseigenschaft den Wert der 
Vormaterialien mit 

Ursprur>gseigenschaft nicht 
überschreitet 
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(1) 1 

(2) 

(3) 

ex 8712 

Fahrräder, ohne Kugellager 

Hersteilen aus Vomnaterialien, die nicht 
in die Position 8714 eiruureihen sind 

8715 

Kinderwagen und Teile davon 

Hersteilen, beitdem 



der Wert aller verwerxieten Vor¬ 
materialien 40 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergesteltten Ware rücht 
überschreitet urxl 



Vormaterialien, die in dieselbe 
Position wie die hergestellte Ware 
einzureihen sind, innerhalb der 
obenstehenden Begrenzung nur bis 
zu einem Wert von 5 v.H. des 
Ab-Weric-Preises der hergestellten 
Ware verwerxlet werden 

8716 

Anhänger, einscMießlich Sattelanhänger, 
für Fahrzeuge aller Art; andere nicht 
selbstfahrende Fahrzeuge; Teile davon 

Herstellen, bei dem 

der Wert aller verwendeten Vor¬ 
materialien 40 v.H. des Ab-Werk- 
Preises d^r hergestellten Ware nicht 
überschreitet und 



Vormaterialien, die in dieselbe 
Position wie die hergestellte Ware 
einzureihen sirx), irw>erhaib der . 
obensteherxlen Begrenzung nur bis 
zu einem Wert von 5 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten 
Ware verwendet werden 
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d» 

(2) 

13) 

8803 

Teile von Waren der Position 8801 oder 
8802 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver¬ 
wendeten Vormaterialien der 

Position 8803 5 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet 

8804 

Fallschirme (eirtschließlich lenkbare oder 
rotierende Fallschirme): Teile davon und 
Zubehör: 



rotierende Fallschirme 

Herstellen aus Vormaterialien jeder 
Position, einschließlich anderer Vor¬ 
materialien der Position 8804 

1 

andere 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver- 
wetxfeten Vormaterialien der 

Position 8804 5 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet' 

8805 

Startvorrichtungen für Luftfahrzeuge; 
Abbremsvorrichtungen für Sr^Mffsdecks 
uTKf ihnliche Landehilfen für Luftfahr¬ 
zeuge: Bodengerite zur Flugausbildung; 
Teile davon 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver¬ 
wendeten VormateriaKen der 

Position 8805 5 v.H. des Ab-Werfc- 
Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet 

Kapitel 89 

Wasserfahrzeuge und schwimmerxie 
Vorrichturtgen 

Herstellen aus Vormaterialien, die in 
eine andere Position als die hergestellte 
Ware eiruureihen sind; jedoch dürfen 
Rümpfe der Position 8906 nicht ver¬ 
wendet werden 















Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil II Nr. 41, ausgegeben zu Bonn am 26. September 1996 


2437 


( 1 ) 

ex Kapitel 90 


9001 


9002 



Optische, photographische, kinemato- 
graphische Instrunterrte. Apparate und 
Gerite; Meß-, Prüf- und PrSzisions- 
instnsnente; medizitüsche und 
chirurgische Instrumente, Apparate und 
QerSte; Tmle urtd Zubehör dieser Waren: 
ausgenommen die Waren, für die urrter 
den nachfoigettden Positionen 9001, 
9002, 9004, ex 9005. ex 9006, 9007. 
9011, ex 9014, 9015 bis 9017, 
ex 9018 urxl 9024 bis 9033 besorxlere 
Regeln angeführt sirxi 


Herstellen, bei dem 

der Wert aller verwerxleten Vor¬ 
materialien 40 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergesteilten Ware nicht 
überschreitet und 

Vormaterialien, die in dieselbe 
Position wie die hergesteltte Ware 
ekttureihen skxl, inr>erhaib der 
obenstehenden Begrenzung nur bis 
zu emem~Wert von 5 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten 
Ware verwendet werden 


Optische Fasern und Bürxiei aus 
optischen Fasern; Kabel aus optischen 
Fasern, ausgerxxnmen solche der 
Position 8544; polarisieretxfe Stoffe in 
Form von Folien oder Platten; Unsen 
(eirtschließlich KontaktTmsen). Prismen, 
Spiegel utxi arxlere optische Elemente, 
aus Stoffen aller Art, nicht gefaßt (aus- 
gerxxnmen solche aus optisch nicht 
bearbeitetem Glas) 


Herstellen, bei dem der Wert aller ver- 
werxieten Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 


Unsen, Prismen, Spiegel urxi arxlere 
optische Elemente, aus Stoffen aller Art. 
für Instrumente, Apparate urxl Geräte, 
gefaßt (ausgenommen solche aus 
optisch nicht bearbeitetem Glas) 


Herstellen, bei dem der Wert aller ver- 
werxleten Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergesteliten Ware 
nicht überschreitet 


Herstellen, bei dem der Wert aller ver- 
werxleten Voimaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 


9004 


Brillen (Korrektionsbrillen, Schutzbrillen 
urxl arxlere Brillen) und ähnliche Waren 
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ex 9006 

Photoapparate; Blitzgeräte und 
•Vorrichtungen für photographische 

Herstellen, bei dem 


Zwecke sowie Photoblitzlampen, ausge- 

der Wert aller verwerxleten Vor- 


nommen Entladurtgslampen der 

materialien 40 v.H. des Ab-Werk- 


Position 8539; ausgenommen Photo- 

Preises der hergestellten Ware nicht 


blitziampen mit elektrischer Zündurtg 

überschreitet und 1 

Vormaterialien, die in dieselbe 

Position wie die hergestellte Ware 
einzureihen sind, innerhalb der 
obenstehenden Begrenzung rujr bis 



zu einem Wert von 5 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergesteliten 
Ware verwendet werden 

der Wert aller verwendeten Vor¬ 
materialien ohne Ursprungseigeiv 
schaft den Wert der Vormaterialien 



mit Ursprur^seigenschaft nicht 
überschreitet 

9007 

Rimkameras und Filmvorführapparate, 
auch mit eingebauten Tonaufnahme- 

Hersteilen, bei dem 


oder Tonwiedergabegeräten 

der Wert aller verwertdeten Vor¬ 
materialien 40 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet und 

Vormaterialien, die in dieselbe 

Position wie die hergestellte Ware 
einzureihen sirtd, irtnerhalb der 
obenstehenden Begrenzung nur Us 



zu eirtem Wert von 5 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten 
Ware verwendet werden 

der Wert aller verwendeten Vor¬ 
materialien ohne Ursprur>gseigen- 
schaft den Wert der Vormateriatien 
mit Ursprungseigenschaft nicht 
überschreitet 
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11) 

(2) 

(3) 

9011 

Optische Mikroskope, eirtschließlich 
solcher für Mikrophotographie, Mikro¬ 
kinematographie oder Mikroprojektion 

Herstellen, bei dem 

der Wert aller verwendeten Vor- 
materiatien 40 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet ur>d 



Vormaterialien, die in dieselbe 

Position wie die hergestellte Ware 
einzureihen sind, innerhalb der 
obenstehenden Begrenzung mir bis 
zu einem Wert von 5 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergesteilten 
Ware verwendet werden 



der Wert aller verwendeten Vor¬ 
materialien ohne Ursprungseigen¬ 
schaft den Wert der Vormaterialien 
mit Ursprungseiger^schaft nicht, 
überschreitet 

ex 9014 

Andere Navigationsinstrumente, 

-apparate urxi -gerate 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver¬ 
wendeten Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 

9015 

Irtstrumente, Apparate und Geräte für 
die Geodäsie, Topographie, Photo¬ 
grammetrie, Hydrographie, Ozeano¬ 
graphie, Hydrologie, Meteorologie oder 
Geophysik, ausgenommen Kompasse; 
EntferTHjngsntesser 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver¬ 
wendeten Vormaterialien 40 v.H. des 
AbWerk-Preises der hergestellten Ware 
rächt überschreitet 
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( 1 ) 

( 2 ) 

(3) 1 

9016 

Waagen mit einer EmpfirKilichkeit von 

50 mg oder feiner, auch mit Gewichten 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver- | 
wendeten Vormateriaiien 40 v.H. des | 
Ab-Werk-Preises der hergesteltten Ware fl 
nicht überschreitet 1 

9017 

Zeichen-, Anreiß- oder Recheninstru¬ 
mente und -gerite (z.B. Zeichen¬ 
maschinen, Pantographen, Winkel¬ 
messer, Reißzeuge, Rechenschieber und 
RechenscheibenI: Lingenmeß- 
instrumente und -gerite, für den Hsr>d- 
gebrauch (z.B. Maßstibe und Maß¬ 
binder, Mikrometer, Schieblehren und 
andere Lehren); in Kapitel 90 anderweit 
weder genannt noch inbegriffen 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver- 1 
weiKleten Vorinaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 

ex 9018 

Zahnirztliche BehandlungsstOile mit 
zahnirzdichen Vorrichtungen oder Spei¬ 
fontinen 

Herstellen aus Vormaterialien jeder 
Position, einschließlich anderer Vor¬ 
materialien der Position 9018 

9024 

MaschirMn, Apparate und Gerite zum 
Prüfen der Hirte, Zugfestigkeit, Druck¬ 
festigkeit, Bastizitit oder arxlerer 
mecharüscher Bgenschaften von 
Materialien (z.B. von Metallen, Holz, 
Spinnstoffen, Papier oder Kunststoffen) 

Herstelien, bei dem der Wert aller ver- 
werxieten Vormateriaiien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
rticht überschreitet 

9025 

Dichtemesser (Ariometer, Serdcwaagen) 
und ihnliche schwimmende lr>stru- 
mente, Thermometer, Pyrometer, Baro¬ 
meter, Hygrometer und Psychrometer, 
auch mit Registriervorrichtung, auch 
miteinander kombiniert 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver¬ 
wendeten Vormateriaiien 40 v.H. des 
AbWerk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 
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(1) 

(2) 

(3) 

9026 

Instrumente, Apparate und Geräte zum 
Messen oder Überwachen von Durch¬ 
fluß. Füllhöhe, Druck oder anderen 
veränderlichen Größen von Flüssigkeiten 
oder Gasen (z.B. Durchflußmesser. 
FiüssigkeitsstarKf- oder Gasstand¬ 
anzeiger, Manometer. Wärmemengen- 
zäHer), ausgenommen Instrumente, 
Apparate und Geräte der Position 9014, 
9015, 9028 oder 9032 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver¬ 
wendeten Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 

9027 

Instrumente. Apparate urxl Geräte für 
physikalische oder chemische Unter- 
sudrüngen (z-B. Pdarinfteter, Refrakto¬ 
meter, Spektrometer und Unter¬ 
suchungsgeräte für Gase oder Rauch); 
Instrumente, Apparate und Geräte zum 
Bestimmen der Viskosität, Porosität, 
Dilatation, Oberflächenspannung oder 
dergleichen oder für kalorimetrische, 
akustische oder photometrische 
Messungen (einschließlich Belichtungs¬ 
messer); Mikrotome 

Herstellett, bei dem der Wert aller ver¬ 
wendeten Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
iticht überschreitet 

9028 

GaszäNer, Flüssigkeitszähler oder 
BektrizitätszäMer, einschließlich Eich¬ 
zähler dafür: 



Teile und Zubehör 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver- 
werxieten Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 
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(U 

(2) 

(3) 

9028 (Fortsetzung) 

andere 

Herstellen, bei dem 



der Wert aller verwendeten Vor¬ 
materialien 40 V.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet und 



• der Wert alter verwendeten Vor- 
materiaiien ohne Ursprungseigen¬ 
schaft den Wert der Vormaterialien 
mit Ursprungseigensehaft nicht 
überschreitet 

9029 

Acxtere Zihler (z,B. TourenziNer, 
Produktianszlhler, Taxameter, Kilo- 
meterzihier oder Schrittzihler); 
Tachometer und andere Gesehwindig- 
kertsmesser, ausgenommen solche der 
Position 9015; Stroboskope 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver¬ 
wendeten Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 

9030 

Oszüoskope, Spektralanalysatoren und 
andere instrurrtente, Apparate und 

Geräte zum Messen oder Prüfen elek¬ 
trischer Größen; Instrumente. Apparate 
urxi Geräte zum Messen oder zum Nach¬ 
weis von Alpha-. Beta-. Gamma-. 
Röntgenstrahlen, kosmischen oder 
anderen ionisiererxJen Strahlen 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver¬ 
wendeten Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
nicht überschreitet 

9031 

Instrumente. Apparate, Geräte und 
MascNnen zum Messen oder Prüfen, in 
Kapitel 90 arxierweit weder genannt 
noch inbegriffen; Profiiprojektoren 

Herstellen, bei dem der Wert aller ver¬ 
wendeten Vormaterialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware 
rücht überschreitet 
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(1) 

(2) 

(3) 

9109 

Andere Uhrwerke (ausgenommen Klein¬ 
uhr-Werke), vollständig und zusammen- 

Herstellen, bei dem 


gesetzt 

der Wert aller verwer>deten Vor- 


materialien 40 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet und 

der Wert aller verwendeten Vor¬ 
materialien ohne Ursprurtgseigerv 
Schaft den Wert der Vormaterialien 
mit Ursprungseigenschaft nicht 
überschreitet 

9110 

Nicht oder nur teilweise zusammerv 
gesetzte, vollständige Uhrwerke 

Herstellen, bei dem 


(Schablonen), unvollständige. 

der Wert -aller verwerxleten Vor- 


zusammengesetzte Uhrwerke, Uhrroh- 

materialien 40 v.H. des Ab-Werk- 


werke 

Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet und 

Vormaterialien, die in die 

Position 9114 eiruureihen sind. 



innerhalb der obensteheiKien 
Begrenzur>g ruir bis zu einem Wert 
von 5 v.H. des Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware verwendet 
werden 

9111 

Gehäuse für Uhren der Position 9101 
oder 9102, Teile davon 

Herstellen, bei dem 

der Wert aller verwendeten Vor¬ 
materialien 40 v.H. des Ab-Werk- 
Preises der hergestellten Ware nicht 
überschreitet und 

Vormaterialien, die in dieselbe 

Position wie die hergestellte Ware 
einzureihen sind, innerhalb der 
obenstehertden Begrenzung nur bis 
zu einem Wert von 5 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der hergesteltten 
Ware verwendet werden 
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(1) 

(2) 

(3) 

9112 

GehSuse für andere 

Uhrmacherwaren, Teile davon 

Herstellen, bei dem 

- der Wert aller verwendeten 

Vorma'terialien 40 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht 
überschreitet und 



Vormaterialien, die in dieselbe 
Position wie die hergestellte 

Ware einzureihen sirtd, 
innerhalb der obenstehenden 
Begrenzung nur bis zu einem 

Wert von 5 v.H, des 
Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware verwertdet 
werden 

9113 

Uhrarmbänder, Teile davon: 



aus urtedien Metallen, auch 
vergoldet oder versilbert oder 
aus Edelmetallplattierurtgen 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vormaterialien 40 v.H. 
des Ab-Werk-Preises der hergestellten 
Ware nicht überschreitet 


- andere 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vormaterialien 50 v.H. 
des Ab-Werk-Preises der hergestellten 
Ware nicht überschreitet 

Kapitel 92 

Musikinstrumente: Teile und Zubehör 
für diese Instrumente 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vormaterialien 40 v.H. 
des Ab-Werk-Preises der hergestellten 
Ware rücht überschreitet 

Kapitel 93 

Waffen und Munition: Teile davon 
urxl Zubehör 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vormaterialien 50 v.H. 
des Ab-Werk-Preises der hergestellten 
Ware nicht überschreitet 
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(1) 

(2) 

(3) 

ex 9401 
urxJ 

ex 9403 

Möbel aus unedlen Metallen, mit 
nicht gepolsterten Bautnwollgeweben 
mit einem Quadratmetergewicht von 
300 g oder weniger 

Herstellen aus Vormaterialien, die in 
eilte andere Position als die 
hergestellte Ware einzureihen sind, 

oder 



Herstellen aus gebrauchsfertig 
konfektionierten Baumwoligeweben 
der Position 9401 oder 9403, wenn 



ihr Wert 25 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht 
Oberschreitet und 



alle anderen verwendeten 
Vormaterialien 

Ursprungserzeugnisse und in 
eine andere Position als die 
Position 9401 oder 94Ö3 
einzureihen sind 

9405 

Beleuchtungskörper (einschließlich 
Scheinwerfer) und Teile davon, 
arxlerweit weder genannt noch 
inbegriffen: Reklameleuchten, 
Leuchtschilder, beleuchtete 
NamensscNIder und dergleichen, mit 
fest angebrachter Lichtquelle, und 

Teile davon, anderweit weder 
genannt noch inbegriffen 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vormaterialien 50 v.H. 
des Ab-Werk-Preises der hergestellten 
Ware nicht überschreitet 

9406 

Vorgefertigte Gebäude 

Herstellen, bei dem der Wert aller 
verwendeten Vormaterialien 50 v.H. 
des Ab-Werk-Preises der hergesteltten 
Ware nicht überschreitet 
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(1) 

(2) 

(3) 

9503 

Anderes Spielzeug; maßstabgetreu 
verkleinerte Modelle und Shnliche 

Herstellen, bei dem 


Modelle für Spiele und zur 

- alle verwendeten 


Unterhaltung, auch mit Antrieb; 

Vormäterialien in eine andere 


Puzzles aller Art 

Position als die hergestellte 

Ware einzureihen sind und 

der Wert aller verwendeten 
Vormaterialien 50 v.H. des 
Ab-Werk-Preises der 
hergestellten Ware nicht 
überschreitet 

ex 9506 

Fertiggestellte Köpfe von 

Herstellen aus Rohlingen für 


Golfschlägem 

Gdfschiägerköpfe 

9507 

Angelruten, Angelhaken und arxferes 

Herstellen aus Vormaterialien, die in 


Angelgerät; Harxlnetze zum Larxlen 

eine andere Position als die 


von Fischen, Schmetterlii^snetze 

hergestellte Ware einzureihen sind; 


urxl ähnliche Netze; Lockgeräte 

jedoch können Vormaterialien 


(ausgenommen solche der 

derselben Position verwendet werden. 


Position 9208 oder 9705) und 

wenn ihr Wert 5 v.H. des 


ähnliche Jagdgeräte 

Ab-Werk-Preises der hergestellten 

Ware nicht überschreitet 

ex 9601 

Waren aus tierischen, pflanzlichen 

Herstellen aus bearbeiteten 

und 

ex 9602 

und mineralischen Schnitzstoffen 

Vormaterialien derselben Position 

ex 9603 

Besen, Bürsten und Pinsel 

Herstellen, bei dem der Wert aller 


(einschließlich solcher, die Teile von 

verwendeten Vormaterialien 50 v.H. 


Maschinen, Apparaten oder 

des Ab-Werk-Preises der hergestellten 


Fahrzeugen sind), von Hand zu 
führende mechanische 

Fußbodenkehrer ohne Motor, Mops 
urxJ Staubwedel; Pinselköpfe, Kissen 
und Roller zum Anstreichen; Wischer 
aus Kautschuk oder ähnlichen 
geschmeidigen Stoffen; 
ausgenommen Reisigbesen und 
dergleichen sowie Bürsten und Pinsel 
aus Marder- oder Eichhömchenhaar 

Ware nicht überschreitet 
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(1) 

(2> 

(3) 

9612 

Farbbänder für Schreibmaschinen 
und ähnliche Farbbänder, mit Tinte 

Herstellen, bei dem 


oder anders für Abdrucke präpariert. 

alte Vormaterialien in eine 


auch auf Sputen oder in Kassetten; 

arxJefe Position als die 

1 

Stempelkissen, auch getränkt, auch 

hergestellte Ware einzureihen 


mit Schachteln 

sind urxl 



der Wert aller verwerxletsn 



Vormaterialien 50 v.H. des 
Ab-Werk*Preises der 
hergestellten Ware nicht 
überschreitet 

ex 9614 

Tabakpfeifen, einschließlich 
Pfeifenköpfe 

Herstellen aus Pfeifenrohformen 


26 
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Anhang III 

Warenverkehrsbescheinigungen EUR.1 


1. Oie Warenverkehrsbescheinigung &JR.1 ist auf dem Formblatt auszustellen, dessen 
Muster in diesem Anhang wiedergegeben isl Dieses Formblatt ist in einer oder mehre¬ 
ren der Sprachen zu drucken, in denen das Abkommen verfaBt ist Die Bescheinigurt- 
gen sind in einer dieser Sprachen abzufassen und mOssen den internen Rechts¬ 
vorschriften ries Ausfuhrstaats entsprechen. Werden sie handschriftlich ausgefOtt. so 
thuB dies mit Tmte oder Kugelschreijer und in Druckschrift eriolgen. 

2. Jede Bescheirtigung hat das Formal 210 X 297 mm. wobei die tünge höchstens 5 mm 
weniger und 8 mm mehr betragen darf. Es ist weiBes, holzfreies, geleimtes Schreib¬ 
papier mit eirrem Quadratmeteröewicht von mindestens 25 g zu verwerxien. Dieses ist 
mit einem grünen guiflochierten Littjerdruck zu versehen, auf rlem jede meclianisch (Xler 
chemisch vorgertommene Fälschung sichtbar wird. 

3. Oie zustSnrIigen Behörden rferMügiiedstaaten der Gemeirachaft und Litauens körmen 
sich rien Druck der Bescheinigungen vorbehaHen rxler Im Otuckareian Obertassen, riie 
sie hierzu ermächtigt haben. Im letzteren Fal muB in jeder Bescheinigung auf diese 
Ermächtigung hinge«viesen werden. Jede Bescheinigung muB den Namen und die 
Artschrift oder das Kenrueichen der Druckerei enthaften. Sie trägt ferner zur Kenn- 
zeichnurtg eirte Serietmummer, die auch eingedruckt sein kann. 
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WAKENVERKEHRSBESCHEINIGUNG 


1 Ausführcr/Exporteor (Nime, voUitiiidife Auchiift, Saat) 


EUR.l Nt. A 000. 


Vor dem AusAUko Bemeitamfen auf der Rückseite beaduen 


3 Empf3ii(er (Name. voOsdiidige Anschrift, SiaaO 



4 Sinnt, Sanleae rf p e oder 5 
Gnhid, nk dtmsn hnw. deren 
Ursprep y w a ren die Warm 
feiten 


6 Anfabcn Ober die Bcfürdennif (AusfDOung ft ei g es t tl lt) 



S Laufende Nr.: Zeichen, Ntnnmem, Anaahl inid Art der PackiHirke Warenbe ae i chnun f 


9 Rehfewichi 10 Recb- 
(icf) oder nonfcn 

andere (AusAUhut 

MaBe A, m* fteigesteUi) 


11 SICHTVERMERK l»R ZOlXBEH^tDE 
Die RifJuiflfitii der ErfcHrang wird bescheinigt. 
Ausfiihipapier“’ 

Ait/Muster. Nr. 


ZoUbehötde. 

AusstcUender/s Staai/Gebiet 


(On und Datum) 


12 ERKLÄRUNG DES 

AUSFOHRERSflEXPORIEURS 

Der U iBrireifl merettUtt. daB die vorgenanmen 
Waren die VotanstetzurtgenerAUlerr, um diese 
Bescheinigung zu erlangen. 


(On und Daum) 


(Unterschrift) 


(Utuecscfarift) 


Bei unverpackten Waren ist die AraaN i)ar Geaeitstinde oder *lose eescCüttet* anzugebea 

Nur autfünen, wervt nach den internen Rechtsvorschriften ries Ausfuhrstaates oder .gebietes erfonferfich. 






























2452 


Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil H Nr. 41, ausgegeben zu Bonn am 26. September 1996 


U ERSUCHEN UM NACHPRÜniNG, zu fibersendeo an; 

14 ERGEBNIS MX NACHPRÜFUNG 


Die Nachpifilung bat etgeben, daB diese Bescheinigung (1) 

□ vonderauf RutagegebenenZoObefaSideausgesteliiwotdenistiind 
daB die daiinctHhahrarn Angaben richiig smd. 

Es wöd um ObetiireAiiig dieser Betdiemigung auf ihre Echtheit and 
Richtigkeit cnacht. 

□ aidäöttEifetdequilcnIttr toEdMheiiMid<todkRkhiitkcii<ter 
dm CCAillCTQI CBBpnCill (sic bCIfcAd^ 

(Olt und Datum) 

(Ort und Damm) 

Steoptl 

Stem|)el 

(Unaetschrift) 

(Uatenchiift) 

<t) Zutreffendes Feld ankmmen. 


ANMERfOJNGEN 

1. tW l-tMMigf ÄixUmiyn«imi €« »n rwinfhnwi« WT C-imlirJ<>ii 

Air air Urviirinipitig «im»^lh lat, p^igt mul vnw ät!T 7jJIMianln d« «ncarBgideii .StMIM «iJl-r OhiMM htMitigt wmim 

2 . ZwiKto den iu 4er W a re n vetta l irabe«JieinigBiigiiigdtlhHea Wirai i p o «» dfl i falaineZwMdi eiiiiiin i e b «a « rl i en , jeder WiiCTpoiCTn^ 
bufenden Nvmnier «rac hen (ein. UnnrineBwr onter dem letzten W(ieo|x»«en bt ein wiagerechter Sdihilhtricfa za zkiiea. Ixeifelder sind durch 
Soeiclmngen unb ra u chb ar zu nucfaeo. 

3. Die Wiren sind nach dem Handelsbrauch genau zu bezeicfaam, daS die Feststellung der Nfaalicbteit m&glicb ist. 









Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil II Nr. 41, ausgegeben zu Bonn am 26. September 1996 


2453 


Antrag auf aussieluing einer 




m* ft ri t mtl lO 

nsw.) 


(1) Bei unvefpackien Waren ist die Anzahl der Gegenstände oder Jose geschüttef anzugeben. 
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ERKLÄRUNG DES AUSF9HRERS/EXFOR1EURS 
Der Unieizeichner, Ausfiiliier/Expoiteiirder auf der Vorderseite bescbiiebeaco Waita. 

ERKLÄRT, daS diese Waren die Voraussetzungen eifuUeii, um die beigeiiigte Bescheinigiuig zu eibahec; 

BESCHREIBT den Saciiveihalt, an^puad dessen diese Waren die voigeaaninett Voraussetzungen etAUeat, wie folgt: 


LEGT folgende Nachweise VOR”’: 


VERPFUCHTETSICH. aufVeiiaageaderzttsaiidigeaBehardeaalle nwiii» 

erfnnO^irrnjiwt Miit «»wM'lbirlinUMiMgim.r W.»« ^ 

BEANTRAGT die AussteUnng der betgelQgaen BeacheinignngealBT diene Waren. 

(Oll und Dtwa) 
(Uatenchrift) 


(1) Zum Beispiel: EMuhrpapiere, WarenveritehrsbescheMgungen, Rechnungen. Eddäamgen des Hecstelletsus» über die verwendeten oder die in unverandenem Z jsianc weder 
ausgelührten Waren. 
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Anhang IV 
Formblatt EUR2 


1. Das Formblatt EUR.2 ist auf dem Formblatt auszufOllen, dessen Muster in diesem 
Anhang wiedergegeben ist Dieses Formblatt ist in einer oder mehreren der Sprachen 
zu drucken, in denen das Abkommen verfaßt ist Die Fomrisiatter sind in einer dieser 
Sprachen auszufüllen und müssen den inländischen Rechtsvorschriften des Ausfuhr¬ 
staats entsprechen. Werden sie handschrtftiich ausgefüllt, so muß dies mit Tinte oder 
Kugelschreiber und in Druckschrift erfolgen. 

2. Das Formblatt EUR2 hat das Format 210 x 297 mm, wobei die Länge höchstens 5 mm 
weniger und 8 mm mehr betragen darf. Es ist weißes, holzfreies, g^mtes Schreib¬ 
papier mit einem Quadratmetergewicht von mindestens 64 g zu verwenden. 

3. Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft und LettlarKis können 
sich den Druck der Formblätter Vorbehalten oder ihn Druckereien überlassen, die sie 
hierzu ermächtigt haben. Im letzteren Fall muß auf jedem Formular auf diese Ermächti- 
gur)g hingewiesen werden. Jedes Formblatt mußden Namen und die Anschrift oder das 
Keimzeichen der Druckerei enthalten. Es trägt ferner zur Kennzeichnung eine Serien¬ 
nummer, die auch eingedruckt sein kann. 



(VORDERSEITE) 

Vor dom AuotOllon «tnd dl« Hlnwofs« auf dar 

■ .. V. 
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FORMBLATT EUR.2 Nr. 


1 Foimblatt für deo btsQiistieteii Warenverkehr 
zwiseben. und . 


2 Aosfüfartr (Name, vollständige Anschrift, Staat) 


iKrldinint des AusliUircrt: 


kh der Umetzeiehoer. Ausfuhter der nachstehend bezeichneien 
Waren. cifcUre. daB diese die für die Ausstellung dieses 
Fo n nb la u s gefoideitea Votaussetznngea erfüllen und daS sie 
die Etgaiachaft von Unpn^swaicn gendB den Bedingui^eo 
für des in Feld 1 gemimten begünstigten Warenverkehr 
erworben haben. 



Angabe der betreffenden Staaten, Staatengruppen oder Gebiete. 

Hinweise auf Prüfungen durch die zuständige Behörde oder Dienststelle, soweit sie schon 
stattgefunden haben. 

Als Ursprungsstaat gilt der Staat, die Staatengruppe oder das Gebiet, als dessen bzw. 
deren Ursprungswaren die Waren gelten. 

Als Staat gilt auch eine Staatengruppe oder ein Gebiet. 


(41 
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13 Ersudwn mn Nachprüfinig, za Gbersenden an: 

Es wird um Übeiprilfung d« auf der Vorderseite dieses Fonnblatts 
abgegebenen Ertdiiung d« AusfShrets ersucht 

14 ERGEBNIS I»3t NACHPRÜFUNG 

Die Nactapiüfung hat ergeben, dafi (1) 


□ die auf dtesem FonxibUut cingtngeom Angaben richtig sind; 


D das Fotrhblatt nicht den Etfbidetnissea für die Richtigkeit d« 
darin enthaltenen Angaben entspricht (sie beigefpgte 
Bemetkanget^. 

.den. 19 .. 

. 19 . . 


(Oft m«h Danim) 

Stempel 

Stempel 

(Unterschrift) 

(Umertefarit) 


(1) ZntRdfend« Feld ankieaiea. 


-- .g- ^ * « - « ^ ^ .«- - ^ • > - »»- ■ «4 —_ _ ^ 

mftC sTW^B| OB QBCT aABBCBDra^D R^^BBCB £<VCBB Bh DERBES IBJIIIBBI^B IBB 

aB4glÜtAti | |p ut 4er AapfcMiher^tadchütfcM Uiy<i4g>B>cfiM^W—fciheB. 


H lm w te zur Ausstdhme des Fsnnbhtts EtJR.2 

1. Ein FonnMsn EU1L2 darf oor fiir Waica ausecsteih «erdea. die im Ausfiihmaat den Bcsömnamgeii lür den in Feld I genanmm WaicnveitDehr 
cmipiedien. Diese Wt-nimmm^ pn smd vor demAusfiUleades Fotmblaas soisSlDg zu lesen. 

2. Im l\»st»etfabr heftet der Ansffiliicr bei Mn rrsrjiih i i>g e o das PoisniilaB an die RJcedcatte an, bei Brie fwsid i ni t e n legt er'dasFonnblaitt in die Sendung. 
AuBeidemndgt er entweder auf dem GiflodenEdkeaC 1 oder auf der ZollinhaliseifclinmKCZA^P 3 den Hinweis *EUR.2* sowie die S ei j ennuim ner 
des Fonnblaiis ein. 

3. Diese Bestinunungen befreien den Ausfübreriiicfat von der EtfiUluof aller soasti(endaicb Zoll-oder Postvoischriflen festgelegten Förmlichlceiten. 

Die Verwendung dieses Formblaos begtOndet für den AusfDhrer dk VapfUebomg. den zustindigea Bcbbiden alle Naebweise za «bringen, die sei 
für erfoideiiich halten, und jede Kontrolle sein« BucbfQliiung und d« HeisteUongsbedingungend« in Feld 11 d« Formbtans genanntea Waren duieh 
die zusdndigeo Behöiden za dulden. 


4. 
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Anhang V 

Abdnx^ des in Artikel 21 Absertz 3 Buchstabe b) genannten Stempels 



(1) Kennbuchstabe oder Wappen des Ausfuhrstaats. 

(2) Angaben Ober den ermächtigten AusfOhrer. 
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Protokoll Nr. 4 

über Sonderbestimmungen für den Handel 
zwischen Spanien und Portugal und Litauen 


Kapitell 

Sonderbestimmungen für den Handel 
zwischen Spanien und Litauen 

Artikel 1 

Die Bestimmungen Ober den Warenverkehr in Tttel II dieses 
Abkommens werden wie folgt geändert, um den MaBnahmen 
und Verpflichtungen der Akte Ober den Beitritt des Königreichs 
Spanien zu den Europäischen Gemeinschaften (im folgenden 
.Beitrittsakte* genannt) Rechnung zu tragen. 

Artikel 2 

Gemäß der Beitrittsakte gewährt Spanien für Ursprungswaren 
Litauens keine günstigere Behartdlung als für die Einfuhr von 
Waren, die ihren Ursprurtg in den übrigen Mitgliedstaaten haben 
oder sich dort im freien Verkehr befinden. 

Artikel 3 

Spanien kommt den Verpflichtungen gemäß Artikel 4 Absatz 2 
des Abkommens zur gleichen Zeit nach wie die übrigen MitglM- 
staaten, vorausgesetzt, daß Litauen nicht mehr unter die Ver¬ 
ordnung (EG) Nr. 519/94 über die gemeinsame Regelung der Ein¬ 
fuhren aus bestimmten Drittländern fällt. 

Artikel 4 

Für die Einfuhren von Ursprungswaren Litauens nach Spanien 
können bis zum 31. Dezember 1995 für die in Anhang A auf¬ 
geführten Waren mengenmäßige Beschränkungen angewandt 
werden. 

Artikel 5 

Die Bestimmungen dieses Protokolls gelten unbeschadet der 
Verordnung (EWG) Nr. 1911/91 desRatesvom26. Juni 1991 über 
die /Anwendung der Vorschriften des Gemeinschaftsrechts auf 
die Kanarischen Inseln und des Beschlusses 91/314/EWG des 


Rates vom 26. Juni 1991 Ober ein Programm zur Lösurtg der spe¬ 
zifisch auf die /Abgelegenheit und die Insellage der Kanarischen 
Inseln zurückzuführertden Probleme (POSEICAN). 


Kapitel II 

Sonderbestimmungen für den Handel 
zwischen Portugal und Litauen 

Artikel 6 

Die Bestimmurtgen über den Warerwerkehr in Trtel II des /Ab¬ 
kommens werden wie folgt geändert, um den Maßnahnten und 
Verpflichtungen der Akte über den Beitritt der Portugiesischen 
Republik zu den Europäischen Gemeirtschaften fim folgenden 
.Beitrittsakte* genannt) Rechnung zu tragen. 

Artikel 7 

Gemäß der Beitrittsakte gewährt Portugal für Ursprungswaren 
Litauens keine günstigere Behandlung als für die Einfuhr von 
Waren, die ihren Ursprung in den übrigen Mitgliedstaaten haben 
oder sich dort im freien Verkehr befinden. 

Artikel 6 

Portugal kommt den Verpflichtungen gemäß Artikel 4 Absatz 2 
des Abkommens zur gleichen Zeit nach wie die übrigen Mitglied¬ 
staaten, vorausgesetzt, daß Litauen nicht mehr unter die Verord¬ 
nung (EG) Nr. 519/94 über die gemeinsame Regelung der Einfuh¬ 
ren aus bestimmten Drittländern fällt. 

Artikel 9 

Für die Einfuhren von Ursprungswaren Litauens nach Portugal 
können bis zum 31. Dezember 1995 für die in Anhang B auf- 
geführten Waren mengenmäßige Beschränkungen angewandt 
werden. 
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AnhangA 


KN-Kodes 


KN-Kodes 


KN-Kodes 


ex 01029010') 
ex 01029031 <) 
ex 01029033') 
ex 01029035’) 
ex 01029037’) 
01039110 
01039211 
01039219 
02031110 
02031211 
02031219 
02031911 
02031913 
02031915 
02031955 
02031959 
02032110 
02032211 
02032219 
02032911 
02032913 
02032915 
02032955 
020329 59 
02063021 
02063031 


020641 91 
02064991 
02081010 
02090011 
02090019 
02090030 
02101111 
02101119 
02101131 
02101139 
02101211 
02101219 
02101910 
02101920 
02101930 
02101940 
02101951 
02101959 
02101960 
0210 19 70 
02101981 
02101989 
02109031 
02109039 
ex 02109090^ 
ex 0401») 


04031022 
04031024 
04031026 
ex 04039051 
ex 04039053*) 
ex 040390590 
04041091 
04049011 
04049013 
04049019 
04049031 
04049033 
04049039 
ex 1601*0 
ex 160210000 
ex 160220900 
160241 10 
16024210 
16024911 
1602 4913 
1602 4915 
1602 4919 
16024930 
1602 49 50 
ex 160290100 
1602 9051 
ex 1902 20 30 0 


1) Ausganomman Tiere fOr den StieituuTi(>f. 

2) NurvonHeuseclwieinen. 

3) InUfTischliaBungenfniteinenilnhaKvonZ loderweniger. 

4) Nurwedart)antaarganiectitnocheingedictd,fQrdeninenschlichanVerzehr. 

5) Nur tolche mit einem Gehalt an FWach oder genia6baienSchlachtnebenetzeugnissen von Hausschweinen. 

6) Nur eolche mit einam Gehalt an Schweinehkit. 

7) Nur 

- WOrateaua FWach. genMbareSchlachtnabanarzeugniaaa oder Blut von Hauaachwainan; 

- jede Zubereitung oder Konserve mit einem Gaha« an FWach oder genia6barenSchlachtnebenaizeugnissan von Hausschweinen. 


Anhang B 

KN-Kodes 

070110 00 
07019010 
0701 90 51 
07019059 
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Protokoll Nr. 5 

über Amtshilfe im Zollbereich 


Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Ptxitokolls gelten als 

a) JZollrecht“ die von der Gemeinschaft und von Litauen erlas¬ 
senen Vorschriften Ober die Einfuhr, Ausfuhr und Durchfi^ 
von Waren und deren OberfOhnmg in ein ZoVverfehren 
einschNeBlich Verbote, Beschränkungen urKf KonboHen; 

b) .ZoHabgaben* alle Zölle, Steuern, GebOhren und sonstigen 
Abgaben, die in den Gebieten der Vertragsparteien aufgrüxi 
des Zollrechts erhoben werden, ausgenommen GebOhren 
und Abgaben, deren Höhe auf die ungetthren Kosten der 
erbrachten Diertstleistungen begrenzt Ist; 

c) .ersuchende Behörde* <fte von einer Vertragspartei bezeich- 
nete zuständige Behörde, die ein Amtshilfeersuchen kn ZoU- 
bereich stellt; 

d) .ersuchte Behörde* die von eirter Vertragspartei bezeichttete 
zuständige Behörde, an die ein Amtshilfeersuchen im Zoll¬ 
bereich gerichtet wird; 

e) .Zuwiderhandlungen* alle Verletzungen oder versuchten Ver¬ 
letzungen des Zollrechts. 

Artikel 2 

Sachlicher Geltungsbereich 

(1) Die Vertragsparteien leisten eittarKler kn Rahmen ihrer 
Zusüktdigkeiten Amtshilfe in der Form urtd zu den Bedktgungen, 
die kl diesem Protokoll vorgesehen sind, um die Bnhattung des 
Zollrechts zu gewähren, insbesondere durch VerhOturtg urtd Auf¬ 
deckung von ZuwiderharKflungen gegen das Zollrecht und 
Ermittlung im Zollbereich. 

(2) Die Amtshilfe im Zollbereich kn Sirwte dieses Protokolls 
betrifft alle Behörden der Vertragsparteien, die fOr die Anwendung 
dieses Protokolls zuständig sind. Sie berührt weder die Vorschrif¬ 
ten über die Amtshilfe in Strafsachen, rK)ch betrifft sie Erkennt¬ 
nisse, die bei der Ausübung von Befugnissen auf Antrag der 
Justizbehörden gewonnen weiden, es sei denn, daB letztere ihre 
Zustimmung geben. 

Artikel 3 

Amtshilfe auf Ersuchen 

(1) Auf Antrag erteilt die ersuchte Behörde der ersuchenden 
B^örde alle zweckdienlichen Auskünfte, die es dieser ermögli¬ 
chen, die Einhaltung des Zonrechts zu gewährleisten, ekischtleS- 
lich Auskünfte Ober festgestedte oder beabsichtigte Handiungen, 
die gegen das Zollrecht verstoSen beziehungsweise verstoSen 
würden. 

(2) Auf Antrag teilt die ersuchte Behörde der ersuchenden 
Behörde mit, ob die aus dem Gebiet der einen Vertragspartei 
ausgefOhrten Waren ordnungsgemäB in das Gebiet der anderen 
Vertragspartei eingeführt worden sind, soweit angebracht, unter 
Angabe des für die Waren geltenden Zollverfekirerfö. 

iß) Auf Antrag der ersuchenden Behörde veranlaßt die ersuchte 
Behörde die Überwachung von 

a) natürlichen oder juristischen Personen, bei denen Grund zu 
der Annahme besteht, daß sie Zuwiderhandlungen gegen das 
Zollrecht begehen oder begangen haben; 

b) Orten, an denen Warenbestände auf eine Weise zusammen¬ 
gestellt worden sind, daß Grund zu der Annahme besteht, daß 
sie als Vorräte für Zuwiderhandlungen gegen das Zollrecht 
der anderen Vertragspartei dienen sollen; 

c) Warerrbewegungen, die den vorliegenden Angaben zufolge 
möglicherweise eine schwere Zuwiderhandlung gegen das 
Zollrecht darstellen; 

d) Beförderungsmitteln, bei denen Grund zu der Annahme 
besteht, daß sie bei Zuwiderhandlungen gegen das Zollrecht 
benutzt worden sind, benutzt werden oder benutzt werden 
könnten. 


Artikel 4 

Amtshilfe ohne vorhergehendes Ersuchen 

Die Vertragsparteien leisten'einander kn Einklang mit ihren 
Gesetzen und sonstigen Vorschriften sowie anderen Überein¬ 
künften Amtshitfe ohne vorhergehendes Ersuchen, sofern dies 
ihres Erachterts zur Bnhaltung des Zotkechts rxrtwendig ist krs- 
besortdere wenn sie Ober Erkenntnisse verfügen über 

- Handlungen, die gegen das Zollrecht verstoßen haben, ver¬ 
stoßen oder verstoßen könnten urKf die für die andere Ver¬ 
tragspartei von Interesse sein können; 

- neue Mittel oder Methoden zur Begehuttg solcher Hartdlun- 
gen; 

- Waren, die bekanntermaßen Gegertstarrd von schweren 
Zuwiderhandlungen gegen das Zblkecht sind. 

Artikel 5 

Zustellung/Bekanntgabe 

Auf Antrag der ersucherrden Behörde veranlaßt die ersuchte 
Behörde im Eirrtdang mit ihren Gesetzen utkI sonstigen Vor¬ 
schriften 

- die Zustellurrg aller Schriftstocke, 

- die Bekanntgabe aller Entscheidungert, 

die kt den sachlichen Geltungsbereich dieses Protokolls teilen, an 
einen Adressaten mit Sitz oder Wohrtsitz kt ttrem Gebiet In 
diesem Fall findet Artikel 6 Absatz 3 Anweitdurtg. 

Artikel 6 

Form und Inhalt der Amtshilfeersuchen 

(1) Amtshilfeersuchen gemäß diesem Protokoll sind schriftlich 
zu stellen. Dem Ersuchen sind alle Urtterlagen beizufOgen, die für 
seine Erledigung erfordeifich sind. In drirtgenden Fällen können 
mündliche Ersuchen zulässig sein, die jedoch unverzüglicher 
schriftlicher Bestätigung bedürfen. 

(2) Amtshilfeersuchen gemäß Absatz 1 müssen folgende Anga¬ 
ben enthalten: 

a) Bezeichnung der ersuchenden Behörde; 

b) Maßnahme, um die ersucht wird; 

c) Gegenstand urtd Grtmd des Ersucherts; 

d) betrofferte Gesetze urtd sortstige Vorschriften sowie andere 
Überektkünfte; 

e) möglichst gertaue und umfassende Artgaben Ober die rtatür- 
lichen urtd juristischen Persortert. gegen die sich die Ermitt- 
lurtgen richten; 

f) Zusammenfassung des Sachverhalts und der bereits artge¬ 
stellten Nachforschurtgen, außer kt den Fällen des Artikels 5. 

(3) Die Amtshilfeersuchen sktd in einer Amtssprache der 
ersuchten Behörde oder kt einer von dieser zugelassenen 
Sprache zu stellen. 

(4) Entspricht ein Amtshilfeersuchen rtkht den Formvorschrif¬ 
ten, so kann seine Berichtigurtg oder Ergänzung verlartgt werden; 
die Artordnung vorsorglicher Maßnahmen wird dadurch nicht 
beführt. 

Artikel 7 

Erledigung von Amtshilfeersuchen 

(1) Bei der Erledigung von Amtshilfeersuchen verfährt die 
ersuchte Behörde oder, wenn diese nicht selbst tätig werden 
kann, die Behörde, welche von dieser Behörde mit dem Ersuchen 
befaßt wurde, im Rahmen ktrer Zuständigkeiten urtd Mittel so, als 
ob sie in ErfOllurtg eigener Aufgaben oder auf Ersuchen anderer 
Behörden der eigenen Vertragspartei handelte; zu diesem Zweck 
hat sie ihr bereits vorliegertde Artgaben zu liefern urtd zweck- 
dienlir^e Nachforschurtgen anzustellen beziehungsvireise zu ver¬ 
anlassen. 
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(2) Die Erledigung von Amtshilfeersuchen erfolgt im Einklang 
mit den Gesetzen und sonstigen Vorschriften sowie den anderen 
Übereinkünften der ersuchten Vertragspartei. 

(3) Ordnungsgemäß bevollmächtigte Beamte der einen Ver¬ 
tragspartei können im Einvernehmen mit der anderen Vertrags¬ 
partei und zu den von dieser festgelegten Bedingungen bei der 
ersuchten Behörde oder einer dieser nachgeorcfaieten Behörde 
AuskOrrfte Ober Zuwiderhandlungen gegen das Zdllrecht einho¬ 
len, die die ersuchende Behörde für die Zwecke dieses Protokolls 
benötigt. 

(4) Beamte der einen Vertragspartei können im Einvernehmen 
mit der anderen Vertragspartei und zu den von dieser festgeieg- 
ten Bedingungen bei auf deren Gebiet durchgefOhrten Ermittlün- 
gen zugegen sein. 

Artikel 8 

Form der Auskunftserteilung 

(1) Die ersuchte Behörde teilt der ersucherrden Behörde das 
Erg^xiis ihrer Nachforschungen in Form von Schriftstück«!, 
beglaubigten Kopien, Berichten oder dergleichen mH. 

(2) Die in Absatz 1 genannten SchriftstOcke können durch 
mHteis DatenverarbeHung in beliebiger Form zum gleichen Zweck 
erstellte Angaben ersetzt werden. 

Artikel 9 

Ausnahmen von der Verpflichtung zur Amtshilfe 

(1) Die Vertragsparteien können Amtshüfe nach Maßgabe 
dieses Protokolls ablehnen, sofern 

a) eine Beeinträchtigung der SouveränHät, der öffentlichen Ord¬ 
nung, der SicherheH oder arrderer wesentlicher Interessen 
wahrscheinlich wäre oder 

b) Devisen- oder Steuervorschriften außerhalb des Zoilrechts 
betroffen sirtd oder 

c) ein Betriebs-, Geschäfts-oder Berufsgeheimnis verletzt würde. 

(2) Ersucht eine Behörde um AmtshHfe, die sie selbst im Fall 
elr>es Ersuc^iens nicht leisten könnte, so weist sie in Hwem Ersu¬ 
chen auf diesen Umstand hin. Oie Erledigung eines derartigen 
Ersuchens steht im Ermessen der ersuchten BehötxJe. 

(3) Wird die Amtshilfe abgelehnt, so ist diese Entscheidurig der 
ersuchenden Behörde unter Angabe der Gründe unverzüglich zu 
tKJtifizieren. 

Artikel 10 
Datenschutz 

(1) Sämtliche Auskünfte nach Maßgabe dieses Protokolls sind 
vertraulich, gleichgüHig, in welcher Form sie erteiK werden. Sie 
unterliegen dem Dienstgeheimnis und genießen den Schutz 
sowoN der für derartige Auskünfte geHenden Rechtsvorschriften 
der Vertragspartei, die sie erhalten Iwt, als auch der entsprechen¬ 
den für die Gemeinschaftsbehörden geHenden Vorschriften. 

(2) Personenbezogene Daten sind nicht zu übermHteln, wenn 
Grund zu der Annahme besteht, daß die Übermittlung oder die 
Verwendung der Daten den Grundsätzen der Rechtsordnung 
einer Vertragspartei widerspricht, insbesondere, wenn dem 
Betroffenen daraus unzumutbare Nachteile erwachsen würden. 
Die empfangende Vertragspartei unterrichtetauf Antrag die (toer- 
mHtelnde Vertragspartei davon, wie und mH welchem Ergebnis 
die übermHteHen Daten verwendet wurden. 

(3) Personenbezogene Daten dürfen lediglich an Zollbehörden 
und bei gebotener strafrechtlicher Verfolgung an die Strafverfol¬ 
gungsbehörden und Gerichte übermHtelt werden. An andere Per¬ 
sonen oder Behörden dürfen diese Daten lediglich nach Zustim¬ 
mung der ObermHtelnden Behörde weHergegeben werden. 

(4) Oie ObermHtelnde Vertragspartei überprüft die RichtigkeK 

der zu ObermHtelnden Daten. sich heraus, daß bereHsüber- 

mHteHe Daten unrichüg oder zu löschen waren, so wird dies der 
entofangenden Vertragspartei unverzüglich notifiziert Letztere ist 
zur Berichtigung oder Löschung der Daten verpfiichteL 

ß) Dem Betroffenen kann auf Antrag Auskunft über die gespei¬ 
cherten Daten und den Zweck dieser Datenspeicherung erteilt 
vrerden, sofern dem nicht überwiegende öffentliche Interessen 
entgegenstehen. 


Artikel 11 

Verwendung der Auskünfte 

(1) Die erlangten Auskünfte dürfen nur für die Zwecke dieses 
Protokolls verwendet werden; zu anderen Zwecken dürfen sie im 
Gebiet einer Vertragspartei nur mH vorheriger schriftlicher 
Zustimmung der die Auskunft erteiler>den Behörde urrd mit den 
gegebenentolis von dieser aufertegten Beschränkungen verwen¬ 
det werden. Diese Bestimmung findet keine AmMrxlung, wenn 
die für die Zwecke dieses PrototoNs erlangten Auskünfte auch für 
den Kampf gegen den Wegalen Handel mH BetäubungsmHteln 
urxf psydvjtropen Stoffen verwendet werden könnten. Diese 
Informationen dürfen im Rahmen des Artikels 2 an aixfere Behör¬ 
den weHergegeben werden, die unmHtelbar mH der Bekämpfung 
des llegalen Drogenhandels befaßt skxf. 

(2) Absatz 1 steht der Verwendung von Auskünften bei späte¬ 
ren Gerichts- oder VerwaHungsverfehren wegen Zuwiderhand¬ 
lungen gegen das ZoHrecht nicht entgegen. 

(3) Oie Vertragsparteien können die nach Maßgabe dieses Pro- 
totoils erhaHenen Auskünfte utkI eingesehenen SchriftstOcke als 
BeweismHtel in Protokollen. Berichten und für Zeugenvemeh- 
muttgen sowie in gerichtlichen Verfahren und Ermittlungen ver- 
wenden. 

Artikel 12 

Sachverständige und Zeugen 

Beamten der ersuchten Behörde der einen Vertragspartei kann 
gestattet werden, im Rahmen der erteiHen Genehmigurrg in 
Gerichts- oder VerwaHurrgsverfahren, die unter dieses F>rotokoll 
faltende AngeiegenheHen betreffen, als Sachverständige oder 
Zeugen im Bereich der GerichtsbaikeH der anderen Vertragspar¬ 
tei aufeutreten und rlabei Gegenstände urrd Schriftstocke oder 
beglaubigte Kopien davon vorzulegen, sofern dies für das Verfah¬ 
ren erforderlich ist In der Ladung ist ausdrücklich anzugeben, in 
welcher AngelegerrheH und in welcher Eigenschaft oder mH wel¬ 
cher Berechtigung die Beamten befragt werden sollea 

Artikel 13 

Kosten der Amtshilfe 

Die Vertr^sparteien verzichten, auf gegenseHige Ansprüche 
auf Erstattung der bei der Anwendung dieses Protokolls angefel- 
lenen Kosten; hiervon ausgenomnnen sind, soweH angebracht 
Aufwendungen ^ Zeugen und Sachverständige sowie für Dol¬ 
metscher und Übersetzer, die nicht dem öffentlichen Dienst 
angehören. 

Artikel 14 
Durchführung 

(1) Die Durchführung dieses Protokolls wird den zentralen Zolt- 
dienststellen LHauens einerseHs und den zuständigen Dienststel¬ 
len der Kommission der Europäischen Gemeinschaften und, 
soweH angebracht den Zoltbehörden der MHgliedstaaten der 
Europäischen Union atrdererseHs übertragen. Sie beschließen 
alle dazu tK>twerxligen praktischen Maßnahmen und Vereinba¬ 
rungen unter Berücksichtigung ^ Datenschutzvorschriften. Sie 
können dem Assoziationsrat Änderungen dieses Protokolts emp¬ 
fehlen, die ihres Erachtens notwendig sind. 

(2) Die Vertragsparteien konsuHieren einander zu den Durch- 
tohrungsbestimmungen, die sie gemäß diesem Protokoll erlas¬ 
sen, und haben einander hierüber auf dem laufenden. 

Artikel 15 

Ergänzender Charakter des Protokolls 

(1) Dieses Protokoll steht Amtshilfeabkommen, die zwischen 
einem oder mehreren MHgliedstaaten der Europäischen Union 
und Utauen geschlossen worden sind oder geschlossen werden, 
nicht entgegen, sondern ergänzt sie. Es schließt ferner eine im 
Rahmen dieser Abkommen gewährte weHerreichende Amtshilfe 
nicht aus. 

(2) Unbeschadet des Artikels 11 berühren diese Abkommen 
nkkt die Gemeinschaftsvorschriften über den Austausch von 
Informationen im Zollbereich, die für die Gemeinschaft von Irrter- 
esse sein könnten, zwischen den zuständigen Dienststellen der 
Kommission und den Zollbehörden der Mitgliedstaaten. 
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Bekanntmachung 

Ober den Geftungsbereich der Konvention 
über die Verhütung und Bestrafung des Völkermordes 

Vom 8. August 1996 
I. 

Die Konvention vom 9. Dezember 1948 über die Verhütung und Bestrafung 
des Völkermordes (BGBl. 1954 11 S. 729) ist nach ihrem Artikel XIII Abs. 3 für 
folgenden weiteren Staat in Kraft getreten; 

Litauen am 1. Mai 1996 


II. 

FolgerKle Staaten haben dem Generalsekretär der Vereinten Nationen jeweils 
ihren Einspruch zu den von Malaysia und Singapur bei deren Beitritt an¬ 
gebrachten Vorbehalten (vgl. die Bekanntmachung vom 27. November 
1995, BGBl. 1996 II S. 38) notifiziert: 


Niederlande am 23. Februar 1996: 


“The Government of the Kingdom of the 
Nethedands recalls Hs dedaration made 
on 20 June 1966 on the occasion of 
the accession of the Kingdom of the 
Netherfands to the Convention (circulated 
21 July 1966 wHh reference C.N.99.1969. 
Treaties-1), stating that in Hs opinion the 
reservations in respect of Artide IX of the 
Convention, made at the time by a number 
of States were incompatible wHh the Object 
and purpose of the Convention, and that 
the Government of the Kingdom of the 
Netherfands does rtot consider the States 
making such reservatiorts Parties to the 
Convention. Accordingly, the Government 
of the Kingdom of the Nethedands dedares 
that H conskfers the reservations made by 
Malaysia and Singapore in respect of 
Artide IX of the Convention incompatible 
wHh the Object aiKl purpose of the Con¬ 
vention. The Government of the Kingdom 
of the Nethedands does not consider 
Malaysia and Singapore Parties to the 
Convention. 

On the other hand, the Government of 
the Kingdom of the Nethedands does 
consider Parties to the Convention those 
States that have since withdrawn their 
reservations in respect of Artide IX of the 
Convention, i.e. Hungary, Bulgaria and 
Mongolia." 


(Übersetzung) 

„Oie Regierung des Königreichs der 
Niederlande ennnert an ihre beim BeHiitt 
des Königreichs der NiederlarKle zur Kon¬ 
vention am 20. Juni 1966 abgegebene Er- 
tdäiung (veiteiH am 21. Juli 1966 unter dem 
Aktenzeichen C.N.99.1969. Treaties-1), aus 
der hervorgeht, daB nach ihrer Auffas¬ 
sung die zu jener ZeH von einer Reihe von 
Staaten gemachten Vorbehalte zu Arti¬ 
kel IX der Konvention unvereinbar mH 
dem Gegenstand und Zweck der Kon¬ 
vention sind und daB die Regierung des 
Königreichs der Niederlaixle die Staaten, 
die solche VorbehaHe machen, nicht als 
Vertragsparteien der Konvention betrach¬ 
tet. Folglich erklärt die Regierung des 
Königreichs der Niederlande, daB sie die 
von Malaysia und Singapur gemachten 
VorbehaHe zu Artikel IX der Konvention 
als unvereinbar mH dem Gegenstand und 
Zweck der Konvention betrachtet. Oie 
Regierung des Königreichs der Nieder¬ 
lande betrachtet Malaysia und Singapur 
nicht als Vertragsparteien der Konvention. 

Hingegen betrachtet die Regierung des 
Königreichs der Niederlande die Staaten 
als Vertragsparteien, die in der Zwischen¬ 
zeit ihre Vorbehalte zu Artikel IX der 
Konvention zurückgezogen haben, nämlich 
Ungarn, Bulgarien und die Mongolei.“ 


Vereinigtes Königreich am 20. März 1996: 


“The Government of the UnHed Kingdom 
of Great Britain and Northern Ireland have 
consistently stated that they are unaWe to 
accept reservations to Artide IX. In their 
View, these are not the kind of reservations 
which intending piarties to the Convention 
have the right to make. 


(Übersetzung) 

,Oie Regierung des Vereinigten König¬ 
reichs GroBbrHannien und Nordirland hat 
stets erklärt, daß sie Vorbehalte zu Ar¬ 
tikel IX nicht annehmen kann. Ihrer Auffas¬ 
sung nach haben angehende Vertragspar¬ 
teien nicht das Recht, derartige Vorbehalte 
anzubringen. 
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Accordingly, the Government of the 
United Kingdom do not accept the re- 
servations entered by the Governments of 
Singapore and Malaysia to Article IX of 
the Convention." 


Die Regierung des Vereinigten König¬ 
reichs nimmt daher die von der Regierung 
von Singapur und der Regierung von 
Malaysia zu Artikel IX der Konvention an¬ 
gebrachten Vorbehalte nicht an.“ 


Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachung vom 
28. März 1996 (BGBl. II S. 556). 


Bonn, den 8. August 1996 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dt. Scheel 


Bekanntmachung 

der deutsch-ithiopischen Vereinbarung 
Ober Finanzielle Zusammenarbeit 

Vom 9. August 1996 

Die in Addis Abeba durch Notenwechsel vom 17. Mai 
1996 getroffene Vereinbarung zwischen der Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der 
Demokratischen Bundesrepublik Äthiopien über Finan¬ 
zielle Zusammenarbeit ist nach ihrem letzten Absatz 

am 17. Mai 1996 

in Kraft getreten. Der Text der einleitenden deutschen 
Note wird nachstehend veröffentlicht. 


Bonn, den 9. August 1996 

Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung 
Im Auftrag 
Schweiger 



Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil II Nr. 41, ausgegeben zu Bonn am 26. September 1996 


2465 


Die Botschafterin Addis Abeba, den 17. Mai 1996 

der Bundesrepublik Deutschland 


Herr Vize-Minister, 

ich beehre mich. Ihnen im Namen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland unter 
Bezugnahme auf das Abkommen vom 20. Oktober 1993 zwischen urtseren beiden Regie¬ 
rungen über Rnanzielle Zusammenarbeit folgettde Vereirtbaning zur Änderung des 
genannten Abkommens durch Reprogrammlerien von Mitteln vom Vorhaben .Rehabilitie¬ 
rung der Zementfabrik Mugher* und Ergdnztxtg des Abkommerts durch das Vorhaben 
.Warenhitfe Vli“ vorzuschlagen: 

1. Die in Artikel 1 Absatz 1 des zwischen urtseren beiden Regierungen geschlossenen 
Abkommens vom 20. Oktober 1993 geruvtnten Vorhaben werden um das Vorhaben 
.Warerthilfe VII (Textilfabrik Kombolcha}* ergänzL Oie Firtanzierung erfolgt bis zu 
OM 6000000,- ^ Worteru sechs MHliorten Oeutsche Mart^ zu Lasten der für das Vor¬ 
haben .Rehabilitierung der Zementfabrik Mugher* vorgesehenen Mittel. 

2. Hierzu ermöglicht die Regierung der BundesrepublBt Oeutschland es der Regierurtg 
der Oemokratischen Bundesrepublik Äthiopien, von der Kreditarrstalt für Wiederauf¬ 
bau, Frankfurt am Main, einen Finanziefungsbeitrag bis zu OM 6000000,- (m Worten: 
sechs Millionen Oeutsche Mark) zur Finartzierung der Oevisenkosten für den Bezug von 
Waren urxi Leistungen zur Oeckurtg des iaufertden rtotweitdigen zivilen Bedarfs und 
rler im Zusammenhang mit der finanzierten Wareneinfuhr anfallertden Oevisert- und 
Inlandskosten für Transport, Versicherung, Montage und Beratungsleistungen zu 
erhalten. Es muB sich hierbei um Lieferungen urtd Leisturtgen gemäß der dieser Verein¬ 
barung als Anlage beigefügten Liste handeln, für die Lieferverträge bzw. Leistungsver- 
träge rtach dem 1. März 1996 abgeschlossen worden sind. 

3. Oie Verwertdung des in Nummer 2 genannten Betrags, die Bedingungen, zu denen er 
zur Verfügung gestalt wird, bestimmt der zwischen Kreditanstalt für Wiederaufbau und 
dem Empfänger des Finanzierungsbeitrags zu schl'ieBende Vertrag, der den in der Bun¬ 
desrepublik DeutschiarKf geltenden Rechtsvorschriften unterliegt. 

4. Im übrigen gelten die Bestimmungen des eingangs erwähnten Abkommens vom 
20. Oktober 1993 auch für diese Vereinbarung. 

5. Diese Vereinbarung wird in deutscher und in englischer Sprache geschlossen, wobei 
jeder Wortlaut gleichermaBen verbindlich ist 

Falls sich die Regierung der Demokratischen Bundesrepublik Äthiopien mit den unter 
den Nummern 1 bis 5 gemachten Vorschlägen einverstanden erklärt, werden diese Note 
und die das Einverständnis Ihrer Regierung zum Ausdruck bringende Antwortnote Eurer 
Exzellenz eine Vereinbarung zwischen unseren beiden Regierungen bilden, die mit dem 
Datum Ihrer Antwortnote in Kraft tritt. 


Gertehmigen Sie, Herr Vize-Minister, die Versicherung meiner ausgezeichnetsten Hoch¬ 
achtung. 


S.E. 

dem Vize-Minister für wirtschaftliche 
Entwicklung und Zusammenarbeit 
Dr. Mulatu Teshome 
Addis Abeba 



2466 


Bundesgesetzblatt Jahrgang 1996 Teil II Nr. 41, ausgegeben zu Bonn am 26. September 1996 


Anlage 

zur Vereinbarung vom 17. Mai 1996 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Demokratischen Bundesrepublik Äthiopien 
Ober Finanzielle Zusammenarbeit 

1. Liste der Waren und Leistungen, die gemäB Nummer 2 der Vereinbarung vom 17. Mai 
1996 aus dem Finanzieoingsbeitrag für die Textilfabrik Komboicba finanziert werden 
können: 

^ Lieferung von Maschinen und Ersatzteilen, 

b) Beratungsteistungen. 

2. Einfuhigüter, die in dieser Liste nicht enthalten sind, können nur finanziert werden, 
wenn die vorherige Zustimmung der Regienmg der Bundesrepublik Deutschland dafür 
voriiegt Pflanzenschutz- und SchödUngsbekämpftirtgsmittel könrwn nur finanziert 
werden, wervi der angemessene Umgang mit diesen Stoffen bestätigt wird. 

3. Ausgeschlossen von der Finanäerung aus dem Finanzierungsbeitrag ist die Einfuhr fol¬ 
gender Güter: 

a) Luxusgüter sowie VerbrauchsgOter für den privaten Bedarf; 

b) Güter und Anlagen, die militärischen Zwecken dienen; 

c) Pflanzenschutzmittel und Schädlingsbekämpfungsmittel, die gemäfi PlC-Verfahren 
zum FAO-Kodex in der jeweils geiterxlen Fassung als .verboten“ (banned) oder 
.stark beschränkt“ (severety restricted) eingestuft sind; 

d) Suchtstoffe, psychotrope Stoffe und die in der Anlage des Übereinkommens der 
Vereinten Nationen vom 20. Dezember 1988 gegen den unerlaubten Verkehr mit 
Suchtstoffen und psychotropen Stoffen in der jeweils geltenden Fassung aufge- 
führten Stoffe, sofern diese zur Herstellung von Suchtstoffen oder psychotropen 
Stoffen verwendet werden. (Bis zur entsprechenden Ergänzung der Anlagen zum 
Übereinkommen von 1988 gilt statt derer die Chemikal'ienriste des AbschluBbe- 
richts der Chemical Action Task Force.); 

e) folgende umweltgefährdende Güter und Stoffe: 

- FCKW und Halone sowie weitere im Montrealer Protokoll geregelte Stoffe sowie 
Anlagen zu deren Herstellung oder Verwendung; 

- Stoffe gemäß Anhang I der .Verordnung (EWG) Nr. 2455/92 des Rates vom 
23. Juli 1992 betreffend die Ausfuhr und Einfuhr bestimmter gefährlicher Chemi¬ 
kalien”; 

f) Asbest und asbesthaltige Stoffe und Produkte. 
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Bekanntmachung 

Ober den Geltungsbereich des Übereinkommens ' 
zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau 

Vom 12. August 1996 


I. 

Das Übereinkomnften vom 18. Dezember 1979 zur Beseitigung jeder Form 
von Diskriminierung der Frau (BGBl. 1985 II S. 647) ist nach seinem Artikel 27 
Abs. 2 für folgende weitere Staaten in Kraft getreten: 

Cöted’lvoire am 17. Januar 1996 

Südafrika am 14. Januar 1996 


11 . 

Folgende Staaten haben dem Generalsekretär der Vereinten Nationen jeweils 
ihren Einspruch zu den von Kuwait anläBlich seines Beitritts angebrachten 
Vorbehalten notifiziert; 


Belgien am 19. Januar 1996: 


«Le Gouvernement beige a pris connaiS' 
sance du contenu de ia räserve formuiee 
par le Gouvernement du Kowett ä l'article 7 
de Ia Convention relative ä reiimination 
de toutes les formes de discrimination ä 
regard des femmes. 

Le Gouvernement beige 6met une ob- 
Jection ä cette reserve qui est incompatible 
avec l'objet et le but de Ia Convention et 
par cons4quent, n'est pas autoris4e en 
vertu du paragraphe 2 de l'article 28 de Ia 
Convention.» 

Finnland am 17. Januar 1996: 


The Government of Finland has exami- 
ned the contents of the reservations made 
by the Government of Kuwait upon acces- 
slon to the said Convention, by which H 
expresses, Inter alia, the following: 

1. The Government of Kuwait entere a 
reservation regarding articie 7 (a), inas- 
much as the Provision contained in that 
Paragraph conflicts with the Kuweiti 
Electoral Act, under which the right to 
be eligible for election and vote is 
restricted to males. 

2. The Government of Kuwait reserves its 
right not to implement the Provision 
contained in articie 9, paragraph 2, of 
the Convention, inasmuch as it runs 
Counter to the Kuwaiti Nationality Act, 
which stipulates that a chikfs national¬ 
ity shall be determined by that of his 
father. 

3. The Government of the State of Kuwait 
declares that it does not consider itself 


(Obefsetzung) 

.Die Regierung von Belgien hat den Inhalt 
des von der Regierung von Kuwait zu 
Artikel 7 des Übereinkommens zur Besei¬ 
tigung jeder Form von Diskriminierung der 
Frau angebrachten Vorbehalts zur Kenntnis 
genommen. 

Die Regierung von Belgien erhebt Ein¬ 
spruch gegen diesen Vorbehalt, der mit 
Ziel und Zweck des Übereinkommens 
unvereinbar und somit nach Artikel 28 
Absatz 2 des Übereinkommens nicht zu¬ 
lässig ist.“ 


(Übersetzung) 

.Oie Regierung von Finnland hat den In¬ 
halt der von der Regierung von Kuwait 
beim Beitritt zu dem genannten Überein¬ 
kommen angebrachten Vorbehalte geprüft, 
in denen diese unter anderem folgendes 
zum Ausdruck bringt; 

1. Oie Regierung von Kuwait bringt einen 
Vorbehalt zu Artikel 7 Buchstabe a an, 
soweit diese Bestimmung im Wider¬ 
spruch zu dem kuweitischen Wahl¬ 
gesetz steht, nach dem das passive 
Wahlrecht und das Stimmrecht auf 
Männer beschränkt sind. 

2. Oie Regierung von Kuwait behält sich 
das Recht vor. Artikel 9 Absatz 2 des 
Übereinkommens nicht durchzuführen, 
soweit er dem kuwaitischen Staats¬ 
angehörigkeitsgesetz zuwiderläuft, das 
vorsieht, daß die Staatsangehörigkeit 
eines Kindes durch die seines Vaters 
bestimmt wird. 

3. Die Regierung des Staates Kuwait 
erklärt, daß sie sich durch Artikel 16 
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bound by the Provision contained in 
article 16 (f), inasmuch as it conflicts 
w/ith the Provision of the Islamic Sha- 
riah, Islam being the offictal religion of 
the State. 

The Government of Finland recalls that 
by acceding to the Convention, a State 
commits itself to adopt the measures re- 
quired for the elimination of discrimination, 
in all its forms and manifestations, against 
women. In particular, article 7 cequires 
States Parties to undertake actions to 
eliminate discrimination against women in 
the political and public life of the country. 
This is a fundamental Provision of the 
Convention the implementation of which is 
essential to futfilling hs object and purpose. 


Reservatiorts to article 7 (a) and articte 9 
Paragraph 2 are both subject to the gerterai 
principie of the observance of treaties 
according to which a party may not invoke 
the provisions of its internal law as justifi- 
cation for its failure to perform its treaty 
Obligations. It is in the common interest of 
States that contracting parties to inter- 
natiortal treaties are prepared to undertake 
the necessary legislative changes in Order 
to fulfill the Object and prurpose of the 
treaty. 

Furthermore, in the view of the Govern¬ 
ment of Fmland, the unlimited arrd un- 
defined character of the reservation to 
article 16 (f) leaves open to what extent 
the reserving State commits itself to the 
Convention and therefore creates serious 
doubts about the commitment of the re¬ 
serving State to fulfill its obligations under 
the Convention. Reservations of such un- 
specified nature may contribute to under- 
mining the basis of international human 
rights treaties. In their present formulation 
the reservations are clearly incompatible 
with the object and purpose of the Con¬ 
vention and therefore inadmissible under 
article 28 paragraph 2, of the sakf Con¬ 
vention. Therefore, the Government of 
Finland ot^ects to these reservations. The 
Government of Finland further notes that 
the reservations made by the Government 
of Kuwait are devoid of legal effect. 


The Government of Finland recom- 
mends the Government of Kuwait to re- 
consider its reservations to the Convention 
on the Elimination of All Forms of Dis¬ 
crimination agcünst Women." 

Niederlande am 16. Januar 1996: 


“The Government of the Kingdom of the 
Netherlands considers the reservations 
made by Kuwait incompatible with the 
object and purpose of the Convention 
(Article 28, paragraph 2). 


Buchstabe f nicht als gebunden be¬ 
trachtet, soweit er im Widerspruch zu 
den Bestimmungen der islamischen 
Scharia steht, da der Islam die Staats¬ 
religion von Kuwait ist. 

Die Ftegierung von Finnland erinnert 
daran, daß ein Staat sich durch den Beitritt 
zu dem Übereinkommen verpflichtet, die 
zur Beseitigung jeder Form und Erschei¬ 
nungsweise der Diskriminierung der Frau 
erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen. 
Insbesondere Artikel 7 verpflichtet die Ver¬ 
tragsstaaten, Maßnahmen zur Beseitigung 
der Oiskriminierurtg der Frau im politischen 
urxj öffentlichen Leben ihres Landes zu 
ergreifen. Dies ist eine grundlegende 
Bestimmurtg des Übereinkommens, deren 
DurchfOhoing fOr die Erfüllung von Ziel und 
Zweck des Übereinkommens wesentlich 
ist. 

Oie Vorbehalte zu Artikel 7 Buchstabe a 
und Artikel 9 Absatz 2 unterliegen beide 
dem allgemeinen Grutxlsatz der Vertrags¬ 
einhaltung, demzufolge eine Vertragspartei 
zur Rechtfertigurtg der Nichterfüllung ihrer 
vertraglichen Verpflichtungen sich nicht 
auf ihr innerstaatliches Recht berufen darf. 
Es liegt im gemeinsamen Interesse der 
Staaten, daß Vertragsparteien internatio¬ 
naler Verträge bereit sind, die notwendi¬ 
gen Gesetzesärtderungen vorzunehmen, 
um den Vertrag nach Ziel und Zweck zu 
erfüllen. 

Nach Auffassung der Regierung von 
Finnland läßt ferner die uneingeschränkte 
und unbestimmte Art des Vorbehalts zu 
Artikel 16 Buchstabe f offen, in welchem 
Umfang sich der den Vorbehalt anbringen¬ 
de Staat dem Übereinkommen verpflichtet, 
und weckt daher ernsthafte Zweifel am 
Willen des den Vorbehalt anbringenden 
Staates, seine Verpflichtungen aus dem 
Übereinkommen zu erfüllen. Vorbehalte so 
unspezifizierter Art können dazu beitragen, 
die Grundlage völkerrechtlicher Menschen- 
rechtsverträge zu untergraben. In ihrer 
vorliegenden Formulierung sind die Vor¬ 
behalte mit Ziel und Zweck des Über¬ 
einkommens eindeutig nicht vereinbar und 
daher nach Artikel 28 Absatz 2 des ge¬ 
nannten Übereinkommens nicht zulässig. 
Die Regierung von Finnland erhebt daher 
Einspruch gegen diese Vorbehalte. Die 
Regierurrg von Finnland stellt ferner fest, 
daß die von der Regierung von Kuwärt 
angebrachten Vorbehalte keine rechtliche 
Wirkung haben. 

Die Regierung von Finnland empfiehlt 
der Regierung von Kuwait, ihre Vorbehalte 
zu dem Übereinkommen zur Beseitigung 
jeder Form von Diskriminierung der Frau 
zu überdenken.“ 


(Übersetzung) 

.Die Regierung des Königreichs der 
Niederlande betrachtet die von Kuwait 
angebrachten Vorbehalte als mit Ziel und 
Zweck des Übereinkommens unvereinbar 
(Artikel 28 Absatz 2). 
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The Government of Ihe Kingdom of 
the NetherlarKts therefore objects to the 
above-mentioned reservations. These ob- 
jections shall not preclude the entry Into 
force of the Convention between Kuwait 
and the Kingdom of the Nethertands.” 


Österreich am22. Februar 1996: 


. ‘The Federal Government of the Republic 
of Austria has examined the leser^itiorrs 
made by the Government of Kuwait with 
regard to artide 7 Artide 9, Paragraph 2 
and Artide 16 (Q of the Corrvention on the 
Elimination of all Forms of Discrimination 
against Women of 18 December 1979. 

The Federal Government of the Republic 
of Austria considers the reservations made 
by the Government of Kuwait coiroemirrg 
Artide 7 fa) and Artide 16 (f) as iiKom- 
patibie with the object and purpose of 
the sakf Convention and therefore, as 
prohibited by virtue of its artide 28. Para¬ 
graph 2." 

Schweden am 17. Januar 1996: 


•The Government of Sweden has ex- 
aminded the content of the following re¬ 
servations made by the Govemmerrt of 
Kuwait upon accession to the said Con¬ 
vention: 

1. Artide 7 (a) 

The Government of Kuwait enters a 
reservation regarding artide 7 (a), inas- 
much as the Provision contained in that 
Paragraph conflicts with the Kuwaiti 
Electoral Act, under which the right to 
be eligible for election and to vote is 
restricted to males. 

2. Artide 9, paragraph 2 

The Government of Kuwait reserves its 
right not to implement the Provision 
contained in artide 9. paragraph 2, of 
the Convention, inasmuch as it runs 
Counter to the Kuwaiti Nationality Act, 
which stipulates that a child's national¬ 
ity shall be determined by that of his 
father. 

3. Article 16 (f) 

The Government of the State of Kuwait 
declares that it does not consider itself 
bound by the Provision contained in 
artide 16 (f), inasmuch as it conflicts 
with the Provision of the Islamic 
Sharifih, Islam being the offidal religion 
of the State. 

The Swedish Government considers 
that the reservations made by Kuwait 
are incompatible with the object and 
purpose of the Convention. According 
to article 28 (2) reservations incompra- 
tible with the object and purpose of the 
Convention shall not be penmitted. 


Die Regierung des Königreichs der Nie¬ 
derlande erhebt daher Einspruch gegen die 
obengenannten Vorbehalte. Diese Ein¬ 
sprüche schlieSen das Inkrafttreten des 
Übereirtkommens zwischen Kuwait utkI 
dem Königreich der Niederlaitde nicht 
aus.“ 


(Übersetzung) 

.Oie Bundesregierung der Republik 
Österreich hat die Vorbehalte der Regie¬ 
rung Kuwaits zu Artikel 7 Buchstabe a, 
Artikel 9 Absatz 2 utkI Artikel 16 Buch¬ 
stabe f des Obereinkommerts vom 18. De¬ 
zember 1979 zur Beseitigurtg jeder Form 
von Oiskrüninierung der Frau geqprüft 

Die Bundesregierung der Republik 
Österreich betrachtet die von der Regie- 
lurrg Kuwaits zu Artikel 7 Buchstabe a 
und Artikel 16 Buchstabe f angebrachten 
Vorbehalte als mit Ziel und Zweck des 
Obereinkommetrs urrvereinbar und daher 
aufgrund des Artikels 28 Absatz 2 als 
nicht zulässig.“ 


(Übersetzung) 

.Die Regierung von Schweden hat den 
Inhalt der folgenden von der Regierung von 
Kuwait beim Beitritt zu. dem genannten 
Übereinkommen angebrachten Vorbehalte 
geprüft; 

1. Artikel 7 Buchstabe a 

Die Regierung von Kuwait brirrgt einen 
Vorbehalt zu Artikel 7 Buchstabe a an, 
soweit diese Bestimmung im Wider¬ 
spruch zu dem kuweitischen Wahl¬ 
gesetz steht, rrach dem das passive 
Wahlrecht und das Stimmrecht auf 
Männer beschränkt sind. 

2. Artikel 9 Absatz 2 

Die Regierung von Kuwait behält sich 
das Recht vor, Artikel 9 Absatz 2 des 
Übereinkommens nicht durchzufOhren, 
soweit er dem kuwaitischen Staatsan¬ 
gehörigkeitsgesetz zuwideiiäuft, das 
vorsieht, daS die Staatsangehörigkeit 
eines Kindes durch die seines Vaters 
bestimmt wird. 

3. Artikel 16 Buchstabe f 

Die Regierung des Staates Kuwait 
erklärt, daß sie sich durch Artikel 16 
Buchstabe f nicht als gebunden be¬ 
trachtet, soweit er im Widerspruch zu 
den Bestimmungen der islamischen 
Scharia steht, da der Islam die Staats¬ 
religion von Kuwait ist. 

Die Regierung von Schweden ist der 
Auffassung, daß die von Kuwait ange¬ 
brachten Vorbehalte mit Ziel und Zweck 
des Übereinkommens nicht vereinbar 
sind. Nach Artikel 28 Absatz 2 sind mit 
Ziel und Zweck des Übereinkommens 
unvereinbare Vorbehalte nicht zulässig. 
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By acceding to the Convention, a State 
commits itself to adopt the measures 
requires for the elimination of discrimi- 
nation, in all its forms aid manifesta- 
tions, against women. If the reserrätions 
made by Kuwait were to appty they 
would inevitabty have the effect of dis- 
crimination against women on grounds 
of sex. 

In this context the Swedish Govern¬ 
ment wishes to make the Observation 
that reservations incompatible with the 
Object and purpose of a treaty do not 
only cast ddubts on the commitment 
of the reserving State, but moreover, 
contribute to undermine the basis of 
international law. tt is in the comnfx>n 
interest of States that treaties to which 
they have chosen to become parties 
and that States are prepared to under- 
take legislative changes necessary to 
comply with such treaties. 


In view of the above the Government 
of Sweden objects to the above- 
mentioned reservations made by the 
Government of Kuwait to the Con¬ 
vention." 


Durch den Beitritt zu dem Überein¬ 
kommen verpflichtet sich ein Staat, 
die zur Beseitigung Jeder Form und 
Erscheinungsweise der Diskriminierung 
der Frau erforderlichen Maßnahmen 
zu ergreifen. Würden die von Kuwait 
angebrachten Vorbehalte gültig, so 
würden sie unweigerlich auf die Dis¬ 
kriminierung der Frau aufgrund des 
Geschlechts hirrauslaufen. 

In diesem Zusammenhang möchte die 
Regierung von Schweden bemerken, 
daß mit Ziel und Zweck eines Vertrags 
unvereirtbare Vorbehalte nicht nur 
Zweifel an den Verpflichtungen des 
die Vorbehalte anbrkigenden Staates 
wecken, sondern überdies dazu bei¬ 
tragen, die Grundlage des Völkerrechts 
zu untergraben. Es liegt im gemein¬ 
samen IntetBSse der Staaten, daß Ver¬ 
träge, deren Vertragspartei zu werden 
sie beschlossen haben, nar^ Ziel und 
Zweck auch von den aitderen Vertrags¬ 
parteien eingehalten werden und daß 
die Staaten bereit sirtd, rjie Gesetzes- 
ärKferungen vorzurtehmen, die zur Er¬ 
füllung dieser Verträge erforderlich sind. 

In Anbetracht dessen erhebt die Regie- 
mng von Schweden Einspruch gegen 
die obengenannten von der Fiegierung 
von Kuwait angebrachten Vorbehalte 
zu dem Übereinkommen." 


Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachung vom 
11. April 1996 (BGBl. II S. 748). 


Bonn, den 12. August 1996 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Hillgenberg 
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Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Abkommens 
zur friedlichen Erledigung internationaler Streitfälle 

Vom 13. August 1996 

Das Abkommen vom 18. Oktober 1907 zur friedlichen 
Er1ediguT>g intematioruiier Streitfälle (RGBl. 1910 S. 5) 
wird nach seinem Artikel 95 für die 

Libysch-Arabische 

Oschamahirija am 2. September 1996 

in Kraft treten. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die 
Bekanntmachung vom 9. Dezember 1994 (BGBl. 1995 II 
S.29). 


Bonn, den 13. August 1996 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Hillgenberg 


Bekanntmachung 

über die FortgeKung der deutsch-sowjetischen Verträge 
im Verhältnis zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Aserbaidschan 

Vom 13. August 1996 
I. 

Der Bundesminister des Auswärtigen Dr. Klaus Kinkel und der Außenminister 
der Aserbaidschanischen Republik Hassan Hassanow haben am 22. Dezember 
1995 in Baku eine Gemeinsame Erklärung über die Grundlagen der Beziehungen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Aserbaidschanischen Repu¬ 
blik unterzeichnet Nummer 16 dieser Erklärung hat folgenden Wortlaut: 

.Beide Seiten stimmen darin Obersin, daß för die Übergangszeit und für die Bedürfnisse 
geordneter bilateraler Beziehungen, bis beide Seiten im Einklang mit ihrer Gesetzgebung 
etwas Abweichendes vereinbaren, die zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Union der SoziaTistischen Sowjetrepubliken geschlossenen völkerrechtlichen Verträge im 
Verhältnis zwischen der Bundesrepublik Deutschland urnl der Aserbaidschanischen 
Republik weiter angewendet werden. Beide Seiten kommen Oberein, ein Protokoll über 
diese Verträge zu vereinbaren.“ 


II. 

In Bonn ist am 2. Juli 1996 das Protokoll zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Aserbaidschanischen Republik über die Geltung von Ver¬ 
trägen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Union der Sozialisti¬ 
schen Sowjetrepubliken (Protokoll über die Geltung von Verträgen) unterzeich¬ 
net worden; es wird nachstehend veröffentlicht. 


Bonn, den 13. August 1996 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Hillgenberg 
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Protokoll 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland • 
und der Aserbaidschanischen Republik 
über die Geltung von Verträgen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 
(Protokoll über die Geltung von Verträgen) 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Aserbaidschanische Republik 

kommen unter Bezugnahme auf Nummer 16 der Gemeinsa¬ 
men Erklärung vom 22. Dezember 1995 über die Gnindlagen der 
Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschlarrd und der 
Aserbaidschanischen Republik 

wie folgt überein: 

1 . 

Die folgenden zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken geschlossenen 
Verträge werden im Verhältnis zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland urvd der Aserbaidschanischen Republik solange 
weiter angewendet, bis beide Seiten im Einklang mit ihrem inner¬ 
staatlichen Recht etwas Abweichendes vereinbaren: 

1. Abkommen vom 25. April 1958 über Allgemeine Fragen des 
Handels und der Seeschiffahrt, 

2. Konsularvertrag vom 25. April 1958, 

3. Abkommen vom 21. Februar 1980 über die gegenseitige 
Steuerbefreiung von Straßenfahrzeugen im internationalen 
Verkehr, 

4. Abkommen vom 24. November 1981 zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung von Einkommen und Vermögen, 

5. Abkommen vom 22. Juli 1986 über wissenschaftlich-techni¬ 
sche Zusammenarbeit, 

6. Abkommen vom 23. April 1987 über die Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet des Gesundheitswesens und der medizini¬ 
schen Wissenschaft, 

7. Abkommen vom 25. Oktober 1988 über die Zusammenar¬ 
beit auf dem Gebiet des Umweltschutzes, 


8. Abkommen vom 13. Juni 1989 über die Zusammenarbeit 
beim Kampf gegen den Mißbrauch von Suchtstoffen und 
psychotropen Stoffen und deren unerlaubten Verkehr, 

9. Vertrag vom 9. November 1990 über die Entwicklung einer 
umfassenden Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Wirt¬ 
schaft, Industrie, Wissenschaft ur>d Technik, 

10. Abkommen vom 9. November 1990 über die Zus 2 tmmenar- 
beit auf dem Gebiet des Arbeits- und Sozialwesens. 

2 . 

Zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Aserbai¬ 
dschanischen Republik ist es seit der Unabhängigkeit der Aser¬ 
baidschanischen Republik bereits zu vertraglichen Regelurrgen 
gekommen, die jeweils mit Wirkung ihres Inkrafttretens die fol¬ 
genden Verträge zwischen der Bundesrepublik Deutschlartd und 
der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken ersetzen: 

1. Abkommen vom 11. November 1971 über den Luftverkehr. 

2. Abkommen vom 19. Mai 1973 über kulturelle Zusammen¬ 
arbeit, 

3. Vertrag vom 13. Juni 1989 über die Förderung und den 
gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen, 

4. Abkommen vom 13. Juni 1989 über einen Schüler- und Lehre^- 
austausch im Rahmen von Schulpartnerschaften, 

5. Abkommen vom 13. Juni 1989 über Jugendaustausch, 

6. Vertrag vom 9. November 1990 über gute Nachbarscha^ 
Partnerschaft und Zusammenarbeit 

3. 

Im übrigen sind sonstige Verträge, wie sie seinerzeit zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Union der Sozialisä- 
schen Sowjetrepubliken in Kraft waren, seit der Urrebhängigkeit 
der Aserbaidschanischen Republik im Verhältnis zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Aserbaidschanischer; 
Republik nicht mehr anwendbar. 


Geschehen zu Bonn am 2. Juli 1996 in zwei Urschriften, jede in 
deutscher, aserbaidschanischer und russischer Sprache, wobei 
jeder Wortlaut verbindlich ist Bei unterschiedlicher Auslegung 
des deutschen und aserbaidschanischen Wortlauts ist der russi¬ 
sche Wortlaut maßgebend. 

Für die Bundesrepublik Deutschland 
Kinkel 

Für die Aserbaidschanische Republik 
Hassanow 
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Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Montrealer Protokolls 
über Stoffe, die zu einem Abbau der Ozonschicht führen 

Vom 14. August 1996 

Das Montrealer Protokoll vom 16. September 1987 über Stoffe, die zu einem 
Abbau der Ozonschicht führen (BGBl. 1988IIS. 1014), ist nach seinem Artikel 16 
Abs. 3 für 

Lettland am 27. Juli 1995 

in Kraft getreten. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachung vom 
1. Juli 1996PGBI.il S. 1196). 


Bonn, den 14. August 1996 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Hillgenberg 


Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Zollübereinkommens 
über den internationalen Warentransport mit Camets-TIR 

Vom 16. August 1996 

Das Zollübereinkommen vom 14. November 1975 über 
den internationalen Warentransport mit Camets-TIR 
PGBI. 1979 II S. 445) wird nach seinem Artikel 53 Abs. 2 
für 

Aserbaidschan am 12. Dezember 1996 

in Kraft treten. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die 
Bekanntmachung vom 9. Januar 1996 (BGBl. II S. 237). 


Bonn, den 16. August 1996 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Hillgenberg 
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Bekanntmachung 
über den Geltungsbereich 

des Übereinkommens zur Beilegung von Investitionsstreitigkeiten 
zwischen Staaten und Angehörigen anderer Staaten 

Vom 19. August 1996 

Das Übereinkommen vom 18. März 1965 zur Beilegung von Investitionsstrei¬ 
tigkeiten zwischen Staaten und Angehörigen anderer Staaten (BGBl. 1969 tl 
S. 369) ist nach seinem Artikel 68 Abs. 2 für 

China am 6. Februar 1993 

in Kraft getreten. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachung vom 
11. September 1995 (BGBl. II S. 864). 


Bonn, den 19. August 1996 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Hillgenberg 


Bekanntmachung 
über den Geltungsbereich 

des Übereinkommens gegen Folter und andere grausame, 
unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe 

Vom 20. August 1996 

Das VN-Übereinkommen vom 10. Dezember 1984 gegen Folter und an¬ 
dere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe 
(BGBl. 1990 II S. 246) ist nach seinem Artikel 27 Abs. 2 für 

Malawi am 11. Juli 1996 

in Kraft getreten. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachung vom 
4. Juni 1996 (BGBl. II S. 1076). 


Bonn, den 20. August 1996 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Hillgenberg 
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Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Fakultativprotokolls 
zum Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte 

Vom 20. August 1996 

Das Fakultativprotokoll vom 19. Dezember 1966 zum Internationalen Pakt 
über bürgerliche und politische Rechte (BGBl. 1992 M S. 1246) wird nach seinem 
Artikel 9 Abs. 2 für folgenden weiteren Staat in Kraft treten: 

Malawi am 11. September 1996 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachung vom 
5. Februar 1996 (BGBl. II S. 290). 


Bonn, den 20. August 1996 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Hillgenberg 


Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Übereinkommens 
über die völkerrechtliche Haftung für Schäden durch Weltraumgegenstände 

Vom 23. August 1996 

Das Übereinkommen vom 29. März 1972 über die völkerrechtliche Haftung für 
Schäden durch Weltraumgegenstände (BGBl. 1975 11 S. 1209) ist nach seinem 
Artikel XXIV Abs. 4 für 

China am 19. Oktober 1988 

in Kraft getreten. 

China hat seine Ratifikationsurkunden am 19. Dezember 1988 in Washington 
und am 20. Dezember 1988 in Moskau hinterlegt 

Bosnien und Herzegowina utkI Slowenien haben am 15. August 
1994 in Washington beziehungsweise am 27. Mai 1992 in London und am 

20. August 1992 in Washington ihre Rechtsnachfolge zu dem Überein¬ 
kommen notifiziert. 

Dementsprechend sind 

Bosnien und Herzegowina mit Wirkung vom 6. März 1992 

Slowenien mit Wirkung vom 25. Juni 1991, 

dem jeweiligen Tag der Erlangung ihrer Unabhängigkeit, Vertragsparteien dieses 
Übereinkommens geworden. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachungen vom 

21. Juni 1996 (BGBl. II S. 1194) und vom 11. September 1989 PGBI. II S. 781), 
die hinsichtlich des Inkrafttretensdatums für China insoweit berichtigt wird. 


Bonn, den 23. August 1996 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Hillgenberg 
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Bekanntmachung 
Ober den Geltungsbereich 
der Änderung von 1990 des Montrealer Protokolls * 
über Stoffe, die zu einem ^bau der Ozonschicht führen 

Vom 23. August 1996 

Die Änderung vom 29. Juni 1990 des Montrealer Protokolls vom 16. Septem¬ 
ber 1987 über Stoffe, die zu einem Abbau der Ozonschicht führen (BGBl. 1991 II 
S. 1331), ist nach ihrem Artikel 2 für folgerKlen weiteren Staat in Kraft getreten: 

Mongolei am 5. Juni 1996 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachung vom 
1. April 1996 (BGBl. II S. 660). 


Bonn, den 23. August 1996 

Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Hillgenberg 


Bekanntmachung 
über den Geltungsbereich 
der Änderung von 1992 des Montrealer Protokolls 
über Stoffe, die zu einem Abbau der Ozonschicht führen 

Vom 23. August 1996 

Die Änderung vom 25. November 1992 des Montrealer Protokolls vom 
16. September 1987 über Stoffe, die zu einem Abbau der Ozonschicht führen 
(BGBl. 199311S. 2182), ist nach ihrem Artikel 3 Abs. 3 für 

Irland am 15. Juli 1996 

Mongolei am 5. Juni 1996 

in Kraft getreten. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachung vom 
10. Mai 1996 (BGBl. II S. 972). 


Bonn, den 23. August 1996 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Hillgenberg 
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Bekanntmachung 
über das Inkrafttreten 

des Beschlusses des Rates vom 31. Oktober 1994 
über das System der Eigenmittel der Europäischen Gemeinschaften 

Vom 23. August 1996 

Nach Artikel 2 Abs. 2 des Gesetzes vom 23. Juni 1995 zu dem Beschluß des 
Rates vom 31. Oktober 1994 über das System der Eigenmittel der Europäischen 
Gemeinschaften (BGBl. 1995IIS. 498) wird bekanntgemacht, daß der Beschluß 
nach sa'nem Artikel 11 Abs. 1 für die 

BuTKlesrepublik Deutschland am 1. Juli 1996 

mit Wirkung vom 1. Januar 1995 in Kraft getreten Ist 

Dem Ger>eratsekretär des Rates der Europäischen Gemeinschaften ist am 
20. Juli 1995 das Vorliegen der für die Annahme des Beschlusses erforderlichen 
innerstaatlichen Voraussetzungen r>otifiziert worden. 

Der Beschluß ist ebenfalls am 1. Juli 1996 mit Wirkung vom 1. Januar 1995 in 
Kraft getreten für 

Belgien 

Dänemark 

Finnland 

Frankreich 

Griechenland 

Irland 

Italien 

Luxemburg 

Niederlande 

Österreich 

Portugal 

Schweden 

Spanien 

Vereinigtes Königreich 


Bonn, den 23. August 1996 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Hillgenberg 
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Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich der Pariser Verbandsübereinkunft 
zum Schutz des gewerblichen Eigentums 

Vom 23. August 1996 

Die Pariser Verbandsübereinkunft vom 20. März 1883 zum Schutz des 
gewerblichen Eigentums in der in Stockholm am 14. Juli 1967 beschlossenen 
und am 2. Oktober 1979 geänderten Fassung (BGBl. 1970 II S. 293, 391; 1984 
II S. 799) wird nach ihrem Artikel 21 Abs. 3 für folgende weitere Staaten in Kraft 
treten; 

Kolumbien am 3. September 1996 

Panama am 19. Oktober 1996 

Vereinigte Arabische Emirate am 19. September 1996. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachung vom 
13. Juni 1996 (BGBl. IIS. 1136). 


Bonn, den 23. August 1996 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Hillgenberg 


Bekanntmachung 

des deutsch-albanischen Abkommens 
über Rnanzielle Zusammenarbeit 

Vom 27. August 1996 

Das in Tirana am 15. August 1996 Unterzeichnete 
Abkommen zwischen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regierung der Republik Albanien 
über Finanzielle Zusammenarbeit ist nach seinem Artikel 5 

am 15. August 1996 

in Kraft getreten; es wird nachstehend veröffentlicht. 


Bonn, den 27. August 1996 

Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung 
Im Auftrag 
Schweiger 
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Abkommen 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Republik Albanien 
über Finanzielle Zusammenarbeit 
(Vorhaben „Studien- und Fachkräftefonds IV“) 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Regierung der Republik Albanien - 

im Geiste der bestehenden freundschaftlichen Beziehurtgen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland urKf der Republik 
Albanien, 

in dem Wunsch, diese freundschaftlichen Beziehungen durch 
partnerschaftliche Firranzielle Zusammertarbeit zu festigen und 
zu vertiefen, 

im Bewußtsein, daß die Aufrechterhaltung dieser Beziehungen 
die Grundlage dieses Abkommens ist, 

in der Absicht, zur sozialen urKl wirtschaftlichen Entwicklur>g in 
der Republik Albanien beizutragen - 

sirKi wie folgt übereingekommen; 


Artikel 1 

(1) Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland ermöglicht 
es der Regierung der Republik Albanien, unter Einschaltung der 
Bank of Albania, von der Kreditanstalt für Wiederaufbau, Frank¬ 
furt am Main, einen Finanzierungsbeitrag bis zur Höhe von insge¬ 
samt 4 000 000,- DM (in Worten: vier Millionen Deutsche Mark) 
für den „Studien- und FachkrSftefonds IV“ zu erhärten. 

(2) Das in Absatz 1 bezeichnete Vorhaben kann im Einverneh¬ 
men zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
urKf der Regierung der Republik Albanien durch andere Vor¬ 
haben ersetzt werden. 


(3) Oer Franzierurtgsbeitrag wird in ein Dertehen umgewarv 
deit. wenn er nicht für das in Absatz 1 erwflhnte Vorhaben ver- 
wertdet wird. 

Artikel 2 

Die Verwendung des in Artikel 1 genannten Betrags, die 
Bedingungen, zu denen er zur VerfOgurtg gestellt wird, sowie das 
Verfertwen der Aufiragsvergabe bestimmt der zwischen der Kre¬ 
ditanstalt für Wiederaufbau und dem EtT^K^itger des Finanzie¬ 
rungsbeitrags zu schtießerxfe Vertrag, der den in der Burtdes- 
republik Deutschland getterxjen Rechtsvorschriften unterliegt 

Artikel 3 

Oie Regierung der Republik Albanien stellt die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau von sämtlichen Steuern und sonstigen öfferrt- 
tichen Abgaben frei, die im Zusammenhang mit dem Abschluß 
und der Durchführung des in Artikel 2 erwähnten Vertrags in der 
Republik Albanien erhoben werden. 

Artikel 4 

Die Flegierung der Republik Albanien überläßt bei den sich aus 
der Gewährung des Finanzienrngsbeitrags ergebenden Trans¬ 
porten von Personen und Gütern im Land-, See- und Luftverkehr 
den Passagieren Und Lieferanten die freie Wahl der Verkehrs- 
untemehmen, trifft keine Maßnahmen, welche die gleichberech¬ 
tigte Beteiligung der Verkehrsuntemehmen mit Sitz in der Bun¬ 
desrepublik Deutschland ausschließen oder erschweren, und 
erteilt gegebenenfalls die für eine Beteiligung dieser Verkehrs¬ 
untemehmen erforderlichen Genehmigungen. 

Artikel 5 

Dieses Abkommen tritt am Tag seiner Unterzeichnung in Kra^^ 


Geschehen zu Tirana am 15. August 1996 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und albanischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbirtdlich ist. 

Für die Regierung Bundesrepublik Deutschland 
Disdorn 


Für die Regierung der Republik Albanien 
Panariti 
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Bekanntmachung 

_ über den Geltungsbereich des Protokolls 
zur Änderung des internationalen Übereinkommens 
über Zusammenarbeit zur Sicherung der Luftfahrt „EUROCONTRÖL“ 
und der Mehrseitigen Vereinbarung über Flugsicherungs-Streckengebühren 

Vom 28. August 1996 

Das Protokoll vom 12. Februar 1981 zur Änderung des Internationalen Über¬ 
einkommens vom 13, Dezember 1960 über Zusammenarbeit zur Sicherung der 
Luftfahrt „EUROCONTROL“ und die Mehrseitige Vereinbarung vom 12. Februar 
1981 über Flugsicherungs-Streckengebühren (BGBl. 1984IIS. 69) werden nach 
Artikel XXXIII des Protokolls in Verbindung mit Artikel 28 Abs. 3 der Mehrseitigen 
Vereinbarung für 

Rumänien am 1. September 1996 

in Kraft treten. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachung vom 
19. März 1996 (BGBl. II S. 539). 


Bonn, den 28. August 1996 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Hillgenberg 







